
Detit~cher Bundestag
8. Wahlp'eriode·

Unterrichtung
durch die Bundesregierung

Jahresgutachten 1977/78 des Sachverständigenrates
. zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Vorwort

1.· Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung ei~es Sach­
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlicb:en
E~twicklung vom 14. August 1963 in der Fassung vom 8. No­
vember 1966 und vom 8. Juni 1967 1) legt der Sachverständigen-

_ rat sein vierzehntes Jahresgtitachten vor ~').

2. Die ~nttäus~hendewirtschaftliche Entwicklung dieses Jahres
. hat eine -Kursänderung der 'Wirtschaftspolitik nötig gemacht.
Der konjunkturelle Aufschwung war ins Stocken g-eraten. Die
Erwartung schwand, daß das Jahr 1977 bei der Eindämmung der
fast unverändert hohen Arbeitslosigkeit. auch nur das Maß an ­
Erfolg noch bringen werde, das die Zuversicht gestützt hätte,
wirbefänden uns weiterhin auf dem Rückweg zur Vollbeschäf­
tigung. Anfang September 1977 hat der Sachverständigenrat
daher der Bun.desregierung eine Steülungnahme zur Konjunktur­
lage übermittelt 3). Wir haben dargelegt, wie die akute S~hwä­

che der gesamtwirtschaftlicnen Nachfrage und deren mittelfri­
stige Ursachen, die wir nicht auf der Nachfrageseite sehen,

1) Das Gesetz mit den Änderungen durch das Knderungsgesetz vom 8.r-\o­
vember 1966 und durch die den Sachverständigenrat betreffenden Bestim­
mungen des "Gesetzes zur Förderungder Stabilität und des vVacnstums
der \Virtschaft" vom 8. Juni 1-967 sowie die §§ 1 bis 3 dieses .Gesetzes
sindals Anhang I und II angefügt. \Vichtige Bestimmungen des Sad:J.ver­
ständigenratsgesetzes sind im Vorwort der Jahresgutad:J.ten· 1964/65 bis
1968169 erläutert. .

2) Eine Liste der ·bisher erschienenen Jahresgutachten und der Sondergut-
achten ist als Anhang III abgedruckt. _.

3) Anhang IV.
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zugleich zu bekämpfen wären. Zuvor schon 'hatte der Sachver­
ständigenrat auf den -Sitzungen im Rahmen der Konzertierten
Aktion Gelegenheit, für die Dringlichkeit einer verstärkten
wachstumspolitischen Initiative des Staates zu werben.

'3. Regierung und Parlament haben inzwischen gehandelt. Un­
ser Jahresgutachten kann dieses Mal besser als sonst berück~

sichtigen, "'lelche für die Gesamtwirtschaft bedeutsamen Impulse
von Entscheidungen des Sta,ates voraussichtlich ausgehen wer­
den. Die Impulse sind kräftig. Sie sind in der Hauptsache dar­
auf ausgerichtet, die gesamtwirtschaftlich~Nachfrage anzuregen.
Wir halten für wahrscheinlich, daß sie ausreichen, den konjunk­
turellen Aufschwung deutlich zu beschleunigen, wenngleich die
Hoffnungen gedämpft bleiben müssen, solange sich die wirt­
schaftliche Lage in der Welt nicht ebenfalls merklich bessert.
Diese Impulse stellen aber gleichsam eine Vorleistung des Staa­
tes dar. Damit aus der von öffentlichem Geld getragenen Nach­
fragestimulierung kein konjunkturelles Strohfeuer wird, das­
bald wieder verlischt, muß eine Kursänderung der Lohnpolitik
hinzukommen.

Unser Gutachten durchzieht wie ein roter Faden d,as Bemühen,
deutlich zu machen, daß eine anhaltende Schwäche der gesamt­
wirtschaftlichen Nachfrage keine selbständige Erscheinung ist,
sl;mdern letztlich in Fehlern auf der Angebotsseite der Volks­
wirtschaft wurzelt. Selbst die_ Dberspitzung trifft zu, und nicht
nur für die Bundesrepublik: "Was fehlt, ist nicht_ein Mehr an
Nachfrage, sondern ein Mehr an Produktion. Denn Mangel-an
Produktion heißt in einer Ma*twirtschaft stets Mangel an ren~,

tablen Produktionsmöglichkeiten, deshalb Mangel an Einkom­
men· und erst von daher Mangel an Nachfrage. Der \tVunsch
nach mehr Gütern ist ohnehin vorhanden. Daher envächst aus
unserer An"alyse der Ursachen des Beschäftigungsproblems der
Rat, in den kommenden Jahren konsequent den \tVeg zur Voll­
beschäftigung durch wirtschaftliches \tVachstum zu suchen, -je­
denfalls hierfür durch bessere Voraussetzungen den Spielraum
zu schaffen, in Respekt vor den \tVünschen der einzelnen und
der Gesellschaft, in welche Richtung die Anstrengungen gehen
sollen, aus denen dann im ganzen wfrtschaftliches \"fachstum
sich ergibt.

Es ist also die Bedeutung des Kostenniveaus - und nicht nur
die Tatsache, daß die \tVirtschaftspolitik ihre Entscheidungen
schon getroffen hat -, warum die Lohnpolitik in den Mittel­
punkt unseres diesjährigen Gutachtens gerückt ist. Gewiß, es

-gilt sehr vielfältige Aufgaben zu lösen, auch außerhalb der
Lohnpolitik. Aber in der Lohnpolitik wird darüber entschieden,
mit welchen Ansprüchen der weitaus größere Teil der Bevöl­
kerung das Angebot zu arbeiten verbindet ·und so gleichzeitig
darüber, wieviel Arbeit in der Volkswirtschaft lohnend einge-

Gemäß-§ 6 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung zugeleitet mit Schre.iben des Bundeskanzlers - 14 (42f- 60006 - Gu 14iTl ­
vom 21. November 1977.
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setzt werden kann, lohnend für diejenigen, die ihrerseits mit
den Erträgen aus ihrer Arbeit die Produktion der anderen kau­
fen sollen. Besonders eingehend haben wir uns darum bemüht
zu zeigen, daß eine Lohnpolitik, die durch zurückhaltende Tarif­
abschlüsse mehr Produktions- und Beschäftigungsmöglichkeiten
rentabel werden oder rentabel bleiben lassen ,vill, nicht fürch­
ten muß, zunächst einmal wegen ausfallender Kaufkraft ihre
Erfolgschancen selbst zu zerstören.

Die wirtschaftlichen Aussichten für das kommende Jahr sind
nicht düster, aber sie sind auch nicht gut genug, nicht für 1918
und nicht für die Zeit danach. Aber sie lassen sich verbessern.

4. Ein Mitglied des Sachverständigenrates hat sich dem Votum
der Mehrheit für eine konsequente Verbesserung der "VVachs­
tumsb~dingungen der Volkswirtschaft nicht ohne Einschränkung
anschließen können. Er hat seine Meinung in einem Minder­
heitsvotum gemäß § 3 Abs. 2 d~s G~setzes über die Bildung
eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung zum Ausdruck gebracht.

5. vVie in den vergangenen Jahren legen wir unserer Darstel­
lung der absehbaren Entwicklung, die zu unserem gesetzlichen
Auftrag gehört, wiederum den Zeitraum eines Jahres ozugrunde
und geben die Vorausschau in der konzisen Form der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. Hierzu hat in früheren Jah­
ren auch die Bundesregierung den Sachverständigenrat ge­
drängt, weil viele Entscheidungen sowohl beim Staat als auch
in der privaten 'Wirtschaft auf der Grundlage einer solchen
Vorausschau getroffen werden müßten.

über den Wert der Methode, Vorstellungen über die künftige
wirtschaftliche Entwicklung durch das Zahlenwerk der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung quantitativen Ausdruck zu
verleihen, mag man gleichwohl streiten. In jedem Falle wird
man auf diesem \Vege gezw-ungeh, seine Vorstellungen konsi­
stent zu formulieren. Die "Buchhaltungsregeln der Gesamtrech-

. nung legen" innere vVidersprüche schonungslos offen. Aber
\v-as widerspruchsfrei ist, muß deshalb noch nicht zutreffen. Die
Ungewißheit bleibt. Auch wir haben zu beklagen, daß das Zah­
lenwerk einer Prognose, das nicht mehr sein kann als eine
unter Unsicherheit abgegebene beste Setzung und in erster
Linie als" Grundlage für überlegungen dienen soll, wie eine bes­
sere Entwicklung wahrscheinlicher gemacht .werden kann, in
seinem Aussagewert und seinem Aussageanspruch so oft"miß­
verstanden wird. Eine umfassende Analyse der gesamtwirt­
schaftlichen Lage" und der Herausforderungen an Politik und
"Wirtschaft, die sie enthält, erscheint dann oftmals reduziert auf
das. Was zwei bis drei Zuwachsraten "gesamtwirtschaftlicher
Größen besagen - oder eben nicht besagen. Die Politiker weh­
ren sich dagegen auf ihre \Veise. Der Kern des Problems ist,
daß wir über die Zukunft, über die Pläne der Menschen und
das, was diese verimlaßt; ihre Yläne zu ändern, .zu wenig wis­
sen und zu wenig 'wissen können. Die beste Antwort ist daher
eine Politik, die stetig und mittelfristig- orientiert ist. Sie kon-
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zentriert ihre Aufmerksamkeit auf die Grundzusammenhänge
der Wirtschaft und setzt die Rahmenbedingungen so, daß die
Menschen:"""" auch jene in den öffentlichen Verw"altungen ­
selbst dann mit einer fairen Chance auf Erfolg handeln können,
wenn die kurzfristigen Prognosen falsch sind. Der Sachverstän­
digenrat hat immer seine Hauptaufgabe hier gesehen und nicht

. in der kurzfristigen Prognose.

6. "Der Ausschuß für WIrtschaft des Deutschen Bundestages hat .
den Sachverständigenrat aus Anlaß der Anh~rung zu Fragen
der Energieversorgung um eine Stellungnahme gebeten. Der
Vorsitzende des Sachverständigenrates hat dem Ausschuß am
5. Oktober 1917 eine schriftliche Stellungnahme übermittelt 4).

7. Di~ Amtsperiode von Professor Dr. Gerhard Fels war .am
28. Februar 1.9'77 abgelaufen. Der ·Bundespräsident berief ihn
für eine weitere Amtsperiode zum Mitglied des Sachverstän­
digenrates.

8. Der Sachverständigenrat hatte in den vergangenen zwölf
Monaten mehrfach Gelegenheit, mit dem Bundesminister für
'Virtschaft, dem Bundesminister der Finanzen sowie mit dem
Präsidenten und den Mitgliedern des Direktoriums der Deut­
schen Bundeshank aktuelle konjunktur~ und währungspoliti­
sche Fragen zu erörter.n. Aus gegebenem Anlaß führte der Rat
Gespräche mit dem Bundesminister für Bildung und 'Wissen­
schaft und mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord­
nung, vertreten durch Herrn Ministerialdirektor Tegtmeier.

Die Urteilsbildung des Rates erleichterten Berichte des Präsi­
denten der Bundesanstalt für Arbeit und des Direktors des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.

\iVie in früheren Jahren hat der Rat Vertreter der Sozialj>art­
ner, des Deutschen Industrie- und Handelstages uno des Bun­
desverbandes der deutschen Industrie zu anstehenden Proble­
men gehört.

Die Kommission der Europäischen Geme!nschaften gab dem
SachverständIgenrat 1m Oktober 19'77 Gelegenheit zu einem
ausführlichen_Gespräch über wirtschaftspolitische Probleme der
Europäischen Gemeinschaften.

Der Rat nahm an den Sitzungen der Konzertierten Aktion beim
Bundesminister für Wirtschaft tejl; er war zudem bei der So­
zialpolitischen Gesprächsrunde des Bun~esministers für Arbeit
und Sozialordnung vertreten.

9~ Mit Vertretern der "Wirtschaftswissenschaften an Hoch­
schulen und Forschungsinstituten hat der RatGespräche führen
können, die ihm für seine Arbeit wertvolle HinweJse vermittelt
haben.

Zur Frage staatlicher Regulierungen im konsumbezogenen
Dienstleistungsbereich stellte ihm Dr. Gert· Eichler aus Stutt-

~) AnhangV.
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gart eine schriftliche Ausarbeitung zur Verfügung. Die Kredit­
anstalt für 'Wiederaufbau, Frankfurt, und die Lastenausgleichs­
bank, Bonn-Bad Godesberg, übermittelten dem Rat Erfahrungs­
berichte über Programme' zur Förderung der Gründung und Er­
haltung selbständiger Existenzen.

10. Professor Dr. Horst Albach, Bonn, stcmd dem Rat für ein
Gespräch über 'die Bedeutung der steuerlichen Abschreibungs­
regelungen und der ertragsunabhängigen Steueru. für die Inve­
stitionsentscheidung der Unternehmen zur Verfügung. Mit Pro­
fessor Dr. Heinz Lampert, Augsburg, konnte der Rat Fragen
aus dem Gebiet der Arbeitsmarktpolitik erörtern. Ein Gespräch

.über Probleme des Ausgabeverhaltens der Gemeinden führte ­
der Rat mit Dr. Hans G. Schmitz, Nümberg, und Professor
Dr. Gerhard Seiler, Karlsruhe.· 'Wiederum hat der Deutsche
Industrie-" und Han~elstagdurch kurzfristige Umfragen bei den
Kammern dem -Sachverständigenrat besonders' aktuelle Infor­
mationen zukommen lassen..

11. Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten
haben uns' Professor Dr. Manfred Feldsieper, Köln, Dr. Hans­
Hagen Härtei, Düsseldorf, ProfessorDr. Manfred Neumann,

"Nürnberg, und Dr. Carsten Thoroe, Kiel, geholfen. \Vir fanden
fen:er wiederum wertvolle Unterstützung durch Diplom-Volks­
wirt Bernhard Fihisch, Essen, lind Diplom-Volkswirt Klaus­
Dieter Schmidt, Kiel. Ihnen allen gilt der Dank des Rates.

12. Die volkswirtschaftliche und die statistische Abteilung der
Deutschen Bundesbank haben wie immer den Sachverständigen­
rat .bei s~inen statistischen Arbeiten tn großzügiger vVeis~ _

- unterstützt, in zahlreichen Einzelfragen ~eraten und ihm bei der
Materialbeschaffung wertvolle Hilfe geleistet.

Unterstützung bei der Beschaffung von Informationen und sta­
tistischem Materüll hat der Sachverständigenrat außerdem durch
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften erfahren..

. -

Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war auch
_ in diesem Jahr sehr gut. Der weit über das Normale hinaus­

gehende Einsatz vieler Angehöriger des Amtes! insbesondere
der ständigen Mitarbeiter der Verbindungsstelle, hat die Arbei­
ten des Rates wesentlich erleichte:rt. AiIen Beteiligten zu dan­
ken, ist dem Rat ein besonderes Anliegen.

13. Auch dieses, Jahresgutachten hätte der Sachverständigen­
rat ohne die unermüdliche. Arbeit seiner Mitarbeiter nicht er-

_ stellen können. Dem wissenschaftlichen Stab des Rates gehör­
ten beim Abschluß dieses Gutachtens an: Diplom-Volkswirt
Heiner Flassbeck, Dr. vVilly Friedmann; Diplom-Volkswirt Gei-­
hard Kaufhold, Diplom-:Wirtschaftsingenieur Vvolfgang Senge­
busch, Dr. Axel Siedenberg, Diplom-Volkswirt Ulrich 'Stiehler,
Dr. Dieter vVermuth~

Drucksache 8/1221
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Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wis~enschaftliche

Arbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachverstän,.
" digenrates, Dr. Iians J. Barth, zu tragen.

Alle Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen 'in­
dessen allein zu Lasten der Unterzeichneten.

vViesbaden, 18.~overnber1911

G. Fels

VI
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Eine kürzere Fassung
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Dar internationale Rahmen

Verlangsamter Aufsch\vung

1*.~ Für die westlichen Industrieländer war 1977
zwar ein Jahr weiterer konjunktureller Erholung,
gleichzeitig aber ·auch ·ein Jahr der Enttäu-schung.
Das Tempo des Aufschwungs, das im Verlauf des
Jahres 1976 deutlich nachgelassen hatte, blieb viel
zu gering, als daß sich. die Hoffnung auf einen Ab-

. bau der weltweiten Arbeitslosigkeit hätte erfüllen.
können: Mit der Verlangsamung des Nachfragean­
stiegs nahmen die außenwirtschaftlichen Ungleich­
gewichte .in den westlichen Industrieländern deut­
lich ab.

Der vVelthandel nahm nach der kräftigen Expan­
sion zu Beginn des Aufschwungs in diesem Jahr
nur noch um 5112 vH zu. Das Sozialprodukt der
westlichen Indüstrieländer \V.ar um 4 vH. ohne die
Vereinigten Staaten gerechnet um knapp 3 vH hö"
her als -im Vorjahr. Die Anzahl der Arbeitslosen
blieb mit rund 15 Millionen nahezu unverändert.
Die durc:hschnittliche Inflationsrate ist nur wenig
gesunken (Ziffern 1 ff.).

2*. Zur Beurteilung der Lage muß man sich die
weltwirtschaftlichen Kraftlinien vergegenwärtigen.
Aufgetürmte Probleme der Vergangenheit ragen in
die Gegenwart.hinein. Die unvermeidlich geworde­
ne Bekämpfung- der Inflation hatte allenthalben die
Investitionsneigung gedrückt und damit die. Stö-·
mng der Angebotsbedingungen in den Volkswirt­
schaften, namentlich beim Kostenniveau, auch i:n
den Ländern offenbar werden lassen, in denen es
besonders lange möglich gewesen war! solche Stö­
rungen durch Inkaufitahme ständig steigender Infla­
tionsraten zu verschleiern. Die Erdölkrise hatte
eIne merkliche }\nderung der' internationalen Ein­
kommensverteilung erzwungen, mit der gleichsam
eine Erhöhung der \Veltsparquote einherging. Doch
während dies eigentlich möglichst rasch eine ent­
sprechende Verbesserung der Investitionsbedingun­
gen erfordert hätte, damit das zusätzliche Kapital
ohne weltwirtschaftlichen 'Kontraktionsprozeß für
zusätzliche Investitionen genutzt würde, kam es
tats~fchlich zunächst zu einer weiteren Verschlech­
terung - die Umverteilung ging in der ersten Run­
de großenteils zu Lasten - der' Unternehmen; denn
den Arbeitnehmern gelang ~s zunächst, die Lasten
der Rohstoffverteuerung durch zusätzliche Lohn­
steigerungen von sich abzuwehren. Das ganze
stand unter Rahmenbedingungen eines weltwirt-·
schaftlichen Strukturwandels, in dem die Enhvick­
lungsländer, ,auf das Recht des Freihandels po­
chend, mit kostengünstig produzierten Gütern auf
einen noch kleinen, aber rasch zunehmenden .Teil
der Märkte drängen, die die alten Industrieländer
für ihre angestam~tenhalten, andererseits· aber bei.

vielen Rohstoffen versuchen, außerhalb der Prinzi­
pien des Freihandels das Verteilungsergebnis des
:Nlarktes durch· neue internationale Marktordnungs­
regeln zu ihren Gunsten zu verändern.

3*. Nach der ersten Phase des Aufschwungs, der
1975 in den ·wichtigsten Industrieländern nahezu
gleichzeitig eingesetzt und bis zum -Sommer 1976
auch überall einen ähnlichen Verlauf genommen
hatte, zeigt sie!:! mehr und mehr. wie unterschied­
lich die mittElfristigen Rahmenbedingungen für·
·eine stetige Fortsetzung des Aufschwungs noch '>'la­
ren. Die konju.nkturelle Differenzierung zwischen
den Industrieländern nahm zu.

In der ersten Hälfte des Jahres 1977 ·haben sich in
den Vereinigten Staaten Produktion und Beschäfti­
gung nochmals kräftig ausgedehnt. Diedurchgrei­
fende Nachfragebelebung schwächte sich erst im
Sommer 1977 ab, ohne daß man jedoch von einer
Stockung sprechen kann. In Japan belebte sich die
Konjunktur, die seit 1975 ,starke Impulse nU!: von
der Auslandsnftchfrage erhalten hqtte, auch im Jah­
re 1977 noch nicht nach.haltig. In \Vesteuropa kam
der Aufschwung noch langsamer voran.

In einigen Ländern - so in Schweden 'und in
astetreich - wurde mit administrativen- Maßnah­
men versucht, die Kachfrage nach Arbeitskräften zu
erhöhen. Diese Eolitik ·stieß rasch an außenwirt­
schaftliche Grenzen (Ziffern 21 f.); So ist die Zwi­
schenbilanz .dieses Aufschwungs, daß auch drei
Jahre nach Beginn der Stabilisierungskrise ein er­
heblicher Teil des Angebots an Arbeit und Kapital
in den westlichen Industrieländern noch immer un­
genutzt ist. Die Ungeduld hierüber hat zugenom­
men.. Und mit ihr wächst allenthalben das Drängen
und die Bereits.chaft, es nun doch wieder. damit zu

. versuchen, ungelöste Probleme auf der Angebots­
seite durch eine expansive Politik auf der Nachfr:.a­
geseite zu überspielen.

4*, Die durchschnittliche Inflationsrate der west-·
lichen Industrieländer ist 1977 im Vergleich ~um

Vorjahr nicht weiter zurückgegangen; im Jahres­
-durchschllitt' betrug sie noch immer 81/2 vB. Al­
lerdings hatte das Jahr unter ungünstigenVorzei­
c1?-en begonnen, weil in einigen Ländern die kurz­
fristigen Auswirkungen der vorausgegangenen Ver­
schlechterung der INechselkurse noch nicht über­
wunden und zudem zahlreiche Rohstoffmärkte von ­
einer neuen Preishausse erfaßt worden waren.

Der ~ominallohnanstiegging in den westlichen In­
dustrieländern insgesamt weiter zurück. Hatte er
1976 noch 111/2 vH ausgemacht, so betrug er 1977
knapp 10 vH - und dies, obwohl in wichtigen Län­
dern die Lohnsteigerungen nicht mehr geringer
wurden. Allerdings- flachte sieh mit der geringeren
Produk:,tionssteigerung auch der Produktivitätsan-

1
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stieg wieder ab. Die Lohnstückkosten stiegen daher
ebenso rasch wie im Vorjahr, nämlich um 71/2 vH.
Die Zuwachsraten des inländischen Kostenniveaus
in den Industrieländern näherten sich einander an
(Ziffer 24).

5* Trotz des engen konjunkturellen 'Gleichschritts
in der Europäischen Gemeinschaft konnten die Län­
der mit dem größten StabilisierungsfÜckstand ihr
außenwirtschaftliches Defizit beträchtlich vermin­
dern. \Vechselkursausschläge wie 1976 wiederhol­
tensich in diesem Jahr nicht (Ziffern 25 ff.). Der
französische Franken und die italienische Lira no­
tierten stabiler. Seit der Jahreswende haben sich
ihre Kurse nur wenig verändert. ·Das britische
Pfund stand sogar unter einem gewissen Auhv"er­
tungsdruck. ?\1it erheblichen Devisenmarktinterven­
tionen wurde verhindert, daß der Pfundkurs kräfti­
ger stieg. Seit Jahr~sbeginlf.konnte er um 3 vH ge­
winnen. Das Bemühen der. Vereinigten Staaten,
trotz ihres konjunkturellen Vorlaufs mit Hilfe der
Geldpolitik die Zinswende nach oben hinauszuzö­
gern, schlug sich seit Jahresbeginn im vVechselkurs
des Dollars, vor allem gegenüber der D-Mark- und
dem Yen, mehr und mehr nieder. Spekulationen
über die Ausv"irkungen des unvermindert zuneh­
menden Leistungsbilanzdefizits der Vereinigten
Staaten setzten den Kurs des Dollars in Japan und'
in der Bundesrepublik immer wieder unter Druck,
zumal die Kapitalzuflüsse aus den OPEC-Ländern in

, die Vereinigten Staaten nicht mehr so rasch zunah­
men. Von Jahresbeginn bis Oktober erreichte die
Aufwertung des Yen gegenüber dem Dollar rund
10 vB, die Aufwertung der D-Mark rund 5 vH.

Europäische Gemeinschaft

6*. Das Jahr 1977-brachte in der \Virtschaftspolitik
'- nach den zunehmenden Divergenzen -in den Jah­
ren 1973 bis 1975 - wieder eine Annäherung zwi­
schen den Ländern der Europäischen Gemeinschaft.
Am -raschesten kam allenthalben die Dämpfung der
monetären Expansion in Gang (Ziffer 31). Zur,
Dämpfung des Lohnkostenanstiegs und zum Abbau,
der staatlichen Defizite bedurfte es größerer An­
strengungen als auf dem Feld der Geldpolitik. Die
deutlichsten Erfolge hatte Großbritannien (Zif­
fer 32). In den letzten Monaten mehrten sich in den
Länd~rn der Gemeinschaft die Anzeichen einer ex­
pansiven Ausrichtung der' Finanzpolitik für das
Jahr 1978.

7*. Auf dem Konto der innergemeinschaftlichen
Konvergenz muß allerdings auch eine wirtschafts- .

·politische Annäherung ganz anderer Art verbucht
werden: Die direkten Eingriffe des Staates nehmen
zu. Für die Einsparung von Energie ,',rerden admini­
strative Regelungen gesucht. In die Investitions­
und Beschäftigungspläne namentlich-der Stahlindu­
strie und des Schiffbaus greift der Staat immer
mehr ein. Mehr noch, unter dem Eindruck der au­
ßenwirtschaftlichen Ungleichgewichte des vorigen
Jahres hat man allenthalben zu direkten Preis·,
Lohn- und Einkommenskontrollen Zuflucht genom- I

2

men: Faktisch war in der Europäischen Gemein­
schaft - mit der einzigen Ausnahme der ~undesre­

publik~ die Tarifautonomie ausgesetzt.

Zunehmender Protektionismus im internationalen
Handel

8*. Es waren nicht nur globale Maßnahmen z,ur
Dämpfung des Nachfrageanstiegs und des Kosten­
auftriebs, mit denen die vVirtschaftspolitik in den
Industrieländern den Zahlungsbilanzproblemen ent·
gegenzuwirken versuchte. Auch die Neigung zu
Handelsbeschränkungen nahm zu. Diese Tendenz
hatte bereits 1974 eingesetzt; zunächst aber schien
es sich um eine vorübergehende Nothilfe zu han­
deln, zu der eine Reihe von Ländern unter dem
Druck der akuten Zahlungsbilanzprobleme nach der
Olpreiserhöhung und verstärkt noch unter dem
Druck des sich anschließenden Beschäftigungsein­
bruchs Zuflucht genommen hatte. Allenthalben
wurde beteuert, die gegenseitige Abhängigkeit sei
zu eng, als daß einzelne Länder sich nationale Be- '
schäftigungsvorteile auf Kosten der Handelspartner
dauerhaft verschaffen könnten. Noch im Tiefpunkt
der Rezession, im Mai 1975, war ein entsprechendes
Bekenntnis von den Ländern der OECD abgelegt
worden. Doch dieser Konsens geriet im Jahre 1977
erneut 'in Gefahr.

9*. Das Ausmaß, das der Protektionismus in der
'WeIt inzwischen erreicht hat, läßt sich quantitativ
nicht eindeutig bestimmen. Die Gren"zen zwischen
indirekten Maßnahmen zur Dämpfung des Einfuhr­
anstiegs und direkten Einfuhrbeschränkungen sind
fließend. Auch hat die Angst'vor Vergeltungsmaß­
nahmen der Handelspartner immer subtilere For­
men der Diskriminierung ausländischer Güter her­
vorgebracht. Beispiele dafür gab es in diesem Jahr
genug. Technische Normen für einzelne vVaren
wurden so verändert, daß ausländischen Anbietern
ein Kachteil entstehen mußte; Ursprungszeugnisse
wurden strenger kontrolliert; für ohnehin genehmi~

gungspflichtige Importe wurden weniger Genehmi­
gungen erteilt; und in sogenannten "Anti-Du~ping­

Verfahren" wurde die Preiskalkulation ausländi­
scher Anbieter gerichtlich überprüft. A)Il meisten
ins Gewicht aber fiel die "konventionel- ,
le" Diskri.minierung durch einseitige mengen- oder
wertmäßige Einfu1ubeschränkungen, durch bilatera­
le "Selbstbeschränkungsabkommen" und durch die
Belastung einzelner Importe mit "Sonderabgaben"
(Ziffern 37_ ff.).

10*.' )Jimmt man alle Handelsbeschränkungen zu­
'sammen, so legten die' ungelösten B-eschäftigungs­
probleme in diesem· Jahr eine erschreckende Nei­
gung offen, aus kurzfristigen :.vlotiven die Fortent­
wicklung der internationalen Arbeitsteilung und
damit die Verbesserung des allgemeinen "Wohlstan­
des zu behindern. Die um sich greifende politische
Bereitschaft zur "Ordnung" der Märkte, zur "Qrga­
nisierung" des Handels 'läßt neue Fehlentwicklun­
gen .befürchten, deren Bedeutung für die weltwirt­
schaftliche Entwicklung hoch veranschlagt werden
muß.
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Die Binnenkonjunktur 1977

11*. In der Bundesrepublik ist der Aufschwung
1.977 ins Stocken geraten. Obwohl der Finanzie­

. rungsspielraum für eine ebenso kräftige Ausgaben­
steigerung .\'[ie im Vorjahr ausgereicht hätte, nahm

.die Nachfrage nur wenig zu. Besonders die Ent­
wicklung der Binnennachfrage enttäuschte (Zif­
fern 64 ff.). 'Während die Verbraucher durchaus
mehr auszugeben bereit waren, blieben die Unter­
nehmen weiterhin zurückhaltender als in früheren
Zyklen. Damit fehlte es an den Auftriebskräften,
die sonst über mehr Investitionen, mehr Beschäfti­
gung und mehr Einkommen den Aufschwung ver­
stärkt 'und schließlich ganz getragen hatten. Hinzu
kam, daß angesichts der abgeschwächten Expan­
sionin wichtigen Partnerländern auch die· Exporte
weit schwächer als im Vorjahr stiegen (Zif­
fern 61 ff.). So blieb der Zmv-achs der gesamtwirt­
schaftlichen Produktion mit 21!2 vH geringer, als
für eine Erhöhung des Beschäftigungsstandes not­
wendig gew'esen wäre. Die Anzahl der Arbeitslosen­
unterschritt auch im Jahresdurchschnitt 1977 nicht
die Millionengrenze (Ziffern 94 ff.). Die Preissteige­
rungen ließen weiter nach; auf der Verbraucherstu-

- fe ging der Geldwertschwund auf knapp 4 vH zu­
rück (Ziffern 83 ff.).

12*. _Eine befriedigende Annäherung an die gesamt­
wirtschaftlichen Ziele, insbesondere an einen hohen

- ~eschäftigungsstand, hatte die Ausgangslage für
1971 zwar' nicht erwarten lassen, do~h wenigstens
Schritte auf diese hin. Gewiß, die konj!lnkturelle
Erholung, die 1976 zu verzeichnen gewesen war,
hatte zum Teil noch auf den r'iachviirkungen der fi­
nanzpoliÜschen Expansionsmaßnahmen und auf der
kräftigen Belebung der Auslimdsnachfrage beruht;
zugleich hatten sich aber auch die Bedingungen für
eine Festigung der privaten Nachfrage .im Inland
und für ein inflqtionsfreies \Vachstum verbessert.
Steigende Kapazitätsauslastung u:nd zurückhaltende
Lohnpolitik hatten die Produktivität und die Real­
löhne wieder näher zueinander gebracht und eine
deutliche Zunahme der "Cnternehmenserträge bei
weiter rückläufigen Preissteigerungen erlaubt. Mit
dem Gmfang rentabler Produktion war zugleich der
Anreiz größer gewo-rden, wieder mehr zu investie:
ren. Dieser wurde durch den Zinsrückgang noch­
verstärkt, der mit darauf zurückzuführen war, daß
der Staat die Kreditmärkte weniger beanspruchte
und daß von dem vorhandenen Geld vieniger für
die Finanzierung von Preissteigerungen benötigt
wurde.

13*. vVie rasch und nachhaltig die' Ausgabenei­
gung 1977 zunehmen würde, war allerdings unge­
wiß geblieben. Im Export drohten zudem neue Risi­
ken; denn ungelöste Stabilisierungsprobleme hatten
mehrere Nachbarländer zu einer Restriktionspolitik
gez....vungen, und die Neigung zu Handelsbeschrän­
kungen 'war allgemein größer geworden.

Immerhin, die ;\Tachfrage der inländischen Investo­
ren und Konsumenten hatte nach der ausgeprägten
Sommerpause in den Herbstmonaten 1976 spürbar

angezogen. Blieb die Geldpolitik bei ihrem Kurs
und wahrte die Lohnpolitik die 1916 gefundene Li­
nie, so schien für das Jahr 1971 selbst bei Vermin­
derung der konjunkturstützenden Impulse der Fi­
nanzpolitik ein Zuwachs von Nachfrage und Pro­
duk:tion_ erwartbar, der_ wenigstens einen weiteren
Schritt beim Abbau der Arbeitslosigkeit erlaubte.
Auch dann blieb indes zu befürchten, daß auf mitt­
lere Sicht nicht alle Arbeitsuchenden einen Ar­
beitsplatz finden würden. Um dem vorzubeugen,
ohne die erreichten Stabilisierungserfolge aufs
Spiel zu setzen, war vor allem eine Verbesserung
de.r ,v-achstumspolitischen Rahmenbedingungen ge­
boten.

14*. An Finanzierungsmitteln fehlte es auch 1917
nicht (Ziffern 172 H.). Schon in den Jahren 1975 und
1916 hatte die Bundesbank Raum für einen kräfti­
gen Aufschwung geschaffen, indem sie sich bei der
Ausweitung der Zentralbankgeldmenge an den Pro­
duktionsmöglichkeiten und nicht an der aktuellen
K~chfrage orientierte; ja die Bundesbank hatte es,
zumal die Stabilisierung des Kosten- und Preisni­
veaus Fortschritte machte, in beiden- Jahren sogar
hingenommen, daß die tatsächliche Geldmengene'l<:­
pansion noch etwas über die angestrebte hinaus­
ging. Die dabei entstandenen Finanzierungsreser­
ven wurden eher vorsichtig in Abzug gebracht, als
im Dezember 1976 die Zielmarke für die monetäre
Expansion im Jahresdurchschnitt 1977 wie im Vor­
jahr auf 8 vH festgesetzt wurde. Bei dieser Zunah­
me der Zentralbankgeldmenge wäre 19n ein Aus­
gapenanstieg von mehr als 10 vH finanzierbar ge­
wesen. Bei der gegebenen Preisentwicklung hätte
dies ohne Schwierigkeiten einen Zuwachs der ge­
samtwirtschaftlichen Produktion um 6 vH ermög­
licht.

15*. Die Finanzpolitik war 1977 -darauf angelegt,
die Konsolidierung fortzusetzen, die bereits 1976
schneller als erwartet vorangekommen ,var (Zif­
fern 142 ff.). Nicht direkte Stützung der Nachfrage,
sondern Förderung der wirtschaftlichen Selbstver­
stärkungskräfte durch Entlastung des Kapitalmark­
tes stand also im Vordergrund. Zwar v{urden Maß­
nahmen zum Abbau des strukturellen Defizits der
Rentenversicherung im wesentlichen auf 1978 ver­
tagt; im Bereich von Bund, Ländern und Gemeinden
wurde die Konsolidierung jedoch vorangetrieb~n.

vVährend die Steuereinnahmen reichlicher flossen,
als selbst unter der. Annahme einer günstigeren
Konjunkturentwicklung vor Jahresbeginn voraus­
geschätzt worde!). war, folgte der Ausgabenanstieg
den gekürzten Ansätzen der mittelfristigen' Finanz­
pläne, zum Teil .blieb er sogar dahinter zurijck, vor
allem bei den Ge:p1einden.Am stärksten wirkte sich
die Ausgabenzurückhaltung auf die öffentlichen In~

vestitionen aus (Ziffern 144 ff.). Um zu verhindern,
daß deren Anteil an den Gesamtausgaben weiter
sinkt,'wurde im Frühjahr ein mehrjähriges Investi­
tionsprogramm verabschiedet, aus dem 1977 noch
Aufträge von reichlich 3 Mrd PM vergeben werden
sollen. Im laufenden Jahr dürfte davon allerdings
nicht mehr viel produktionswirksam werden. Die
ursprüngliche Absicht, die lvlehrwertsteuer so stark
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zu erhöhen, daß ·.die staatlichen' Defizite trotz der
angekündigten Verbesserungen ,des verfügbaren,
Einkommens der privaten Haushalte und der steu­
erlichen Entlastung der' Unternehmen weiter ver­
mindert worden wären, wurde zudem im Verlauf
des Jahres aufgegeben. Die im Juli 1977 verab­
schiedeten Leistungs- und Steuerrechtsänderungen,
die in der Mehrzahl -Anfang 1978 in Kraft .treten,
bringen dem Staat- nun in der Summe statt Mehr­
einnahmen sogar geringe Einnahmeausfälle.

Gnter dem Eindruck der stockenden Konjunktur
und der daraus erwachsenden Gefahr, daß ent­
täuschte Erwartungen bei Unternehmen wie priva­
ten Haushalten neue Zurückhaltung hervorriefen,
beschloß die Bundesregierung dann im September
eine -Ä,nderung des bisherigen Kurses. Bei Inkauf­
,nahme wieder sehr viel höherer Defizite soll die öf­
fentliche Nachfrage verstärkt ausgeweitet und die
private durch weitere Steuerentlastung gestützt
werden. Mit Abschreibungserleichterungen, die den

,Staat mehr als bisher am unternehmerischen Inve­
stitionsrisiko beteiligen, sollen auch auf der Ange­
botsseite die Voraussetzungen für das künftige
'Wachstum verbessert werden (Ziffern 156 f.). '

16*. , Denn wie das Janr über mehr und meh; deut­
lich wurde, war der weitere Zinsrückgang für die
meisten l]nternehmen kein hinreichender Grund,
ihre Ausgaben im erwarteten "Gmfang ,zu ,steigern.
Bereits kurz nach der Jahreswende war sichtbar ge­
worden, daß die Nachfrage nach Investitionsgütern
nicht hielt, was ihr beschleunigter Anstieg in der
zweiten Jahreshälfte 1976 versprochen hatte. Offen­
bar waren die Inyestoren weniger als in früheren
Zyklen bereit, auf künftige Gewinne zu setzen, sei
es, daß ihnen die dauerhaften Absatzchancen auf
den' angestammten Märkten nach wie vor zu unsi­
cher und die Erschließung neuer Absatzmöglichkei­
ten oder die Durchsetzung neuer Produkte zu ris­
kant erschienen, sei es, daß - sie der künftigen
Kostenentwicklung mißtrauten. Spielraum, für eine
Verbesserung der Erträge stellten di~ realen Lohn­
steigerungen, die 1977 bereits wieder ebenso groß
wie der Produktivitätsanstieg waren, in der Tat
kaum noch in Aussicht" und verstärkte Preisanhe­
bungen ließ der 'Wettbewerb, nicht zuletzt mit aus­
ländischen Anbietern, angesichts der verhaltenen
Nachfrage nur in den wenigsten Bereichen zu. Im
Verlauf des Jahres wurden die Investitionspläne
zum Teil zwar nach oben korrigiert; zu einer kumu-

'lativen Verstärkung der Investitionsneigung kam'
es aber nicht (Ziffern 68 ff.).

17*. Nach drei Jahren hoher Arbeitslosigkeit haben
sich die Anzeichen dafür verdichtet, daß ein großer
Teil der Unterbeschäftigung nieht schon durch eine
bessere Auslastung des Produktionspotentials im
Laufe eines konjunkturellen Aufschwungs zu besei­
tigen ist., überdies tritt immer deutlicher zutage,
daß sich die Arbeitslosigkeit in den vergangenen
drei Jahren in ihrer Struktur gewandelt hat und
daß sich die durchschnittliche Dauer der Arbeitslo­
sigkeit erhöht hat (Ziffern 103 ff.). Die Konzentra­
tion des Arbeitsplatzrisikos auf 1;lesonders benach-
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teiligte Gruppen ist zum Hauptproblem der Arbeits­
marktpolitik geworden (Ziffern 111 ff.).

18*. Inzwisc4en mehren sich die Zeichen, daß die
Stagnation, die in den Frühjahrs- und Sofnmermo­
_naten vorherrschte, dem Ende zugeht. Die Ge­
schäftserwartungen der Unternehmen haben sich
wieder etwas verbessert, und die Ausgabeneigung
der Verbraucher hat weiter zugenommen.' Gleich­
woj:ll lösten sich die Auftriebskräfte bis zuletzt eher
ab, als daß sie sich, wie 'sonst im Aufschwung,
wechselseitig verstärkten. Eine Zunahme des Ex­
pansionstempos, die eine deutliche Ausweitung, des
Beschäftigungsstandes erwarten ließe, ist -bislang

,nicht erkennbar.

Die Ursachen des Beschäftigungsproblems

19*. Z.wei Jahre nach der schwersten Rezession
der, Nachkriegszeit ist Vollbeschäftigung immer
noch ein fernes Ziel. Im Laufe dieses Jahres ist die
Aussicht, daß sich die 'Wirtschaft in absehbarer
Zeit wenigstens allmählich diesem Ziel nähert, so­
gar geringer geworden. Die Furcht geht um, die Be-'
schäftigungslage könne sich noch verschlechtern
und die Ausbildungs-, und Berufschancen der nach­
wachsenden Generation würden sich weiter ver­
mindern. Das Vertrauen in die Selbstheilungskräfte
des Marktes, das sich nacl). überwindung der Re­
zession wieder gefestigt hatte, ist auf eine harte
Probe gestellt.

Nachfrageschwäche als Problemursaclle?

"

20*. Von den möglichen Ursachen der Unterbe­
schäftigung sticht eine be'sonders ins Auge: Nach-
frageschwäche. Die jüngste Konjunkturstockung
scheint diejenigen zu bestätigen, die in einer kon­
junkturell,en' Nachfrageschwäche die 'Hauptursache .
des gegenwärtigen Beschäftigungsproblems sehen.
"Veit verbreitet ist die Auffassung, daß die 'Wirt­
schaftspolitik nach dex Rezession fÜr eine stärkere
Nachfrageexpansion hätte sorgen müssen' (Zif­
fern 244 ff.).

Der letzte Aufschwung- unterscheidet sich von dem
der Jahre 1968 und 1969 darin, daß das Muster des
Konjunkturverlaufs diesmal grundlegend anders
war. Insbesondere die für frühere Aufschwung.spha­
sen typische Selbstverstärkung durch eine kräftige
Investitionskonjunktur ist ausgeblieben. Dabei wa­
ren bis weit in das Jahr 1976 hinein 'von der kon­
junkturellen Nachfrageentwicklung her Bedingun­
gen gegeben, die eine Selbstverstärkung der Auf­
triebskräfte hätten ermöglichen können. Statt dessen
kam es 1977 zur Stockung. Dem Staat wird nun­
mehr ;zum VQnvurf gemacht, daß er inden Jahren
1976 und 1911, in denen das Tempo der Ausgaben­
steigerung verhalten, die 'Zunahme der Steuerein­
gänge dagegen kräftig ,var, seine Defizite zu stark
abgebaut habe (Ziffern 318 ff.). '
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21* Im nachhinein gesehen waren die Impulse der
öffentlichen. Haushalte v[eniger- stark, als der kon­
junkturellen Enhvicklung förderlich .gewesen wäre.
Eine konjunktur':-- und beschäftigungspolitische
'Würdigung der Finanzpolitik sollte aber nicht nur
auf die Entwicklung der letzten' beiden Jahre ab­
stellen; denn 1915 waren vom Staat expansive Im­
pulse yon zuvor nicht gekannter Größenordnung
ausgegangen, die dem Abgleiten iil eine schwere
Krise entgegenwirkten, deren Abbau aber mittelfri­
stig anstand, um- die Erwartungen der Privaten zu
stabilisieren.

Im .Jahre.1915 waren Grenzen für eine Konjunktur­
steuerung durch expansive Finanzpolitik sichtbar

.geworden. Die Finanzpolitik stand also unmittelbar
nach der Reiession vor der' Aufgabe, das sprung­
haft an:gestfegene Defizit der öffentlichen Haushalte
auf ein normales Maß zurückzuführen. Je mehr es
ihr dabe! gelang, Vertrauen für eine ~ittelfristig

angelegte Konsölidierungsstrategie zu gewinnen,
um so größer war ihr Spielraum, durch Nachfrage­
stützung und wachstumsfördernde Maßnahmen dem
Aufschwung voranzuhelfen. Den Konsolidierungs­
anstrengungen kam entgegen, daß die Steuerein­
gänge überraschend stark zunahmen.

22*. Konsolidierung der öffentlichen Haushalte be­
deutete aber auch einen Abbau der hohen expansi­
ven Impulse. Eine Politik der schnellen Konsolidie-.
ruilg mußte auf' starke "Selbstheilungskräfte des
Marktes setzen. Für die Chance, die mittelfristig er­
forderliche Kon~olidieru.l1gin einem Kraftakt zu be­
wältigen, mußte sie das Risiko eingehen, die Auf­
schwungskräfte zu wenig zu stärken und damit den
Fortgang des ~uf5chwungs zu verzögern. Die Fi­
n~anzpolitik der Jahre 1976 und 1911 ist dieses Risi­
ko eingegangen; 1916 hat sie den expansiven Im­
puls drastisch' verringert, in diesem Jahr -hat sie
-ihn weiter abgebaut.

Daß der .konjunkturelle Aufschwung schwächer
ausfiel, als bis weit in das Jahr 1911 erwartet wur­
de, mußte der Politik der Konsolidierung Kritik ein­
bringen. Bei der Kritik am Tempo der Konsolidie­
rung sollte aber nicht übersehen werden, warum
die Konsolidierung erforderlich geworden war und
was sie zur Stabilisierung der Erwartungen auf
mittlere Frist beigetragen hat. Siewar ein Versuch,
das Vertrauen der Privaten, das in der inflationären
Phase der früheren siebziger Jahre gelitten hatte,
wiederzugewinnen und. deren Zukunftserwartungen
zu verbessern.

23*. Das Zögern der Unternehmen, mehr zu in­
vestieren, wird a]JßE!r mit konjunktureller Nachfra-

'geschwäche vielfach auch damit begründet, daß es
heute unsicherer sei als früher, ob die' Kachfrage
neue Produktionsanlagen auch auf mittlere Sicht
auslasten werde. Die Unternehmen warteten daher
eine höhere Kapazitätsauslastung ab als in früheren
Zyklen, bevor sie Erweiterungsinvestitionen vor­
nehmen. Außer im Export werden erhöhte Risiken
vor allem in der Entwicklung d~s privaten Ver­
brau.chs- gesehen, der größten Komponente der ge­
samtwirtschaftlichen Kachfrage. Hier rüore die ün-

sicherheit,. so wird argumentiert, zum einen aus ei­
ner verminderten Stetigkeit der Verbrimchernach­
frage im Zyklus und zum' anderen aus einem Nä­
herrücken von Sättigungsgrenzen (Ziffern 249 ff.).

Die Verbrauchsausgaben,die nicht auf den Grund­
bedarf entfallen, weichen in der Tat heute im Zy- .
klus stärker nach oben und nach u~ten von- ihrer
durchschnittlichen Zuwachsrate ab als früher. Das
heißt jedoch nicht, daß sich der private Verbrauch
im ganzen immer weniger stetig entwickelt. Denn
die Ausgaben für den Grundbedarf weisen im Zeit­
verlauf abnehmende Schwankungen auf. Auch dies
.hängt mit dem gestiegenen Einkommensniveau zu­
sammen.

24*. Die private Konsumneigung in der Bundes­
republik zeigt in der Tat seit längerem einen leicht
sinkenden Trend, der jedoch noch keine Schlüsse
auf generelle Sättigungstendenzen erlaubt. Aber
selbst wenn die Konsumneigung in Zp.kunft stärker
sinken sollte, brauchen daraus keine dauerhaften
Beschäftigungsprobl~me zu erwachsen. vVenn die
Konsumneigung abnimmt, hat man eine geringere
Vorliebe für Gegenwartsgüter zu konstatieren oder,
was dasselbe ist, eine größere VOrliebe für Zu­
kunftsgüter.· Es wird mehr Geldkapital gebildet, das
Anlage sucht, sei es in .Form von inländischen In­
vestitionen, sei es in Form von Kapitalexport.

25*, Plausibel ist die These einer säkularen Nach­
fragesc~wäche allenfalls dann, wenn sie auf sich
möglicherweise ändernde Präferenzen zwischen
Einkommen und Freizeit abstellt. Sollten die Ar­
beitnehmer in Zukunft zugunsten von mehr Freizeit
auf andernfalls erzielbare Einkommenssteigerungen

.verzichten wollen, würde die gesamtwirtschaftliche
~achfrage ebenso wie das gesamtwirtschaftliche
Angebot. langsamer zunen..rnen als bisher. Dit~ser.
'Wunsch müßte sich in Tarifabschlüssen manifestie­
ren und wäre zu. respektieren. Ein Beschäftigungs­
problem entsteht dabei nicht, sofern der Prozeß all­
mählich verläuft (Ziffern 261 ff.).

Ungelöste.Angebotsprobleme

26*. Statt auf der Kachfrageseite kann man die
primären Ursachen des Beschäftigungsproblems
auch auf der Angebotsseite suchen. Der Satz "mehr
J.'achfrage schafft mehr Beschäftigung" ist in dieser
Verengung sicher richtig, aber auch umkehrbar:
"mehr Beschäftigung schafft mehr ~achfrage". An­
gebot und Nachfrage haben ihren gemeinsamen Ur-.
sprung in dem vVillen der Menschen, zur Befriedi­
gung ihrer Bedürfnisse wirtschaftlich tätig zu wer­
den. Die Arbeitsleistung und Güter, die ein einzel­
ner anbietet, und die vVaren und Dienstleistungen,
die er nachfragt, sind notwendigerweise verschie­
den in einer arbeitsteiligen ·Wirtschaft. Es ist aber
keineswegs zwingend, daß die Nachfrage dem An-

< gebot vorauslaufen muß. Eine nur am \Virtschafts­
kreislauf orientierte Betrachtungsweise mag diesen
Schluß nahelegen. ·Die dauerhaften Impulse für.
wirtschaftliche Tätigkeit müssen jedoch von der
einzelwirtscha!tlichen. Basis ausgehen, von der un-
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ternehmerischen Nutzung rentabel erscheinender
Produktionschancen. Dabei wird Arbeit nachgefragt
und Einkommen geschaffen, woraus dann Nachfra­
ge nach. Gütern entsteht. Im Zusammenspiel der
Vielen schafft so das Angebot seine Nachfrage.

27*. ·Wenn nach der Rezession von 1975 trotz der
kraftvollen Initialzündung von seiten des Staates
und der Belebung der Export- und Verbrauchsnach­
frage eine Selbstverstärkung des Aufschwungs aus­
blieb, so müssen die Ursachen dafür vorwiegend
auf der Angebotsseite gesucht werden. Die Unter­
nehmen haben zwar die Produktionsmöglichkeiten
genutzt, die die Nachfragebelebung eröffnete, aber
selbst nicht genügend dazu beigetragen, daß durch
Investitionen v{eitere ~achfrage entsteht. Die An­
gebotsseite hat auf die primären Nachfrageimpulse
nicht reagiert. Die Bedingungen dafür, daß ein in
·Wachstum und Struktur zu Vollbeschäftigung pas­
sendes Produktionspotential spontan entsteht, wa­
ren nicht gegeben. Das Stocken des Aufschwungs
im Jahre 1977 läßt sich somit als Ergebnis der zu
schwachen Eigendvnamik deuten, die jüngste
Kachfrag~schwäche--alsFolge davon, daß die Inve­
stitionen fehlen, die mehr Beschäftigung, mehr Ein­
kommen und damit auch mehr Nachfrage hätten
entstehen lassen können. Zu den Vrsachen, die auf
der Angebotsseite die Investitionsbereitsc·haft be­
einträchtigen, zählen vor allem Anpassungsschwie­
rigkeiten im Struktunvandel, die nicht zuletzt auf
veränderten außenwirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen beruhen, und ein zu hohes Lohnniveau (Zif­
fern 266 ff.l ..

Außenwirtschaftliche Rahmenbedingungen

28*. _ Im Vergleich zum Konjunkturaufschwung von
-1967 bis 1969 hat sich die außenwirtschaftliche Sze­
ne in zweierlei Hinsicht verändert. Einmal belasten
die ='fachwirkungen der vVeltinflation und der 01­
preiserhöhungen immer noch die Zahlungsbilanzen
wichtiger europäischer Partnerländer und der Ent­
wicklungsländer. Die Stetigkeit in der Expansion
des ·Welthandels ist dadurch bedroht. Zum anderen
ist die vVechselkursiIlusion beseitigt worden. Die
Aufwertungen seit 1.969 sowie schließlich der Uber~

gang zu flexiblen 'Wechselkursen haben eine Hö­
herbewertung der D-Mark gebracht, die inländische

_Anbieter, vor allem in Bereichen, die mit Importen
konkurrieren, einem verschärften Auslandswettbe­
werb ausgesetzt haben. Daraus sind zwar keine in­
ternationalen \Vettbewerbsschwierigkeiten für die
Volkswirtschaft im ganzen entstanden, aber struk­
turelle Anpassungsprobleme für viele Einzelberei­
che. Die Flexibilität des 'Wechselkurses erlaubt es
nicht mehr so wie früher, nationale Kostenvorteile
ohne weiteres in höhere Gewinne und größere
:Vlarktanteile im Ausland umzusetzen.

Die \Veltniarktposition der deutschen ·Wirtschaft ist
z.war nach wie vor stark, der Rückgang des Jvlarkt­
anteils, der 1974 eintrat, ist aber seither nur zum
Teil wieder ausgeglichen worden. Deutsche '.Varen
hatten sich im Zuge der \Vechselkursbewegung der
siebziger Jahre gegenüber ausländischen ·Waren
weit v;eniger verteuert, als gleichzeitig die Lohnko-
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sten im Vergleich zum Ausland gestiegen sind. Die
Exportwirtschaft war offenbar einer besonders star­
ken Gewinnkompression ausgesetzt, die allem An­
schein nach so weit ging, daß die.lnvestitionsbereit­
schaft darunter gelitten hat. Die Arbeitsplätze, die in
den vergangenen Jahren in der außenhandelsintensi­
ven Industrie weggefallen sind, sind bisher weder
hier noch an anderen Stellen neu geschaffen worden.

Strukturwandel

29*. Das Beschäftigungsproblem scheint zu einem
nicht unerheblichen Teil darin seine Ursache zu ha­
ben, daß seit der Rezession ein-Stau an Struktur-·
wandel entstanden ist, der sich nur allmählich auf­
lösen läßt. Durch veränderte außenwirtschaftliche
Bedingungen, technischen Fortschritt und eine Ver­
schiebung der Nachfragestruktur sind in den vergan­
genen Jahren Arbeitskräfte freigesetzt worden.

30*. Eine Hauptlinie des Strukturwandels der ver­
gangenen Jahre verläuft zwischen Industrie und
Dienstleistungsbereich. Die Industrie, die sich seit
Beginn der siebziger Jahre- einer veränderten
außenwirtschaftlichen vVettbewerbssituation gegen­
übersieht, hat seit -1970 nahezu kontinuierlich die
Beschäftigung abgebaut, am stärksten im Konjunk­
turabschwung 1974/75. Hinzu· kam der Beschäfti­
gungsrückgang in der BamYirtschaft. Anders als in
früheren Aufschwungsjahren ist die Industriebe­
schäftigung seit 1975 nicht mehr gestiegen. Der
Dienstleistungssektor konnte nur bis 1973 den Be­
schäftigungsrückgang der übrigen Sektoren durch
Mehreinstellungen ausgleichen. Dabei waren es ne­
ben dem Staat vor allem die privaten DienstIei­
stungsbranchen, die zusätzliche Arbeitskräfte benö­
tigten. Dieser- Bereich hat auch nach der Rezession
zunehmend Arbeitsplätze bereitgestellt. Dennoch
bleibt die Beschäftigungsexpansion hier hinter den
Erwartungen zurück, die häufig an den tertiären
Sektor geknüpft werden.

31*. Die Hoffnung, daß der Aufschwung die "Struk­
turprobleme" schnell zum Verschwinden bringen
werde, hat sich nicht erfüllt. Eher scheint es so zu
sein, daß die Anpassungsprobleme, die der Struk­
turwandel geschaffen hat, einer Selbstverstärkung
der Auftriebskräfteim \Vege standen. Unsicherheit_
herrscht bei vielen Unternehmen dg.rüber, ob sich
die Anstrengung lohne, neue Produktionsverfahren
einzuführen oder mit neuen Produkten an den
Markt zu gehen. Dabei w~re dies unter den heuti­
gen vVettbewerbsverhältnissen besonders dringlich
(Ziffern 273 ff.). Dafür, daß die unternehmerischen
Risiken heute sehr hoch bewertet werden, ist die
sinkende Anzahl der UnternehmeIlsneugründungen
ein Indiz. Zudem werden Strukturwandel und Neu-

. investitionen durch immer zahlreichere Vorschrif­
ten erschwert, die bei der Erstellung oder Nutzung
von Bauwerken und Produktionsanlagen zu beach­
ten sind.

32*. vVas das Investitionskalkül auch immer be­
lasten mag, es gibt jeweils ein Lohnniveau, bei dem
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keine Angebotsprobleme, die aus anderen Gründen
bestehen mögen, so stark zu Buche schlagen, daß
Vollbeschäftigung unmöglich würde. Die angebots­
politischen Möglichkeiten, die der Staat hat, rei­
chen bei weitem nicht aus, die Lohnpolitik von der
Hauptverantwortung für den Beschäftigungsgrad zu
befreien. vVelche Bedeutung die Löhne für die Be­
schäftigung haben, ist zur Kardinalfrage der Vvirt­
schaftspolitik geworden. Niemand' weiß auch nur
nachträglich zu sagen, wie die Lohnentwicklung
hätte aussehen müssen, die im Verlauf des Auf­
schwungs eine ausreichende Reaktion ·des gesamt­
wirtschaftlichen Angebots sichergestellt hätte. Die­
se Einräumung ändert jedoch nichts an der These,
daß aus angebotsorientierter Sicht weniger Lohn
mehr Beschäftigung gebracht hätte. Das ist freilich
alles ,andere als unbestritten. Plausibler erscheint
vielen die Gegenthese, daß mehr Lohn mehr Be­
schäftigung 'möglich macht, weil mehr Lohn mehr

- Kaufkraft schaffe.

Löhne und. Beschäftigung

33*. Das Kaufkraftargument verlangt, daß das Be­
schäftigungsproblem mit höheren Lohnsteigerungen
angegangen wird, als sie etwa in den letzten beiden
Jahren vereinbart wurden. Denn, der' Kaufkraft­
oder Nachfrageeffekt einer Lohnerhöhung schlage
- zumindest kurzfristig - stärker zu Buche als de­
ren Kosteneffekt. Um die Beschäftigung auch über
die :\1assenkaufkraft zu erhöhen, sollten die Löhne
nicht zu zaghaft angehoben werden. Diese These ist
außerordentlich populär. Sie besitzt große Anschau­
lichkeit, die einem leicht nachvollziehbaren Kreis­
laufgedanken entspringt. Gleichwohl ist sie falsch
·(Ziffern 288 ff.).

34*. VVie eine zurückhaltende Lohnpolitik den-Be­
schäftigungsgrad erhöhen kaJ;m, läßt sich' allein
durch kreislauftheoretische "Cberlegungen, die in
der wirtschaftspolitischen 'Diskussion immer noch
vorherrschen, nicht veranschaulichen. vVer Güter
kaufen will und dafür zu arbeiten bereit ist, muß
einen Arbeitsplatz haben. Den findet er in einer ar­
beitsteiligen vVirtschaft aber nur dann, wenn er
nicht mehr an L.ohn verlangt, als anderen das Er­
gebnis seiner Arbeit wert ist. Ein mehr als nur zeit-

'weiliges Uberangebot am Arbeitsmarkt muß also
mit einem zu hohen Lohn zu tun haben. Es fehlt an
Beschäftigung, an Einkommen, an :-.rachfrage. Der
Nachfragemangel ist Ausfluß zu hoher Löhne, ex­
,pansive Lohnpolitik kann ihn, so gesehen, nur ver­
größern. Verfehlt wäre es, den Nachfragemangel
als autonomes Problem zu sehen und dieses der
staatlic].len Konjunkturpolitik zur Lösung zuzuwei­
sen. Natürlich kann der Staat' mehr Nachfrage er­
zeugen. Das v{äre aber ein Kurieren am Symptom,
das nur dann zu mehr Beschäftigung führt, wenn
die Mehrn~chfragePreissteigerungen zur Folge hat, .
die Löhne real sinken. "\Venn dieser '"\Veg in einem
neuen Verteilungskampf endet, kommt es trotz der
Inflation in aller Regel nicht zur Reallohnkorrektur.
Und selbst werill' die reale Entwertung der Löhne
'von den Arbeitnehmern hingenommen \'lürde, sprä-

ehen immer noch alle Gründe gegen diesen. "\Veg,
die für ein stabiles Preisniveau zu nennen sind.
Eine zurückhaltende Lohnpolitik wäre auf jeden
FaWder bessere, weil inflationsfreie 'Weg zu mehr
Beschäftigung.

35*. 'Wie hat man sich konkret, vorzustellen, daß
eine Lohnpolitik, bei der das K6stenniveau sinkt
oder langsamer als erwartet 'steigt, beschäftiguggs­
steigernd wirkt? vVenn man zunächst einmal an­
nimmt, daß das, Preisniveau ebenso reagiert wie das
Kostenniveau, also sinkt oder sich weniger erhöht
als sonst, sind die Reallöhne -so hoch vde ohne
Lohnzurückhaltung. Die Korrektur.des Reallohnni­
veaus ist mißglückt. Die Arbeitnehmer verfügen
über die gleiche reale Kaufkraft wie zuvor, es wer­
den jedoch die Einkommen aufgewertet, die weni­
ger streng oder verzögert an Veränderungen des
Prei~niveaus gekoppelt sind, vor allem die Sozial­
einkommen und die Vermögenseinkommen. Immer­
hinstammt mehr als die Hälfte der verfüggaren
Einkommen nicht aus Löhnen und Gehältern. Die
Kaufkraft insgesamt ist also real gesehen höher al1i
sonst. Der Sozialversicherung und dem Staat fehlen
auf der einen Seite Einnahmen, die ihnen bei un­
veränderter Nominallohnsteigerung zugefallen wä­
ren, auf der anderen Seite dürften als Folge der real
gestiegenen Kaufkraft die Beschäftigung "Und damit
das davon abhängige Aufkommen an Sozialversi­
cherungsbeiträgen und Steuern zunehmen. Auf der
Ausgabenseite spart der Staat bei der Besoldung
seiner .Bediensteten und kann im übrigen wegen
der gesunkenen Preise, beü unveränderten Staats­
ausgaben, mehr kaufen.

36*. Erfahrungsgemäß führt eine Kostensenkung
nicht in vollem L"mfang zu eip.em 'Rückgang oder
einem Minderanstieg des Preisniveaus. Insoweit
kommt es zu einer Korrektur des Reallohnniveaus.
Je weniger das Preisniveau sich anpaßt, um so ·ge­
ringer. ist der reale Kaufkrafteffekt, um so mehr
verbessern sich die Gewinnmargen. Beschäftigungs­
möglichkeiten und Investitionsprojekte ,,,-erden in
größerem Umfang rentabel, insbesondere dann,
v,enn auch für die Zukunft auf eine zurückhaltende
Lohnpolitik ver!raut wird. Aber werden die Produk­
tionschancen in einer Situation auch wahrgenom­
men, in der es an Nachfrage fehlt? Die Einkommen,
die aus der Produktion zuwachsen könnten, entste­
hen ja erst mit der Produktion selbst.

37*; Soweit der Preisanstieg wegen Lohnzurück­
haltung geringer ausfällt, entsteht jedoch durch den
damit verbundenen Realwerteffekt mehr Kaufkraft,
die von der ;-;achfrageseite her dazu beiträgt, daß
die verbesserten. Produktionsmöglichkeiten auch
genutzt werden. Eine im ganzen positive Verände­
rung der Kaufkraft der privaten Haushalte schon
als unmittelbare Rückwirkung der Kostensenkung
ergibt sich allerdings l1ur, wenn die Senkung oder
der Minderanstieg des Preisniveaus erheblich ist..
Nur dann schlägt der Realwerteffekt bei den Teilen
des verfügbaren Einkommens,. die nicht aus Löhnen
und Gehältern stammen, stärker zu Buche als die
Minderung des Realeinkommens der Arbeitnehmer,
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die aus der Minderlohnste!gerung resultiert. Dabei"
ist die Möglichkeit, daß mit der Senkung der Real­
löhne die Gewinneinkommen entsprechend stärker
zunehmen können, zunäch.st nicht zu berücksIchti­
gen, da die Gewinne residuell bestimmt sind. Die
·Wahrscheinlichkeit, daß der Realwerfeffekt die Re­
allohnminderung überwiegt, ist groß. Bei allen ko­
stenorientiert gebildeten Preisen ist die y-linder­
preissteigerung unmittelbar gegeben. Bei allen an~

deren muß der vVettbewerb sie hervorbringen. Au­
ßerdem ist zu bedenken, daß "Sich im Prozeß der
Anpassung an die niedrigeren Lohnkosten auch die
anderen Kostenkomponenten vermindern. Die Ker­
sten für Importgüter sinken, weil zum Anpassungs­
prozeß im Zweifel eine Korrektur beim ·Wechsel­
kurs gehört. Das gleiche gilt für die Kapitalkosten,
weil mit sinkender Inflationsrate die Zinsen sinken.
Gewiß, dieser Anpassungsprozeß läuft nicht ohne
Zeitbedaff ab. Abe~.·er läßt erwarten, daß der reale
Kaufkrafteffekt der Lohnsenkung über seinen An­
fangswert hinaus noch kräftig zunimmt.

vVorauf es letztlich ankommt: Schon bei einer Sen­
kung oder einer Mindersteigerung des Preisniveaus,
die gerade ausreicht, die· reale Kaufkraft des
verfügbaren Einkommens zu erhalten, kann sich die
Verbesserung der Rentabilitätschancen, die den Un­
ternehmen aus der Kostensenkung verbleibt, ohne
jede temporäre Verunsicherung der Absatzerwar­
tungen auswirken.

38*. )Jur "fenn die Senkung oder der Minderanstieg
des Preisniveaus hinter diesem Maß zurückbleibt,
isf es allein die Nachfrage nach Investitionsgütern,'
vo'n der die Expansion kommen muß. In einer noch
nicht von chronischer Stagnation bedrohten ·Wirt­
schaft sind Investitionschancen immer latent vor­
handen. Man kann darauf setzen, daß· sie genutzt
werd~n. Kur unter ungünstigen konjunkturellen Be­
dingungen mag die Situation .eintreten, daß trotz
allgemein verbesserter F-entabiIität ein Expansions­

·prozeß nur sehr langsam in Gang kommt, weil ein
Investor auf den anderen wartet. Das ist dann der
Grund für eine Initialzündung von seiten des Staa­
tes, deren Ratio darin liegt, daß sie im Vorgriff auf
die Mehrnachfrage, die eine rentabel gewordene
:Ylehrproduktion verheißt, diese Mehrproduktion
schneUer hervorl"ockt; als es die spontanen .Kräfte
des ?\.iarktes in dieser Situation zuwege brächten.

39*. Man mag den realen Kaufkrafteffekt, der von
der Höherbewertung der unmittelbar mit der Infla-

. tionsrate variierenden Teile des Masseneinkom­
mens ausgeht, für gering halten. Tatsächlich. liefe
er aber für einen Prozentpunkt, um den das Preisni­
veau .sinkt oder weniger steigt, auf ein Mehr an
realer Kaufkraft in Höhe von fast 4 Mrd DM bei
den Nicht-Lohneinkommen hinaus.

40*. Die anfängliche Verbesserung der Gewinn~

margen, die eine zurückhaltende LohnpoIitik er­
möglicht hat, darf nicht ohne weiteres und jeden­
falls nicht in vollem Umfang als dauerhafte Änd~­

rung der Einkommensverteilung zugunsten der Un­
ternehmen gewertet ,verden. ELst der \'Vettbewerb,
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der ein zunehmendes Angebot auslöst und der in
einer offenen 'Wirtschaft mit flexiblen \Ve.chselkur­
sen.sehr scharf sein kann,· entscheidet darüber, was
den Unternehmen letzten Endes verbleibt. Erweist
sich dennoch der \Vettbewerb als zu schwach für
Preissenkungen, so daß höhere Gewitme erzielt
werden, als für Investitionen, die zu Vollbeschäl.ti-

'gung passen, nötig sind, kann sich die Lohnpolitik
vorsichtig zurückholen,. was sie zuviel zugestanden
hat. Nur auf diese vVeise kann das Lohnniveau her­
ausgefunden ·werden, das Vollbeschäftigung mög­
lich macht.

Warten auf niedrige Zinsen

41*. So wie -die Löhne als Preis für die Arbeit, so
bestimmen- die Zinsen -als Preis für das "Auf-Vor­
rat-l~gen" von Arbeit, für Investitionen im weite­
sten Sinne also, mit über· die :Yfenge der je­
weils rentablen Beschäftigungsmöglichkeiten einer
Volksv:irtschaft. Yfan könnte daher auch behaup­
ten, daß in gewissen Grenzen ein Sinken der Zinsen
eine an sich nötige Korrektur bei den Löhnen erset­
zenkann, wenngleich <lies für die Art der Produk­
tion und der Prbduktionsverfahren nicht ohne Be­
deutung wäre. Beiden gemeinsam ist aber ebenfalls,
daß es· außerordentlich schwer ist, sie nach
vVunsch zu lenken.

42*. Aus einer ganzen Reihe von Gründen mag die
Realzins.situation den Investoren nach wie vor als
ungünstig -erscheinen, nämlich

- weil die Ertragschancen der Investoren noch ge­
drückt sind,

weil .selbst bei vvieder verbesserten Ertragsmog­
lichkeiten ·ein reichlich mit Kapital ausgestatte'·
tes Land wie die Bundesrepublik vermutlich
nicht auf die Dauer einen Realzins von fast 3 vH
bieten kann, jedenfalls nicht solange internatio­
nales Vertrauen für KapitaIzuflüsse aus dem
Ausland sorgt, die gegebenenfalls den vVechsel­
kurs der D-Mark nach oben drücken,

weil, und das mag noch wichtiger sein, der Re­
alzins, mit dem heute ein Investor in der Bun­
desrepublik zu kalkulieren hat, von der Erwar­
tung weiter sinkender Inflationsraten bestimmt
sein Il).uß, der kalkulatorische Realzins also viel
höher liegt, als der gegenwärtigen Differenz
zwischen Kreditzins und _Inflationsrate ent­
spricht,

- weil die Investitionsrisiken gestiegen sein dürf-
-ten, was, für sich genommen, nötig macht, daß·
die Gberschüsse der erwarteten Kapitalertrage
über die Kapitalkosten größer sein· müssen als
früher, wenn eine Investition lohnend erschei­
nen soll.

43*. Nun könnte man mehien - und viele meinen
dies -, daß doch nichts einfacher wäre, als durch
die Zentralbank in dem y-faße zusätzliches Geld in
die 'Wirtschaft geben zu lassen, wie es für e,inen
ausreichend großen Zinsdruck nötig wäre. Das
w-äre ein Trugschluß. .
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Mehr G~ld schaffen, ändert ja im Priniip an den
realen Bedingungen der vViitschaft überhaupt
nichts. 'Nenn Verunsicherung die vVirtschaft~be­
drückt, 'so kann mehr Geld sie nicht beseitigen. Im
Gegenteil, es kann neue Inflatfonsfurcht hervorru­
fen und die Zurückhaltung der Geldkapitalanleger
und der Investoren wegen der Angst, be1 der InHa-.
tion letztlich zu -verlieren, eher' verstärken. Die In­
flationserfahrung hat' es anscheinend dahin ge-

--... bracht, daß eine expansive, gegenüber der Gefahr
der ,Geliientwertung gleichmütigere Geldpolitik auf
dem Konto "Verunsicherung der Erwartungen"
mehr verliert i;tls sie auf dem Konto "zeitweilige
Zinssenkung" gewinnt - immer vorausgesetzt, eine
expansive Geldpolitik führt überhaupt eine Zins­
senkung herbei, die bis in <:len Markt für langfristi­
ge Kredite hineinreicht:

Von der Geldseite her etwas zur Heilung mitteJfri­
stig angelegter Störungen bei den 'Angebotsbedin­
gungen der Volkswirtschaft beitragen, heißt di~

langfristigen Zinsen',;:artungen senken. Und dies
. wiederum verlangt, die langfristigen Inflationser­
wartungen und zugleich die langfristigen Erwartun­
gem hinsichtlich des Realzinses zu senken. Dies ist
eine überaus schwierige und offensichtlich auch
langwierige Aufgabe. end es ist selbstverständlich
nicht allein eine Aufgabe der Geldpolitik.

-44~< Die Bundesbank hat in den vergangenen Jah­
ren einen wichtigen Beitrag geleistet, indem sie für
ein Geldangebot sorgte, das auf den Finanzierungs-

, bedarf einer Volkswirtschaft mit wachsendem und
allmählich \'fieder voll auszulastendem Produktions­
potential bei stetig abnehmender Inflationsrate aus-
gerichtet war. -

Die Bundesbank kann als entscheidenden Erfolg bu­
chen, daß es gelang, die Tendenz steigender Inflati­
onsraten zu'brechen und Jahr für Jahr den Anstieg
des Preisniveaus zu verringern. Um mehrere volle
Prozentpunkte sank im Gefolge dieser Politik das
Zinsniveau. Aber es erwies sich dabei a:uch, daß
die Geldpolitik die Ausnutzung der gebotenen Fi­
nanzierungsspielräume nicht in der Hand hat.

Mangel an Arbeitsplätzen

- 45*. Die ungelösten Angebotsprobleme finden ihren
Kiederschlag in einem Mangel an Arbeitsplätzen.

,Infolge des Lohndrucks und geänderter außenwirt­
schaftlieher Bedingqngeh sowie im Rahmen des
Strukturwandels sind in den letzten Jahren viele
Arbeitsplätze weggefallen, ohne daß dafür in aus­
reichender Zahl neue entstanden sind. Um zusätzli­
che Arbeitsplätze zu schaffen, hätte es weit höherer
Zuwächse b-ei den Investitionen bedurft, als in den
letzten Jahren tatsächlich erreicht worden sind. Die
Bundesrepublik hat daher ein ,Produktionspotential,
das nicht mehr zu Vollbeschäftigung paßt.

Um eine Vorstellung, davon zu gewinnen, welches
Investitionsvolumen erforderlich ist, damit das Ar- -

_beitsplatzangebot entsteht, das bis 1981 Vollbe­
schäftigung wieder ermöglicht; haben wir mit Hilfe
einer Modellrechnung mögliche Entwicklungen der

Kapitalintensität und des Arbeitsplatzpotentials
veranschaulicht und Annahmen hinsichtlich der
Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials ge­
macht (Ziffern 326 ff.).

46*. Auch unter einer optimistischen Annahme, das
heißt bei einem im Vergleich zur jüngeren Vergan­
genheit deutlich flacheren i\.nstieg der Kapitalin­
tensität im Trend, werden demnach die Investitio­
nen in den kommenden Jahren wesentlich rascher
zunehmen müssen als in den letzten Jahren, damit
sich c;las Defizit an Arbeitsplätzen nicht, ständig
vergrößert. ,Kimmt man an, daß die realen Anlage­
investitionen der Unternehmen bis 1981 um jährlich
9 vB steigen, so würden in jenem Jahr rund 3000'00
Arbeitsplätze fehlen,' nicht gerechnet, daß aus
Gründen des Strukturwandels künftig möglicher­
weise mehr offene Stellen vorhanden sein müssen.
Kur wenn man, unterstellen dürfte, daß die Er­
werbsbeteiligung .in Zukunft deutlich niedriger sein
wird, als wir dies in unserer Rechnung bereits an­
genommen haben, wäre der ~\1angel an Arbeitsplät­
zen bis dahin weitgehend behoben. vVenn dieses
Ziel erst für das Jahr 1985 ins Auge gefaßt wird,
müßten die Unternehmen etwa 8 vH jährlich mehr
investieren. In beiden Fällen müssen die Zuwachs­
raten also erheblich über das hinausgehen, was in
der Vergangenheit unter wesentlich günstigeren'
Bedingungen erreicht worden ist.

V'Joraui es ankommt.
47*. Die \Virtschaftspolitik der vergangenen Jahr~

hat eine Schlappe erlitten. Ausgerichtet-darauf, die
Inflation zu überwinden, im staatlichen ebensowohl
wie im privaten Bereich der vVirtschaft die Verzer- - _
rungen zu beseitigen, die aus dem inflatorischen
übermaß an Ansprüchen entstanden waren, hat sie
mit dem Konzept der mittelfristigen Orientierung in
der Geldpolitikund der Finanzpolitik auf die
Selbstneilungskräfte, der Marktwirtschaft gesetzt,
hat diese Kräfte zu unterstützen, nicht zu ersetzen ­
versucht. -Der entscheidende Erfolg" das Ingangset­
zen eines sich selbst tragenden, kräftigen, aber
doch nicht wieder inflationsgefährdeten Allf­
schwungs, hat auf sich warten lassen.

48*. Obwohl die Aufgabe einer Initialzündung ge­
geben ist, kommt es doch· weiterhin in erster Linie
darauf an, die Anstrengungen zu verstärken, die
sich auf eine Beseitigung der Ursachen für den
Mangel an Eigendynamik richten. _Bei der Doppel­
strategie, die jetzt nötig geworden ist, hat also die
Verbesserung der Angebotsbedingungennach wie
vor Vorrang. Sie ,ist es, die auf die Ursachen der
Probleme, soweit diese nicht in der noch schwa­
chen vVeltkonjunktur wurzeln, 'zielt. Denn die Dia­
gnose 'lautet: Die binnenwirtschaftliche Nachfrage­
schwäche ist von Ihrepl Ursprung her nur Reflex
der gestörten Al].gebotsbedingungen. Daß 5ie sich
inzwischen <offensichtlich als Konjunkturfaktor ver- .
selbständigt hat,_ ändert daran nichts (Ziffern
335ff.).
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49*. Es ist nicht der Staat und seine 'Wirtschafts­
politik, sondern die Lohnpolitik, die damit in den
Vordergrund rückt. Der Staat hat schon gehandelt.
Er hat diesmal voll zugegriffen. Es grenzt an eine
Kehrtwendung, was er nach den beiden Jahren ei­
ner Konsolidierung der Staatsfinanzen an Steuer­
senkungen beschlossen hat und nach den Vorstel­
lungen der Bundesregierung zusätzlich ausgeben
soll.

50*. Jede Strategie für die kommenden Jahre muß
alle Ziele des Stabilitäts- und vVachstumsgesetzes
ernst nehmen - die Verletzung .von Zielen be­
kämpfen, einer Gefährdung entgegenwirken und je­
denfalls nicht selbst eine Gefährdung bei anderen
Zielen schaffen.

- Derzeit ist das Ziel eines hohen Beschäftigungs-­
standes nicht nur am stärksten verletzt, sondern
auch. weiterhin am stärksten gefährdet. Die für
1978 vorhersehbare Entwicklung läßt nur eine
geI'ingfügige Verbesserung der. Situation im
Verlauf des Jahres erwarten.

- Es sind die mittelfristig ungelösten Beschäfti­
gungsprobleme, die zugleich das derzeitige
wirtschaftliche 'Wachstum, das \Vachstum des ge­
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials also,
als völlig unzureichend erscheinen lassen.

Stabilität des Preisniveaus ist zwar noch nicht
voll erreicht. Doch die Erfolge in der Inflations­
bekämpfung sind befriedigend. Die Chance, den
Stabilisierungsprozeß fortzusetzen, ist gut. Risi­
ken liegen i.n der Versuchung, erneut auf die
Chimäre zu setzen, man könne mehr Beschäfti­
gung gegen etwas mehr Inflation eintauschen.

Am wenigsten verletzt und gefährdet ist das
Ziel eines außenwirtschaftlichen Gleichge­
viichts. Unter Bedingungen überwiegend beweg­
licher vVechselkurs.e wirft dieses Ziel keine Pro­
bleme auf, solangEi! die Volkswirtschaft sich des
Vertrauens ihrer außemvirtschaftlichen Partner
sicher sein darf. Es sind eher andere außenwirt­
schaftliche Probleme, das Drängen der Partner­
länder auf mehr Kachfrageexpansion, die Ten­
denz zum Protektionismus. in der \Velt, die Sor­
gen bereiten (Ziffern "37 H.) ..

51*. Eine gute \Virtschaftspolitik zeichnet sich da­
durch aus, daß sie auch dann richtig ist, wenn die
kurzfristigen Prognosen falsch sind. Dies ist der
wichtigste Grundgedanke einer mittelfristig orien­
tierten Politik. Daß jetzt eine Doppelstrategie mit
Akzent auf der' Teilaufgabe, rasch für mehr Nach­
frage zu sorgen, nötig geworden ist, bedeutet not­
wendigerweise erneut eine Entfernung von diesem
Prinzip der mittelfristigen Orientierung, namentlich
für die Finanzpolitik. Soll der Schaden, den die
Kursänderung mit sich bringt, gering gehalten wer­
den, so ist danach zu streben, möglichst viel von
dem, was jetzt getan werden mußte, in einem Kon­
zept für die mittelfristige Entwicklung einzufangen.
Dies entspricht auch dem Zweck der Doppelstrate­
gie.
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I Sie soll nämlich auch in ihrem nachfrageorientier­
ten Teil nicht in beliebigem Umfarige ausgefallene
private Nachfrage durch staatliche oder staatlich
induzierte "0Ta,chfrage ersetzen; sie soll vielmehr ge­
genüber der Nachfrageexpansion, die sonst aus
am Markt erzielten Einkommen resultiert, einen
Vorlauf schaffen, der. allmählich aufgeholt ,vird,
nämlich in dem :;\tlaße, wie durch Beseitigung der
Störungen bei den Angebotsbedingungen "fundier­
te" private Nachfrage zusätzlich entsteht. Dies 1st
die Voraussetzung dafür, daß der große fiskalische
Aufwand, den diese Politik erfordert, nicht vertan
ist, der jetzt angetriebene Aufschwung .also nicht
wieder zum Stehen kommt, sobald die staatliche
Stütze entfällt.

52*. Jede Strategie für die kommenden Jahre muß
in der Instrumentierung- auf die beiden Grundtatsa­
chen Rücksicht nehmen, daß öffentliches Geld
knapp bleibt, und daß der Verteilungskampf zwi­
schen den sozialen Gruppen die Aktionsmöglichkei­
ten der 'Wirtschaftspolitik außerordentlich einengt.
Als Maßnahmen, die beiden Tatsachen Rechnung
tragen und zugleich \Virksamkeit versprechen,
kommen vor allem solche in Betracht, die auf eine
Andelung der Risikoverteilung in der 'Wirtschaft
hinauslaufen (Ziffern 437 ff.).

Status qua und Alternativen

Die voraussichtliche Entwicklung

53*. In <ler Bundesrepublik Deutschland haben sich
mit den finanzpolitischen Beschlüssen vom Herbst
1977, die den privaten Haushalten und den Unter­
nehmen beträchtliche Steuererleichterungen brin­
gen und überdies eine kräftige Ausweitung qer öf­
fentlichen Ausgaben vorsehen, die Aussichten für
die konjunkturelle Entwicklung verbessert. Die ex­
pansiven Impulse, die' von den Steuersenkungen
und der Ausgabensteigerung ausgehen, sind groß.
Sie werden die ins Stocken geratene Konjunktur
wieder anstoßen (Ziffern 193 ff.l.

54*. Gleichwohl ist keineswegs sicher, daß der neue
Anlauf in der Konjunkturpolitik mehr bewirkt als
die verschiedenen Programme und Maßnahmen seit
1974 - also nicht nur ein "Strohfeuer" entfacht,
das bald wieder verlischt, sondern eine nachhaltige
Konjunkturbelebung, die eine grundlegende Besse­
rung der Beschäftigungslage verspricht. ungewiß
ist vor allem, ob es zu der Selbstverstärkung der
konjunkturellen Auftriebskräfte durctt eine Investi"
tionskonjunktur kommt, wie sie früher für Auf­
schwungsphasen typisch war.

Die Entscheidung hierüber liegt freilich nicht bei
der vVirtschaftspol.itik. Die staatlichen Stellen kön­
nen der Konjunktur zwar Impulse geben, ob sich
diese aber fortpflanzen und verstärken, hängt ab
vom Verhalten der Investoren und Verbraucher,
vor allem aber vom Verhalten der Tarifparteien.
Die <:::hancen für einen .sich selbst tragenden Auf-
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schwung im Jahre 1978 sind .nur dann hoch zu ver­
anschlagen, 'wenn die Tarifparteien bei ihren Ent­
scheidungen der Situation auf dem Arbeitsmarkt
Rechnung tragen.

als im Jahre 1977 - deutlich aufwärtsgerichtet
sein. Die Aussichten für den deutschen Ex.port sind
deshalb alles In allem wieder etwas günstiger zu
beurteilen als noch Mitte des Jahres 1977 unter
dem Eindruck rückläufiger Auslandsbestellungen.

61*. Zu den Annahmen unserer Prognose gehört,
daß sich die in letzter Zeit zu beobachtende· Ver­
besserung des Investitionsklimas fortsetzen und zu
einem erneuten Anstieg der Ausrüstungsinvestitio­
neu führen wird. Dabei dürften nicht nur Ersatz­
und Rationalisierungsinvestitioneri. nachgeholt, son­
dern auch Enveiterungsinvestitionen in Angriff ge­
nommen werden. Rechnung zu tragen ist aber auch
den Faktoren, die nach wie vor die Investitionsnei­
gung belasten. In der Prognose ist eine Zuwachsra:~

te der realen Ausrüstungsinvestitionen im Jahres­
durchschnitt 1978 von 4 vH eingesetzt. Diese Rate
ist zwar niedriger, als die im J.ahresdurchschnitt
1977 erreichte, hinter ihr steht aber eine deutli­
chere Aufwärtsbewegung im Jahresverlauf als
1977.

60*. Bei der Prognose des pi"ivaten Verbrauchs
sind wir davon ausge'gangen, daß das verfügbare
Einkommen der privaten Haushalte mit -rund 7 vH
etwas stärker zunehmen wird als 1977 (61/2 vH).
Dennoch werden die Verbrauchsausgaben etwas
schwächer steigen - für den Jahresdurchschnitt
1918 veranschlagen wir die Zuwachsrate auf. 51!i
vH n~ch 7112 vH im Jahre 1977 - da dte Sparquo­
te, die im Jahre 1977 durch die Verwendung größe­
rer Beträge aus freigewordenen Spargeldern für den
privaten Verbrauch gedrückt war, wieder höher
sein wird.

59*. Bei unserer Prognose sind wir davon ausge­
gangen, daß die Nachfrage aus dem Ausland im
Einklang mit der \Veltkonjunktur zunächst nur ver­
halten steigt, der Anstieg sich aber im Verlauf des
Jahres 1978 merklich verstärkt. Für den Jahres­
durchschnitt 1978 erwarten wir eine Zunahme des
Exportvolumens (Vvaren und Dienste) von 5 vH
nach 3 vH im Jahre 1977. Die vorsichtige Einschät­
zung der Exportkonjunktur kommt darin zum Aus­
druck, daß die Zumihme der Ausfuhr nach unserer
Prognose hinter der Zunahme des' vVelthandels
(51/2 vH) zurückbleibt.

56*. :'-Jach Unserer Schätzung werden im Jahre 1978
den Gebietskörperschaften 379 112 Mrd DM (+ 5
vH) an Steuern, Gebühren und sonstigen Einnah­
men zufließen. Dem stehen Ausgaben in Höhe von
429 Mrd DyI (+ 8 vH) gegeI!.über. Das Finanzie­
rungsdefizit wird sich' daher beträchtlich "erhöhen,
und zwar von 351/2 Mrd DM auf 491/2 Mrd DM; es
wird also wieder die gleiche" Größenordnung errei­
chen wie 1975 (Ziffern 213 ff.). Dieses Defizit geht
um 23 'Mrd D:YI über das hinaus, was wir als kon­
junkturneutral betrachten (expansiver Impuls). Da­
bei, sind konjunkturbedingte Steuerausfälle und
eine als normal anzusehende Verschuldung des
Staates in Rechnung gestellt.

57*. Die Frage, ob damit der erhoffte Durchbruch
bei den Investitionen. gelingt, vermögen wir den­
noch nicht zu -beantworten. Die Il!vestitionsschwä­
ehe ist nach unserer Auffassung in erster Linie eine
Folge zu, hoher Kosten und Risiken. Aus der lohn­
politischen Diskussion,' wie sie gegenwärtig in der
Offentlichkeit geführt wird, haben wir nicht den
Eindruck gewonnen, daß überall die Bereitschaft
vorhanden ist, 1978 verstärkt auf die positiven Be­
schäftigurigswirkungen niedrigerer Tarifabschlüsse
zu setzen. Bei den Bauinvestitionen werden 1978 jene Maß-

nahmen voll wirken, die im Laufe des Jahres 1977
58*. lJm die Konjunktur in Schwung zu halten, be- zur Stützung der Baukonjunktur beschlossen wor­
darf es auch einer deutlichen Belebung der Aus-, den sind. Hinzu kommt, daß ein weiterer Rückgang
landsnachfrage'; sie zeichnet sich in den statisti- des Kapitalmarktzinses, wie er zu 'den Annahmen
sehen Daten" allerdings noch nicht ab. In vielen' - unserer Prognose paßt, mehr Investoren zum_Bau­
westlichen Industrieländern ,v"ar die konjunkturelle beginn veranlassen wird, auch solche, die bislang
Erholung zuletzt merklich erlahmt", und die Arbeits- in der Hoffnung auf noch billigeres Geld abwarten.
losigkeit begann wieder zu steigen. Unt~r dem Ein- Davon werden vor allem vVohnbauten und öffentli­
druck dieser Entwicklung haben die meisten Regie- ehe Bauten .begünstigt. Zurückhaltender' schätzen
rungen jedoch - ähnlich wie in der Bundesrepu-. wir die Entwicklung bei \Virtschaftsbauten ein. Die
blik - erneut konjunkturanregende Maßnahmen Zuwachsrate der realen Bauinvestitionen veran­
ergriffen. Das Problem der Zahlungsbilanzdefizite .schlagen wir für den Jahresdurchschnitt 1978 auf
scheint weniger drückend als in den letzten Jahren. 5112 vH, mehr als doppelt so hoch wie für den Jah­
In der vVeltkonjUIiktur werden 1978, so nehmen wir resdurchschnitt 1977 (2 1/2 vH). Nur geringe Impulse
an, die" Aufiriebskräfte überwiegen (Ziffern 198 ff.). für die Konjunktur erwarten wir von den Lagerdis­
Die Entwicklung des vVelthandels \vird - anders positionen der Unternehmen.

55*. \Vir können nicht ausschließen, daß die Ent­
wicklung auch im Jahre 1978 anders verläuft, als
viir dies aus heutiger Sicht für wahrscheinlich hal­
ten, daß wir uns also bei der Einschätzung der für
den l):onjunkturverlauf bestimmenden Kräfte aber­
mals irren. Diese Gefahr ist größer geworden, seit
die konjunkturelle Entwicklung im Inland wie im
Ausland nicht mehr nach alten Zyklenmustern zu
verlaufen scheint, und die vVirtschaftspolitik häufi­
ger in den Marktprozeß eingreift, ohne daß schon
genÜgend Erfahrungen darüber vorliegen, wie in
solchen Situationen bestimmte Maßnahmen auf das
Verhalten der Investoren und Verbraucher einwir­
ken. Gleichwohl: Jede rationale Entscheidung, die
über den Tag hinausreicht, schließt eine \lorstel- .
lung über die Zukunft, also eine Prognose ein, und
sei sie noch so unsicher.
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62*. Die Importe werden 1978 wieder deutlich stär­
ker zunehmen als. das Angebot aus inländischer
Produktion. Dies gilt insbesondere für die Einfuhr
von Fertigwaren, deren Marktanteil sich schon in
den vergangenen Jahren beträchtlich' erhöht hat.
Bei Rohstoffen und Vorprodukten rechnen wir, wie
erwähnt, wegfm der geringen Anreize zum Lager­
aufbau nur mit einem schwachen Anstieg.

Insgesamt erwarten wir für den Jahresdurchschnitt
1978 einen' Zuwachs" des Importvolumens ("Waren
und Dienste) um 5 vB, nach41h vH im Jahre
1977.

63*. Bei der von uns erwarteten Entwicklung wird
das Sozialprodukt im Jahresdurchschnitt 1978 um
etwa 31/2 vH höher sein als im Jahresdurchschnitt
1977. Die Zuwachsrate der Produktion ist damit nur
v{enig größer als die 'Wachstumsrate des Produk­
tionspotentials, die wir auf 3 vH veranschlagen. Im­
merhin ist die Entwicklung im Laufe des Jahres
günstiger, als es im Vorjahresvergleich zum Aus- "

"druck kommt. Dies erklärt" sich· dara"!1s, daß die
konjunkturelle Expansion im Jahre 1977 sehr flach
verlief, so daß der "Uberhang"" am Jahresende 1977,
der die Veränderungsrate im Vorjahresvergleich
erheblich mitbestimmt, diesmal sehr gering ist.

64*. Die Produktionsbelebung reicht voraussichtlich
nicht aus, mehr Arbeitsplätze zu besetzen. Sie fällt
in unserer Rechnung nicht stärker aus als der An­
stieg des Produktionsergebnisses je Arbeitsstunde.
Das bedeutet, daß 1~78 keine nennenswerte Zunah­
me des Arbeitsvolumens und damit auch keine gro- .
ßen Fortschritte bei derBekämpfung der Arbeitslo­
sigkeit zu erwarten sind.

In- unserer Prognose haben· wir einen leichten
Rückgang der Arbeitslosigkeit im Verlauf des Jah­
res 1978 angenommen, im Jahresdurchschnitt wird
die Anzahl der Arbeitslosen allerdings die Millio­
nengrenze noch immer nicht nennenswert unter­
schreiten.

65*. Bei der"erwarteten Entwicklung von Löhnen,
Zinsen, Einfuhrpreisen und Produktivität, die zu­
sammen die Höhe des gesamtwirtschaftlichen Ko­
stenniveaus bestimmen, ergibt sich gegenüber 1977
eine Verringerung des Kostenanstiegs. Dies wkd,
soweit der vVettbewerb Preisanhebungen überhaupt
zuläßt, den Preisanstieg weiter dämpfEln.

Bei den Verbraucherpreisen wird -die Entwicklung
1978 allerdings durch die" Anhebung des :\1ehr­
wert!,\teuersatzes beeinflußt: Rein rechnerisch be­
deutet dies beim Preisindex für die Lebenshaltung
einen Anstieg um 0,6 bis 0,7 Prozentpunkte. Es ist
jedoch keineswegs ausgemacht, daß die Uberwäl­
zung der Mehrwertsteuer voll gelingt, was ande­
rerseits nicht ausschließt, daß da und dort die
Steuererhöhung auch als Vorwand benutzt wird, zu­
sätzliche Preisanhebungen vorzunehmen.

Aus unseren Annahmen ergibt sich trotz der Erhö­
hung der Mehnvertsteuer eine weitere Abschwä­
chung im Preisanstieg. Für den Jahresverlauf (Jah- "
resende 1978 gegen Jahresende 1977) rechnen wir

1-2

mit einer Rate von rund 3112 vH, nach knapp 4 vH
im Jahre 1917, ohne den rechnerischen Effekt der
Mehr~ertsteue~erhöhungnur mit einer Rate von 3
vH.

66*. Bei der angenommenen Entwicklung von Ko­
sten und Preisen bleibt wenig Raum für eine spür­
bare Erholung der Cnternehmensgewinne. Das Brut­
toeinkommen aus Unternehmertätigkeit und ver­
mögen dürfte nach unserer Schätzung um 8 vH und
damit nur geringfügig stärker zunehmen als das
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (7 vH).
Die Gewinnmargen der Unternehmen werden sich
dabei 1978 nicht einmal um soviel verbessern, wie
sie sich 1977 wieder verschlechtert haben.

67*. Da_sich bei den"in der Prognose für das Jahr
1978 gesetzten Löhnen keine grundlegi:mde Verbes­
serung der Beschäftigungslage abzeic-tmet, haben
wir zwei Alternativen mit Lohnerhöhungen, die von
denen in der Prognose ab"\'..-eichen, durchgerechnet.
Dabei haben "{ir versucht, auch jene Perspektiven
mit ins Bild 'zu rücken, die in der Verlaufsbeschrei­
bung für ein einzelnes Kalenderjahr nicht hinrei­
chend zum Ausdruck kommen.

Zwei Alternativen zum Status qua

68*. In der öffentlichen DiskussiOn besteht ein
grundlegender Dissens diHüber, mit welcher markt­
wirtschaftlichen Strategie die Beschäftigungspro­
blerrte am besten zu lösen- seien. Ein \Veg ist, die
Vollbeschäftigung durch mehr vVachstum möglich
zu machen, ein anderer Vieg wird darin ges~hen,

über eine dauerhafte Ausweitung - der staatlichen
Kachfrage und eine Beschränkung des Angebots an
Arbeit die Vollbeschäftigung zu erreichen.-

Hinter diesen beiden Alternativen stehen nicht nur
unterschiedliche Auffassungen über die geeignet~n

w~rtschaftspolitischen Maßnahmen, sondern auch
über die Ziele, die die 'Wirtschaftspolitik leiten sol­
len. VViI haben uns in diesem Gutachten ausführ­
lich mit den Argumenten für den jeweiligen" Stand­
punkt auseinandergesetzt. Um die Urteilsbildung in
der Offentlichkeitzu erleichtern, haben 'vir für
beide Alternativen entsprechende wirtschaftspoliti­
sche Maßnahmen formuliert, die wahrscheinlichen
'Wirkungen für das Jahr 1978 zu quantifizieren ver­
sucht und die Perspektiven gekenrlzeichnet, die
sich daraus für die Jahre danach ergeben (Ziffern
352 ff.).

Vollbeschäftigung durch 'Wachstum (Alternative I)

69*. Eine Wirtschaftspolitik, die Vollbeschäftigung
auf dem vVege über mehr vVachstum zu erreichen
sucht, geht davon aus, daß die Menschen: nach wie
vor den vVunsch haben, mehr Einkommen zu erzie­
len, um ihren vVohlstand zu mehren. Der Bedarf an
mehr und besser'en Gütern soll nicht zu einem Ver­
teilung"skampf führen, in dem der eine nur gewin­
nen kann, was der andere verliert, sondern dadurch
befriedigt werden, daß mehr Güter für alle bereit-
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-gestellt werden. Hohes Viachstum entschärft auch
den Streit darüber, in welchem Umfang der indivi­
duelle Bedarf zurückstehen soll, damit der Staat ge­
nügend Ressourcen erhält, um den Bedarf an öffent­
lichen Gütern zu decken. -

70*. Hauptkennzeichen dieser wirtschaftspolitischen
Alternative zu unserer Status-qua-Prognose ist, daß
die Festlegungen, mit denen die vVirtschaftspolitik
in das Jahr 1918 hineingeht, auf der Angebotsseite
fundiert ~verden (Ziffern 354 ff.).

Für 1918 unterscheidet sich diese wirtschaftspoliti­
scp.e Alternative von der Status-qua-Prognose
durch folgende zentrale Annahmen:

- Die taFiflichen Stundenverdienste werden 1918
nur um soviel erhöht, wie das Produktionser­
gebnis je Stunde steigen wird. Dies bedeutet Ta­
riflohnsteigerungen von durchschnittlich 3 vH,
einschließlich Nebenleistungen von 3i /2 vH.

,- Der Staat fördert mit einern' Teil 'der Mittel, die
er als Folge des langsameren Anstiegs des
Lohn- und Preisniveaus an anderer SteHe'ein-'
spart und nicht zum Ausgleich des höheren De­
fizits der Rentenversicherung benötigt, im Rah­
men der 'Wachstums- und Strukturpolitik über
das bisher vorgesehene NIaß -hinaus' Unterneh­
mensneugründungen, Innovationen sowie Inve_­
stitionen in kleinen und mittIeren Unterneh­
men.

- Die Geldpolitik 'bleibt am Produktionspotential
orientiert und stellt in gleichem Umfang Zen­
tralbankgeld zur Verfügung, wie wir bei unse­
rer Prognose angenommen haben..

71*. Die niedrigeren Lohnsätze bedeuten-für sich
genommen -, daß den Arbeitnehmern weniger
Nettolöhne ausgezahlt werden. -)X.nderte sich weiter
nichts, wären es rund 6 Mrd Dl\-1 weniger als unter
den Annahmen.- der Prognose. Das gesamte verfüg­
bare Einkommen der privaten Haushalte, in dem
auch die Sozialeinkommen, die Vermögenseinkom­
men und die Gewinnentnahmen der Selbständigen
enthalten sind, erhöhte sich dann um knapp 1 vH
weniger. Dieser Unterschied :verringert sich, wenn
die Unternehmen dank der Verrninderui1.g des
Lohnkostendrucks auf geplante Entlassungen' ver­
zichten oder Arbeitskräfte einstellen. Er versdiwin­
det sogar ganz, wenn man den Realwert der Ein­
kOInmen 'betrachtet.

. '

72*. Bei nach wie vor scharfem Vvettbewerb bedeu-
ten niedrigere Lohnkosten auch niedrigere Preise.
Der Rückgang der Inflationsrate macht nicht nur
das Minus bei den ArbEütnehmereinkommen klei­
ner, er weitet auch die übrigen Einkomm~nder pri­
vaten Haushalte auf. Der Realwert des verfügbaren
Einkommens insgesamt fällt nicht kleiner als in un­
serer' Prognose aus, auch dann schon, wenn man
die Zunahme der Beschäftigung außer acht läßt.
Der Realwert der Geldvermögen, die die Haushalte
für den Kauf von Gütern verwenden können, ist oh­
nedies größer.

73*. Es spricht viel dafür, daß sich aus dem Zusam­
menspiel von geringeren Lohnzuwächsen und niedri­
geren Inflationsraten eine höhere ~achfrageder pri­
vaten Haushalte ergibt. Mehr Absatz wird auch
jene Investoren, die erst das Signal einer nachhalti'­
gen Belebung der Nachfrage abwarten wollen, ver­
anlassen, die verbesserten Investitionsbedingungen
zu nutzen. \Vas wir bereits 1918 an konjunktureller
Dynamik erwarten, läßt sich an dem Anstieg' voqJ.
ersten zum zweiten Halbjahr ablesen: die Ausrü­
stungsinvestitionen werden doppelt so stark steigen
wie in unserer Prognose.- Die inländische Produk­
tion dürfte ihr Vorjahresniveau um 41/2 vR über­
treffen und damit um 1 vB größer s~in als unter
den Annahmen unserer ProgJ:1.ose. Der Anstieg des
realen Sozialprodukts vom ersten zum zweiten
Halbjahr beträgt auf Jahresrate hochgerechnet: 6
vH (Ziffern 362 ff.).

;4*. Im ganzen ergibt sich gegenüber der Sta~us-.­

quo-Prognose folgende Bilanz der angenommenen
Lohnzurückhaltung:

- Der einzelne Arbeitnehmer 'erhält im Jahre 1918
im Durchschnitt 1,5 vH weniger Nettolohn. Da
der Anstieg der Verbraucherpreise um 0,8 vH
niedriger ist, verringert sich der Au?fall an
Kaufkraft auf 0,1 vH.

- Die übrigen Einkommen der privaten Haushalte,
deren Anteil am verfügbaren· Einkommen übej:
50 vH ausmacht, erhöhen sich der Kaufkraft
nach um 0,8 vH.

- Die höhere Produktion bringt auch mehr Be-
I schäftigung und mehr Lohneinkornmen, verrin­

gert allerdings das Arbeitslosengeld. Insgesamt
fällt das reale verfügpare Einkommen der priva­
ten Haushalte um 0,5 vH größer aus. Der private
Verbrauch ist um 0,8 vH höher, weil ,die Ausga-
benquote steigt. -

- Die Lohnstückkosten ermäßigen 'sic.h um 2 vH;
auch die Importkosten und die Zinsen sind nied­
riger.

- Die Preise steigen im gesamtwirtschaftlichen
Durchschnitt um 1 vH weniger. .

- Die Ertragslage der' Unternehmen verbessert
sich nicht nur infolge der Ausweitung der Ge­
winnmargen, sondern auch durch die Erhöhung
des Absatzes. - -

- Der Staat spart durch den geringeren Lo1m,- und ­
Preisanstieg Mittel ein, die er an anderer Stelle
ausgeben kann. Die Steuereinnahmen -bietben
nahezu konstant: Mindereinnahmen bei der
Lohnsteuer werden durch Mehreinnahmen bei
den Gewinnsteuern und den Verbrauchsteuern
wettgemacht.

- Das_ Defiiit der RentenVersicherung erhöht
sich; bei unveränderten Ausgaben kommt es in­
folge der geringeren ,Lohnsteigerungen zu Ein­
nahmeausfällen.

. - Der Ausgabenüberschuß der Bundesanstait für
Arbeit vermindert sich, da die Einsparungen bei
der· Arbeitslosenunterstützung die Beitragsaus-
fälle überwiegen. -
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75*. Für die Beurteilung des 'Weges "Vollbeschäfti­
gung- durch '\Vachstum" ist nicht nur bedeutsam,
was das Jahr 1918 an zusätzlicher Produktion und
zusätzlicher Beschäftigung bringt. 'Nichtiger ist,
daß ein Pfad eingeschlagen wird, der mittelfristig
zu Vollbeschäftigung zurückführen kann. Zieht man
die Zunahme von Sozialprodukt und Investitionen
über das Jahr 1918 hinaus bis 1981 aus, so könnte
das Sozialprodukt jährlich um 5 vH zunehmen. Die
treibende Kraft wären dabei die privaten Investitio­
nen; es bestünde die berechtigte Hoffnung, daß die
bestehende Arbeitsplatzlücke auf mittlere Sicht ge­
schlossen. wird. Dadurch wäre gew'ährleistet, daß
bei steigender Nachfrage nicht nur die vorhande­
nen Kapazitätsreserven genutzt werden, sondern
daß auch das \Vachstum des Produktionspotentials
von gegenwärtig nicht einmal 3 vH auf 4 vH ange­
hoben wird. Der Aufbau neuer Kapazitäten, bevor
die vorhandenen ausgeschöpft sind, machte eine in­
flationsfreie Expansion der Nachfrage möglich.·

76*. Gelingt es in den nächsten Jahren, bei der ge­
samtwirtschaftlichen Produktion eine Zuwachsrate
von jährlich 5 vH zu erreichen, wird auch ein ho­
her Beschäftigungsstarid wieder möglich. Bei einem
mitt~lfristigenAnstieg der' Arbeitsproduktivität von
4 vH bis 4112 vH, wie er von Mitte der sechziger
Jahre bis heute zu beobachten war, v{ürde sich die
Anzahl der Erwerbstätigen um etwa 200000 je Jahr
erhöhen, stellt man in Rechnung, daß sich der Pro­
duktivitätsanstieg in den letzten Jahren verlang­
samt hat, könnte die Zunahme der Beschäftigung
auch höher ausfallen.

Vollbeschäftigung durch mehr Staat und weniger Ar­
beit (Alternative 11)

77*. Den 'Weg zu Vollbeschäftigung über mehr
Staat und weniger Arbeit suchen, heißt für viele,
wenn auch nicht für alle, der 'Wirtschaftspolitik an­
dere Ziele vorgeben. So halten nicht wenige die
Versorgung der Bürger mit öffentlichen Gütern für
so unbefriedigend, daß künftig ein größerer Teil
des gesamtv<irtschaftlichen Produktionspotentials
vom Staat beansprucht werden sollte. Auch wird
die Auffassung vertreten, daß 'die Bürger auf ein an
sich mögliches Einkommenswachstum verz·ichten
sollten, weil sonst die Belastung der Menschen und
ihrer Umwelt durch die Güterproduktion zu groß'
'.vÜrde (Ziffern 358 ff.).

78*, Eine vVirtschaftspolitik, die von solchen Vor­
stellungen geprägt ist, wird tarifvertragliche Ar­
beitszeitverkürzung und expansive Haushaltspolitik
als Mittel gegen die Arbeitslosigkeit einsetzen.

Gegenüber der Status-quo-Prognose ist diese Alter­
native im Kern durch folgende abweichenae An­
nahmen gekennzeichnet:

- Die tariflichen Stundenverdienste steigen 1918
um 1 vH, zuzüglich von Nebenleistungen um
11/2 vH. Darin ist ein Ausgleich für die Verkür­
zung der vVochenarbeitszeit und des Jahresur­
laubs um 2 vH enthalten.
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- Der Staat erhöht seine Ausgaben um 6 Mrd DM
mehr als bisher geplant. Ein Teil davon wird
verwendet, um 50 000 Personen !p.ehr als derzeit
vorgesehen im Staatsdienst zu beschäftigen.

- Die Bundesbank befriedigt den Zentralbankgeld­
bedarf, der zur Finanzierung des höheren Ko­
stenanstiegs nötig ist.

79*.. Bei der Analyse der kurzfristigen 'Wirkungen
dieses \Veges ist abzuv.-ägen, ob die staatliche und
private Nachfrage ausreicht, das zwar verminderte,
aber auch teurere Arbeitsangebot besser zu be­
schäftigen (Ziffern 375 ff.).

Die Verteuerung des Faktors Arbeit wird mit hoher
\Vanrscheinlichkeit die Investitionsneigung auch
dann lähmen, wenn es den Unternehmen gelingt,
ihre Gewinnmargen durch Preiserhöhungen zu hal­
ten. Die Unternehmen werden daher nicht nur Er­
weiterungsinvestitionen unterlassen, sondern zum
Teil auch weiter zögern. ausgediente Anlägen zu
ersetzen. Statt dessen werden sie dazu neigen,
Geidvermögen zu bilden und im Ausland zu inve­
stieren. Rationalisierungsmaßnahmen werden wei­
terhin im Vordergrund stehen, zumal man auf diese
'Weise versuchen wird, die Verkürzung der Arbeits­
zeit aufzufangen.

80*. Die stärkere Anhebung der effektiven Stun­
denlöhne führt nicht zu einem entsprechenden An­
stieg der Lohnsumme. Die Unternehmen werden
nur einen Teil der Arbeitszeitverkürzung durch
eine Vergrößerung der .Belegschaft -ausgleichen,
selbst wenn man ihnen.durchtarifliche und gesetz­
liche Regelungen den Ausweg zu mehr Uberstun­
den verviehrt. Dies für sich genommen führt dazu,
daß das verfügbare Lohneinkommen der Arheitneh­
mer, die zusätzlich Beschäftigten eingerechnet, no­
minal .um 1 vH, und das verfügbare Einkommen
insgesamt um 112 vH höher als unter den Bedingun­
gen unserer Prognose ist. Seiner Kaufkraft nach ist
es wegen des stärkeren Geldwertschwunds niedri­
ger; für die Haushalte mit nominal unveränderten
Sozialeinkommen und Einkommen aus Geldvermö­
gen ergeben sich Realeinkommenseinbußen, den
Arbeitnehmern nimmt der kräftigere Preisanstieg
mehr als das, was sie durch höhere Löhne an Kauf­
kraft geviinnen. Zudem sinkt die Kaufkraft der
Geldvermögensbestände.

81*. Der private Verbrauch wird somit durch die
Verringerung des Realeinkommens gedämpft. Im
Vergleich zu unserer Prognose sind damit die Un­
ternehmen nicht nur mit einem höheren Kostenni­
veau belastet, sondern sie haben auch einen gerin­
geren Absatz.' Anders als in der ersten Alternative,
aber auch anders als in der Prognose, werden sich
privater Verbrauch und .Investitionen nicht wech­
selseitig verstärken:. Der gegenüber der Prognose
erhöhte finanzpolitische Impuls bietet zwar eine
Stütze, verliert a!Jer an 'Wirkung, weil ein Teil der
von ihm ausgelösten Nachfrage von steigenden In­
flationsraten aufgezehrt wird. Das reale Sozialpro­
dukt wird nUr um 21/2 vB höher als 1971 sein, der
Anstieg_ verlangsamt sich überdies im Verlauf des
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Jahres. Gleichwohr nimmt die Anzahl der Beschäf-
· tigten zu, weil der Effekt der Arbeitszeitverkürzung

zunächst noch den Verlust an Nachfrage und Pro­
duktion übersteigt.

82*. 'Wird dieser vVeg über 1978 hinaus begangen,
so ist zu befürchten, daß eine \..eitere Verkürzung
der' Arbeitszeit nicht mehr die Beschäftigungswir­
kungen einer schwachen Nachfrage auffängt. Es be­
steht die -Gefahr, daß die Produktion eingeschränkt
wird und der Ausfail von Verbrauchsnachfrage die
ohnehin schon gedämpfte Investitionsneigung

· weiter. schwächt. Die Expansion von t~achfrage und
Produktiol.l wird sich dann auch bei massiven Kon­
j,unkturprogrammen abschwächen, und ein Abglei­
te!! in die Rezession ist nicht ausgeschlossen.

83*. Dies heißt nicht, daß eine \Virtschaftspolitik
von vornherein zum Scheitern verurteilt ist, die
sich auf ein mittelfristiges' 'Wachstum des Sozial­
produkts von 21/2 vH beschränken will und die in
dem Ausmaß die Arbeitszeit verkürzt, in dem der

· Anstieg der Arbeitsproduktivität über diese Zu­
wachsrate hinausgeht. Eine Illusion ist es aper, daß
auf diesem vVeg die negativen Beschäftigungsfol­
gen dauerhaft überspielt werden können, die von
einem überhöhten Kostenniveau ausgehen.

Denn: der Bedarf an Lohnzurückhaltung ist bei die­
sem vVeg nicht' kleiner als bei dem alternativen,

_ der die Vollbeschäftigung durch vVachstum zu er­
reichen sucht. Zwar werden weniger Investitionen
und da~it weniger Gewinnanreize benötigt, 'um da~
angestrebte - geringere - 'WaGhstum möglich zu
machen. Der "damit gewonnene Spielraum kann je­
doch nicht sowohl von der Lohnpolitik als zugleich
auch vom Staat genutzt werden, der, indem er seine
dauerhafte Verschuldung. vergrößert, private Inve-

· storen verdrängt. Sich widersprechende Ansprüche
durch Inflation zu harmonisieren, das heißt die Löh­
ne' durch stärker steigende Preise zu entw'erten,
wäre, wie die Erfahrung gelehrt hat, nur scheinbar
eine Hilfe und ist auch bei diesem \Veg nicht ge­
wollt.

84*. Eine Lohnpolitik und eine Wirtschaftspolitik,
wie sie unserer Status-quo-Prognose zugrundelie­
gen, bewegen sich zwischen den beiden beschriebe­
nen Alternativen:- Für die Rückkehr zu einem ho­
hen Beschäftigungsstand ist damit wenig gewon­
nen. Am Jahresende 1978 werden Staat und Tarif­
vertragsparteien möglicherweise feststellen, daß für
den Abbau d.er Arbeitslosigkeit ein weiteres Jahr
vertan ist. Bei dem hohen Defizit hat der Staat dann
aber kaum ein weiteres Mal die Möglichkeit, durch
eine kräftige Ausweitung des finanzpolitischen Im­
pulses der Konjunktur einen ",eiteren Anstoß zu
geben.

Wirtschaftspolitik für 1978 und danach

I ster Linie von Fragen leiten, die eine 'Strategie der

IVollbeschäftigung durch vVirtschaftswachstum' auf­
wirft.

I Lohnpolitik

86*, In einer ganzen Reihe von Industrieländern ist
in den vergangenen Jahren eine Korrektur an der
Entwicklung der Reallöhne erreicht worden, teiJ·
weise sogar eine 'Senkung der .Reallö.hne. In der
Bundesrepublik, wo wegen der im Durchschnitt ho­
hen Produktivität Spitzenlöhne gezahlt werden,
schien es eine Zeitlang, als ob die mäßige Korrek­
tur der Einkommensverteilung, die 1976 stattfand
und an die sich die Hoffnung knüpfte, eine agressi­
ve Lohnpolitik v{erde sich' vorläufig nicht wieder­
holen, auf der Kostenseite den Boden für eine kräf­
tige Investitionskonjunktur bereitet hätte. Diese

IVorstellung ist einer pessimistischeren Einschät-
zung der Situation gewichen. . .

87*. Die Ge,verkschaften können darauf verweisen
- und tun es auch -, daß die Löhne 1917 etwa in
dem Maße gestiegen sind, wie es den vorherrschen- ­
den Vorstellungen derer entsprach, die sich zu Be­
ginn der Lohnrunde in Prognosen, Zielprojektionen
und Ratschlägen zur künftigen Lohnentwicklung .
geäußert hatten. \Venn jetzt im Zusammenhang mit
der konjunkturellen Stockung abermals eine Ver­
schlechterung der Ertragslage in der 'Wirtschaft
entstanden sei, so könne dies keineswegs der Lohn­
politik 1977 angelastet werden.

Dem kann man nicht viel entgegenhalten. Kur, dies
hilft bei der nächsten Lohnrunde nicht weiter.
'vVenn die Reallöhne falsch sind, also nicht zu mehr
Beschäftigung passen, so würde sich daran nicht
deshalb etwas ändern, weil die vorherrschende
Meinung anders gelautet hat.

88*, Es muß ein 'vVeg gefunden werden, in der
Lohnpolitik zu einer Kursänderung zu kommen. Die
Diskussion um den "optimalen Lohn", der dem
Kaufkraftargument ·und dem Kostenargument glei­
chermaßen Rechnung tragen soll, führt nicht weiter.

89*. 'vVir haben zu zeigen versucht, daß Lohnzurück­
haltung ein vVeg ist, auf dem man, ohne hinsicht~

lieh der realen Kaufkraft Sorgen haben zu müssen,
auf die günstigen 'Wirkungen setzen kann, die ein
niedrigeres Kostenniveau auf die Menge der renta-'
bIen ~roduktions- und Beschäftigungsmöglichkeiten
haben wird. Selbst wenn sich diese günstigen vVir­
kungen, auf die Investitionen insbesondere, stärker
verzögern sollten, als wir annehmen, bleibt dieses
Urteil richtig. Strenger: Den vVeg der Lohnzurück­
haltung zu gehen, halten wir auch dann für ange­
zeigt, wenn es 1978 noch nicht zu der stärkeren
Entlastung am Arbeitsmarkt kommen sollte, die v"ir
unter den Annahmen der Alternative I vorausge­
schätzt haben.

85*, Die wichtigsten Probieme der einzelnen Be­
reiche der \IVirtschaftspolitik werden eingehend er­
örtert (Ziffern 386 H.). Dabei lassen wir uns. in er-

90*, Die lohnpolitische Vorwegnahme von Preis­
steigerungen, die für unvermeidlich gehalten wer­
den, obwohl erst diese Vorwegnahme die Kosten-
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steigerungen 'schafft, die dann durch Preissteigerun­
gen eingeholt 'werden müssen, sollte aufhören. Die ,
InflationsbekämpflL.'lg ist vreit genug gediehen, jetzt
eine im strengen Sinne in bezug auf das Kostenni­
veau neutrale Lohnpolitik wieder zuniutbar erschei-
nen zu lassen. -

91*. Es ist zu respektieren, daß auch unter dem Re­
gime einer autonomen nationalen Geldpolitik, wie
es .derzeit weitgehend gegeben ist, kurzfristig die
Möglichkeiten gering sind, die Bedingungen für
Freiserhöhungsspielräume der vVirtschaft national
nach Belieben zu manipulieren. Internationales
Vertrauen in die Stabilität der Deutschen Mark be­
schert uns einen \Vechselkurs, bei dem zumindest
die direkt oder indirekt vom Außenhandel abhängi­
gen Bereiche ihre Preise kaum erhöhen können. Die
Divergenz zwischen der jüngsten Entwicklung die­
ser Preise und ,der Preise für Binnenhandelsgüter
deutet darauf hin, daß die Industrie aus Gründen
des internationalen \Vettbewerbs mit dem verblie­
benen Kostendruck weniger gut ff!rtig wird als die
'übrigen Bereiche der \Virtschaft. Die \Vethselkurs­
bewegung führt derzeit den Prozeß der Preisniveau-

. stabilisierung an.

Es .scheint besser, sich bei Entscheidungen, die das!
Kostenniveau berühren; darauf einzustellen, daß
das so bleibt, als darauf zu vertrauen, die \Vechsel­
kursbewegung werde einem Fortgang im Kosten­
auftrieb schon rechtzeitig Rechnung tragen, also
wieder größere Preiserhöhungsspielräume gewäh­
ren.

92*. vVohigemerkt; Auch wir erwarten nicht, daß
das Preisniveau 1978 dasselbe sein kann wie '1977.
Schon bei Jahresende 1977 wird ,es um etwa 1,2 vH
höher liegen als im Jahresdurch~chnitt1977 (über­
hang). Außerdem werden vermutlich auch im Ver­
lauf des Jahres 1978 mehr Preise steigen als sinken,
sei es, weil Kostensteigerungen der Vergangenheit
verzögert auf die Preise wirken,' sei es, weil _die
Nachfrage in wichtigen Bereichen bisher nicht aus­
gereicht hat, "normale" Gewinnmargen am Markt

_durchzusetzen, und dies nachgeholt werden wird,
wenn die Nachfrage weiter zunimmt. Nicht zuletzt
ist die Mehrwertsteuererhöhung zum Jahresanfang
in Rechnung zu stellen. Nicht alle Anbieter von
\Varen und Diensten werden zwar in der Lage sein;
sie in den Preisen zu überwälzen, doch für den Re­
geItall muß eine Preisanhebung zunächst als unver­
meidlich angenommen werden.

Alles dies sind jedoch keine Preissteigerungen aus
allgemeiner Ubernachfrage oder inflationsbewuß­
tem Parallelverhalten aller (Inflationsgewöhnung).
Sie geben daher keinen Grund her, in den Löhnen
einen Ausgleich zu verlangen. Vielmehr würde ein
Ausgleich die Entzerrung der Preis- und Einkom­
mensrelationen verhindern oder seinerseits einen
neuen Preisschub bewirken. Darin kann kein Sinn
liegen. '

Dies gilt namentlich hinsichtlich der Frage des
Lohnausgleichs für die Preis\virkungen der erhöh­
ten- Mehnvertsteuer. Einen Lohnausgleich verlan­
gen heißt verlangen, die zusätzliche Mehrwertsteu- '
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er solle aus den Gewinnen der Unternehmen getra­
gen werden. Das ist mit der Steuererhöhung nicht

·nur nicht gemeint, sondern sicherlich auch nicht
ohne negative Rückwirkungen auf, die Beschäfti-
gung durchzusetzen. -

Da neben der Mehrwertsteuererhöhung zugleich
Steuerrechtsänderungen in Kraft treten, die den Ar­
beitnehmern eine sehr' yiel größere Entlastung brin­
gen, als die ~vIehrwertsteuersie zusätzlich belastet,
dürfte sich ein Streit um die endgültige Verteilung
der' Traglast aus der erhöhten Mehrwertsteuer wohl
auch vermeiden lassen.

Kurz: Das Preisniveau wird im Durchschnitt des
Jahres 1978 zwar höher sein als im Durchschnitt
des Jahres 1977. Doch der Anstieg enthält keine
Komponenten mehr, die für die Lohnpolitik reie­
vant sein sollten.'

93*. Man mag sogar fragen:YVenn Zurückhaltung
in der Lohnpolitik beschäftigungspolitisch vorteil­
haft ist, wenn ohnehin noch nicht alle Kostenstei­
gerungen der Vergangenheit über }">reis- oder Pro­
-duktivitätssteigerungen verkraftet sind ~. warum
die Löhne überhaupt erhöhen? In der Tat gibt es
keinen von vornhereiIl zwingenden Grund, dies zu
tun.

Aus einer Reihe von tiberlegungen heraus, die für
das Prinzip der Allmählichkeit auch bei der Real­
lohnkorrektur sprechen, und weil wir eine neue
mitt~Itristige Grundlinie der Lohnpolitik für noch
wichtiger halten als-eine Einmalkorrektur, empfeh­
len wir gleichwohl eine Lohnpause nicht. Das heißt
nicht, wir hielten für ausreichend begründet, daß
sie überwiegend schädlich sein müsse.

94*. Unter den gegenwärtig absehbaren Bedingun­
gen'und ,mit 'besonderem Respekt vor der Tatsache,
daß die Tendenz zur Höherbewertung der Mark grö­
ßere Preiserhöhungsspielräume vorläufig nicht eröff­
nen wird, raten wir für 1978 zu Lohnabschlüssen, die
im strenge-n Sinne kostenniveauneutral sind. Sie soll-,
·ten eher noch darunter liegen. Das heißt, die TarÜ­
vereinbarungen wären angemessen, wenn sie im
gesamh,,-irtschaftlichen Durchschnitt höchstens dar­
auf hinausliefen, daß die Bruttoeinkommen je Be­
schäftigtenstunde ---.: mit anderen \Vorten:' die ef­
fektiven Stundenlöhne zuzüglich Lohnnebenkosten
je Stunde - um soviel angehoben werden, wie vor­
aussichtlich das gesamtwirtschaitliche Produktions­
ergebnis je Erwerbstätigenstunde zunimmt. (vVegen
des Lohnüberhangs am Jahresende 1977 wäre der
Abstand zwischen dem Lohnniveau im Jahresdurch­
schnitt 1978 und dem Lohnniveau im Jahresdurch­
schnitt 1977 größer.)

Die Reallöhne würden weniger stark steigen als die
Produktivität. Die Arbeitnehmer müßten - ·es sei
noch einmal betont~ gegen sich gelten lassen, daß
auch bei im strengen Sinne produktivitätsorientier­
ten' Lohnerhöhungen das Preisniveau 1978 höher
sein wird als 1977.

95*. Eine im strengen Sinne kostenniveauneutrale
Lohnpolitik ist· angezeigt, auch wenn Preisniveau-
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konstanz noch. fehlt, so lange Vollbeschäftigu,ng
nicht wieder erreicht ist und so lange die Geldpoli­
tik alles dafür tut, daß eine Erhöhung des Preisni­
veaus auf das unter den Bedingungen einer solchen
Lohnpolitik unvermeidliche Maß beschränkt bleibt.
Zumindest für das Jahr 1978 ist sie ohne Einschrän­
kung zumutbarj denn es gibt keinerlei Anzeichen
für eine Ubernachfrage, die einen zusätzlIchen
Preisschub bewirken würde.

96*. Auch über 1978 hinaus kann man sich mehr Zu­
trauen zu der wiedergewonnenen Stabilität -vor­
stellen~ Eine Kursänderung der Lohnpolitik könnte

. besonders wirkungsvoll sein, wenn sie die Möglich­
keit nutzte, Lohntarifv,erträge für mehr als ein Jahr
abzuschließen. Bei mehrjährigen Verträgen müßten
Vereinbarungen über Stufenerhöhungen während
der Laufzeit dafür sorgen, daß die Lohnentwicklung
nicht zu unstetig •..,ird.

97*. Die Ratio einer im strengen-Sinne kostenni­
veauneuttalen Lohnpolitik ist nicht, für höhere
Gewinne zu sorgen. Ihre Ratio ist, mehr Beschäfti­
gungsmöglichkeiten rentabel werden zu 'lassen oder
rentabel bleiben zu lassen. Dafür mögen in Teilbe­
reichen höhere Gewinnmargen nötig sein, zumin­
dest zeitweise. Cm wieviel höhere, wissen wir
nicht. Mit den Löhnen werden die Gewinne ja nicht
fixiert. Uber sie wird erst im ·Wettbewerb entschie- .
den.

98*. Ein Bereich, in dem auf sehr direkte vVeise ein
Zusammenhang zwischen Lohnhölie und Beschäfti­
gung 'hergestellt werden könnte, ist der öffentliche
Dienst. Eine besonders niedrige Steigerung der Ver­
dienste v,ürde es dem Staat erlauben, für dringliche
Aufgaben, die der Konsolidierung der Staatsfinan­
zen wegen nicht genügen,! berücksichtigt worden
sind, nunmehr zusätzliche Stellen :zu schaffen.

Geldpolitik

99*. . Der konjunkturelle Aufschwung ist nicht aus
Mangel an Geld ins Stocken geraten. Die Gefahren
von zuviel Geld -heute liegen in zu hohen Preisen
morgen. \Vas das Jahr 1977 angeht, so läßt sich
kaum sagen, ob nicht die Nutzung des vorhandenen
Geldes höher, die durchschnittliche Kassenhal­
tungsdauer bei den Unternehmen und. privaten
Haushalten also niedriger gewesen wäre, wenn die
Bundesbank weniger Zentralbankgeld zur Verfü­
gung gestellt hätte. So wie es war, sind wegen des
schwachen konjunkturellen, Aufschwungs noch ein­
mal beträchtliche zusätzliche Finanzierungsreser­
ven entstanden, diEi Ausnutzung des vorhandenen
Geldes ist weiter gesunken. Solche Finanzierungs­
reserven wegen dei möglichen Gefahr wieder stei­
gender Preissteigerungsraten nicht zu groß werden
zu lassen, -entsprach dem -Auftrag einer Politik,
die Zentralbankgeldmenge trotz unbefriedigender
Konjunkturlage nur allmählich wieder an den
Stand heranzuführen, der zu dem Finanzierungsbe­
darf der VVirtschaft bei normaler Auslastung der
Produktionskapazitäten paßt.

Bei einem etwa kräftig sich entfaltenden konjunk­
turellen Aufschwung ist die .monetäre Expansion
um so 'veniger beherrschbar, je größer die Finan-·
zierungsreServen sind, die in einer ungewöhnlich _
·hohen Kassenhaltung liegen. Auf jeden Fall halten
tv-ir für unabweisbar, die gegenwärtigen Finanzie­
rungsreserven bei de..r Zielvorgabe der Geldpolitik

. für die Expansion der Zentralbankgeldmenge im
Jahre 1978 stärker zu berücksichtigen (Ziffern
403 ff.).

100*. Dabei muß man sich zunächst über die Auf­
gabenstellung einer am INachsturn des gesamtwirt­
.schaftlichen Proquktionspotentials orientierten
Geldpolitik klar sein. Sie soll für diejenige Zentral­
bankgeldmepge sorgen, die zum gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotential paßt und in Ubereinstim­
mung mit dessen \Vachstum weiter zunimmt, wobei
PreisniveaJländerungen nur ins·oweit zu berücksich­
tigen sind, als sie noch unvermeidlich erschei-­
nen.

101*. Das \Yachstunl des gesamtwirtschaftlichen
Produktio~spotentials- schätzen wir auf derzeit etwa
3 vH. Der Anstieg des Preisniveaus, gemessen am
Preisindex für das Brutto?ozialprodukt, wird selbst
unter -den günstigen Bedingungen, wie wir sie für
eine erfolg"versprechende Politik der Vollbeschäfti­
gung durch vVirtschaftswachstum angenommen ha­
ben, noch knapp 2112 vH (im Yergleich der Jahres- .
durchschnitte) betragen.

Demnach hätte eine potentialorientierte GeldpoIitik
dafür zu sorgen, daß die Zentralbankgeldmenge im
Jahresdurchschnitt 1978 um rund 51/2 vH höher wäre
als im Jahresdurchschnitt 1977. \Yie env'ähnt, räu­
men wir ein, daß Schätzunsicherhelten eine solche
Herleitung belasten. Auch hier handelt es sich um
eine Entscheidung, die der Zentralbankrat unter
Unsicherheit zu treffen hätte. In Anbetracht der
noch immer labilen konjunkturellen Lage wäre das
Risiko, sich in kontraktiver Richtung zu irren, wohl
besonders hoch zu bewerten. Aus diesem Grunde
raten wir zu einer Zielvorgabe für die Expansion
der Zentralbankgeldmenge in Höhe von 6 vH bis
7vH.

Das mag wenig erscheinen angesichts des Tempos
der monetären Expansion in den vergangenen Jah­
ren. Doch das Einschwenken 'auf einen potential­
orientierten Expansionspfad macht eine Tempoande­
rung nötig. Außerdem soll die Steigerungsrate des
Preisniveaus weiter sinken.

102*.- 'Nenn wir auch an anderer Stelle dieses Gut­
achtens dargelegt haben, daß und warum ein Fort­
gang der Zi_nssEmkungstendenz am Kapitalmarkt
in das Bild passen ·wÜrde, das wir von der Zukunft

_hahen, so ist damit doch nicht gemeint, daß die
Bundesbank ihre Zielvorgabe für die Geldmengen­
steuerung daran ausrichten soll. Gleichwohl würde
gerade eine nicht nachgiebige Geldpolitik, die eine
weiter' sinkende' Inflationsrate glaubwürdig machte,
vermutlich diese 'Wirkung haben, jedenfalls auf
Di;mer. Nicht auszuschließen ist, daß es vorüberge-
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hend zu Irritationen kommt, wenn die Bundesbank
ihre Beharrlichkeit zeigt.

103*. \Vir haben in bezug auf einzelne aktuell etwa
zu ergreifende Maßnahmen der Geldpolitik keinen
Rat zu. geben. Für die Gesamtheit der Maßnahmen
der Bundesbank muß das Kriterium einer zielkon­
formen Expansion der Geldbasis maßgebend sein.
Dies ist deren HaupJverantv.rortlLllg, aus der sie
nicht entlassen werden kann, welche Instrumente
in welcher Kombination sie auch anwenden mag.

Währungspolitik

104*. 'Wie in den vergangenen Jahren muß man da­
mit rechnen, daß sich die Tendenz einer Höherbe­
wertung der' D-Mark an den Devisenmärkten fort­
setzt. Soweit· diese Höherbewertung· den verbliebe­
nen internationalen Unterschieden im Inflations­
tempo entspricht, kann darin nichts Bedrohliches
gesehen Yierden. Die BediIiglLllgen für den interna­
tionaJen Kapitalverkehr mögen es jedoch mit sich
bringen, daß die Kursänderung wieder darüber hin­
ausgeht. Mit dem' Gegenteil rechnen wir kaum. Die
Bundesbank hat sich solchen Tendenzen bisher
nicht entgegengestemmt, sondern im Prinzip nur in­
terveniert, wenn es um eine Glättung der Kursent­
wicklung ging, von den Interventionen zugunsten
der 'Währungen des europäischen vVährungsver­
bundes einmal abgesehen. Sie wird es auch künftig'
nicht anders halten können. Andernfalls müßte sie
die Ziele ihrer Geldpolitik in Frage stellen. Das
wäre ,ein zu hoher Preis.

Finanzpolitik

105*. 'Wenn auch der entscheidende Durchbruch
zur Lösung der mittelfristigen Beschäftigungspro­
bleme von der Lohnpolitik kommen muß, kann der
Staat doch wachstumspolitische und konjunkturpo­
litische Hilfestellung geben (Ziffern 418 ff.).

Die konjunkturellen Schwächetendenzen verlangen
von der Finanzpolitik, daß diese ihr' Augenmerk
wieder stärker auf die kurzfristige Konjunkturstüt­
zung richtet, ohne aber ihre mittelfristige Orientie­
rung aufzugeben. Solange die konjunkturelle Bele­
bung kräftig war und man darauf setzen konnte,
daß sie ---= unterstützt durchangebotsfördernde
Maßnahmen - in einen sich selbst tragenden Auf­
schwung einmünden würde, stand die mittelfristige
Aufgabe, zur Stabilisierung der Erwartungen die öf- '
fentli~hen Haushalte zu konsolidieren, den kon­
junkturellen Erfordernissen nicht-entgegen. Da die
GE!fahr drohte, daß sich die - aus ungelösten Pro­
blemen auf der Angebotsseite resultierende - kon­
junkturelle Nachfrageschwäche verselbständigt,
muß die Finanzpolitik kurzfristig die schwachen
Auftriebskräfte stützen und die vVachstumsimpulse
stärken. Die Konsolidierung neu auftretender struk­
tureller Defizite, als mittelfristige Aufgabe, sollte
darüber jedoch nicht aufgegeben werden.
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106*. \Vir sind in unserer Prognose davon ausge-,
gangen, daß die Ausgaben der Gebietskörperschaf­
ten 1978 um etwa 8 vH auf 429 Mrd DM ansteigen
werdeIlL hierin sind- die Ausgaben für die Abwick­
lung der Konjunkturprogramme von 1975, des Pro­
gramms für Zukunftsinvestitionen und auch die
Kindergelderhöhung zum 1. Januar 1978 eingerech­
net, nicht jedoch die Zahlung der in früheren Jah­
ren gestundeten Zuschüsse des Bundes an die So­
zialversicherung.

Die zahlreichen Steuerrechtsänderungen bringen
den privaten Haushalten und Unternehmen insge­
samt gesehen kräftige Steuererleichterungen. vVir
schätzen das Steueraufkommen im nächsten -Jahr
auf 310 Mrd DM, das sind nur etwa 3 vB mehr als
1911. Dabei sind die Steuerausfälle aufgrund der In­
vestitionszulage in beiden Jahren nicht berücksich­
tigt. Die Schätzung der Steuereinnahinen ist in die­
sem Jahr allerdings mit besonderen Vorbehalten zu
versehen. Die Auswirkungen der zahlreichen Steu­
errechtsänderungen lassen sich quantitativ nur
schwer abschätzen; hier treten die Probleme der
unzureichenden Datengrundlage für die Steuer­
schätzung besonders deutlich zutage. Die Steuer­
quote, also die Steuereinnahmen bezogen auf das
Bruttosozialprodukt, geht nach unserer Schätzung
- nach dem starken, teilweise durch Sonderfakto­
ren bedingten Anstieg in diesem Jahr - 1978 wie­
der deutlich zurück, von 25 114 vH auf 241/4 vB.

Bei einer solchen Entwicklung der Steuerquote, ei­
nem zu erwartenden '\Vachstum des Produktionspo­
tentials von etwa 3 vH und einem konjunkturneu­
tralen Anstieg des Preisniveaus von 21/2 vH. wären
nach unserem Konzept des konjunkturneutralen
Haushalts Ausgaben der Gebietskörperschaften in
einer Größenordnung von 406 Mrd DM konjunktur­
neutral zu nennen: Die Differenz zu den von uns er­
warteten Staatsausgaben, sie beträgt rund 23 Mrd
DM, steht für den konjunkturellen Impuls, der von
den Haushalten der Gebietskörperschaften voraus­
sichtlich ausgehen ,,,"ird (Tabellen 36 und 37).

107*. Das ist ,im Vergleich ,zu der Finanzpolitik der
vergangenen Jahre eine dramatische vVende, und
es will nicht ohne weiteres einleuchten, daß ein ex­
pansiver Impuls von dieser Größe eine- sinnvolle
Reaktion auf die forcierte Konsolidierung sein
könnte. Die mittelfristige Orientierung der Finanz­
politik - so mag man einwenden - sei durch ei­
nen solchen Umschwung in Frage gestellt, und das
bei den Privaten gerade zurückgewonnene Vertrau­
en werde damit aufs Spiel gesetzt.

Als Ansatzpunkt für die 'Würdigung der Größenord­
nung des expansiven Impulses, der 1978 wahr­
scheinlich von den öffentlichen Haushalten ausge­
hen wird, kann ein zeitlicher Vergleich dienen. Be­
rücksichtigt man die unterschiedliche Größe des
gesamtwirtschaftlichen Produktionsp'otentials, so ist
der expansive Impuls außer im Rezessionsjahr 1975
und dem von exzessiver Haushaltsexpansion ge­
kennzeichneten Jahr 1971 in keinem Jahr größer'
gewesen als 1978. Nimmt'man hinzu, daß 1975 die
konjunkturelle Lage viel schlechter war und daß
die Erwartungen der Unternehmer und der Konsu-
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menten 1978 ·zwar noch nicht gut, aber immerhin
besser sein -,,,,-erden als damals, d,ann kann man für
.1978 ohne Cbertreibung von einem massiven Im­
puls sprechen.

'Wir sehen keinen Anlaß, daß die Gebietskörper­
schaften gedrängt werden, eine noch expansivere
Ausgabenpolitik zu betreiben (Ziffern 421 f.).

108*. Der Staat hat mit seinen Steuerbeschlüssen
und mit seiner Ausgabenplanung einen neuen An­
lauf genommen, die ~achfrageschviäche zu über­
,\iinden und den Fortgang der konjunkturellen Er­
holung wieder in Gang zu bringen.

Die Initialzündung kann den Mangel an Eigendyna­
mik jedoch nicht überspielen, soweit dieser :vlangel
Reflex ungelöster .Probleme auf der Angebotsseite
ist. In der Hauptsache 'müssen die Anstrengungen

.darauf gerichtet bleiben, die Probleme an ihrem Ur­
sprung. anZugehen, und das heißt vor allem beim
Kostenniyeau und bei dEm Investitionsrisiken. i'fur
wenn es hier zu Fortschritten kommt, so daß die
Initialzündung mehr als ein Strohfeuer bewirkt, ist
der expansive Impuls auch in diesem Umfang ge­
rechtfertigt. Uberdies kann er desto eher als unbe­
denklich gelten, je mehr er von Maßnahmen aus­
geht, die nicht nur auf eine bessere Auslastung des
Prod,uktionspotentials zielen, sondern auch dessen
'Wachstum fördern, so daß sie die spätere Konsoli­
dierung gleichsam schon in sich tragen.

Wachstums- und Strukturpolitik

109*. Um Vollbeschäftigung durch \Vfrtschafts­
wachstum zu erreichen, sind auf mittlere Frist Zu­
wächse der 'realen Bruttoanlageinvestitionen in.
beträchtlicher Größenordnung erforderlich. Die
Hoffnung, daß dies möglich sein wird, richtet sich
zwar in erster Linie, aber nicht allein an die Lohn­
politik. Auch der Staat hat im Rahmen eine-rAnge­
hotspolitik Möglichkeiten, das Investieren attrakti­
ver zu machen und den Strukturwandel zu erleich­
tern (Ziffern 4~6 ff.).

110*. Unter mittelfristigen Gesichtspunkten besteht
die wichtigste Aufgabe darin, die Reform des Steu­
ersystems so voranzutreiben, daß die Abgabenlast
,,,,-eiter von investitionshemmenden zu investitions- .
freundlichen Steuern hin verlagert wird, und sol­
chen Staatsausgaben hohen ~ang zuzuerkennen, die
privaten Investitionen förderlich ~ind. Dabei sind
drei Prinzipien zu beachten. Erstens müßte sicher~

gestellt sein, daß tatsächlich ein Mehr an 'Wachs­
tumsförderung . herauskommt. Die finanzpolitische
Förderung von privaten Investitionen darf deshalb
nicht auf Kosten von anderen wachstumsfreundli­
chen Staatsausgaben oder von bestehenden wachs­
tumsfreundlichen steuerlichen Regelungen gehen.
Zweitens sollten die Maßnahmen so weit wie mög­
lich globa,l wirken, damit nicht staatliche Instanzen
darÜber entscheiden, welche Art von Investitionen
besonders. dringlich ist. Drittens sollte dort, wo al­
ternative vVege zum gleichen Ziel führen, mög­
lichst der mit dem geri:qgsten fiskalischen Aufwand

gewählt werden. Ein \Veg, der diesen drei Prinzipi­
en am ehesten entspricht, ist - wie wir wiederholt
dargelegt haben - die verstärkte Beteiligung des
Staates an den RIsiken privater Investitionen.

111*. Es kommt nicht nur darauf an, die Bedingun­
gen für Investitionen zu verbessern, die von der
Rentabilitätsschwelle nicht weit entfernt sind. Es
geht auch darum, die Bereiche der möglichen Inve­
stitionsprojekte zu erweitern, vor °allem dann, wenn
es' Schwierigkeiten bereitet, den Strukturwandel­
reibungslos zu bewältigen. Durch' Strukturwand~l

sind in den letzten Jahren in vielen Bereichen Ar­
beitsplätze weggefallen, ohne daß an anderer Stelle
in ausreichendem Maße neue entstanden "..ären.
Die L"nternehmen scheinen das Risiko, durch die
Entl.vicklung -neuer Technologien und neuer Pro­
dukte Märkte zu erobern, sehr hoch einzuschätzen.
Es müssen unter diesen Tmständen nicht nur be­
reits' existierendevVachstumsbereiche schneller ex­
pandieren, sondern durch Investitionen' in For­
schung und Entwicklung auch neue \Vachstuffisbe-­
reiche erschlossen werden. Und es sind die Bedin­
gungen für unternehmensneugründungen zu ver­
bessern. Denn je mehr selbständige Entscheidungs­
einheiten es gibt, dest~ größer ist die Chance, daß
genügend rentable Investitionsprojekte gefunden
werden (Ziffern 445 ff.).

112*. Kleinen und mittleren Unternehmen kommt
bE!l der Bewältigung des' Strukturwandels und der
Lösung der mittelfristigen Beschäftigungsprohleme
eine große Bedeutung zu. Etwa zwei Drittel aller
Arbeitnehmer sind dort beschäftigt. In diesen Un­
ternehmen scheint ein -erhebliches Potential für
Keuerungen vorhanden zu sein; zugleich sind sie
offenbar weniger als GroßunternehJllen in der Lage,
das Neuerungsrisiko zu tragen. Ihre Möglichkeiten,
den Staat am Risiko zu beteiligen; SInd geringer als­
die der Großunternehmen. \Vährend diese_ das Risi­
ko auch horizontal verteilen können, weil sie Ver­
luste in einem Produktionszweig gegen Gewinne
aus einem anderen Zweig verrechnen können, ha­
ben Kleinunternehmen meist nur die Möglichkeit
des zeitlichen Verlustausgleichs. Diese Unterschie­
de in der staatlichen Risikobeteiligung bei Kleinun­
ternehmen und Großunternehmen könnten durch
_besondere Abschreibungserieichterungen für Klein­
und Mittelbetriebe ausgeglichen "\yerden. Erschwert
wird die Anpassung der kleinen lLlld mittleren Un:­
ternehmen durch einen Mangel an RisikokapitaL
Durch einen Ausb,au der Gewährleistungen für klei-

- ne und mittlere Unternehmen könnte der Engpaß .
beim Risikokapital gemindert werden. Ebenso sollte
die Benachteilfgung von Klein· und MittEüb~trieben

bei der Förderung von Forschung und Entwicklung
beseitigt werden. :Mehr Förderung für diese Cnter­
nehmen fordern, heißt Finanzierungserleichterun­
gen für -diese unternehmen fordern, 'heißt aber
nicht, sie mitErhaltungssubventionen ap1 Markt
halten zu wollen. Unternehmen, die sich auf Dauer
nicht aus eigener Kraft am Markt behaupten kön­
nen, müssen ausscheiden.
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.113*. Strukturwandel läßt sich auch um so leichter
bewältigen, je günstiger die Bedingungen für die
Neugründung von Unternehmen sind. Der 'vVille zur
Selbständigkeit hat allem Anschein nach erheblich
nachgelassen. Im Laufe der siebziger Jahre sind im­
mer weniger Betriebe neu errichtet worden. Gleich­
zeitig ist die Anzahl der Firmenzusammenbrüche
sprunghaft gestiegen. Für einen dynamischen 'Wett­
bewerb ist es aber nicht nur wichtig, daß leistungs­
schwache Unternehmen ausscheiden, sondern auch,
daß neue Unternehmen nachwachsen,'gegen bereits
bestehende Unternehmen'· konkurrieren und weni­
ger leistungsstarke aus dem Markt drängen.

114*. 'Wegen der Bedeutung für die Mobilisierung
unternehmerischer Qualitäten, für das Vorhanden­
sein von vVahlmöglichkeiten zwischen selbständi­
ger und unselbständiger Tätigkeit sowie für das
Kachwachsen junger Unternehmen und für die Auf­
rechterhaltung eines dynamischen vVettbewerbs
muß es Sorge bereiten, daß die Neugründungen von
"Betrieben ständig zurückgehen. Zwar fördert die öf­
fentliche Hand seit langem Neugründungen von
Unb:irnehmen. Es scheint jedoch nicht ausgeschlos­
sen, daß mit den Krediten, Zuschüssen und Bürg­
schaften, die der Staat direkt oder indirekt gewahrt,
den Erfordernissen jener, die ohne viel Kapital und
Sicherheiten eine selbständige Existenz gründen
wollen, nicht oder nicht ausreichend oder nicht auf
die bestmögliche. \Veise Rechnung getragen wird.
Eine Bestandsaufnahme, wie und mit welchem Er­
folg die Programme des Staates genutzt werden,
würde möglicherweise zeigen, daß auch eine flur­
bereinigung nötig ist, um den Erfolg zu erhöhen.

'Was jemand, der neu anfängt, braucht, ist die Auf­
s.tockung begrenzter Eigenmittel durch eigenkapital­
ähnliche Kredite, die später aus Gewinnen abge­
19st werden, sowie langfristiges Fremdkapital, das
ihm für einige Jahre zu wirtschaften erlaubt, ohne
ständig in Finanzierungsnöten zu sein. Ein solcher
Start ist sicher vi,elen potentiellen Unternehmen mit
ausreichender Qualifikation ohne Hilfe des Staates
nicht möglich.

115*. Der Staat kann die Rückk.ehr zu einem hohen
Beschäftigungsstand ,auch dadurch eI)eichtern, daß
er Hemnmisse abbaut, die den 'vVettbewerb behin­
dern und strukturellen Veränderungen im \"Iege
st~hen. Staatliche Auflagen und Kontrollvorschrif­
ten überfordern vor allem kleine und mittlere Un­
ternehmen. Administrative und rechtliche Unsicher­
heiten lasten auf dem Investitionskalkül. Reglemen­
tierungen, vor allem im Dienstleistungsbereich, er­
drücken unternehmerische Impulse. Zugangsbe­
schränkungen, auch für die Berufsausbildung, ver­
hindern in manchen Bereichen ein i\ngebot an
Dienstleistungen, das der schon heute geltend ge­
machten Nachfrage gerecht würde. Privilegien für
bestimmte Anbieter von Dienstleistungen, beispiels­
weise bei der Zuweisung von Flächen für Freizeit­
anlagen, behindern das Auftreten konkurrierender
Anbieter selbst dort, wo dadurch zusätzliche Kach­
frage aktiviert werden könnte und die Existenz der
bisherigen Anbieter nicht gefährdet zu werden
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brauchte. Dienstleistungen, die vom Staat zu unter
den Kosten liegenden Preisen angeboten werden,
erschweren die Entwicklung eines privatwirtschaft­
lichen Angebots. Fähigkeit und Bereitschaft, für
Dienstleistungen kostendeckende Preise zu zahlen,
haben mit dem allgemeinen 'Wohlstand wesentlich
stärker zugenommen als sich jetzt, am Markt nie­
derschlagen kann. Das Gewicht solcher die priva­
ten Aktivitäten behindernden Regelungen ist im
einzelnen nicht abzuschätzen. Mehr als der Einzel­
fall ist es ab~r auch die Summierung staatlicher
Eingriffe, die eine Belastung für die private 'vVirt­
schaft im Ganzen schafft.

Alle diese Regelungen mögen zum Zeitpunkt ihrer
Einführung ,v-ohlbegründet gewesen sein, doch ist
zum einen fraglich, ob die damals angestrebten Zie­
le auch heute noch den gleichen Rang besitzen und
zum anderen mag es Mittel geben, die,das \Vachs­
tum und den Strukturw'andel weniger stark hem­
men.

116*. Die eingetretenen Fehlentwicklungen kön­
nen sicher nicht von heute auf morgen -korrigiert
werden. Hier ist in jedem Fall auch mit massivem
politischem Viiderstand zu rechnen, so etwa wenn
es darum geht, ein wohnungsoaufeindliches Miet­
recht zu korrigieren, gesetzliche Regelungen '"(iber
Ladenschlußzeiten 'zu liberalisieren oder wettbe­
werbsfeindliche Bestandteile in den Berufs- und Ge­
bührenordnungen . zu beseitigen. Trotz solcher
Schwierigkeiten muß mit energischen Versuchen
zum Abbau solcher Reglementierungen ernst ge­
macht werden. Auch dies ist Beschäftigungspolitik.
Auch hier geht es um die Rahmenbedingungen da­
für, daß die 'Wirtschaft wieder zu ,mehr Eigendyna­
inik zurückfindet (Ziffer 458).

Eine andere Meinung

117*. Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Ger­
hard Scherhorn, stimmt zwar mit der Mehrheit in
dem Urteil über die Untauglichkeit des Versuches
überein, die Volkswirtschaft auf dem \Vege über
"mehr Staat und weniger Arbeit" (Ziffern 77* ff.) zur
Vollbeschäftigung zurückzuführen. Denn dies wäre
nicht möglich, ohne andere Ziele nachhaltig zu ver­
letzen, namentlich die Ziele der Stabilität und des
angemessenen \Vachstums; auch für die Verteilung
des 'Wohlstands wären nachteilige Folgen zu er­
warten.

Er teilt aber nicht die Hoffnung der Mehrheit des
Sachverständigenrates, die vVirtschaftspolitik könn­
te bei weiterer Verbesserung der Angebotsbedin- .
gungen, wie sie in der Alternative "Vollbeschäfti­
gung durch \Virtschaftswachstum" beschrieben- ist
(Ziffern 69' ff.), auf eine so kraftvolle Beschleuni­
gung des \Vachstums rechnen, daß in mittlerer
Frist alle Arbeitsuchenden wieder Beschäftigung
fänden, auch wenn das Tempo der Arbeitszeitver­
kürzung nicht wieder zunähme. Denn das würde
<;ler gesamtwirtschaftlichen Nachfrage' auf Jahre
hinaus Zuwachsraten in einer Höhe abverlangen,



Deutscher Bundestag - 8. "Vahlperiode . Drucksache 8/1221

zu der es nach seiner Auffassung keine Rückkehr
gibt.

Den Gegebenheiten und Präferenzen scheint ihm
am ehesten ein mittlerer vVachstumspfad zu ent­
sprechen, auf dem bei einer nur sehr langsamen Er-

-hähung der Staatsquote und bei einer mäßig über

den Trend der letzten J:ahre hinausgehenden -Ver­
kürzung der Arbeitszeit eine Angebotspolitik ver­
folgt wird, die den veränderten Problemen, für de­
ren Lösung wir vVachstum brauchen, in einer
'Weise gerecht "lt;ird, daß die Entwicklung der
Nachfrage sich bei mittleren. Zuwachsraten stabili­
sieren kann (Ziffern 471 ff.).
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ERSTES KAPITEL

Die Konjunkturlage

TEIL A

Der internationaie Rahmen

I. Verlangsamter Aufschwung

1. Für die westlichen Industrieländer war 1911 zwar
ein Jahr weiterer konjunktureller Erholung, gleich­
zeitig aber auch ein Jahr der Enttäuschung. Das
Tempo des Aufschwungs, das im Verlauf des Jah­
res 1976 deutlich nachgelassen hatte, blieb viel zu
gering, als daß sich die Hoffnung auf einen Abbau
der weltweiten Arbeitslosigkeit hätte erfüllen kön­
nen. Kur in den Vereinigten Staaten stieg die Be­
schäftigung weiter an. In" \Vesteuropa und in Japan
hingegen erforderte die Korrektur der vorangegan­
genen Fehlentwicklungen, die 1974/75, durch die
Last der alpreiserhöhung verstärkt, in die tiefste
Rezes'sion seit vierzig Jahren geführt hatten, mehr
Zeit, als von der \Virtschaftspolitik veranschlagt
worden war. Die Arbeitslosigkeit blieb unverändert
hoch.

f..'lit der Verlangsamung des Nachfrageanstiegs nah­
men die außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte in
den westlichen Industrieländern deutlich ab. Unsi­
cher ist freilich, ob dies schon für dauerhaft ge­
nommen werden darf. Die "durchschnittliche Inflati­
onsrate ist nur wenig gesunken. Immerhin waren
erste Ansätze zu einer Ver~ingerung des internatio­
nalen Stabilitätsgefälles erkennbar. Trotz vermin­
derten Kostenanstiegs setzte sich allerdings die
Verbesserung der Ertragslage der unternehmen in
den meisten Ländern nicht w.eiter fort; denn die Ka­
pazitätsauslastung nghm kaum noch zu, so daß die
Produktivitätszuwächse nicht mehr so hoch waren.
Eine durchgreifende Belebung der privaten Investi­
tionstätigkeit zeich..Tlete sich noch immer nicht ab.
Zudem ließen die expansiven Impulse der Finanz­
politik nach. Der Anstieg der Industrieproduktion,
der im vergangenen Jahr noch 9 vH betragen hatte,
verringerte sich auf 5 vB. .

Der "'\leithandel nahm nach der kräftigen Expan­
sion zu Beginn des Aufschwungs in diesem Jahr
nur noch um 5112 vH zu. Das Sozialprodukt der
westlichen Industrieländer ,var um 4 vH, ohne die
Vereinigten Staaten gerechnet um knapp 3 vH hö­
her als im Vorjahr. Die Anzahl der Arbeitslosen
blieb mit rund 15 Millionen na1).ezu unverändert.

2. Zur Beurteilung der Lage muß man sich die welt­
wirtschaftlichen Kraftlinien vergegenwärtigen. Auf-.
getürmte Probleme der Vergangenheit ragen in die
Gegenwart hinein. Die unvermeidlich gewordene
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BekämpflLTlg der Inflation hatte allenthalben die In­
vestitionsneigung gedrückt und damit die Störung
der Angebotsbedingungen in den Volkswirtschaf­
ten, namentlich beim Kostenniveau, auch in den
Ländern offenbar werden lassen, in denen es beson­
ders lange möglich gewesen war, solche Störungen
durch Inkaufnahme ständig steigender Inflationsra­
ten zu verschleiern. Die Erdölkrise hatte eine merk­
liche Anderung der internationalen Einkommens­
verteilung erz'wungen, mit· der gleichsam eine Erhö­
hung der VVeltsparquote einhergi:ng. Doch während
dies eigentlich möglichst rasch eine entsprechende
Verbesserung der Investitionsbedingungen erfor­
dert hätte, damit das zusätzliche Kapital ohne welt-

. wirtschaftlichen Kontraktionsprozeß für zusätzliche·
Investitionen genutzt würde, kam es tatsächlich zu~

nächst zu einer weiteren Verschlechterung -. die
Umverteilung ging in der ersten Runde großenteils
zu Lasten der Unternehmen; denn den Arbeitneh­
mern gelang es zunächst, die Lasten der Rohstoff­
verteuerung durch zusätzliche Lohnsteigerungen
von sich abzuwehren. Das ganze stand unter Rah-'
menbedingungen eines weltwirtschaftlichen Struk­
turv{andels, in dem die Enhvicklung!?länder, auf das
Recht des Freihandels pochend, mit kostengünstig
produzierten Gütern auf einen noch kleinen, ·aber
rasch zunehmenden Teil der :YIärkte drängen, die
die alten Industrieländer für ihre angestammte'n
halten, andererseits aber bei vielen Rohstoffen ver-

.suchen, außerhalb der Prinzipien des Freihandels
das Verteilungsergebnis des Marktes durch neue
internationale Marktördnungsregeln zu ihren Gun­
sten zu verändern.

Einige Länder hatten stabilisierungspolitisch einen
Vorlauf - die Vereinigten Staaten in der Form,
daß es ihnen frühzeitig gelang, Störungen in den
Kosten-Ertrags-Verhältnissen der 'Wirtschaft zu be­
seitigen. Dieses Umd ging in die vVeltrezession
schon mit vergleichsweise günstigen Angebotsbe­
dingungen und wurde zum Vorreiter des neuen
Aufschwungs. Japan konnte sich, was seine Expor­
te angeht, an die amerikanische Konjunktur anhän­
gen, blieb jedoch .bei der Lösung seiner binnenwirt­
schaftlichen Probleme zurück. Zum beson.ders retar­
dierenden Moment wurden die Länder, deren unge­
löste binnenwirtschaftliche Probleme sich in Zah­
lungsbilanzschwierigkeiten niederschlagen. Sie muß­
ten sich trotz weiter zunehmender Arbeitslosig­
keit zunächst ganz derauf konzentrieren, diese Pro­
bleme an ihrem Ursprung, vor allem beim Kosten-
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niveau,~ anzugehen. Der bNang, dies zu tun, konnte
ihnen nicht erspart bleiben. Die Bundesrepublik
war in einer mittleren Position,' Bei der- Stabilisie­
rung des Preisniveaus weit vorn, hatte hier die
Korrektur vergangener Fehler in der Kostenent­
wicklung nicht mit dem Tempo der Inflationsbe­
kämpfung Schritt gehalteri. Und während die Verei­
nigten Staaten Erleichterung dadurch bekamen, daß
eine lang währende Uberbewertung des Dollars be­
seitigt worden war, mußte die Bundesrepublik mit
der Anpassungslast fertig werden, die sich _aus der
Korrektur einer Unterbewertung der D-Mark ergab
und zusätzlich aus einem ständigen Aufwertungs­
druck, der den \Vechselkurs höher zu treiben ten­
diert, 'als den internationalen Unterschieden im Ko-
stenauftrieb entspricht. -

So ist die Zwischenbilanz dieses Aufschwungs; daß
auch drei Jahre nach Beginn der Stabilisierungskri­
se ein erheblicher Teil des Angebots' an Arbeit und
Kapital in .den 'y'estlichen Industrieländern noch
immer uJ!genutzt ist. Die Ungeduld hierüber hat zu­
genommen. Und mit ihr wächst allenthalben das
Drängen und die Bereitschaft, es nun doch wieder
damit zu versuchen, ungelöste Probleme auf der
Angebotsseite durch eine expansive Politik auf dei
Nachfrageseite zu überspielen.

Größere konjunkturelle Differenzierung

3. Nach der ersten Phase des Aufschwungs, die
.1915 in den wichtigsten Industrieländern nahezu
gleichzeitig eingesetzt und' bis zum Sommer 1976
auch 'überall einen "ähnlichen Verlauf genommen
hatte, zeigte sich mehr und mehr, wie unterschied­
lich die mittelfristigen Rabmenbedingungen für

- eine stetige Fortsetzung des Aufschwungs noch wa­
ren. Die konjunkturell~ Differenzieru....TJ.g zwischen
de]i Industrieländern nahm zu (Schaubild 1).

4. - In den_Vereinigten Staaten hatte die Anpassung
am frühesten eingesetzt. Man muß dabei sehen, daß
die Reallöhne schon vor der Rezession gesunken
waren, von 1972 bis 1915 um 2112 vB. Die Ertrags-

-lage der Unternehmen halte sich dauerhaft gebes­
sert. Anders als in \Vesteuropa und _in Japan war
bis zu Beginn der Rezession -die Investitionstätig­
keit in der. Industrie lebhaft geblieben, und der Be­
schäftigungsanstieg im Dienstleistungssektor be­
schleunigte sich noch. Mit der Korrektur des Real­
lohnniveaus nahm die Sparneigung der privaten
Haushalte 1974 ab.- Infolge des hohen Beschäftig­
tenanteils des Dienstleistungssektors wurde das ge­
samtwirtschaftliche Beschäftigungsniveau von der
anschließenden weltweiten Rezession in der Indu­
strie weniger- beeinträchtigt als anderswo. Die Zu­
rückhaltung der Verbraucher war nur im ersten
Halbjahr 1975 ausgeprägt. Danach ging der Rück­
"gang der Spartätigkeit über die bloße Normalisie­
rung der Ausgabeneigung der Verbraucher hinaus
und machte.in der Industrie eine so rasche Ausdeh­
nungder Produktion möglich, daß der Aufschwung
schon in seiner ersten Phase auf den Arbeitsmarkt
übergriff. Die träge· Entwicklung der Ausfuhr fiel

demgegenüber nicht ins Gewicht. Obwohl von der
zweiten Jahreshälfte 1915 an das Leistungsbilanzde­
fizit -rapide stieg, wurde das Vertrauen in den Dol­
lar davon längere Zeit kaum berührt. Die Kapital­
zuflüsse aus dem -Ausland nahmen weiter zu, und
der Zinsrückgang setzte sich fort. Mehr und mehr
griff die anhaltende Nachfragebelebung auf die pri-.
vate Investitionstätigkeit über. -

5. In der ersten Hälfte- des Jahres 1977 haben sich
in den_ Vereinigten Staaten Produktion und Be­
schäftigung nochmals kräftig ausgedehnt. Nach­
dem schon im Laufe des Vorjahres der private
vVohn1!ngsbau ähnlichem Auftrieb erhalten hatte
wie . zuvor die Automobilindustrie, v.rar es vorn

- Herbst 1916 an zu einer Expansion der Nachfrage
auf breiter Front gekommen. Zugleich hatte sich
der Anstieg des Preisniveaus _wieder verstärkt. Die
durchgreifende Nachfragebelebung sch'v,.-ächte sich
erst im Sommer 1977 ab, ohne daß man jedoch von'
einer Stockung sprechen kann. Zu diesem - Zeit­
punkt lagen die Industrieproduktion um 61/2 vH
und. das Produktionsniveau im privaten "\Vohnungs­
bau gar um 25 vH über dem Vorjahresstand. Die
gesamte 'Wirtschaft beschäftigte fast 4 vH mehr
Personen als zwölf Monate zuvor, und die Ausla­
stung der Sachkapazitäten entsprach wieder annä­
hernd dem langjährigen Durchschnitt. Sieht man
von den kurzfristigen Schwankungen der Lagerhal­
tung ab, so steigt die amerikanische Binnennachfra­
ge nun seit mehr als zwei Jahren mit einer gleich­
bleibenden Zuwachsrate von fast 5 vH. Die. Spar­
quote der privaten Haushalte lag in der ersten Jah- _
reshälfte 1977 bei 4~!2 vB, um fünf Prozentpunkte
'niedriger als in der ersten Jameshälfte 1975.

6. Die Angebotsbedingungen waren in den Ver­
einigten Staaten so günstig, daß sich die Ausgabe­
neigung der privaten Haushalte und die Investiti­
onsneigung der Lnternehmen wechselseitig verstär­
ken konnten. Dies galt schon für das Jahr 1976, und
zu Beginn des Jahres 1977 erlebten die Hersteller
von Ausrüstungsgütern einen neuen Auftragsschub.
Die Investitionen der Unternehmen - ohne den
\Vohnungsbau gerechnet - dürften in- diesem Jahr
real um rund 9 vH höher ausfallen als 1916. Zwar
erreichte die Belebung der lnvestitionstätigkeit
noch nicht das Tempo früherer Aufschwungspha­
sen, und bis zuletzt blieb der private Verbrauch die
führende Auftriebskraft. .Doch muß man den beson­
ders tiefen Produktionseinbruch 1975 in Rechnung
stellen. Kach einer gewissen Verzögerung-wies die
Investitionstätigkeit eine ähnliche Dynamik wie in
vergleichbaren früheren Konjunkturphasen auf.

7; Der Kurs der amerikanischen Geldpolitik blieb
1971 im wesentlichen unverändert. Die Geldbasis
wurde im VerlaUf des Jahres wie auch schon 1976
um rund 8 vH ausgew·eitet. Nur eine Zeitlang ging
die monetäre Expansion deutlich darüber hillaus,
weil die Zentralbank das Ende der Zinssenkungs­
.tendenz verzögern wollte. Bis zum Frühjahr aber
setzte sich die Zinswende an den Märkten durch,
und die Zentralbank wirkte dem Zinsanstieg nicht
länger entgegen.
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Schaubild 1
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Ebenso hielt die Finanzpolitik an ihrem maßvoll ex­
pansiven Kurs fest. Die gesamten Staatsausgaben,
die im Vorjahr um rund 81/2 vH gestiegen waren,
nahmen 1977 um rund 91/2 vH zu. Verstärkt stei­
genden Ausgaben des Zentralhaushalts stand eine
Verlangsamung des Ausgabenanstiegs der übrigen
Gebietskörperschaften gegenüber. Die in' der Rezes­
sion gewährten allgemeinen Steuererleichterungen
sowie die Investitionszulage für Unternehmen vmr­
den bis 1978 verlängert; und Unternehmen, die ihre
Beschäftigtenzahl erhöhten, erhielten einEn be­
füsteten Lohnkostenzuschuß. Zusätzliche Steuerer-

. leichterungen, wie sie zunächst angekündigt wor­
den waren, blieben jedoch aus. Infolge des uner­
wartet hohen Aufkommens der Einkommensteuer
konnte das gesamte öffentliche _Defizit 1977 erheb­
lich verringert werden. Es betrug noch rund 221/2
Mrd Dollar gegenüber 44112 Mrd Dollar 1976. Auch
das Defizit des Zentralhaushalts verminderte sich
von knapp 59 Mrd Dollar auf schätzungsweise 48
Mrd Dollar. Unter Ausklammerüng von konjunktu­
rellen Schwankungen der Steuereinnahmen hat es
sich gegenüber dem Vorjahr.von 18 Mrd Dollar auf
rund 9 l'vtrd Dollar halbiert. AllErdings sehen die
Haushaltspläne des Bundes für das Haushaltsjahr
1978 bei verlangsamter Zunahme der Steuereinnah­
men eine erneute Beschleu[!igung des Ausgabenan-­
stiegs und damit eine kräftige Erhöhung des Defi­
zits vor.

8. In Japan belebte sich die Konjunktur, ~ie seit
1975. starke Impulse nur von der Auslandsnachfrage
erhalten hatte, auch im Jahre 1977_noch nicht nach­
haltig. Zwar schien sich zu Jahresbeginn die Inve­

'stitionsneigung der Unternehmen zu festigen, und
im Frühjahr nahm auch die Ausgabebereitschaft
der Konsumenten - bis dahin der schwächste
Nachfragefaktor -_etwas-zu. Doch setzten sich die­
se Auftriebstendenzen im Jahresverlauf nicht fort.
Die Lieferungen an das Ausland - vor allem in die
Vereinigten Staaten und in die Länder Südostasiens
- blieben die wichtigste Stütze der japanischen
Konjunktur. Im Sominer lag die Industrieproduk­
tion um 3 vH, die Produktion von Ausrüstungsgü­
,tern um 8 vB höher als ein Jahr zuvor. Der Preis-'
auftrieb hat spürbar nachgelassen.

Da der fortgesetzte Anstieg des vVechselkurses, ,ob-.
gleich.er .kurzfristig der japaniscIlen Handelsbilanz
neue .Rekordüberschüsse brachte, die weiteren Ex­
porterwartungen der Unternehmen dämpfte, sorgte
die Regierung im Laufe 'des Jahres mehr und mehr
für zusätzliche expansive Impulse. Schon in der er~

sten Jahreshälfte erhielt die _Bauwirtschaft einen
Schub öffentlicher Aufträge; zur Jahresmitte wur­
den zusätzliche Finanzierungshilfen für mittelstän­
dische Unternehmen sowie erneut Steuererleichte­
runlJen für die privaten Haushalte gewährt. Auch
die Haushaltspläne für 1978 sind aufgestockt wor­
den. Zudem ermäßigte die Zentralbank 'den Dis­
kontsatz in mehreren Schritten um mehr als zwei
Prozentpunkte i daraufhin gaben auch die langfristi­
gen Zinsen, die bis ~u Beginn des Jahres kaum un­
ter das. Niveau von 1975 gesunken waren, deutlich
nach.

9. Das Sozialprodukt erhöhte sich 1977 in Japan um
51/2 vH . gegenüber 6,3 vH 1976 (Tabelle 1). Diese
~uwachsraten sind· im internationalen Vergleich
ungewöhnlich hoch. :i\"immt man aber die Auf­
schwungsphasen der Vergangenheit als Maßstab,
so bietet sich in Japan ein ähnlich unbefriedigen­
des Bild wie in vVesteuropa. vVährend die Ausfuhr
seit der konjunkturellen \Vende eher stärker zuge­
nommen hat als in vergleichbaren Phasen- früherer
Zyklen, fiel der Anstieg des privaten Verbrauchs
U11d. vor allem der privaten Investitionen erheblich
niedriger aus.

Die Investitionen der privaten Unternehmen stiegen.
1977 sogar langsamer als im Jahr zuvor; die Unter­
schiede zwischen den einzelnen Sektoren n~hmen
weiter zu. 'Während die Investitionen im Energie-,
im Nachrichten- und im Verkehrsbereich abermals
kräftig ausgeweifet wurden, gingerr die lnvestitio­
nen der verarbeitenden Industrie erheblich zurück,
nachdem sie bereits 1976 das 'Niveau des Rezessi­
onsjahres 1975 kaum übertroffen hatten. \Vesent­
lieh bestimmt i~t diese Investitionsschwäche von.
der Anpassungskrise der Grundstoff- und' Produkti­
onsgüterfndustrien, deren Gewinne 1977 nur halb
so hoch ausgefallen sind wie im Jahr des konjun~­

turellen' Höchststandes 1973. Die Gewinnmargen
sind sogar um zwei Drittel niedriger. Die Strategie
der japanischen Stahlindustrie, ihre Exporte kräftig
auszuweiten" stößt mehr und mehr auf den \Vider­
stand der Handeispartner (Ziffer 41). Gebessert hat
sich die Ertragslage lediglich in der Automobilin­
dustrie sowie bei den Herstellern von elektrotech­
nischen Ausrüstungsgütern. Doch selbst in diesen
exportintensiven Branchen, deren .traditionelle Ko­
stenvorteile im Zuge der Aufwertung' des Yen
nachhaltig beschnitten worden sind, blieben die In­
vestitionen übenviege;nd auf verstärkte Rationali­
slerungsanstrengungen beschrä~kt.

10. In \Vesteuropa kam der Aufschwung noch lang­
samer voran. Die Zunahme des Sozialprodukts
schwächte sich von 41/2 vH im -Jahre 1976 ·auf 21/2

vH in diesem Jahr ab. Mitte 1977 übertraf das Pro­
duktionsniveau- in der gesamten Industrie den
Stand des Vorjahres lediglich um 2 vH. Seit Jahres­
beginn stiegen :;\fachfrage und Produktion kaum
noch weiter an. In Italien und in Schweden nahm di~

KapaZitätsauslastung sogar beträchtlich ab. Die Be­
lebung der Investitionstätigkeit, die sich 1976 abge- _
zeichnet hatte, war zu schwach geblieben, als daß­
sie dem Aufsch"lung einen neuen Anstoß hätte ge­
ben können. Zudem hatte in mehrer~n Ländern, de­
ren \\Tährungen 1976 unter starken Druck geraten
waren, der Anstieg des Infiationstempos und des
Zinsniveau.s die konjunkturellen' Aussichten spür­
bar verschlechtert, In Anbetracht der ungünstigen
Beschäftigungsentwicklung nahm auch die Ausga­
beneigung der Verbraucher kaum noch weit!:!r 'zu.
In Großbritannien, in .Frankreich uI,ld in Italien gin­
gen die Verbrauchsausgaben; in der ersten Hälfte
des Jahres 1977 real zurück. Vergleichsweise gün­
stig entwickelte sich die Verbrauchernachfrage nur
in den Niederlanden sowie in Osterreich.

Eine durchgreifende Belebung der Investitionstätig­
keit war nirgendwo zu erkennen. Allerdings war
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das Bild, das die Umfragen" bei den Unternehmen
sowie die Bestellungen und die Produktionstätig­
keit bei den Herstellern von A·usrüstungsgütern
bot, niCht eindeutig. In den meisten Ländern sahen
die Investitionspläne der Unternehmen geringfügi­
ge Steigerungen gegenüber 1976 vor. In Großbritan­
nien zeichnete sich sogar eine deutliche Belebung
der privaten Investitionstätigkeit ab. Im Laufe des
Jahres aber wurden die Investitionspläne allenthal­
bengekürzt. Nachdem sich die Produktionserwar­
tungen in den Investitionsgüterindustrien zu Beginn
des Jahres gebessert hatten und auch im internatio­
nalen Handel eine lebhaftere Nachfrage nachelek­
trotechnischen Ausrüstungsgütern sichtbar ge,.,,-or­
den war, wurde im weiteren Verlauf des Jahres die
Auftragslage von den Herstellern wieder .ungünsti­
ger beurteilt, so vor allem in Italien und in Frank­
reich. Zudem zeigten sich auch zwischen den ein­
zelnen Branchen große Unterschiede. In den Grund­
stoff- und Produktionsgüterindustrien, insbesondere
in der Stahlindustrie, verschlechterten sich die Er­
wartungen der Unternehmen zunehmend. In Berei­
chen hingegen, deren' internationale INettbewerbs­
fähigkeit besser ge"\vorden war, wurden die Investi­
tiohspläne erheblich aufgestockt, so etwa in der
französischen und in der·italienischen Automobilin­
dustrie sowie im britischen Maschinenbau.

Tabelle

Auch von den öffentlichen Investitionen gingen in
den meisten Ländern keine zusätzlichen expansiven
Impulse aus. In Großbritaimien schränkte der Staat
seine Investitionstätigkeit sogar erheblich ein. Die
Bautätigkeit verharrte fast überall auf niedrigem
I~iveau. Nur in Belgien und in den Niederlanden
trug di~ allmähliche Belebung des 'Wohnungsbaus
iNeiterhin zur Stabilisierung der Binnenkonjunktur
bei.

Mäßige Expansion des Welthandels

11. Der 'Welthandel nahm 1917 nur noch um
51/2 vB gegenüber dem Vorjahr zu, im Jahre 1976
waren es 121h vH gewesen. Diese Verlangsamung
entsprach .der unbefriedigenden Produktionsent­
wicklung in den meisten Industrieländern. Der in­
ternationale Handel war nicht mehr von den kurz­
fristigen Impulsen des Lagera1,1fbaus, von der ab­
rupten Steigerung der Einfuhr von Rohstoffen und
Zwischenprodukten getragen, Ausrüstungsgüter ge­
wannen" an Ge~vicht. Die internationalen pngleich­
gewichte nahmen' nicht weiter zu. Die Finan­
'zierung der Handelsströme war möglich, ohne daß
die Kapitalmärkte oder die Devisenmärkte in große
Unruhe gerieten.

Reales Bruttoinlandsprodukt in wichtigen Industrielänüern

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Land I1960 tiis I 1970 1971 1972 1973 1974 ·1 1975 1976 19n!)
1972 1)

, .
Bundesrepublik Deutschland A - 6,0 -'- 3,2 +3,7 -:-4,9 -,-0.5 -2,6 -:- 5.6 -'- 21/2-,;) T

Belgiep_ . + 4,9 - 6,2 -;-3.7 +5A ~5.3 +4.3 -2.0 +3.0 -'-2112

Dänemark 4.S 3,3 +3,6 +5:0 -'- 3.S +1.S· -1.1 ~4,S -'-1

Frankreich
-.

5,S
,

5,9 ~5.0 +5:5 +6,5 +3,9 -:- 0, 1 +5,2 +21/2-.
Großbritannien ...,- 3,1

,
2,2 +1,6 -d.5 +5.2 -0.2 -1.7 -1 6 1!:!.--.

Irland +--4.0 ~ 2,7 +3,3 -4.0 +5,3 -'-1,0 +0,4 -'- 3.2 +5
Halien -:- 5,5 -. 4,9 +1!4 +3,4 +6,3 -:-3,4 -3.5 +5.6 +2
Niederlande -'- 5,2 5.9 +4,3 +4,4 -!-412 +2,0 -u -4,4 +2112

EG der Neun 3) I -:- 4,8 5,1 ,3,2 :+-4,2 - -;-5,5 +1.9 -1.7 -:- 4.7 721/2

Vereinigte Staaten 4) +-4,1 0,5 -'- 2,S -'- 6,1 +5,9 -2,1 -l.S -:-6.0 +5
Japan 4) : +11,0 +10,5 -'- 6.3 -'-9,4 +9,9 -1,8 +2,4 -7-6,3 +51/2

Osterreich d
) 5,1 7,9 +5!2 -'-7,1 +5,8 -'-4,4 -2,0 -

+5,2 .3112-.
Schweden 4,2 -'- 4,6 +0,3 -'-2,5 -:- 3,1 -'- 4.1 +0,6 +1.5 -1112

Sc.hweiz d)
,

4,7 4/! +4,3 +5,S -i- 3,5 -O,S -7,6 +0.5 +11/2-. ,

Industrieländ'er insgesamt 8) I ,
5,3 -:- 3,5 -:-3,5 +5.S +6,2 -0.3 -1,2 -'- 5.2 +4-.

I.

1) DurmschnütIich jährIid1e Veränderung.
2) Eigene Schätzung.
~) Zus2.mmenge1...rogen mit den __~nteilen ärn Bruttosozia.lproduktfBruüoinla:ldsprodukt zu \Vechselkui"sen von 1975.
"l Bruttosozialprodukt.
:duelle: OECD; für EG de:- !'!e~a: Komm~ssion ce! Europäischen Gemeinsoaftenj B;.;.ndesrepublik Deutsciliand: ;";ationale Ql:eHe
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Tabelle 2

_Salden der H<md~lsbi~anz und der Leistungsbilanz ausgewählter Länder

Frankreich

Frankreich

Großbritannien . .... __ .. _. _. .. _

Niederlande __ .. __ ..... __ .- _..... _. __ ... _

:NEo US-Dollar

1973 1974 1975
-I

1976 1977 1)

Salden der Handelsbilanz

+14926 ~21893 -1-17649 + 16 622 -d7900

-:- 1224 879 .. 548 -- 666' '- 300

1 135 1 788 1274 2822 2900

- 776 3862 1507 4749_ 2400

5386 -11969 7i33 6414 3200

527 1093 491 650 900

3959 8511 1 137 4037 HOO
---'--- 1084 667 1036 , 1052 I

7003 3784- --,--10 705 i 664 .. 7100 I
, 914 5363 -'- 9053 9320 -30400 I~.. 3005 1941 507 ---'--- 1377 3100 I

3686 - 1438 -'- 5030 9887 +17200 I
1519 1407 1418 2620 3400 _

I..
2273 + 607 695 .. 448 .. 400

1685 2109 + 98 801 + 400

+- 8000 -26500 .. 5500 -18309 -'24000

+19000 "'::'78500 ---'---52000 +63000 --'--64000

-6000 -22000 -32000 -20500 ~18 000

Salden der Leistungsbilanz

---'--- 4301. -'--- 9590 .. 3859 -~ 3357 + 3500

1 153 91 i 700 61 --,-- 500 i

472 987 508 1907 1800 I
691 5942 - 2 6097 3250 i

2048 8581 37i9 2523 300

I224 679 66 250 500

2510 8039 530 2813 400

I.. 2343 T 2057 - 1662 -2364 600

1852 -11670 - 1396 7930 250

- 7158 , 2603 ---'---17 739 1427 -17700

-'--- 94 1520- 4900 4248 - 4150

136 -4693 682 ---'--- 3680 +10 150

329 457 335 1510 2250

---'--- 1215 933 1627 2412 3000

+ 280 --,-- 171 2587 , 3497 T 3400

--,-- 3000 -33000 - 6500 -26500 -31000_

3000 ---'---62000 -:-34000 +42000 --'--42000
-

9000 -24000 -33000 -23000 -22000

OECD-Länder _ _. _.

8PEC-Länder 2) -'" __ •••••.••••• - •.••. -. -.

Entwicklungsländer (ohne OPEC-Länder) 8)

EG-Länder : _ __ 1

Irland

Italien

- - -

Großbritannien _ _.. _ __ ..

OECD-Länd~r - __ _ _. '1
:>PEC-Länder'l _ _. _ .

Enh';ickiungsländer (ohne OPEC-Länder) :1) I
BundElsH~publik Deutschland _. __ "1-
Belgien-Luxemburg _.. _ __ .

Dänemark _.. _.. _ _.. _ .
I

Sch,,'\reiz .: _. .- _ .

Irland .... _.... _..... __ ... __ . _.... __ ....

~~~:::l~~~~:.:::~:::::::::::::::::::::::::I

Bundesrepublik Deutschland _ _ .

Belgien-Luxemburg _. _ _. _ .

Dänemark .. _.. _.. _ _. _. .. _ .

Land

Osterreich

SchYieiien

Ver~inigte Staaten .. _. - -'. _ _.1
Kanada '" .. - __ .

Japan _ _. __ __ _. _.. _ .

EG-Länder _.. _. " __ .. , 1

Vereinigte Staaten . __ _ _ I,

IKanada - - .. - .-- - . - .. '" ..

I Japan - .. - - - - - .

I
Osterreich .. - - - .

- -Schweden . _. ~ _. __ _. _ .

ISchweiz - .

I
-I

I
I} Eigene Schätzung c.:tfgrund yon Unterlagen ir.ternatioIlaJe::- Organisatfo!len.
~) Algeden, Ecuador. Gabun. Indonesien, Irak: Irc.:1, K2.tar. Kuvtait: Libye!l~ Nigeria. Saudi-A.rabie!l: Venezue!f... \Tereinigte A..rc.bi­

sehe Emira:e.
:l} A.fr~ka ohne Republ:'k Süda:rika, }..-1ittel- und Süde..ffierikc., _.<l_sien ob.ne Japan. und Ste.atshandeIsländer, Ozeani~n.

Quelle: IMF. OECD
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All dies war auch Niederschlag der größeren kon­
junkturellen. Differenzierung zwischen den Indu­
strieländern. Die stärksten Anstöße erhielt. der
'Welthandel noch immer von der Einfuhr der Verei­
nigten Staaten. Auf- der anderen Seite stiegen in
zahlreichen europäischen Ländetn,. deren Zahlungs­
bilanz sich 1976 rasch verschlechtert hatte, die Im­
porte kaum weiter an. In einigen Ländern nahmen

. sie im Verlauf des Jahres sogar ab (Ziffern 27 ff.) ..
Die Einfuhr der Europäischen Gemeinschaft übertraf
1977 das Vorjahresniveau um rund 31/2 vH, .die
Einfuhr der übrigen industrieländer um rund 7 vH.

Die Preise im internationalen Handef sind wieder
langsamer gestiegen. vVährend in der zweiten Jah­
reshälfte 1976 für Industrieerzeugnisse noch um 10
vH höhere Preise als zwölf Monate zuvor gezahlt
wurden, ging' der Anstieg des Preisniveaus danach
bis auf 6 vH zurück, im Jahresdurchschnitt 1977 lag
er allerdings nOGh bei 8 vR.

12. Die OPEC:Länder konnten 1977 nur wenig mehr
·01 in die Industrieländer exportieren. Im Vorjah­
resvergleich betrug der.Zuwaehs der Menge nach
5 vH. Allerdings hatten sich die Abnehmer in den
letzten Monaten des fahres 1976 bemüht, ihren Roh­
ölbedarf so weit wie möglich vor der zum 1. Janu­
ar 1977 angekündigten Preiserhöhung zu decken.
vVegen der ungünstigen Absatzaussichten, die
durch neue Olquellen in der Nordsee und in Alas­
ka noch zusätzlich beeinträchtigt wurden, fiel diese
Preiserhöhung vergleichsweise niedrig aus. Der
Rohölpreis lag 1977 nur um 7 vH über dem Durch­
schnitt des Vorjahres. Erstmals seit mehr als fünf
Jahren verteuerte sich das 01 \'{eniger als die Indu­
striegüter.

Trotz dieser für die OPEC-Länder enttäuschenden
Ausfuhrentwicklung beschleunigte sich der Anstieg
ihrer Importe erneut. Gegenüber dem Vorjahr stei­
gerten sie ihre Einfuhr aus den Industrieländern um
15 vR. Der Handelsbilanzüberschuß der OPEC­
Ländet, der 1976 wieder um 11 Mrd Dollar auf rund
63 Mrd Dollar gestiegen war, vergrößerte sich
kaum (Tabelle 2). Einige Olländer, so etwa Algeri­
en und der Iran, mußten sich weiter- verschulden.
Noch weniger als iin vorangegangenen Jahr reich­
ten ihre Deviseneihnahmen, die hochgesteckten
Entwicklungspläne zu finanzieren.

13. .von den Entwicklungsländern, die kein 01 ex­
portieren, konnten einige ihre Devisenlage dadurch'
verbessern, daß sie arbeitsintensiv gefertigte Indu­
striegüter verstärkt in den Industrieländern absetz­
ten. Dies waren vor allem die Länder Südostasiens.- .

In der ersten Jahreshälfte 1977 übertraf das Volu-
mep. ihrer Ausfuhr den Vorjahresstand real um fast
20 vH. Ihre Gütereinfuhr wies wieder Steigerungs­
raten von 15 vH auf, was vor allem dem Auslands­
geschäft japanischer Anbieter zugute kam.

14. Andere Länder aus der Gruppe der nicht-ölex­
portierenden Staaten waren dadurch begünstigt,
daß im Herbst 1976 auf zahlreichen Rohstoffmärk-
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ten eine 'sp'ektakuläre Preishausse eingesetzt hatte,
die bis zum Frühjahr 1977 anhielt. Im wesentlichen
war es die ursprünglich witterungsbedingte, dann
aber künstlich verschärfte Verknappung von Kaffee
und Kakao, die dieser Teuerungswelle zugrunde
lag. Die Ausfuhrpreise für Kaffee und ~akao waren
in der ersten Jahreshälfte um mehr als 150 vH hö­
her als ein Jahr zuvor. Auch die Notierungen für
Sojabohnen, Tee, Baumwolle und Zinn erreichten
neue Rekordhöhen. Am sichtbarsten profitierten la­
teinamerikanische Länder. Die Rohstoffverteuerung
minderte ihre Leistungsbilanzdefizite. Eine Bele­
bung ihrer Einfuhr zeichnete sich auch 1977 noch
nicht ab. Vorläufig mußte es ihnen weiter darum
gehen, ihre hohe Auslandsverschuldung abzutra­
gen.

15. Abermals verschlechtert hat sich die Lage der
ärmsten Entwicklungsländer. Sie haben weiterhin
unter der Last der Olverteuerung von 1974 am
schwersten zu tragen, denn ihre Mög-lichkeiten die
Ausfuhr zu steigern, sind begrenzt. Im "Nord-Süd­
Dialog" wurde unter anderem auch die Bereitstel­
lung von 1 I':1rd Dollar zugunsten dieser Länder be­
schlossen.

Nimmt man alle nicht-ölexpprtierenden Entwick­
lungsländer zusammen, so hat sich ihr Leistungsbi­
lanzdefizit nur wenig vermindert. Es dürfte 1977
rund 21 :Mrd DoJlar betragen, gegenüber 23 Mrd
Dollar im vergangenen Jahr.

16. Die Staatshandelsländer schränkten ihre Ein­
fuhr abermals ein, wenn auch nicht mehr so deut­
lich wie im vergangenen Jahr. Um ein weiteres An­
wachsen ihrer Auslandsverschuldung zu verhin­
dern, verstärkten einige von ihnen auch ihre Ex­
portanstrengungen, obwohl die ungünstige \Velt­
konjunktur nur geringe Erfolge möglich machte.
Insgesamt verminderte' sich das Handelsbilanzdefi­
zit der Staatshandelsländer um rund 3 Mrd Dollar.
Infolge der steigenden Zinslast fiel der Rückgang
des Leistungsbilanzdefizits aber geringer aus. Es
betrug 1977 schätzungsweise 11 Mrd Dollar.

11. Der Auftrieb der Rohstoffpreise ließ im Verlauf
dieses Jahres wieder nach. Dennoch mußten die In­
dustrieländer um rund 17 vH höhere Preise zahlen
als 1976. Insgesamt stiegen die Einfuhrpreise der
Industrieländer 1977 um 9 vH, ihre Ausfuhrpreise
um 8 vH. Die Terms of Trade, das Verhältnis der
Ausfuhrpreise zu den Einfuhrpreisen, verschlechter­
ten sich somit für die Industrieländer abermals,
v{enn auch weniger' als in der ersten Phase des
Aufschwungs. Dies war der Grund dafür, daß sich
das Handelsbilanzdefizit der Industrieländer weiter
vergrößerte, obwohl diese, wie erwähnt, ihre Ein­
fuhr der Menge nach nur mäßig ausweiteten und
zugleich die Ausfuhr in die OPEC-Länder um 14 vH
und die Ausfuhr in die Entwicklungsländer um
7 vH erhöhen konnten. Auch das Defizit der Lei­
stungsbilanz, das 1976 um 20 Mrd Dollar gestiegen
war, erhöhte sich 1977 erneut um 5 Mrd Dollar.
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11. Foridauer von Arbeiiislosigkeit und Il)flation

Anhaltende Unterbeschäftigung

18. In ihrer Gesamtheit sind die westlichen Indu­
strieländei-dem Ziel eines hohen Beschäftigungsni­
veaus 1977 kaum nähergekommen. Mit der zuneh­
menden konjunkturellen Differenzierung vergrößer­
ten sich auch die Cnterschiede in der Beschäfti­
gungsentwicklung. \Vährend in den Vereinigten
Staaten die Beschäftigung um 3112 vH stieg, war
sie in VVesteuropa und in Japan l~icht rückläufig.
Gleichzeitig vergrößerte sich das Angebot an Ar­
beitskräften; in der Europäischen Gemeinschaft hat­
te dies demographische Gründe, in den Vereinigten
Staaten lag es daran, daß die Erwerbsbeteiligung
weiter zunahm. Im Ergebnis war daher in den Ver­
einigten Staaten die Arbeitslosenquote im Sommer
1977 mit 7 vH nur wenig niedriger als zwölf Mo­
nate zuvor; in der Europäischen Gemeinschaft er­
höhte sie sich sogar von 5 vH auf 51/2 yH. Am
ungünstigsten entwickelte sich die.Lage am Ar-

_beitsmarkt in Frankreich, in Großbritannien, in Ita­
lien und in Dänemark (Tabelle 3).

Das Problem der· Jugendarbeitslosigkeit hat. sich
1977 weiter verschärft. Nur in der Bundesrepublik
ging diese zurück. 'In den Vereinigten Staaten blieb
sie unverändert hoch, und in den meisten europäi­
schen Ländern nahm sie abermals zu, am deutlich­
'sten in Italien und in Großbritannien. Auch gezielte
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen konnten diese
Tendenz bislang nicht umkehren.

19: Ein anderes Bild bot Japan. In der Rezession
. stieg hier die Arbeitslosenquote nur -auf 2 vH und
blieb bis zur Mitte des Jahres 1977 nahezu unver­
ändert. In Japan wird nämlich großen Teilen der
A~beitnehmerschaft seitens der. Unternehmen die
lebenslange Anstellung ga,rimtiert. Die soziale· Si­
ch~rung der nicht auf solche vVeise Privilegierten
ist aber ·gering. Außerdem ist in Japan der Lohn
sehr viel stärker vom Alter bestimmt als in anderen
Ländern; ältere Arbeitnehmer sind also besonders
teuer. Daher waren vornehmlich ältere Arbeitneh­
mer von der Arbeitslosigkeit betroffen.

Tabelle 3

Arbeitslosenquote in ausgewählten Ländern 1)

vH -

1976 1977

Land 1913 1914 1975 1976
1. Vj.2j /2 ..Vj.2) I Sep--

1. vj.2) 12. Vj.2) I Sep-
tern- tem-
ber 2) ber 2)

Bundesrepublik Deutschland 3) 1,2 2,6 4,8 4,1 5,8 4,6 3,9 5,3 4,5 4,0

Belgien 3)4) ••••••••••••••• o •••••• 3,6 4,0 6,7 8,6 8,6 8,2 8"'-· 7,1 6,9 8,4,-
Dänemark5) ..................... 2,4 5,2 11,1 10,0 .' 13,2 8,5 8,4 i2,5 10,1 10,02.)

Frankreich 3) .................... 2,3 2,9 4,9, 5,9 5,7 . 4,9 5,6 6,1 5,7 6,9

Großbritannien 3) 2,1 . 2,1 4,4 5,8 5,1 5,6. - - 6,2 6,0 5,9
,

6,8.................
Italien 3) ......................... 5,3 5,1 5,6 6,3 6,2 5,8 6,1 6,1 6 i5 7,9

Niederlande 3) ................... Ü 3,6 5,2 5,5 5,6 4,1 5,0 5,6 4,8 5,3

Vereinigte Staaten 6) ••••••••••.••. 4,9 5,6 8,5 1,7 8,5 7,4. 1,4 8,2 6,9 6,6

Kanada 6) ........................ 5,6 5,4 7,1 7,2 7,9 7,0 6,5 9,0 . 8,0 7,5

Japan 6) •••••••.•.•••••.•••••••••. 1,3 1,4 1,9 2,0 2,4 2,0 1,9 2,3 2,0 1,9 b)

Dsterreich 3) ...- .................. 1,6 1,5 2,0 2,0 3,3 1,6 1,2 2,1. 1,3 1,2

Schweden 6) ..................... 2,5 2,0 1,6 1,6 1,9 1,5 1,7 1,9 1,5 2,0

1) Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbspersonen. Aus methodischen Gründen sind die Zahlen für die aUfgeführten Länder unter­
einander nicht vergleichbar.

2) Nicht saisonbereinigt.
3) Anteil der registrierten Arbeitslosen an den abhängigen, in einigen Ländern auchalien Erwerbspersoneu; für Belgien ab Januar

1977.
4) Anteil der Bezieher von Arbeitslosenunterstützung an den gegen Arbeitslosigkeit Versicherten; für Belgien bis einschließlich

1976. '.
5) Anteil du arbeitslosen Mitglieder der gewerkschaftlichen Unterstützungskassen an der Gesamtzahl der Mitglieder.

. 6) Anteil der 'durch Haushaltssticnproben er,mittelten Arbeitslosen an allen Erwerbspersonen.
6) August.
b) Juli.
Quelle für Grundzahlen: International Labour Office und EG (Frank:eich und Italien); Bundesrepublik Deutschland: Nationale-Quelle
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Grenzen staatlicher Beschäftigungspolitik

20; In mehreren Ländern wurde mit administra­
tiven Maßnahmen versucht, das Angebot an Ar­
beitskräften zu vermindern oder die Nachfrage
nach Arbeitskräften zu erhöhen. Ein Beispiel für er­
steres war die Schweiz, wo der Aufschwung noch
langsamer als in den meisten anderen Ländern vor­
ankam. Hier lag die Arbeitslosenquote bei nur
1 vH. Doch war schon seit Beginn der Rezession ar­
beitslosen Ausländern in aller Regel die Aufent­
haltserlaubnis entzogen und die Einwanderung aus­
ländischer Arbeitnehmer erheblichen Beschränkun­
gen unterworfen worden. Zudem wird wegen des
inzwischen zwar modifizierten, aber immer noch
weitgehend privatrechtlichen Charakters der Ar­
beitslosenversicherung nur ein Teil der arbeitslo­
sen Inländer in der amtlichen Statistik erfaßt.

21. Beispiele für eine künstliche Erhöh'mg 'der
Nachfrage nach Arbeitskräften boten Schweden
und Osterreich. In beiden Ländern stieß diese Poli­
tik an außenwirtschaftliche Grenzen. In Schweden,
wo die Arbeitslosenquote seit 1974 bei rund 2 vH
liegt, wurde die Beschäftigung auf direktem und in­
direktem 'Wege subventioniert. Der Staat beteiligte
sich nicht nur ap den Lohnkosten, sondern auch an
den Kosten der Lagerhaltung, wenn die lJnterneh­
men auf Vorrat produzierten und damit Entlassun­
gen vermieden. Allerdings war 1975 der weltweite
Nachfrageeinbruch zu tief und der anschließende
Aufschwung zu schwach, als daß sich dieses staat­
liche Verlustgeschäft gesamtwirtschaftlich hätte
auszahlen können. Die Drosselung der Produktions­
tätigkeit war 1975 nur verzögert worden. Umge­
kehrt griff die anschließende Belebung des Exports
in Anbetracht der hohen Produktivitätsreserven
und der hohen Lagerbestände erst in der zweiten
Hälfte des Jahres Hl'i'6 auf die Binnennachfrage
über, zu einer Zeit, als 'die Lieferungen ins Ausland
kaum noch weiter zunahmen. Zudem verloren
schwedische Anbieter sowohl, im Inland wie im
Ausland in zunehmendem Maße Marktanteile,
nachdem sich der Lohnanstieg unter Vortäuschung
einer staatlichen Beschäftigungsgarantie weiter be­
schleunigt hatte. Die Löhne in' der Industrie waren
1975 um rlind 15 vH und 1976 um rund 18 vH ge­
stiegen. Vom Herbst 1976 an verschlechterte sich
die außenwirtschaftliche Lage, und nach der Jah- .
reswende sank mit der Ausfuhr auch wieder die ln­
dustrieproduktion. Der finanzielle Handlungsspiel­
raum des Staates war erschöpft, die Subventionie­
rung der Lagerhaltup.g mußte mehrfach gekürzt wer­
den. Im Sommer 1977 lag die Industrieproduktion
um 6 vH unter dem Vorjahresniveau. Trotz der Ab­
wertung im Frühjahr ließ sich die Bindung der
schwedischen Krone an die D-Mark nicht mehr lan­
ge verteidigen: Im August verließ Schweden den
europäischen \Vährungsverbund.

22. In Osterreich lag die Arbeitslosenquote 1977 bei
11/2 vH. Seit 1975 hatte der Staat hier mit zahlrei:
chen direkten arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
sowie mit einer expansiven Einstellungspolitik des
gesamten öffentli,chen Sektors den Beschäftigungs-

30

rückgang aufzufangen versucht; allerdings werden
auch die Teilnehmer von Umschulungsprogrammen
als "Beschäftigte im öffentlichen Dienst" gezählt.
Eine wichtige beschäftigungspolitische Rolle spiel­
ten die Staatshetriebe; auf die rund ein Viertel der
industriellen Beschäftigung entfällt. Sie waren be­
reits 1975 angewiesen worden, ungeachtet des Pro­
duktionseinbruchs, der ebenso tief ausfiel wie in
der Bundesrepublik, ihr Personal zu halten. In der
privaten Industrie sank zwar die Beschäftigtenzahl
1975 trotz der Verkürzung der tariflichen 'Wochen­
arbeitszeit,' die zum 1. Januar als letzter Schritt ei­
nes mehrjährigen Stufenplans in Kraft g~treten

war, um rund 7 vH und damit nicht weniger als im
internationalen Durchschnitt. In der gesamten Indu­
strie, also unter Einschluß der öffentlichen Unter­
nehmen, lag das BE;schäftigungsniveau im Tief­
punkt der Rezession hingegen nur um 41/2 vH
niedriger als ein Jahr zuvor. Auch im VeTlauf des
Aufschwungs blieben die hohen Produktivitätsre­
serven in den Staatsbetrieben offenbar ungenutzt;
informelle Absprachen sorgten für eine Begrenzung
der Uberstunden.

Anders als in den meisten europäischen' Ländern
flachte si/;h der Anstieg der Verbrauchsausgaben
infolge der günstigen Beschäftigungslage seither
kaum ab. Dies kam insbesondere ausländischen An­
bietern zugute, zum einen, weil zahlreiche dauer­
hafte Konsumgüter im Inland nicht hergestellt wer­
den, zum anderen aber auch, weil die österreichi­
schen Unternehmen infolge des hohen Lohnanstiegs
und der engen währungspolitischen Bindung an die
D-Ylark an vVettbewerbsfähigkeit eingebüßt hatten.
Seit Beginn des Aufschwungs hat sich das Handels­
bilanzdefizit verdoppelt. Im Laufe des Jahres 1977
geriet der österreichische Schilling unter Druck,
und die Arbeitsmarktlage begann sich zu ver­
schlechtern. Schließlich sah sich die Regierung zu
einem drastischen wirtschaftspolitischen Kurswech­
sel genötigt. Die Zinsen \vurden heraufgesetzt; die
Regierung kündigte neue Steuererhöhungen sowie
beträchtliche AusgabeI].kürzungen an und verlangte
schließlich von den Sozialpartnern einen zweijähri­
gen Reallohnstopp. 'Uberdies wird zum 1. Januar
1978 eine sogenannte Luxussteuer eingeführt, um
die Einfuhr von Konsumgütern zu ~erschweren. \Vei­
tere den Handel beschränkende Maßnahmen stehen
zur Diskussion.

Ungenügende Fortschritte bei der Preisstabilisierung

23. Die durchschnittliche Inflationsrate der west­
lichen Industrieländer ist 1977 im Vergleich zum
Vorjahr nicht weiter zurückgegangen; im Jahres­
durchschnitt betrug sie noch immer 8112 vH. Al­
lerdings hatte das Jahr unter ungünstigen Vorzei­
chen begonnen; weil in einigen Ländern die kurzfri­
stigen Auswirkungen der vorausgegangenen Ver­
schlechterung der 'Wechselkurse noch nicht über­
wunden und zudem zahlreiche Roh.stoffmärkte von
einer neuen Preishausse erfaßt worden waren (Zif­
fer 14). So lagen die Einfuhrpreise der Industrielän­
der in den ersten Monaten des Jahres 1977 bereits
um 7 vH über dem Durchschnitt des Vorjahres. Im
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weiteren Verlauf stiegen sie dann nur noch wenig.
Auch auf der Großhandels- und auf der Verbrau­
cherstufe ließ der Preisauftrieb in den meisten Län­
dern im Laufe des Jahres nach. Die Nachfrageent­
wicklung erlaubte nicht, den Kostenanstieg voll zu
überwälzen. Nur in ·den Vereinigten Staaten hat
sich- das Inflationstempo' wieder beschleunigfj hier
erhöhte $ich die Teuerungsrate, die vor einem Jahr
5,8 vH betragen hatte, 1977 auf fast 7 vH (Tabel­
le 4).

24. Der Nominallohnanstieg ging in den westlichen
Industrieländern insgesamt weiter zurück. Hatte er
1976 noch, 11 112 vH ausgemacht, so betrug er
1977·knapp 10 vH - und dies, obwohl in wichtigen
Ländern die Lohnsteigerungen nicht mehr geringer
wurden. Besonders deutlich verlangsamte sich der
Lohnanstieg in Schvl!=lden-und in Großbritannien.

Allerdings flachte sich mit d~r geringeren Produk-.
tionssteigerung auch der Produktivitätsanstieg wie-

-der ab. Die Lohnstückkosten stiegen daher ebenso
rasch wie im Vorjahr, närp.lich um 71/2 vH.. Die
Zuwachsraten des inländischen Kostenniveaus in
den Industrieländern näherten sich einander an
(Tabelle 5). Auf der einen Seite nämlich wurden die
Unterschiede im Lohnanstieg kleiner, weil dieser in
mehreren Ländern, in denen er.in der Vergangen­
heit besonders hoch ausgefallen war, abnahm, in
den Vereinigten Staaten und in Japan aber nicht·
weiter zurückging und in der Bundesrepublik sogar .
zunahm. Auf der anderen Seite blieben die Unter­
schiede im Produktivitätszuwachs gering. Die Er­
tragslage der Unternehmen hat sich -in den meisten
Ländern wieder verschlechtert, denn der Kostenan­
stieg konnte nicht voll überwälzt werden. Nur in
Großbritannien, wo der Anstieg der Löhne am
stär}{.sten nachließ, und in den' Vereinigten Staaten,
wo die lebhafte N"achfrage die Ausweitung der Ge­
winnmargen durch höhere Preissteigerungen zulie.ß,
konnte sich die Ertragslage weiter verbessern.

Tabelle 4

Verbraucherpreise in ausge:wählten Ländern 1)

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum

'1
1960

I I I I, 19?4.1 I
19t7 LetzterLand bis 1970 1971 1912 1973 1975 19.76

1969 2)
". 1. Hj. Monatsstand

I

·1 vH I Monat

Buildesrepublik:
Deutschland -;-2,6 +3.4 -'- 5.3 +5.5 -;- 6,9 7.0 - 6,0 ,- 4~ 3,9 ..L 3.8 Okt........... .,..J

Belgien .................. +2,9 -;-4,0 +4,3 15,5 ~ 7,0 -'-12,7 '7-12,7 9.2 7,5 + 6,5 'Sep,

I Dänemark ••••••••• o ••••• -;-0,0 ,6,4 -'-5,5 +6.9 9,3 +15,4 -r 9,9 9,0 -;-10,5 ..L 10,1 Sep

Frankreich ••••••••• 0 •• o. -;-3,9 -;- 5,3 +5.5 +5,9 7,3 -'-13.7 +11,7 -;- 9,6 + 9,4 9,6 Sep

Großbri~annien .-......... -:-3,8 +6,4 +9,5 76,8 T 94 -:- 15,9 --:--24,3 +16,5 -;-17,0_ +15,6 Sep,-
Irland .................. -;-'4,4 +8,3 +8,9 +8,7 +11,3 +17,0 +20,9 +18,0 +15,3 +13,5 Aug

Italien ..........-......... -'-3,8 -'- 5,0 +5.0 +5,6 ,10,4 +19,1 -'-17,0 +16,8 +20,2 +18,9 Sep

Luxemburg +2.3 +4,6 -'-4.7 ..L5,2 6,1 9,6 .10,7
,

9,8 -'- 7,7 • 5,8 Sep............. . •
Niederlande -1-4,2 +4,4 +1,5 ,7,8 ..L 8,0 + 9,6 +10,2

,
8,8 ..L 7,2 6,9 Aug.............

Vereinigte Staaten ~2,4 +5,9 74,3 ..L3,3 + 6,2 +11,0
,

9.1 5,8 6,3
,

6,6 'Sep....... ,
Kanada .................. -;-2,6 +3,3 -'--Z,9 -4.8 + 7,6 +10,9 --'-10.8 - 7,5 7,2 - 8,4 Sep

Japan -:-5,5 ..L7,8 +6,3 +4,9 +11,1 +24,5 +11.8 -'- 9,3 9,3 --:-- 8,5 Aug...................
Osterreich +3.5 +4,1 +4,7 +6,3 .- 1:5 -L 9,5 - 8,5 7,3 6,0 • 5,1 Sep.............. I

Schweden ............- .... +3,7 +7,0 -:-7,4 +6,5 -:- 6,1 -'-13.8 + 9,7 -;-10,2 -'-10.0 -:-13,4 Sep

Schweiz +3.3 +3,5 +6,6 76,t --'- 8.7 + '9.8 - 6,7 -'- 1,7 1,2 • 1,6 Sep.................

1) Aus Angaben in Landeswährung.
2) Durchschnittlich jä,uliche Veränderung.

Qö.leile: OECD. SAEG; Bundes,.epublik Deutschland: Nationale Quelle
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Tabelle 5

Deutscher Bundestag - 8. 'vVahlperiode

Lohnkosten je Produkteinheit ~} in ~usgewähltenLändern

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vB 2)

Land 1970 I 19'i'l 1972 1973 1974 1975 1976- I 1977 a)

Bundesrepublik , ,
Deutschland 3) +10,4 8,9 + 5,7 7,9 + 9,4 6,9 --'- 0,9 4........ T T

Belgien 5,6 + 9,2
,

8,7 + 8,5 , -:-15,2 +16,1 -:-11 c) 8,5................. T

Dänemark +11,3 9,2
,

7,6 +1214 +17,3 +15,5 + 8 a) -:- 9........ -...... T

Frankreich 6,8 + 6,6
,

6,4 + 8,6 +15,4 +i7,2 +10 c) T
~ ~............. T T,:J- -;"20,1 -',-32,1 +12,3 +10Großbritannien .......-... -:- 9,3 8,0 -:- 9,0 9,1

Irland +13,1 +12,0 -',-10,0 --'-14,0 +17,4 --'-27,3 +13,50.)
,

,9.................. T

Italien ',' , ............... +11,3 +12,8 + 8,0 -:-13,8 +20,7 +26,0 +16,2 +20,5

:~iederlande ............ 7-,2 T 9,8 + 7,7 +10,8 -;-12,2 --'-14,0 + 6,1 6

'Vereinigte Staaten 6,9 --'- 3,7 4,1
,

6,0 +11,4 7,6 + 5,1 6...... ,
Japan

,
9,0 -;-10,6 + 6,5 +14,9 --'-26,S -:-14,6

,
6 a)

,
7.................. T T T

Dsterreich . 1,4 + 9,3 6;5 +10,5 +11,0 -!-15,2 + 4,8
,

6,5............. .-
Schweden + 6,6 + 8,6

,
6,3

,
4,3 +10,7 +19,2 +16,4 +11.............. .- .-

, -
Schweiz ................ -T 5,6 +11,5 -. 9,9 +10,5 -. 8,3 +10,6 + 2 a) + 1

1) Bruttoeinkommen aus unselbstfu,diger Arbeit je Einheit des realen B:uttosozialprodukts.
2j Aus Angaben in Landesw·ährung. '
3) Bundesrepublik Deutschland: Eigene Sc!lätzung.
a) Schätzungen auf 0,5 Prozentpunkte gerundet.

Quelle: DI\V

111. Geringere außenwirtschaftliche
Ungieichgewichte

25. Die Verlangsamung des Aufschwungs war nicht
zuletzt von den Zahlungsbilanzproblemen vieler
Länder erzwungen worden,<die im vergangenen
Jahr nach der vorübergehenden Entlastung durch
die Rezession wieder deutlich hervorgetreten wa­
ren. Diese Probleme entsprangen nicht einem kurz­
fristigen internationalen nKonjunkturgefälle", denn
der Anstieg des Produktionsniveaus der einzelnen
Länder verlief zu BegInn des Aufschwungs syn­
chron. Ausschlaggebend waren vielmehr die Unter-,
schiede zwischen den nationalen Inflationsraten
und ihren inländischen Bestimmungsfaktoren, na­
mentlich dem Lohnkostenanstieg und der monetä­
ren Expansion. Dieses in den Jahren vor der Rezes­
sion entstanaene Stabilitätsgefälle war - 7;umin­
dest in der Europäischen Gemeinschaft - noch im­
mer nicht verringert worden. Die sprunghaften und
nicht nur vorübergehenden Kursverluste einiger
vVährungen im vergangenen Jahr hatten in den be­
troffenen Ländern die Grenzen für Realeinkom­
menssteigerungen deutlich gemacht, was zu bin­
nenwirtschaftlichen Anpassungen nötigte, die 1911
zunächst einmal den Aufschw-ung verlangsamten.
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26. \Vechselkursausschläge wie 1976 wiederholten
. sich in diesem Jahr nicht (Schaubild 2). Der franzö­
'sische Franken und die italienische Lira notierten
stabiler. Seit der Jahreswende haben sich ihre Kur­
se nur wenig verändert. Im Durchschnitt des Jahres
1911 lagen sie aber noch um 5 vB beziehungsweise
um 7 vB niedriger als 1976. Das britische Pfund
stand sogar unter einem gewissen Aufwertungs­
druck. Mit erheblichen Devisenmarktinterventionen
wurde verhindert, daß der Pfundkurs kräftiger
stieg. Seit Jahresbeginn konnte er um 3 vH gewin­
nen; im Jahresdurchschnitt 1911 lag er noch um
5vH unter dem Jahresdurchschnitt von 1976. Im
Oktober nahm der Aufwertungsdruck wegen großer
Kapitalzuflüsse zu; daraufhin stellte die Bank von
England die Interventionen am Devisenmarkt ein.

. Für die Frage, inwieweit sich die Exporte in einzel­
nen Ländern stärker oder weniger stark verteuert
haben als in den jeweils übrigen Industrieländern,
muß für' jedes Land neben dem Anstieg der Preise
in inländischer 'Währung auch die Änderung der
\IV echselkurse berücksichtigt werden. Dann ergibt
sich, daß die Unterschiede in der Verteuerung- der
Ausfuhr, die sich namentlich 1974 und 1975 aufge­
tan hatten, von den vVechselkurskorrekturen 1976
weitgehend ausgeglichen worden sind. Im Jahre
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Schaubild 2
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1911 haben sich neue, größere Unterschiede im all- I
gemeinen nicht ergeben. .

Zahlungsbilanzprobleme etwas e_ntschärft

27. In jenen ~ändern, in denen bis zu Beginn des
Auf~chwungs ein zunehmender Stabilisierungsrück-

stand hingenommen worden war, und die nun unter
dem -Druck der daraus entstandenen Zahlungsbi­
lanzprobleme einem starken Anpassungszwang .aus:"
gesetzt waren, wurden die _Beschäftigungsrisiken ­
von der Importnachfrage der übrigen Industrielän­
der nur wenig gemlldert. Die Erwartungen waren
auf mehr gerichtet, zuma! sie durch Erklärungen
auf internationalen \Virtschaftskonferenzen gestützt
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worden waren. Dazu paßte allein die Entwicklung
in den Vereinigten Staaten. Bei stetigem Anstieg
der Binnennachfrage nahm das VolumeI.1 der ameri­
kanischen Einfuhr mit einer Zuwachsrate von fast
20 vH im ersten Halbjahr 1977 unvermindert zu.
Das Defizit der Handelsbilanz vergrößerte sich in
einem ähnlichen Ausmaß wie schon itn Vorjahr
und erreichte 1977 einen Umfang von rund 30 Mrd
Dollar. Demgegenüber flachte in Japan und in der
Bundesrepublik die Zuna.hme der Importe deutlich
ab, weil hier die Belebung der Investitionsnachfra­
ge - nicht zuletzt wegen wieder größerer Unsi­
cherheit in den Exporterwartungen - für eine
durchgreifende Verstärkung der inländischen Auf­
triebskräfte noch nicht ausreichte (Ziffern 68 ff.). In
der ersten Jahreshälfte übertraf in beiden Ländern
die Einfuhrmenge den vergleichbaren Vorjahres­
stand nur noch um 6 vH.

28. Das Bemühen der Vereinigten Staaten, trotz
ihres ko:qjunkturellen Vorlaufs mit Hilfe der Geld­
politik die Zinswende nach oben hinauszuzögern,
schlug sich. seit Jahresbeginn im ·Wechselkurs· des
Dollars, vor allem gegenüber der D-:Ylark und dem
Yen, mehr und mehr nieder. Zwar wurde im Laufe
des Jahres die Zinsdifferenz wieder größer, weil die
Zinsen in den Vereinigten- Staaten stiegen, in der
Bundesrepublik und noch mehr in Japan aber wei­
ter sanken. Doch gleichzeitig haben die Unterschie­
.de in den Preissteigerungsraten zugenommen. Noch
in der Mitte des Jahres 1-976 lag die Teuerungsrate
auf der industriellen Erzeugerstufe in allen drei
Ländern zwischen 4112 vH und 5112 vB. Inzwi­
schen beschleunigte sich der Preisauftrieh in den
Vereinigten Staaten auf 61/2 vH, in Japan und
in der 'Bundesrepublik p.ber ließ er weiter nach, was
vom Anstieg des 'Wechselkurses selbst unterstützt
wurde. Vom Frühjahr an stiegen in beiden Ländern
die Industriepreise überhaupt nicht mehr; im
Herbst waren sie kaum noch höher als ein Jahr zu­
vor. Spekulationen über die Auswirkungen des un­
vermindert zunehmenden Leistungsbilanzdefizits
der Vereinigten Staaten setzten den Kurs des Dol­
lars in Japan und in der Bundesrepublik immer
wieder unter Druck, zumal die Kapitalzuflüsse aus
den OPEC-Ländern in die Vereinigten Staaten nicht
mehr so rasch zunahmen. Von Jahresbeginn bis
Oktober erreichte die Aufwertung des Yen gegen­
über dem Dollar rund 10 vH, die Aufwertung der D­
Mark rund 5 vH.

29. Trotz des engen konjunkturellen Gleichschritts
Jn der Europäischen Gemeinschaft konnten die Län­
der mit dem größten. Stabilisierungsrückstand ihr
außenwirtschaftliches Defizit beträchtlich vermin­
dern. In Frankreich und in Italien nahm das Ein­
fuhrvolumen kaum noch zu, und im· Ausfuhrge­
schäft Konnten die Marktanteile vergrößert werden.
Auch Großbritannien hatte Erfolge. Im zweiten
Halbjahr 1977 zeichnete sich erstmals seit mehr als
fünf Jahren wieder ein Uberschuß in der Leistungs­
bilanz ab, nachdem die Erschließung der Erdölre­
s'erven in der Nordsee weit genug gediehen war,
den Einfuhrbedarf allmählich zu minde~n. Die Ün~
ternehmen der Industrie konnten im Auslandsge-
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schäft weitere Marktanteile' zurückgewinnen, und
der Devisenerlös aus dem. Fremdenverkehr nahm
unvermindert zu. Die dänisclte Handelsbilanz hat
sich im Verlauf des Jahres ebenfalls gebessert, ob­
gleich die Aufhebung vorübergehender Preiskon­
trollen im Frühjallr den Importüberschuß zeitweilig
noch einmal vergrößerte. Klammert man die Bun­
desrepublik aus, so hat sich das Handelsbiianzdefi­
zit der Länder der Europäischen Gemeinschaft von
über 18 Mrd Dollar im vergangenen Jahr auf weni­
ger als 11 Mrd Dollar im Jahre 1977 vermindert.

Auch Ansätze mittelfristiger Anpassung

30. Die zahlungsbilanzstarken Länder haben 1977
ihre Kredithilfen an die zahlungsbilanischwachen
Ländt?r erneut ausgeweitet. Die kurzfristigen Kre­
ditlinien, die sie Großbritannien und Italien im Jahr
zuvor eingerälJ,mt hatten, wurden von einem zweij~h­

rigen \Vährungsbeistand des Internationalen \V~h­
rungsfonds abgelöst. Im Falle Großbritanniens be­
trug er 3,36 Mrd SZR, im Falle Italiens 450 Mio SZR.
Weitere erhebliche internationale Finanzhilfen ka­
m.en hinzu.

Durch den \Vährungsbeistand wurde die Verabre­
dung erreicht, daß Italien und Großbritannien, die
beiden Länder mit dem größten Stabilisierungsrück­
stand, Handels- und Kapitalverkehrsbeschränkun­
gen als "Instrumente der Anpassung" nicht anwen­
den würden. In Italien wurden sowohl die Import­
depotpflicht als auch die Sondersteuer auf Devisen­
käufe im ;\1ärz 1977 wieder aufgehoben. Die übri­
gen wirtschaftspolitischen Auflagen des Internatio­
nalen \Vährungsfonds konzentrierten sich auf die
Verlangsamung der monetären Expansion, auf die
Verminderung der staatlichen Defizite sowie auf
die Dämpfung des Lohnkostenanstieg-s.

31; Am raschesten kam allenthalben die Dämpfung
der monetären Expansion' in Gang. Frankreich und
Großbritannien nahmen erstmals die Zuwachsrate
der Geldmenge in ihren wirtschaftspolitischen Zi~l­

katalog auf; die Ausdehnung der Geldmenge M2 ­
also Bargeld, Sichteinlagen und Termineinlagen ­
sollte im Jahre 1977 den angestrebten Zuwachs des
nominalen Sozialprodukts nicht mehr überschrei­
ten. Beide Länder. hielten im bisherigen Jahresver­
lauf dieses Ziel ein. Auch die Expansion der Zen­
tralbankgeldmenge - also das yon der Notenbank
zur Verfügung gestellte Geld -;- hat sich verlang­
samt. Zur Jahresmitte übertraf die Geldbasis in
Großbritannien den Stand des Vorj ahres noch um
knapp 10 vB, in Frankreich um rund 8 vB. Als be­
sonders scharf erwies sich die monetäre Restriktion
in Dänemark, wo im Frühjahr 1917 die Geldbasis
nicht mehr größer war als zwölf Momite zuvor,
nachdem sie in der ersten Phase des Aufschwungs
noch um' 12 vH zugenommen hatte. DeJ Anstieg der
Geldmenge M2 ging im Vorjahresvergleich von
über 25 vH irii. ersten Halbjahr 1976 bis ~ur y-Iitte
des Jahres 1977 auf 9 vH zurück. Vergleichsweise

. hoch .blieb das Tempo der monetären Expansion in .
Italien. Kachdem es in der Anfangsphase des Auf-
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schwungs Raten über 25 vB erreicht hatte, übertraf.
die Geldbasis Mitte 1977 den Stand des Vorjahres
aber nur noch um 16 vH. Die Geldmenge M2 war
im Frühjahr noch um 221/2 vB größer als zwölf
Monate zuvor, im Verlauf" nahm. sie noch mit einer
Jahresrate von 18 vH zu.

Dieser zum Teil durch internationale Auflagen be­
wirkte geldpolihsche Kurs wurde insofern belohnt,
als die Zinsen schon bald sinken konnten, so der
Diskontsatz in Italien von 15 0!0 auf 11 112 % , der
Zins der britischen Zentralbank gar von 15 % auf
5%. So wie in der Vergangenheit die hohen Zinsen
das Resultat steigender Inflationsraten und nicht
et~\Ta knappen Geldangebots gewesen waren, so
spiegelten in diesem Jahr die allenthalben sinken­
den Zinsen nicht eine beschleun~gte monetäre Ex­
pansion, sondern die Dämpfung des inländischen
Kosten- und Preisauftriebs wider. Allerdings war es
nicht zuletzt die nur noch langsam zunehmende
Kreditnachfrage, die die Kontrolle über das Geldan- ~

gebot leicht machte.

32. Zur Dämpfung des Lohnkostenanstiegs und
L';um Abbau der staatlichen Defizite bedurfte es grö­
ßerer Anstrengungen' als auf dem Feld der Geldpo­
litik. Die deutlichsten Erfolge hatte Großbritannien.
In der Ende 1976 begonnenen zweiten Phase des
einkommenspolitischen "Sozialkontrakts" blieb die
Erhöhung der Tariflöhne mit rund 5 vB abermals

- sehr viel niedriger als im Vorjahr. Zusätzliche be­
triebliche -Lohnsteigerungen - wi~ sie das Abkom­
men ausdrücklich vorsah - sicherten den Arbeit­
nehmern zwar insgesamt einen Nominallohnanstieg
von durchschnittlich 10 vH; die Reallöhne ",;aren im
Frühjahro. 1917 aber um 7 vH niedriger. als zwölf
Monate zuvor. Der Anstieg der Lohnstfrckkosten in
der Industrie, der 1976 im Vorjahresvergleich noch
mehr als 12 vIf. ausgemacht hatte, verminderte sich
1977 'auf 9 vB. Berücksichtigt man' die Abwertung'

des Pfundes, so blieb er mit rund 4 vH deutlich un­
ter dem internationalen Durchschnitt.

Das öffentliche Defizit verminderte sich in Großbri­
tannien erheblich, es fiel 1977 mit 71/2 Mrd Pfund
um 1112 Mrd Pfund' niedriger aus als im Vor­
jahr, obwohl die persönliche Einkommensteuer ge­
senkt wurde...ohne die Einnahmenausfälle. gerechnet,
die aus der Unterauslastung des Produktionspoten­
hals resultierten,' ergäbe sich ein Dberschuß von
rund 2 Mrd Pfund.

Infolge der unerwartet hohen Reah~inkommensver­

luste kündigten die Gewerkschaften' das einkom­
menspolitische Abkommen mit der Regierung vor­
zeitig auf. Allerdings wurde damit auch ein Teil
der angekündigten' Steuersenkungen hinfällig, so
daß sich der Abbau des öffentlichen Defizits - bei
gegebenen Ausgabenplänen - beschleunigen wird. ­
Folgt man den Projektionen der britischen Regie­
rung, so brauchen die bisherigen Atipassungserfol­
ge nicht gefährdet zu sein, wenn die nunmehr frei- _
en Lohnabsclilüsse, die zum größten Teil in den er­
sten ylonaten des Jahres 1978 anstehen, nicht nen­
nenswert über 10 vB hinausgehen. Die Unsicherheit
hierüber ist aber groß.

33. In Italien war die lohnpolitische Situation gänz­
lich anders. Ohnehin werden hier die Löhne weit­
gehl':d automatisch dem Preisanstieg angepaßt
(scala mobile). Darüber hinaus brachten strukturel.­
le Veränderungen dieser de-facto-Indexierung Zil­

gunsfen der unteren und mittleren Lohngruppen
eine ständige Reallohnerhöhi.J.ng mit sich. Jährliche­
Tarifabschlüsse kamen hinzu. Im Jahre 1975 betrug
der durchschnittliche Reallohnanstieg 10 vB, 1976
waren es 4112 vH und 1977 noch einmal 5 vH. Im
Februar dieses Jahres J,vurden schließlicll - als
Teil der Auflagen des Internationalen \Vährungs­
fonds - mehrere Einschränkungen der scala mobi­
levorgenommen (Tabelle 6).

Tabetle 6

''\Tirtschaitspolitisch wichtige Ereignisse im Ausland

Datum

Internationale Ereignisse
11:76

2. Oktober

17. Dezember

IIn dem Kommu~ique des Interimskomitees, das anläßlich der Jahrestagung des IWF in
Manila herausgegeben wird, heißt es unter anderem, daß "unter den gegenwärtigen
umständen die \Viedererlangung eines vernünftigen Maßes an Preisstabilität als Grund­
lage dauerhaften wirtschaftlichen vVachstums und einer Verringerung der Arbeitslosig-
keit unerlifßlich sein wird. Dementsprechend ist das Komitee der Ansicht, daß in der
Politik der Industrieländer derzeit der' Dämpfung des Preis- und Kostenauftriebs
Priorität eingeräumt werden sollte".

EU Mitgliedsländer der OPEC beschließen, den alpreis zum 1. Januar 1977 um 10 vB
auf 12,70 S pro barrel und zum 1. Juli 1977 'um weitere 5 vH auf 13,30 S zu erhöhen.
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate erhöhen ihren alpreis lediglich
zum 1. Januar 1971 um 5 vH. '
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n 0 c h Tabelle 6

Datum

1971

3. Januar

8. Februar

25. April

Deutscher Bundestag - 8. Vvahlperiode

Der Exekutivausschuß des I\VF stimmt dem Beistandskredit für Großbritannien zu, der
innerhalb der nächsten 24 Monate Ziehungen bis zu einem Gegenwert von 3,36 C\1rd
SZR gestattet.

Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich veröffentlicht ein Kommunique,- in dem
es heißt, daß "die Gouverneure der betreffenden Zentralbanken ihre Verhandlungen
über die mittelfristige Fazilität ·in Höhe von 3 Mrd Dollar zur Finanzierung offizieller
Sterling-Guthaben jetzt abgeschlossen haben. Die Fazilität viird von heute an in Kraft
treten". Beteiligt sind die Zentralbanken Osterreichs, Belgiens, Kanadas, Dänemarks, der
Bundesrepublik Deutschland, Japans, der Niederlande, Nonvegens, Schwedens, der
Schweiz und der Vereinigten Staaten.

Der IWF stimmt einem \Vährungsbeistand für Italien in Höhe von 450 Mio SZR bis zum
31. Dezember 1978 zu. .

3. Juni

6. August

1976

ZO. Oktober

22. November

1971 <

29. März

_18. April

26. April .

27. April

9. Mai

13. Juli

1976

11. Oktober
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In dem Abschlußkommunique des "Ko-rd-Süd-Dialogs" zwischen Industrieländern und
Entwicklungsländern wird _ein Sonderprogramm zugunsten der ärmsten Entwicklungs­
lände.r-in Höhe von 1 ~rd Dollar s'owie die Einrichtung eines "gemeinsamem Fonds" zur
Stabilisierung der Rohstoffpreise angekündigt. Die Klärung der technischen Details steht
allerdings noch aus.

Der Generaldirektor des I\VF kündigt die Einrichtung einer zusätzlichen Kreditfazilität in
Höhe von rund 10 Mrd Dollar an.

Europäische Gemeinschaiten

In ihren Richtlinien für die 'Wirtschaftspolitik der :vIitgliedsländer für 1977 empfiehlt die
Kommission erstmals nationale' Geldmengenziele. In der Regel beziehen sie sich auf Y12.
Empfohlen werden - im Jahresverlauf - für Dänemark 11-12 vH, für Frankreich 12,5 vH,
für Iri~md 16 vH, für <Italien 18-:19 vH, für die ~iederlande 11 vH, für Großbritannien
12 vH, _für Belgien 15 vH (Kreditvergabe an Private) und für die Bundesrepublik Deutsch-

-land 9-10 vH (Zentralbankgeldmenge). .

Der Ministerrat nimmfdie wirtschaftspolitischen Richtlinien der Koinmi~sion für 1917 an.
Keine Zustimmung finden allerdings die darin vorgeschlagenen nationalen Geldmengen­
ziere (vgl.·ZO. Oktober).

Der lVIinisterri;lt beschließt eine Abwertung der "grünen Lira" um 6,51 vH, des "grünen
irischen Pfunds" um 6,25 vH und des "grünen französischen Franken" um 2,54 vH.

Der Rat der Finanzminister der EG stimmt der für 1977 angekündigten \Virtschaftspolitik
- der italienischen Regierung zu und ermächtigt die Kommission, auf dem internationalen

Kapitalmarkt Z\vei Anleihen in Höhe von iusammen 500 Mio S mit fünf- un_d sieben­
jähriger Laufzeit zugunsten Italiens aufzunehmen-.

Der Ministerrat beschließt, d,!s -"grüne Pfund"- um 2,9 vH abzuwerten und die "grüne
D-ylark" um 2 vH aufzuwerten.

Der :Vlinisterrat kommt überein, die Interventionspreise des europäischen -Agrarmarktes
für das Landwirtschaftsjahr 1917/78 um durchschnittlich 3,9 vH zu erhöhen.

Die Kommission beschließt zur Linderung der Beschäftigungskrise in der Stahlindustrie
Mindest- oder Richtpreise für bestimmte Stahlerzeugnisse. Die zum 1. Januar eingeführte
:Ylarktaufteilung wird verlängert. Die Einfuhr von Stahlerzeugnissen wird einem Lizenz­
system untenvorfen.

Die Kommission beschränkt die Einfuhr zahlreicher Textilerzeugnisse aus bestimmten
Ländern. Danach dürfen die Einfuhren zwischen dem 1. August und dem 31. Dezember
das :-::iveau des vergleichbaren Vorjahreszeitraumes nicht übersteig~n.

Floating-Block

!V!it \Virkung vom 18. Oktober gelten in der -europäischen ,,\Vährungs5chlange" neue
Jnterventionskurse. Die Deutsche Nlark wird gegenüber dem holländischen Gulden und
dem belgischen und dem luxemburgischen Franken um 2 \rH, gegenüber der nqnvegischen
und der sch,vedischen Krone um 3 vH und gegenüber der dänischen Krone l1.ID 6 vH
aufgewertet.
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1977
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n 0 c h Tabelle 6

4..April

29. August-

1975 _

4. Oktober

24. Dezember

1977

23. Januar

13. Februar

24. Juni

31. Juli

1976

4. Dezember

Innerhalb der europäischen ,,\Vährungsschlange" werden die dä.Tlische und norwegische
Krone jeweils um 3 vH und die schwedische Krone-_um 6 vH gegenüber den übrigen
\Vährungen des \Vechselkursverbundes abgewertet. Am folgenden Tag wertet' Finnland
die Markka um 5,7 vH gegenuber einem \Vährungskorb ab.

Die schwedische Krone scheidet aus dem \Vährungsverbund aus und wird g,egeriüber den
wichtigsten Handelspartnern Schwedens um 10 vH abgewertet. Gleichzeitig werden die
dänische Krone und die norwegische Krone innerhalb- des \Vährungsverbundes um 5 vH
abgevrertet.

Belgien

Die Regierung legt ihren Haushaltsentwurf für 1977 vor, in dem von einer Zunahme des
BSP real um 3,4 vH (nominal um 14,2 vH) ausgegangen wird. Das Ausgabensoll übertrifft
die Ansätze des Vorjahres insgesamt um 16 vH; dennoch- fällt das gesamte -Defizit
niedriger aus-als 1976.

Der Anstieg der :Yrieten, Dividenden und der Gebühren der Freiberuflichen im Jahr 1977
wird gesetzlich auf. 8,5 vH begrenzt.

Das Parlament stimmt einem Gesetz zu, demzufolge 1:nternehmen, die im Laufe ues
Jahres 197'i' ihr Personal über den Stand des zweiten Vierteljahres 1976 hinaus erhöhen,
sechs Monate lang von Soz:alversicherungsbeiträgen für die ~eueingestellten_befreit
~~ ,

Die Regierung legt ein Programm zur Verbesserung der Beschäftigungslage und zur
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen .vor. Die Haushaltsausgaben 1977 werden jetzt
mit 846,1 Mrd bfrs (also 10 Mrd bfrs mehr als im urspTÜnglichen Entwurf vom 4. Oktober
1976), -die Haushaltseinnahmen 197'i' mit 817',5 :vIrd bfrs (also 19,2 :Mrd bfrs weniger als
in dem ursprünglichen Entwurf) veranschlagt. Gleichzeitig_ wird mit einer Zunahme des
BSP real um 3,4 vH sow-ie nominal um 11,8 vH gerechnet.

-Das :YIaßnahmenpaket zugunsten der Beschäftigung sieht im wesentlichen die beliebige
Abschreibung von AUsTÜstuIlgsgütern bis zu)1O vH des Anschc.ffungsviertes, steuerliche
Begünstigung von Eigenkapitalbildung sovlie höhere Zinssubventionen für bestimmte
Investitionen vor. Außerdem sollen 191'7 zusätzliche öffentliche Investitionen in Höhe
von 166,6 Mrd bfrs getätigt werden. Die Schulpflicht wird in zwei Schritten um zwei
Jahre verlängert, .

Um die finanzielle Belastung des Staatshaushaltes zu verringern,-sollen Steuererhöhungen
bereits 197} 15,6 :Ylrd bfrs an zusätzlichen Einnahmen bringen. Davon entfallen allein
14,2 Mrd bfrs auf Erhöhungen verschiedener Mehrwertsteuersätze.

Die Regierung- legt einen Gesetzentwurf zur Förderung der privaten Investitionen vor.
Danach können: (1) Unternehmen, die zwischen dem 1. März und dem 31, _Dezember 1977­
ihr Eigenkapital erhöhen, fünf Jahre lang bis zu 5 vH des zusätzlichen Eigenkapitals
steuerlich absetzen, (2)ünternehmen, die- im gleichen Zeitraum neue Ausrüstungsgüter
kaufen oder bestelle~, diese beliebig abschreiben sowie (3) ihre gesamten ~euinvesti­
Honen, die den Durchschnitt der Jahre 1970 - 74 um mehr als ein Sechstel übertreffen,
bis zu 110 vH abschreiben, allerdings nur bis zu einer Obergrenze von 40 vH des gesamten
Investitionsvolumens.

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für 1978~ vor. Darin wird ein Anstieg des BSP
eal um 3 vH und ein Anstieg des BSP nominal·um 11,2 vH unterstellt. Das Haushaltsdefizit

soll sich von 183 Mrd bfrs auf rund 149 :YIrd bfrs vermindern.

Dänemarli

Das Parlament beschließt ein Gesetz zur Einfrierung von Preisen und Mieten. Nur höhere
Rohstoff- und Importkosten dürfen im Preis übenvälzt werden. Diese Regelung gilt bis
z)lm 1. März 1917, an dem eine gesetzliche Begrenzung des Lohnanstiegs auf jährlich
6 vH bis 1979 in Kraft treten soll.
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Datum

1971

22. März

15. April

7. September

1976

22. September

8. Dezember

15. Dezember

1971

23. März

27. März

19. April

26. April

13. Juni
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Arbeitgeber und Gew'erkschaften einigen sich auf einen z":eijährigen Tarifvertrag, ,der
neben einem garantierten Teuerungsausgleich in Höhe von 4 vB eine jährliche Lohn­
erhöhung von 2 vB beinhaltet und damit die von der Regierung vorgegebene Lohnleit-
linie von 6 vH einhält. .

Das Parlament verabschiedet ein Gesetz, das den Lohnanstieg in den beiden kommenden
Jahren auf jährlich 6 vH begrenzt.

Das Parlament beschließt, die Mehrviertsteuer und andere Verbrauchsteuern zu erhöhen
und einen Teil der zusätzlichen Einnahmen für beschäftigungspolitische Programme zu
verwenden.

Frankreich

Zur Linderung der Dürreschäden in der Landwirtschaft und zur Deckung des Defizits in
der Sozialversicherung wird ein )Jachtragshaushalt in Höhe von 9,4 :vrrd Hrs aufgestellt.
Die :vIittel sollen durch höhere Straßengebühren und Ylineralölsteuern sowie durch
einmalige Zuschläge auf die Körperschaft- und Einkommensteuer aufgebracht,...erden,
wobei die Steuerzuschläge zum Teil auch durch den Kauf staatlicher Anleihen mit fünf-
'jähriger Laufzeit entrichtet ,-,'erden können. .

Gleichzeitig w"ird bis zum Ende des Jahres ein allgemeinoer Preisstopp auf der Einzel­
handelsstufe verhängt. Zum 1. Januar 1977 wird der Standardsatz der I\,'1ehrwertsteuer
von 20 vH auf 17,6 vH gesenkt. Die öffentlichen Tarife bleiben bis zum 1. April 1977
eingefroren und dürfen in den anschließenden neun ~10nate um nicht mehr als 6,5 vH
steigen.

Die Regierung beschließt selektive :Vlaßnahmen zur Förderung der Beschäftigung von
Jugendlichen, Angestellten und Freiberuflichen (Gründungsbeihilfen, Lohnkostensubven­
Honen, Ausbildungsbeihilfen).

Das Parlament stimmt dem Haushaltsentwurf 1977 zu. Es whd eine Stabilitätsabgabe
von den Industrieunternehmen erhoben, jedoch nur dann, wenn der Anstieg der indu­
striellen Erzeugerpreise in den ersten fünf Monaten 1977 1,8 vH überschreiten sollte und
nur solange, wie er nicht in irgendeinem Halbjahresabschnitt 2,5 vB unterschreitet.

Die Regierung beschließt einen Nachtragshaushalt für 1977 in Höhe von 19,9 Mrd ifrs.
Im wesentlichen setzt er sich aus Subventionen fü!' die verstaatlichte Industrie (5,1 Mrd),
aus Zuschüssen an die Sozialversiche!'ung und andere Transferzahlungen (4,7 Mrdl. aus
höheren Löhnen und Gehältern für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst (2,8 :VIrd)
und aus .höheren Zinsaufwendungen (3,6 :Vlrd) zusammen. Da dem zusätzliche Steuer­
einnahmen nur in Höhe von 9,9 Mrd ffrs gegenüberstehen, wird sich der ursprünglich
für 1977 geplante geringfügige Haushaltsüberschuß (0,25 :Vlrd ffrs) in ein Haushalts­
defizit von rund 10 Mrd ffrs verwandeln.

Die Regierung stellt 8 :VIrd Hrs an öffentlichen Krediten für Anlageinvestitionen der
privaten \Virtschaft bereit. Zum Teil werden damit bereits bestehende Programme zur

.Exportausdehnung und Energieeinsparung bis einschließlich 1978 verlänge!'t, zum Teil
werden aber auch arbeitsplatzschaffende Investitionen (in Gebieteri mit 'besonderen
Arbeitsmarktproblemen) gefördert. Die Kredite müssen spätestens bü, zum 30. Juni 1977
beantragt )lnd die Projekte bis zum 30. September 1977 begonnen werden.-

Die Regierung legt ein vierjähriges Hilfsprogramm für die Stahlindustrie vor,- mit dem
die derzeitige Produktionskapazität erhalten v.'erden soll. Das Programm hat einen
Umfang von 12 Mrd ffrs:

Die Regierung beschließt" neue steuerliche Anreize für C"nternehmen, die ihre Beschäf­
tigtenzahl erhöhen, sowie zusätzliche offentliehe Aufträge. Die Kosten in Höhe v<;ln
3,3 :Vlrd ffrs für das Jahr 1977 '-,erden durch höhere Benzinsteuern und durch eine erhöhte
steuerliche Belastung von Banken und Versicherungen gedeckt. Auti-erdem kündigt die
Regierung zur Finanzierung des inzviischen auf 11,8 :VIrd ffrs veranschlagten Haushalts­
defizits die Auflage einer fünfzehnjährigen Anleihe in Höhe von_ 6 Mrd ffrs in Euro­
päischer Rechnungseinheit an, die später noch auf 8 Mrd ffrs aufgestockt wird.

Eine L"bereinkunft zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern eröffnet den Arbeit­
nehmern die :Vlöglichkeit, schon mit 60 Jahren aus dem Erwerbsleben auszuscheiden.
Bis zur regulären Altersgrenze werden 70 vH des letzten Gehalts gezahlt, danach der
volle Rentensatz. Die Regelung gilt von Mitte 1977 bis ?vlärz 1979. Finanziert werden soll
diese ;'v1aßnahme von den Arbeitgebern, die jedoch ein Teil der aufgewandten rvfittel
von der Sozialversicherung zurückerstattet bekommen.
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23. Juni

28. Juni

11. Jlili

31. August

7. September

1976

15. Dezember

,1977

29. März

24. April

15. Juli

9. September -

Die Regierung trifft ivlaßnahmen gegen -die "strukturelle Inflation": Preisempfehlungen
auf der Einzelhandelsstufe werden weitgehend verboten, die steuerlichen Anreize
(Abzugsfähigkeit von Umzugskosten u. ä. m.l zur Steigerung der regionalen Arbeitskräfte­
mobilität werden verstärkt, und rohstoffsparende Investitionen erhalten die gleiche
Förderung wie energiesparende Investitionen.

Die Regierung friert die Preise von Kaffee, Kakao sowie von bestimmten Textilerzeug~'

nissen, die Einfuhrbeschrärikungen unterliegen, auf unbegrenzte Zeit ein:

Die Regierung beschließt, .die angekündigte Stabilitätsabgabe von Unternehmen vorerst
nicht zu erheBen (vgl. 15. Dezember 1976).

Die Bank von Frankreich senkt den Diskontsatz von 10112 °10 auf 91!2°/0. Außerdem' stellt
die Regierung zusätzliche Mittel für öffentliche Investitionen sowie zur Förderung
privater Investitionen 'bereit und erhöht für Familien der untere!). Einkommensgruppen .
bestimmte Kinderfreibeträge.

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für 1978 vor. Darin werden eine Zunahme des
BSP real um 4112 vH und nominal um 12,6 vH sowie ein Anstieg des Verbraucherpreis­
niveaus im Verlauf des Jahres 1978 um 6112 vH unterstellt. Das Haushaltsdefizit soll von
12,9 Mrd Hrs auf 8,9 Mrd Hrs vermindert werden.

Großbritannien

In ihrem "letter of intent" an denI\VF zur Erlangung eines zwelJanngen vVährungs­
beistandes in Höhe von 3,360 !'vlrd SZR kündigt die britische Regierung an, den Finanzie­
rungsbedarf des öffentlichen Sektors von 11,2 Mrd Pfund im Haushaltsjahr 1976/77 auf
8,7 Mrd Pfund in den Haushaltsjahren 1977/78 und 1978179 zu' verringern, so daß das
Defizit - gemessen am BSP - von 9 vH auf 5 vH zurückgehen wird. Zum ganz über-'
wiegenden Teil soll diese Konsolidierung durch Ausgabenkürzungen erreicht werden.
Eventuelle zusätzliche Budgetspielräume sollen zur Senkung der direkten Steuern genutzt
werden. Die inländische Kreditexpansion soll in den zw'ölf Monaten bis zum 20. April 1977
auf 9 Mrd Pfund und in den beiden folgenden Zwölfmonatsabschnitten auf 7,7 Mtd Pfund
bzw. auf 6 ::Vlrd Pfund begrenzt ,·,'erden. Bei all dem ,':ird unterstellt, daß das reale BSP
1971/78 um2 vH und 1978/79 um 21/2-3 vH zunimmt. Die Leistungsbilanz soll 1976/77 mit
einem Defizit von 2 Mrd Pfund, 1977/78 mit einem Defizit von 1 Mrd Pfund und 1978/79
mit einem Uberschuß von 2-3 Mrd Pfund abschließen.

Die Regierung legt ihren Haushaltsentwurf für -1977/78 vor und unterstellt dabei eine
Zunahme des realen BSP um P12 vH und einen Verbraucherpreisan,stieg um 91h vH.

Die laufenden Ausgaben übersteigen das Vorjahressoll um 12,8 vH, die Investitionsaus­
gaben bleioen unverändert. Die Steuersenkung in Höhe von 2,3 Mrd Pfund, die dem
durchschnittlichen Arbeitnehmerhaushalt einen Anstieg des verfügbaren Einkommens um
41/2 vH einbringen würde, wird von einer Verlängerung des "social contract" zwischen
den Arbeitgebern und den Gewerkschaften abhängig gemacht. Für diesen Fall würde
sich 'dennoch der gesamte Finanzierungsbedarf des öffentlichen Sektors von 8,8 Mrd
Pfund auf 8,5 !'vlrd Pfund vermindern und damit die vom IWF gesetzte Obergrenze

. (8,7 Mrd Pfund) unterschreiten. Die' inländische Kreditexp'ansion wird auf 7,7 Mrd Pfund
begrenzt, und die Zuwachsrate von M 3 soll zwischen 9 und 13 vH liegen.

Die Regierung erklärt, daß in der nächsten Phase der Einkommenspolitik die Durch­
schnittsverdienste der Arbeitnehmer um weniger als 10 vH steigen sollten, was die Tarif­
lohnerhöhung auf 4 vH bis 5 vH begrenzen würde. (Zu dieser dritten Phase der Einkom­
menspolitik kommt es allerdings nicht.)

:'\ach der Aufkündigung des "Sozialkontrakts" durch die Gewerkschaften drängt die
Regierung darauf, den Anstieg der Effektivlöhne im nächsten Jahr auf 10 vH zu begren­
zen. Die Kontrolle von Dividenden und Gewinnmargen soll um ein Jahr verlängert
werden. Außerdem legt die Regierung einen !:vlaßnahmenkatalog vor, der unter anderem
eine Senkung des Proportionalsteuersatzes von 35 vH auf 34 vH und eine Erhöhung der
Freibeträge enthält. In Zukunft sollen die Freibeträge regelmäßig dem "Anstieg der
Verbraucherpreise angepaßt werden.

Die Bank von England senkt ihren !:v1indestausleihesatz von 7°fo auf 61/2010.
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Datum

1916

1. Oktober _

·8. Oktober

10. November

10. Dezember

21. Dezember

1911

. 20. Januar

26. Januar

31. Januar

8. Februar

6. April
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Italien

Die EG-Behörden genehmigen der italienischen Regierung die Verlängerung der Import­
depotpflicht um weitere sechs Monate (bis zum 15. April 1917). Allerdings muß der
Depotsatz von Monat zu Monat gesenkt vlerden.

Die Regierung beschließt ein Sparprogramm, das der ·Wirtschaft 2000 Mrd Lire an Kauf­
kraft entziehen soll. Vorgesehen sind vor allem Erhöhungen der öffentlichen Tarife,
eine E!hö~ung des Benzinpreises um 25 vH sowie Erhöhungen der Kraftfahrzeugsteuer und
der Straßengebühren.

Arbeitnehmer mit einem Jahreseinkommen von mehr aJs 8 :Mio Lire (rund 22000 DM)
müssen den vierteljährlich ge·währten Teuerungsausgleich gänzlich, solche mit einem
Einkommen zwischen 6 Mio Lire und 8 J'vfio Lire zur Hälfte in- Staatsanleihen mit zehn­
jähriger Laufzeit (und fünfjähriger Sperrfrist) anlegen..

Die Regierung kündigt w·eitere Maßnahmen an, die die staatlichen Einnahmen um
",,·eitere 2 000 :vfrd Lire erhöhen sollen. Steuerzahler, die zur Einkommensteuer veranlagt
·w·erden, müssen fortan 75 vH ihrer voraussichtlichen Steuerschuld jeweils im September
des laufenden Jahres abgeführt haben. Außerdem v;erden weitere öffentliche Gebühren
erhöht.

Die Regierung erklärt, daß sie sich in den nächsten drei Jahren mit 1600 Mrd Lire an
einem \Vohnungsbauprogramm in Höhe von insgesamt 3600 Mrd Lire beteiligen wird.

Das Parlament stimmt dem Haushaltsentwurf für 1977 zu. Das Ausgabensoll (einschließ­
lich SchuldentiIgung und der Defizite autonomer Parafisci) übertrifft die Ansätze des
Vorjahres um rund 28.vH, das gesamte Defizit soll gegenüber 1976 unverändert bleiben.

Der Entwurf wird allerdings in den ersten Monaten des Jahres_ 1977 revidiert werden,
wenn sich die Einnahmeneffekte der jüngsten Steuererhöhungen und die Ausgaben­
effekte einer geplanten Verminderung der Lohnkosten in der Industrie durch die "Cber­
nahme eines Teils der Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber durch den Staat
("Fiskalisierung") abschätzen lassen. Für den Haushaltsentwurf wurde eine Stagnation
des realen BSP und ein Verbraucherpreisanstieg um 20 vH unterstellt. -

Für die Zeit zwischen dem 1. Dezember 1976 und dem 31. Ylai 1977 wird der Anteil des
Einlagenzuwachses, den die Banken in bestimmten öffentlichen Anleihen investieren
müssen, von ·42. vH auf 30 vH herabgesetzt. Bis zu 5 vH des Einlagenzuwachses können
in Anleihen zur Konsolidierung der Gemeindeschulden angelegt werden.

Eine ubereinkunft zwischen Ge·werkschaften und Arbeitgebern sieht vor, Alterszulagen
und betriebliche Rentenleistungen aus dem System der Lohnindexierung auszuklammern,
an sieben bisherigen Feiertagen normal zu arbeiten, die inner- und z'....ischenbetriebliche
Ylobilität zu. erhöhen und l:::berstundenarbeit nicht länger zu begrenzen.

Die Regierung hebt- die Indexierung von Alterszulagen und betrieblichen Pensions­
zahlungen auf und· verbietet Abmachungen, die das System der Lohnindexierung aus­
dehnen.

Um den Anstieg der Arbeitskosten zu dämpfen, beschließt die Regierung, die· Arbeitgeber
von einem Teil ihrer Beiträge zur Sozialversicherung zu entlasten. In: den Monaten
Februar, Ylärz und April erhalten die Unternehmen einen monatlichen Zuschuß in Höhe
von 14 000 Lire pro Be$chäftigten, danach einen Zuschuß in Höhe von 24.500 Lire bis zum
31. Januar 1978. Die erwarteten Kosten dieser Maßnahme in Höhe von rund 1400 Ylrd
Lire sollen mit einer Erhöhuna des J'vlehrwertsteuersatzes von 12 vH auf 14 vH sowie mit
einer stärkeren steuerlichen Belastung von Mineralölprodukten finanziert werden. D~r
dadu;rch bedingte Anstieg der Lebenshaltungskosten um schätzungsweise 1,1 bis 1,2
Prozentpunkte bleibt in dem automatischen Teuerungsausgleich für die Lohnempfänger
unberücksichtigt. Diese Regierungsvorlage bedarf .noch der Zustimmung des Parlaments.

Das Parlament stimmt einer modifizierten: Form der Gesetzesvorlage vom 8. Februar, der
die Arbeitgeber von einem Teil ihrer Sozialversicherungsbeiträge entlastet hatte, zu.
Anders als ursprünglich vorgesehen, werden Erhöhungen der !'Ylehrwertsteuer nicht aus
der Berechnung des Teuerungsausgleichs ausgeklammert, und betrieb~iche Tarifverträge,
!lie im Teuerungsausgleich oder Lohnanstieg über den nationalen Durchschnitt hinaus­
gehen, bleiben zulässig; andererseits werden Zeitungs-, Strom- und ~ahverkehrspreise

weitgehend aus dem Preisindex für die Lebenshaltung und damit aus dem Teuerungs­
ausgleich ausgeklammert. Außerdem sollen zusätzliche Staatseinnahmen in Zukunft durch
die Erhöhung direkter Steuern aufgebracht werden. -
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14. April

27. August,

29. August

1916

12. !':"ovember

1977

20,Januar

19. ~pril

5. September

6. September

1971

31. März

19'16

21. September

In ihrem "letter of intent" an den I\VF zum Antrag auf einen zwanzigmonatigen \Väh­
rungsb"eistand in Höhe von 450 Mio. SZR verpflichtet sich die italienische Regierung, in
den zwölf ylona~en bis März 1978 einen Leistungsbilanzüberschuß von 500 }.fIrd Lire und
im gesamten Jahr 1978 einen .Uberschuß von 1000 Mrd Lire zu erreichen. In den kom­
menden zwölf Monaten wie auch im Verlauf des Jahres 1978 soll die inländische Kredit­
expan?ion 30000 YIrd Lire nicht überschreiten. Das Haushaltsdefizit soll ·von 15000 Mrd
Lire 1976 auf 13.000 Mrd Lire 1971 verringert werden. Der Prozeß der Kontrolle öffent­
licher Ausgaben soll in den nächsten Jahren reformiert w·erden. Einstweilen gilt ein
Plafond fUr die Staatsausgaben 1977 in Höhe von 55350 Mrd Lire. Von 1978/79 an soll
neben dem Haushalt der Zentralregierung auch ein jährlicher Haushaltsplim für de~
gesamten .öffentlichen Sektor aufgestellt werden. Auch die Gemeinden sollen wieder
eigene Steuern erheben und ihre Tarife selbständig festsetzen können:

Darüber hinaus enthält der "letter of intent" auch die in den vergangenen sechs Monaten
vereinbarten !\1odifikationen der Lohnindexierung (vgl. 8. Oktober 1976, 26. Januar,
31. Januar und 6. April 1977) sowie die mit einer Mehn-i'ertsteuererhöhung finanzierte
"Fiskalisierung" eines Teils der Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber (vgl. 8. Fe­
bruar und 6. April 1977).

Das Kabinett verabschiedet einen Gesetzentwurf zur Aufhebung der Doppelbesteuerung
'von Dividenden.

Die Bank von Italien senkt ihren Diskontsatz von 13 % auf 1P/2 Ofo. Am 13. Juni 1977 wär
er bereits von 15 % auf 13 % gesenkt worden.

Japan

Die Regierung gibt ein kurzfristiges Konjunkturprogramm in.Höhe von 1000 Mrd Yen
bekannt, um bis zum Ende des Haushaltsjahres zum 31. März 1977 noch die geplante
\Vachstumsrate von 5,6 vH zu erreichen.

Es sieht iin wesentlichen die Beschleunigung der staatlichen Auftragsvergabe, die
Beschleunigung öffentlicher Investitionsprojekte im Nachrichten-, Verkehrs- und Elektri­
zitätsbereich, zusätzliche zinsgunstige \Vohnungsbaudarlehen und verstärkte Hilfe für
Klein- und Mittelbetriebe durch öffentliche Aufträge und Darlehen vor.

Die Regierung beschließt, die 1976 :verhängte Begrenzung der Stahlexporte in die EG auf
1,4 ivIioTonnen für 1977 unverändert beizubehalten.

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für 197~/78 vor, in dem eine Zunahme des BSP
real um 6,7 vH :und ein Verbraucherpreisanstieg von 7,7 vH unte:stellt wird. Der Staats­
verbrauch übertrifft die Ansätze des Vorjahres um 17,3 vH; die Ausgaben für öffentliche
Arbeiten sollen um 21,4 vH, die Ausgaben für Investitions- und Darlehensprogramme um
18,1 vH steigen.

Die Bank von Japan senkt den Diskontsatz von 6 % auf 5 %. Am .12. :\tIärz war er bereits
von 6'!2 % auf 6 % herabgesetzt worden.

Die Bank von Japan senkt den Diskontsatz von 5 °foauf 4'f~ %.

Die Regierung legt e:nen expansiven Maßnahmenkatalog vor. Im wesentlichen setzt er
sich aus einer Beschleunigung öffentlicher Ausgaben und aus verstärkter Förderung der
Investitionen kleiner und mittlerer lInternehmen sowie im Bereich des Kraftwerkbaus
zusammen.

Kanada

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für 197-;:/78 vor. Das Ausgabensoll übersteigt
die Vorjahresansätze insgesamt um 5,7 vH, wobei von einer Zunahme des BSP real um
4 vH und um nominal 11 vH ausgegangen 1drd. Das Defizit soll sich von 4,5 :\tIrd kana­
dischen Dollarßuf 5,7 Mrd Dollar vergrößern.

Niederlande

Die Regierung legt ihren. Haushaltsentwurf für 1977 vor. Darin werden eine Zunahme
des BSP real um 4,6 vH (gegenüber 3,5 vH 1976) und ein Anstieg der Verbraucherpreise
um 6,5 vH unterstellt. Das Ausgabensoll übersteigt die Ansätze des Vorjahres insgesamt
um 11 vH. Der Finanzieru!lgsbedarf soll mit rund 13 :YIrd hfl unverändert bleiben. Das
strukturelle Defizit ·wird für 1977 mit 9,1 Mrd hfl veranschlagt.
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1976

____D_a_t_um l
Ziel der "Wirtschaftspolitik bleibt es, die Investitionstätigkeit durch staatliche Zuschüsse I',

zu fordern und den Anstieg der Lohnkosten zu begrenzen, -um die Arbeitslosigkeit von
derzeit 230 000 bis 1980 auf rund 150000 Personen zu senken.

Ein Beschäftigungsprogramm in Höhe von 1,5 :vlrd skr tritt in Kraft. Es enthält unter
anderem erhöhte Fortbildungsunterstützung. fur unbeschäfiigte Arbeitskräfte, vorge­
zogene Aufträge des Staates und Zuschüsse für vorgezogene Ausgaben der Gemeinden
sowie ein Sonderprogramm für die Beschäftigung arbeitsloser Jugendlicher.

1. ?\'ovember

6. November

5. Dezember

8. Dezember

1977

17. Februar

25. März_

1977

7. Juni

8. Juni

1976

15. Dezember

1977

10. Januar'

1. Februar

8. März

4. April
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Die Regierung legt. einen Gesetzent,\~urf vor, der höhere Abschreibungen für Anlage­
investitionen und Schiffe rückwirkend vom 9. Juni 1976 an vorsieht, um einer Verzöge­
nmg der Investitionstätigkeit bis zum 1. April 1977, an ßem das neue Investitionshilfe­
gesetz in Kraft tritt, entgegenzuwirken.

Alle Arbeitnehmer erhalten in den beiden letzten Monaten des Jahres vom Staat einen
einmaligen, steuerpflichtigen Zuschufi in Höhe von 60 Gulden. -

Die Regierung friert vorübergehend die Preise auf dem Stand vom 2. Dezember ein. Nur
höhere Rohstoff- und Vorproduktkosten dürfen im Preis überwälzt werden. Diese Uber­
gangsregelung soll solange in Kraft bleiben, bis Einigung über die Preispolitik 197t
erzielt worden ist.

Die Regierung stellt 200 Mio hfl für öffentliche Arbeiten bereit.

Die Regierung legt einen Gesetzentwurf vor, !iemzufolge das jetzige System steuerlicher
Investitionsanreize durch Zuschüsse in Höhe von 7 vH bis 15 vH der Investitionskosten
ersetzt werden soll. -

Die Niederländische Bank oegrenzt die im Jahr 197t zulässige Expansion der Kredit­
verga.be an Private auf 12 vH, nachdem die Kreditexpansion 1976 die inländische
"Liquiditätsquote" (Relation zwischen :Vi 2 und S,ozialprodukt) in unerwünschtem Maße
erhöht hatte.

österreich

Als Teil eines Stabilisierungsprogramms zur Dämpfung des Preisauftriebs-und zur Ver­
minderung des Leistungsbilanzdefizits kündigt die Regierung für das Jahr 1978 die Kür­
zung der Staatsausgaben um 3 :VITd Schilling sowie der öffentlichen Investitionen ~m

10 vH an.

Der Diskontsatz wird von 4 "i. auf 5'12 "/0 erhöhr. Zuletzt war er am W. Juni 1976 von
5 0J0 auf 4 Ufo gesenkt worden.

Schweden

Die Regierung beschließt, die Subventionierung der Lagerhaltung in der Industrie bis
zum 30. Juni 1977 fortzusetzen. Allerdinos werden nur noch 8 vH und nicht menr wie
bisher 10 vH der halbjährlichen unfreiwilligen Lagerinvestitionen finanziert. Bedingung
bleibt. daß das Unternehmen seine Beschäftigtenzahl nicht verringert.

Die Regierung gibt ihren Haushaltsentwurf 1977,78 bekannt. Darin ~·ii.rd für 1977 eine i""

Zunahme- des BSP real um 1,7 vH und ein Verbraucherpreisanstieg um 6 bis 7 vH unter­
stellt. Das Ausgabensoll übersteigt die Haushaltsansätze des vergangenen Jahres um /.

113,4 vH. ,

I
Die Regierung verkündet weitere :vlaßnahmen zugunsten der Investitionstätigkeit und
der Beschäftigung. Die staatlichen Bürgschaften für die Finanzierung privater Investi­
tionen ",'erden ausgew·eitet. Die Lohnkosten von Arbeitskräften, die mit zusätzlichen
Reparatür- und "\Vartungsarbeiten beschäftigt werden, können zu 75 vH subventioniert
werden. .

Im Zusammenhang mit der Abwertung der Krone verkündet die Regierung folgende
Maßnahmen: (1) ein allgemeiner Preisstopp bis zum 1. Juni, an dem die ~1ehrW'ertsteuer

um drei Prozentpunkte erhöht wird; (2) eine fünfzehnprozentige Investitionsteuer auf
"nicht viesentliche" Bauvorhaben, die zwischen dem 15. Mai 1977 und dem 1. Juli 1978
begOIlnen werden; (3) die Kürzung öffentlicher Ausgaben durch die Verschiebung öffent­
licher \Vohnungsbauprojekte und durch Verring€rung der Kosten für Ausbildungs- und
Lagerhaltungssubventionen.
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4. ~lai

29. August

1917

14. Februar

26. August

1971

12. Juli

Ein :\"achtragshaushalt erhöht das Ausgabensoll im Haushaltsjahr 1977/78 von -125 Ylrd
skr auf 128,4 Mrd skI. Der Anstieg von Lohnkosten und Verbraucherpreisen wird für 1977
auf 10 vH geschätzt; das Leistungsbilanzdefizit dürfte sich von 10,5 Mrd skr auf 12,5 !.VIra
skr erhöhen.

Nach der Abwertung Ger Krone wird für die Zeit bis Ende Oktober ein Preisstopp ver­
hängt, der später von allgemeinen Preiskontrollen abgelöst werden soll.

Schweiz

Die Regierung legt einen neuen Finanzplan für die Jahre 1978-80 vor. in dem ein wieder
ausgeglichener Staatshaushalt für 1979 angestrebt wird. Voraussetzung des Planes ist,
daß der Einführung einer Meh:wertsteuer im ReferendUm am 12. Juni 1977 sowie zusätz­
lichen Ausgabenkürzungen in Höhe von 0,5 Mrd sfr 1978 und 0,6 Ylrd sfr 1979 im Parla­
ment zugestimmt v:ird. Die Regieru!lg beabsichtigt den Ausgabenanstieg auf 4.6 vH im
Jahre 1978, 3,9 vH im Jahre 1979 und 4,8 vH im Jahre 1980 zu beg:enzen (im gleichen I
Zeitraum wtra die Zunahme des nominalen BSP aJ,lf durchschnittlich 4 vH veranschlagt).

Die Regierung legt dem Parlament mehrere ::Vlaßnahmen vor, um das Defizit des' Bundes~-I
haushalts 1978 und rund I ;'vIrd sfr auf 1,16 ~1rd sfr zu vermindern. I

I
I

Spanien

Die Zentralbank gibt den \Vechsel~ursder Peseta frei.

1976

22. November -

1971

Vereinigte Staaten

Die Federal Reserve Bank von :';ew York senkt den Diskontsatz von 5'-~ 0'0 au: 5'/,0/0.

27. Januar

3. Februar

122. Februar

I

J

Dte neue Administration unterbreitet dem Kongreß ein zweijähriges Koujunkturprogramrr:
in Höhe von 31,2 ::Vlrd 8. Zur Hälfte soll es noch im Haushaltsjahr 1977 (bis September)
ausgabewirksam werden. Vorgesehen sind eine einmalige Steuerrückzahlung in Höhe
von 50 3 pro Familienmitglied und eine dauerhafte Erhöhung des Sieuerfreibetrages. Die
Unternehmen können zwischen einer Investitionszulage in Höhe von 2 vH (zusätzlich zu
der bereits gewährien in Höhe von 10 vH) und einer Zulage zu den Sozialversicherungs­
beiträgen in Höhe von 4 vH wählen.

Für zusätzliche Beschäftigung im öffentlichen Dienst. für öffentliche Arbeiten und für
Zuschüsse an Gemeinden sollen rund 9 Mrd g bereitgestellt werden.

Der Vorsitzende des Federal Reserve Board gibt vor dem Kongreß die neuesten Zielgiö­
ßen für die Zunahme der Geldmengen zwischen dem vierten Vierteljahr 1976 und dem
vierten Vierteljahr 1977 bekc.nnt. Danach sollen M 1 um 4'12 vB bis 6 vH (unverändert).
M 2 um 7 vH bis 10 vH (bisher 7-1/2 vH bis 10 vH) und M 3 um 8'f2 vH bis 111!2 vH (bisher
9 vH bis 111/2 vH) zunehmen.

Der Präsident legt in Ubereinstimmung mit dem Konjunkturprogramm vom 27. Januar
1917 die Revision des bisherigen Haushaltsentwurfes vor. Danach erhöhen· sich' die
geplanten Ausgaben auf 417,4 Mrd S im Haushalt 1976/17 (also 6,2 Mrd S mehr als
im ursprünglichen Entv>urf) und auf 459,4 Mrd S im Haushalt 1977/78 (19,4 :Nlrd 8 mehr
als im ursprünglichen Entwurf). Das veranschlagte Defizit beträgt jetzt 68 Mrd S im
laufenden Haushaltjahr (gegenüber 57,2 Mrd S ursprünglich) bzw. 57,7- Mrd S 1977/78
(gegenüber ursprünglich 47 Mrd SJ. Die neuen Haushaltsentwürfe gehen von einer
Zunahme des realen BSP um jeweils 5,4 vH in den Jahren 1977 und 1978 sowie von einem
Anstieg des Verbraucherpreisniveaus um 5.1 vH bzw. um 5,4 vH aus.

Gleichzeitig ",ird mit einem Rückgang der Arbeitslosigkeit (derzeit 71/2 vHj auf 7,1 vH
im Durchschniti dieses. Ja.hres und auf 6,3 vH im Durchschni~t des Jahtes 1978 gerej:h­
nel. Der gesamte Finanzierungsbedarf der Bundesregierung einschließlich von Parafisci
"'"ird im Haushaltsjahr 19·76/77 auf 73 Mrd 8 und 1971/7-8 auf 65,8 :Ylrd S geschätzt.
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24. Mai'
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Angesichts der Bescpjeunigung des konjUll..lcturellen Aufschwungs zieht der Präsident
seinen in dem Haushaltsent\'mrf enthaltenen - Vorschlag einer Steuerrückzahlung in
Höhe von 50 Dollar pro Familienmitglied sowie zusätzlicher Steuervergünstigungen für
Unternehmen zurück (vgI. 27. Januar). Dies \drd das planmäßige Defizit im laufenden
Haushaltsjahr (Oktober 1976-September 1971) um 13 bis 14 ~1rd 8 verringern.

Gesetzliche Steuererleichterungen treten in Kraft. Sie enthalten im wesentlichen eine
Erhöhung der Freibeträge, eine Verlängerung des vorühergehenden Abschlags von
der Einkommensteuer in Höhe von 358 bis Ende 1918 sowie eine vorübergehende Steuer­
senkung für Unternehmen.. die ihre Beschäftigtenzahl jährlich um mehr als 2 vH erhöhen.

Die Federal Reserve Bank von Kew York erhöht den Diskontsatz von 51/4 °10 auf 53h 0/0•

Der Lohnanstieg, der zu Beginn des Jahres 19't7 im
Vorjahresvergleicp. noch 30 vH betragen hatte, ging
im Laufe des Jahres auf weniger als 20 vH zurück,
im Jahresdurchschnitt betrug die Steigerung noch.
23 vH. Der Anstieg' der Lohnstückkosten in der In­
dustrie blieb deutlich "darunter. Denn die Kapazi­
tätsauslastung war höher als im Vorjahr, und dies
förderte den Produktivitätsanstiegj außerdem wur­
den die Arbeitgeber"von einem Teil der Sozialversi­
cherungsbeiträge entlastet. Im Durchschnitt des
Jahres übertrafen die Lohnstückkosten das Vorjah­
resniveau um rund 18 vH. Berücksichtigt man die
\Vechselkursänderungen der Lira, rechnet man also
gleichsam in ausländischer 'Währung, so betrug der
Anstieg der Lohnstückkosten 11 vH. Das Preisniveau
dürfte 1977 im Jahresdurchschnitt noch einmal
um 18 vH über dem Vorjahr liegen. Seit dem Früh-

Tab elLe 1

jahr zeichnet sich jedoch eine Beruhigung ab. In
der Zeit von Mai bis August ist das Verbraucher­
preisniveau nur mit einer Jahresrate von 10 vH ge­
stiegen.

Die Finanzpolitik stand ganz im Zeichen der Stabi­
lisierungsmaßnahmen, die in den vVintermonaten
unter dem Druck des Internationalen 'Währungs-

. fonds getroffen worden waren. Unter anderem wur­
den die Benzinsteuer, die Kraftfahrzeug,steuer sowie
zahlreiche öffentliche Tarife drastisch heraufgesetzt
und der Veranlagungstermin für die Einkommen­
steuer vorverlegt. So konnte 19't7 das gesamte Fi­
nanzierungsdefizit des öffentlichen Sektors von
13112 vH auf 9i /2 vH des Sozialprodukts ver­
mindert werden, obwohl die Ausgaben des Zentral­
haushalts abermals um mehr als 30 vH stiegen (Ta-_
belle 1).

Die Staatshaushalte 1) in den EG-Ländern

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Jahr

1973

1974

1975

1976
<- 1977 3)

1973

1974

1975

1976

1977 3)

Bundes- Groß-republik Belgien Däne- Frank- britan- Irland Italien Nieder-
Deutsch- mark reich lande
land 2) nien

Ausgaben

+11,9 +13,3 . -;-10,6 -;-11,0 +13,8 +22,5 +36,0 --:-18,2

+13,3 +15,5 ""'23,0 .14,9 --'-34,6 --'-27,6 ..L17,3 .16,3

+15,6 --'-25,2 +20,1 +26,7 -7-30,5 +35,5 +25,5 +23,0

5 +16 +111/2 +12 8 +17 +311/2 +16

+ 4112 +16 -;-11 +11 +13112 +19 +34 -:-Ü

Einnahmen

+14,4 +17,1 +16,8 +11,6- +13,2 -;-19,1 +12,4 +18,1

+ 6,8 -;-19,0 +10,0 +20,0 +24,0 +18,5 +21,5 8,1

1,6 +19,3 • 3,0 3,4 723,2 +21,9 ..L25,6 --:-13,0

+101f~ -i-13112 +18 +20 +18 +35 -'-32 +171/2

..L 91!~ +15 +10 -H31/2 +13 +20112 +461/2 +12

1) In der Abgrenzung der EG-Kommission; vorläufige Ist-Ergebnisse, ohne Kredite und Vorschüsse.
2) Bundeshaushalt.
3) Eigene Schäizung.

Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften
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34. Auch in Frankreich waren die Löhne bis 1976
in unvermindertem ,Tempo, "nämlich um mehr als
15 vH gestiegen. Mit dem Stabilisierungsprogramm
vom Herbst vorigen Jahres strebte die Regierung
an, im Verlauf des Jahres 1977 die Preis- und Lohn-.
steigerungen auf 61/2 vH zu" begrenzen. Nachdem
zu Jahresbeginn der dreimonatige Preisstopp aufge­
hoben und die Einzelhandelspreise sich an die
Mehrwertsteuersenkung vom 1. Januar 1977 ange­
.paßt hatten, beschleunigte sich der Preisauftrieb im
Frühjahr wieder. Auf einzelnen Nahrungsmittel­
märkten kam es zu einer neuen Teuerungswelle.
Die Regierung korrigierte daraufhin ihre Vorgabe
für den Preis-· und Lohnanstieg auf 81/2 vH. Die­
ses Ziel konn.te - wenn auch mit Hilfe neuer Preis­
kontrollen - annähernd erreicht werden, obgleich

. im Jahresdurchschnitt der Lohnanstieg noch 12 vH
und der Anstieg der Verbraucherpreise noch immer
91iz vH "betrugen. Zusätzliche st.euerliche 0 Anrei­
ze zur Erhöhung der Investitionen und der Beschäf-

-tigung sowie Entlastungen für die unteren Einkom­
mensgruppen vereitelten zwar den ursprunglieh ge­
planten Ausgleich des Staatshaushalts i das Defizit
verminderte siCh dennoch von 20 Mrd Franken auf
rund 16 Mrd Franken.

35. In Dänemark wurde die Lohnleitlinie der Re­
gierung von den Sozialpartnern bislang befolgt. Der
jährliche Lohnanstieg, .der 1975 noch 20 vH betra­
gen hatte, soll danach bis 1979 auf 6 vH begrenzt
bleiben. Die kurzfristige Beschleunigung des Preis­
auftriebs, die im Frühjahr der Aufhebung vorüber­
gehenderPreiskontrollen folgte, machte diese Vor­
gabe allerdings wieder. umstritten. Die" dänische
Krone mußte im April und im August um insgesamt
8 vH gegenüber der D-Mark und den \Vährungen
der Benelux-Länder abgewertet werden. Die Staats­
ausgaben wurden wie im Vorjahr um rund 11 vH
ausgeweitet.. Da die Steuereinnahmen wegep. des
abgeschWächten Produktionswachstums bei vleitem
nicht mehr so rasch zunahmen wie 1916, stieg das
Defizit der öffentlichen Haushalte wieder an.

36. Vergleichsweise niedrig blieben "die Lohnerhö­
hungen 1977 auch in den Niederlanden; sie übertra­
fen den Stand des Vorjahres "um 6 vH. In Belgien

. dürfte der Lohnanstieg im Jahresdurchschnitt noch
10 vH au~macheni dabei wird unterstellt, daß es in
der zweiten Jahreshälfte zu einer deutlichen Beru­
higung gekommen ist. Der Preisanstieg ging sowohl
in Belgien als auch in den Niederlanden" von 9 vH
auf 71/z vH zurück, obgleich indirekte Steuern
heraufgesetzt ·wurden. In beiden Ländern blieben
die öffentlichen Defizite unvermindert hoch. Dies
war nicht nur Reflex der konjmikturellen Entwick­
lung, sondern auch Ergebnis .vermehrter öffentli­
cher Investitionsausgaben und zusätzlicher Vermö­
gensübertragüngen zugunsten pr~":ater Investitio-

··nen. '.

In den Niederlanden haben sich die Aussichten für
einen zweijährigen Reallohnstopp, wie ihn die Re­
gierung von den Sozialpartnern verlangt, g~bessert,

nachdem die· politischen Parteien über eine Ge­
winnbeteiligung der Arbeitnehmer weitgehend Eini-

gung erzielen konnten. Nach diesem Modell sollen
zunächst 10 vH der "Ubergewinne" privater Groß­
unternehmen an einen zentralen, von den Gewerk­
schaften verwalteten Fonds abgeführt werden. Als
"lJbergewinn" wird jener Teil des Nettogewinns defi­
niert, der nach einer "normalen Eigenkapitalverzin­
sun!:]"" verbleibt, wobei diese Eigenkapitalrendite
den Kapitalmarktzins um zwei Prozentpunkte über­
steigen' soll: Der zentrale Vermögensfonds kann die
Mittel frei investieren. Die Gewinne aus -diesen In­
ves1itionen sollen zum größeren Teil der Renten­
versicherung, zu einem gewissen Teil aber auch
den Arbeitnehmern zufließen, in dereIl Betrieben
dje ,;Uberge"tvinne" erzielt wurden. Die endgültige.
Ausgestaltung steht "noch aus.

Zunehmender Protektionismus im internationalen
Handel

37. Es waren nicht nur globale Maßnahmen zur
Dämpfung des Nachfrageanstiegs und des Kosten:'
auftriebs, mit .denen die vVirtschaftspolitik in den
Industrieländern den Zahlungsbilanzproblemen ent­
gegenzuwirken versuchte. Auch die Neigung zu
Handelsbeschränkungen nahm zu. Diese Tendenz

-hatte bereits 1974 eingesetzt; zunächst aber schien
. es sich um eine vorübergehende Nothilfe zu han­
deln, zu der eine Reihe von Ländern unter dem
Druck der akuten Zahlungsbilanzprobleme nach der
Olpreiserhöhung und verstärkt noch unter dem
Druck des sich anschließenden Beschäftigungsein- .
bruchs Zuflucht genommen hatte. Allenthalben
wurde beteuert, die gegellseitige Abhängigkeit sei
zu eng, als daß einzelne Länd~r sich nationale Be­
schäftigungsvorteile ap:fKosten der Handelspartner
dauerhaft verschaffen könnt-en. Noch im Tiefpunkt
der Rezession, im Mai 1975,.-war ein entsprechendes
Bekenntnis von den Ländern der OECD abgelegt
worden. Doch dieser Konsens -geriet im Jahre 1977
erneut in Gefahr.

38. Das Aus~aß, das der Protektionismus in der
'Welt inzwischen erreicht hat, läßt sich quantitativ
nicht eindeutig bestimmen..Die Grenzen zwischen
indirekten Maßnahmen zur Dämpfung des Einfuhr­
anstiegs und direkten Einfuhrbeschränkungen sind
fließend. Auch hat die Angst 'vor Vergeltungsmaß-
nahmen der Handelspartner immer subtilere For';
men der J;>iskriminierung ausländischer Güter her­
vorgebracht. Beispiele dafür gab es in diesem Jahr
genug. Technische Normen. für einzelne vVaren
wurden so verändert, daß ausländischen Anhietern.
ein Nachteil entstehen mußte; Ursprungszeugnisse
wurden strenger kontrolliert; für ohnehin genehmi­
gungspflichtige Importe wurden weniger Genehmi­
gungen erteilt; und in sogenannten "Anti-Dumping­
Verfahren" wurde die Preiskalkulation ausländi­
scher Anbieter gerichtlich überprüft. Am meisten
ins Gewicht aber fiel die "konventionelle" Diskri­
minierung "durch einseitige mengen- oder wert­
mäßige Einfuhrbeschränkungen, durch bilaterale
"Selbstbeschränkungsabkommen" und durch die
Belastung einzelner Importe mit "Sonderabga­
ben".
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39. Es findet sich kein Land, das in den Jahren
der "LnteFbeschäftigung auf zusätzliche Handelsbe­
schränkungen gänzlich verzichtet hätte. Die mei­
sten protektionistischen Initiativen gingen von der
Europäisc}len Gemeinschaft und von den Vereinig­
ten Staaten aus. In der Mehrzahl der Fälle zielten
sie auf "Waren aus Japan und aus den südostasiati­
schen Ländern. Allerdings hat gerade Japan seine
eigene Industrie in der Vergangenheit mehr als an­
dere Länder vor ausländischer Konkurrenz abge­
schirmt und wesentliche Teile des Außenhandels
staatlich reglementiert. Bis heute ist hier die Ein­
fuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, von
Schuhen sowie von Lederviaren und Seideartikeln
erheplichen Beschränkungen unterworfen, von ver­
deckten Formen der Einfuhrbehinderung ganz abge­
sehen.

40. Zu zusätzlichen Handelsbeschränkungen kam es
in den Industrieländern vor allem zugunsten von

- Branchen, in denen die Sachkapazitäten wenig
anpassungs(ähig und unetusgelastete Kapazitäten
daher besonders kostspielig sind, 'wie der Stahl­
industrie und dem Schiffbau;

Branchen, in denen die Kachfrage seit 1975 zwar
besonders kräftig zugenommen hat, in denen das·
internationale Stabilitätsgefälle aber Zu erhebli­
chen Verschiebungen der \Veltmarktanteile ge-

. führt hat, wie bei den Herstellern \Zon langlebi­
gen Konsumgütern;

- Branchen, in denen die Industrieländer schon
seit längerer Zeit Marktanteile an die Entwick­
lungsländer verlieren, 'wie der Textil-,' der Be­

. kleidungs- und der Schuhindustrie.

41. In der Stahlindustrie h~t sich unter. dein Druck
der unausgelasteten Kapazitäten der internationale
v'Vettbewerb in den letzten Jahren spürbar ver­
schärft, 'Vor allem· japanische Anbieter versuchten
auf der Basis ihrer Kostenvorteile, aber ungeachtet
der auch bei ihnen stark komprimierten Gewinn­
spannen, mit niedrigeren Preisen zusätzliche Y'farkt­
anteile zu gewinnen, wohingegen die amerikani­
schen Unternehmen mit dem Preis auch ihre Ge­
winnspannen zu verbessern trachteten. Bereits im
Frühjahr 1976 hatte die amerikanische Regierung
schwere.Eingriffe vorgenommen, denen zufolge die

.Einfuhr von Spezialstahl im Jahre 1977 um 14 vH
niedriger als 1976 bleiben mußte. Mit Japan wurde
dies noch in einem "Selbstbeschränkungsabkom­
men " bilateral vereinbart; die Anbieter der Europä­
ischen Gemeinschaft, Schw'edens und Kanadas wur­
den vor vollendete Tatsachen gestellt. Die Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften verabredete
mit der japanischen Regierung informell eine Be­
grenzung der japanischen Stahlausfuhr in die Ge­
meinschaft auf das Niveau des Jahres 1976. In Ein­
zelfällen wurden japanische Stahlerzeugnisse dar­
über hinaus mit Sonderzöllen belastet, so etwa in
Großbritannien. Besonderes Aufsehen' erregte der
Fall japanischer Kugellager. Mit der Begründung,
die Preise seien in Japan nicht kostendeckend, ver­
hängtedie EG einen 15prozentigen Sonderzoll, der
allerdings nach der Zusage der japanischen Anbie-
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ter, die Preise entsprechend zu 'erhöhen, fürs erste
wieder ausgesetzt ist.

42. Auch die japanischen Automobilhersteller, de­
'ren Yiarktanteile 1976 beträchtlich gestiegen waren,
stießen im Ausland immer öfter auf dirigistische
Barrieren. Drastische Maßnahmen ergriff Australi­
en, ein überaus wichtiger Exportmarkt der japa-
nischen Industrie. Nachdem 1976 di.e Einfuhr von
Personen- und Lastkraftwagen mit hohen Sonderab­
gaben belastet worden "war, wurde im zweiten
Halbjahr 1977 schließlich die Stückzahl limitiert.
Großbritannien und Frankreich dr~ngten die japa­
nischen Anbieter zu .einem "freiwilligen Verzicht"
auf weitere Steigerung der .Marktanteile.' So
braucht es nicht zu verwundern, daß die Investitio:
nen der japanischen Automobilindustrie bei weitem
nicht in einem ;\rlaße zunahmen, wie' es die aktuelle
Beschättigungs- und Gewinnlage nach den Erfah­
rungen der Vergangenheit hätte erwarten lassen.

Lnsicherheiten im Export sah sich nicht nur die ja­
panische Automobilindustrie ausgesetzt. Unter der
amtlichen Bezeichnung "Luxussteuer" wurden im­
portierte Personenkraftwagen in Spanien und in Por­
tugal mit hoh~n Sonderabgaben belastet; auch in
Osterreich·ist eine solche Maßnahme für 1978 vor­
gesehen.

Kicht viel anders erging es den japanischen Her­
stellern von elektrotechnischen Gebrauchsgütern.
Einem "Selbstbeschränkungsabkommen" von 1976
zufolge durfte die Ausfuhr von Farbfernsehgeräten
in die Vereinigten Staaten eine bestimmte Zu­
wachsrate nicht übersteigen. Darüber hinaus wur­
den 1977 bestimmte Artikel mit einer 25­
prozentigen .sonderabgabe belastet, nachdem ein
amerikanisches Gericht aufgrund der Klage eines
amerikanischen Herstellers die Rückerstattung der
japanischen lJmsatzsteuer an die dortigen Expor­
teure als ,,\Nettbewerb.sverzerrung" klassifiziert
hatte..Noch härter ging Australien vor, als es ein­
seitig die Einfuhr japanischer' Kühlschränke der
Menge nach limitierte.

43. In keinem Bereich ist der internationale Han­
del so stark und so willkürlich reglementiert wie
bei Textilien und Bekleidung. Im Jahre 1974 war
durch das sogenannte Multifaserabkommen die in­
ternationale "Marktordnung" sogar auf syntheti­
sche Erzeugnisse ausgedehnt worden. Dennoch
konnten die Entwicklungsländer in den letzten Jah­
ren Marktanteile hinzugewinnen, denn gerade für
ihre Ausfuhr gab es auch Erleichterungen. So wur­
den im Rahmen des Multifaserabkommens zahlrei­
che einseitige nationale Handelsbeschr?-nkungen
abgebaut oder gel'ockert; in mehreren Fällen bedeu­
tete die Zusicherung, eine jährliche Zuwachsrate
von mindestens' 6 vH zuzulassen, eine Verbesse­
rung. Uberdies wurden in der Europäischen Ge­
meinschaft die tarifären Begünstigungen der Ein­
fuhr aus Ennvicklungsländern ausgeweitet und die
nationalen Importplafonds gleichmäßiger verteilt.
Doch als' 1975 und 1976 vor allem die südostasiati­
schen Länder tatsächlich spürbare Exporterfolge er-

'zielten, nahmen die Industrieländer dies nieht hin.
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.Eine'Serie' neuer Abwehrmaßnahmen war die Folge.
Die Fronten zwischen den Industrieländern und den
Entwicklungsländern haben sich verhärtet. Einige
Entwicklungsländer bestehen darauf. daß die Ab­
nehmerländer die Textileinfuhr weiter liberalisie­
ren. Es ist fraglich geworden, ob daS in diesem Jahr
auslaufende Abkommen erneuert 'wird. Die neuen
bilateralen' Abkommen, die gegenwärtig z\,,-isc!J.en
der .Europäischen Gemeinschaft und den LieJerlän­
dern "ausgehandelt" werden, sollen zwar dem in­
ternationalen Mindestanspruch einer . jährlichen
Einfuhrsteigerung um 6 vB genügen; in der Regel

- aber sehen sie niedrigere Zuwachsraten, als in der
Vergangenheit und bei einigen "hochsensiblen"
\Varen überhaupt keinen Zuwachs mehr vor. '

Schon 1975 und 1"976 hatte die Europäische Gemein­
schaft zahlreiche eInseitige Maßnahmen gegen lie­
ferungen aus Korea, Spanien und B"rasilien ergrif­
fen. Im zweiten Halbjahr 1977 wurde die Einfuhr
verschiedenec Textilerzeugnisse aus Hongkong,
Taiwan und Korea abermals mengenmäßig begrenzt
mit der Begründung, andere Entwicklungsländer
sollten stäi-ker zum Zuge kommen. Frankreich,des-

" sen Einfuhr von Textilerzeugnissen 1976 besonders
kräftig,gestiegen war, verschärfte in diesem Jahr
die Vorschriften für die Ursprungszeugnisse, um
die Umgehung, von Handelsbeschränkungen zu er­
schweren.

'. Es war allerdings nicht nur die Europäische Ge­
meinschaft, die eine kräftige Ausweitung des 'inter­
nationalen Handels im Textilbereich behinderte.

, Die "Selbstbeschränkungsabkommen" , die die Ver­
einigten Staaten mit Hongkong, Taiwan und Korea

.abschlossen, schreiben für die nächsten Jahre eine
langsamere Steigerung der Einfuhr als in der Ver­
gangenheit' vor. Australien begrenzte die Einfuhr
von Schuhen und erhob auf zahlreiche Textil- und
Bekleidungsartikel zusätzliche Sonderzö.lle. Kanada
limitIerte die Einfuhr von Stickwaren und anderen
Bekleidungsartikeln, und auch Japan dehnte die
staatliche Kontrolle der Einfuhr von Seidenwaren
aus.

44. r-':immt· man alle Handelsbeschränkungen zu­
sammen, so legten die ungelösten Beschäftigungs­
probleme in" diesem Jahr eine erschreckende Kei­
gung offen, aus kurzfristigen Motiven die' Fortent­
wicklung der internationalen Arbeitsteilung und
damit die' Veroesserung, des allgemeinen 'Wohl-,
stands zu behindern. Der Umfang des \Varenver­
kehrs, der in jüngster Zeit zusätzlichen Handelsbe­
schränkungel} unterworfen worden ist, erscheint
nicht sehr groß. Man darf die Behinderung jedoch
nicnt an der tatsächlichen Einfuhr messen; denn es_
ist die anq.ernfalls mögliche Entwicklung 9.er Ein­
fuhr, die verhindert wird. Die um sich greifende po­
litische Bereitschaft zur "Ordnung" der Märkte, zur
"Organisierung" des HaI1~dels läßt neue Fehlent­
wicklungen befürchten, deren Bedeut~ng für die
weltwirtschaftliche EntWicklung ·hoch veranschlagt
werden muß.

Strukturwandel inder \Velt, insbesondere die An­
passung an die sich verändernden Produktionsbe­
dingungen in den Entwicklungsländern, v{ird zu

den Antriebskräften - des' weltwirtschaftlichen
vVachstumsprozesses gehören müsseri: Die Entwick­
lungsländer haben in diesem Jahr ein weiteres Mal
erlebt, wie schnell die Industrieländer mit dirigisti­
schen Abwehrmaßnahmen bei der Hand sin"d, wenn
sie vomStrukturwandel kurzfristige Einkommens­
und Beschäftigungsnachteile erwarten.

Für das weltweite wirtschaftliche 'Wachstum' und
gerade auch für die Beteiligung der Entwicklungs­
länder, an diesem vVachstum wäre es fatal, wenn
sich mehr und mehr protektionistische Allianzen
bildeten, die nur vordergründig den Zielen der Be­
teiligten dienen. Bei den RohstoffexpQrten hat man
den.Entwicklungsländern gewisse Hilfen zur Stabi­
lisierung der Exporterlöse zugestanden; über ,veite­
re wird verhandelt. Die auf eine "Neue \Veltwirt­
schaftsordnung" gerichteten Forderungen aber ge­
hen weit darüber hinaus und müssen auch den Ent­
wicklungsländern schließlich zum Nachteil gerei­
chen. Die Industrieländer werden Zugeständnisse
bei der \veiteren Reglementierung von. Rohstoff­
märkten zum Anlaß nehmen, zugleich die eigenen
:Ylärkte verstärkt abzuschirmen. vVir halten nicht
für wahrscheinlich, daß e~n .,geordneter" Rückzug
der Industrieländer aus den Märkten, auf denen die
\Vettbewerbsfähigkeit d'er Entwicklungsländer
rasch zunimmt, großes Tempo haben wird. Die
Chance der. Entwicklungsländer, außer Rohstoffen
vermehrt auch andere Produkte zu verkaufen, liegt
in der AilOnymität des Anpassungszwangs auf mög­
lichst unreglementierten Märkten, kurz: ihre Chan­
ce ist der Freihandel. Sie soUt€m den Irrdustrielän­
dern deshalb nicht zu' viele Vorwände liefern, ih­
rerseits noch mehr auf Protektionismus umzuschal­
ten und damit ihren Rückzug' zu verlangsamen. Um­
gekehrt gilt, daß auch die Industrieländer nicht mit
zunehmendem Protektionismus den Entwicklungs­
ländern Anlaß geben sollten, forciert 'auf Marktord­
nungen für ihre Rohstoffe zu drängen.

IV. Größere tConvergenz der Wirtschaftspolitik
in Europa

45. Das Stabilitätsgefälle in der Europäischen Ge­
;meinschaft ist immer noch groß. Daß der Preisauf-­
trieb das Jahr über nachließ,' sagtangesithts der
verhaltenen Nachfrageentwicklung wenig über
dauerhafte Stabilisierungserfolge. Allerdings
scheint die Dämpfung des Kostenauftriebs nicht nur
kurzfristig bestimmt gewesen. zu sein. In einigen
~ändern wurde eine Mäßigung der Lohnsteigerun­
gen für mehrere Jahre verabredet. Trotz der,enttäu­
schenden Beschäftigungsentwicklung ging die sta­
bilitätspolitische Orientierung in dei Europäischen
Gemeinschaft noch nicht verloren.• Es besteht die
Aussicht, daß der Anstieg des Preisniveaus im Ver- ,
lauf des kommenden Jahres erstmals seit 1972 wie­
der in allen Mitgliedsländern unter 10 vH bleiben
wird.

46: Die Leistungsbilanzdefizite habe sich verm~n­

dert; Die Ausfuhr Frankreichs, Italiens und Groß­
britanniens stieg stärker als die Ausfuhr anderer
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Länder. Gewiß ging die Besserung noch nicht so
weit, daß eine erneute Beschleunigung der Nachfra­
geexpansion das außenwirtschaftliche Gleichge­
wicht in diesen Ländern nicht wieder stärker ge­
fährden müßte. Immerhin: die kräftigen 'Wechsel­
kursänderungen des Jahres 1916 haben für den vor­
angegangenen Verlust 'an internationaler vVeltbe­
werbsfähigkeit dieser Länder einen gewissen Aus­
gleich geschaffen. Daß sich die vVechselkursbewe­
gungen im Jahr 1911 in sehr viel engeren Grenzen
hielten, mag man als Anzeichen einer Konsolidie­
rung nehmen.

Die europäische \Vährungsschlange war allerdings
neuen Spannungen ausgesetzt. Das Stabilitätsgefälle
zwischen der Bundesrepublik, Belgien und den Nie­
derlanden 'auf der einen Seite und den skandinavi­
schen Ländern auf der anderen Seite hatte zuge­
nommen. Vor allem die außenwirtschaftliche Situa­
tion Schwedens hatte sich erheblich verdüstert. Im
April vmrden die amtlichen vVechselkurse aller
skandinavischen Länder korrigiert, im' August wur­
den die norwegische Krone und die dänische Krone
abermals abgewertet, Schweden schied aus dem
\Vährungsverbund a.us. Der europäische "Stabili­
tätsblock" ist also weiter geschrumpft; die im Ver­
bund gebliebenen Länder haben indessen Stabilisie­
rungsforfschritte zu verzei<:hnen.

47. Ob die Stabilisierung lediglich Reflex der kon­
junkturellen Stagnation ist oder ob sich darüber
hinaus die Chancen für einen dauerhaften Abbau
der Ungleichge'wichtein ,der Europäischen Gemein­
schaft verbessert haben, läßt sich am Ende des Jah­
res 1911 nicht mit Bestimmtheit sagen. Denn es
hängt nicht zuletzt davon ab, ob sich in der vVirt­
schaftspolitik der Mitgliedsländer größere, Stetig­
keit durchsetzen wird. Anzeichen dafür waren 1911
zu erkennen. Denn trotz der Enttäuschung über die
steigende Arbeitslosigkeit ...'turde auf kräftige staat­
liche Kachfrageimpulse wie 1915 verzichtet, und
auch eine beschleunigte Vermehrung des Geldan­
gebots schien-nicht in Frage zu kommen. In Belgien,
in den Niederlanden und in Dänemark nahmen
die öffentlichen Defizite zwar zu;' dies war aber nur
zu einem Teil die, Folge zusätzlicher expansiver
Maßnahmen. In den größeren Ländern der Gemein­
schaft, namentlich in der Bundesrepublik, in Groß­
britannien und in Italien konnten die öffentlichen
Defizite deutlich vermindert werden. Insoweit
brachte das Jahr 1911 in der 'vVirtschaftspolitik ­
nach den zunehmenden Divergenzen in den J 9-hren
1913 bis 1915 - wieder eine ~Annäherung zwischen
den Ländern der Gemeinschaft.

Die Maßnahmen und Sonderprogramme, die die ein­
zelnen Regierungen 1911 beschlossen haben, ähneln
sich. Zu den Maßnahmen, die mehreren Ländern ge­
meinsam sind, zählen:

- Eine Ausweitung oder Verlängerung der Ab­
schreibungserleichterurigen für private Investi­
tionen sowie eine steuerliche Begünstigung von

'Eigenkapifalbildung (Frankreich, Belgien,'Nie­
derlande, Bundesrepublik) ,
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- partielle Anpassungen der Einkommensteuer an
den Preisauftrieb (Frankreich, Großbritannien,
Belgien, Niederlande, Bundesrepublik),

- die Erhöhung von Verbrauchsteuerri und von öf­
fentlichen -Tarifen (Frankreich, Italien, Großbri­
tannien, Belgien, Bundesrepublik) ,

- eine Erhöhung der Mehrwertsteuer (Niederlan­
de, Dänemark, Italien, Bundesrepublik),

-, Anreize für zusätzliche Beschäftigung in priva­
ten Unternehmen durch eine befristete Subven­
tioniemng der I.,ohnkosten (Frankreich, Belgien,

.Niederlande, Großbritannien),

- spezielle Maßnahmen gegen die Jugendarbeits­
losigkeit und zur Vergrößerung des Angebots
von Ausbildungsplätzen (Frankreich, Belgien,
Italien, Großbritannien, Bundesrepublik),

- eine zeitweilige Option für ältere Arbeitnehmer,
vorzeitig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden,·
ohne daß sie nach Erreichen der regulären Al­
tersgrenze an Leistungsanspruch verlieren
(Frankreich, GmßbritanniEm).

In den letzten Monaten mehrten sich die Anzeichen
einer expansiveren Ausrichtung der Finanzpolitik
für das Jahr 1918. Dies gilt zuallererst für die Bun­
desrepublikj aber auch in Frankfeichvmrde ein :Bro- .
gramm in Höhe von rund 5 Mrd Franken beschlos­
sen, demzufolge zusätzliche Kredite zur Finanzie­
rung öffentlicher und privater Investitionen bereit­
gestellt werden und kinderreiche Familien eine fi­
nanzielle Hilfe erhalten. In den meisten Ländern
zielen die finanzpolitischen Maßnahmen auf eine
verstärkte Förderung der Investitionen. pa deutli­
che Anzeichen für ein,e nachhaltige Belebung der
Investitionstätigkeit bislang aber kaum zu erken­
nen .sind, ist ungewiß, welche Anstoßwirkungen
von der Finanzpolitik im kommenden Jahr tatsäch­
lich ausgehen werden.

48. Auf dem Konto der innergemeinschaftlichen
Konvergenz muß allerdings auch eine wirtschafts­
politische Annäherung ganz anderer' Art verbucht ~
werden: Die direkten Eingriffe des Staate.s nehmen
zu. Die mehr oder weniger offenen Handelsbe­
schränkungen stehen nicht allein. Für die Einspa­
rung von Energie werden administrative ,Regelun­
gen gesucht. In die Investitions- und Beschäfti­
gungspläne namentlich der Stahlindustrie und des

,Schiffbaus greift der Staat immer mehr ein. Mehr
noch, unter dem Eindruck der außenwirtschaftli- ­
chen Ungleichgewichte des vorigen Jahres hat man
allenthalben zu direkten Preis-, Lohn- und Efnkom­
menskontrollen Zuflucht genommen. Faktisch war
in der Europäischen Gemeinschaft - mit der' einzi­
gen Ausnahme der Bundesrepublik - die Tarif­
autonomie ausgesetzt.

Anhaltende Expansion des Gemeinschaftshaushalts

49. Die kräftige Ausweitung des Haushalt!> der
Europäischen Gemeinschaften' setzte sich im J ahI
1911 fort. Die Ausgaben, die '1915' und 1916 um ins­
gesamt 3,25 Mtd RE erhöht worden waren, stiegen
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abermals um mehr als 1,1 Mrd RE auf 9,6 Mrd RE.
Verpflichtungsermächtigungen, die zukünftige Haus­
halte mit 100 Mio RE belasten, kamen hinzu;
diese betrafen 'den Sozialfonds sowie die struktur­
politischen Programme im Rahmen des Agrarfonds.
Ein Teil der gemeinschaftlichen Entwicklungshilfe
wurde in den separaten Europäischen Entwick­
lungshilfefonds verlagert.

50. Nach wie vor beansprucht der Agrarfonds die
meisten Mittel der Gemeinschaft, nämlich 1,26 evIrd
RE und damit rund 15 vH des Gesamthaushalts. Die
Aufwendungen für die Agrarmarktordnung, die im
vorigen Jahr um rund 1,7 Mrd RE gestiegen waren,
nahmen 1917 erneut um 1,2 Mrd RE zu. Allerdings
hat sich die Belastung durch den Grenzausgleich
vermindert, weil sich die vVechselkurse stabilisier­
ten und in 'der Anpassung der "grünen Paritäten",
die im Vorjahr den Kontakt zu den tats~chlichen

vVechselkursen gänzlich verloren hätten, einige
Fortschritte erzielt werden konnten. Seit den Unru­
hen am Devisenmarkt fm Herbst 1916 wurden für
den Agrarmarkt das irische Pfund um rund 20 vH,
die Lira um 61/2 vH, der französischen Franken um
21/2 vH und das britische Pfund um 3 vH abgewer­
tet, die D~Mark um 2 vH aufgewertet. Außerdem
wurde der Grenzausgleich für Großbritannien li­
mitiert. Schließlich fiel die Erhöhung der Agrarprei­
se für das Landwirtschaftsjahr 1971118, in Europäi­
scher Rechnungseinheit ausgedrückt, mit 3,9 vH
deutlich niedriger aus als in den Jahren zuvor.

51. Der Haushaltsentwurf für 1978 sieht eine ähn­
. liche Ausgabensteigerung vor wie in diesem Jahr.

Uberdurchschnittlich sollen vor allem die Sozial­
ausgaben zunehmen. Auch Reformen der Haus­
haUsordnung ste~'len bevor. Es ist geplant, den
Haushalt auf einE:. neue Europäische Rechnungsein­
heit umzustellen, die an die tatsächlichen 'Wechsel­
kurse der beteiligten 'Währungen und nicht mehr ­
wie bisher - an deren Paritäten aus der Zeit fester
\Vechselkurse gekoppelt ist. Danach würde sich
trotz einer geplanten Ausgabensteigerung um 18

'vH der Finanzierungsbeitrag der Bundesrepublik
zum Gemeinschaftshaushalt 1918 um' rund 10 :NUo
DM auf ru:p.d 9 Mrd DM vermindern, Doch ist noch
ungewiß, wann die Umstellung der Rechnungsein­
heit tatsäc:p.lich in Kraft treten wird. Auch über die
direkte Beteiligung am Mehrwertsteueraufkommen,
die bereits für 1975 'vorgesehen war, konnte sich
der MinisteHat nunmehr verständigen. Eine einheit­
liche Bemessungsgrundlage wurde festg~legt; die
erforderliche Anpassung des nationalen Steuer­
rechts steht aber noch aus.

52. Die Gemeinschaft versucht, neue Aufgaben an­
zugehen - auch solche, die ·Investitionen erfor­
dern. Darfrber entbrannte die Diskussion -liber zu­
sätzliche Finanzierungsquellen der Gemeinschaft
aufs neue. Gefordert wird .die Begebung eigener
Anleihen durch die EG-Kommission, um die Abhän­
gigkeit von den na~ionalen Haushalten zu verrin­
gern. Dies stieß wegen der Gefahr "unkontrollier­
ter" Ausgabensteigerungen auf vViderstand. Kon­
kurrterende Vorschläge zielen auf eine Aufstok­
kung des Kapitals der Europäischen Investitions­
bank. Einigung konnte hierüber bislang nicht er­
zielt werden..

TEIL B

Die Binnenkonjunktur 1977

I. Überblick

53. In der Bundesrepublik ist der Aufschwung 1917
ins Stocken geraten. Obwohl der Finanzierungs­
spielraum für eine ebenso kräftige Ausgabensteige­
gerung wie im Vorjahr- ausgerei,cht hätte, nahm die
Nachfrage nur wenig zu. Besonders die Entwick­
lung der Binnennachfrage enttäuschte. vVährend die
Verbraucher durchaus mehr auszugeben bereit wa­
ren, blieben die Unternehmen zurückhaltender als
in früheren Zyklen. Darilit fehlte es an den Auf­
triebskräften, die sonst über mehr Investitionen,
mehr Beschäftigung 'und mehr Einkommen den Auf­
schwung verstärkt und schließlich ganz getragen
hatten. Hinzu käm, daß angesichts der abgeschwäch­
ten Expansion in wichtigen Partnerländern auch die
Exporte weit schwächer als im Vorjahr stiegen. So
blieb, der Zuwachs· der gesamtvrirtschaftlichen Pro­
dulüion mit 21/2 vH geringer, als für eine Erhöhung
des Beschäftigungsstandes notwendig gewesen wäre.
Die Anzahl der Arbeitsiosen unterschritt auch im
Jahresdurchschnitt 1917 nicht die Millionengrenze.

Die Preissteigerungen ließen weiter· nach; auf der
\lel"braucherstuf;~ ging der Geldwertscb.wund auf
knapp 4 vH zurück.

54. Eine befriedigende Annäherung an die gesamt­
wirtschaftlichen Ziele, insbesondere an ,einen hohen
Beschäftigungsstand, hatte die Ausgangslage für
1977 zwar nicht erwarten lassen, doch wenigstens
Schritte auf diese hin. Gewiß, die konjunkturelle Er­
holung, die 1976 zu verzeichnen gewesen wa,r, hatte
zum Teil noch auf den Nachwirkungen der finanz­
politis·chen Expansionsmaßnahmen und auf der kräf­
tigen Belebung der Auslandsnachlrage beruht; zu­
gleich hatten sich aber auch die Bedingungen für
eine Festigung der privaten Nachfrage- im Inland

. und für ein inflationsfreies vVachstum verbessert.
Steigende Kapazitätsauslastung und zurückhaltende
Lohnpolitik haEen die Produktivität und die Real­
löhne '\rieder näher zueinander gebracht und eine
deutliche Zunanme der Unternehmenserträge bei
weiter rückläufigen Preissteigerungen erlaubt: Mit
dem Umfang rentabler Produktion war zugleich der
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Anreiz größer .geworden, wieder mehr zu investie­
ren. Dieser ,,,,,ude durch den Zinsrückgang noch
verstärkt, der mit darauf zurückzuführen war; daß
der Staat die Kreditmärkte weniger beanspruchte
und daß von dem vorhandenen Geld weniger tür
die Finanzierung von Preissteigerungen benötigt
wurde. Gaben die Investoren ihre Zurückhaltung
auf, war für steigende Kachfrage nicht nur bei den
Investitionsgüterherstellern, sondern auch in der
Breite der 'Wirtschaft gesorgt.

55. \Vie rasch ,und nachhaltig die Ausgabeneignung
1977 zunehmen würde, war allerdings ungewiß ge.­
blieben. Im Export drohten zudem neue Risiken;
denn ungelöste Stabilisierungsprobleme hatten
mehrere ::'-Jachbarländer zu Restriktionsmaßnahmen
gezwungen, und die Neigung zu Handelsbeschrän­
kungen hatte allgemein zugerlOmmen.

Immerhin, die Nachfrage der inländischen Investo­
ren und Konsumenten hatte nach der ausgepräg­
ten Sommerpause in den Herbstmonaten 1916 spür-.
bar angezogen. Blieb die Geldpolitik bei ihrem Kurs
und wahrte die Lohnpolitik die 1916 gefundene
Linie, so schien für das Jahr 1971 selbst bei Vermin­
derung der konjunkturstützenden Impulse der Fi­
nanzpolitik ein Zuwachs von Nachfrage und Pro­
duktion erwartbar, der wenigstens .einen weiteren
Schritt beim Abbau der Arbeitslosigkeit erlaubte.
Al,lch dann blieb indes zu befürchten, daß auf mitt­
lere Sicht nicht alle Arbeitsuchenden einen Arbeits­
platz finden würden. Um dem vorzubeugen, ohne
die erreichten St~bili~ie:rungserfolge aufs Spiel zu
setzen, war vor allem eine Verbesserung der wachs­
tumspolitischen Rahmenbedingungen geboten.

56. An Finanzierung'smitteln fehlte es auch 1977
nicht. Schon in den Jahren 1915 und 1916 hatte die
Bundesbank Raum für einen kräftigen Aufschwung
gesch.affen, indem sie sich bei der Ausweitung der
Zentralbankgeldmenge an den Produktionsmöglich­
keiten und nicht an der aktuellen Nachfrage orien­
tierte; ja, die Bundesbank hatte es, zumal die Sta­
bilisierung des Kosten- und Preisniveaus Fortschritte
machte, in beiden Jahren. sogar hingenommen, daß
die tatsächliche Geldmengenexpansion noch etwaS
über die angestrebte hinausging. Die dabei entstan­
denen, Finanzierungsreserven wurden eher vor­
sichtig in Abzug gebracht, als im Dezember 1916 die
Zielmarke für die monetäre Expansion im Jahres­
durchschnitt 1911 wie im Vorjahr auf 8 vH fest­
gesetzt wurde. Bei dieser Zunahme der Zentralbank­
geldmenge wäre 1911 ein Ausgabenanstieg von
mehr als 10 vH finanzierbar gewesen. Bei der ge­
gebenen Preisentwicklung hätte dies ohne Schvv-ie­
rigkeiten einen Zuwachs der gesamtwirtschaftIichen
Produktion um 6 vH ermöglicht.

57. Die Finanzpolitik war 1911 darauf angelegt, die
Konsolidierung fortzusetzen, die bereits 1916 schnel­
ler als erwartet vorangekommen war. Kicht direkte
Stützung der Nachfrage, sondern Förderung der wirt­
schaftlichen Selbstverstärkungskräfte durch Entla­
stung des Kapitalmarkts stand also im Yordergrund.
Zwar wurden Maßnahmen zum Abbau des struktu-
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rellen Defizits der Rentenversicherung im v.'esent­
lichen auf 1978 vertagt; im Bereich von Bund, Län­
dern und Gemeinden wurde die Konsolidierung je­
doch vorangetrieben. \Vährend die Steuereinnahmen
reichlicher, flossen, als selbst unter der Annahme
einer günstigeren Konjunkturentwicklung vor Jah­
resbeginn vorausgeschätzt worden war, folgte der
Ausgabenanstieg den gekürzten Ansätzen der mit­
telfristigen Finanzpläne, zum Teil blieb er sogar
dahinter zurück, vor allem bei den Gemeinden. Am
stärksten wirkte sich die Ausgabenzurückhaltung
auf die öffentlichen Investitionen aus. Um zu ver­
hindern; daß deren Anteil an den Gesamtausgaben
weiter sinkt, wurde im Frühjahr ein mehrjähriges
InvestitionspJ;"ogramm verabschiedet, aus dem 1977
noc.l]. Aufträge von reichlich 3 Mrd DM vergeben
werden sollen. Im laufenden Jahr ,dürfte davon aller­
dings nicht mehr viel produktionswirksam werden.
Die ursprüngliche Absicht,die Mehrwertsteuer so
stark zu erhöhen, daß die staatlichen Defizite trotz
der angekündigten Verbesserungen des verfügbaren

,Einkommens der privaten Haushalte und der steuer­
lichen Entlastung der C"nternehmen weiter vermin­
dert worden wären, wurde zudem im Verlauf des
Jahres aufgegeben. Die im Juli 1917 verabschiede­
ten Leistungs- und Steuerrechtsänderungen, die in
der :YIehrzahl Anfang 1978 in Kraft treten, bringen
dem Staat nun in der Summe statt Mehreinnahmen
sogar geringe Einnahmeausfälle.

Unter dem Eindruck der stockenden Konjunktur
und der daraus erwachsenden Gefahr, daß ent­
täuschte Erwartungen bei Unternehmen wie privaten
Haushalten neue Zurückhaltung hervorriefen, be-_,
schloß die Bundesregierung dann im September eine
.Ä.nderung des bisherigen Kurses. Bei Inkaufnahme
wieder - sehr viel höherer Defizite soll die öffent­
liche Nachfrage verstärkt ausgeweitet und die pri­
vate durch weitere Steuerentlastung gestützt wer­
den. Mit Abschreibungserleichterungen, die den
Staat mehr als bisher am unternehmerischen Inve­
stitionsrisiko beteiligen, sollen auch auf der Ange­
botsseite die Voraussetzungen für das künftige
vVachstum verbessert we-rden.:

58. Denn wie das Jahr über mehr und mehr deut­
lich v{tirde, war der weitere Zinsrückgang für die
meisten Unternehmen kein hinreichender Grund,
ihre Ausgaben im erwarteten Umfang zu steigern.
Bereits kurz nach der Jahreswende war sichtbar
gewo'rden, daß die Nachfrage nach Investitions­
gütern nicht hielt, was ihr beschleunigter Anstieg
in der zweiten Jahreshälfte 1976 versprochen hatte.
Offenbar waren die Investoren weniger als in frü­
heren Zyklen bereit, auf künftige Gewinne zu set­
zen, sei es, daß ihnen die dauerhaften Absatzchan­
cen auf den angestammten Märkten nach wie vor zu
unsi<~her und die Erschließung neuer' Absatzmöglich­
keiten oder die Einflihrung neuer Produkte zu ris­
kant erschienen, sei es, daß sie der ,künftigen Ko­
stenentwicklung mißtrauten. Spielraum für eine Ver­
besserung der Erträge stellten die realen Lohnstei­
gerungen, die 1977 ,.rieder ebenso gr-oß wie der Pro­
duktivitätsanstieg waren, kaum noch in Aussicht,
und verstärkte Preisanhebungen ließ der vVettbe-
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werb, nicht zuletzt mit ausländischen Anbietern,
angesichts der verhaltenen Kachfrage nur in den
wenigsten Bereichen zu. Im Verlauf des Jahres wur­
den die .Investitionspläne zwar zum Teil nach oben·
korrigiert; . zu einer kumulativen Verstärkung der
Investitionsneigung kam es aber nicht..

werter Anstieg der Bestellungen aus dem Ausland
zu verzeichnen. Maßgeblich war dafür vor allem die
gedämpfte Konjunkturentwicklung in den euro­
päischen Nachba:-Iändern, die zu den wichtigsten
Handelspartnern zählen.
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11. Noch immer ~ohe Arbeitslosigkeit

Selbstverstärkungskräfte zu schwach

61. Von der Auslandsnachfrag~gingen 1917 kaum
noch expansive Impulse für Produktion und Be­
schäftigung im Inland aus (Schaubild 3). Der rasche
Anstieg der Exportaufträge hatte sich schon in der
zweiten Jahreshälfte '1976 abgeflacht; zuletzt war
er sogar einem Ruckgang gewichen, der auch Anfang
1977 noch anhielt. Zum Frühjahr hin wurde dann­
zwar deutlich; daß in den Industrieländern insge­
samt die Aufschwungskräfte WEiterhin überwogen

'. und daß die heimischen Exporteure ihre Marktanteile
'zumeist behaupten konnten; nach einer zeitweiligen
Belebung der Auslandsaufträge kam es im Sommer
jedoch zu einem neuen Rückschlag. Auch danach
filieben ausgeprägte Schwankungen vorherrschend.
Insgesamt war im Jahresverlauf 1977 kein nennens-

60. Inzwis'chen mehren sich die Zeichen, daß die
Stagnation, die in den Frühjahrs- und Somm.er­
monaten vorherrschte, .dem Ende zugeht. Die Ge­
schäftserwartungen der. Unternehmen haben sich
wieder etwas verbessert, und die' Ausgabeneigung
der Verbraucher hat weiter zugenommen. Gleich­
wohl lösten sich die Auftriebskräfte bis zuletzt eher
ab, als daß 'sie sich, wie sonst im Aufschwung, wech­
selseitig verstärkten. Eine Zunahme des Expansions­
tempos, die eine deutliche Ausweitung des Beschäf­
tigungsstandes erwarten ließe, ist bislang nicht er­
kennbar.

59. Die abwartende Haltung, die sich darin äußerte,
kennzeichnete auch die übrigen Dispositionen der
Unternehmen: Die Läger an Vorprodukten wurden

- weniger als sonst in Aufschwungsphasen aufgestockt,
und statt für künftige :.Jachftage auf Vorrat zu pro­
duzieren und so' vorhandene Kapazitätsreserven zu
nutzen, streckten die Dnternehmen eher die vorhan­
denen Auftragsbestände. Dies minderte den Pro­
duktionsanstieg zusätzlich und - was bei der ohne­
hin zurückhaltenden Einstellungspolitik noch schwe­
rer wog - auch die Beschäftigungschancen.

Damit fehlte zugleich ein veeitenis Glied in der"Wir­
kungskette eines sich selbst verstärkenden .Auf­
schwungs - das Einkommen, das die privat~nHaus­
halte aus einer höheren Beschäftigung hätten erzie­
len können. Das heißt nicht, daß der private Ver­
brauch die Konjunktur 19n nicht gestützt hat; an­
gesichts der gegebenen Ausgabeneigung der Haus­
halte wäre bei mehr Beschäftigung jedoch eine kräf­
tigere Zunahme der Konsumnachfrage möglich ge­
wesen.
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62. Am schwersten hatten es die Hersteller von In­
vestitionsgütern, zusätzliche Auslandsaufträge zu
gewinnen, da auch in vielen anderen Industrielän­
dern die Investitionsneigung noch immer nicht groß
war. Einen deutlichen, wenn auch nicht stetigen An­
stieg der Nachfrage aus dem Ausland konnten da­
gegen im Jahresverlauf die Verbrauchsgüterindu­
strien und die Hersteller von Vorprodukten ver­
zeichnen. tim mit ausländischen Anbietern konkur­
rieren zu können, mußten die meisten Exporteure
allerdings Preiszugeständnisse macl1enj angesichts
der weiteren Höherbewertung der D-Mark, die im
gewogenen Durchschnitt gegenüber allen anderen
"\Vährungen von Ende Januar bis Anfang November
191'1 knapp 6 vH ausmachte, konnten nur die wenig­
sten Unternehmen den Anstieg ihrer Kosten in den
Ausfuhrpreisen voll in" Rechnung stellen (Ziffer 212).
Die Hersteller von Vorprodukten mußten sogar die
D-Mark-Preise für. ihre erfahrungsgemäß besonders
leicht durch Konkurrenzerzeugnisse ersetzbaren
Ausfuhrgüter senken. Viele Exporteure waren au­
ßerdem gezwungen, ihren ausländischen Abnehmern
längere Zahlungsziele .einzuräumen.

höher sein als im letzten Jahr. Keben Reisen und
der Anschaffung neuer Automobile, die nach wie
vor im Vordergrund standen, galt das Interesse der
Konsumenten nun auch verstärkt wieder Einrich­
tungsgütern, wie Möbeln und elektrotechnischen Ge­
räten. Im ganzen war der Ausgabenzuwachs jedoch
schwächer als im vorigen Jahr (Schaubild 4); ob,vohl
der Geldwertschwund weiter nachließ, also ein ge­
ringerer Teil der Mehrausgaben auf Preissteigerun­
gen entfiel, erhöhte sich auch die nachgefragte Gü­
termenge mit gut 3 vH im Jahresdurchschnitt etwas
weniger als 1976. Zu fragen bleibt, woran diese Ab­
schwächung lag.

Schaubild 4

VERFÜGBARES EINKOMMEN, VERBRAUCH UND ERSPARNIS
. DER PRIVATEN HAUSHALTE
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63. Der Zuwachs der Lieferungen an das Ausland
ging 1911 etwas über den der Bestellungen hinaus,
nachdem 1976 Aufträge in beträchtlichem Umfang
unerledigt geblieben waren, schon weil ihre Aus­
führung, wie beispielsweise im Anlagenbau, vom
Produktionsablauf her erhebliche Zeit beansprucht.
Im Durchschnitt der ersten neun Monate dieses Jah­
res '\Tluden so dem Volumen nach immerhin 5 vH
mehr "Varen exportiert als ein Jahr zuvor. Dies "ent­
sprach in etwa der Ausweitung des ·Welthandels.
Dienstleistungsunternehmen - wie Gaststätten und
Hotels, Planungsfirmen, Transportunternehmen oder
auch Versicherungen - konnten dagegen im allge­
meinen keine Steigerung ihres Geschäfts mit Aus­
landskunden gegenüber 1976 verbuchen. Nimmt man
den Transithandel und den Lagerverkehr hinzu, so
dürfte die Ausfuhr von "Varen und Dienstleistungen
1977 insgesamt das vorjährige Volumen um :3 vH
überschreiten.

64. Ein wesentlicher Grund für die nach wie vor
unbefriedigende Arbeitsmarktlage wird außer im
Export vielfach in der Entwicklung des privaten Ver­
brauchs gesehen. Nicht selten werde!ll dabei jedoch
die vVechselwirkungen zwischen Verbrauch. und Be­
schäftigung außer acht gelassen. Denn so richtig es
ist, daß eine höhere Verbrauchsnachfrage mehr Pro­
duktion und damit mehr Beschäftigung erfordert, so.
richtig ist es auch, daß mehr Beschäftigung das ver­
fügbare Einkommen und meist auch die Ausgabe­
neigung der privaten Haushalte erhöht und damit
zu größeren Verbrauchsausgaben führt. vVas Ur­
sache und was vVirkung ist, läßt sich also an der
Entwicklung· des privaten Verbrauchs nicht ohne
weiteres ablesen.

1967 68 69 iO 71 72 73 74 75 76 77 31

65. Nach ihrem Anstieg im bisherigen J.ahresver­
lauf zu schließen, dürften die Verbrauchsausgaben
der privaten Haushalte 1911 um knapp 7 112 vH

1) O'me nichtenlno::u::-eroe Genlnne.- 2) Ersp,rnis in vH des verEi;;·
baren E;n~oTr.öns.- 3) Ei.e~e Schälz~ng.
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66. An der Bereitschaft, Geld auszugeben, scheint _
es a:m wenigsten gefehlt zu haben. Die Ausgaben
stiegen stärker als das verfügbare Einkommen, das
1917 gegenüber dem Vorjahr um 6 112 vH zunehmen
dürfte. Darin spiegelt sich nicht nur, daß die Haus­
halte im Durchschnitt einen weiter abnehmenden
Teil ihres laufenden Einkommens sparten, son-dern
auch daß sie, durch den nochmaligen Zinsrückgang
angeregt, in steigendem lvlaße bereit waren, sich zu
verschulden (Tabelle B). Zu beachten ist bei dem
Vergleich der Entwicklung des Einkommens -und der
Verbrauchsausgaben aber auch, daß 1917 fast 25 Jv1rd
DM mehr an vermögensvdrksamen GeldanlageD- frei
wurden als 1976, von denen nach vorliegenden
Schätzungen etwa ein Viertel, also rund 6 Mrd D~l,

für Konsumausgaben genutzt wurden. Ohne diese
Ylittel wäre der private Verbrauch vermutlich weni"
ger gestiegen als das verfügbare Einkommen. Die
statistisch gemessene Sparquote - der Anteil des

Tabelle B

KonsumeIltenkredite 1)

Veränderung -

Bestand gegenüber dem
Monatsende -entsprechenden

Vorjahresmonat

MrdDM vH

1972 YIärz 37,04
,

6,72 +22,2••• 0 •••••

Ju.ni •••••••• o. 39,84 + 1,16 .1-21,9

September 41,89 .L 1,80 +22,9....
Dezember 44,97

,
8,99 -:-25,0.....

1913 März ......... 46,44 .-L 9,40 +25,4

Juni ....... '" 48,88 9,04 +22,7

September 49,14 .L 1,25 +17,3....

Dezember ..... 50,00 5,03 +11,2

1914 ~ärz .0 •••• 0 •• 48,90 .-L 2,46 + 5,3

Juni .......... 49,93 T 1,05 T 2,1

September .... 50,01 + 0,81 T 1,8

Dezember ..... 49,91 0,09 0,2

1975 März 49,73 0,83 .1- 1,7.........

Juni 51,31 .1- 1,38 .L 2,8..........

September 53,33
,

3,32 + 6,6.... T

Dezember ..... 56,22 T 6,31 -;-12,6

1976 März ......... 58,05 8,32 +16,7

Juni .......... 62,54 -'-11,23 +21,9

September .... 65,52 +12,19 .1-22,9

Dezember ..... 69,15 +12,93 +23,0

1971 März ......... 69,15 +11,10 +20,2

Juni •••••••• O. 14,79 +12,25 +19,6

September .... 78,09 +12,51 +19,2

1) Bankkredite an wirtschaftlich unselbständige und sonstige
Privatpersonen: ohne Kredite iür den \Vohnungsbau.

Quelle: Deutsche Bundesbank

verfügbaren Einkommens, der von diesem nach Ab­
zug der Verbrauchsausgaben übrig bleibt - hätte
dann nicht nur 13 1/2 vH, 'und damit weniger als vor
der Rezession betragen, sondern sie wäre höher und
die Konsumquote wäre entsprechend niedriger ge­
wesen. Konjunkturell gesehen hat sich die Ausga­
beneigung also möglicherweise noch nicht völlig
normalisiert. Da die Kaufbereitschaft erfahrungsge­
mäß mit der Sicherheit der Einkommenserwartung
wächst, wäre sie bei günstigerer Beschäftigungsent­
wicklung wahrscheinlich größer gewesen.

67. Für einen stärkeren Anstieg der Verbrauchs­
ausgaben hätte es bei der gegebenen Ausgabenei­
gung eines höheren Zuwachses beim verfügbaren
Einkommen bedurft, das sich knapp zur Hälfte aus
Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit, zu gut~

einem Viertel aus Selbständigeneirikommen, Ge­
wlnnentnahmen und Vermögenseinkommen und zu
rund einem Viertel aus Einkommensübertragungen
zusammensetzt (Ziffer 141). Da einerseits die Ren­
tenanpassung 1977 von den eingeleiteten Konsolidie­
rungsmaßnahmen noch unberührt blieb - die Stei­
gerung der staatlichen Einkommensübertragungen
war wiederum beträchtlich -, andererseits aber in
diesem Jahr außer dem höheren \Veihnachtsfreibe­
trag noch keine ins Gewicht fallenden Steuererleich­
terungen wirksam wurden, hätte ein stärkerer An­
stieg des verfügbaren Einkommens insgesamt von
den lvlarkteinkommen ausgehen müssen. Das kann
jedoch nicht als Beleg dafür gelten, daß die Lohn­
sätze 1977 zu wenig gestiegen wären. Höhere Lohn­
steigerungen hätten die Produktion entsprechend
verteuert und die Chancen für mehr Beschäftigung
von der Kostenseite her beeinträchtigt. Gerade mehr
Beschäftigung aber hätte den Haushalten insgesamt
auch ein höheres Einkommen gebracht (Ziffer 241) .

68. Daß sich die Beschäftigungslage nicht besserte,
war vor allem auf die anhaltend schwache Investi­
tionsneigung zuruckzuführen. Hatte es im Herbst
vorigen Jahres den Anschein, als würden die unter­
nehmen mehr rentable Investitiönsmög1ichkeiten
sehen und zumindest die Nachfrage nach Ausrü­
stungsgütern stärker ausweiten, so zeigte diese be­
reitsim Verlauf des ersten Halbjahres 1977 wieder
einen Rückgang. Trotz weiter nachgeQender Zinsen
sanken die Inlandsbestellungeri bei den Investitions:­
güterindustrien bis zur Jahresmitte auf das Riveau _
von Anfang 1976. Inzwischen haben sie zwar wieder
angezogen; im Durchschnitt der ersten neun Monate
1977 waren sie dem Volumen nach jedoch nur um
2 112 vH höher als ein Jahr zuvor. -

69. Zahlreiche Investoren schätzten ihre mittelfri­
stigen Ertragschancen offenbar noch immer als zu
gering ein. Nicht nur dort, wo die Nachfrage hinter
lien Erwartungen zurückgeblieben, sondern auch
dort, wo sie in der zweiten Jahreshälfte 1976 weiter
gestiegen ,var, schoben die Unternehmen Investi­
tionsaufträge vielfach hinaus, um, wie es scheint,
möglichst sicher zu gehen, daß die Nachfragebele­
bung auch anhielt. Die Skepsis in den mittelfristigen
Absatzerwartungen, die sich darin äußerte, wird
durch den Ho-KonjunIiturtest bestätigt. Danach wird
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die künftige Geschäftsentwicklung heute erst bei
einer deutlich größeren Reichweite der vorhande­
nen Auftragsbestände zuversichtlich beurteilt, als
dies früher der Fall war. Hinzu kam, daß die Ge­
winnmargen nach nur einjähriger Erholung 19n
wieder unter Druck gerieten. Das heißt nicht, daß es
den Unternehmen deswegen an Finanzierungsmit­
teln für mehr Investitionen gefehlt hätte; die Aus­
sicht, die investierten Mittel später samt einem Ge­
winn zurückzuerhalten, der auf der Höhe des Inve­
stitionsrisikos ist, wurde dadurch jedoch ohne Zwei­
fel gedämpft (Ziffern 83 f.).

Schaubild 5
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70. Nach wie vor gilt dies vor allem für die Indu­
strie, obwohl diese ihre Investitionspläne etwas auf­
gestockt hat. \Vie der Auftragseingang beim :YIa­
schinenbau - dem wichtigsten Lieferanten von Aus­
rüstungen - zeigt, ist es bislang noch zu keiner
durchgreifenden Belebung der Investitionsneigung
gekommen (Schaubild 5). Ein deutlicher Anstieg war
lediglich bei der Nachfrage p.ach vVerkzeugmaschi­
nen, Prüfmaschinen und Präzisionswerkzeugen
zu verzeichnen, was nicht zuletzt mit vermehrten In­
vestitionen der Automobilindustrie zu erklären sein
dürfte. Die Hersteller von Verbrauchsgütern blie­
ben mit Bestellungen neuer yIaschinen weiterhin zu­
rückhaltend. Das gleiche gilt für die Bau\virtschaft.
Im Bergbau, der seine Investitionen nach der Olkrise
von 1914 biS 1976 fast verdoppelt hatte, ist für 1977
mit keiner großen Steigerung mehr zu rechnen, und
in der Energiewirtschaft 'wurden zahlreiche Investi­
tionsvorhaben, geplante wie bereits· begonnene,

. durch langwierige Genehmigungsverfahren, Bürger­
einsprüche und Gerichtsbeschlüsse verzögert oder
blockiert.

Dem Ifö-Investitionstest zufolge steht für die mei­
sten Unternehmen, zumindest in der Industrie, bei
ihrer Investitionstätigkeit weiterhin das Ziel im Vor­
dergrund, mit neuen .Anlagen kostengünstiger zu
produzieren. Für mehr und mehr Unternehmen wird
es inzwischen dringender, Ersatz für abgenutzte Pro-

.duktionsanlagen zu beschaffen. Das Ziel, vorhan­
dene Kapazitäten zu erweitern, spielt dagegen noch
immer eine untergeordnete Rolle.

, 71. Dies zeigt sich auch in der Nachfrage nach Be­
triebsgebäuden und Geschäftsbauten, die erfah­
rungsgemäß besonders stark vom Erweiterungsmo­
tiv bestimmt wird. Die Baugenehmigungen nahmen
im Jahresverlauf·zwar wieder zu, nachdem sie im
Anschluß an den Schub, den die Investitionszulage
in der zweiten Jahreshälfte '1975 ausgelöst hatte, bis
Ende 1976 auf das Rezessionsniveau zurückgefallen
waren; in den ersten acht lVIonaten 1977 w~rensie

jedoch, an den veranschlagten Baukosten gemessen,
um 15 vH niedriger als ein Jahr zuvor. Die Auf­
tragsvergabe fiel dagegen ebenso hoch aus wie vor
Jahresfrist. Dies spricht dafür, daß der weitere Ztns­
rückgang, der bei Bauinvestitionen wegen deren
langer Lebensdauer im allgemeineIl:. stärker zu Buche
schlägt als bei Ausrüstungsinvestitionen, nicht ohne
'Wirkung blieb.
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72. Vor allem im 'Wohnungsbau machte sich anre­
gend bemerkbar, daß Baugeld billiger zu haben ist.
Sowohl die Baugenehmigungen als auch die Auf­
tragsvergabe nahmen vom Spätherbst 1976 an wie­
der deutlich zu, nachdem auch hier dem Anstieg in
der zweiten Jahreshälfte 1975 ein ausgeprägter
Rückgang gef9lgt war. Vielfach wurden nun auch
Bauvorhaben in Angriff genommen, für die schon
früher die· Genehmigung eingeholt worden war. So
übertrafen die neu vergebenen Aufträge von Januar
bis August 1977 den entsprechenden Vorjahreswert
um 17 vH.

Dabei zeigte sich allerdings erneut, daß der :Vliet­
wohnungsbau· viel von seiner früheren Attraktivität
eingebüßt hat. Obwohl die Halden leerstehender
\Vohnungen geschrumpft sind, zu denen· der infla­
tionsgetriebene Bau~oom geführt hatte, belebte sich
die :.Jachfrage. in diesem Bereich weiterhin nur zö­
gernd. Denn so kräftig der Rückgang der Hypothe~

kenzinsen auch war, kostendeckende Mieten lassen
sich zumeist nach wie vor nicht erzielen, und die
Aussicht. daß dies über kurz. oder lang durch die
\Vertsteigerung von Bauten wettgemacht werden
könne, ist mit abnehmender Geldentwertung ge­
schwunden. Im Eigenheimbau, wo h,.äufig nicht die
Re~tabilität, sondern die Höhe der laufenden Bela­
stung den Ausschlag für die Bauentscheidung gibt,.
erhöhte sich die !\"achfrage dagegen deutlich.

73.· Die öffentliche Baunachfrage stand 1977 im Zei­
chen der zurückhaltenden Haushaltspolitik des Bun­
des. der Länder und vor allem der Gemeinden. Im
Ho~hbau, wo die Kommunen die wichtigsten öffent­
lichen Auftraggeber sind, kam der starke Rückgang
·der !\;achfrage, der .1976 eingesetzt hatte, zwar zum
Stillstand; bis weit ins Jahr hinein blieb die Auf­
tragsvergabe jedoch auf einem :Niveau, das um fast
ein Drittel niedriger v';-ar als 1974/75, zur Zeit for­
cierter staatlicher Konjunkturstützung, und "auch
deutlich niedriger als in den Jahren davor. Im Tief­
bau dagegen, der von den Expansionsprogrammen
der Jahre 1974 und 1975 ebenso wie von den an­
schließenden Konsolidierungsmaßnahmen weniger
beeinflußt worden war, übertraf der Umfang der
öffentlichen Aufträge. bei steigender ·Tendenz im
Jahresverlauf den des entsprechenden Vorjahres­
zeitraums in den ersten -acht :NIonq.ten 1977 um an­
nähernd 8 vB.

74. Die Ausgaben für Investitionen - sie fallen in
der Regel nicht schon bei dEn Vergabe der Aufträge,
sondern ·erst dann an, wenn diese ausgeführt sind ­
dürften 1977 zusammengenommen um gut 7- vH hö­
her sein als 1976. Der Zuwachs -\väre geringer gewe­
sen, hätte sich in den Ausgaben für Ausrüstungen
nicht die lebhafte Ordertätigkeit in der zweiten Jah­
reshälfte 1976 Clusgewirkt und wären die Ausgaben
für Bauten nicht noch dadurch gestiegen, daß bis zur
Jahresmitte zahlreiche gewerbliche Bauvorhaben ab­
ge~chlossen wurden, die in den letzten beider: Jah­
ren aufgrund der Investitionszulage in Angriff ge­
nommen worden waren.

Nach Abzug der Preissteigerungen ergibt sich für
1977 eine Zunahme der Anlageinvestitionen um

schätzungsweise 3 112 vB. Im Unternehmenssektor
fiel der Anstieg ohne den \Vohnungsbau gerechnet
mit 5 vH zwar etwas höher aus; gemessen am mittel­
fristigen Investitiönsbedarf Viar er jedoch nach wie
vor unzureichend (Ziffer 334).

75. Auch bei ihrer Vorratshaltung blieben dieUn­
ternehmen überwiegend zurückhaltend. \Vie es
scheint, rechneten sie trotz der niedrigeren Zinsen
weniger als in früheren Konjunkturzyklen damit, aus
einer vorsorglichen Aufstockung ihrer Läger später
Vorteile ziehen zu können, die die Kosten der Vor­
ratshaltung lohnten. Angesichts unsicherer Absatzaus­
sichten und gedämpfter Preiserwartungen hielt sich
1977 nicht nur der Aufbau von_Fertigwarenlägern in-_
engen Grenzen, sondern es ·wurden auch nicht mehr
so viele Vorprodukte über den produktionsnotwen­
digen Bedarf hinaus auf Lager genommen wie zu Be­
ginn des Aufschwungs, als rasch anziehende Preise
im Inland wie auf. den ausländischen Rohstoffmärk­
ten verstärkt zu Vorratskäufen angeregt hatten. Mit
kn;pp 14 Mrd DM dürften die Vorratsinvestitionen
insgesamt nur wenig höher sein als 1916.

76. Zu Unsicherheit in den Absatzerwartungen mag
vielen Unternehmen auch die Sorge Anlaß gegeben
haben, sie könnten bei den Kosten, zu denen sie
produzieren, einen immer größeren Teil der Nach­
frage an ausländische Anbieter verlieren. In den
ersten neun Monaten 1977 wurden dem vVerte wie
dem Volumen nach reichlich 9 vH mehr Fertigwaren
importiert als ein Jahr zuvor. Im Jahresverlauf hat
sich der Anstieg allerdings abgeflacht, nicht zuletzt
bei den Investitionsgütern, wo ausländische Anbieter
1976 ihreNIarktstellung kräftig hatten ausbauen
kömien. Einschließlich der Importe von Rohstoffen
und Halbwaren sowie der Ausgaben für ausländi­
sche Dienstleistungen, die ebenfalls nicht mehr so
rasch wie im Vorjahr stiegen, und zuzüglich des
Transit- und des Lagerverkehrs dürfte der Anteil
der Einfuhr an der Gesamtnachfrage 1977 etwas
mehr als 20 vH betragen. Damit hat er sich nur ge­
ringfügig erhöht, nachdem die Zunahme in den bei­
den letzten Jahren über das }"1aß hinausgegangen
war, das aufgrund der wachsenden Verflechtung der
Märkte seit langem z~ beobachten ist.

Stellt man die vVerte der Einfuhr von \Varen und
Dienstleistungen denen der Ausfuhr gegenüber, so
zeigt sich zudem, daß der Saldo, der Außenbeitrag,
1977 zwar zurückgegangen ist, doch nicht besonders
stark, nämlich um gut 5 Mrd DM auf annähernd
23 Mrd DM.

Wieder zunehmender Kostendruck

77. Außer der Unsicherheit über die künftigen Ab­
satzchancen hielt angesichts begrenzter Preiserhö­
hungsspielräume wohl auch Skepsis hinsichtlich der
weiteren Kostenentwicklung viele Unternehmen da­
von ab, mehr zu investieren. Die Ertragslage hatte
sich 1976 zwar deutlich verbessert; ob dies ausrei­
chende Renditen auch für oie Zukunft versprach,
mußte sich aber erst noch erweisen.
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78. Die ersten Lohnabschlüsse des Jahres 1977 lie­
ßen erkennen, daß die Tarifvertragsparteien auf
einen Fortgang des Aufschwungs setzten, der höhere
Lohnsteigerungen als im Jahr davor zuließ, ohne daß
dies den Kostendruck von der Lohnseite her wieder
verschärfen würde. Als erste handelte die Gewerk­
schaft der metallverarbeitenden Industrie ein~ line­
are Steigerung der Tarifföhne und -gehälter von
6,9 vH aus; rechnet man alle Vorbelastungen und
Nebenvereinbarungen mit ein, so betrug die Er­
höhung der Tarifverdienste rund 8 vH. Die günstige
Gewinnlage .in einzelnen Branchen dieses Tarif­
bereichs, namentlich in der Automobilindustrie, mag
dabei den \Viderstand der Arbeitgeber gegen die
gewerkschaftlichen Forderungen geschwächt haben.
Daß auch die Arbeitgeber in Branchen, die erst im
weiteren Jahresverlauf Tarifverträge abschlossen,
höheren Lohnsteigerungen als 1976 zustimmten, ob­
v{ohl sich inzwischen abzuzeichnen begann, daß mit
einer geringeren Zunahme der Produktivität zu rech­
nen war als im Vorjahr und Preiserhöhungen floch
weniger durchzusetzen sein würden, mag auf den
ersten Blick verwundern. Doch kommt darin, wie
schon in den Lohnrunden der vorangegangenen
Jahre, zum ) ..usdruck, daß es den Tarifparteien
schwer fällt, sich von einem zu Beginn der Lohn­
runde gesetzten Maßstab zu lösen. Kur die Tarif­
partner im öffentlichen Dienst blieben 1977 etwas

Tabelle 9

Relative Streuung 1) der Tarifabschlüsse
im Produzierenden Gewerbe 2)

vH

Jahr Arbeiter I Angestellte

1960 17,Q 28,9

1961 17,8 18,8

1962. 15,0 10,9

1963 .28,4 24,1

1964 19,8 20,7

1965 11,7 11,0

1966 29,7 22,6

1967 27,7 23,7

1968 21,5 19,4

1969 11,4 9,2

1970 13,5 23,2

1971 11,9 B,4

1972 23,4 35,1

1973 12,4 19,4

1974 9,7 '2')',-
1975 5,9 12,9

1976 B,6 9~,-

1) Variationskoeffizient (durchschnittliche'prozentuale Abwei­
chung der Einzelabschli!sse vom Gesamtdurchschnitt im
jeweiligen jahr).

2r Ohne Elektrizitäts- und Gasversorgung, Ausbaugewerbe.
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hinter der Orientierungsmarke zurück, die der :Yle­
tallabschluß gesetzt hatte. Dies gilt auch, wenn man
in Rechnung stellt, daß zu der linearen Erhöhung
der Tarifverdienste um 5,3 vH ein Urlaubsgeld von
150 DM hinzukam. In zahlreichen anderen Tarif­
bereichen wurde neben den linearen Lohnsteigerun­
gen eine Anhebung der vermögenswirksamen Lei­
stungen .oder eine Aufstockung der Gratlfikationen
v~reinbart; für jeden vierten Arbeitnehmer wurde
eine Verlängerung des tariflichen Jahresurlaubs be­
schlossen, jeder achte Arbeitnehmer erhielt mehr
Urlaubsgeld. Nimmt man all dies zusammen, so
lagen die Steigerungsraten der Tarifverdienste 1977
zwischen 6 vH und 8 vB" und in der Mehrzahl bei
7 vH, verglichen mit 6 vH im Jahre 1976. Damit

'weist auch in diesem Jahr das Spektrum der Tari.f­
abschlüsse, insbesondere bei den Tarifverdiensten
der Arbeiter, nicht mehr die Streubreite auf wie in
früheren Lohnrunden (Tabelle 9).

7S. Zur Jahresmitte hin, als für fast alle beschäftig­
ten Arbeitnehmer neue Lohn- und Gehaltstarifver­
träge abgeschlossen waren, wurde immer deutlicher,
daß die vereinbarten Lohnsteigerungen nicht zu der
tatsächlichen Entwicklung der Konjunktur paßten.
Die Unternehmen waren daher bestrebt, einen wei­
teren Anstieg der Lohnkosten zu vermeiden. Nach
wie vor blieben sie bemüht, mit möglichst wenig
Arbeitskräften auszukommen. Gbertarifliche Löhne
wurden bei der Neueinstellung nur selten zugestan­
den, es sei denn, es galt besonders qualifizierte Ar­
beitskräfte zu gewinnen. Im J ahresdurchschnftt 1iber­
tr.afen die ,:ff,ektiven StUndenlöhne ihr Vorjahres­
nIveau um f 1[2 vH.

80. Die zu Jahresbeginn gehegten Befürchtungen,
daß sich importierte Vorprodukte verstärkt verteu­
ern ,würden, haben sich im Verlauf des Jahres 1977
nicht bestätigt. Dazu trug nicht nur die verhaltene
Nachfrage im Inland wü; im Ausland bei, sondern
auch die weitere Höherbeweitung der D-Mark. Die
Einfuhrpreise für Rohstoffe und Halbwaren gaben
"Vom Frühjahr an sogar spürbar nach und lagen im
Jahresdurchschnitt etwas niedriger als 1976; damals
waren sie allerdings stark gestiegen. Die Preise der
Investitionsgüter aus ausländischer ProQ.uktion ver­
harrten im großen und ganzen auf dem Stand des
letzten Jahres. Importierte Verbrauchsgüter ver­
teuerten sich z"\var weiter;doch flachte sich der Preis­
anstieg das Jahr über etwas ab.

81. Kostenentlastend \virkte 1977 auch der noch­
malige Rückgang der Zinsen. Mitte des Jahres 1976
hatte es den Anschein gehabt, als könnten die Un­
ternehmen nicht mit einer' 'weiteren Zinssenkung
rechnen; teilweise waren die Zinssätze sogar wieder
gestiegen. Diese Entwicklung kehrte sich jedoch be­
reits vor der Jahreswende wieder um. Im Herbst
1977 lagen die Zinsen für langfristige Kredite um
mehr als einen Prozentpunkt unter dem vergleich­
baren Stand des Vorjahres. 'Weniger deutlich war
die Zinssenkung bei kurzfristigen' Krediten (Zif­
fer 186).
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Schaubild 6
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82. Liber eine bessere Auslastung der Kapazitäten winn- und Vermögenseinkommen am Umsatz, ist in
die Produktivität zusätzlich zu steigern, war den diesem Bereich der Volkswirtschaft sogar eher wie­
meisten Cnternehmen anders als im vorangegange- der leicht gesunken (Schaubild 6).
nen Jahr wegen der schwachen Produktionsauswei- _Außerhalb des verarbeitenden Gev,'"erbes haben sich
tung kaum möglich. Bei einem Anstieg der Arbeits- - die Gewinnmargen in der Vergangenheit durchaus
einkommen einschließlich der Sozialbeiträge der Ar- nicht einheitlich entwickelt. In der Landwirtschaft, in
beitgeber je beschäftigten Arbeitnehmer von 1 1

/2 vB d" ' d ur ' t c'n ft "Beer .cnergle- un vvasserWlT s a SOWIe 1m rg-
in der Industrie und von 6 1/2 vB in der Gesamtwirt- bau sind die Gewinnmargen bis zum Jahr 1915, für
sChaft, bedeutete dies, daß die Lohnkosten je Pro- das die letzten amtlichen Grundzahlen vorliegen; im
dukteinheit mit 4 1/2 vB beziehungsweis~ knapp Trend ebenfalls gesunken. Im D'ienstleistungsbe­
4 vB gegenüber dem Vorjahr wieder spürbar zunah-

omen. Im Jahr 1916 hatten die Lohnstück:kosten in der
IndU:stri~ ihren Vorjahresstand um 2,4 vB unter­
schritten, und in der Gesamtwirtschaft waren sie nur
um 0,9 vB höher gewesen als ein -Jahr zuvor. So­
wohl die Entwicklung der Kapitalkosten als auch
die der Kosten für importierte Vorleistungen haben
1911 den Anstieg der gesamten StÜckkosten ge­
bremst. Im ganzen war die Entwicklung der Lohnko­
sten aber dominierendj- in der Gesamtwirtschaft, vor
allem in der Industrie; sind die Stückkosten wieder
deutlich ges~iegen.
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84. Bei dieser Entwicklung der Erzeugerpreise und
dem wieder einsetzenden Kostendruck dürften die
Stückgewinne nur wenig gestiegen sein. Abschätzen
läßt SIch deren Entwicklung aktuell allerdings nur für
das verarbeitende Gewerbe. Dort dürften sie sich
1911 im Vergleich zum Jahr 1916 nicht mehr verbes­
sert haben. Die Gewinnmarge, der Anteil der Ge--

83. Die Gewinnmargen über höhere Preise auszu­
weiten, .ließ - die Marktlage nur in wenigen Vvirt­
schaftszweigen zu. Die Preise für industrielle Er­
zeugnisse. stiegen wesentlich langsamer als 1916j
vom Frühling an blieben sie insgesamt sogar fast
stabil. Stärker als irri Vorjahr verteuerten sich ledig­
lich die Erzeugnisse der Kahrungs- und GenußmiUel­
industrien; außer der zeitweiligen Preishausse bei
Kaffee; Tee und Kakao trug dazu auch die Anhebung
der Abgaben auf Tabak und Branntwein zu Jahres­
beginn bei. Noch weniger als im Inlandsabsatz konn­
ten die Unternehmen ihre Preise auf den Auslands­
märkten erhöhen. vVohl war in den Länc;lern der
meisten Bandelspartner der Preisanstieg immer noch
kräftiger als in der Bundesrepublik j der Spielraum
für eine Erhöhung der D-Mark-Preise wurde jedoch
durch die Böherbewertung der Mark weitgehend
beseitigt. Im Durchschnitt der ersten neun Monate
des Jahres 1917 lagen die Ausfuhrpreise für indu­
strielle Erzeugnisse insgesamt um 1 1/2" vB über
ihrem entsprechenden Vorjahresniveauj im Inlands­
absatz betrug der Abstand 3 vB.

Außerlialb des verarbeitenden Gewerbes ließ der
Preisauftrieb nicht in allen Branchen weiter nach.
Die Unternehmen im Baugewerbe konnten, vor
allem wenn sie im vVohnungsbau tätig waren, merk­
lich höhere Preise durchsetzen'. Dort übertraf der
Preisanstieg mit 5 vB deutlich den des vergangenen
Jahres. In der Landwirtschaft hielt demgegenüber
die Tendenz sinkender. Preise an. Ein größeres An­
gebot bei nahezu allen landwirtschaftlichen Produk­
ten' beWirkte," daß Agrarerzeugnisse in den ersten
neun Monaten des Jahres 1911 im Durchschnitt um
3 vB billiger waren als e,in Jahr zuvor.
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reich dagegen haben sie, von kleineren Schwankun­
gen abgesehen, bis zuletzt weiter zugenommen. Zu
beachten ist indes, daß die ·Werte für die Gewinn­
margen der einzelnen Bereiche nicht ohne weiteres
miteinander zu vergleichen sind. Dies gilt vor allem
deshalb, weil die Gewinn- und Vermögenseinkom­
men, so wie sie statistisch abgegrenzt· sind, auch das
für die Arbeitsleistung von Selbständigen anzuset­
zende .Entgelt einschließen. Gerade im Dienstlei­
stungsbereich, ·vio viele Selbständige tätig sind, be­
stimmtdies die Entwicklung der Gewinnmarge stark
mit.

85. rur das Urteil über das Ausmaß des Preisan­
stiegs schlechthin spielt in der Offentlichkeit die Ent­
wicklung der Verbraucherpreise nach wie vor die
entscheidende Rol~e. Auch auf der Verbraucherstufe
hat der Preisauftrieb 1977 weiter nachgelassen, je­
doch weniger stark als auf der Erzeugerstufe. Am
deutlichsten war die Abschwächung des Preisan­
stiegs bei den Nahrungsmitteln und bei den vVoh­
nungsmieten (Schaubild 7). Die Preise für Dienstlei­
stungen stiegen etwa im selben Maße wie 1976; hier
dürfte der wieder verstärkte Lohnkostendruck eine
weitere Preisberuhigung verhindert haben. Indu­
striell erzeugte Konsumgüfer, die größte Gruppe im
\Varenkorb der privaten Haushalte, haben sich 1977

Schaubild 7

großenteils sogar stärker verteuert als im yorange­
gangenen Jahr. Im Jahresdurchschnitt 1977 \'laren
die Verbraucherpreise insgesamt um 4 vH höher als
1976; von Januar bis Oktober 1977 sind sie mit einer
Jahresrate von 3,6 vH gestiegen.

86; Der vergleichsweise langsame Rückgang des
Preisauftriebs auf der Verbraucherstufe hat mancher­
orts Zweifel darüber aufkommen lassen, ob mit wei­
teren Stabilisierungsfortschritten gerechnet werden
kann oder ob nicht eher zu befürchten, ist, daß der
Preisauftrieb bei einer Belebung der :\Iachfrage als­
bald wieder zunimmt.

Daß die Preisberuhigung -auf der industriellen Er­
zeugerstufe nicht sofort und nicht in vollem Cmfang
auf die Verbrauchersture durchschlug, war jedoch
zU: erwarten. Auch in früheren Jahren war dies nicht
anders (Schaubild 8). vVie der längerfristige Ver­
gleich der Entwicklung der industriellen Erzeuger­
preise, insbesondere der Preise für Verbrauchsgüter,
und der Verbraucherpreise zeigt, wirken sich Ande­
rungen im Preisanstieg auf der Erzeugerstufe mit
Verzögerung auf die Verbraucherpreise aus. \Näh­
rend die Erzeugerpreise 1977 insgesamt kaum mehr
stiegen, wirkte auf der Verbraucherstufe noch der
Preisschub nach, zu dem es·auf der Erzeugerstufe in
der ersten Jahreshälfte 1976 gekommen war. Außer­
dem muß bei der Beurteilung der Preisentwicklung
im Jahr 1977 mit im Bild bleiben, daß sowohl bei
den Erzeugerpreisen als auch bei den Verbraucher­
preisen die merkliche· Verteuerung einiger Genuß­
mittel die konjunkturelle Beruhigung des Preiskli-
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Berechnungsmethode. Bisher stützte sich die Schätzung
der Investitionen aui Angaben über die Produktion von
Investitionsgütern, ergänzt um Unterlagen aus Absatz­
statistiken und aus der AuBenhandelsstatistik. Diese Me­
thode erlaubte zwar eine Gliederung nach der A.rt der
Investitionsgüter, jedoch .!{eine Unterteilung der Investi­
tionen nach Viirtschaitsbereichen. Die neus;: Berechnung
beruht dagegen auf Angaben der Investoren selbst,
so daß eine solche Unterteilung nunmehr möglich ist.
Im Ergebnis liegen die Zahlen iür die Ausrüstungs­
investitionen beträchtlich, die iür die Bauinvestitionen
des Unternehmenssektors (ohne vVohnungsvermietung)
nur· \venig un.ter den bisher ermittelten Zahlen.' Das
führte insgesamt dazu, daß der Kapiialstock des Unterneh­
menssektors, die wichtigste Komponente des gesamtwirt­
schaitlichen Kapitalstocks, nach unten revidiert werden
mu13te. A.uch die jährliche Zuwachsrate ist nach der

88. Daß die vorhandenen Kapazitäten kurzfristig
wesentlich mehr Produktion und Beschäftigung er­
laubt- hätten, besagt indes nicht, daß dies auch auf
mittlere Sicht so wäre. Das \Vachstum- des Produk­
tionspotentials, das abhängt von den Bruttoinvesti­
Honen und deren Produktivität so'wie von der Men­
ge der ausscheidenden Anlagen, \var mit 21/2 vH
etwa so hoch wie 1916; gegenüber den sechsziger
Jahren hat sich die \Vachstumsrate halbiert. Darin
schlägt sich vor allem die anhaltende Investitions­
schwäche nieder. Die Folge dieser Investitions­
schwäche ist nicht nur, daß elie Möglichkeiten klei­
ner geworden sind, bei ?-Jormalauslastung des Pro­
duktionspotentials den materiellen' vVohlstand zu
steigern, sondern auch, daß weniger Arbeitsplätze
vorhanden sind; denn der Kapitalaufwand je Ar­
beitsplatz ist so stark gestiegen, daß es eines erheb­
lich größeren Anstiegs der Investitionen bedurft
hätte, um auch nur so viele Arbeitsplätze neu zu

. schaffen, ,...-ie zugleich wegfielen.

89. Im Jahre 1977 wurden vom Statistischen Bundesamt
für den Zeitraum 1960 bis 1976 umiassend revidierte Er­
gebnisse für die voIkswirtschaillichen Gesamtrechnungen
vorgelegt. Eine solche Revision wird in größeren Zeit­
abständen vorgenommen; die ·Ietzte fand 1970 statt. Da
sich die Angaben über Kapitalstock und Bruttoinlands­
produkt geändert haben, ergeben sich .auch einige .linde­
rungen - wenn auch nicht sehr große ~ in unserer
Schalzung des Produktionspotentials und seiner A.us­
lastung. .

Die Angaben über die Bau- und Ausrüstungsinvestitionen
sind gegenüber den irüteren Ergebnissen erheblich kor­
rigiert worden. Der Grund liegt in der Umsteliung der

Nur geringer Pro.duktionsanstieg

Fehlender Auftrieb für Produktion und Beschäfti~iung

mas nicht deutlicher sichtbar werden läßt. Ohne die
Preise für Erzeugnisse der Kahrungs- und Genuß­
mittelindustrien gerechnet, betrug der Anstieg der.
industriellen Erzeugerpreise in den ersten neun Mo­
naten des Jahres 1977 statt 3 vH nur 2,3 vH; für die
privaten Haushalte haben sich Verbrauchs- und Ge­
brauchsgüter ohne die !';ahrungs- und Genußmittel
im gleichen Zeitraum nur um 2,6 vH verteuert, mit
Nahrungs- und Genußmitteln um 3,9 vB. Auch die
Preiserwartungen der Produzenten und des Handels­
deuten darauf hin, daß sich der Trend weiter abneh-

. meneler Preissteigerungsraten in den kommenden
!vlonaten fortsetzen wird.

87. Da die konjunkturellen Selbstverstärkungs-.
kräfte ausblieben, nahm die Produktion, die in den
letzten Monaten des Jahres 1976 kräftig ausgewei­
tet worden war, in den meisten \Virtschaftsberei­
ehen 1977 nur wenig zu. -Das reale SOZialprodukt
dürfte lediglich um 21'2 vH höher sein als im Vor-

- jahr. Die Zunahme war damit nicht größer als das
\Vachstum des gesamtwirtschaftlichen Produktions­
potentials. Mit etvias über 92 vH blieb der Ausla­
stungsgrad um fünf Prozentpunkte unter dem 'Wert,
den man als mittelfristig normal betrachten kann
(Schaubild 9).
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Revision im Durchschnitt geringer als vorher, wobei die
Unterschiede zwischen alter und neuer Rechnung in den
sechziger Jahren größer sind als in den siebziger Jahren.

Die Angaben über das reale Bruttoinlandsprodukt wurden
ebenlalls nach unten korrigiert, wenn auch um deutlich
weniger als die Angaben über den Kapitalstock. Hier ist
die Korrektur vor allem Folge ei,ner veränderten Buchung
der unterstellten Bankgebühren, in geringerem ]v1aße be­
ruht sie auch aul neuem statistischem Ausgangsmaterial
und verbesserten Berechnungs\'eriahren. Im Gegensatz
zur irüheren Rechnung entiallen in der neuen Rechnung
die unterstellten Entgelte iür Bankdienstleistungen im
privaten Verbrauch und im Staatsverbrauch. Diese hatten
nach dem alten Verlahren 1960 einen Anteil am Brutto­
sozialprodukt von 0,6 vH, in den letzten Jahren sogar bis
zu 1,4 vH. An den Zuwachsraten des Bruttoinlandspro­
dukts hat sich nach der neuen Rechnung in den vergan­
genen siebzehn Jahren nur wenig veräj1dert. Insgesamt
sind sie etwas geringer als bisher.

Die Kapitalproduktivität, das Verhältnis aus Bruttoin­
landsprodukt und Kapitalstock, nimmt nach der neuen
Rechnung weniger ab als bisher angenommen: der °Kapi- ..
talstock steigt deutlich langsamer, das Bruttoinlandspro­
dukt dagegen nur wenig langsamer als nach den früheren

. Daten der Voiksw"irtsclwltlichen Gesamtrechnungen.

D.as gesamtwirtschaitliche Produktionspotential, _das \vir
auf der Basis des Kapitalstocks und der Kapitalproduk-:
tivität schätzen, ist nach der revidierten Rechnung ni~dri­

ger als nach der irüheren, dasselbe gilt für die Zuwachs­
raten. Da die Angaben über das Bruttoinlandsprodukt
ebenialls nach unten revidiert wurden, ist der Aus­
lastungsgrad des Produktionspotentials im längerlristigen
Durchschnitt iast genauso hoch geblieben wie bisher
(971/4 vH). Er liegt für die sechziger Jahre nach der
revidierten Rechnung etwas niedriger und lür die sieb­
ziger Jahre um etv.ra -einen halben Prozentpunkt höher
als nach der früheren Rechnung.

90. In der verarbeitenden Indußtrie wuchs das Pro­
duktionspotential nach Berechnungen des DIW
1.971 sogar nur um rund 1 vH. IJ:.l diesem Bereich
waren die Nettoinvestitionen- in den vergangenen
Jahren noch stärker zurückgegangen als in der üb­
rigen ·Wirtschaft. Von 1971 bis einschließlich 1975
hatten die Industrieunternehmen bei steigendem Er­
satzbedarf ihre BruttoiIivestitionen um nicht weni­
ger als 30 vH reduziert; deren Anteil an den Brutto­
anlageinvestitionender Volkswirtschaft - ohne
den vVohnungsbau gerechnet - hat sich von 26,5
vH auf 20;4 vH vermindert. Auch die positiven Zu­
wachsraten, die in diesem und im letzten Jahr zu
verzeichnen waren, änderten nichts an der Tatsa­
che, daß die Industrieunternehmen weit zurückhal­
tender investierten als früher.

91. Die kräftigen Auftragseingänge in der zvreiten
Jahreshälfte 1916 hatten zunächst eine rasche Aus­
weitung der Produktion in der Industrie, die rund
40 vH der gesamtwirtschaftlichen 'vVertschöpfung
leistet, bewirkt. Als Ende des 'vVinters aber deutlich
wurde, daß die Anschlußaufträge nicht im erhofften
Umfang eingingen, waren die unternehmen. be­
strebt, ihre Produktion zu strecken. Im Verlauf des
Jahres 1977 stellten sie monatlich nicht mehr her
als um die Jahreswende; im Jahresdurchschnitt
wurde 21/2 vH mehr produziert als 1976 und nur 14
vH mehr als 1970, im Höhepunkt des vorletzten
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Konjunkturzyklus. Die meisten Verbrauchsgüter­
hersteller, sowie der Straßenfahrzeugbau und die
Elektroindustrie weiteten 1977 ihre Fertigung noch
aus, im Bergbau und in der Textilindustrie gab es
dagegen Rückgänge; der Maschinenbau und die
chemische Industrie stagnierten.

92. Die Ausdehnung der industriellen Produktion,
so schwach sie ausfiel, führte 1977 angesichts des
geringen \Vachstums der - Produktionsanlagen im
Jahresdurchschnitt noch zu einem Anstieg der Ka­
pazitätsauslastung.- Im Verlauf des Jahres kam es­
jedoch - wenn man saisonale Einflüsse außer acht
läßt - zu einem leichten Rückgang.

Nach den Berechnungen des Deutschen Instit"Qts für
\Virtschaftsforschung entspricht die Kapazitätsaus­
lastung in der Industrie gegenwärtig nahezu dem
mittelfristigen Durchschnittswert von 88 vB. Im
Gegensatz dazu erreichte der Auslastungsgrad nach
den unternehmensbefragungen, die das Iro-Institut
durchführt, nur knapp 80 vH gegenüber 86 vH im
Durchschnitt früherer Jahre. In der Vergangenheit,
insbesondere nach der Rezession von 1967, waren
die Aussagen der beiden Institute über die Bean­
spruchung der industriellen Kapazitäten nur wenig
voneinander abgewichen. Der erhebliche Unter­
schied zwischen den beiden diesjährigen Ergebnis­
sen dürfte im wesentlichen auf lJnterschieden in
der Erfassung der Produktionsanlagen beruhen. Das
DIvV berechnet den Kapitalstock aus den indu­
striellen Bruttoinvestitionen und den Abgängen aus
dem Anlagevermögen, die mit Hilfe von sogenann­
ten Uberlebensfunktionen geschätzt werden, denen
langjährige Erfahrungswerte zugrunde liegen. Das
Ho-Institut stützt sich dagegen, wie envähnt, auf
Unternehmensbefragungen. Daß die Unternehmen
ihre Sachkapazitäten höher einschätzen als' das
DIvV sie berechnet, liegt offenbar vor allem daran,
daß sie die Abgänge niedriger ansetzen; die Zugän­
ge liegen fest und gehen im Prinzip in beide Rech­
nungen mit demselben 'Wert ein. Vermutlich nutzen
viele unternehmen vorhandene Anlagen heute län­
ger, als es der früheren Erfahrung entspricht. Daß
clufgrund vermehrter Konkurse gleichzeitig Produk­
tionsanlagen vorzeitig ausfielen, die Abgänge aus
dem Kapitalstock insoweit also zunahmen, wird da­
gegen weder bei der Befragung der am :Markt ver­
bliebenen Unternehmen, noch in der Rechnung des
DI\V erfaßt.

93. Das Bauvolumen war 1977, obwohl erneut mehr
gebaut wurde als im vorigen Jahr, immer noch um
11 vH niedriger als 1972, dem Jahr, nach dem die
rasche Verschlechterung der Baukonjunktur be­
gann. Im Mietwohnungsbau beeinträchtigt das Aus­
einanderklaffen von Marktmieten und Kostenmie­
ten nach wie vor die Baulust (Ziffer 72). Der Bau
von Eigenheimen hat dagegen deutlich zugenom­
men; der Anteil der 'vVohnungen in Ein- und Zv{ei­
familienhäusern an der Gesamtzahl der neuen
\Vohnungen hat sich in den letzten Jahren be­
trächtlich erhöht und beträgt inzwischen 57 vH.
Insgesamt dürften 1977 rund 400000 'Wohnungen
fertiggestellt werden und damit etwa so viele wie
1976. Diese Zahl liegt um zwei Fünftel ~nter den
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. Ergebnissen, die während des Baubooms zu Beginn
des Jahrzehnts erzielt w-urden, und um rund ein
Fünftel unter den \Verten, die in den sechziger Jah­
ren üblich waren. Das bedeutet allerdings nicht,
daß im Hinblick auf einen mittelfristigen Bedarf ge­
genwärtig zu wenig "\Vohnungen gebaut ·würden.
Außerdem hat die Modernisierung von 'Wohnbau­
ten in den letzten Jahr€!Il wesentlich an Bedeutung
gewonnen, Ablesen läßt sich diese Tendenz an der
vergleichsweise kräfÜgen Expansion von Produk­
tion und Umsatz im Ausbaugewerbe, an der lebhaf­
ten Kachfrag.e nach Fachkräften für die Gebäude­
isolierung, nach Malern, Fliesenlegern und Estrich­
legern sowie schließlich an den beträchtlichen·
Preiserhöhungen, die die Unternehmen des Ausbau­
ge'werbes seit einiger Zeit durchsetzen können.

Am stärksten nahm 1977 die Bautätigkeit für ge­
v{erbliche Bauherren zu; diese drängten vielfach
a]lf Abschluß der Bauarbeitenbis zur: Jahresmitte,
um noch in den Genuß der Investitionszulage zu
kommen. In den folgEmden Monaten kam es wieder
zu einer gewissen Beruhigung. Für öffentliche Auf­
traggeber \v-urde in diesem Jahr noch einmal weni­
ger gebaut als im Vorjahr, doch scheint sich seit
dem Frühjahr eine Besserung eingestellt zu ha­
ben.

Insgesamt dürfte im Bauhauptgewerbe 1977 um
3 vH mehr produziert werden als 1976. Die Ausla­
stung der Kapazitäten ist dabei außerordentlich ge­
ring geblieben.

Wenig Änderung in der Beschäftigung

94. Die mäßige Ausvv'eitung der Produktion erfor-
_derte 1977 weder zusätzliche Arbeitskräfte, noch

war es nötig, die Anzahl der im Durchschnitt gelei­
steten Stunden zu erhöhen; Beschäftigung und Ar­
beitsvolumen unterschritten ihren Vorjahresstand
sogar leicht, denn die Produktivität, also die Pro­
duldion je Beschäftigten ,oder je Stunde, w-urde um
31/2 vH beziehungsweise 4 vH und damit etwas
stärkEir als die Produktion gesteigert.. In der Indu­
strie dürfte das Produktionsergebnis je Beschäftig­
ten seinen Vorjahresstand um 41/2 vH übertreffen,
je Stunde gerechnet aber um 5112 vH.

Im längerfristigen Trend hat die gesamtv{irtschaftli- _
che Produktion je Stunde jährlich um 5 vH zuge­
nommen, je Beschäftigten gerechnet um 41/2 vH.
Daß je Kopf weniger zusätzlich produziert wurde
als je .Stunde, erklärt sich aus deCstetigen Abnah­
me der durchschnittlichen Arbeitszeit; 1960 arbeite­
ten die Erwerbstätigen jährlich etwa 2 150 Stunden,
1977 waren es mit 1840 Stunden 141/2 vH weniger.

95. Der Trend der Produktivität hängt im wesent­
lichen davon ab, "\vie rasch der Einsatz von Ma­
schinen und sonstigen Kapitalgütern p'ro Arbeits­
platz ausgeweitet wird und wie leistungsfähig die

. neuen Anlagen im Vergleich mit den ausgeschiede­
nen sind, nicht zu vergessen die Bed~utung, die
bei alledem die Qualifikation der Arbeitskräfte hat.
'Besonders hohe Produktivitätsgewinne ergaben
sich in der Aufbauphase der \Virtschaft nach dem

Krieg und auch noch in den sechziger Jahren. Mit
den abnehmenden Investitionsquoten hat sich der
Trend der Produktivität in den beiden letzten Kon­
junkturzyklen allmählich abgeflacht. Die Abfla­
chung hängt außerdem damit zusammen, daß der
Beitrag des Dienstleistungssektors zur volkswirt­
schaftlichen vVertschöpfung in den vergangenen
Jahren überproportional zugenommen hat. In die­
sem Bereich ist· der Produktivitätszuwachs im allge­
meinen deutlich geringer als in der übrigen Volks­
wirtschaft.

Im internationalen Vergleich sind allerdings so­
wohl die Investitionsquote als auch die Zuwachsra­
ten der Produktivität noch sehr hoch; in den mei­
sten anderen hochentwickelten Industrieländern,
insbesondere in den Vereinigten Staaten, wird ein
geringerer Teil des Sozialprodukts für investive
Zwecke verwendet.

96. Die Entwicklung des Produktionsergebnisses je
Beschäftigten unterliegt ausgeprägten zyklischen
Schwankungen, weil die durchschnittliche Anzahl
der Stunden, die je Beschäftigten geleistet werden,
im' Konjunkturablauf schwankt. Uberstunden und
Kurzarbeit bilden die beiden Puffergrößen. Auch
die Produktion je Arbeitsstunde weist konjunktu­
relle Ausschläge auf, wenn diese auch weniger aus­
geprägt sind. Daran zeigt sich, daß die' Unterneh­
men im Abschwung bestrebt sind, ihre Mitarbeiter
zu halten', auch wenn sie diese nicht so effizient
einsetzen können wie bei einem höheren Produkti­
onsniveau; Leerlaufzeiten müssen hingenommen
werden. Im Aufschw-ung können dann die so gebil­
deten Reserven genutzt werden, die Produktion für
eine 'Weile ohne zusätzliche Arbeitsstunden zu stei­
gern. Das Produktionsergebnis je Beschäftigten~

stunde steigt beschleunigt.

Die zyklischen Ausschläge, die die Arbeitsproduk­
tivität in den einzelnen vVirtschaftszweigen auf­
weist, sind um so heftiger, je ausgeprägter die kon­
junkturellen Schwankungen dei Produktion sind.
Starke Schwankungen gab es etwa in der eisen­
schaffenden Industrie, in der chemischen Industrie
und im Automobilbau; dort kamen während des
Zeitraums von 1960 bis 1977 bei d~r Produktivität
zweistellige Zuwachsraten im Aufschwung, aber
auch absolute Rückgänge im Abschwung vor. Der
Maschinenbau und die Elektroindustrie, die weni­
ger Massengüter herstellen und die daher längere
Fertigungszeiten bei ihren Auftr~gEmhaben, sind
dagegen Beispiele für eine vergleichsweise stetige
Produktions- und Produktivitätsentwicklung (Schau-
bild 1Q). .. .

97. Von' 1973, dem letzten konjunkturellen Höhe­
punkt, .bis heute ist die Anzahl der Ervverbstätigen

. um rund .61/2 vH auf knapp 25 Millionen gesunken.
Im Jahre 1977 waren im Durchschnitt noch einmal
fast 90 000 Personen weniger erwerbstätig als· im
Jahr zuvor. Dieser Rückgang ergibt sich aus einer
Zunahme der Anzahl der abhängig Beschäftigten­
um rund 40 000 und einer Abnahme der Anzahl der
Selbständigen um etwa 130 000.
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Schaubild 10
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PRODUKTION UND PRODUKTIONSERGEBNIS JE BESCHÄFTIGTENSTUNDE IN DER VERARBEITENDEN INDUSTRIE
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\Veiter4in rückläufig war die Beschäftigung in der
Bauwirtschaft. Im Bauhauptgewerbe dürfte es ge­
genüber 1976 zu einem Rückgang der Beschäfti­
gung um rund 5 vH gekommen sein; irr.. Ausbauge­
werbe war die Arbeitsmarktlage dagegen v;esent-'
lieh günstiger. Die Unternehmen der Industrie ver­
ringtrtenihren PersonaJbestand nochmals um etwa
1/2 vB; von 1973 bis 1976 hatten sie ihn um 11 vH
abgebaut. Von Branche zu Branche waren 1977 er­
hebliche Unterschiede zu beobachten. In den
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien wurden
weiterhin mehr Arbeitskräfte entlassen als einge­
stellt, da nur geringfügig mehr produziert wurde
als 1976 und zudem noch beträchtliche Produktivi­
tätsreserven vorhanden waren. Vergleichs'weise
günstig war die Beschäftigungsentwicklung in eini­
gen Verbrauchsgüterindustrien und in Teilen der.
Investitionsgüterindustrien, etwa im Automobilbau
und in der Elektr-otechnik. Der Handel hatte keine
Mühe, seinen mäßig gestiegenen umsatz mit dersel­
ben Anzahl von Mitarbeitern wie i976 zu bewälti­
gen. Banken und Versicherungen, die von der Rezes­
s~on verschont geblieben waren, vergrößerten dage­
gen ihren Personalbestand. Die Post und vor allem
die Bundesbahn bauten ihn weiter stark ab. Die Ge­
bietskörperschaften, dIe ihre Personalpolitik nach
dem mittelfristigen Bedarf an öffentlichen Dienstlei­
stungen '~usrichten sollten, blieben, nachdem sie in
Zeiten angespannten Arbeitsmarktes die Anzahl der
bei ihnen Beschäftigten kräftig ausgeweitet hatten,
1977 bei ihrem restriktiven Einstellungsverhalten
und erhöhten die Anzahl ihrer Bediensteten ledig­
lich um etwa 1 vH (Schaubild 11).

Der Abbau der Arbeitslosigkeit kommt nicht voran

98. Das lJngleichgewicht am Arbeitsmarkt zeigt sich
auch an der niedrigen 'Zahl der Stellenangebote.
Insgesamtwurden'von Januar bis Oktober 1977 .den
Arbeitsämtern 1,9 Millionen Stellen als offen ge­
meldet, rund 5112 vH weniger als im gleichen Zeit­
raum des Vorjahres. Der durchschnittliche Bestand
an' gemeldeten offenen Stellen war 1977 nicht höher
als in den beiden vorangegangenen Jahren, nämlich
rund 235000. Nach Schätzungen der Bundesanstalt
für Arbeit werden zwar nur rund 40 vH der zu
besetzenden Stellen den Arbeitsämtern gemeldet und
durch diese vermittelt, so efaß der tatsächliche Be­
staudan offenen Stellen möglicherweise erheblich
höher ist als der registrierte; er dürfte 19J7 jedoch
ebensowenig zugenommen haben wie dieser, denn

. Anzeichen für einen Rückgang der Einschaltquote
der Arbeitsämter liegen nicht vor.

\Vie schwach die·'Auftriebskräfte 1971 waren, wird
auch daraus ersichtlich, daß die Xurzarbeitim Jah­
resdurchschnitt kaum noch weiter zurückging und
die Anzahl der geleisteten Uberstunden nur mehr
wenig stieg.

9jJ. Das Angebot an Arbeitskräften, gemessen am
Erwerbspersonenpotential, ging nach Rechnungen
des Kürnberger Insti.tuts für Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung 1977 noch einmal um 70 000 und da­
mit auf 26,6 Mio Personen zurück (Tabelle 10). Der
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Rückgang ergibt sich als Saldo aus einer Verminde­
ruI!g der Anzahl ausländischer Erwerbspersonen
um rund 110000 und einer Zunahme der aeutschen
Erwerbspersonen um 40 000. Daß diese Zunahme
nicht kräftiger ausfiel, obwohl die deutsche ·Wohn­
bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 1917 um rund
eine Viertelmillion größer war als 1976 und obwohl
in der Rechnung unterstellt ist, daß die Erwerbsbe­
teiligung verheirateter Frau~m weiter steigt, beruht
auf der fortgesetzten Verkürzung der Berufstätig­
keit älterer Personen und auf der anhaltenden Ver­
längerung der Ausbildungsdauer. V\Teil geburten­
starke Jahrgänge nachrücken, wird die Anzahl der
Personen, die erwerbstätig sind oder sein wollen, in
den kommenden Jahren wesentlich rascher zuneh­
.men, bis 1981 voraussichtlich um 400000. Unter-·
stellt ist dabei allerdings, daß das zehnte Schuljahr

Tab e 11 e 10

nicht rascher als geplant eingeführt und daß die
flexible Altersgrenze nicht weiter gesenkt wird.

100. Obwohl die Anzahl der abhängig Beschäftig­
ten leicht stieg und das Angebot an Arbeitskräften,
das Erwerbspersonenpotential, noch etwas zurück­
ging, waren 1917 im Jahresdurchschnitt wieder
mehr als eine Million Personen arbeitslos gemeldet.
Der allmähliche Abbau der Arbeitslosigkeit,der im
Herbst 1975 und damit recht bald nach der kon­
junkturellen vVende eingesetzt hatte, kam um die
Jahreswende 1976177 zum Stillstand und wich,
wenn man von saisonalen Einflüssen absieht, für
mehr als ein halbes Jahr einem neuerlichen An­
stieg. Auch nach der Umkehr dieser Tendenz war
die Anzahl der Arbeitslosen in den Herbstmonaten
größer als vor Jahresfrist.

Die EntwicIdung am Arbeitsmarkt 1)

Erwerbstätige

Erwerbs- Abhängige Arbeits- Stille Kurz- Offene Arbeits-
pers·onen- Selb- Reser- losen-

Jahr potential
zusammen Idarunter stän- lose ve 4)

arbeiter Stellen quote 5)
Aus- dige 3)

länder 2)

1000 I vH

1960 26398 20090 279 5990 271 47 3 465 1,3

1961 ·26622 20580 507 5861 181 3 552 0,9

1962 26689 - 20876 629 5658 155 4 574 0,7

1963 26782 21"113 773 5483 186 1i 555 0,9

1964 26787 21349 902 5269 169 2 609 0,8

1965 26916 21639 1119 5130 ·147 1 649 0,7

1966 26890 21650 1244 5036 161 43 16 540 0,7

1967 26540 20921 1014 4896 459 264 143 302 _ -2,1

1968 26300 21054 1019 4785 323 138 10 488 1,5

1969 26419 21636 1366 4604 179 1 747 0,8

1970 26719 22148 1807 4422 149 10 795 0,7

1971 26914 22328 2128 4311 185 90 86 648 0,8

1972 26970 22360 2285 4220 246 144 76 546 1,1

1973 27071 22500 2425 G) 4148 273 150 44 572 1,2
- 1974 26943 22092 2323 G) 4063 582 206 292 315 2,6

1975 26820 21329 2061 3937 1074 480 773 236 4,8

1976 26706 21233 1925 3800 1060 613 277 235 4,7

1977 G) 26635 21272 1848 3677 1030 656 250 235 4,6

1) Abgrenzung nach dem Inlandskonzept.
2) 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni.
3) Einschließlich mithelfender Familienangehöriger.
4) Erwerbspersonenpotential abzüglich Erwerbstätige und Arbeitslose.
5) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (abhä11gige Erwerbstätige + Arbeitslose); Berechnung nach dem

Inländerkonzept.
6) Eigene Schätzung.

Quelle: BA (ausgenommen Erwerbstätige und Arbeitslosenquote) ; Berechnung des Erwerbspersonenpotentials: lAB
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101. Die Arbeitslosenzahlen vermitteln für sich ge­
nommen nur einen unzureichenden Eindruck vom'
tatsächlichen Ausmaß der Cnterbeschäftigung. Nach
Rechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung gibt es in diesem Jahr 650000 Perso­
nen, die zwar nicht als Arbeitslose registriert sind,
dü~ aber Arbeitsplätze annehmen würden, wenn es
geeignete Stellen gäbe. Diese sogenannte stille Re­
serve ist eine nur unter erheblicher Unsicherheit zu
schätzende Größe - sie ergibt sich als Differenz
zwischen den statistisch erfaßten Erwerbstätigen
und Arbeitslosen auf der einen Seite und dem. ge­
schätzten Erwerbspersonenpotential auf der ande­
rEm Seite; die Vorbehalte, die gegenüber der Be­
rechnung des Erwerbspersonenpotentials geltend
gemacht werden können, insbesondere gegen die
Annahme, daß die potentielle. Erwerbsbeteiligung
der Frauen immer noch steigt, sind also gleicher­
maßen Vorbehalte gegenüber der Größe der stillen
Reserve. Daß diese verdeckte Arbeitslosigkeit
gleichwohl alles andere als unbedeutend ist, zeigt
folgender Vergleich: Zwischen 1973 und 1976 war
die Anzahl der Erwerbstätigen in der Bundesrepll­
blik um 1,62 Millionen zurückgegangen, die Anzahl
der Arbeitslosen stieg in dieser Zeit aber "nur" um
790000. Ein Teil der Differenz erklärt sich durch
die gleichzeitige Rückwanderung von rund 300 000
Ausländern. Es verbleibt ein Rest von etwa 530 000
Personen. Unterstellt man, daß die Neigung zur.
Erwerbstätigkeit sich nicht anders als im längerfri-

. sUgen Trend entw-ickelt hat, also weiter gesunken
ist, dürfte die stille Reserve 1976 um rund 450000
Personen größer sein als 1973. 'Wenn die Arbeits­
kräftenachfrage wieder steigt, werden diese zusam­
men mit Berufsanfängern, früheren Selbständigen
und Arbeitslosen um die Stellenangebote konkur­
rieren, 50- daß die Arbeitslosigkeit nicht" im selben
Maße abnehmen wird. wie die Beschäftigung zu­
nimmt.

Die Unterbeschäftigung hatte 1977 - ähnlich wie
in den beiden Jahren zuvor - einen Umfang von
möglicherweise mehr als dem Anderthalbfachen
der ausgewiesene.n Arbeitslosigkeit. Die Kosten der
durch die Inflation erzwungenen Stäbilisierungskri­
se und der nachfolgenden tiefen Rezession beste­
hen vor allem darin, daß dieses große Potential so
lange Zeit ungenutzt geblieben ist.

11I. Niveau und Struktur der Arbeitslosigkeit

102. :\rach drei Jahren hoher Arbeitslosigkeit haben
sich die Anzeichen dafür verdichtet, daß ein großer
Teir der Unterheschäftigung nicht schon durch eine
bessere Auslastung des Produktionspotentials im
Laufe eines konjunkturellen Aufschwungs zu besei­
tigen ist. Dberdies tritt immer deutlicher zutage,
daß sich die Arbeitslosigkeit in den vergangenen
drei Jahren in ihrer Struktur gewandelt hat· und
daß .sich die durchschnittliche Dauer der Arbeitslo­
sigkeit erhöht hat. Die Konzentration des Arbeits­
platzrisikos auf besonders benachteiligte Gruppen
ist zum Hauptproblem der Arbeitsmarktpolitik ge­
worden. In Reaktion auf diese Herausforderung

versucht man heute auch Einfluß auf die Nachfrage
nach Arbeitskräften' zu nehmen. Die Ausgaben, nlit
denen die Anpassung der Qualifkation der Arbeits­
kräfte an veränderte Anforderungen gefördert wird,
sind hingegen erheblich zurücKgegangen.

Konjunkturelle und strukturelle Komponenten

103. Nimmt man registrierte Arbeitslose und stille
Reserve zusammen, waren 1977 über eineinhalb
Millionen Personen ohne Arbeit. Ein erheblicher
Teil dieser Unterbeschäf!igung beruht sicher dar­
auf, daß das Produktionspot~ntiäfd.eutffch schwä~
eher als im mittelfristigen Durchschnitt ausgelastet
ist; wie groß dieser Teil ist, hat sich bisher nicht
ü)Jerzeugend beantworten lassen. .

Eine Umfrage, die das Nürnberger Institut für Ar­
beitsmarkt- und Berufsforschung und das Münchner
Ho-Institut Anfang 1977 bei Unternehmen des ver~

arbeitenden Gewerbes und der Bauwirtschaft
durchführten, ergab, daß in diesen beiden Berei­
chen der Volkswirtschaft, die zusammen etwa

.45 vH aller Erwerbstätigen beschäftigen, kurzfristig
950 000 ·neue Mitarbeiter benötigt würden, "'fenn
sämtliche technischen Froduktionsmöglichkeitelllän­
gerfristig voll ausgeschöpft werden könnten. Könn­
te man dieses Ergebnis als Indikator für die il.Usla­
stungsbedingte Unterbeschäftigung in der Bundes­
republik nehmen, so wäre die gesamte Arbeits:losig­
keit konjunkturell bestimmt. Man darf aber nicht
davon ausgehen, daß alle Unternehmen gleichzeitig
voll beschäftigt sein könnten. Selbst in Zeiten ex­
tremer Anspannung der gesamtwirtschaftlichen Ka­
pazitäten sind keineswegs alle Kapazit~ten voll
ausgelastet; nicht einmal im Boomjahr 197C war
das der Fall. Angesichts des vVandels der Nachfra-

. gestruktur muß außerdem wohl bezweifelt werden,
ob die vorhandenen Anlagen in vollem Umfang zu
der künftigen Nachfrage passen.

104. Um wieviel sich die Beschäftigung kurzfristig
erhöhen ließe,· könnte man auch auf folgende \Vei­
se abzuschätzen versuchen: Unterstellt man; daß es
gelungen wäre, das gesamtwirtschaftliche Produkti­
onspotential 1977 wieder normal auszulasten, daß
das Sozialprodukt also im Vorjahresvergleich nicht·
um 2 1/ 2 vH, sondern· um 8 1/2 vH .gestiegen wäre
und daß der Anstieg des Produktionsergebnisses je.
Beschäftigten ähnlich wie 1969 etwa 6 1/ 2 vH be­
tragen hätte, so hätten rund 500 000 Personen mehr
beschäftigt werden können. Dieser Teil der uegen~·

wärtigen Unterbeschäftigung wäre deF zu niedrigen
Auslastung des Produktionspotentials zuzuschrei­
ben. Freilich ist auch diese Rechnung mit uroßen
Vorbehalten zu versehen, vor allem, weil die Pro­
duktivitätsreserven nur unter .erheblicher Unsicher­
heit zu schätzen sind.

105. Ein Teil der Arbei~slosigkeitist wohl au.ch auf
Unterschiede zwischen den Merkmalen der angebo­
tenen Arbeitsplätze und den Fähigkeiten und '!\Tün­
s-chen der Stellensuchenden zurückzuführen (JG 76
Ziffern 106.1f.). Vlfenn in einzelnen Branchen die Be­
schäftigung n?-chhaltig zurückgeht und dieSE Bran-
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chen zudem auf einige wenige Regionen konzen­
triert. sind, so haben' es die dort entlassenen Ar­
beitskräfte schwer, in ihrer näheren Umgebung
neue Stellen zu finden. Auch soweit sie bereit und
ohne unzumutbare Schwierigkeiten in der Lage
sind, in andere Regionen abzuwandern, hätten es
viele von ihnen wegen ihrer branchenspezifischen
Qualifikation nicht leicht, einen entsprechenden
Arbeitsplatz zu finden.

Die jüngste Rezession hatte zwar im Gegensatz zu
'der von 1967 zunächst alle Branchen und Regionen
ziemlich gleicr..rnäßig erfaßt, so daß die Chancen
der Arbeitsuchenden, innerhalb einer bestimmten
Zeit einen Arbeitsplatz zu finden, im allgemeinen
überall gleich schlecht waren. Seit 1976 ist die Be­
schäftigungslage jedoch regional und nach Bran­
chen differenzierter geworden. Damit dürften die
Unterschiede in den Merkmalen von Angebot und
Nachfrage für die Erklärung der Arbeitslosigkeit an·
Bedeutung gewonnen haben. Kach Berechnungen
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
ist der Anteil an. der Gesamtarbeitslosigkeit, der
darauf zurückzuführen ist, von 1975 bis 19ft von
rund 10 vH auf knapp 18 vH gestiegen.

106. In der öffentlichen Diskussion ist in letzter
Zeit die Frage stark hervorgetreten, ob die Höhe
der Arbeitslosigkeit nicht in beträchtlichem Maße
auch auf ein verändertes Verhalten der Arbeitslo­
sen selbs~ zurückgeführt werden muß. Dabei wüd
auf Unternehmen verwiesen, die offene Stellen nur
schwer oder gar nicht besetzen können, weil die
über das Arbeitsamt vermittelten Arbeitslosen die
gebotenen Bedingungen nicht akzeptieren. Dies
wird nieht zuletzt damit erklärt, daß die finanzielle
Situation der Arbeitslosen heute besser sei ais frü­
her und damit die Möglichkeit zugenommen habe,­
sich mit der Arbeitssuche Zeit zu lassen. Aus der
so verlängerten Dauer der individuellen Arbeitslo­
sigkeit ergäbe sich gesamtwirtschaftlich eine er­
höhte Arbeitslosenzahl.

\Venn offene $tellen nicht gleich besetzt werden,
so wird dieser Argumentation entgegengehalten,
mag das auch daran liegen, daß die Unternehmen
angesichts der' anhaltend hohen Arbeitslosigkeit die
Anforderungen an die Qualifikation heraufgesetzt
oder auch die angebotenen Entgelte herabgesetzt
haben, wodurch es den Stellensuchenden schwe~er

gemacht wird, sich der veränderten Arbeitsmarktla­
ge anzupassen. \Vas sich an Anpassung tatsächlich
vollzieht, 'ist gleichwohl nicht gering, zumal nach
längere_r Stellensuche.

Auch muß berücksichtigt werden~ daß eine längere
Arbeitslosigkeit nicht nur die Chance bietet, einen
günstigen Arbeitsplatz zu finden; sondern daß sie
auch Risiken enthält. \Ver sich in Zeiten knappen
Arbeitsplatzangebots als Arbeitsloser um eine Stel­
le bewirbt, hat gegenüber dem Arbeitgeb!=lr oft eine
geschWächte Verhandlungs.position, die sich mit
der Dauer der Arbeitslosigkeit noch yerschlechtert.
Zudem leidet die berufliche Qualifikation unter
Umständen während der Zeit der Nichtbeschäfti­
gung. Die sogenanllte \Viedereingliederungsquote
.sinkt deshalb mit der Dauer der Arbeitslosigkeit.
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. Darüber hinaus steigt im Zeitverlauf das Risiko,
keinen Arbeitsplatz mehr zu finden, bevor der-An­
spruch auf Arbeitslosengeld verloren geht, und da­
mit auch die Gefahr, auf Arbeitslosenhilfe, das ei­
gene Vermögen oder die Unterstützung von Ange­
hörigen zurückgreifen zu müssen.

107. Die finanzielle Situation der meisten Arbeitslosen
hat sich seit 1975 merklich verbessert. Bis Ende 1974 be­
trug das Arbeitslosengeld 62,5 vH, die Arbeitslosenhilfe
52,5 vH vom letzten Nettoentgelt aus abhängiger Be­
schäftigung. Dabei handelte es sich iür die l"lehrzahl je­
doch um ein fiktives Nettoentgelt, weil die Abzüge vom
Bruttoeinkommen iür alle gleichermaßen nach den Sätzen
der SteuerkTasse I (Ledige) vorgenommen wurden, wo­
durch die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der
Arbeitslosenunterstützung vor allem bei verheirateten
Arbeitnehmern mit Kindern deutlich unter das frühere
Nettoeinkommen gedrückt wurde. Um hier einen Aus­
gleich zu schaffen, gab es für die Ehepartner und die
Kinder eine sogenannte Familienzulage von je 12 Di"1
\vöchentlich. Dies zusammen mit ~ei Arbeitslosenunter­
stützung w'ar jedoch in der Regel weniger als 62,5 vH be­
zielmngs\'.reise 52,5 vH des Nettoeinkommens vor der
Arbeitslosigkeit.

Vom 1. 1. 1975 vlUrden die Sätze auf 68 vH erhöht. Gleich­
zeitig entfiel die Familienzulage, und als Bemessungs~

grundlage gilt seitdem das tatsächliche irühere Nettoein­
kommen; die Regelungen über die Höchstgrenzen wurden
beibehalten. Arbeitslose, die etwa in der Steuerklasse III
(Verheiratete) ",faren, erhalten demnach eine deutlich hö­
here Arbeitslosenunterstützung als zuvor. Der 'Wegfall
der Familienzulage wurde ausgeglichen durch die Er­
höhung des Kindergeldes, die ebenfalls zum 1. 1. 1975 in
Kraft trat. Insgesamt hai sich durch diese iinderungen
der relative Abs1and zwischen Arbeitslosenunterstützung
und früherem Nettoeinkommen vermindert.

:Was allerdings die' Arbeitslosenhilfe anlangt, hat die Er­
höhung von 52,S vH auf 58 vH für eine vermutlich große
Gruppe nur kompensiert, was seit dem Inkraittreten des
Arbeitsförderungsgesetzes von 1969 an Versclliechterung
eingetreten war. Der Teil des Einkommens erwerbstätiger
Familienangehöriger von Arbeitslosen, der bei der Be­
düritigkeitsprüfung außer Ansatz bleibt, ist nämlich seit
1969 nicht verändert \'lorden und unterlag damit ständig
einer inflatorischen Enhvertung. Mit dem' Haushaltsstruk­
turgesetz von 1975 wurden zudem für Absolventen von
allgemeinbildenden oder beruflichen Schulen und für
Hochschulabgänger die Möglichkeit abgeschafft, unmittel­
bar nach dem Ende der Ausbildung Arbeitslosenhilfe zu
beziehen. Dies ist nur. noch möglich, \venn sie innerhalb
des letzten Jahres vor der Ausbildung mindestens ein
halbes Jahr lang in entlohnter Beschäftigung gestanden
haben. Erfüllen sie diese Voraussetzung nicht, sind sie
nun also auf Sozialhilfe angewiesen.

108. Daß die finanzielle Situation der Arbeitslosen
heute besser ist als früher, muß man in Rechnung
stellen, wenn man abschätzen will, ob sich deren
Verhalten tatsächlich in einer 'vVeise verändert hat,
die für die Zukunft eine längere durchnittliche
Dauer der Arbeitslosigkeit erwarten läßt. Die Ver­
doppelung der Dauer der Arbeitslosigkeit seit 1974
kann man in einer Zeit hohen gesamtwirtschaftli­
chen Uberangebots von Arbeitskräften gewiß nicht
ohne weiteres als Indiz für eine solche Verhaltens­
änderung nehmen.. Ebensow'enig läßt sich aber zur
Zeit unter Hinweis auf die- mit der Dauer der Ar­
beitslosigkeit abnehmende Eingliederungsquote das
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Gegenteil ausreichend belegen.- Für sich genommen
räumt die finanzielle Besserstellung der Arbeitslo­
sen diesen jedenfalls die Möglichkeit ein, länget
mit gleicher Intensität wie früher nach einem pas­
senden Arbeitsplatz zu suchen oder weniger inten­
siv und deshalb länger. Ersteres ist durchaus eine
erwünschte Nebenwirkung der finanziellen Besser­
steIlung; denn längeres intensives Suchen' wird
dazu führen, daß im ganzen die mit den angebote­
nen Arbeitsplätzen verbundenen Anforderungen
besser zu den Qualifikiüionen derer passen, die die­
se Arbeitsplätze besetzen. vVeniger intensives Su- .
ehen ist mit der sozialen Sicherung nicht gewollt,
auch- wenn es, solange es nicht überhand nimmt,
von der" Gesellschaft in Kauf genommen werden
mag.

. \Nie stark die Sucharbeitslosigkeit in ihrer er­
wünschten und in ihrer tolerierbaren Er~cheinungs­

form auf Dauer zu Buch schlägt und damit den Um­
fang der Arbeitslosigkeit erhöht, bei dem der ange­
strebte hohe Beschäftigungsstand als erreicht gel­
ten kann, läßt sich gegenwärtig nicht verläßlich ab­
schätz~n, da· sich auch die Unternehmen in dieser
konjunkturellen Phase mit der Suche nach geeigne­
ten Arbeitskräften für die Besetzung von Stellen
Zeit lassen können. Hinreichende Sicherheit über
den Teil der Arbeitslosigkeit, der auf einem verän­
derten Verhalten der Arbeitslosen bei der Suche
nach einem neuen AI;beitsplatz beruht, kann es erst
geben, wenn die. Kachfrage nach Arbeitskräften
überwiegt. Es ist jedoch zu vermuten, daß sich die
Sucparbeitslosigkeit nach 1969 erhöht hat.

109. :;\leben den erwähnten Gründen mag" es noch
andere, möglicherweise wichtigere Gründe geben,
die dafür sprechen, daß es gegenwärtig und künftig
mehr Arbeitslose gibt als fruher, die länger nach
einer Stelle suchen oder die gar nicht an der Auf­
nahme einerlätigkeit interessiert sind:

- Die gestiegene Erwerbsbeteiligung der Frauen
dürfte die Fluktuation am Arbeitsmarkt und
auch das Niveau der Arbeitslosi~keirerhöht ha­
ben. Frauen wechseln häufig zwischen Ganz­
tags- und Halbtagstätigkeiten oder zwischen Be­
ruf und Haushalt.

- Mit der Anzahl der Zweitverdiener hat vermut-
. lich die Anzahl derer zugenommen, für die der
Druck, aus fInanziellen Gründen rasch einen
neuen Arbeitsplatz annehmen zu müssen, ver­
gleichsweise gering ist.

- Altere Arbeitnehmer können seit 1973 mit der
Vollendung ihres sechzigsten Lebensja.hres vor­
gezogenes Altersruhegeld beziehen, wenn sie in
den anderthalb Jahren vor ihrem Antrag minde­
stens 52 \lVochen lang arbeitslos waren. vVollen
sie von dieser Möglichkeit Gebrauch machen,
kann ihnen nicht daran gelegen sein, innerhalb
jener Frist eine Arbeit anzunehmen.

- Der 'Anteil der Absolventen von höheren Schu­
len, Fachhochschulen und Universitäten nimmt
zu. Arbeitsuchende_mit höherem Bildungsab­
schluß .brauchen· erfahrungsgemäß länger als an­
dere, ehe sie einen Arbeitsplatz gefunden haben,
der ihren Vorstellungen entspricht.

110. Alles in allem dürfte die Arbeitslosigkeit, die
der Unterauslastung des Produktionspotentials zu­
g,erechnet 'verden kann, zuzüglich der Arbeitslosig­
keit, die ihre Ursache in einem veränderten Verhal­
ten der Arbeitsuchenden hat, eine Höhe von mehr
als einer halben Million haben. Das entspricht etwa
einem Drittel der gesamten registrierten und nicht
registrierten Arbeitslosen. Selbst wenn die -Gesamt­
zahl von eineinhalb Millionen etwas überhöht ist,
weil unter normalen Verhältnissen wohl nicht mehr
so viele eine Arbeit aufnehmen würderr, wie es un­
ter den extrem günstigen Arbeitsmarktbedingungen
in der Hochkonjunktur 1969170 der Fall vrar, ver­
bleibt doch ein erheblicher Mangel an Arbeitsplät­
zen (Ziffern 326 ff.).

StrUkturelle Änderungen am Arbeitsmarkt

111. Seit 1975 haben sich beträchtliche 'Wandhngen
in der Struktur der Arbeitsl9sigkeit vollzogen. Da­
ten über die Höhe der Arbeitslosigkeit verrititteln
nur einen unvollkommenen Eindruck über diese
Prozesse. Hinter einer durchschnittlichen Arb.~itslo­

senzahl von- einer Million, wie sie nunmehr schon
drei Jahre lang registriert wird, kann sich bei­
spielsweise verbergen, daß eine Million Personen
ein Jahr lang arbeitslos war oder vier Millionen
drei Monate lang. Eine Besserung der Beschäfti­
gungssituation kündigt sich zuerst -in einer Abnah­
me .der Zahl neu gemeldeter Arbeitsloser an; für
die Frühphase eines Aufschwungs ist typisch, daß
sich die Dauer der individuellen Arbeitslosigkeit
noch verlängert, das Risiko arbeitslos zu werden,
jedoch vermindert. An der Höhe eier gesamtwirt~

schaftlichen Arbeitslosigkeit muß sich dadurch zu­
nächst nicht viel ändern, da sich die beiden Fakto­
ren für eine \Veile kompensieren können. Eine sol­
che EntWicklung war etwa 1976 zu beobacht,::m, als
die durchschnittliche Dauer der Arbeitslqsigkeit im
Vergleich zum Jahr davor um vier \lVochen auf
knapp 16 vVochen stieg, die Anzahl der im Jahres­
verlauf neu gemeldeten ArQeitslosen aber um 5 1/2

vH auf 3 1/ 4 Millionen abnahm, so daß sich am so­
genannten Bestand an Arbeitslosen von etwas über
einer Million kaum etwas änderte. Ende 1976 kehr­
te,sich qieser Prozeß allerdings wieder um und si­

.gnalisierte damit frühzeitig die erneute konjunktu­
. relle Abschv{ächung (Schaubild 12).

112. In den Jahren 1975 bis 1977 waren die _Arbeits­
losen - im .Durchschnitt rurid 15 'Woehen .lang ar­
beitslos; das war mehr als doppelt so lang wie im
Rezessionsjahr 1967. -Auch hinter die:;:;er Zahl ver­
birgt sich ein 'Wandel: Obgleich sich aie durch­
schnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit in jiingster
Zeit nur wenig v~rändert hat, ist der Anteil der Ar­
beitslosen, die ein Jahr oder länger ohne· Be5chäfti­
gung waren, deutlich gestiegen; für die übri!:j"en hat
sich die durchschnittliche Dauer der 'Arbeitslosig­
keit verkürzt. -

="iach einer Stichprobe. des Instituts für Arbeits­
markt- und Berufsforschung vom September 1976
waren die damals befragten Arbeitslosen innerhalb'
der vorangegangenen zwölf Monate im Durch-
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113. Die Fluktuation am Arbeitsmarkt ist wesent­
lich höher, als es die Daten über die Anzahl derer,
die sich als Arbeitslose melden, vermuten lassen;
nur in jedem zweiten Fall ist gegenwärtig ein .Stel-

schnitt rund anderthalbmal, innerhalb der vorange­
gangenen drei Jahre knapp zweimal arbeitslos (Ta­
belle 11). Diese beiden Zahlen dürften in Wirklich­
keit vermutlich höher sein, da der September stets
ein Monat mit geringer saisonaler Arbeitslosigkeit
ist. Durch die Wahl dieses Erhebungsmonats. bleibt
gerade der Teil der Erwerbstätigen aus' dem Bild,
für den Mehrfacharbeitslosigkeit typisch ist. Es ist
daher nicht möglich, etwa für die Jahre von 1915
bis 1911. die rund zehn Millionen registrierten Fälle
von Arbeitslosigkeit durch die Zahl zwei zu teilen
und daraus zu folgern, daß etwa fünf Millionen ver­
schiedene Personen in diesem Zeitraum mindestens
einmal arbeitslos waren. Tatsächlich dürfte es sich
um ei?e deutlich kleinere Gruppe handeln.

115. Von den Arbeitslosen hatten im Mai 1911.
über die Hälfte keine abgeschlossene Berufsausbil-'
dung, ein Fünftel suchte lediglich eine Teilzeitbe­
schäftigung, ein-Viertel war gesundheitlich behin­
dert, 6 vH waren Berufsanfänger, fast ein Achtel
war -älter als 55 Jahre, etwa die Hälfte waren Frau­
en. Für viele Arbeitslose treffen -mehrere dieser
Merkmale zu.

114. - Der ·Wettbewerb der Arbeitslosen und der Be­
schäftigten um die Arbeitsplätze hat in den letzten
Jahren deutlich zugenommen. Es gelingt den Ar­
beitsämtern rascher, neu gemeldete Stellen an ge­
eignete Bewerber zu vermitteln. Zugleich aber hat
die anhaltend ungünstige Relation von Arbeitsu­
chenden zu offenEm Stellen einen Umschichtungs­
prozeß am Arbeitsmarkt bewirkt, in dessen Verlauf
die besser qu~lifiziertenArbeitnehmer die weniger
qualifizierten stärker als sonst verdrängen: Akade­
miker konkurrieren mit ehemaligen Fachhochschü­
lern, diese mit Absolventen einer kaufmännischen
oder gewerblichen Lehre und diese wiederum mit
ungelernten Arbeitskräften l,lm die vorhandenen
Stellenangebote, und auf allen Stufen sind es die
besser Befähigten und besser Motivierten, deren
Vorsprung deutlicher als bei angespannter Arbeits­
marktlage zu Buche. schlägt. Denn, wie erwähnt,
haben nicht nur die Arbeitnehmer mehr Spielraum
für eine längere Suchzeit, dies wegen der sozialen
Sicherung i auch die Arbeitgeber können sich mehr
Zeit lassen, müssen sich nicht mehr damit begnü­
gen, eine Stelle überhaupt besetzen zu können, dies
wegen der veränderten Arbeitsmarktlage.

Angesichts dieses Verdrängungsprozesses darf es
nicht verwundern, daß in den Augen der Arbeitge­
ber immer weniger i\rbeitslose für die Besetzung
freier Arbeitsplätze geeignet erscheinen. Voreilig
wäre jedoch der Schluß, man müsse sich schon aus
diesem Grunde auf Dauer mit einem wesentlich hö­
heren Niveau an Arbeitslosigkeit abfinden. Eine
Normalisierung der gesamtwirtschaftlichen Nach­
frage nach Arbeitskräften würde allemal einen gro­
ßen Teil auch derer in Arbeit bringen, die- heute im
'Wettbewerb hintan bleiben .oder sich selbst nicht
vordrängen, sondern mit den wirtschaftlichen und
sozialen Bedingungen eines Arbeitslosen eine Zeit­
lang ganz gut zurechtkommen und mangels ausrei­
chender Nachfrage nach Arbeitskräften im ganzen
auch von außen weniger als sonst gedrängt wer­
den, eine freie Stelle anzunehmen.

lenwechsel mit Arbeitslosigkeit verbunden. lpJ. Jahre
1911 wurden frehvillig oder unfreiwillig rund
sechs Millionen Arbeitsverhältnisse beendet und
fast ebenso viele neu begonnen. Die Chance der
einzelnen, einen Arbeitsplatz zu finden, ist so gese­
hen also nicht gering. In den Jahren 1974 und 1915
hatten die Freisetzungeri. noch deutlich überwogen;
erst seit 1916 halten ihnen die Neubesetzungen
etwa die 'Waage. Im Vergleich zu 1965 oder 1973
hat sich die Zahl der Einstellungen um rund 2 Mil­
lionen pro Jahr vermindert. Angesichts des Rück­
gangs der Stellenangebote waren offenbar a:uch die
Beschäftigten weniger bereit, ihren Arbeitsplatz zu
wechseln.

~'io
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Tabelle 11

der Arbeitslosigkeit

Arbeitslosen­
quote

Von Arbeits­
losigkeit

betroffene
Personen ')

Häufigkeit 2) DaUer 3)

Insgesamt

Nach Geschlecht

Männer

Frauen

Nach Altersgruppen

unter 25 .

25 bis 55 .

über 55 ~ .

3,9

3,0

5,5

5,4
3,4

5,2

vH

9,8

7,8

12,7

19,2

7,5

6,3

'" mal im Jahr \Vochen

1,54 13,5

1,60 12,5

1,47 15,0

1,49 9,8

1,59 14.9

1,48 29,2

Nadl Berufsausbildung'

ohne Berufsausbildung (einschließli<::h
Anlernung) _ ' .

Lehre, Berufsfachschule. Fachschule .

Fachhochschule, Hochschule .

Nach Nationalität

Deutsche .

Ausländer .

Nach Beschäftigungsverhältnis

Angestellte .

Arbeiter und "übrige" .

Gewünschte Arbeitszeit

Vollzeit .

TeilzeIt!Heimarbeit .

6,3

2,8

2,4

4,0

3;8

3,5

4,3

3,6

9,8

15,0

7,4

6,0

9,6

13,1

7,9

11,0

9,4

16,5

1,66

1,45

1,25

1,52

1,74

1,37

1,66

1,56

1,42

13,2

13,6

16,7

14,3

8,7 -

16,8

12,3

12,8

21,7

:....._------'-----------.,.-------------------.,..-------_.
1) gibt an,wie viele unterschiedliche Personen (in, vH der abhängigen Erwerbspersonen) innerhalb des vorangegallgenen Jilhres

arbeitslos ge";orden sind.
2) gibt an, wie oft die Arbeitslosen im Durchschnitt ":ähr€md des vorangegangellen Ja!J.res arbeitslos ·waren.
3) gibt an, wie lange die Arbeits!osen, die innerhalb des vergangenen Jahres ihre Arbeitslosigkeit beendet haben, im Durchschnitt

arbe;tslos Wilren.
Quelle: lAB

- 116. Im Mai 1~77 lag der Anteil derer, die keine
abgeschlossene Berufsausbildung besitzen, an den

, 21,6 Millionen abhängig Beschäftigten bei 33,5 vH,
an den 946 000 Arbeitslosen dagegen bei 54 vH. Der
Anteil der beruflich weniger qualifizierten Arbeits­
losen an der Gesamtarbeitslosigkeit ist überdies
nur deshalb nicht noch höher, weil ein besonders
großer Teil der Ausländer, die seit Beginn der Un­
terbeschäftigung in ihre Heimatländer zurückge­
wandert sind, und der Frauen, die aus konjunktu­
rellen Gründen ihre Erwerbstätigkeit vorüberge­
hend aufgegeben haben, ohne sich arbeitslos zu
melden, keine abgeschlossene Berufsausbildung

hat. 'Würden diese Personen noch mit als Arbeitslo­
se gezählt, so würde sich vermutlich zeigl~n, daß
die Arbeitslosenquote der :\v-eniger qualifizierten
Arbeitskräfte sehr viel stärker gestiegen ist als be­
obachtet und gegenwärtig nicht bei '1 vH, sondern
deutlich über 10 vH läge.

117. Besonders hoch und der Tendenz nach stei-. .
gend sind die Arbeitslosenquoten seit einiger Zeit
in den unteren und in den oberen Altersgruppen,
während sie bei den mittleren Jahrgängen deutlich
niedriger sind und zudem allmählich zurückgehen
(Tabelle 12).
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Tab eIl e 12
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Zur Struktur der Arbeitslosigkeit

Arbeitslosenquoten in vB 1)

1973

Sep­
tember Mai

1974

I Sep­
tember Mai

1975

I Sep­
tember Mai

1976 1 19_7_7 _

I Sep- I yfai I Sep-
tember tember

1,8 i,3

1,7 1,1

2,0 2,3

2,6 2,9

2,4 2,9

1,9 2,4

2,4 3,0

1,0 1,5

Insgesamt .

::-Jach Geschlecht

Männer .

Frauen .

Kach Kationalität

Deutsche .

Ausländer .

Nach Landesarbeitsamts­
bezirken

Schleswig-Holstein-
Hamburg .

Niedersachsen-Bremen

Kordrhein-"Westfalen ...

Hessen : .

Rheinland-Pfalz-Saarland

Baden-\Vürttemberg .

Kordbayern : .

Südbayern .

'Berlin (V'lest) .

Nach Beschäftigungs­
verhältnis

Angestellte .

Arbeiter und "übrige" ..

Nach Arbeitszeit

Vollzeitarbeitslose .

Teilzeitarbeitslose .

Nach Berufsausbildung

Ausbildung (Lehre) ....

Berufsfachschule, Fach- "
und Technikerschule .

Fachhochschule .

"Hochschule .

ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 2) •.•..

Kach Altersgruppen

unter 20 .

20 bis unter 25 .

"45 bis unter 50

55 bis unter 60

1,0

0,7

1,4

0,6

1,0

1,4

1,2

0,9

1,1

0,5

0,8

0,8

0,8

0,7

3,1

0,7

0,4

0,5

0.6

1,6

1,1

1,1

0,8

1,4

2,0

1,7

2,8

1,5

2,5

1,8

5,5

1,3

0,6

1,2

0,8

3,7

2,0

2,5

1,7

2,2

2,4

2,0

3,2

2,4

2,8

1,8

3,0

2,2

6,1

1,7

0,7"

2,0

1,0

4,3

3,6

3,3

1,9

2,5

4,4

'4,1

5.0

4;1

6,9

4,3

5,3

4,5

4,4

4,9

3,4

5,0

4,3

3,7

2,7

5,9

4,2

9,3

3,1

1,0

2,2

1,4

8,0

4,6

6,4

"3,5

4,2

4,4

3,8

4,2

5,6

4,0

4,9

4,6

4,3

5,1

3,6

5,1

4,0

3,3

3,2

4,1

9,8

3,1

1,6

2.6

1,7

7,5

6,2

6,5

3,3

4,2

4,2

3,5

5,4

4,1

4,1

4,2

4,9

4,5

4,0

4,6

3,0

4,8

3,6

3,1

3,3

5.0

3,9

10,1

3,2

1,6

'J ­.... ,.:l

1,9

7,0

3,8

6,2

3,3

5,2

3,9

3,0

4,0

3,8

3,8

4,6

4,4

3,8

4,5

2,8

4,5

3,5

3,0

3,5

4,3

3,6

10,2

3,0

1,9

2,8

2,1

6,3

4,6

6,0

2;9

5,2

4,2

3,3

5.7

4,1

4,4

4,2

5,2

4,8

3,6

4,6

2,7

4,2

3,3

4,1

3 4, .

4,9

3,8

11,4

3,1

1,7

2,5

2,5

7,1

4,1

6,3

3.1

5,5

4,0

3,0

5,7

4,0

4,1

4,1

4,9

4,6

3,5

4,7

2,6

4,3

3,3

3,9

3,1

11.1

1) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erw'erbspersonen nach YHkrozensus-Ergebnissen.
2) Einschließlich Anlernlinge und Stuäienabbrecher.
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Für jüngere Personen zwischen 20 _und 25 Jahren
ist festzustellen, daß sie besonders häufig entlassen
werden, aber nach vergleichsweise kurzer Zeit wie­
der einen neuen Arbeitsplatz finden; die hohe Ar­
beitslosigkeif ist bei ihhen also im wesentlichen
Folge des häufigeren Stellenwechsels. Ihr über­
durchschnittliches Risiko, den Arbeitsplatz zu ver­
lierEm, beruht zum Teil -auf ihrem geringen Kündi­
gungsschutz, zum Teil aber auch darauf, daß sie
meist nur kürzere Zeit im jeweiligen linternehmen
beschäftigt und daher nicht so beiriebsspezifisch
qualifiziert sind wie die schon länger Beschäftigten.
Jüngere Arbeitnehmer kündigen zudem -offenbar
auch besonders hä:ufig von sich au~. Angesichts des
ylangels an Stellenangeboten nehmen sie oft notge­
drungen eine Arbeit an, die mit ihren längerfristi­
gen Berufsvorstellungen kaum in Einklang ist und
daher bei erster Gelegenheit wieder aufgegepen
wird.

Berufsanfänger haben es schwerer als früher, eine
Stelle zu finden; die Anzahl der Arbeitslosen ohne

- vorherige' Berufstätigkeit- ist in den letzten beiden
Jahren kräftig gestiegen. Dabei handelt es sich vor­
wiegend um jüngere Personen ohne Berufsausbil­
dung. Allerdings haben es auch Absolventen einer
kaufmännischen Lehre, in der Mehrzahl·Mädchen,
schwer, eine·Anfangsstelle zu finden.

Zunehmende Schwierigkeiten beim Eintritt in das
Berufsleben haben seit einiger Zeit Akademiker. Ei­
nem starken Anstieg -der Hochschulabsolventen
steht eine deutlich abgeschwächte Nachfrage der
privaten vVirtschaft, vor allem aber auch des Staa­
tes gegenüber. So war beispielsweise die Anzahl
arbeitsloser Lehrer, die -eine Anfangsstelle suchen,
-im Mai 1977 mit knapp 4000 dreimal so hoch wie
vor Jahresfrist. Insgesamt ist die Arbeitslosigkeit
unter Berufsanfängern mit abgeschlossener Hoch­
schul- oder Fachhochschulausbildung in diesem
Jahr um über 50 vH gestiegen; sie ist allerdings
auch jetzt vergleichs,veise niedrig.

1976 merklich ausgeweitet hat. Mit Unterstützung
des Bundes haben außerdem die Länder die Anzahl
der überbetrieblichen Ausbildungsstätten vermehrt
und zusätzliche Mittel für den Ausbau der Berufs­
fachschulen und für die beschleunigte Einführung
des Berufsgrundbildungsjahre$ bereitgestellt. Das
Angebot der Arbeitsämter an Berufsvorbereitungs­
lehrgängen ist ebenfalls nennenswert erhöht worden.
Im Jahre 1977 dürften knapp 40000 Jugendliche an
diesen Lehrgängen teilnehmen, das sind rund 25 000
mehr als 1974.

119. Für ältere Arbeitnehmer ist das Risiko, den
Arbeitsplatz zu verlieren, verhältnismäßig gering;
ihr Kündigungsschutz ist gesetzlich und ~arifver­

trC!-glich in den vergangenen zehn Jahren über­
durchschnittlich verbessert 'Norden. Probleme ent­
stehen für sie vor allem dann, wenn Unternehmen
ihre Geschäftstätigkeit ganz oder teilweise einstel­
len. Sie finden nur schwer einen neuen Arbeitsplatz.
Denn in Anbetracht der vergleichsweise kurzen
Zeit, die ältere Personen noch berufstätig sein "\ver­
den, erscheinen den Arbeitgebern vielfach 'die Ko­
sten der Einstellung und Einarbeitung zu hoch. Zu­
dem fällt es -schwer, einmal eingestellte ältere Ar­
beitnehmer wieder zu entlassen. Je älter -Arbeitslo- .
se sind, um so geringer ist daheJ; ihre Chance, wie­
der beschäftigt zu werden. Der Anteil der 53- bis
unter 60jährigen an den Arbeitslosen insg·~samt

betrug im Mai 1977 etwas mehr als 71/2 vH, an den­
jenigen aber, die schon ein Jahr oder längl~r ar­
beitslos waren, betrug er 14 112 vH.

120. Eines der auffälligsten Kennzeichen der g'egen­
wärtigen Lage am Arbeitsmarkt ist· die ungEl'Nöhn­
lich hohe Arbeitslosigkeit der Frauen (Schaubild
13). Ein großer Teil der Frauen ist dort tätig, wo
die Arbeitsmarktsituation -besonders ungünstig ist,
nämlich im Dienstleistungssektor ulld in den Ver­
kaufs- und Büroberufen. Außerdem gehören -viele-

ARBEITSLOSENQUOTEN FÜR MÄNNER UND FRAUEN 1)

S c hau b i I d 13

o

vH

1) Anteil der .A:rceitsloS2!i zn den 2thä!lgigen 8"erbs~~rsQ::r;n nach Mi­
~roze~s~s-ErgetnisseJ.- 2) Eigene Schätz~ng.
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o

Quelle: 84
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118. Für Jugendliche unter zwanzig Jahren haben
sich die Beschäftigungschancen _in jüngster Zeit
leicht verbessert, und dies, obwohl die Anzahl der
Schulabgänger 1976 und 1977 kräftig angestiegen
ist. Die Arbeitslosenquote der Jugendlichen ist ge­
genwärtig nicht höher als die Arbeitslosenquote
insgesamt, vor zwei Jahren lag sie noch erheblich
darüber. Die Zahlen über die Jugendarbeitslosigkeit
vermitteln allerdings ein zu günstiges Bild der tat­
sächlichen Lage. Jugendliche, die -eine 'Lehrstelle
~uchen, werden nicht in der Arbeitslosenstatistik,
sondern nur- in der Berufsberatungsstatistik erfaßt,
ohwohl auch sie im Grunde ohne Arbeitsplatz- sind.

- Hierbei handelte es sich Ende September 1977 um
27000 Personen; würden diese zu den arbeitslosen
Jugendlichen -gerechnet, so wä!e deren Anzahl um
rund ein Viertel höher. Im internationalen Ver­
gleich ist diE;; Jugendarbeitslosigkeit in der Bundes­
republik dennoch erstaunlich niedrig.

Die Fortschritte, die in letzter Zeit bei der Bekämp­
fung der Jugendarbeitslosigkeit zu verzeic1men

_sind, beruhen zum großen Teil darauf, daß die pri­
vate 'Wirtschaft ihr Angebot an Lehrstellen seit
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Frauen zu der Gruppe der weniger qualifizierten
Arbeitskräfte. Teilzeitstellen werden fast aUs­
schließlich von_ Frauen gesucht. Und für die weibli­
chen Berufsanfänger werden im Verhältnis weniger
Stellen angeboten als für die männlichen.

Im Jahre 1967, während der letzten größeren Rezes­
sion, waren die Beschäftigungschancen der Frauen
vergleichsweise v/enig beeinträchtigt worden. Da­
mals stieg die Arbeitslosenquote ,der Frauen zwar
auch stark an, sie lag aber deutlich unter der der
Ylänner, die Anzahl der Stellenangebote für Frauen
übertraf die Anzahl der arbeitslosen Frauen um ein
Drittel (Schaubild 14). Der Abschwung beschränkte
sich im wesentlichen auf die warenproduzierenden
'Bereiche der Volkswirtschaft. Die Unternehmen des
Dienstleistungssektors und die Verwaltungsabtei­
lungen der Industrie, wo Frauen vor allem beschäf­
tigt sind, sahen daher nur wenig Anlaß, in großem
Cmfang Personal einzusparen, zumal die konjunk­
turelle vVende nicht lange auf sich warten ließ
und der folgende Aufschwung sehr kräftig ausfiel.
Eine hohe 'Arbeitslosenquote wiesen damals vor al­
lem Arbeitskräfte mit produktionsnahen Berufen
auf, in der Mehrzahl also Männer.

Die. Arbeitslosenquote der Frauen war erstmals
,1970 höher als die der Männer und übertraf diese
in der Folgezeit immer mehr. Die Ursachen dafür,
daß weibliches Personal schon vor Beginn der Re­
zession in zunehmendem Maße -eingespart wurde,
liegen zum großen Teil sicher in den Rationalisie­
rungsfortschritten, die im \Varenverkauf und in den
Verwaltungen der Unternehmen erzielt wurden. Als
der Konjunkturabschwung in voller Breite einsetz­
te, verstärkten sich die Tendenzen. Jetzt wurden a~­

lerdings auch Männer, vor allem Arbeiter, vermehrt
entlassen. vVährend'bei diesen aber mit dem begin­
nenden Aufschvmng schon seit Mitte 1975 eine
sichtbare Besserung der Situation zu verzeichnen
war, verharrte die Anzahl der arbeitslosen Frauen
auf- dem einmal erreichten hohen Niveau, ja, sie
stieg zuletzt sogar' weiter. Denn anders als im ver­
arbeitenden Gewerbe nahmen die Entlassungen in
den meisten: Dienstleistungsbereichen auch 1977 zu.
Gegenwärtig ·sind etwa ebenso viele Frauen arbeits­
los wie Männer, obwohl die Anzahl der :männlichen
Erwerbstätigen knapp 70 vH höher ist als die der
w~iblichen.

121. Besonders ungünstig entwickelte sich in den
letzten Jahren der Markt für Teilzeitarbeit. Für
Frauen, die eine Teilzeitbeschäftigung suchen, be­
trägt die Arbeitslosenquote gegenwärtig 13 vH;
dies entspricht einer Zahl von 185000 und damit ei­
nem Drittel aller arbei.tslosen Frauen.

Das Angebot an Halbtagsstellen wurde in den sech­
ziger ,Jahren außerordentlich ausgeweitet, der gro­
ße Mangel an Arbeitskräften, der damals die Lage
am Arbeitsmarkt bestimmte, führte nicht nur zu ei­
ner Zuwanderung' von fast eineinhalb Millionen
Ausländern, sondern zwang die Unternehmen auch,
'vermehrt solche Frauen einzustellen, die nicht in
der Lage waren, den ganzen Tag über zu arbeiten.
Die finanziellen Anreize wareIl entsprechend hoch.
Von 1960 bis 1972 stieg der Anteil .teilzeitbeschäf-

tigter Frauen an der Gesamtzahl erwerbstätiger
Frauen von 6 vH auf 21 vH.

Seitdem stagniert er. Stellenangebote sind rar ge­
worden. Auf zehn arbeitslose Frauen, die halbtags ,
arbeiten möchten, entfiel im Oktober 1977 nur eine
offene Stelle. Für Frauen, die eine Ganztagsbeschäf­
tigung anstreben, ist die Relation dagegen fünf zu
eins. Bemerkenswert ist, daß über zwei FünftE,1 der
arbeitslosen Frauen, die eine TeilzeitbeschäfEgung
suchen, vor der Arbeitslosigkeit ganztags beschäf­
tigt war, daß aber nur wenige der zuvor halbtags
Beschäftigten jetzt eine Vollzeitstelle suchen. Mögli­
cherweise ist gerade die geringe Chance, in eine
Teilzeitstelle vermittelt zu werden, für manche
Frauen, die' ohnehin aus fa:miliären Gründen aus
dem Erwerbsleben ausscheiden wollen, ein Anreiz,
sich als Teilzeitarbeitslose registrieren zu lassen
und damit die Leistungen der Arbeitslosenversiche­
rung so weit es geht auszuschöpfen. Dies besagt
nicht, daß nicht auf längere Sicht die Anzahl der
teilzeitarbeitenden Frauen zunehmen kann.

Arbeitsmarktpolitik

122. Die Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik be­
stehen in der Hauptsache in der Zahlung von Ar­
beitslo.senunterstützung, in der Förderung der be­
ruflichen und regionalen Mobilität sowie darin, das
Arbeitsangebot an die Struktur der Arbeitskräfte-'
nachfrage anzupassen. Die wicht,igsten Aufgaben
sind die Arbeitsvermittlung, die Arbeits- und Be­
rufsberatung sowie die berufliche Umschulung und
Fortbildung. Die Einwirkung auf das Arbeitsange­
bot, vor allem durch Förderung der Qualifikation,
ist allerdings trotz guter Erfolge in jüngster Zeit
eingeschränkt worden.

Im Verlauf der vergangenen Rezession wurde außer­
dem mit zusätzlich bereitgestellten Mitteln ver-.
sucht, auch die Nachfrage nach Arbeitskräften zu
beeinfluss·en. Dazu gehören die Zahlung von Kurz­
arbeitergeld, Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
und Lohnkostenzuschüsse.

123. Die Ausgaben für Kurzarbeitergeid nach dem
Arbeitsförderungsgesetz (§§ 63 bis 73) sind in der
Rezession stark gestiegen. Im Jahre 1975 J.vurden
2,2 Mrd DM aufgewendet. Für 1977 sind rund 640
Mio DM veranschlagt. "C"nternehmen können diese
Mittel beantragen, wenn sie andernfalls wegen vor­
übergehenden Auftragsmangels Mitarbeiter entlas­
sen müßten. \Venn man davon ausgeht, daß die be-_
triebsübliche. Arbeitszeit bei Kurzarbeit 'im Mittel
um 30 vH gesenkt wird und daß im Jahresdurch­
schnitt 191.7 eine Viertelmillion Kurzarbeiter regi­
striert wurden, so ist rein rechnerisch die Beschäfti­
gung von 75 000 Personen aufrechterhalten worden.
Mitnehmereffekte sind aber beim KurzarbeitergeId
nicht auszuschließen. Die Unternehmen haben viel­
fach gar nicht die vVahl, bei vorübergehenden Pro­
duktionseinschräilkungen Personal zu entlassen.
Die Kosten für Entlassungen und erneute EiIistel-'
lungen sind hoch und auch die Kündigungsschutz-
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gesetze erschweren eine rasche Anpassung des Per­
sonalbestands. Ohne die Möglichkeit zur Kurzarbeit
müßten die Unternehmen größere Gewinneinbußen
in Kauf nehmen. Die Arbeitsverwaltung berichtet
auch von Fällen, in denen Unternehmen unmittel­
bar nach einer Periode der Kurzarbeit dazu überge­
gangen sind, Sonderschichten einzulegen.

124. Erhebliche Mittel setzt die Arbeitsmarktpolitik
seit einiger Zeit ferner für Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen ein (§§ 91 bis 96 AFG). Im Jahre 1977
steht dafür ein Betrag in Höhe von 155 Mio DM zur
Verfügung. Mit diesem Geld soll für etwa 38.000
Personen Beschäftigung geschaffen werden. Geför­
dert werden Arbeiten, an denen ein öffentliches In­
teresse besteht und die sonst nicht, nicht in demsel­
ben Umfang oder erst zu einem späteren Zeitpunkt
ausgeführt \-v-lirden. Kach den Bestimmungen des
Arbeitsförderungsgesetzes werden Maßnahmen be­
vorzugt, die die Voraussetzungen. für eine dauer­
hafte Beschäftigung von Arbeitslosen schaffen und
strukturelle Probleme am Arbeitsmarkt verringern.
Zielgruppen sind vor allem Landarbeiter und Ar­
beitskräfte mit Büro- und Verwaltungsberufen so­
wie neuerdings auch Arbeitskräfte mit sogenannten
ambulanten sozialen Dienstleistungsberufen. Einge­
stellt- werden besonders ältere Arbeitslose; .Frauen
und beruflich weniger qualifizierte Personen, auch
Teilzeitarbeitskräfte sollen verstärkt beschäftigt

.werden. Durchgeführt werden die Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen meist von Gemeinden, aber auch
Unternehmen der Privatwirtschaft können sich um
Mittel bewerben. Sie alle erhalten einen Zuschuß
von mindestens 60 vH zu den Lohnkosten der Ar­
beitnehmer, die ihnen vom Arbeitsamt zugewiesen
werden. Dber die Förderungsfrist bestimmt die Bun­
desanstalt für Arbeit im Einzelfall.

Die starke Ausweitung der Ausgaben für diese
Maßnahmen entspricht der Notwendigkeit, der
Konzenfration der Arbeitslosigkeit auf einzelne
Problemgruppen entgegenzuwirken. Zwar sind Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen weniger dazu geeig­
net, das Hauptproblem vieler Arbeitsloser, ihre un­
genügende berufliche Qualifikation, zu beheben.
Aber im Schwerpunkt sind diese Maßnahmen" wohl
ohnehin auf die Beschäftigung solcher Arbeitneh­
mer gerichtet, deren Fähigkeit zum, Erwerb anderer
und vor allem höherer Qualifikation aus diesem
oder jenem Grund begrenzt ist.

125. An Gewicht gewonnen haben in jüngster Zeit
auch Lohnkostenzuschüsse für Arbeitgeber, die
schwer vermittelbare Arbeitslose einstellen. Zwei
Arten von Zuschüssen werden gewährt: Die soge-'
nannten Eingliederurigshilfen (§ 54 AFG) sollen
dazu beitragen, die vVettbewerbsposition bestimm­
ter Gruppen am Arbeitsmarkt zu stärken. Vor allem
längerfristig Arbeitslosen soll die Rückkehr ins Er­
vrerbsleben leichter' gemacht werden, damit sich
nicht allmählich ein harter Kern an Arbeitslosen
bildet. Für 1971 sind 345 Mio D:Y1 vorgesehen, mit
denen 86 000 Einsteilungen gefördert werden kön­
nen. Des weiteren können EinarbeitungszusGhüsse
gewährt werden (§ 49 AFG) , die es den Unternehc
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men erleichtern' sollen, "umgeschulte Arbeitslose
einzustellen. Hierfifr stehen etwa 50 Mio DM zur
Verfügung. Im ersten Fall wird den Unternehmen
für zwei Jahre, im zweiten Fall für ein Jahr eine
Subvention in Höhe von 60 vH des tariflichen oder
ortsüblichen Arbeitsentgelts gezahlt.

126. Ein traditioneller Ausgangspunkt der Arbeits­
marktpolitik ist die Beobachtung, daß es zu jeder
Zeit eine beträchtliche Anzahl von offenen Stellen
gibt, die nur schwer zu besetzen sind. Für einige
Berufe, etwa für Bergleute, Baufacharbeiter, Tisch­
ler und Köche besteht auch gegenwärtig noch ein
vergleichsweise großer Bedarf; Arbeitskräfte mit
anderen Berufen, vor allem \Varenkaufleute und

.Büroangestellte, haben nur eine geringe Chance, ei­
nen passenden Arbeitsplatz zu finden. Zudem be­
steht auch ein regionales Gefälle in den Beschäfti­
gungsmöglichkeiten. In den Arbeitsamtsbezirken
'Nordbayern, Rheinland-Pfalz!Saarland, Niedersach­
sen/Bremen kommt auf fünf Arbeitslose eine offene
Stelle. In Baden-vVürttemberg, am anderen Ende
der S).cala, beträgt die Relation zwei zu eins; seit
1975 ist sie dort merklich kleiner geworden. Durch
berufliche und regionale Mobilitätsförderung sollen
die Arbeitslosen in die Lage versetzt werden, die
vorhandenen Beschäftigungsmöglichkeiten besser
zu nutzen.

127. Für berufliche Fortbildung und Umschulung
(§§ 41 bis 47 AFG) sind 19t7 1,4 Mrd DM veran­
schlagt. Die Teilnahme an vVeiterbildungskursen
verbessert erfahrungsgemäß für Arbeitslose nicht
nur die Chance, wieder eine neue Anstellung zu
finden, sondern qualifiziert sie auch für eine höher­
wertige und damit konjunkturell stabilere Beschäf­
tigung. Unter diesem Gesichtspmikt ist es bedenk­
lich, daß diese Kurse seit 1976 immer weniger ZUc
spruch finden. vVährend sie 1975 noch von 131 000
arbeitslosen und nicht arbeitslosen Personen be­
sucht wurden, dürften es 1977 nur noch.70 000 sein.
Durch das Haushaltsstrukturgesetz vom Dezember
1975 wurde das Unterhaltsgeld für die Teilnehmer
von generell 90 vH des früheren Nettoeinkommens
auf 80 vH für die gesenkt, die zuvor arbeitslos oder
unmittelbar von Arbeitslosigkeit bedroht waren
oder· die keinen beruflichen Abschluß besaßen, und
auf 58vH für die übrigen, bei denen keine dieser
drei Voraussetzungen erfüllt ist. Außerdem ist der
Anspruch auf Unterhaltsgeld seitdem, wie das Ar­
beitslosengeld, von einer Anwartschaftszeit abhän­
gig. Die Folge der veränderten Bedingungen war
nicht nur, daß - wie dies wohl beabsichtigt war ­
die Anzahl jener Teilnehmer drastisch abnahm, die
nicht zu den Problemgruppen des Arbeitsmarktes
gehören, sondern auch daß die Anzahl der arbeits­
losen und ungelernten Teilnehmer zurüekging.
Ohnehin ist es ein Dauerproblem der Arbeitsmarkt­
politik, daß die Gruppe am unteren Ende der Qualifi­
kationsskala eine besonders geringe"Motivation für
Anstrengungen zur Höherqualifikation aufweist.

128. Dem regionalen Arbeitsmarktausgleich dienen
die Mobilüätshilfen, die nachdem Bundespro-
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gramm vom November 1976 erheblich aufgestockt
worden sind. Arbeitslose sind in der Regel eher be­
reit, ihren Beruf zu wechseln oder ihre Einkommens­
ansprüche zu reduzieren als an einen anderen"
"Wohnort zu ziehen. In" besonderem"'Maße gilt das
für verheiratete Frauen, die die Möglichkeit eines
Umzugs meist gar nicht haben. Obwohl das Pro­
gramm finanziell sehr großzügig bemessen ist
(JG 76 Ziffer 94), wird es bislang nur wenig genutzt.
In den Fällen, in denen Mittel für den Umzug und
die Einrichtung einer \Vohnung vergeben werden,
dürfte es sich zudem nicht immer um Arbeitslose"
handeln, die nicht auch ohne diese Unterstützung
umgezogen viären. Die Mobilitätszuschüsse sind
vielfach wohl vor allem Einkommenshilfen für" Ar­
beitslose. Die finanziellen Lasten, die mit dem" Um­
zug an einen anderen Arbeitsort verbunden sind,
werden durch solche Zuschüsse zum Teil erheblich
gemildert.

129. Geringe Fortschritte hat die Arbeitsmarktpoli­
tik bisher bei der Beschäftigung von Frauen erzielt,
die eine Teilzeitarbeit suchen. Entgegen den Ziel­
setzungen des Arbeitsförderungsgesetzes (§ 2) "und
trotz wiederholter Absichtserklärungen der Regie­
rung und gewisser Anstrengungen, das Angebot an
Teilzeitstellen im öffentlichen Dienst, insbesonder~

auch solcher für qualifiziertere Arbeitskräfte, aus­
zuweiten, hat sich die Arbeitslosigkeit von Frauen,
die eine Teilzeitstelle suchen, in den vergangenen
Jahren stark erhöht.

130. "Wirksamer als die eigentlichen Maßnahmen
der Arbeitsmarktpolitik war bisher der Anwerbe­
stopp für Arbeitskräfte aus Ländern außerhillb der
Europäischen vVirtschaftsgemeinschaft, der im No­
vember 197.3 eingeführt wurde, um die Integrations­
probleme zu verringern, die aus einer zu starken
Zunahme der Ausländerbeschäftigung erwachsen,
und der in Anbetracht der hohen Arbeitslosigkeit
auf absehbare Zeit in Kraft bleiben dürfte. :Qiese
Maßnap.me trug wesentlich dazu "bei, die Anzahl
ausländischer Arbeitskräfte, nicht beschäftigte ein­
gerechnet, innerhalb von vier Jahren um rund
400000 Personen zu vermindern- und so- das Ar.­
beitsan"gebot der schwachen Nachfrage anzunähern.
Man. kann dies jedoch auch -als eine Rückverlage­
rung von Beschäftigurigsproblemen in Länder se­
hen, die unter noch größerer Unterbeschäftigung
leiden als die Bundesrepublik.

Es ist zweifelhaft, ob die Anzahl ausländischer Ar­
beitskräfte in den kommenden Jahren noch ebenso
rasch vermindert werden kann wie bisher. In jüng­
ster Zeit. hat sich die Abwanderung bereits merk­
lich verlangsamt. \Vichtige Gründe dafür" sind, daß
sich die allgemeine Beschäftigungslage kaum wei­
ter verschlechtert hat und daß mehr und mehr Kin­
der von Ausländern ins erwerbsfähige Alter kom­
men. Zudem scheint der Anwerbestopp nicht nur
die Zuwanderung.in die Bundesrepublik gebremst
zu haben, sondern er hat wohl auch dazu geführt,
daß Ausländer mehr als früher zögern abzuwan­
dern, weil die Chance für eine spätere Rückkehr
geringer geworden ist.

IV. Keine weitere Korreklur der Verteilung

131." Die Verteilung der -Markteinkommen hat sich
1971 wieder leichtzugunsten der Arbeitnehmer
verändert. Gewerkschaften wie Arbeitgeber hatten
auf einen zügigen Fortgang des Aufschwungs ge­
setzt~ Im nachhinein zeigte sich jedoch, daß beide­
Tarifvertragsparteien das Ausmaß der konjunktu­
rellen Erholung überschätzt hatten. \Vohl vermoch­
ten die Gewerkschaften respektable Lohnste"igerun­
gen durchzusetzen; die Zahl derer, die ohne Arbeit
sind, blieb aber fast unverändert hoch. Die Unter­
nehmer konnten bei den gegebenen Kosten und den
begrenzten Preiserhöhungsspielräumen ihren Ab~

satz nicht noch einmal 50 stark wie im vorIgen
Jahr - ausvieitenj dafür war die 'Nachfrage zu
schwach.

Der Anteil der staatlichen Einkommenszahlungen
an den verfügbaren Einkommen der privaten Haus­
halte - das sind jene Einkom~en, die nach Abzug
aller Abgaben den Haushalten für Konsum und
Sparen verbleiben ~ wat 1977 etwa ebenso hoch
wie im vorausgegangenen Jahr. Im gleichen :\tlaße,
'Nie diese Einkommenszahlungen zugenommen ha­
ben, hat sich auch die Belastung der Arbeitsein­
kommen, der verteilten Gewinne end der Vermö­
genseinkommen erhöht.

132. Als sich abzeichnete, daß die konjunkturelle
Erholung nicht den Erwartungen entsprach, waren
die für den Verlauf der Lohnrunde entscheidenden
Abschlüsse schon getätigt (Tabelle 13). Zusätzliche
frei"willige Lohnnebenleistungen w:.lrden nun frei­
lich kaum'- gewährt. Die "Anzahl der geleisteten
überstunden nahm nur noch geringfügig zu. Daß
die Erhöhung der effektiven Stundenlöhne mit
"Ph vH den Anstieg der tariflicheri Lohnsätze je
Stunde trotzdem noch etwas übertraf (Ziffer 79),
hängt überwiegend damit zusamm~n, daß zahlrei­
che tariflich vereinbarte Kebenleis1.ungen nicht bei
den Tariflöhnen,so'ndern nur bei den Effektivlöh­
nen erfaßt werden. Da die Unternehmen kaum neue
Arbeitskräfte eInstellten, die Anzahl der beza:hlten
Arbeitstage geringer war als im vergangenen Jahr
und außerdem die Kurzarbeit nochmals leicht zu­
nahm, ist die Summe aller in der Volkswirtschaft
bezahlten Löhne und Gehälter im Jahre 1977 mit
7 vH etwas weniger gestiegen als der effektive
Stundenlohn. Für den einzelnen .'\rbeitnehmer er­
gibt sich eine Zunahme seines Arbeitseinkommens
um 6,8 vH; das war sogar etwas weniger als im
Jahre 1976 (7 vH).

133. Inwieweit dem Anstieg der RI~allöhne Produk-
"tivitätsfortschritte gegenüberstehea, läßt sich an
der Reallohnposition der ArbeitneLmer ablesen. Im
Jahre 1977 YJ"ar wegen nur mäßig steigender Pro­
duktion das Produktionsergebnis je Erwerbstätigen
iT! der privaten vVirtschaft nur um 3 vH höher als
im vorausgegangenen Jahr, in dem es noch um
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Tab eIl e 13

:Ylonat

1976
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Einkommenspolitisch wichtige Ereignisse

76

Dezember

1977

Januar

Januar!
Februar

Eisen- und Stahlindustrie
- Nordrhein-\Vestfalen

und Klöckner Hütte
Bremen
Begünstigte: 226 000

- Stahlwerk Peine
Salzgitter
Begünstigte: 22500

- Saarland
Begünstigte: 36000

Sozialversicherung

Groß- und Außenhandel
- Hessen

Begünstigte: 90 000

Metallverarbeitende
Industrie

Begünstigte: 3 790 000

Die Tariflöhne und die Tarifgehälter werden zum 1. C\!ovember 1976 um
6 vH angehoben. Der tarifliche Jahresurlaub wird ab dem 1. Januar 1977
für alle Altersstufen um einen Tag verlängert. Die Laufzeit der Urlaubs­
regelung beträgt drei Jahre. Die ~~usbildungsvergütungen werden für
das erste und zweite Ausbildungsjahr um 28 DM monatlich, für das
dritte und vierte Ausbildungsjahr um 33 DYl erhöht. Die bisherigen Be­
stimmungen über stahltypische Zuschläge werden verlängert und sind
erstmals zum· 31. Oktober ·1977 kündbar. Die Laufzeit der Lohn- und
Gehaltstarifverträge beträgt zwölf Monate. Die vermögenswirksamen
Leistungen werden von monatlich 26 DM auf 39 DM zum 1. Januar 1977
und auf 52 DM zum 1. Januar 1980 erhöht.

Die Tariflöhne und Tarifgehälter werden zum 1. ~ovember 1976 um 6 vH
erhöht. Der tarifliche Jahresurlaub wird ab dem C Januar 1977 für alle
Altersstufen um einen Tag verlängert. Die Laufzeit der Urlaubsregelung
beträgt drei Jahre. Die Ausbildungsvergütungen werden für alle Aus­
bildungsjahre um 32 DM erhöht. Die Laufzeit der Lohn- und Ge];lalts­
tarifverträge beträgt dreizehn Monate. Die vermögenswirksamen Lei­
stungen werden von monatlich 26 DM auf 39 DM zum 1. Juli 1976 und
auf 52 DM zum 1. Januar 1980 erhöht.

Die Tariflöhne und Tarifgehälter werden zum 16: November 1976 um
6 vH angehoben..Der tarifliche Jahresurlaub wird ab dem 1. Januar 1977
für alle Altersstufen um einen Tag verlängert. Die Laufzeit der Urlaubs­
regelung beträgt drei Jahre. Eine neue Urlaubsgeldregelung, die bis zum
31. Dezember 1977 läuft, vlird vereinbart. Arbeitnehmer unter 26 Jahren
erhalten 39 Prozent, Arbeitnehmer unter 31 Jahren 43 Prozent und Arbeit­
nehmer über 30 Jahren 48,5 Prozent eines Monatseinkommens als
Lrlaubsgeld. Die Ausbildungsvergütungen werden für das erste und
zweite Ausbildungsjahr um 28 D:Yl monatlich, für das dritte und vierte
Ausbildungsjahr um 33 DM erhöht. Die Laufzeit der Lohn- und Gehalts­
tarifverträge beträgt 121/2 Monate. Die vermögenswirksamen Leistungen
werden von monatlich 26 D:Yl-auf 39 D:Yl zum 1. Januar 1977 und auf
52 DM zum 1. Januar 1980 erhöht.

Ab 1. Januar beträgt die Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten und die Arbeitslosen­
versicherung 3400 DM (1976: 3100 DM), für die knappschaftliche Ren­
tenversicherung 4 200 D~1. In der Krankenversicherung erhöht sich die
Beitragsbemessungsgrenze von 2325 DM auf 2550 DM. Für das Jahr
1977 beträgt der Beitragssatz zu den Rentenversicherungen der Ar­
beiter und Angestellten 18 vH, zur knappschaftlichen Rentenversicherung
23,5 vH und zur Arbeitslosenversicherung 3 vH des Bruttoarbeitsent­
geltes.

Mit \Virkung vom 1. Februar 1977 vierden die Tariflöhne und -gehälter
um 6,95 vH heraufgesetzt. Ab L August 1977 werden die vermögens"lirk­
samen Leistungen von 13 DM auf 26 D:Yl monatlich angehoben. Die
Laufzeit des Lohn- und Gehaltstarifvertrages beträgt zwölf Monate; der
Vertrag über die vermögenswirksamen Leistungen kann erstmals zum
31. Januar 1979 gekündigt werden.

Die Tarifverdienste 'werden ab 1. Januar 1917, im Tarifgebiet Bayern
und in den V\V-\Verken ab 1. Februar 1977, um 6,9 vH heraufgesetzt.
Die Ausbildungsvergütungen , ...erden ebenfalls um diesen Prozentsatz
erhöht. Die Laufzeit der Tarifverträge beträgt zwölf Monate.
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Monat

1911

Februar

März

Offentlicher Dienst
Arbeiter und Ange­
stellte
Begünstigte: (950000

Bundesbahn und Bundes­
post
- Arbeiter und Ange­

stellte
Begünstigte:· 386000

Die Einigung der Tarifvertragsparteien sieht eine lineare Anhebung der
Tariflöhne und -gehälter und der Ausbildungsvergutungen um 5,3 vH
sowie ein einheitliches Udaubsgeld von 150 DM (für Auszubildende 100
DM) ab 1. Februar 1977 vor. Die Lol].n- und Gehaltstarifverträge haben
eine Laufzeit von dreizehn :Yfonaten. Als Ausgleich für die längere Lauf-­
zeit wird ein sogen~mntes Streckungsgeld in Höhe von 100 DM (für Aus­
zubildende 30 DM) vereinbart. Die unteren Einkommensgruppen (bis
BAT VII) erhalten einen zusätzlichen Urlaubstag (Arbeitnehmer über
30 Jahre) beziehungsweise zwei zusätzliche Urlaubstage (Arbeitnehmer
unter 30 Jahre). Das "C"rlaubsgeldabkommen wird für die Dauer von
zwei Jahren geschlossen. Der Vertrag über die vermögenswirksamen
Leistungen wird bis zum 31. Dezember 1977 verlängert.

Rückwirkend zum 1. Februar 1977 werden -die Löhne ur:d Gehälter für
die Arbeiter und Angestellten sowie die Ausbildu.ngsbeihilfen um 5,3 vH
erhöht Außerdem wird ein Jahresurlaubsgeld von 150 D::-1 (für Auszubil­
dende 100 DM) und eine einmalige Zulage von 100 D~vl (für Auszubil­
dende 30 DM) vereinbart. Der Jahresurlab wird für die Arbeiter und An­
gestellten bei Bundesbahn und Bundespost mit niedrigen und mittleren
Einkommen um einen Tag bezil'lhungsweise zwei Tage verlängert. Die
Laufzeit der Lohn- und Gehaltstarifverträge beträgt dreizehn Monate.

Gebietskörperschaften,
Bundesbahn und Bundes­
post
- Beamte

Begünstigte: 1 500 000

Die Beamtenbezüge werden rückwirkend vom 1. Februar 1.971 an um
durchschnittlich 5,3 vPI erhöht. Zudem wird ein Urlaubsgeld von 150 DM
sowie eine einmalige Zulage von 100 DM bezahlt.

Bankge,\rerbe
Begünstigte:

Für die Angestellten im Bankgewerbe werd.en die TarifgehälteI" vom
309000 1. ;\1ärz 1977 an um 6,5 vH angehoben. Alle Angestellten über 32 Jahre

erhalten einen zusätzlichen Urlaubstag. Die Laufzeit des Tarifvertrages
beträgt zwölf ::Vfonate.

Industrie der Papier-,
Pappe- und Kunststoff­
verarbeitung

Begünstigte: 114000

Die Tarifvertragsparteien beschließen, die Tariflöhne und -gehälter vom
1. Januar 1911 an für 12 Monate um 6,6 vH zu erhöhen. Für die unteren
Lohngruppen wird eine zusätzliche Anhebung um 0,5 vH beziehungs-
wejse 1,5 vH vereinbart. .

Genossenschaftlicher
Groß- und Außenhandel
- Hessen

Begünstigte: 10000

Vom 1. Mai 1977 an werden die Tariflöhne und -gehälter-um 6,9 vH er­
höht. Die Ausbildungsvergütungen werden um 30 DM angehoben. Die
Verträge haben eine Laufzeit von zwölf Monaten. Die v~rmögenswirk­

samen Leistungen werden vom 1. Dezember 1977 von 13 DM auf 26 DM­
monatlich angehoben.

Zum.1. März 1911 werden die Tariflöhne und -gehälter um 6,5- vB erhöht.
180000 Die Laufzeit der Tarifverträge beträgt zwölf Monate.

Groß- und Außenhandel
- Bayern

Begünstigte:

- Nordrhein-\Vestfalen
Begünstigte: 280000

Rückwirkend zum 1. Februar 1977 .werden die Tariflöhne und -gehälter
um 6,4 vH heraufgesetzt. Diese Vereinbarung ist zum 31. Dezember 1977
kündbar. Ab dem 1. Januar 1911 tritt ein neUEr Manteltarifvertrag in
Kraft, der für 1971 eine Verlängerung des Urlaubes um zwei bis drei.
Tage und für 1978 um einen Tag vorsieht. Außerdem werden das Urlaubs~

geld aufgestockt und für alle Beschäftigten vermögenswlrksame LEüstun­
gen in Höhe von 13 DM monatlich vereinbart. Diese Vereinbarungen sind
zum 31. Dezember 1977 kündbar.

April Einzelhandel
- Bundesgebiet

Begünstigte: 1550000

- Nordrhein-\Vestfalen
Begünstigte: 380 000

Die Tarifvertragsparteien vereinbaren, das Urlaubsgeld für das Jahr
1977 auf 550 DM, für das Jahr 1978 auf 600 DM und für 1979 auf 650 DM
festzusetzen. Ab 1. Januar 1978 sollen alle Arbeitnehmer vermögenswirk­
same Leistungen in Höhe von 13 DM erhalten.

Ab dem 1. Januar 1977 tritt ein neuer Manteltarifvertrag in Kraft. Danach
erhalten alle Beschäftigten für die Jahre 1977 und 1978 je einen zusätz­
lichen Urlaubstag mehr. Die Vereinbarung ist zum 31. Dezember 1979
kündb-ar.

.Druckindustrie
Begünstigte:

Die Tarifvertragsparteien beschließen, die Tariflöhne und -gehälter vom
185000 1. April 1971 an .um 6,6 vH zu erhöhen. Die Laufzeit der Verträge beträgt

zwölf Monate. -
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Ylonat

1977

Steinkohlenbergbau
- Ruhrgebiet, Saarland,

Aachener Revier,
Ibbenbüren
Begünstigte: 196000

Vom 1. Mai 19Tf an werden die Tariflöhne und -gehälter um 6,4 vH
aufgesto.ckt. Gleichzeitig werden die vermögensw'irksamen Leistungen
ab dem 1. Oktober 1977 von 13 Dy1 auf 52 D:Y! aufgestockt. Die Laufzeit
der Lohn- und Gehaltstarifverträge beträgt zwölf Monate.

Industrie der Steine und
Erden
- Rheinland-Pfalz

Begünstigte: 10000
Die Tariflöhne und -gehälter werden zum 1. April 1977 um 6,5 vH erhöht.
Die Laufzeit dieser Vereinbarung beträgt zwölf :Ylonate. Außerdem wer­
den die vermögenswirksamen Leistungen vom 1. Juli 19t7 an von 26 D:vr
auf 39 DM monatlich angehoben. Die Mindestlaufzeit dieser Vereinba­
rung endet am 31. März 1979.

- Bavern
Begünstigte:

Die Tarifparteien vereinbaren, vom 1. Mai 1977 an die Tariflöhne und
31000 -ge'hälter'für die Dauer von zwölf :Y!onaten um 6,5 vH zu erhöhen. Außer:

dem wird ab 19t7 eine Jahressonderzahlung von 200 DM beschlossen.

Die Tariflöhne und -gehälter werden vom 1. April 1977 an um 7,0 vB
heraufgesetzt. Die Ausbildungsvergütungen werden ebenfalls um.7,0 vB

89000 erhöht. Die Tarifvereinbarung ist für die Dauer eines Jahres gültig.

Chemische Industrie
- Hessen

Begünstigte:

Bauge"werbe
Begünstigte: 862000

Mit ·Wirkung vom 1. Mai 1977 werden die Löhne um 6,4 vH erhöht. Die
Sonderzahlungen (Teil eines "13. Monatseinkommens) werden aufgestockt.
Die Laufzeit dieser Vereinbarung beträgt zwölf Monate. Vom 1. Mai 1978
an werden die Lohnrelationen zugunsten der qualifizierten Baufacharbei­
ter stufenweise in drei Jahren verbessert.

Privates Versicherungs­
gewerbe

Begünstigte: 200000"

Mai

Ab 1: April 1977 werden die Tarifgehälter um 6,5 vH erhöht. Die Aus­
bildungsvergütungen werden für das erste Ausbildungsjahr auf 620 D:Y!,
für das zweite auf 690 DM und für das dritte Ausbildungsjahr auf 760 DM
angehoben. Ein Teil der Sozialzulage (20 D:Y!) vi"ird nunmehr für alle
Arbeitnehmer gewährt und in die Gehaltstabelle miteinbezogen. Die
Arbeitnehmer zwischen dem 19. und 49. Lebensjahr erhalten einen Ur­
laubstag mehr. Die Laufzeit des Vertrages beträgt zwölf :Y1onate.

Chemische Industrie Rückwirkend vom 1. April 1977 an werden die Tariflöhne und -gehälter
- ::':ordrhein-\Vestfalen um 7 vB angehoben. Diese Vereinbarung"gilt für die Dauer von -zwölf

Begünstigte: 125000 Monaten.

Die "Tarifvertragsparteien beschließen, ab dem 1. Mai 1977 die Tariflöhne
und -gehälter um durchschnittlich 6,8 vH zu erhöhen, Im Tarifbezirk -:-He­
dersachsen!Bremen tritt diese Vereinbarung erst zum 1. Juni 1977 in
Kraft, in Berlin erst zum 1. Juli 1977. Der tarifliche Jahresurlaub beträgt
in aUen Tarifgebieten nunmehr 26 Tage. Die Laufzeit der Tarifverträge
umfaßt zwölf Monate.

Textilindustrie
Bundesgebiet und
Berlin ("West], ohne
Saarland

Rückwirkend zum 1. März 1977 werden die tariflichen Löhne und Gehäl­
124 000 ter um durchschnittlich 6,5 vB erhöht. Die Ausbildungsvergütungen wer-

den für das erste und zweite Ausbildungsjahr um 25 D:Y1, für das dritte
und vierte Ausbildungsjahr um 35 DM angehoben. Der Ortsklassenab­
schlag wird ab 1. Januar 1978 von vier Prozent auf drei Prozent gesenkt.
Zusätzlich wird eine Anhebung des Urlaubsgeldes vereinbart.

----' i':iedersachsen Rückwirkend zum 1. Mai 1977 werden die Tariflöhne uhd -gehälter um
Begünstigte: 230000 6,7 vH erhöht. Außerdem wird das Urlaubsgeld aufgestockt.

Einzelhandel
- Hessen

Begünstigte:

- Bremen
Begünstigte:

Neben einer Erhöhung der Tarifverdienste uni durchschnittlich 7,0 vH
26000 ""lrd ein zusätzlicher Urlaubstag vereinbart. Der tarifliche Jahresurlaub

beträgt nunmehr je nach Lebensalter zwischen 22 und 28 \Verktagen.

Bekleidungsindustrie
Bundesgebiet ohne
i':iedersachsE!ll,
Bremen, Saarland und
Berlin (West)
·Begünstigte: 206 000

Die Tariflöhne und -gehälter werden in den einzelnen Tarifgebieten zum
1. Mai 1917 um 6,4 bis 6,8 vH erhöht. Die Verträge haben eine Laufzeit
von zwölf Monaten. Außerdem ",,"ird für das Jahr 1977 eine Erhöhung
der Jahressonderzahlung von 35 vH auf 40, vH eines :Y1onatsverdienstes
und eine Verlängerung des Jahresurlaubs um einen Tag auf 26 Tage ver­
einbart.

Groß- und Außenhandel
- Baden-\oVürttemberg Mit ·Wirkung vom 1. April 1977 werden die Tariflöhne und -gehälter und

Begünstigte: 100000 die Ausbildungsvergütungen um 6,5 vH angehoben. Die Vereinbarung ist
für zwölf Monate gültig.
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- Niedersachsen!
Bremen
Begünstigte: 118000

Einzelhandel
- Baden-\Vürttemberg

. Begünstigte; 200000

Vom 1. Juni 1977 an vi'erden die Tariflöhne und -gehälte:: um 6,5 vH er­
höht. Die Laufzeit der Lohn- und Gehaltstarifverträge beträgt zwölf :VIo­
nate. ?vIit Vifirkung vom 1. Januar 1977 wird ein neuer Mcmteltarifvertrag
in Kraft gesetzt, der neben einer Erhöhung des Jahresl.'.rlaubsund .des
Urlaubsgeldes eine Erhöhung der vermögenswirksamen Leistungen ab
1. August 1977 auf 26 DM und ab 1. August 1979 auf 39 DM monatlich
vorsieht. Dieser Vertrag läuft bis zum 31. Dezember 1980.

Rückwirkend ab 1. April 197/ werden die Tariflöhne und -gehälter um ­
6,5 vH erhöht. Die Laufzeit des Vertrages beträgt' ein Jahr. Daneben
w"ird ein Manteltarifvertrag abg.eschlossen. Danach wird elb dem 1. Januar
1977 der Jahresurlaub um einen Tag verlängert und das Urlaubsgeld
in den Jahren 1977 bis 1979 um jeweils 50 DM e.ngehoben. Der Vertrag
kann nicht vor dem 31. Dezember 1979 gekündigt we,rden, mit Aus­
nahme der Urlaubszeitregelung, die bereits ein Jahr früher kündbar ist.

- Bayern
Begünstig.te:

Die Tarifvertragsparteien vereinbaren eine Erhöhung de,' Tariflöhne und
250000 -gehälter um 6,5 vH. Die Laufzeit der Verträge beträgt zW'ölf :Y1onate.

- Nordrhein-\Vestfalen Ab 1. April 1977 werden die tariflichen Löhne und Gehälter für die Dauer
Begünstigte: 380000 von zwölf Monaten um 6,5 vH erhöht.

Juni

Juli

- Schlesvi"ig-Holstein!
Hamburg'
Begünstigte: 132000

Gesetzliche Renten­
versicherung,
Kriegsopferversorgung

Altershilfe für Landwirte

Gesetzliche Unfall·
-versicherung

Wohngeld

Chemische Industrie
- Bundesgebiet ohne·

Hessen, ~ordrhein­
\Vestfalen und
Rheinland-Pfalz
Begünstigte: 343000

......:.. Rheinland-Pfalz
Begünstigte: 82 000

Lohn- und Einkommen­
steuer, Kindergeld

Zum 1. :Y1ai 1977 werden im Tarifgebiet Hamburg und zum 1. Juni 1977
im Tarifgebiet Schleswig-Hoistein die tariflichen Gehiilter um durch­
schnittlich 6,8 vB, die Tariflöhne um 6,5 vH angehoben. Die Laufzeit der
Verträge.beträgt zvrölf Monate.

Im zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz v.ird festgelegt, da~ die Alters­
renten und die Kriegsopferrenten ab dem 1. Juli 1977 um 9,9 vH ange­
hoben werden. Der nächste Rentenanpassungstermin wird auf den 1. Ja-
nuar 1979 festgesetit. '.

Die..•~1tersgelder der Landwirte werden zum 1. Januar 1978 um 9,9 vH
erhohL.

Die Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung ',verden am 1. Ja·
nuar 1978 um 7,4 vH steigen.

:vlit der Xovelle zum \Vohngeldgesetz werden die \Vohngeidleistungen
erhöht. ?..Jach Schätzungen der Bundesregierung wird dies' zu -einer Aus­
gabensteigerung von rund 700 :Y1illionen DM· führen. Im .Iahre 1976 haben
1,7 Millionen Haushalte 1,6 :Y1illiarden DM 'Wohngeld bezogen.

Die Tariflöhne und -gehälter werden uni 7 vB erhöht. In den Tarif­
gebieten Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, i'Jiedersachsen, Baden­
vVürttemberg und Saarland treten die Tariferhöhungen zum 1. Mai 1977
in Kraft, in dem Tarifgebiet Bayern zum 1. Juni 1977. Die Laufzeit der
Verträge umfa~t zwölf Monate.

Die Tariflöhne und -gehälter werden zum 1. Mai 1977 erhöht. Für- den
t:bergangsmonat April 1977 'wird ein einheitlicher Pa:.Ischalbetrag von
165 D:Y1 (175 DYl für die Beschäftigten der BASF) 'gezahlt. Die Lohn- und
Gehaltstarifverträge sind zum 31. März 1978 kündbar.

Das Steueränderungsgesetz 1977 sieht eine Erhöhung des Kindergeldes
sowie .1\.nderungen des Lohn- und Einkommensteuergesetzes vor. Das
Kindergeld wird ab 1. Januar 1978 für das zweite Kind von 70 DM auf_
80 DYl, für das dritte -und jedes weitere Kind von 120 DM auf 150 DM
angehoben. Die Höchstbeträge für die VorsorgeaufwE,ndungen werden
ebenfalls zum 1. Januar 1978 für Alleinstehende von 1800 D?v1 auf
2 100,D!\1 und für Verheiratete rihne Kinder von 3600 :):Y1 auf 42äoDM
heraufgesetzt. Außerdem wird beschlossen, daß· Arbeitslose bereits
vor Ablauf der Festlegungsfristen ohne eine Schmälerung der· Steuer­
vergünstigung oder der Prämien über Spar- und Bausparguthaben ver­
fügen können. Der Sparer muß mindestens ein Jahr a::beitslos gewesen
sein.. Schließlich wird für die UnterhaltsverpflichtunHen von Kindern
geschiedener oder dauernd getrennt lebender Eltern sowie nichtehelicher
Kinder ein Pauschbetrag von 600 D:Y1 eingeführt.
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Xovember Lohn- und Einkommen­
steuer

Papierindustrie
- Baden-\Vürttemberg

Begüns.tigte: IS 000

Der l,veihnachtsfreibetrag für die Arbeitnehmer wird von bisher 100 DM
auf 400 D:Yl erhöht. Außerdem wird der Grundfreibetrag bei der Einkom­
mensteuer für Ledige um. 300 DM auf 3300 DM und für Verheiratete um
600 DM auf 6 600 D~! angehoben. Schließlich wird ein allgemeiner Tarif­
freibetrag eingeführt. Für ledige Arbeitnehmer beträgt dieser 510 D:v!,
für verheiratete Arbeitnehmer 1 020 DM.

Rück\\'irkend vom 1. September 1977 werden die Tariflöhne und -gehälter
um rund 6 vH erhöht. Die Ausbildungsvergütungen werden um 30 D~\'!

angehoben. Außerdem wird eine Verbesserung des 13. Monatseinkom­
mens beschlossen.

- Hessen
Begünstigte:

Tab e 11 e 14

Rückwirkend zum 1. September 1977 werden der Tarifecklohn um 5.9 vH
20000 und die Tarifgehälter um 5,95 vH erhöht. Außerdem wird das 13. Monats­

gehalt angehoben.

Zur Entwicklung der Reallohnposition 1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Jahr

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974.

1975

1976

1977 6)

Realer Verteilungsspielraum Reale Verteilung

Lohn- Bruttolohn: Reale' Reallohn-
kosten- und :preisindex Bruttolohn- position

Produk- Terms- effekt der -gehalts- für die und der Arbeit-
tivitäts- of-Trade- Arbeit- insgesamt summe je Lebens- -gehalts- nehmereffekt 2) Effekt 3) geber- Arbeit- haltungS) summe je

nehmer Arbeit-beiträge 4) (Inland) nehmer

(l) (2) (3) (4) (5) (6) F) (al

+4,0 -:-0,6 +0,0 +4,6 . -'-10;5 +2,3 -. 8,0 +3,3

-:-4,4 +0,3 -0,1 +4,9 +10,0 +3,0 , 6,8 -i-l,9

+3,0 -0,3 -0,8 +3,5 -L 6,0 +2,9 -L 3,0 -0,5, ,
+7,4 ,+0,1 +0,4 -!-7,1 , 9,6 +2,3 + 7,1 +0,0

+S,4 -0,1 -:-0,3 -'-S,O -'- 8,9 +3,3 + 5,4 -:-0,4

-;-2,9 +0,0 -0,2 -:- 3,1 7,0 - -'-3,5 -'- 3,4 +0,3

2..3,6 +0,2 +0,6 -;-3,2 2.. 3,1 -'-l,S
,

1,6 -1,6

+6,7 -0,2 -:-0,3 -'-6,2 6,4 +1,2 + 5,1 -1,0

+6,7 +0,1 2..0,7 -;-6,0
,

9,1 +l,S 1,5 +1,4-.
+5,0 +0,8 +0,3 -:-5.5 +15.1 +3,4 +11,3 ~5,5

-:-3,3 +0,6 -;-0,9 +3,0 +11,0 +S,3 , 5,4 +2,3

+4,4. -'-0,4 +0,8 -:-4,0 + 9,1 +5,2 + 3,7 -0,3

+5,0 -1,0 +0,5 +3,4 +11,9 +6,6 2.. 5,0 +1,5,
+2,8 -1,4 -!-0,6 +0,8 +11,0 +7,0 + 3,7 +3,0

+1,1 +1,3 2..0,8 +1,6
,

7,1 +6,0 + 1,0 -0,6-.
-'-7,5 -0,7 +0,7 +6,0

,
7,6 +4,5 3,0 -2,9-.

+3,0 -0,2 +0,0 +2,8 -. 7,0 -:-3,5 -. 3,4 +0,6

1) Gesamtwirtschaft ohne Staat. Zur Berechnung siehe methodische Erläuterungen Anhang VI.
2) Bruttoinlandsprodukt.in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen.
3) Gesamtwirischaft.
4) Tatsächliche und unterstellte Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung.
5) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte abzüglich der darin enthaltenen Verbrauchsteuererhöhungen ().cfehr­

wertsteueri Steuer auf Branntwein, Mineralöl, Tabak) i eigene Schätzung.
8) Eigene Schätzung.
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71/2 vH zugenommen hatte (Tabelle 14). Der da­
mit gegebene Verteilungsspielr.aum wurde 1917
wiederum durch eine Verschlechterung der realen
Au.stauschrelation im Außenhandel (Terms of Tra­
de) um 0,2 vH beschnitten. Somit hätte das Realein­
kommen der Arbeitnehmer um durchschnittlich
2,8 vH zunehmen können; ohne daß von den nomi­
nalen LohnsteigerungeIi her das Kostenniveau stär­
ker gestiegen wäre als das Preisniveau. Die Zunah­
me der Beiträge zur Sozialversicherung, die die Ar­
beitgeber .zugunsten der Arbeitnehmer abführen,
schmälerten diesen Spielraum für auszahlbare Löh­
ne diesmal nur geringfügig; anders als im Jahr zu­
vor wurden nur die Beitragsbemessungsgrenzen,
nicht aber die Beitragssätze in der Sozialversiche­
rung angehoben. Da die Arbeitnehmer im privaten
Sektor der 'Wirtschaft einen Anstieg des Reallohns
um durchschnittlich 3,4 vH erzielten, war der Lohn­
anstieg höher, als es einer kostenniveauneutralen
Lohnpolitik entsprochen hätte. Zu einer ,..eiteren
Korrektur der Verteilungsrelation ist es also - an
der Real1ohnpositi~n gemessen - 1917 nicht mehr
gekommen. Nur -das Jahr 1916 hat bislang einen
deutlichen Beitrag zur Entzerrung der Verteilungs­
relationen gebracht (Ziffer289).

134. Sollen Veränderungen der Reallohnposition der­
Arbeitnehmer angemessen interpretiert werden können,
so müssen nicht nur Veränderungen der Lohnkosten,
sonde1=n auch Veränderungen der Kapitalkosten berück­
sichtigt werden (JG 64 Ziffer 248). Bei der Berechnung
der Reallohnposition wurde-sonst unterstellt, daß sich die
Kapitalkosten je Produkteinheit so entwickelt haben wie
die Lohnstückkosten. Der mögliche Fehler, der dabei in­
Kduf zu nehmen ist, iällt dann ins Gewicht, -:wenn die
u"nternehmen ihre Anstrengungen forcieren, Arbeit durch
Maschinen zu ersetzen, entweder als Reflex auf die
starken Lohnsteigerungen der Vergangenheit, oder auch
unabhängig davon, es sei denn, die Realzinsen sinken in
entsprechendem ]"'laBe. In den letzten Jahren ist die Ver­
mutung, daß es sich so verhält, kräftiger geworden. Die
empirischen -Grundlagen iür eine derartige Schätturig
sind jedoch nach wie vor unzureichend. Sie werden ver­
stärkt durch die Tatsache, daß die Volkswirtschaftlichem
Gesamtr€chnungen jüngsf revidiert worden sind; die für
solch eine Schätzung nötigen Angaben über das An.1age­
vermögen in der privaten 'Wirtschaft liegen aber noch ­
nicht in ausreichender Untergliederung vor. Rechnungen
auf der Basis der nichtrevfdie1=ten Angaben deuten darauf
hin, daß der Verteilungsspielraum, hätte man den Efiekt
der Kapitalkosten berücksichtigt, kleiner ist, als wir ihn
ausgewiesen haben.

135. Die Bruttoeinkommen aus unselbsfändiger Ar­
beit, die Arbeitseinkommen der Arbeitnehmer ein­
sc;hließlich der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Si­
cherung also, haben mit rund 1 vH wieder stärker
zugenommen als die Einkommen aus Un1:ernehmer­
tätigkeit. und, Vermögen. Diese waren nur um
2,8 vH höher als ein Jahr zuvor. Somit hat sich die
Lohnquote, das ist der Anteil der Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit am Volkseinkommen,
der Summe aller Markteinkommen, 1917 erhöht,
nachdem sie 1916 erstmals seit 1968 zurückgegim­
gen war (Tabelle 15). Dies gilt auch für die aussa­
gekräftigere bereinigte Lohnquote, bei der die Ein­
flüsse eliminiert sind, die' von den Verschiebungen

Tab eIl e 15

Zur EntWicklung der funktionellen
Einkommensverteilung

vH

Lohnquote Anteil der
-Arbeit-

Jahr nehmeran
tatsächlich 1) I bereinigt 2) den Erwerbs-

tätigen

1960 60,4 60,4 77,2
1961 62,7 62,1 78,0
1962 64,1 62,8 78,8
1963 65,1 63,2 19,5
1964 64,8 62,3 80,3
1965 65,6 62,6 80,9
1966 66,6 63,3 81,2
1961 66,4 63,2 81,1
1968 64,8 61,3 81,6
1969 66,1 61,8 82,5
1970 67,8 62,7 .83,4
1971 69,1 63,6 83,9

'1972 69,5 63,8 84,2
1973· 70,7 64,6 84,5
1974 72,6 66,3 84,5

-1975 72,8' 66,5 84,5
1976 71,2 64,8 84,9
19773 ) 72,1 65,2 85,3

.1) Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in vH des
Volkseinkommens. _

2) Lohnquote bei konstant gehaltenem Anteil der Arbeitnehmer
an den Erwerbstätigen im Jahre 1960. -

3) Eigene Schätzung.

der Anteile der Arbeitnehmer und der Selbständi­
gen an den Erwerbstätigen im, Zeitabla.uf ausge­
hen.

136. Der Anstieg der Bruttoeinkommen aus Unter­
nehmertätigkeit und Vermögen gibt noch keinen
Aufschluß über die Entwicklung der eigentlichen
Unternehmensgewinne. Neben de:J. Ge,Vinnen sind
in diesem Einkommensaggregat auch die Einkünfte
der privaten Haushalte aus Geldvermögen, die Ein­
kommen aus Vermi€tung und Verpachtung, die Ar::'­
beitseinkommen der Selbständigen sowie die -Ein­
kommen des Staates aus Unterne~lmertätigkeitund
Vermögen enthalten. Das vorhandene statistische
Material gibt teilweise nur grobe Anhaltspunkte
für die Veränderung <;lieser Einkommensarten. Die
Entwicklung der eigentlichen Unternehmensgewinne
muß also geschätzt werden. Ohne die Gewinn-. und
Vermög~nseinkünftedes Staates !Jerechnet, dürften
die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen 1911 nicht um 2,8 vH, sondern um rund
4 vH zugenömmen. haben. Die Arbeitseinkommen
der Selbständigen sind notwendig~rweiseeine fikti-
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ve Größe. Anhaltspunkte, sie zu schätzen, lassen
sich allenfalls aus der Entwicklung der Einkommen-­
von abhängig Beschäftigten mit gleicher Qualifika­
tion und Arbeitszeit gew-innen. Unterstellt sei, daß
man auch für das Jahr 1977 bei dieser fiktiven Grö­
ße "Arbeitseinkommen der Selbständigen" in der

-gewerblichen -Wirtschaft, in der Landwirtschaft und
in der Gruppe freiberuflich Tätiger, wie _i\rzte,
Rechtsanwälte oder Architekten, eine höhere Zu­
nahme anzusetzen habe, -als sich bei den Arbeits­
einkommen der abhängig Beschäftigten ergibt.
Demgegenüber dürften die Einkommen aus Geld­
vermögen wohl unterdurchschnittlich zugenommen
haben. Zwar erhöhten sich die Geldvermögen aber­
mals kräftig, doch wurde dies durch den Rückgang
der Zinssätze teilweise aufgewogen. Auch die Ein­
kommen aus Vermietung und Verpachtung werden
1977 trotz gesunkener Hypothekenzinsen, also nied-

Tab eIl e 16

rigerer Kosten, nur mäßig gestiegen sein, denn bei
einer nur leichten Zunahme des vVohnungsbestan­
des hat sich der Anstieg der \Vohnungsmieten wei­
ter abgeschwächt. Kimmt man all dies zusammen,
so kann sich der Rest, also der Betrag, der den Un­
ternehmen als eigentlicher Gewinn verbleibt, 1977
nichLsehr viel anders entwickelt halJen als die pri­
vaten Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen insgesamt.

137. Die AufspaItung der Brut"toeinkommen in Einkom­
men aus unselbständiger Arbeit und in Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen sagt nur v.renig übel
die Verteilung der 1"1arkteinkommen aui die privaten
Haushalte aus. Erstmalig hat das -Statistische Bundesamt
in diesem Jahr Daten zur personellen Einkommensvertei­
lung im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen veröffentlicht (Tabelle 16). Eine detallierte Zu-

Zur personellen Einkommensverteilung

Bruttoeinkommen je Haushaltsmitglied nach Haushaltsgruppen

ANH Arbeitnehmerhaushalte
NEH Nichterwerbstätigenhaushalte
SH Selbständigenhaushalte

Einkommensart I Ein- I 1962 I 1963 I 1964 I 1965 I 1966 I 1967 -I 1968 I 1969 I 1970 I 1971 I 1972heit

D-Mark
Markteinkommen
Bruttoeinkommen AKH 4506 4755 5129 5567 5973 5996 6392 7115 8271 9265 10114
aus unselbständi- NEH 933 941 9n 1004 1032 977 1016 1085 1268 1365 1428
ger Arbeit SH 674 723 797 900 926 940- 980 1127 1350 1493 1640

Bruttoeinkommen ANH 220 235 252 307 347 353 396 438 528 577 665
aus Unternehmer- NEH 364 401 434 517 578 568 606 662 782 870 990
tätigkeit und Ver- SH 7162 7849 8894 9871 10172 10415 12246 12935 14699 16100 17655
mögen 1)

Sozialeinkommen 2) AKH 392 417 _ 437 472 515 556 580 614 655 701 769
NEH 2644 2815 3160 3529 3754 4031 4308 4686 5048 - 5607 6368
SH 527 565 598 652 698 766 800 859 944 1041 1170

Gesamtes A~H 5119 5408 5818 6347 6835 6905 7367 8166 9454 10544 11548
Einkommen 1) NEH 3941 4158 4566 5050 5364 5576 5930 6433 7098 7842 8786

SH 8363 9137 10289 11422 11797 12121 14026 14921 16994 18633 20465

Marli:teinkommen Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Bruttoeinkommen AKH 5,5 7,9 - 8,5 7,3 0,4 6,6 11,3 16,2 12,0 9,2
aus unselbständi- NEH · 0,9 3,3 3,3 2,8 -5,3 4,0 6,8 16,9 7,6 4,6
ger Arbeit SH 7,3 10,2 12,9 2,9 1,5 4,3 15,0 ' 19,8 10,6 9,8

-
Bruttoeinkommen ANH · 6,8 7,2 21,8 13,0 1,7 12,2 10,6 20,5 9,3 15,3
aus Unternehmer- NEH · 10,2 8,2 19,1 11,8 -1,7 6,1 9,2 18,1 11,3 13,8
tätigkeit und Ver- SH 9,6 13,3 11,0_ 3,0 2,4 17,6 5,6 13,6 9,5 9,7
mögen 1)"

Sozialeinkommen 2) ANH 6,4 4,8 8,0 9,1 8,0 4,3 5,9 6,7 7,0 9,1
- -

NEH 6,5 12,3 11,7 6A 7,4 6,9 8,8 7,7 11,1 13,6
SH · 7,2 5;8 9,0 7,1 9,7 4,4 7,4- 9,9 10,3 12,4

Gesamtes AKH · 5,6 7,6 9,1 7,7 1,0 6,7 10,8 15,8 11,5 9,5
Einkommen 1) NEH · 5,5 9,8 10,6 6,2 4,0 6,3 8,5 10,3 10,5 12,0

SH · 9,3 12,6 11,0 3,3 2,7 15,7 6,4 13,9 9,6 9,8

1) Ohne unterstellte Bankgebühren.
2) Empfangene laufende Ubertragungen.
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rechnung der Jvlarkteinkommen aui einzelne Haushalts­
gruppen läßt sich allerdings immer noch nicht vorneh­
men. Es werden nur Einkommensdurchschnitte für .jeweils
alle Arbeitnehmerhaushaite, alle Selbständigenhaushalte
und alle HaushaHe der niclztenverbstätigen Personen an­
gegeben; auch Aussagen über die Schichtung der Ein­
kommen sind noch nicht möglich.

138., 1nnerha1b des Zeitraums, iür den amtliche Angaben
zur personellen Einkommensverteilung vorliegen, dai?
sind die Jahre 1962 bis 19'1.2, sind die Einkommen der
Selbständigen am stärksten gestiegen. Je Haushaltsmit­
glied gerechnet,. hat deren Gesamteinkommen in dieser
Zeit jährlich im Durchschnitt um 9,3 vH, das der Arbeit- .
nenhmerhaushalte um 8,4 vH und das der Haushalte von
Nichterwerbstätigen um 8,3 vH zugenommen. Nach Ab­
zug von Steuern und Sozialabgaben belie.i sich der durch­
sI:hnittliche jqhrliche Zu~vachs' des 'veriügbaren Einkom­
mens bei den ~4rbeitnehmerha'ushaltenaui i,1 vH, bei den
Seibständigenhaushalten war er dagegen mit 9,5 vH 'SO-"

gar geringfügig höher als der des Bruttoe!nkommens.
Dies dürfte zum einen damit zusammenhängen, daß die
Grenzsteuerbelastung der_Selbständigen wegen deren im
allgemeinen' verg1eichsw"eise hohen Einkommen nicht

- mehr so weit über ihrer schon hohen durchschnittlichen
Belastung liegt wie bei den Arbeitnehmereinkommen, die
Zuwachsrate der Einkommensteuer also nicht mehr so
stark über die Zuwachsrate des Einkommens hinausgeht.

Zum anderen zählen Beiträge zur sozialen Sicherung, die
auigrund der Anhebung der Beitragssä;ze rascher als "die
Einkommen gestiegen sind, bei den S~lbständigen inso­
weit nicht zu den Abgaben, als diese selbst dafür auf­
kommen; sie min,dern also nicht deren verfügbare Ein­
kommen, wie sie statistisch gemessen werden. Dasselbe
gilt für' die ebenfalls stark steigend:m Ausgaben zur
privaten Altersversorgung, die zwar von allen Haushalts­
gruppen aus dem ver-iügbaren Einkommen bestritten wer­
den, hauptsächlich aber bei Selbständigen vorkommen.
.4uBerdem enthält die Gruppe der Selbständigen auch die
Landviirte, die im allgemeinen weniger Steuern auf ihr
Einkommen zu zahlen haben als die Arbeitnehmer.

Eine andere Frage ist, wie sich die Unterschiede schon
im Zuwachs der Bruttoeinkommen erklären, namentlich
inwieweit diese auf Unterschiede in der Entwicklung des
Entgelts für die Arbeit· der Selbständigen und der Un­
selbständigen unc;l inwieweit sie auf Unterschiede in der
Entwicklung der Vermögenseinkommen - diese be­
stimmt durch die Entwicklung der Vermögen· selbst uno
der Renditen - beruhen. Die veriügüaren statistischen
Angaben erlauben vorläufig nicht, diese Fragen zu be­
antworten.

139. 'Wieder sind die Nettoeinkommen aller _Er­
~\Terbstätigen zusammengenommen langsamer ge"
stiegen als die Bruttoeinkommen (Tabelle 11). Die

Tabelle 17

private Haushalte 6)

+ 9,6 .. 7,6 T 7,8
, 9,2 -i-14,8 -+ 9,0
,

9,5 -dU 8,6, ,

-'-10,1 5,9 -:-11,8

-'-10,5 +10,9 -:-10,6

-:-14,8 -;-'13,1 +11,3

+ 7,4 +11,8
,

9,0T

..,- 4,3 +16,2 , 8,4

+ 9,0 +26,6 + 9,7

-'-11,0 + 7,2. + 6,4
..L 5,6 -- 7,9 , 6,5I

Verteilung des Volkseinkommens

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Einkommen aus

Völks-
Zeitraum ein- unselbständiger Unternehmertätig-

kOinmen Arbeit keit und Vermögen

brutto 1) netto 2) brutto netto

1965~j970}
,

8,3 + 9,0 + 'T r1 + 6,8 7,8..
19n-1976 7) +-8,2 , 8,9 , 6,6 + 6,7 6,1..

+ 8,5 ..L 9,3 + 7,2 + 6,7
,

6,81965-1976 ,

i970 -'-15,2 +18,1 ,14,8 ~ 9,5 -'-14,7

1971 -'-10,9 -i-13,0 -'-10,6 , 6.1 5,9,-
1972 9,2 + 9,9 9,1

,
7,6 7,9..

1973 +11,7 +13,5 .. 8,9 , 7,5 + 3,2

1974
,

7,1 +10,0 1,8
,

0,1 + 0,2,

1975 }8) 3,9 4,1 + 3,6 + 3,3 -'- 5,8

1976 + 9,3 + 7,1 --j- 3,8 -:-15,4 +13,7

1977 9) 5,8 6,9 6,0 . ,
2,8 - 1,9, ..,-

Entnom-
mene

Gewinne
und Ver­
mögens­
einkom-
men 3)

Empfan-
(jene

la~Jende
Ubertra­
gUllgeh 4)

Verfüg­
bares

Einkom­
menS}

1) Bruttolohn- Und -geiialtssumme zuzügiich Sozia.lbeiträge der Arbeitgeber.
2j ~ettolohn- und -gehaltssumme (= Bruttolohn- und -geh3.ltssumne e.bzüglich Lohnsteuer und Sozialbeitiäge der Arbeitnehmer).
S} :,<ach Abzug der Zinsen auf Konsurrientenschulden.
~) Ohne Lohnsteuer auf Pensionen; abzüglich nichtzurechenbarer geleisteter laufender tJbertragungen.
5) "Ohne nichtentnoIfimene Gewinne der Unternehmen ohr.e eigene Rechtspersönlichkeit.
6) Einschließlich p,ivater Organisationen ohne Er\·'erbscharakter.
ö} Durchschnittlich jährliche Veränderung.
S) Vorläufige Ergebnisse.
9) Eigene' Schätzung.
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Belastung mit Steuern und Sozialabgaben hat 1977
also -weiter zugenommen. Bei den Einkommen aus
unselbständiger Arbeit ist der Unterschied zwi­
schen den Zuwachsraten deutlich geringer ausge­
fallen als im vergangenen Jahr; bei den Einkom­
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen hat
er sich dagegen "deutlich vergrößert. Für die Arbeit-"
nehmer erklärt sich das daraus, daß 1977 nur die
Bemessungsgrenzen für die Sozialversicherungsbei­
träge weiter erhöht worden sind, die Beitragssätze
aber unverändert blieben; kräftig, wenn auch nicht
so stark wie 1976, stieg die Belastung durch die
Lohnsteuer. So kam es, daß die Zunahme der Ein­
kommen der Arbeitnehmer nach Abzug von Steu­
ern und Sozialabgaben mit 6 vH nur wenig hinter
dem Anstieg der Bruttoeinkommen aus unselbst~n­

diger ArBeit zurückgeblieben ist. Die Nettoeinkom­
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen wa­
ren 1977 sogar um 1,9 vH niedriger als 1976. Dies
beruht auf den hohen Abschlußzahlungen an Ge­
winnsteuern für die Jahre 1974 und 1975, die erst in
diesem Jahr fällig wurden, sm-.,,-ie auf den deutlich
nach oben angepaßten Vorauszahlungen.

140. Das Ausmaß, in dem der Staat in die Vertei­
lung der Markteinkommen eingreift, ist nicht nur
an der Belastung mit Steuern und Abgaben, son­
dern auch an den Einkommensübertragungen des
Staates abzulesen, Die öffentlichen Einkommens­
übertragungen vom Staat an die privaten Haushalte
sind 1977 mit rund 8vH fast ebenso stark gestiegen
wie im Jahr zuvor, und zwar auf 211 Mrd Dlvf. Die
Renten wurden kräftig erhöht. Anders als in den
vorangegangenen Jahren, als die Zahlungen der"
Bundesanstqlt für Arbeit zum Anstieg der staatIi­
ch~n Einkommensübertragungen maßgeb~ich beige­
tragen hatten, nahmen "diesmal 'die arpeitsmarktpo­
litisch bedingten Transferzahlungen nur wenig -zu.
vVeniger Unternehmen beantragten Kurzarbeit.
Auch der für Arbeitslosenunterstützung aufgewen­
dete Betrag nahm ab; zwar war die Anzahl der Ar­
beitslosen kaum kleiner als im Durchschnitt des
Jahres 1976, doch ging die Anzahl der Bezieher von
Arbeitslosengeld kräftig zurück. "Die Anzahl der
Empfänger von Arbeitslosenhilfe war etwa so hoch
wie 1976. Die Einkommensübertragungen der Bun­
desanstalt für Arbeit an Arbeitslose und Kurzarbei­
ter blieben mit 81/2 lvIrd DM um gut 600 :\-1illionen
DYfhinter dem N"iveau des vorausgegangenen Jah­
res zurück. Aber auch sonstige Leistungen, sei es
für die berufliche Fortbildung oder Umschulung, sei
es zur Förderung der Arbeitsaufnahme für Altere
und Behinderte, waren mit rund 2 Mrd DM geringer
als im Jahre 1976. Die Kürzung der" Unterhalts"gel­
der für die Teilnehmer -an Umschulungsprogram-"
men ~und Fortbildungskursen haben offenbar viele
Arbeitnenmer davon abgehalten, sich umschulen zu
lassen oder sich fortzupilden.

Somit war es vor allem die Anhebung der Renten
für die 11,5 Millionen Rentner und -die Aufbesse­
rung_ der Kriegsopferbezüge für 2 Millionen Lei­
stungsempfänger um 9,9 vH, die den weiteren An­
stieg der staatlichen Einkommensübertragungen be­
wirkt hat. Erst im nächsten Jahr v{erden sich die

84

Beschlüsse zur Rentenversicherung dämpfend auf
die Zunahme der Sozialeinkommen auswirken.

141. Das verfügbare Einkommen der privaten Haus­
halte - es setzt sich aus den Arbeitseinkommen
der privaten Haushalte, den verteilten Einkommen
aus Unternehmertätlgkeit und VermögeQ und den
Einkommensübertragungen des Staates zusammen,
jeweils nach Abzug von direkten Steuern und So­
zialabgaben - ist -1977 nahezu ebenso stark gestie­
gen wie im Jahr zuvor. Mit rund 1:72 Mrd DM war
das Einkommen, das den Haushalten für Konsum
und Sparen zur Verfügung steht, um 6112 vH hö­
her als im Jahr 1976. Für rund ein Viertel des ver­
fügbaren Einkommens der privaten Haushalte sorg­
te "der Staat, Im Jahre 1971 hatte er ein Fünftel des

"Gesamteinkommens bereitgestellt; seitdem hat die­
ser Anteil stetig zugenommen (Schaubild 15).

V. Finanzpolitik: Konsolidierung im VOrdergrund

142. Eine Trias von Aufgaben war der Finanzpoli­
tik der Jahre 1976 und 1977 gestellt.

Mittelfristig bestand die Notwendigkeit, die öffent­
lichen Haushalte zu konsolidieren, das heißt das
strukturelle Defizit abzubauen. Der Kon?olidierungs­
bedarf, der sich bis 1975 angesammelt hatte, mußte
schrittweise über Kürzungen der Ausgabenexpan­
sion und über Steuererhöhungen gedeckt werden.
Ziel der Konsolidierung war "die Rückgewinnung"
von Vertrauen in eine solide und den Privaten
Raum gebende r;inanzpolitik.

Kurzfristig waren zur "Stützung der Nachfrage wei­
terhin expansive Impulse nötig. Da der Abbau des
strukturellen Defizits aber zugleich eine Vermin­
de:rung dieser Impulse bedeutete, kam es darauf an,
das Tempo der Konsolidieqmg mit den konjunk­
turellen Erfordernissen in Einklang zu bringen. Die
Konsolidierung sollte möglichst dann abgeschlossen
sein, wenn Unternehmen und private Haushaltedifs
Produktionspotential wieder normal beanspruchten.

Langfristig" mußte die Finanzpolitik zugleich einen
Beitrag zur Stärkung des wirtschaftlichen "Wachs­
tums leisten. Dies konnte über den Abbau von
vVachstumshemmnissen und durch wachstumsför­
dernde"Maßnahmen geschehen.

143. Eine Finanzpolitik, die diese Ziele gleichzeitig
verfolgen soll, steckt voller Risiken. vVird zuviel für
die Expansjon getan, besteht die Gefahr, 'daß der
Staat den Privaten im Vl1ege steht, wenn sich deren
Ausgabeneigung verstärkt. "Wird die Konsolidie­
rung forciert, besteht die Gefahr, daß die Konjunk­
tur zu wenig gestützt wird. UJ:ierdies ist in beiden
Fällen Ubereinstimmung mit den wachstumspoliti­
schen Erfordernissen keineswegs selbstverständlich;
dazu bedarf es vielmehr besonderer Maßnahmen,
auch solcher, die unter Umständen mit den anderen
Zielen in Konflikt geraten.
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Sc hau bi I d 15

VERFÜGBARES EINKOMMEN DER PRIVATEN HAUSHALTE
UND DEREN BEL ASJUNG MIT STEUERN UND SOZIALBEITRÄGEN

19771)

>- Verfügbares
Einkommen4l '

Entnommene Gewinne
und Vermögens­
einkommen 3)

............ '"............................ ­........................................ ...................... .................... ..................... ..
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19,1 :-:-:.:-:-:-:-: -: -: .: Übertragungen

(((((~, ,

16,2

15,6

1971
vH 2)

•
........,., .

.. 'O .......................................... ..
157 ... ',' .• " ',' ., .:-:-:-:-:-:-:-:-:-:............................... .- .........

- - - - - -

16,8 , , -' '.
, , ,

, ,

Wl

30J

• BCJ T

20J
37,7

34,4
Netlolohn- und
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15,7

4,2 b~~::~:~:~~':"""-'~ Direkte Steuern u.ä.5)- '- ,-. ), - - - ..... ' - ~ .

0, I Lohnsteuer
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2) Eir.sc~~. tes rik~za~ltare:i KQnjur:.ktnzJsch:ages.-~) Eiiischl. Stabi:itätszus~~lag.

S~ 7i 0725 .

Zurückhaltende Ausgabenpoiitik

144. Sch-on 1976 hatten die öffentlichen Haushalte
ihre Ausgaben lediglich um 3,7 vH gegenüber dem
allerdings- hohen Stand des Vorjahres ausgeweitet;
zu der geringen Expansion -hatte neben zurückhal­
tenden Haushaltsansätzen auch wesentlich beig-etra­
gen, daß im Hallshaltsvollzug ehv'a 5 Mrd DM weni­
ger ausgegeben wurden" als nach den Haushalts­
plänen zu erwarten gewesen war.

Für das Jahr 1977 ist damit zu rechnen, da.ß die
öffentlichen Ausgaben abermals weniger zunehmen,

als das gesamtwirtschaftliche Produktionspot~ntial

- unvermeidliche Preissteigerungen eingerechnet
- wächst. Bezieht man die. Abwicklung der Kon-
junkturprogramme des Jahres -1975 in das Ausgabe­
,volumen ein, so erwarten wir in diesem Jahr eine
Steigerung der Ausgaben des öffentlichen Gesamt-
haushalts um 5,4 vB auf gut 397 Mrd_ DM (Ta­
belle 18). Dabei gehen wir davon aus, daß wiederum
ein Teil der Ausgabenansätze nicht voll ausgeschöpft
werden wird. Dies is.t jedenfalls n3.ch den bisherigen'
Ergebnissen der Finanzstatistik zu erwarten, die für
Bund un~ Länder bis Ende September, für die Ge­
meinden bis Ende Juni vorliegen.
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Tab e 11 e 18

Deutscher Bundestag :- 8. '\J\Tahlperiode

Die Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Haushalte 1}_

1974 I 1975 2) I 1976 2) I 1977 3) 1975 2) 1- 1976 2) I 1977,3)

Art der Ausgaben bzw. Einnahmen Veränderung gegenüberMrd.DM dem Vorjahr in vH
-

-
Eigenfinan?:ierte Ausgaben

(ohne Schuldentilgungj"4) 5) • O' ••• 318,2 363,6 376,9 397,3 +14,3 cl 3,7 + 54

Laufende Rechnung ••• 0 •••• 0 •••• 246,7 286,0 303,0 321.6 +15,9 cl 5,9 + 6,1

davon:
-

Personalausgaben • 0 ••• •• o. 0 ••• 108,7 117,7 124,3 132,2 .- 8,3 ") - 5,6 - 6,4

Sachaufwand 6) 0 ••••••••••••••• 49,5 51,8 54,8 57,6 - 4,6 T 5,8 -+ 5,1

Laufende Ubertragungen 5) .... 76,1 102,0 106.2 111.4 ~34,0 c) -:- 4,1 ...L 4!9

Zinszahlungen ••••• o ••••• o •••• 12,4 14,4 17,8 20,4 -'-16,1 -23,6 -:-14,6

Kapitalrechnung ••••••••••• 0 •••• 72,0 76,1 73-,1 "7'1.6 5,7 - 3.9 "T 2,1

davon:

Sachinvestitionen .............. 46,1 46,1 44,0 43,9 0,0 - 4,6 - 0,2

Vermögensübertragungen ..... 17,2 18,3 19,3 20,5 T 6,4 , 5,5 6,2

Gewährung von Darlehen,
Beteiligungen '" o' •••••••• 0 ••• 8,7 11,7 .9,9 10,2 134,5 -15,4 .. 3,0

Saldo im Verrechnungsverkehr 7) - 0,5 + 1,6 -:- 0,9 + 1,1

Eigene Einnahmen (ohne Kredit-
markt- und Rücklagemittel) 4) • 0" 290,2 295,7 333,3 365,8 1,9 a) -:-12,7 .,.. 9,8

'Laufende Rechnung 0 •••• o. 0 ••••• 280,2 285,3 321,9 354,1 -'- 1,8 -'-12,8 -:-10,0,
darunter: Steuern B) ••• 0 ••••••• 239,6 242,3 272,1 301,7 + 1,1 .) + 12,3 +10,9

Kapitalrechnung ....... 0.· ... '" 10,0 10,3 1104 11,7 --,- 3,0 -?- 10,7 ..,.. 2,6

Saldo der durchlaufenden Mittel .. 0,1 0.0 T 0,1 ."

Nettofinanzierungssaldo ........... -27,9 -68,0 -43,6 -31,5 "'

NachrichtUch:

Nettofinanzierungssaldo einschließ-
lich Investitionszulage des Konjunk-
turprogramms vom Dezember 1974 .. -27,9 -68,1 -47,8 -35,4

1) Bund, Lastenau;gleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Offe, Länder und Gemeinden!Gemeindeverbände und EG-Anteile; Ist-\Verte.
2) Schätzung nam Teilergebnissen.
~l Eigene Schätzung.
4) Gesamtausgaben bz\'l. Gesamteinnahmen nach Abzug der Zahlunge:l von Gebietskörperschafte:1- (Zuweisungen. Darlehen, Dade-

hensrüddlüsseJ,
5) Eins6ließlich gestundeter Zuschüsse an die Sozialversicherung (197'<:0,7 Mrd DYf, 1975: 2,5)vlrd D~v[).
6) Einschließlich militärischer Bescnaffungen und Anlagen.
7) Saldo noch nimt verreclmeter Zuweisungen und D!:lertragungen zwiscilen den Ebenen der Gebietskörperschaf:en,
B) Ohne Stabi!itä~szu5ch!agund In\~estitionsteuerund ohne Investitionszulage des KonjunkturprogramILs vom Dezember 1974.
al ~icht bereinigt um die buchmäßigen Auswirkungen der Kindergeldreform, -

Quelle: BY[F
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STRUKTUR DER ÖFFENTLICHEN AUSGABEN

Anteil an den Gesamtausgat:n in vH

.1

I

I
Persona!ausgaben~~-'- _.'--",,-

.-,,
laufende Zuschüsse 1) 2) ,,

,,---...". -'

Sachinvestitionen

-----1Iii . -- ~....-...laufender

~:
---

sach3Ufwanf ............
. I

Verm5gensnbertragungen
an andere Bereiche

---.~---- ----_:"""--
Zinsausgaben

I

S eh au bi I d 16

o 0
1970 1971 1972 1973 ·1974 1975:0 19763) 19774)

1) DtiTch die !mct:;näßige~ Aus~/;r~l.Ir;ge:l cer Kir.der~e!rlrefQfr:: si~d die
A!:gcben ab 1975 mit de:1e:l der y(~a;.)s6e&ange~er. Janie niett ver~leich·

b~;.- 2) Eir.sch!. gestt..:ndetei Zuschüsse 2:1 die Soz;al'Jersict~rung.-

3) Scnätz:..mgen nach Tei!ereebnissen.- 4) Eigene S~~ätzung.·

SR 770716

145. Die öffentlichen Ausgaben für Sachinvestitio­
nen waren 1977 wie' schon in den vorangegangenen
Jahren keine Stütze geschweige denn ein Antrieb
für die wirtschaftliche Entwicklung. Im Jahre 1975
hatten sie 46 Mrd DM betragen, nicht mehr als 1974.
Im Jahre 1976 waren sie trotz der ·Konjunkturpro­
gramme um über 2.Mrd D\tl'zurückgegangen und
1977 ist \viederum mit Stagnation, also mit Ausgaben
von knapp 44 Mrd DM zu rechnen. Der Grund für
diese Entwicklung liegt wohl darin, daß diese Aus­
gaben weniger als die meisten anderen Ausgaben
gesetzlich festgelegt sind und damit am ehesten
gekürzt 'oqer doch verschoben werden, wenn eine
Verminderung der Ausgabenexpansion angestrebt
wird.

'Wäre ein solches Zurückbleiben der öffentlichen
Investitionen hinter der Entwicklung der anderen
Ausgabearten ~itte1fristig angelegt, so wären die
kurzfristigen Anpassungslasten als "unvermeidbar
anzusehen gewesen, die der Staat in der Rezession
mit einem solchen Verhalten seinen Lieferanten ins­
besondere in der Bauindustrie auferlegte. Aber
schon mit den Haushaltsplänen für 1978 und mit dem
Programm für Zukunftsinvestitionen wird eine
Niveaukorrekturder öffentlichen Investitionen vor­
genommen. -Daraus darf man wohl folgern, daß ein
derart' starkes Zuruckbleiben der Investitionsaus­
gaben hinter der Entwicklung des Produktionspoten­
tials in jeweiligen Preisen (bei paralleler Entwick­
lung beider Größen beispielsweise seit 1974 'hätte
die öffentliche' Hand 1977 rund 10 Mrd Dyl mehr
für Investitionen ausgegeben) noch nicht den Erfor-

- 'dernissen entsprach, die an die Infrastruktur ge­
stellt werden.

"146. Wie in der Investitiop.spolitik, so' vollzog sich
auch in der Personalpolitik eine \Vende.ln den Jah­
ren~1969 bis 1973, bei angespanntem Arbeitsmarkt
also, w'ar die Zahl der bei den Gebietskörperschaf­
ten ganztägig Beschäftigten im Durchschnitt um
3,2 vH angestiegen, 1974 und 1975 betrug diese Zu­
wachsrate immer noch etwa 2 1/2 vH, 1976 sank sie,
bei über einer Million Arbeitslosen, auf. 1 vH, und
1977 ist mit einer ähnlichen Entwicklung wie 1976
zu rechnen. '

Die Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst fielen
. 1917 zwar etwas niedriger aus als in der Privatwirt- .
schaft (Ziffer 78); ein größerer Abstand wiire aber als
Ausgleich für die Sicherheit des Arbeitsplatzes wohl
zumutbar und wegen möglicher Signalwirkungen für
die Tarifabschlüsse im privaten Bereich auch hilf­
reich gewesen. Außerdem wäre dadurch der haus­
haltspolitische Spielraum für eine Verstetigung der

,Einstellungspolitik größer geworden.

147. Der Rückgang bei den Investitionen und bei
den Einstellungen spiegelt auch wider, daß wesent­
liche Teile der geringen Mehrausgaben durch die
Zunahme der laufenden Ubertragungen und der
Zinsausgaben absorbiert wurden. Bei diesen Aus­
.gabearten waT ein Beitrag zur Konsolidierung weni­
ger möglich. Fast die Hälfte der Ausgabensteigerung
seit 1975 e.ntfällt auf diese beiden Bereiche (15 1/ 2

Mrd DM), obwohl sie 1975 nur einen Anteil von

32 vH an den Gesamtausgaben hatten. Die Zinsaus­
gaben sind seit 1974 infolge der hohen Neuverschul­
dung um 8 Mrd D~1 (+ 641/2 vH) angestiegen und
haben in diesem Jahr einen AntejJ von 5,1 vH an
den Gesamtausgaben erreicht (Schaubild 16). .

148. Die Veränderung der Haushaltsst:r:uktur zu La­
sten der invesfiven Ausgaben war in den vergan­
genen Jahren auch in den mehrjährigen' Finanzplä­
nen der Gebietskörperschaften fortgeschrieben ,wor­
den.,- Um diese Entwicklung zu mildern, verabschie­
dete die Bundesregierung im März 1977 ein mehr­
jähriges Investitionsprogramm zur wachstums- und
umweltpolitischen Vorsorge ("Programm für Zu­
kunftsinvestitionen"). Es sieht in Abstimniung mit
den Ländern zusätzliche investive Ausgaben von·
Bund, Ländern und Gemeinden in Höhe von insge­
samt 13,8 Mrd DM für die Jahre 1977 bis 1981 vor;
darin sind auch Zuschüsse enthalten, mit denen pri­
vate Investitionen in Höhe von 2,2. !v1rd DM -ange­
regt werden sollen; insgesamt ist also ein Investi­
tionsvolumen von 16 Mrd DM vor{;esehen.

Die Anstoßwirkungen dieses Programms waren bis
zum Herbst nur gering, weil Zllilächst Koordini~­

rungsprobleme zwischen den Gebi.etskörperschaften
zu lösen waren; 'der Bund trägt zwar den größten
Teil der Kosten -der öffentlichen, Hand (insgesamt
fast 60 vH), organisatorisch sind die Maßnahmen.
aber im wesentlichen von den Ländern und beson-
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<;lers von den Gemeinden abzuwickeln. Bis zum Jah­
resende ist mit einer Auftragsvergabe von reichlich
3 Mrd DM zu rechnen. Das Programm kann als ein'
erster Schritt weg von der ,Stagnation der Ausgaben
für Sachinvestitionen angesehen werden, falls es,
wie angestrebt, zusätzlich zu den "normalen" Inve­
stitionen durchgeführt wird.

149. Beim Bund werden 1917 die Ausgaben mit
171-1/2 Mrd DM voraussichtlich nur um 4 112 vH
höher sein als 1m Jahr zuvor, während die Länder
mit einem Ausgabevolumen von gut 163 Mrd DM
das Vorjahresnive1lU um etwa 5,7 vH übertreffen
werden. Die größte Unsicherheit besteht hinsichtlich
der Entwicklung der kommunalen Haushalte; wir
rechnen damit, daß die Gemeinden in. diesem Jahr
110 112 Mrd DM ausgeben, das sind 4 112 vH mehr
als im vorangegangenen Jahr.

Bei der Intervretation der kommunalen Finanzdaten ist in
diesem Jahr'alierdings, zu beachten, daß in drei BUJIdes­
ländern die kommunalen Krankenhäuser iinanzstatistisch
nicht mehr erfaßt werden, so daß bei dem 'Vergleich mit
dem Vorjahr zu niedrige Zuwachsraten ausgewiesen
werden. Verläßliche Iniormationen über den Umstellungs­
eiiekt liegen derzeit nicht vor; \vir schätzen" daß bei Ein­
rechnung der Ausgaben dieser Krankenhäuser die Zu­
wachsrate mehr als 5t h vH betragen würde. .

150. Die Gemeinden hatten bereits 197G ihre Aus­
gabe.nexpansion stark eingeschränkt und lediglich
3,7 vH mehr als-1975 ausgegeben. Daß es so wenig
war, beruhte vor allem darauf, daß die Sachinvesti­
Honen absolut abnahmen, und zwar um 2,9 vB auf
28,8 Mrd DM. Im Jahr 1977 setzte sich diese Ent­
wicklung zunächst noch verstärkt fort. Die Sachin­
vestitionen gingen im ersten Halbjahr noch einmal
um 5,8 vH gegenüber dem entsprechenden Vorjah­
-reszeitraum zurück, die ~.!\usgaben für Baurnaßnah­
men sogar um 9,7 vH. Da die Gemeinden etwa zwei
Drittel der Sachinvestitiorien der Gebietskörper­
schaften bestreiten, schlug diese Entwicklung der
kommunalen Investitionstätigkeit deutlich auf den
Umfang der Investitionen der Gebietskörperschaf­
ten insgesamt_ durch. Allerdings vergaben die Ge­
meinden vom zweiten Vierteljahr an wieder erheb­
lich mehr Aufträge an den Tiefbau; daher rechnen
wir damit, daß sich im weiteren, Jahresverlauf die
kommunalen Investitionen gegenüber dem Vorjahr
nicht weiter abgeschwächt haben. Aufs gan~e Jahr
gesehen werden die Kommunen dann mit gut
28 Mrd DM etwa 2 112 vH weniger für Sachinvesti­
Honen'ausgeben als im Jalir zuvor.

Insgesamt verhielten sich die Kommunen in den bei­
den ,vergangenen Jahren wie private Investoren.'
Einzelwirtschaftlicb,es Verhalten lag für sie nahe;
denn auch bei den Gemeinden herrschte Unsicher­
heit überdie künftige wirtschaftliche und insbeson­
dere finanzielle Entwicklung; und auch bei ihnen
verzögerten vielfältige, Auflagen und Vorschriften
zahlreiche Investitionsvorhaben. Im Gegensatz zu
den Unternehmen aber fehlte es vielen Kommunen,
zumindest als sie ihre Haushalte für 1976 planten,
an einer Grundvoraus!!etzung zum Investieren, am
Geld. Als dann im Laufe der Jahre 1976 und 1977 die
Steuereinnahmen verstärkt stiegen, haben die' Ge-

88

meinden zunächst weniger Kredite aufgenommen
und die zusätzlichen Mittel nicht z.um Investieren
genutzt. Hierzu mag beigetragen haben, daß in der
Rezession die für Verzinsung und Tilgung zusätz­
licher Schulden verfügbaren Mittel ("freie Spitze")
stark geschrumpft waren und daß die Kämmerer an­
gesichts der labilen konjunkturellen- Lage und der
anhaltenden Diskussion über Steuersenkungen bei
ihren Einnahmeschätzungen zurückhaltend verfuh­
'ren. Angesichts der allgemeinen ::-Jeigung zum Kon­
solidieren scheinen aber auch einige Kämmerer die
:Yföglichkeit zu einer gründlichen "Entschlackung"
der Gern.eindehaushalte wahrgenommen zu haben;
anders als in den Jahren der Prosperität stießen sie
dabei kaum auf den \-Viderstand der Stadt- und Ge­
meinderäte.

Unerwartet kräftige Zunahme des Stelleraufkommens

151. Trotz verhaltener Konjunktur flossen die ,Steu­
ern 1977 reichlicher als vorher angenommen. Zu Be­
ginn 'des Jahres war noch schwer abzuschätzen ge­
wesen, wie stark das Steueraufkommen steigen wür­
de. Besondere Unsicherheit herrschte hinsichtlich der
Auswirkungen der Körperschaftsteuerreform sowie
in bezug auf -die Höhe der Abschlußzahlungen an
Körperschaftsteuer, Einkommensteuer und Gewer­
besteuer für 1975. Erschwerend,kam hinzu, daß die
neue'Abgabenordnung und die Keuorganisation der
Finanzämter in ihrer 'Wirkung auf -die Schnelligkeit
des Steuereinzugs schwel' abzusehen waren.'Da man
die Einflüsse all dieser Sonderfaktoren zunächst vor­
sichtig veranschlagt hatte, mußten die Steuerschät­
zungen für 1977 seit dem Ende des Vorjqhres wie­
derholt nach oben korrigiert werden - und dies,
obwohl das nominale Bruttosozialprodukt mit 6,2 vH
langsamer als ursprünglich erwartet anstieg. \-Vir
rechnen für 1977 mit einem Gesamtsteueraufkom­
men von knapp '298 Mrd D:Y1. Ohne Abzug' der 'kon­
junkturb~dingtenInvestitionszulage von etvia 4 Mrd
DM wären es gut 301 112 Nlrd DM (Tabelle 19). Die
volkswirtschaftliche Steuerquote ist damit auf etw'a
25 1/J vH ,angestiegen 0 und hat so' einen neuen
Höchststand erreicht. Allerdings ist zu beachten, daß
wegen der Ersetzung der Kinderfreibeträge durch
Kindergeld zum 1. Januar 1975 die Steuerquoten vor
und nach diesem Termin nicht ohne' weiteres ver­
gleichbar sind; berücksichtigt man diesen Effekt, so
bet:r:ägt die Steuerquote noch mehr als 24 1/2,vH.

152. Die Fehlschätzungen des Steuerauikommens haben
starke Zweifel an der Güte der Steuerschätzungen ent­
stehen lassen. :Während die Steuereinnahmen in den Jah­
ren 1974 und 1975 beträchtlich hinter den Schätzergebnis­
sen zurückgeblieben ;'varen, gingen sie 1976 und 1977
weit über das hinaus, was man bei der Haushaltsplanung
erwartet hatte.

Ein Teil dieser Diiierenzen kann zW'ar damit erklärt
\verden, daß die lwnjunkturelle Entwicklung anders ver­
liei, als den Annahjften über die gesamtwirtschaitliche,
Entwicklung entsprach, die den Steuerschätzungen Ie­
weils vorgegeben waren. Ein beträchtlicher Teil der Ab­
weichungen beruhte aber auch auf einer Fehleinschätzung
der Dynamik des Steuersystems.
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Das Aufkommen der wichtigsten Einzelsteuern 1)
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Tab eIl e- 19

1974 1975 1976 I 1977 2) 1975 1976 I 19772) 1976 I

Sieuerart
MrdDM Veränderung in vH 4) MrdDM

Ver­
ände­
rung

in
VH4)

Jahr Januar bis September

Gesamtsteuerauf-
kommen ~ ............. 239,6 2 ) 242,2 267,9 297,8 +1,1 +10,6 +11,2

Lohnsteuer •••• 0 ••••• n,o 71,2 80,6 90,0 -1,1 b) +13,2 +11,7 55,1 62,8 +14,1

Veranlagte
Einkommensteuer 26,8. 28,0 - 30,9 35.3 +4,5 b) :i-1O,2 _+i4,2 21,5 25,4 +17,8

Körpersc.'laftsteuer 10,4 10,1 11,8 16,8 -3,4 +17,8 +42,4 7,6 11,6 +53;3-

Steuern vom Umsatz 51,2 54,1 58,5_ 62,4 ~5,7 + 8,1 + 6,7 46,2 43,4 6,5

Mineralölsteuer 16,1 17,1 18,1 !9,1 +6,7 + 5,8 + 5,5 12,1 12,8 .' 6,5

.Jcmuar bis Juni

239,6 ö) 242,3

Gewerbesteuer "j

Nachrichtlich:

BereInigtes Gesamt­
steueraufkommen 6)

18,8 17,9 20,1

272,1

22,8

301,7

-4,7 +12,4 +13,4 8,3 9,9 +19,3

+12,3 +10,9 I
1) KassenmfiJige Einnahmen ohne koilju.:.!l:~urpolitischeSondersteuern aber einschließlich Verrechnung. der Investitionszuläge de5

_Kor..junLturp:ogramos vom Dezember 1974.
2) Eigene Sc.1J.ätzung.
3) Vorläufige Ergebnisse.
.;) Verä~deru!lg gege:lüber de:n entsprechenden Vorjanreszeitrüum.
ö) -Gewerbesteuer r.ach Er~rag und Kapital. .
Ü) Ohne Verrec.1J.nung der Investi:ionszulage des Konjunkturprogramms vom Dezember 1974.
aj Ohne Stabilita:szuschiag und Ir.vestitionsteuer (1974: 2,6 :YIrd D"-'1).
'J) K;cilt bereinigt um die bu6mäßigen Ausvijrkungen der Ki~dergeldreform.

Quelle: B~vfF

Soweit eine Fehlschäizung des Steueraufkommens auf
einer Fehlprognose der konjunkturellen Entwicklung be­
ruht, ist sie ...veniger bedenklich. Eine potentialorientierte
oder .eine antizyklische Finanzpolitik richtet ihre Aus­
gabenplanung nicht an den ko·njunkturell v.rechselnden
Steuereinnahmen aus. Steuermehreinnahmen oder Steuer­
mindereinnahmen aufgrund einer unenvartet starken oder
schwachen Nachirage der Privaten verändern dann nur
den staatlichen Kredithedarf.

Schwerer als diese Fehlschätzung aufgrund einer ialschen
Prognose der konjunkturellen Entwicklung wiegt die
Fehleinschätzung der Dynamik des Steuersystems. Eine
Fehleinschätzung der mitteliristigen Entwicklung der
Steuerquote - diese steht iür den Teil der ·Ansprüche an
das. Produktionspotential,. die der Staat zur ErfülJung
seiner Auigaben durch die Steuererhebung tür sich frei
mr;rcht - führt zu Fehlentscheidungen der Finanzpolitik.
"Vird diese - um Konjunl{turelle Einilüsse bereinigte ­
Sieuerquote unterschätzt, drängt der Staat die A.nsprüche
der Privaten stärker z.urück, WS es zur Erfüllung seiner
Aufgaben erforderlich wäre, oder er vermindert seine
Ausgabenexpansion über das. erforderliche Maß hinaus;
wird die Steuerquote überschätzt, gilt das Umgekehrte.

VV'ie groß die Bedeutung der Fehleinschätzung der Dyna­
mik des Steuersystems bei der Hausha!tsplanung der ver-

gangenen Jahre war, läßt sich gegenwärtig nur schwer
beurteilen. Nach der Rezession wurden die Perspektiven
iür die Einnahmenentwicklung zunächst zu düster ge­
zeichnet. Bei der oiiiziellen Steuerschätzung im August
1975 et\va war die Steuerquote - vor Abzug der lnve­
stitionszulage des Konjunkturprogramms v~:m 1974 ­
für die Jahre 1976 und 1977 noch auf je\veils 22,8 vH ge­
schätzt worden; bereinigt um die Amätze für die später
beschlossenen Steuerrechtsänderungen hätte dem für 1977
eine Steuerquote von 23,0 vH entsprochen. Tatsächlich
lag die Steuerquote -1976 bei 24,2 vH, und 1977 wird sie,
nach dem bisherigen Verlauf der Steuereingänge zu
urteilen, etwa 251!4 vH betragen. Einem Prozentpunkt
der Steuerquote entspricht in diesem Jahr ein Betrag von
fost 13 lvlrd Dl'vL - .

Gew·iß ist der unerwartet starke An,tieg in der Steuer­
quote zum Teil durch konjunkturelle und durch irregu­
läre Schv.rankungen iniolge von Steuerrechtsänderungen
bestimmt gewesen. Es darf jedoch nicht übersehen wer­
den, daB vor allem die Dynamik des Steuersystems unter­
schätzt wurde. Aus diesem Grunde .wurde die Konsolidie­
rungsauigahe, vor die sich der Staat gestellt sah, be-.
trächtlich überzeichnet (Zifier 320).

Vor so gravierenden Fehleinschätzungen des Steuerauf­
kommens muß sich die Finanzpolitik besser schü~zen.



Drucksache 8/1221 Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode--------''-----------
Derartige Schätzfehler sind aber solange unvermeidlich,
wie die Grundlagen der Steuerschätzung nicht entschei-­
dend verbessert werden. Dies gilt vor allem iür die Ver­
anlagungssteuern. Die Ergebnisse der amtlichen Statisti­
ken über die Einkommensteuer, die Körperschaitsteuer
und die Gewerbesteuer kommen zeitlich so spät, daß ihr
Aussagewert für die Steuerschätzung, auch wegen nvi­
schenzeitlich eingetretener Steuerrechtsänderungen, ge­
ring ist. Es fehlen zeitnahe, zuverlässige lniormationen
über die Höhe der steuerpflichtigen Einkommen, die An"-'
zahl der Steuerpilichtigen, den Stand der Veranlagungs­
arbeiten, die Anpassung von Vorauszahlungen sowie
über die Auiteilung der aktuellen Steuereingänge in
Vorauszahlungen, Anp.assungen von Vorauszahlungen
und Abschlußzahlungen. Die Hoffnung auf eine Verbesse­
rung der Schätzgrundlagen durch Einführung der Daten­
verarb-eitung in der Finanzverwaltung hat sich bisher
nicht erfüllt.

153. In welchem Ausmaß sich Veränderungen der
Steuerquote im Gefolge wirtschaftlicher Expansions­
vorgänge vollziehen, hängt von der Struktur des
Steuersystems und von Sonderentwicklungen bei
einzelnen Steuern ab. Grundsätzlich schlagen sich
Veränderungen der gesamtWirtschaftlichen Aktivität
wegen der Progression stärker im Aufkommen von
einkommensbezogenen Steuern als im Aufkommen
der umsatzbezogenen oder gar -der mengenbezoge­
nen Steuern nieder. Diese Unterschiede bewirken
freilich auch,- daß sich das Schwergewicht des Steuer­
systems im Verlauf des \v-lrtschaftlichen "Wachstums

und auch infolge von Inflation bei unverändertem
Steuerrecht zugunsten der einkommensbezogenen
Steuern verschiebt. So- war es auch 1977, wie die
Zunahme des Anteils der einkommens- und vermö­
gensbezogenen Steuern auf rund 62 vH des Ge-

. samtsteueraufkommens zeigt (Tabelle 20). Da die
einkommensbezogenen Steuern aber gleichzeitig
auch jene Steuern sind, die den Anreiz zum Arbei­
ten und zum InveStieren tendenziell am meisten
b~einträchtigen, sprechen nicht zuletzt wachstums­
politische Gründe dafür; diese Entwicklung von Zeit
zu Zeit zu korrigieren.

154. Die Gewinnsteuern (die Körperschaftsteuer,
die Einkommensteuer "der Veranlagten und die Ge­
werbesteuer) trugen 1977 kräftig zum Steigen des
Steueraufkommens bei. Es zeigte sich, daß die Vor­
auszahlungen für diese Steuern im Jahr 1915 zu
stark nach unten angepaßt worden waren, so daß
nun nach der Veranlagung -hohe Abschlußzahlungen
fällig wurden. Diese Steuereingänge sind wirtschaft~

lieh eigentlich dem Jahr 1975 zuzurechnen; sie führ­
ten 1977 in den Unternehmen lediglich zu einer
Verringerung der Liquidität, die seit langem abseh­
bar war. Die gesamtwirtschaftlich unerwartet hohen
Steuereingänge waren also zumindest teilweise im
Kalkül der StemirpflichÜgen längst berücksichtigt
und haben daher 1977 wohl kaum noch Einflüsse auf
die unternehmeris~henEntscheidungen gehabt. Dies

1) Eigene Schätzung.
") Ohne Stabilitätszuschlag und vor Abzug der Investitionszulage des Konjunkturprogramms vom Dezember 1914.
3) Vermögensteuer, Grundsteuer, Feuersmutzsteuer, Vermögensabgabe, Hypothekengewinnabgabe und Kreditgewinnabgabe.
') Gewerbesteuer, Lohnsummensteuer, Sehankerlaubnissteuer.
ö) Steuern vom Verbrauch und Aufwand, Zölle.
6) Steuern vom Umsatz, Versidlerungsteuer; ohne Investitionsteuer.
7) ErbsdIaftsteüer, Grunderwerbsteuer, Kapitalverkehrsteuer, \Vechselsteuer.

Quelle: BYJ:F
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157. Zunächst legte die Bundesre!}ierung Anfang
März einen Gesetzentwurf vor, durch den, rückwir­
kend zum Jahresbeginn, die Steuervergünstigung
des § 7 b Einkommensteuergesetz auf Altbauten
ausgedehnt werden sollte;' außerdem war vorge­
sehen, den Erwerb von Ein- und Zweifamilienhäu­
sern sowie von Eigentumswohnungen innerhalb be­
stimmter \Vertgrenzen von der Grunderwerbsteuer
zu befreien. Gleichzeitig begann die Auseinander­
setzung um das "Steueränderungsgesetz 191'1", wo­
bei die Mehrwertsteuer~rhöhungbesonders umstrit­
ten war. Schließlich wurde der Regelsatz der Mehr- -

I wertsteuer zum 1. Januar 1978 nicht - wie es ur­
sprünglich vorgesehen war - um zwei Prozent­
punkte erhöht, sondern lediglich um einen Prozent­
punkt; der ermäßigte Steuersatz wurde um einen
halben Prozentpunkt nach oben angE!paßt. Außerdem
wurden Entlastungen bei der Gew'erbesteuer vor­
genommen, die Vermögensteuer wurde gesenkt, das
Kindergeld wurde ab dem zweiten Kind erhöht und
die :Ylöglichkeiten zum Abzug von Sonderausgaben
im Rahmen der Einkommensteuer erweitert. Zusam­
men mit der Ausweitung des § 7 b und den Befrei­
ung'en von der Grunderwerbsteuer, die zum 1. Ja­
nuar 1977 in Kraft traten, bringt dieses Paket von

IMaßnahmen nach den Schätzungen der Bundesregie­
rung einen Enlastungseffekt von etwa 1 Mrd DM

I für das Jahr 1978 (Tabelle 21).

gilt um so mehr, als viele Cnternehmen in den ver­
gangenen beiden Jahren, weil sie wenig investier­
ten, Geld~-ermögen angesammelt hatten. Den Un­
ternehmen fiel es deswegen offensichtlich auch
leicht, erhöhte Vorauszahlungen an Ge\vinnsteuern
hinzunehmen.

155. Das Aufkommen an Körperschaftsteuer stieg
zusätzlich an, weil die Gewinne der Unternehmen
aufgrund der Reform des Körperschaftsteuerrechts
seit 1977 mit erhöhten Steuersätzen belastet \ver­
den, so daß die Vorauszahlungen grundsätzlich nach

- oben an?:upassen waren. Da aber die Steuerzahlun­
gen der' Unternehmen, soweit sie auf Ausschüttun­
gen entfallen, bei der Einkommensteuer der Anteils­
eigner anrechenbar sind, wird ab 1978 das Aufkoni­
men dort entsprechend niedriger sein. So erscheint
die Körperschaftsteuerreform, die eigen'Wch für die
Besteuerten eine Entlastung mit sich bringt, da die
Ausschüttungen nicht mehr doppelt besteuert wer­
den, vom aktuellen Steueraufkommen her fälsch-

- licherweise zunächst als eine Mehrbelastung.

In der Einkommensteuer und vor allem in ihrer be­
bedeutsamsten Teilsteuer, der Lohnsteuer, schlugen
sich 1977 die \Virkungen der progressiven Besteue­
rung besonders stark nieder. Obwohl zu erwarten
ist, daß die Bemessungsgrundlage der Lohnsteuer
in diesem Jahr nur um etwa 7 vB steigen wird, war
vor der Erhöhung des vVeihnachtsfreibetrages mit
einem kassenmäßigen Steuermehraufkommen von ­
131ft vB zu rechnen,

Die Erhöhung der Branntweinabgaben und der Ta­
baksteuer zum Jahresbeginn 1977 brachte in diesem
Jahr nur einen geringen Mehrertrag, nämlich weni­
ger als 1 Mrd DM; gleichwohl dient die Erhöhung
dem Ausbalancieren der Struktur des Steuersystems.
Dem} ohne wiederkehrende Anhebung derartiger,
im wesentlichen auf die Menge bezogener Steuern
würden diese in ihrem Aufkommen mit der Zeit zur
Bedeutungslosigkeit herabsinken, wie dies schon
heute für zahlreiche Verbrauchsteuern festzustel­
len ist.

156. Das Jahr 1977 war ein Jahr großer Bewegung
in der Steuerpolitik. Vom Jahr davor wurde die Dis­
kussion über Umfang und Zeitpunkt .einer Erhöhung
der Mehrwertsteuer zur Konsolidierung der Staats­
finanzen übernommen. Außerdem stand die Reform
des Einkommensteuertarifs auf der Tagesordnung.
Schließlich gewannen seit Mitte des Jahres ange­
sichts der konjunkturellen Schwäche bei gleichzeitig
hohen Steuereingängen die Stimmen- an Gewicht,
die- aus konjunkturpolitischen Gründen Steuersen­
kungen forderten. So bestand das Jahr hindurch ein
steuerpolitisches Klima, das vor allem für die Inve­
storen Unfwwißheit brachte und deren Aktivitäten
eher dämpfte.

Tab e I I e 21

Finanzpolitisch wichtige Ereignisse

Datum

1976

10. November

15. bis 17. Dezember

Die Bundesregierung verabschiedet ein arbeitsmarktpolitisches Programm. Für Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen, Berufsbildungsmaßnahmen für Jugendliche, Mobilitätshilfen,
Umzugs- und Einrichtungsbeihilfen sowie für Eingliederungsmaßnahmen und arbeitsför­
dernde Maßnahmen für Schwerbehinderte werden Bundesmittel in Höhe von 430 Mio D~1

bereitgestellt.

Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" veranschlagt die Steuereinnahmen für 1976 auf
265,9-Mrd DM, das sind 9,8 vH mehr als im Vorjahr. Für 1977 erwartet er eine Zunahme
der Steuereinnahmen von 10,6 vH.
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no c h Tabelle 21

" Datum

1971

1. Januar

1. Januar

1. Januar

1. Januar

13. Januar

28. Januar

Februar -

2.-März

11. März

23. März

23. März

23.124. Mai

25. Mai

25. Mai
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Die neue Abgabenordnung tritt in Kraft.

Die Reform der Körperschaftsteuer tritt in Kraft. Durch sie wird die Doppelbelastung
ausgeschütteter Gewinne mit Körperschaftsteuer und Einkommensteuer beseitigt. -

Für: Aufvlendungen für die Berufsausbildung ihrer Kinder können Lohnsteuerpflichtige
und Einkommensteuerpflichtige Ausbildungsfreibeträge in Anspruch nehmen.

Die Erhöhung der Tabaksteuer um 18 vH und der Brannt1'leinabgaben um 20 vH tiitt in
Kraft.

:Nach den ersten vorläufigen Ergebnissen schließt der Bundeshaushalt 1976 mit Ausgaben
in Höhe von 162 Mrd DM, das sind etwa 2 :YIrd DM weniger als im Haushaltsplan vor­
gesehen. Die Nettokreditaufnahme des Bundes ist mit 26 ~1rd DM etwa 6112 Mrd DyI
niedriger als geplant.

Die Bundesregierung beschließt den Haushaltsentwurf 1977' und den Finanzplan bis 1980.
Das geplante HaushaItsvolumen 1977 ist mit 171,8 Mrd DM etwa 41/2 vH höher als die
Ausgaben des Bundes im Vorjahr (einschließlich der Ausgaben für die Konjunktur­
programme). Für 1978 ist .ein Ausgp.benzuwachs von 7,5 vB vorgesehen, 'für 1979 und
1980 ein ZuwaG.'ls von je 6,0 vH. Die Nettokreditaufnahme soll in- den Jahren 1977 bis
1980 von Z2;8 Mrd DM auf 15,5 Mrd DM abgebaut werden.

Die Länder sehen in ihren Haushaltsentwürfen Ausgaben in Höhe von 161 Mrd D:YIvor,
etwa 5 vH mehr als sie 1976 ausgegeben haben (einschließlich der Ausgaben für die
Konjunkturprogramme). Die N"ettokreditaufnahme der Länder ist auf 14 Mrd D:Yl ver­
anschlagt.

Die Bundesregierung beschließt einen -Gesetzentwurf zur Ausweitung der Abschreibungs­
begünstigungen des § 7 b Einkommensteuergesetz und der Befreiung von der Grund­
erw"erbsteuer. Diese Regelungen sollen rückwirkend ab 1_. Januar 1977 gelten.

Zur Konsolidierung der gesetzlichen Rentenversicherung und. zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen legt die Bundesregierung Gesetzentwürfe vor.

Die -Bundesregierung beschließt ein "Programm für Zukunftsinvestitionen". Es sieht
Investitionsausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden in Höhe von 13,8 Mrd DM
bis einschließlich 1981 vor. Im Jahre 1977 sollen im Rahmen dieses Programms Aufträge
von 31/2 Mrd D1VI vergeben werden. Die Ausgabenansätze sollen in die Haushaltspläne
der Gebietskörperschaften übernommen v{erden. "

Für öffentliche Investitionen im Verkehrswesen sind 3,7 Mrd D;'vf, in der Energieversor­
gung IJ 3 Mrd DM, in der "Wasserwirtschaft 4,1 Mrd Dyt für eine bessere \Vohnumwelt
4,1 Yfrd DM und für die Berufsbildurig 0,6 Mrd D:Yf vorgesehen. Teilweise sollen durch
diese Mittel private Investitionen in" Höhe von 2,2 Mrd DM angeregt werden.

Die Bundesregierung beschließt den Entwurf eines "Steueränderungsgesetzes 1977", das
zum 1. Januar 1978 wirksam werden soll. \Vesentliche ;'vlaßnahmen:
- Erhöhung der Umsatzsteuer auf 13 vH bzw. 6,5 vH.
- Erhöhung des Kindergeldes für das zweite Kind auf 80 DM, für alle weiteren Kinder

auf 150 DM. '
- Verschiedene NIaßnahmen innerhalb der Einkommensteuer. Schwerpunkt: Erhöhung

der Sonderausgaben-Höchstbeträge für Vorsorgeaufwend].mgen.
- Einführung beziehungsweise Erhöhung von Freibeträgen in der Gewerbesteuer.
- Senkung der Vermögensteuer

- für natürliche Personen von 0,7 vH auf 0,5 vH,
- für juristische Personen von 1,0 vH auf 0,7 vH.

Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" veranschlagt für 1977 unter der Annahme einer
Steigerung des. Bruttosozialprodukts um 8,4 vH Stßuereinnahmen von 297,9 YIrd DYf; das
bedeutet eine Zunahme gegenüber 1976 von 11,1 vH.

Das Bundesverfassungsgericht stellt fest, daß die" Verausgabung von 2 Mrd DM über­
planmäßiger und außerplanmäßiger Ausgaben Ende 1973 eine Verletzung des Art. 110
_Grundgesetz darstellte.

Die Bundesregierung beschließt ein Paket von Maßnahmen zur Stützung der Bauwirt­
schaft und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Schwerpunkte sind:
- Fortsetzung und Ausweitung des vrohnungsbaupolitischen Regionalprogramms.
- Zusätzlich 0,6 Mrd DYI für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen.
- 1 600 zusätzliche Planstellen der Bundesanstalt für Arbeit für Vermittler und Berufs-

berater.
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no C h Tabelle 21

16. Juni

24. Juni

28. Juni

1. Juli

1. Juli

7. Juli

15. Juli

11. Juli

- 22.-24. August

1. September

13. September

30. September

Der Bundestag beschließt das Gesetz über steuerliche Begünstigungen bei der Herstel­
lung oder Anschaffung bestimmter ·Wohngebäude. 'Wesentlicher Inhalt: A.usdehnung des
§ 1 b- Einkommensteuergesetz, auf Altbau-Erwerb und Fortfall der Gru::J.derwerbst~uer

bis. zu g'ew'issen.Höchstgrenzen. Inkrafttreten am 1. Januar 1977.

Der Bundestag beschließt das "Steueränderungsgesetz 1977", dem der Bundesrat am
15. Juli zustimmt. Änderung gegenüber dem Regierungsentwurf: Die Umsatzsteuer wird
ab 1. Januar 1978 lediglich um 1 bzw., 112 Prozentpunkt auf 12 vH bzw. 6 vH angehoben.

Der Bundestag verabschiedet den Bundeshaushalt 1977 mit einem Haushaltsvolumen
von 1t1,3 Mrd DM (6 vH mehr als im Vorjahr) und mit einem Finanzierungsdefizit von
21,1 Mrd DM (Vörjahr 25,9 Mrä DM).

Bund und Länder beschließen Verwaltungsvereinbarungen über- Finanzhilfen des Bundes
an Länder und Gemeinden im Rahmen des Programms für Zukunftsinvestitionen.

Das "Sozialpaket" tritt [n Kraft. \Vesentlicher Inhalt:
- Leistungskürzungen der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung.
- Kürzung der Zahlungen der Rentenversicherungsträger an die Kranker.versicherungen

für die Krankenversicherung der Rentner.
- Zahlung von Beiträgen der Bundesanstalt für Arbeit für die Rentenv~rsicherungder

Arbeitslosen ab 1919.
- Abbau der Mindestrücklage der Rentenversicherung. .
- Verschiebung der Rentenerhöhung vom 1. Juli 1978 auf den 1. Januar 1979.
- Aktualisierung der Rentenanpassungen.

Bund und Länder einigen sich auf eine Beibehaltung des Umsatzsteuer-Verteilungs­
schlüssels von 69: 31 für 1977. Im kommenden Jahr soll das Verhältn:s auf 67.5: 32,5
geändert werden'. In" b~iden Jahren gewährt der Bund den leistungsschwachen Länaern
Ergäl).zungszuweisungen in Höhe von 1,5 vB des Umsatzsteueraufkommens.

Der Finanzplanungsrat berät den Vollzug der Haushalte 1977 sowie des Programms
für Zukunftsinvestitionen. Außerdem findet eine erste, Aussprache über die Gestaltung
der Haushalte für 1918 statt.

Das Gesetz zur Erhöhung des 'Wohngeldes zum 1. Januar 1918 wird verabschiedet.

-Der Bundesfinanzminister kündigt eine Senkung der Einkommensteuer für 1980 an.

In der Folgezeit ergibt sich im Zusammenhang mit der negativen Arbeitsmarktentwick­
lung eine andauernde öffentliche Diskussion über mittel- und kurzfristige finanzpolitische
Maßnahmen zur Belebung der ·Wirtschaft.

Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" erwartet für 1917 insgesamt ein Steueraufkommen
von 299,8 Mrd DM, also 11,8 vH mehr als im Vorjahr.

Für 1978 veranschlagt er unter der Voraussetzung einer Zunahme des Bruttosozialpro­
dukts von 8.2 vH ein Aufkommen von 325 Mrd Dyf, das sind 8,4 vH mehr als 1977.

Der Finanzplanungsrat berät über den Vollzug der Haushalte von Bund, Ländern und
Gemeinden im Jahre 1917 sowie über die Haushaltspläne für 1978. -

Die Fraktionen von SPD und FDP bringen den Entwurf eines Gese':zes zur Steuer­
entlastung und Investiiionsförderimg im Bundestag ein.

Die Bundesregierung legt den Entwurf des Ha,ushaltsplans für das Jahr 1918 vor. Mit
188,6 !VIrd D:Yf liegt das geplante Haushaltsvolumen um 10,1 vH über dem Ansatz für
1977. Darin sind 1,45 Mrd DM Zuschüsse des Bundes "an die Rentenversicherungsträger
enthalten, die dem Bund 1974 und 1975 gestundet "\vorden waren. Der Finanzierungs­
saldo beträgt 27,8 Mrd DM..

Gleichzeitig, wird der Finanzplan des Bundes für die Jahre 1977 bis 1981 vorgelegt. In
den JahJ;en 1979 bis 1981 sollen die Ausgaben um jevleils6 vH ansteigen. Der Finanzie­
rungssaldo soll bis 1981 auf 25 Mrd DM zurückgeführt werden.
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no c h Tabelle 21

Datum

1977

27. Oktober
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Der Bundestaq beschließt das Gesetz zur Steuerentlastung und Investitionsförderung. -Es
enthält in seiner' endgültigen Fassung im wesentlichen folgende Maßnahmen:
- Erhöhung des Weihnachtsfreibetrages für Arbeitnehmer von bisher 100 D~ auf

400 D~1 noch für 1911.
- Verbesserung der degressiven Abschreibung für bev{egliche vVirtschaftsgüter auf das

Zweieinhalbfache der linearen Abschreibungssätze, höchstens 25 vH, sowie \Vieder­
einführung der degressiven Abschr~ibung für vVirtschaftsbauten und den frei finan­
zierten :Ylietwohnungsbau ab 1. September 1977.

- Erhöhung des Grundfreibetrages bei der Lohn- und Einkommensteuer von 3000 DM
auf 3 300 DM für Ledige bzw. von 6000 DM auf 6 600 DM für Verheiratete ab 1978.

- Einführung eines allgemeinen Tariffreibetrages bei der -Lohn- und Einkommensteuer
von 510 DM für Ledige bzw. 1020 DM-für Verheiratete ab 1978.

Steuerausfälle durch dieses Gesetz im Jahre 1977 etwa 1,7 Mrd DM, im Jahre 1978
etwa 10,3 Mrd DM.

Bereits wenige Tage nach der Verabschiedung die­
ser Gesetze begann Mitte Juli eine intensive
Diskussion über Notwendigkeit, Art und Umfang
von steuerlichen Maßnahmen zur Ankurbelung der
Konjunktur. Zwei Monate später legte die Bundes­
regierung einen Gesetzentwurf vor, der über eine
Erhöhung des vVeihnachtsfreibetrages und -durch
eine < Ausweitung der degressiven Abschreibung
ab 1. September noch im laufenden Jahr steuerliche
Entlastungen in Höhe von etwa 1,7 Mrd DM bringen
sollte.

Diese schon für 1977 vorgesehenen Maßnahmen wa~

ren kaum umstritten; Uneinigkeit bestand zunächst
über die ebenfalls im Gesetzentwurf vorgesehenen
steuerlichen Entlastungen im Rahmen der -Einkom­
mensteuer, die ab 1978 Geltung erlangen sollten.
Ende Oktober einigte man sich dann im Vermitt­
lungsausschuß darauf, neben einer Erhöhung des
Grundfreibetrages, die für alle Steuerzahler eine ab­
solut gleich hohe Entlastung bringt, einen zusätz­
lichen Tariffreibetrag einzuführen, dessen Entla­
stungswirkung mit steigendem Einkommen nach
Maßgabe des Progressionstarifs zunimmt. Anfang
Kovember trat dieses Gesetz in Kraft.

158. Gemäß ihren -Anteilen am Aufkommen der
einzelnen Steuern waren die Gebietskörperschaften
in unterschiedlichem Maß an den zusätzlichen Er­
trägen der 1977 reichlich fließenden Steuern betei­
ligt; die Steuereingänge der Länder werden mit
121/2 vH voraussichtlich stärker als die des Bundes
(-+- 91/2 vH) und die der Kommunen (+ 10 vH) an:­
steigen. Die Gemeinden partizipieren über den Fi­
nanzausgleich zwar auch am höheren Ländersteuer­
aufkommen. Dies geschieht aber nur dann ohne gro- _
ße Verzögerung, wenn die zusätzlichen Steuerein­
nahmen bei der Verabschiedung der Finanzaus­
gleichsgesetze auch .richtig vorausgesehen und nicht
zunächst unterschätzt werden, wie es'in den letzten
beiden Jahren der Fall ·v-tar.

159. vVeil die Ausgaben nur mäßig stiegen und die
Steuerquellen kräftig sprüdelten, sank das Finan-
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zierungsdefizit der Gebietskörperschaften Von 47,8
Mrd DM im Vorjahr auf- 35t h Mrd DM im Jahre
1977. Es auf dem Kapitalmarkt zu decken, bereitete
wie schon im Jahr zuvor keine besonderen Proble­
me (Ziffer 189). Die Finanzierung mit Hilfe früp.er
bei der Bundesbank stillgelegter Konjunkturaus­
gleichsrücklagen spielte nur noch eine unbedeutende
Rolle, da mich Auflösung der letzten Rücklagen in
Höhe von 200 Mio DM diese Möglichkeit der Finan­
zierung erschöpft-war.

ÖffentliChe Haushalte kaum noch expansiV

160. Das Finanzierungsdefizit der Gebietskörper­
schaften ist von 1976 auf 1977 Um rund 121h Mrd DM
zurückgegangen; aber es beträgt immer noch 351/2

!vIrd DM. Das Urteil darüber ist unterschiedlich. Die
einen sehen im Rückgang des Defizits einen begrü­
ßenswerten Schritt in Richtung Konsolidierung der
Haushalte, während andere darin bereits eine re­
striktive' Politik der öffentlichen Hand erblicken.
Vvieder andere befürchten, der Staat könne durch
seine immer noch hohe Kreditaufnahme die Kredit­
märkte zu stark belasten und zu wenig Raum- für
die Finanzierung privater Aktivitäten, insbeson­
dere privater Investitionen lassen. Bei manchen wer­
den auch noch Inflationsängste wachgehalten.

161. Eine kritische 'Würdigung des Umfangs der
staatlichen Neuverschtildung muß diese im Zusam- __
menhang mit der gesamtwirtschaftlichen Lage sehen
(Tabelle 22). \lVir gehen davon aus, daß die öffent­
liche Kreditaufnahme insoweit als unproblematisch_
angesehen werden kann,. als die Privaten daran ge­
wöhnt sind, daß der Staat stets einen Teil seiner
Ausgaben kreditär finanziert. Bei diesem Teil der
Verschuldung handelt es sich freilich nicht um einen
absolut festliegenden Betrag, sondern wir nehmen
an, daß er im gleiehen Maße wie das g~esamtwirt­

schaftliche PrödUktionspotential ansteigen kann,
öhne daß von daher Störungen des "Wirtschafts­
ablaufs zu erwarten sind. Insoweit sind von kre­
ditfinanzierten Ausgaben auch keine expansiven
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Ta b.e 11 e 22

Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öiientlichen Haushalte

MrdDM

1966 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977

1. Konjunkturneutrale Komponenten
des Finanzierungssaldos

(a) Potentialorientierte Kreditauf-
nahme 1) •••••••• 0 ••••••••• , •• -6,8 - 9,9 -11,1 -12.4 -13,7 -15,1 -16,4 -17,3

(b) Auslastungsbedingte Steuer-
mehreinnahmen bZ'.\'". -minder-
einnahmen 2) • 0 •• '0 •••••••••• -1,7 .. 2,6 + 0,4 + 1,2 6,2 -19,8 --14,5 -16,1

(c) Inflationsbedingte Steuermehr-
einnahmen 3) + 6,7

,
4,8 + 4,4 4,2

,
4,8 - 2,0 0,2.0_ 0 o ••••• o' o' ••• T

(d) Änderungen im Deckungsbet-
trag 'der "Sonstigen Einnah-
men" ') ...................... ~ 3,4 + 1,7 + 1,5 + 1,3 - 1,0 2,0 , 1,6,

1. (a) bis (d) Konjunkturneutraler
.. \Finanzierungssaldo 5) -8,5 + 2,9 - 4,1 - 5,3 -14,4 -31,0 --30,9 -31,5

(= Finanzierungssaldo
des konjunkturneutra-
.len Haushalts)

11. Tatsächlicher Finanzierungssaldö
ohne konjunkturpolitische Sonder-
steuern und Investitionszulag"e des
Konjunkturprogramms v:om De-
zember 1974 ................. '" ... --8,5 -15,6 -14,3 -11,3 -27,9 -68,0 '-43,6 -31,S

lIa. Tatsächlicher Finanzierungssaldo
einschließlich konjunkturpoliti-
scher Sondersteuern und Investi-
tionszulage des Konjun~turpro-

gramms vom Dezember 1974 -8,5 -11,9 -20.0 9,5 ~25,3 --68,1 -47,? -35,4

1. ;/. 11. Konjunktureller Impuls der
öffentlichen Haushalte " +18,5 -'-10,2 -'- 6,0 +13,5 +37,0 +12,7 0,0.....

(expanshi:: -i-; kontraktiv:-)

1. ;/. lIa. KonjunkturellerJmpuls unter
Einrechnung der konjunktur-
politischen Sondersteuern
und Investitionszulage des
Konjunkturprogramms vom
DezelJlber 1974 ............ -;-14,8 -;-15,9 + 4,2 -'-10,9 +37,1 +16,9 + 3,9

1) Errechnet aus dem Finanzierungssaldo des Basisjahres, abzügiich ausiastungsbedingter Sieuermindereinnahmen. 1966, und mit dem
."'.nstieg des Produktionspo:entials zu konjunkturneutralen Preisen fortgesc.1:lrieben. Die Größe (a) stellt eine Zllsammenfassung der
in Tabelle 23 des JG 73 ausgewiesenen konjunkturne;.;.tralen längerfristigen Kreditaufnahme und der Änderungen im Ded-:ungs­
beitrag dieser Komponente dar. Methodische Erläuterungen"siehe Anhang VI.

2) Errechnet als der Teil der Vollbeschäftigungssteuereinnahmen, der "einer Ab,,:eichung der jeweiligen. Auslastcng des Produktions­
potentials vom mittleren Aaslastungsgrad (97,25"vH) zuzureChnen ist. Nicht berücksichtigt ist dabei, daß die jew-eilige Steuerquote.
auslastU!lgsbedingt von der "konjunkturneutralen" Vollbesoäftigun9squote abweimen kann.

- 3) ErreChnet als der Teil der"Vollbesmäftigungssteuereinnahmen, der emem Anstieg des Preisniveaus zuzurechnen ist, insoweit die­
ser üller die "konjuIi.kturneutrale·· Steigerungsrate hinausgeht (bzw. hinter ihr zurüäbleibt). Nidlt berücksimtigt ist dabei, daß
die jeweilige steuerquote inflationsbedingt von der "konjunkturneutrale:J." abweiChen kann.

~j Errechnet als Abweichung d~r tatsäChlichen "Sonstigen Einnahmen" von dem Betrag, der zur Deckung eines gegenüber dem Ba­
sisjahr 1966 unveränderten Anteils der konjunktllrneutra!en Staatsausgaben erforderlich gewesen 'tväre.

5) Abweifuung in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 23

Deutscher Bundestag - 8. \o\Tahlperiode

Die Haushalte der Gebietskörperschaiten in konjunktureller Sicht 1)

0'lrd DM
-

\

-

I I I I -I I \1966 1971 1912 1973 1974 1975 2) 1976 2) 1977 3)

-
(1) Produktionspotential in jeweili- -

gen Preisen 4) ....... '" ...... 508,9 765.1 848,8 941.2 1 041,5 1148,4- 1 217.8 1294.0

(2) Produktionspotential bei ;,kon-
junkturneutraler" Erhöhung des
Preisniveaus des Bruttosozial- - ,
produkts im jeweiligen Jahr 5) 508,9 735.3 828,1 922,8 1023.2 1 125,5 1226,5 1293,0

Staatsausgaben
-

(3) bei gleicher
Staatsq!J.ote wie im Basisjahr
1966 ......................... 145,8 210.7 237,3 264,4 293,1 322,5 351,4 370.5

-

(4) Bruttosozialprodukt bei Normal-
auslastung des Produktionspo-
tentials 6) ••••••••••••••• o •••• 494.9 715,0 805.3 897,4 995.0 1094.6 1 192,8 1257.5

(5) Vollbeschäftigungssteuereinnah- -
men bei gleicher Steuerquote
wie ini Basisjahr 1966 ...... 114,4 165.3 186,2 207,5 230.1 253,1 275.8 290,7

(6) Vollbeschäftigungssteuereinnah-
men bei gleicher Steuerquote
wie im jeweiligen Jahr') ...... 114,4 163.0 191.8 219.3 24J.6 257,2 288.5 317,6

(6 a) nachrichtlich: tatsächliche Steu-
- ereinnahmen ohne konjunktur-
politische Sondersteuern und In-
vestitionszulage des Konjunk-
turprogramms vom Dezember
1974 ......................... 112.7 172.3 197,0 224.8 239.6 242.3 272.1 301,7

(6b) nachrichtlich: konjunkturpoliti-
sche Sondersteuern und Investi-
tionszulage des Konjunkturpro- -- -
gramms vom Dezember 1974 .. + 3.7 - 5.7 + 1.8 2,6 - 0,1 - 4.2 - 3:9

(7) Mehreinnahmen aufgrund er-
höhter Steuerquote
(6) ;/. (5) ~ ................... - 2,~ 5,6 . +11,8 +11.5 + 4,-2 +12,7 +26,9.

(8) Konjunkturneutral~s Haushalts-
volumen . -

-13) -;- (7) ... '" ................ 145,8 208,3 242,8 276,2 304.7 326,6 36:4,2 397,3

(9) Tatsächliche Staatsausgaben 8) 145,8 226,8 253,0 282,2 .318,? 363,6 376.9 397,3

(10) Konjunktureller Impuls _9) -
(9);/.(8) +18,5 +10.2

,
6,0 -:-13,5 +37,0 "-;-12,7 0,00_0 •••••••••••••••••••• ...

(10 a) nachrichtlich: Konjunktureller
Impuls unter Einrechnung der

-
--

- konjunkturpolitischen Sonder- -
steuern und der Investitionszu- -

lage des- Konjunkturprogramms
vom Dezember 1974
(10);/.(6 b) --:--14,8 +15,9

,
4.2 +10,9 +37,1 _ +1.6,9 -'- 3,9....................

(11) Ex post: Der Abweichung der -
realisierten von der konjunktur-
neutralen Staatsquote entspre-
chen 10) +10,0

,
4,2

,
0,8

,
8,3 - +30,4 +15,3 - 0.3...................... ...

(12) Veränderung des konjunkturel-
len Impulses gegenüber dem je-
weiligen Vorj ahr ............. + 6,9 - 8,3 - 4.1 -'- 7,5 --:--23,4 -24,2 -12,8

Fußnoten siehe Seite 97.
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n 0 c h Tabelle 23'

1966 -I 1971 --' 1972

Zum Vorjahresvergleich

1973

vH

1974 I 1975 2
)

.. 4,7 5,1 4 - .- 3,5 .- 2,,9 .- 2,7 T 2,6.,::!

-!.. 3,5', + 3,0 -'- 4,0 -'- 5,0 -'- 5,0
,

4,0 -r 3,5
-

-'- 0,5 -'- 3,6 .- 2,2 - 0,5 -':2,7 + 2,3 .- 3,6

- 2,5

Steigerungsrate

(a) der- tatsächlichen Staatsausaa­
ben (9) gegenüber dem je\"eIli-
gen Vorjahr :.... -:-4,8 . +15,5

(0) des koniun.kturneutralen Haus­
haltsvolümens. (8) gegenüber
den' tatsächlichen Staatsausga-
ben im jeweiligen Vorjahr (9) . -r 6,1

Bestimmungsfaktoren von (b) 11).

(c) 'Wachstumsrate des Produk-
tionspotentials in Preisen von
1970 .

(c) .Konjunkturneutrale· Erhöhung
des Preisniveaus des Bruttoso­
zialprodukts .•................

(e) Veränderung des Ausgabenspiel­
raums durch' Abweichung der
Steuerquote (13), von - der des
jew'eiligen Vorjahres .

(f) Basiskorrektur: Ver&nderung
des Ausgabenspielraums durSh
Abweichung der realisierten
Staatsquot~ (17) von der kon-
junkturn~utralen (14) im jewei-
ligen Vorjahr 12) .

711,6

7,1

- 4,6,

+11,5

...L 9,2

1,6

+12,8

+ 8,0

- 0,2

+14,3

2,6

- 2,6

3,7

9,1

--!- 5,4

.. 5,4

4,2

(13) Volkswirtschaftliche
Steuerquöte: (6)

-·100 23,12 22,79 23,82 24,43 24,28 23,50 24,19 25,26
(4)

(l'!) Konjunkturneutrale
Staatsquote: (8)

-'100 28,65 28,33 29,33 29,93 29,78 29,02 29,69 30;73
(2)

'(15) Beanspruchte
Stat!tsquote: (9)

-,100 28,65 30,85 30,55 30,58 31,10 32,30 30,73 30,73
(2)

(16) Konjunktureller
Impuls, bezogen auf
das Produktionspo-

-'- 3,29tential in (2) (1517-'(14) .- 2,52 .- 1,23 0,65 .- 1,32 -'- 1,04 0,00"

(17) Realisierte
Staatsquote: (9)

-'100 28,65 29,64 29,81 29,98 30,55 31,66 30,95 30,70
(1)-

1) Bund, Länder, GemeindenfGemeindeverbände, Offa, Lastenausgleiensfonds, ERP-Sondervermägen unä. EG-An·teile. - Zum Kon-
zept des konjunkturneutralen Haushalts siehe Anhang VI. Differenzen in den Summendurch Rundung.

2) Schätzung nach Teilergebnissen.
Oll Eigene Schätzung.
1) ProduktionsDotential in -Preisen von 1970, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts.
5) Produktionspotential in Preisen von 1970, inflationiert mit dem Prefs:ndex des Bruttosozialprodukts im jeweiligen VOrjahr und der

"konjunkturneutra!en" E!"höhung des PrE!isniveaus im. je1..r~iligen Jahr".
6) Normalauslastungsgrad (97,25 vH); zur Definitiol! siehe Anhang VI.
7) Anstelle der in früheren Gutac"aten verwendeten tatsächlichen Steuereinnahmen (siehe. dazu JG 13 Ziffer 213}. Bei der Ableitung

des konjunkturneutralen Ausgab'enspielraums, der durc:il eine Änderung der steuerlicllen Einnahmenregelungen entsteht, bleibt
unberuc.O;:sic.'ltigt, daJ die tatsächliche Steuerquoie nicht unbedingt derjenigen entsprechen muß, die sich bei VollbesChäftigung
u~d ~:konjunk.turn~utralem··Preisanstieg ergäbe.

E) Eigenfinanzierte Ausgaben.
9} Expansiv: +; kontraktiv: -.
10) GleiChbedeutend niit dem konjunkturellen Impuls -auf der Basis der tatsächlichen Preissteigerurigen (siehe Anhang VI).
11) (b) ergibt sich als Zusammenfassung' der Komponenten (cl bis (f). \Vegen der überwiegend m~ltiplikativenVerknüpfung der Kom-

o ponenten ist (b) nicht genau gleiö der Summe aus (c) bis (:) (siehe hierzu Anhang VI). .
12) Dies entsprIcht den, Komponenten (f) und (g) in Tabelle 18 des JG 11, die aus Vereinfac!lUngsgründen zusc.mmengefaßt worden

sind.
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Impulse zu erwarten. In Orientierung an dem Ver­
schuldungsverhalten der sechziger Jahre, repräsen­
tiert durch das Jahr 1966 als Basis, schätzen wir die­
sen Teil der Kreditaufnahme auf derzeit etwa 11
MrdDM.

Ein weiterer Teil der gegenwärtigen Verschuldung
ergibt sich daraus, daß die gesamtv..-irtschaftlichen
Kapazitäten derzeit weniger als normal ausge1astet
sind, daß also die Steuereingänge trotz des kräftigen
Anstiegs nur deshalb nicht ihr "normales" Ausmaß
erreichen, weil die Einkommen und "Cmsätze nicht
den Einkommen und Umsätzen bei normaler Aus­
lastung· des Produktionspotentials entsprechen..
vVenn der Staat die hierdurch bedingten Steueraus­
fälle (in diesem Jahr etwa 16 Mrd DM) nicht durch
Kredite ersetzen würde, müßte er seine Ausgaben
in diesem umfang -vermindern, seine Ansprüche an
das ProduktioIlspotential also in einem Zeitpunkt
reduzieren, in -dem auch die Privaten das Produk­
tionspotential nicht in normalem Maße beanspru­
chen - die Finanzpolitik wäre also restriktiv.

Dem Umstand, daß in einem bestimmten Jahr die tat­
sächlichen Stfm§:reingänge niedriger sind, als sie es bei

-Normalauslastung des Produktionspotentials ge,';esen
wären, versuchen wir dadUl'ch Rechnung zu .tragen, daß
wir die Steuerquote des jeweiligen Jahres auf ein Brutto­
sozialprodukt beziehen, wie es sich bei Normalauslastung
ergeben hätte (Vollbeschäftigungssteuereinnahmen). Die­
ses grobe Veriahren ist nicht unproblematisch; nament­
lich in Jahren, in denen die Steuereingänge durch Son­
deriaktoren beeinilußt sind,- werden die Vollbeschäfti­
gungssteuereinnahmen ent\veder zu hoch oder zu niedrig
ausgewiesen: Im Jahre 1977 düriten die Vollbeschäiti­
gungssteuereinnahlizen wegen solcher Sonderfaktoren
eher zu hoch ausgewiesen sein, die auslastungsbedingten
Steuermindereinnahmen also vermutlich überhöht in un­
sere Rechnung eingehen (Ziiiern 152 H.).

Unter Berücksichtigung weiterer, quantitativ wenig
bedeutsamer Effekte rechnen- wir 'insgesam( damit,
daß die Teile der öffentlichen Verschuldung, von
denen keine expansiven Impulse zu erwarten sind,
zusammen etwa 31 1/2 Mrd DM ausmachen. Der Un­
terschied zwischen diesem "konjunkturneutralen
Saldo" und dem tatsächlichen Finanzierungssaldo
steht für den konjunkturellen Impuls, den wir den

-öffentlichen Haushalten -zuschreiben (Anhang VI).
In diesem Jahr ergibt sich allerdings aus unserer
Rechnung kein Unterschied mehr zwischen den bei­
den Größen. Bezieht man die Steuerausfälle auf­
grund der Investitionszulage des Konjunkturpro­
gramms vom Dezember 1914 mit in die Rechnung
ein, so beträgt der Impuls ·noch etVia 4 Mrd DM.

162. Zu dem gleichen Ergebnis kommt man durch
eine Gegenüberstellung der tatsächli<::hen Staatsaus­
gaben mit demjenigen Haushaltsvolumen, das nach
unserem Konzept als konjunkturneutral bezeichnet
werden kann (Tabelle 23). Dabei gehen wir davon
aus, daß von der Summe der Staatsausgaben dann
keine konjunkturellen Impulse zu erwarten sind,
wenn sie gegenüber einem Vergleichsjahr mit kon­
junkturneutralem Haushalt - in unserer Rechnung
tionspotentials direkt oder Indirekt in Anspruch
1966 - einen unveränderten Anteil' des Produk-
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. nehmen, es sei denn, einer höheren oder niedrige­
ren Staatsquote steht eine entsprechend veränderte
Steuerquote gegenüber.

163. Bei einer Bewertung des konjunkturellen Im­
pulses darf nicht übersehen werden, daß diese Maß­
zahl auf Kassenvorgänge :abstellt und darin un.be­
rü"cksichtigt bleibt, welchen Zeitpunkten die Aktivi­
täten zuzuordnen sind, die diesen· Zahlungen zu­
grunde liegen. Dies gilt insbesondere für die Steuer­
ausfälle aufgrund der Investitionszulage. Die ent­
sprec1~enden privaten Investitionen sind überwie­
gend bereits vor 1971 getätigt worden; soweit er­
geben sich im laufenden Jahr nur noch bereits ein­
geplante Liquiditätseffekte bei den Investoren.

Umgekehrt gehen von den Aufträgen im Rahmen
des Programms für ZukunftsinYestitionen, soweit sie
noch in diesem Jahr vergeben werden (reichlich
3 Mrd DM), expansive ·Wirkungen aus, die nicht er­
faßt werden. Die Erweiterung der Abschreibung auf
Altbauten und die Grunderwerbsteuerbefreiung .für
Ein- und Z"\veifamilienhäuser sowie"für Eigentums­
wohnungen können "ebenfalls in diese Richtung ge­
wirkt haben, ohne daß es in diesem Jahr zu entspre­
chenden Vorgängen in den öffentlichen Kassen ge­
kommen ist.. Auß"erdem ist zu berücksichtigen, daß
die hohen Gewinnsteuerzahlungen der "C"nterneh­
men dort teilweise nur die Liquidität v.ermindern,
weil die Abschlußzahlungen wirtschaftllch dem Jahr
1915 zuzurechnen sind. Schließlich erscheinen die
Auswirkungen der Körperschaftsteuerreform zu­
nächst als Erhöhung der Steuerbelastung, im wirt­
schaftlichen Kalkül überwiegt sicherlich der Entla­
stungseffekt, der daraus resultiert, daß die Aus­
schüttungen nun nicht mehr doppelt belastet werden.

Eine- Analyse der Impulse, die von der Finanzpolitik
im laufenden Jahr auf den ·privaten Sektor einge­
wirkt haben, muß darüber hinaus auch die Signal­
.wirkungen ins Bild rücken, die keinen finanziellen
Kiederschlag gefunden haben. Hierzu zählen insbe­
sondere mögliche Einflüsse auf die Erwartungen von
Konsumenten und Investoren, die von den Steuer­
entlastungsmaßnahmen sowie von der Kindergeld-­
erhöhung ausgehen, die großenteils erst Anfang
1918 in Kraft treten.

Insgesamt gesehen scheint der konjunkturelle Im­
puls, wie er sich aus. unseren Berechnungen ergibt,
die expansiven VVirkungen der Finanzpolitik in die­
sem Jahr zu niedrig auszuweisen.

164. Die Höhe des konjunkturellen Impulses, den wir
für die Haushalte der Gebietskörperschaften berechnen,
ist von der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnungen durch das Statistische Bundesamt, die unter
anderem eine Anderung der Preisbasis von 1962 auf 1970
brachte, nicht unberührt.geblieben. Durch die Neubev,rer­
tung des Anlagevermögens (mit Auswirkungen auf den
Umfang des Produktionspotentials) und des Bruttosozial­
produkts der let~ten Jahre ergibt sich rechnerisch eine
Niveauverschiebung der konjunkturellen Impulse der
siebziger Jahre um durchschnittlich knapp 3 Mrd Dlv!
nach oben. Für das lauiende Jahr würde sich also auf der
Basis der nicht revidierten Zahlen der Volkswirtschait­
lichen Gesamtrechnungen ein kontraktiver Impuls erge-
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ben. Da ...·"ir aber davon ausgehen müssen, daB die An­
gaben der Volkswirtscnaitlichen Gesamtrechnungen~aui
der Preisbasis 1970 aussagekräitiger sind als die Angaben
azif der Preisbasfs 1962, halten wir ~dfe neuen Ergebnisse
für zutreiiender.

165. Kritik hat auch erneut gefunden, daß der Sachver­
ständigenrat sefnen Urteilen über die konjunkturellen
Impulse der. öffentlichen Haushalte nach wie vor ·ein'
Verschuldungsverhalten des Staates zugrunde legt, als
normal gleichsam, wie es für 'die sechziger Jahre kenn­
zeichnend war· (in unseren Rechnungen repräsentiert
durch das Jahr 1966j. Wir haben jedoch immer einge­
räumt, daß die "VVirtschait durchaus an unterschiedliche
Piade der "Normalverschuldung" des Staates. geviöhnt
w'erden kann und daB..in den siebziger Jahren möglicher­
vJeise eine Ge,vohnung an ein höheres' Niveau der Nor­
malverschuldung des Staates s~attgeiunden hat. Sicher
ist dies angesichts der negativen Reaktionen der Privaten
auf die übermäßig expal1sive- Finanzpolitik der inflatori­
schen Phase allerdings keineswegs (JG 75 Ziffern 70 i.).
Zu bedenken ist überdies, daB der Staat sich nach dem
Beginn der Konsolidierungspolitik }vfWe der siebziger
Jahre erst einmal wieder eine mittelfristige Orientierung
suchen mußte, an die die Vvirtschait dann durch eine
möglichst stetige Politik zu gewöhnen ist. In ,den Kons6Ii­
'dierung~anstrengungen der letzten beiden Jahre war
durchaus eine Rückkehr zum Verschuldungsverhalten der
sec11Ziger Jahre angelegt - selbstverständlich immer UIl­

te.r Berücksichtigung der inflations- und wachstumsbe­
dingten Veränderung aller 'GröBen, die inz:<.vtschen ein­
'getl.eten ist. vVie es weitergehen viird, erscheint noch
ungewiB. Aus diesen Gründen haben wir es für falsch
gehalten, eine Revision unseler Entscheidung hinsichtlich"
der mittelfristigen Bezugsgrößen unseres Urteils über
das öiientliche Finanzgebaren jetzt vorzunehmen. Das
Bild der zeitlichen Entwicklung der konjunkturellen Im­
pulse der öffentlichen Haushalte und damit das Urteil
darüber, inwieweit die VeränderungeJ;' der konjunkturel­
len Impulse in konjunkturgerechter \-\leise mit den Ver­
änderungen der konjunkturellen Lage korrespondieren,
ist von .der Basisjahrentscheidung (die lediglich das
Niveau der errechn.eten konjunkturellen Impulse be­
stimmt) ohnehin iast unabhängig.

16'3. Sieht man von den erwähnten Sonderfaktoren
ab, so unterscheidet sich der konjunkturelle Impuls, .

. so. wie wir ihn berechnen, deutlich von den expansi­
ven Impulsen, die wir den öffe~tlichen Haushalten
der' beiden vorangegangenen Jahre zuschreiben.
Gegenüber 1976 ging er nochmals um 13 Mrd DM
zurück, nachdem er im Vorjahr bereits um über
20 Mrd DM gesunken ·war. Da sich aber der wirt­
schaftliche Aufschwung 1977 entgegen den Erwar­
tungen nicht weiter fortsetzte, hat dies der Finanz­
politik viel Kritik eingetragen. Es ist ihr vorgewor­
fen worden, sie habe restriktiv gewirkt. Allerdings
ist der- bloße Abbau eines expansiven Impulses in
den öffentlichen Haushalten nach unserem Verständ­
nis keine restriktive Finanzpolitik. Solange das
staatliche Defizit über das hinausgeht, was mittel­
fristig einer "normalen" Verschuldung zuzüglich

..konjunkturbedingter Steuerausfälle entspricht, be­
zeichnen wir- die Finanzpolitik als expansiv. Auch
197'1 war das, berücksichtigt man die envähnten Son­
derfaktoren, noch der Fall. Eine andere Frage ist, ob
die öffentlichen Haushalte ausreichend expansiv
waren. Dies kann aber nur aufgrund einer abgewo­
genen Gegenüberstellung der Vor- und I'\~chteile

beurteilt werdeh,- die mit der Konsolidierung ver-

---_._--------'------

bunden waren (Ziffern 319 ff.). Schließlich erscheint
es notwendig, in einer umfassenderen Sicht auch die
finanzie1len Transaktionen der Sozialversicherungen
mit in die Analyse einzubeziehen.

Sozialversicherungen: Hohes Defizit

167. Den Sozialversicherungen ist zwar keine sta­
bilitätspolitische Verantwortung übertragen worden,
wie dies für die Gebietskörperschaf:en in den Para,- .
graphen 1 und 1_6 des Stabilitätsgesetzes geschehen
ist. Aber aufgrund der Einnahme- und Ausgaberege­
lungen gehen auch von ihnen ImI1ulse auf die ge­
samtwirtschaftliche Lage aus. Und Cia diese Impulse
durch Entscheidungen des Bundes wesentlich mit­
bestimmt werden, erscheint es nobiendig, sie dem
Staatssektor zuzuordnep. und sie n·~cht, wie es hin­
sichtlich der Finanzierungssalden privaterVersiche­
rungsunternehmen geschieht, als Vorgänge im pri­
vaten Sektor zu betrachten (JG10 Ziffern 354 ff.).

168. Während die Gebietskörperschaften 1971 die
Kons.olidierungsbemühungEm konsequent fortsetz­
ten, stieg das durch Bevölkerungsallfbau und Finan­
zierungssystem bedingte Defizit bei der Rentenver­
sicherung weiter an. Bei der Bundesanstalt für Ar­
beit entstand nur noch ein konjunkturell bedingter
Fehlbetrag von weniger als eine ':Milliarde D-Mark,
nachdem der B~itragssatz für die ·Arbeitslosenver­
sicherung im vergangenen Jahr ~m einen Prozent­
punkt angehoben worden war. Bei den gesetzlichen
Krankenversichen.~ngen, deren Beitragssätze im
vorigen Jahr ebenfalls, und zwar im Durchschnitt
um 0,8 Prozentpunkt~ heraufgesetzt worden waren,
stellte sich sogar wieder ein Uberschuß ein, der
allerdings geringer als 1916, ausfiel.
Faßt man die Haushalte der Gebietskörperschaften
und der. Sozialversicherungen zusammen, so zeigt
sich, daß der konjunkturelle Impuls, den wir dem
gemeinsamen Haushalt der öffentlichen Hand zu-.
schreiben, weniger stark als derjenige der Gebiets­
körperschaften zurückgegangen ist. Gegenüber dein
Vorjahr verminderte er sich um 61/2 Mrd DM (Ta­
belle 24). Der Anstieg des nichtkonjunkturellen Teils
des Defizits der Rentenversicherung sowie die Ver­
ringerung des Uberschusses der Krankenversiche­
rung kompensierten also teilweise die Abnahme des
Impulses bei den Gebietskörperschaften, die - ver­
nachlässigt man die env-ähnten Sonderfaktoren -­
13 Mrd DM betragen hat.

169. Das Defizit der Rentenversicherungen der Ar­
beiter und Angestellten stieg auf .knapp 10 Mrd
DM, obwohl die Mitte 1911 wirksam gewordene
Kürzung der Za~lungenr die diese für die gesetz­
liche Krankenversicherung der Rentner zu entrich­
ten haben, eine Entlastung um 3 Mrd DM brachte:
Die Kürzung war ein Teil des "Sozialpakets" , das
Mitte 197'1 beschlossen wurde. Sie hatte eine Xnde­
rung des Finanzausgleichs zwischen den Sozialver­
sicherungen zur Folge, nicht aber einen Konsolidie­
rungseffekt. Die Krankenversicherungsträger konn­
ten diese' zusätzliche Last zunächst auffangen, da sie.
im Laufe des Jahres 1916 ihre BEdtr~gssätze stärker
angehoben hatten, als von den sinkenden Ausgaben-
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Tabelle 24

Deutscher Bundestag -·8. \I\fahlperiode

Gemeinsamer Haushalt der öfientlichen Hand in konjunktureller Sicht 1)

MrdDM.

19661 1973 . 1974 1975 2) 1976 2) I 1977 S)

(1) Pfuduktionspotential in je....:eiligenPrei-
sen -I) '•••••••••••••••••••••••••••••••••••

(2) Produktionspotential bei "konjunkturneu­
traler" Erhöhung des Preisniveaus des
Bruttosozialprodukts im jeweiligen jahr ..

(3) Ausgaben bei gleicher Ausgabenquote .....de
im Basisjahr 1966 ........•........•....

508,9

5.08,9

186,1

941,2

922,8

337,5

1041,5

1023,2

374,2

1148,4

1125,5

411,6

1217,8

1226,5

448,5

1294,Ö

1293,0

472,9

(4) Bruttosozialprodukt bei Norm~lauslastung

des Produktionspotentials .

(5) Vollbeschäftigungseinnahmen aus Steuern
und Sozialversicherungsbeiträgen bei glei­
cher Steuer- und Beitragsquote wie- im Ba­
sisjahr 1966 .......................•... , .

(6) Vollbeschäitigungseinnahmen aus St.euern
und Sozialversicherungsbeiträgen bei glei­
cher Steuer- und Beitragsquote wie im je-
weiligen Jahr 5) .

(6a) nachrichtlich: tatsächliche Einnahmen aus
Steuern un,dSozialversicherungsbeiträgen:)

(1) Mehreinnahmen aufgrund erhöhter Steuer­
und Beitragsquote (6) .f. (5) ............•.

494,9

151,5

157,5

155,1

+

897,4

285,6

321,4

35,8 +

995,0

316,6

358,5

355,6

41,9

, 1 094,6

348,3

391,8

369,1

+ 43,5 .L

1192,8

319,6

440,1

415,0

60,5

1257,5

400,1

.480,4

456,4

I 80,3

(8) Konjunkturneutrales Haushaltsvolumen
(3)+(7) ...•....•................•......

.'
(9) Tatsächliche Staatsausgaben -. - .

(10) KonjUnktureller Impuls (9) J. (8) .

186,1

186,1

373,3

372,3

1,0

416,1

428,1

+ 12,9

455,1

488,9

I 33~8

509,1

517,6

+ 8,5

553,2

555,3

+ 2J

(11) Veränderung des konjunkturellen ImpulsesI
gegenüber dem jeweiligen Vorjahr . 8,5 + 13,0 + 21,8 25,2 6,4

. I). Gebietskörperschaften (siehe Tabell~ 23), gesetzliche Rentenversicherung; gesetziidle Krankenversicherung, Arbeitsförderung, Zu­
satzvarsicherung im öffentlichen Dienst und Altershilfe für Landwirte. Differenzen in den Summen durch Rundung.

2). Scilätzung nach Teilergebnissen.
3) Eigene Schätzung.

'4) Zur Erläuterung der Begriffe siehe Tabelle 23.
5) Ohne konjunkturpolitische Sondersteuem und Investitionszulage des Konjun:cturprogramms vom Dezember 1974 und ohne

Nachentridltungsb_eiträge (Hil3: 1 !VIrd DM; 1974: 1,2 Mrd DYf; 1975: 1,9 Yfrd DM; 1976: 2,6 Mrd DM; 1977: 1,3 Mrd D}'f).

Quelle: BMF und BMA

zuwächsen her notwendig gewesen wäre; allerdings
wird wegen der gekürzten Zahlungen der Renten­
.versicherungen in den kommenden Jahren die Bei­
tragssteigerung wohl höher als sonst notwendig
ausfallen. Außerdem werden die Rentenversicherun­
gen dadurch <erheblich entlastet, daß die Bundes­
anstalt für Ar.beit-verpflichtet worden ist, ab Juli
1978 Rentenversicherungsbeiträge für die Arbeits­
losen zu entrichten.

Die Kostenverlagerungen führen im Ergebnis dazu,
daß der "Rentenberg" insoweit über höhere Bei­
träge von Versicherten gedeckt wird. Auf die ver­
teilungspo!itisc.h.e Problematik, die darin steckt, d~ß

die Mitglieder der einzelnen Sozialversicherungsge­
meinschaften nicht identisch sind, haben wir' bereits
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im letzten Jahresgutachten hingewiesen (JG 76
Ziffer 437). Aber auch den ReI.ltnern selbst ''''lude ein
Teil der Last des Sozialpakets auferlegt, allerdings
- abgesehen von kleineren Leistungskürzungen ­
nicht sofort: Die nächste Rentenerhöhung ist um
ein halbes Jahr auf den 1. 1. 1979 verschoben wor­
den. Außerdem soll die Erhöhung nicht nach der bis­
herigen Rentenformel; sondern zeitnäher vorgenom­
men werden; dies führt dazu, daß das Jahr 1974 mit
seiner hohen Steigerung der Bruttojahresarbeitsent­
gelte (11,4 vB) durch das Jahr 1971 (etwa 7 vB) bei
der Bemessung des Anpassungssatzes ersetzt wird.
Alles in allem envartet die Bundesregierung bei
der Rentenversicherung für die Jahre 1971 bis 1980
aus dem Sozialpaket eine Entlastung von mehr als
60 Mrd DM.,
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170. Ob die zusätzliche Belastung der' gesetzlichen
Krankenversicherungen, die sich aus der Kürzung
der Beiträge für "die Krankenversicherung der Rent­
ner ergibt, durch die entsprechenden Maßnahmen
des Kostendämpfungsgesetzes kompensiert "itierden
kann, läßt sich derzeit kaum beurteilen. Sieh! man
von den Leistungskürzungen ab, die in ihrer. Ge­
samtheit nicht sehr bedeutsam·sind, so 'wird viel da­
von anhängen, ob es mit den im Gesetz vorgesehe­
'nen Maßnahmen - wie· vom Gesetzgeber erwartet
- gelingt, die \Virts!=haftlichkeit der Krankenhäu- .
·ser zu veroessern, die Verordnungsweise der 2hzte
zu objektivieren und die Einkommensteigerung der
Arzte zu begrenzen. Die. Vorschriften des Kosten­
dämpfungsgesetzes sind ein Versuch, der gesetz­
lichen Krankenversicherung mehr Einfluß als bisher
ailf die Kostenentwicklung der durch sie finanzier­
ten Leistungen zu verschaffen.

'171. Y1it der Verabschiedung des Sozialpakets
Mitte des Jahres wurde nur ein vorläufiger Schluß­
punkt hinter die langanhaltenden Diskus'sionen'über
Reform und Finanzierung des Sozialleistungssystems
gesetzt. Bereits im Herbst sah sich die Bund.esregie-_
rung gezwungen, für das kommende Jahr zusätzliche
Finanzierungshilfen an. die Rentenversicherung' in .
Höhe von 2,7 Mrd D:tvl in den Haushaltsplan aufzu­
nehmen. Der Bund wird im kommenden Jahr einen­
Teil der Zuschüsse, die ihm 1975 längerfristig ge­
stundet worden "'laIen, in Höhe vop. 1,25 Mrd DM
vorzeitig leisten. Außerdem wird er 1Q78 der Bun­
desanstalt fü~Arbeit die Zahlungen erstatten, die
diese gemäß der erv..-ähnten neuen" Verpflichtung als
Beiträge für die Arbeitslosen an die Rentenversiche­
rungen zu entrichten hat, pauschal in Höhe von 1,45

.Mrd DMj indirekt ist dies ein zusätzlicher Zuschuß
an die Rentenver:sicherung~ . .

-Daß diese fina~ziellen Entlastungsmaßnahmen für
-die Rentenversicherung bald nach Verabschiedung
des Sozialpakets nötig wurden, macht offenbar, daß
die Vorausschätzungen der finanziellen Entwicklung
der Rentenversicherung auf gesamtwirtschaftlichen
Annahmen fußen, die mit hohem Risiko behaftet
sind. Dies gilt vor allem in bezug auf die Annahmen­
über den Beschäftigungsstand und mehr noch im

" Hinblick auf die Entwicklung der Löhne und Gehäl­
. ter; diese hat entscheidenden Einfluß auf das durcl:i­
schnittliche Rentenniveau und damit. auf den Fi­
nanzierungsbedarf der ;Rentenversicherung (Ziffern
426 H.).

VI. Geldpolitik: Spielraum für kräftiges Wachstum

172. Die Geldpoli~ik hat einer st1!.rkeren Belebung
der gesamtwirtschaftlichen Ausgabeneigung ausrei~

chend Raum gegeben; sie blieb" dab~i zugleich auf
einen weiteren Rückgang der Inflationsrate .ausge­
richtet. Das hatte die Bundesbank, wie in den ver­
gangenen Jahren, bereits im voraus deutlich ge­
macht, indem sie noch einmal ehe Zunahme der
Zentralbankgeldmenge im Durchschnitt des Jahres
1977 um 8 vE ankündigte (Tabelle 25). Dem hätte
eine Expansion der berei!ligten Zentralbankgeld­
meI!ge in der Abgrenzung des Sachverständigenrats
(Geldbasis) um 81/2 vH entsprochen. Selbst bei sehr
zurückhaltender pinschätzung der Finanzierungsre­
serven, die in den Jahrengeringer Ausgabeneigung

. und vergleichsweise reichlicher Geldversorgung an­
gesammelt worden waren, hätte <l.ies zur Finanzie­
rung einer Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Aus~ .
gaben von deutlich mehr als 8 vH ausgereicht.

Tabelle 25

Maßnahmen der Deutschen Bundesbank

Datum

1916

16. Dezember

1911

- 3. Februar

:i8. Februar

3. März

Die Bundesbank beschließt, die Geldpolitik 197'i' so zu führen, daß derPreisanstieg
'weiter eingedämmt wird und das "reale Sozialprodukt kräftig wachser..kann. Mit dieser
Zielsetzung hält die Bundesbank eine Zunahme der Zentralbankgeldmenge um 8 vH im.
,Jahresdurchschnitt 1977 gegenüber dem Jahresdurchschnitt 1976 für vereinbar. Dem
entspricht eine Zunahme d!,!r Zentralbankgeldmeng,: um 6-vH bis 7 vH ~m Jahresverlauf.

Die Bundesbank beschließt, das System von Mindestreserveklassen ab 1. März 1977
durch ein neues Progressionsstaffelverfahren zu ersetzen. Gleichzeitig wird die Differen­
zierung der Reservesätze nach Bank- und Nebenplätzen eingeschränkt. _Durch die Um­
stellungen des Berechp-ungsverfahrens für y1indestre~erven -werden insgesamt- etwa
1 Mrd DM frei.

Die Verkaufszinssätze für Unverzinsliche Schatzanweisungen (U-Schätze) des nicht vor
Fälligkeit rückgebbaren Typs werden mit \Virkung.vom 21. Februar 1977 um. 0,1 Prozent­
punkte gesenkt.

Die Rediskontkpntingente werden um 2,5 Mrd DM erhöht.

101



Drucksache 8/1221

n 0 c h Tabelle 25

Datum

1977

10. März

17. März

5: April

13. April

18. Ylai

28. Juni

,6. Juli'

14. Juli

27. Juli

25. August

26. August

6. September

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Die Bundesbe.nk bietet den Kreditinstituten an, Handelswechsel mit der VereinbarunG
des Rückkaufs nach-20 Tagen zum Zinssatz von -4 °/0 anzukau~en (\Vech"ielpensions:
geschäfte).

Die Verkaufszinssätze für .U-Schätze des nicht vor Fälligkeit rückgebbaren Typs werden
mit \Virkung vom 21. März 1977 noch einmal um 0,1 Prozentpunkte gesen~t.

YIii" 'Wirkung vom 7. April 1977 werden die Verkaufszinssätze für U-Schätze des nicht
vor Fälligkeit rückgebbaren Typs nochmals gesenkt, und zwar um 0,25 Prozentpunkte.

Die Bundesbank beschränkt die Laufzeit ihrer vVechselpensionsgesc!läfte e.uf 10 Tage.

Die YIindestreservesätze werden mit \Virkung vom 1. Juni um 5 vH gesenkt; dadurch
':lird Zentralbankgeld im Betrag von 2,3 Mrd DM freigegeben. Ebenfalls mit \Virkung
vom 1. -Juni ....;erden die RediskoI!.tkontingente der Kreditinstitute um 2,5 Mrd D:VI erhöb.t.
Das bisherige Angebot der Bundesbe.nk, von den Kreditinstituten \Vechsel mit Ver­
einbe.rung des Rückkaufs nach zehn Tagen e.nzukaufen, erlischt am 31. Mai.

Die Verkaufszinssätze für nicht vor Fälligkeit rückgebbare U-Schätze werden mit \Vir­
kung vom 1. Juli um 0,25 Prozentpunkte gesenkt.

Die Bundesbank eröffnet den Kreditinstituten wieder die ~vlöglichkeit zu \Vechsel­
pensionsgeschäften, und zwar zu einem Zinssatz von -4 %.

Der Zentralbankrat beschließt, ab 15. Juli den Lombardsatz um einen halben Prozent­
punkt auf 4 Ofo zu senken. Gleichzeitig wird der Zinssatz für \Vechselpensionsgeschäfte
von 4 % auf 33/4 010 zurückgenommen.

Der Zinssatz für \Vechselpensionsgeschäfte "\\-ird von 33/4 % auf 31/2 Ofo ges·enki.

Dle Bundesbank senkt die Mindestreservesätze ab 1. September um 10 vH; sie gibt 'damit
rund 41 '2 Mrd. DM frei:. Außerdem ,,-erden die Rediskontkontingente der Kreditins,itute I
um rund 2 Mra DM erhoht. ' .

D.ie Zins~ätze für ~ic~t vo; Fälligkeit rückgebbare U-Schc!tze werden, nach Le.ufzeiten I
dIfferenzIert um 0,1:> bIS 0,30 Prozentpunkte gesenkt.

Die Bundesbank stellt die vVechselpensionsgeschäfte ein.

23. Septem~er

3. November

Die Bundesbank nimmt die vVechselpensionsgeschäfte über eine Laufzeit von zehn
Tagen zum Zinssatz von 3,5 °/0 wieder aüf.

Die Vvechselpensionsgeschäfte werden 'wieder eingestellt.

Geldbasisexpansion wie angekündigt

173. Im ganzen gesehen entsprach die Politik der
Bundesbank der, angekündigten Linie: Im Durch­
schnitt der ersten zehn Monate dieses Jahres über­
traf die Geldbasis ihren entspreche'nden Vorjahres­
stand um 8,6 vH(Tabelle 26). Im Ergebnis wird der
ungenutzte FiIianzierungsspielraum der 'Wirtschaft
in diesem Jahr noch einmal zunehmen, da die ge­
samtwirtschaftlichen Ausgaben hinter ,den Zielvor­
stellungen zurückgeblieben sind.

Erneut hat sich damit die Erfahrung bestätigt, daß
die Geldpolitik grundsätzlich nur für den monetären
Ausgabenspielraum sorgen kann, der zu mehr Pro­
duktion und mehr BeschäftiguI.lg paßt; inwieweit er
genutzt wird, hat sie indessen nicht unmittelbar in,
der Hand.

174. Im lViderspruch zur Diagnose einer im ganzen ziel­
konformen Geldpolitik steht - auf den ersten Blick -
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die Entwicklung der ZentralbankgeldmEmge im Sinne der
BundesbanJl:: Im Durchschnitt der ersten zehn ;'-'fonate
dieses Jahres übertrai die Zentralbankgeldmenge im
Sinne der Bundesban~ ihren entsprechenden Vorjahres­
stand um 8,9 vH, also um etwa einen Prozentpunkt mehr
als angekündigt. Der Widerspruch löst sich aui, wenn
man berücksichtigt, daß die Bundesbank eine andere
Deiinition der Zentralbankgeldmenge verwendet. Außer
dem im Umlauf befindlichen Bargeld zählt die Bundes­
bank nämlich Zentralbankguthaben der Banken nur inso­
weit zur "Zentralbankgeldmenge", als sie 1\-1indestreser­
ven aui die Inlandsverbindlichkeiten der Banken darstel­
len; ll/rindestreserven auf Auslandsverbindlichkeiten so­
wie Uberschußreserven hingegen zählt sie nicht dazu.
Nur wenn die Verwendungsstruktur des insgesamt von
der Bundesbank bereitgesteIlten Zentralbankgeldes un­
verändert bleibt, kann die Expansionsrate der so defi­
nierten "Zen iralbankgeldmenge" als allein vom geld­
politischen Handeln der Notenbank bestimmt interpre­
tiert werden. Diese Voraussetzung ''.7ar 1977 nicht erfüllt.
Zusammen:'mit- dem deutlich verminderten Kapitalimport
der Banken verringerte sich in diesem Jahr auch deren

- Bedarf an Zentralbankgeld zur Erfüllung der ]\'1indest-
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Zur Entwicklung der Zentralbankgeldmenge 1)

Entstehung (+l. bzw·.Vernichturrg (-) von
Zentralbankgeld durcn Anderung der
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Tab elle 26

Bereinigte Zentralbank­
geldmenge (Geldbasis) 6)

Zeitraum Wäh­
rungs­
reser..
ven 2)

Refinan­
zierungs­
kredite

an
Banken 3)

Kredit­
gewäh­

rung
an den
Staat 4)

\Vert­
papier­

bestände
der

Bundes­
bank

Son­
stigen 5)

Zu­
sammen "Cr­

sprungs­
werte

saison­
berei­
nigt 7)

Verände­
rungder

"Cr­
sprungs­

\'terte
in VH8)

Bestand in Mrd DM

Durchschnitt 1975

Jahresende 1975

Durchschnitt 1976

Jahresende . 1976

82,03

79,20

91,32

93,00

8,03

7,71

11,12

19,74

3,26

1,05

2,96

+ 3,09

2,79

7,96

5,65

1,34

7,08

.8,14

0,44

3,01

96,67

101,96

104,69

114,16

95,41

104,49

104,58

112,51

y

100,65

X

108,57

-:- 8,4

-:-10,4

, 9,6

, 1,1

Durchschniti
. Jan-Okt f977 e) 85,77 19,06 0,90 -'- 3,39· 111,07 112,35 112,74 + 8,6_

Veränderung gegen Vormbnat in :Yfio DM

- 808 14. -1172 -2074

-1178 156 309 -2113

-3125 807 611..L 224

1976 Januar

Februar

:Nlärz

April

Mai

Juni

Juli

August

September

Oktober

Dezember

1977 Januar

Februar

März

April

:Ylai

Juni
Juli .

August

September

Oktober e)

-+ 100

~1 000

+5000

..L2600

-1900:

-1200

- 400

+1700

-'-2000

-:-3100

-2300

-1400

+ 400

600

900

500

-1200

+ 500

-i-l000

-'- 700

-1300

:-:-1 600

- 180

-1470

- 233

-1343

, 816

. +4593

-i-5958

-1577

+2011

-2225

58

-;-5618

-3529

-1572

+4411

+2149

-3687.

40

-:-5523

-,- 254

-4287

+ 352

+ 420

+3496

, 81

905

640

-3222 .

-i-2433

+5329

+2252

+ 299

+ 479

-4671

- 430

"::-5947

-1678

659

+ 117

-1150

- 973

450

110

96

73

745·

806

-2544

720

99

122

107

122

38

20

14

79

14

23

--:- 566

550

.- 96

-1910

157

..L 210

-1399

61

.:... 784

.- 904

85

-1206

286

90

..L 241

-2424

- 946

-'-2 127

-1004

: +1793

+1752

..L3474

..L2648

433

, 254

+1103

+ 604

+4966

-2025

-1900

673

811

-:-1112

- 997

+3426
, 46

'--4624

48·

-2180,1

-2069,1

+ 193,0

+1816,9

- 197,0

-:-1277,9

..L2579,8,.

338,0

323,6

-:-1078;5

+ 594,1

+4943,1

-2120,7

-1852,5

+ 425,3

.+ 788,8

+1105,8

+1304,1

+3434,9

+ 38,5

-.:.. 222,6-

42,8

+ 738

+ 186

..L 76

-:-1143

214

+ 681

..L 979

..L 763

+1025

+1438

, 882

80

+ 655

, 992

..L 125

+ 316

+ 923

+1150

+1098

+1689

. 777

+ 716

+10,9

+10,5

+ 8,1

+11,3

..L.. 9,1

+ 9,1

+10,1

-;- 9,1

-;- 9,5

+10,5

+ 9,2

1,1

+ 1/9
: 8,3

+ 8,5

, 1,3

-!..- 8,6

+ 9,1

9,4

+ 8..3

l) In der Abg::enzung des Sadlverständigenrates: Bargeldumlauf :md Zentra:bankgu:b.aben der Banken.
2) Verändemng der Auslands[orderungen der Bur.desbank. unter Be~üc'~ichtig:mg des Ausgleichspos:ens zu ,mderen 'als transak­

tionsbed.i:J.g:en Verär.derungen der "\Ve.nrungs::eserven (hao.:ptsä6lich Zuteihmg von IWF-Sonderzienungsreöten und Anderunge~

des DM-\Ver:es der \Väh::=gsreserven aufgrund von Paritä:sände::ungen). Ja::U-es·durchschhitte und Jah::e5endstände ohne Berück­
s:'chtigung der :,eube;""ler:ung der \Vährungsreserven.

3) Saldiert mit dem Bestand an Ylobilisierungs- und Lic;:aiditi!.tspapieren im Besitz der Bank.en.
4) Kredite und Forderunge~ der Bundesbank an öffentliche Haushalte abzügli6. E:nlagen (ebschließlich Sonde;-einlagen) öffentlicher

Haushal:e.
5) Unter anderem Einlagen von Xichtbanken bei der Bundesbank.
6) Bereinigt uu den Effekt von Mindes:reservesatzänderungen; Anhang VI.
7) Saisor.bereinigung nach dem Census"Verfahren II, Versio::J. X-I!.
a) Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum.
9) Vorläufige Ergebnisse.

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank
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reserveanforderungen auf fhre Auslandsverbfndlichkei­
ten: Im Durchschnitt der ersten zehn Monate, übertraien
die IvIindestreserven auf Auslandsverbindlichkeiten - be­
reinigt um den entlastenden E~fekt der in diesem Jallr
beschlossenen ]'vIindestreseIvesatzsenkungen - ihren ent­
sprechenden Vorjahresstand um nur 1,6 vH. Die Expan­
sion der· "Zentralbankgeldmenge" im Sinne der Bundes­
bank überzeichnete den' Kurs der Geldpolitik in dem
Maße, in dem Zentralbankguthaben von Banken nun ver­
mehrt zur Eriiillung der iv1indestreserveaniorderungen auf

. lnlandsverbindlichkheiten verwendet wurden.

·Wir messen die Geldpolitik an dem weiter definierten
Geldbasiskonzept (JG 74 Ziif~r'382).

175. Der Sinn einer vorangekündigten Geldmen­
genexpansion liegt in der beabsichtigten Lenkung
und Koordination der Erwartungen hinsichtlich künf­
tiger Preise und Zinsen. Geldpolitischen Zielvorga­
ben, die Erwartungen auf Stabilitätsfortschritte und
damit auf Zinssenkung mobilisieren, muß die ange­
kündigte Geldpolitik im Prinzip ohne Rücksicht auf
die Enhvicklung der Nachfrage folgen. Nur so kann
sich die Neigung von privaten Haushalten und Un~
ternehmen, vermehrt Geldvermögen zu bilden, an­
statt das Geld für den Kauf von Konsumgütern und·
Sachkapital auszugeben, in einem entsprechenden
Zinsrückgang niederschlagen, der seinerseits die
lähmende 'Wirkung; die von ungünstigen Einkom­
mens- und Ge...·{innerwartungen ausgeht, überspielt
und so Güterkäufe, vor allem Investitionen, loh­
nender werden läßt als die Geldvermögensbildung.
Eine am 'Wachstum des Produktionspotentials orien­
tierte Ausweitung des Zentralbankgeldangebots soll .
die passende Zinseritwicklung gleichsam von selbst
hervorbringen.

176. Einer stetigen Geldmengensteuerung, die auch
kurzfristig von den Zielvorstellungen der Bundes­
bank und nicht von den kurzfristigen Schwankungen
der monetären ?'Jachfrage bestimmt ,,;-ird, stehen
nicht nur Hindernisse im vVege, die 'man fÜr unver­

.meidlich halten müßte. Im Jahre 1916 etv;a zeigte
sich deutlich, daß die Zusagen auf Refinanzierungs­
kredite an Banken, die die Bundesbank im Jahr da­
vor gegeben hatte, im Vergleich mit dem angestreb­
ten Anstieg der Zentra)bankgeldmenge' zu groß be­
messen waren. Erschwerend war damals hinzuge­
kommen, daß .die Bundesbank im' Spätsommer 1976
in beträchtlichem Umfange Devisen hatte ankaufen
müssen, bevor ihr mit dem Realignment der vVech­
selkurse im europäischen \Vährungsverbund vom
Oktober 1916 Entlastung verschafft wurde. Unter
diesen Bedingungen h~üte die Bundesbank in den
Herbstmonaten des vergangenen Jahres eine beson­
<:fers.kräftige monetäre Expansion zugelassen: Von
September bis November 1976 nahm die bereinigte
Zentralbankgeldmenge mit einer Jahresrate von
13,3 vB zu.

Im Verlauf dieses Jahres war ein deutlicher Rück­
gang des Tempos der Geldbasisexpansion notwen­
dig, sollte das für 1917 angekündigte Geldmengen­
ziel realisiert werden (Schaubild 11). Bereits gegen
Ende des vergangenen Jahres begann die Bundes-,
bank, di~ Ausweitung ,der Zentralbankgeldmenge
durch Devisenabgaben und Offenmarktverkäufe von
\Vertpapieren deutlich zu bremsen. Auf vViderstand

1.04

stieß die Geldpolitik am Markt dabei freilich nicht,
da die Expansion der monetären Kachfrage um die
Jahreswende 1916/t1 ohnehin nachließ. Im Verlauf

. der ersten vier Monate 1977 ist die bereinigte Zen­
tralbankgeldmenge nur mit einer Jahresrate von
41h vH angestiegen, obwohl mit der Reform des
Mindestreservesystems zum 1. :\1ärz rund 1 Mrd DM
Ylindestreserven freigegeben und die Rediskontkon­
tingente am 3. IvIärz um 2,5 Mrd DM erhöht wurden.
Erst nachdem die :-Iachfrage inländischer Unterneh­
men .und Privatpersonen nac.h. Ba:Qkkrediten von
April an wieder lebhafter ·wurde, beschleunigte sich
auch die Expansion der Geldbasis. Im Verlauf der
~vIonate Mai bis Oktober nallm die bereinigte Zen­
tralbankgeldmenge mit einer Jahresrate von 11,8 vH
zu.
Ständig genau auf dem Pfad d~r Zielvorgabe kann
die Bundesbank die' Expansion der Zentralbank­
geldmenge sicherlich nicht halten; zumindest nicht
die Zentralbankgeldmenge, wie die Bundesbank sie
abgrenzt (ohne u'berschußreserven) ..Andererseits
kann man Schwankungen über das Jahr, 'wie siesich
aufgrund der kurzfristig passiven Rolle der Bundes­
bank ergeben, auch nicht von vornherein unproble­
matisch finden: Uberdies: Ergibt sich beispielsweise
gegen Ende eines Jahres eine deutliche Uberschrei­
tung der Zielvorgabe, so hil.t das, wie sich etwa 1976
zeigte, Rückwirkungen auf die Zielvorgabe für das
nächste Jahr. Damit der Spielraum für eine weitere
Expansion nicht zu gering ,\jird, sieht sich die Bun­
desbank gedrängt, eine höhere Zuwachsrate im Jah­
resdurc;hschnitt als neues Ziel zu setzen, als sie es
ohne solche Abv:eichungen vermutlich täte und tun
sollte. Nach Möglichkeiten, den Zügel zu kürzen, an
dem die Bundesbank die monetäre Expansion führt,
sollte dah~rweiter gesucht werden. "

177. Bei der 'Wahl des \Veges, auf dem die Noten­
bank Geld bereitstellt, hat sich die Bundesbank zu­
gunsten der herkömmlichen Instrumente der Geld­
politik ehtschieden, die an der Liquiditätslage der
Banken ansetzen. Ja, mehr noch als in den vergan­
genen Jahren konzentrierten sich die 1vIaßnahmen
der Geldpolitik 1977' auf die Instrumente der ReH­
nap.zierungspolitik und der Mindestreservepolitik.
Im Konzept einer Geldmengensteuerung hat die häu­
fige Variation von Mindestreservesätzen eigentlich
keinen Platz, weil sie die Rentabilitärvon Kreditket­
ten, die über Banken laufen, gegenüber anderen be­
günstigt oder benachteiligt, anstatt global zu wirken
(JG14 Ziffer 384 und JG 76 Ziffer 413). Auch spricht
wenig dafür, das Geld, das zur Finanzierung einer
Ausgabenexpansion bereitgestellt wird, die die je­
weils verfügbaren Produktionskapazitäten dauerhaft
auslasten soll, als·o in der Sache dauerhaft zu geben
ist, in der Form besonders kurzfristig, bereitzustel­
len, wie beispielsweise durch die nicht mehr als
drei Monate laufenden Rediskontkredite der Bun­
desbank an Banken oder ·gar noch kürzerfristig, v.ie
durch vVechselpensionsgeschäfte oder Lombardkre­
dite.

178. Zentralbankgeld ,durch Käuie am oiienen Markt
schaUen, ist ein 'Weg, solche Nachteile zu venneidim. Zu­
dem kann die Geldpolitik dabei flexibler reagieren als
mit Instrumenten, die - wie .Zlnderungen der Mindest-



Deutscher Bundestag - 8. "Wahlperiode Drucksache 8/1221

-Schaubi-ld 17

~O.s.~!.2ßstcJ

~.·jd rN

ZUR ENTWICKLUNG DER ZENTRALBANKGi:LDMENGE
Leg. :l,aßs:~J

t!.iti DM
j2!Lr---------._~------~._--------.___--------r_--------_. lE

Bereinigte Zentralban:<geldm.enge2)

llJ

Effektive Zentralbankgeldmengel)
!" J~

I \~"-J~.10: I--I--------+\---~«---~--t__-------_frft_-~'-------t__-:--------_j
I c \,,~

/
I
I

8Q l-I----------l-------~~t_--------+_--------t_--------___i

·1
;:',iit:m:. ~,~a3s~aJ

vH

I -:=30 I
i

Verände:ung in.vH 3)
Bereinigie Zeltralbankge!d!i'enge vI-:

.. +Z9 +2J

oo

-1~·11. ,..-----;-;-,....,-,---,:- ~.~",..--T.~~...,.,.,,---,-,-.,....,--i
-~ i9~3' , I I i I J , I , ~9~4i , I J I I-n

-, , ';9~51 I , I I I' I I • ~9~6' , '.' ! I' , I .' '19~7 ; ,

~l a2igeldJm!~Jf+ Ze;'l:~2Ibankgut~zJ~:l der 5c:r.ke:l.- 2) 5~ige!du"Jla:J:-:- Zei1traJt2;jkgiJt~a~'n ~er 32:lker:, te~e;~igt ur.: ~eJ !::jfe~t vc:: ~,!ir.destres;:~ve~sat.z2f1deaJ]6e:l:

_saisc=:terei:ligt.- 3}-Ve~är;jeru:15 d~r Zentn::[;:;i1~igeki:ner.ge ia tel. ~~:i'ieils letzten se:hs \~C;'l2~el: zuf Jahres;a~e u~seieÖ:let. -

SR 77 C703

reservesarze - schon ihrer Art wegen oder \',fegen un­
erwünschter Signalwirkungen nicht für eine kurzfristig
straffere Führling der monetären Expansion geeignet
sind. Im Jahre 1977 gab es kaum Gründe, das Zentral­
bankgeld, das entsprechend der Zielvorgabe anzubieten
\'v"ar, nicht über Oiienmarktkäufe zu schaffen - außer der
Tatsache, daß die Bundesbank, die Offentlichkefl und
die l"lärkte hierauf nicht vorbereitet v,;-aren. An diesem
Umstand wird sich jedoch kaum etwas ändern, wenn
nichi einmal ein Anfang in dieser Richtung gemacht
wird (Ziffer 415).

~uch gegen den Kauf langirisliger Staatsschuldtitelbe­
stehen keine grundsätzlichen Bedenken. Immer voraus­
gesetzt, es werde eine stetige Expansion der Zentralbank­
geldmenge betrieben, macht eskeinen in.s Gewicht iallen­
del"! Unterschied, ob d?r Schuldner von Finanzaktiva, die
die Bundesbank am Kapitalmarkt ankauft, eine öfient-"

_liehe Stelle oder ein privates Unternehmen ist. In beiden
Fällen gellt es gleichsam um eine Erhöhung des ]\'1ittel­

aufkommens am Markt für" langiristige Titel, nicht um
eine Begünstigung bestimmter Schuldne;-.
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179. Tatsächlich war es 1977 der r"otenbankkredit'
kürzester Fristigkeit, der dominierte. Sei es -in An­
betracht einer erwarteten Diskontsatzsenkung, sei
es um ihre Liquiditätsreserven 'zu schonen, sei es
weil sie hieJ.: die größere Flexibilität geboten beka­
men, bevorzugten die Banken diese Form der Geld­
beschaffung, auch Vienn solche Kredite, wie der
Loinbardkredit, nur zu einem höheren Jahreszins­
satz als der 'Rediskontkredit von der Bundesbank
vergeben wurden (Sc;haubild18).

Dem 'kam die Bundesbank noch mit dem Angebot
entg~gen, von den Kreditinstituten 'Wechsel mit
vereinbartem Rückkauf nach zehn Tagen anzukau­
fen (zeitweise auch mit vereinbartem Rückkauf
nach zwanzig Tagen), 'wie dies zuletzt im Herbst
1975 praktiziert worden war. Die Abneigung der
Banken, in den Rediskontkredit zu gehen, wurde
besonders deutlich, als die Bundesbank diese
\Vechselpensionsgeschäfte zum 1. Juni 197-7 e~n­

stellte und gleichzeitig - neben der Freigabe von
2,3 Mrd D:YI Zentralbankgeld" im 'Wege einer Sen­
kung der ivIindestreservesätze - die Rückgriffs­
möglichkeiten der Kreditinstitute auf Zentralbank­
geId zum Dfskontsatz, die Rediskontkontingente der
Kreditinstitute,um 2,5 YIrd DM erhöhte. Dieser Be­
trag. entsprach der durchschnittlichen Verschul­
dungder Banken in den drei Vormonaten im Rah­
men "von \Vechselpensionsgeschäften. Anstatt nun
auslaufende 10-Tages-Kredite durch Rediskontkre­
dite zu ersetzen, nahmen die Banken" im Juni ver-

Sc hau bi I d 18

ZUR REFINANZIERUNGSSTRUKTUR
DER KREDITINSTITUTE

d
ISo:,

1) ir: vii :er ::1sgesa"Jt 2:.!sstehendel'! i<;edite ~e, R'::l:esb2IH ;:: :il­
!ä;--d:sde Krejitinstit:J~e.
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mehrt den Lombardkredit in Anspruch. So erhöhten
sich die freien Liquiditätsreserven der Kreditinsti­
tute, die bis zum Anfang dieses Jahres auf
:Ph Mrd DM abgeschmolzen und im Verlauf
der ersten fünf Monate im 'wesentlichen unverän­
dert geblieben waren, im Juni um mehr als
21/2 Mrd DM auf 8,3 Mrd DM. Daraufhin eröff­
nete die Bundesbank den Kreditinstituten Anfang
Juli wieder die :vIöglichkeit zu \Vechselpensionsge­
schäften. Mitte Juli verminderte sie den Abstand
z"iischen Lombardsatz und Diskontsatz um einen
halben Prozentpunkt und nahm gleichzeitig den
Zinssatz für \VechselpensioJlsgeschäfte von 4 % auf
3314 °/0 zurück. Seit Ende Juli schließt die Bundes­
bank Geschäfte über \Vechsel mit Rücknahmever­
einbarung zulD: Diskontsatz (3112 %) ab.

180. Dem Bemühen der Banken, den. Rediskont­
kredit wenn m~glich zu meiden, ist die Bundesbank
im August noch einmal entgegengekommen, indem
sie den Zentralbankgeldbedarf der Banken im
\Vege, einer Mindestreservesatzsenkung mit \Vii­
.kung vom 1. September um rund 4112 Mrd DM
minderte. Die gleichzeitige Erhöhung der Redis­
kontkontingente um 2 :vfrd D:vI hat wiederum nur ­
die freien Liquiditätsreserven der Banken erhöht.
Verstärkt in Anspruch genommen haben diese den
Rediskontkredit auch dann nicht, als die Bundes'­
bank Anfang September die lO-Tage-\Vechsel­
pensionsgeschäfte "einstellte, um die Nachfrage der
Banken auf normale Rediskontkredite zu lenken.
Zwei 'Wochen später hat sie unter dem" Eindruck
der hohen Lombardverschuldung der Banken das
\Vechselpensionsgeschäft zum Diskontsatz für eini­
ge Zeit wiederaufgenommen. -

181. ::V1it ihrer Politik, die Bankenliquidität zuscho­
nen beziehungsweise auszuweiten, den Zins für den
Rediskontkredit jedoch unverändert zu lassen, "setz­
te die Bup.desbank darauf, daß von der Bankenliqui­
dität Anlagedruck und Druck auf die Zinsen ausge­
hen würde. :yröglich'wäre auch' 'gewesen, rlie Ban­
kenliquidität nicht zu schonen oder auszuweiten
und statt dessen den Diskontsatz zu senken. Es ist
nicht auszuschließen, daß dies bei gleicher Ent­
wicklung der" Zentralbankgeldmerige niedrigere
Zinsen bewirkt hätte.

Immer noch hohe Finanzierungsr~serven

182. Der von der Geldpolitik vorgegebene mone­
täre Ausgabenspielraum war auch diesmal nicht
die entscheidende Beschränkung in !len Ausgabe­
plänen der Haushalte und in den Investitionsplänen
der Cnternehmen. Zusammen mit den bereits 1976·
vorhandenen Finanzierungsreserven, die bei einer
,,):rormalisierung!' der lJmlaufsgeschwindigkeit der
Zentralbankgeldmenge mobilisiert werden, hätte
die angestrebte Expansion der Zentralbankgeldmen­
ge 1977 einen Anstieg der gesamtwirtschaftlichen
Ausgaben zu finanzieren erlaubt, der bei den gege­
benen Preisen die Produktionskapazitäten wieder
normal ausgelastet haben würde.
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183. Unsere Einschätzung "des Abgabenvolumens, das bei
normaler Auslastung des gegeben,en monetären Rahmens
iinanzierbar ist, liegt die Entwicklung der bereinigten
Zentralbankgeldmenge in Belation zum gesam"twirtschait­
lichen Ausgabenvolumen, also des Kehrwerts der Um­
laufsgeschwindigkeit der Zentralbankgeldmenge, in den.
letzten fünfzehn Jahren zugrunde (Schaubild 19j. Bis 1969
stellen wir, keine nennenswerte Veränderung des Ver­
hältnisses zwischen Zentralbankgeldmenge und Produk­
tionspotential fest. Anders gewendet: Für Ausgaben, die
bei den ieweiliaen Preisen zu einer N ormalauslastung
des Prod~ktion/potentials paBten, war, je Ausgabenein­
heit gerechnet, eine unveränderte Menge an Zen.tral­
ba..rzkgeld vorhanden. Der A.nstieg der Relation zW'ischen
Zentralbankgeldmenge und tatsächlichen gesamtwirt­
schaftlidzen Ausgaben im Jahre 196'1' ist konjunkturell zu
erklären; das gleiche gilt für den Rückgang dieser Größe
im Jahre 1969. .

Die Entwicklung der Zentralbankgeldmenge in Relation
zu den gesamh·.;irtschaitlichen Ausgaben seit dieser Zeit

. hat die Relevanz dieser Beobachtung für' die siebziger
Jahre alierdings gründlich in Frage gestellt. Nicht allein
konjunkturbedingt ist der relative Bedarf an Zentral­
bankgeid seit Ende der sechziger Jahre deutlich zurück­
gegangen. Zentralbankgeldsparende Anderungen der
Zahlungsgewohnheiten, wie sie in der Zunahme d_es bar-

. geldlosen Zahlungsverkehrs zum Ausdruck kommen, er­
klären- die beobachtete Entwicklung sicher zum Teil.
Ohne Zweifel ist dies auch im Zusammenhang mit dem
gegen Ende der sechziger _Jahre gestiegenen inflatori­
schen Druck zu sehen, der bei zunächst vergleichsweise
knajJpem Zentralbankgeldangebot Rationalisierungsan­
strengungen im Zahlungsve..rkehr provozierte, die andern­
falls möglichenveise auf einen läng€ren Zeitraum ver­
teilt worden wären. Schnell steigende Zinsen ließen eine

'rationellere Ausschöpfung des vorgegebenen Finanzie-­
rungsspielraums immer lohnender werden. Dies w'urde
dadurch begünstigt, daß die Zinssätze der Banken seit

dem 1"C" April 1967 nicht mehr durch Zinsverordnungen
reglementiert werdeIh Sie konnten nUll die Aufgabe er­
füllen, die ihnen zukommt; näJnlich das Geld dorthin zu
lenken, \vo es a~ dringlichsten gebraucht wird. Die Reak­
tion auf die Zinsireigabe 'ist in den deutlichen Struktur­
verschiebungen im Einlagevolumen. d,~r Banken gegen
Ende der sechziger Jahre zu erkennen.

Es gibt keine Anhaltspunkte, die eine Revision der be­
obachteten Rationalisierung im Zahlungsverkehr erWar­
ten ließen. Mit einem neuerlichen Anstieg des Zentral­
bankgeldbedaris bei normaler AuslastuIig de! Produk­
tionskapazitäten oder - anders ausgedrückt - mit einem
Rückgang der "normalen" Umlauisgewhwindigkeit aui
das Niveau in den sechziger Jahren ist nicht zu recnnen.

184. Abgesehen von iwnjun.l,,-turell bedingten Schwan­
kungen und abgesehen von den Folgen jener Sonder­
iaktor.en der späten sechziger Jahre, iäBt die Entwick­
lung der Zentralbankgeldmenge in Rektion zum gesamt­
wirtschaftlichEm Ausgabenvolumen wed.er einen Anstieg
noch eine Abnahme im Trend erkennen. Nach der An-­
passung der Finanzinärkte an die Zinsheigabe, also ge­
rechnet ab 1970, ergibt' sich ein durch;cnnittlicher Zen­
tralbankgeldbesta..rzd von rund 9 vH des nominalen Brutto­
sozialprodukts bei Normalauslastung des Produktions­
potentials. Nimmt man den Durchschnitt als Ausdruck

,des normalen Zentralbandkgeldbedarfs der 'Wirtschaft,
dann paßt derzeit der Bestand an Zentralbankgeld zum
Finanzierungs..bedarf bei Normalauslastung -des Produk­
tionspotentials. Anders ausgedrückt: Dfe vorhandeI1e
Zentralbankgeldmenge ~ätte 1917 ein Ausgabenvolumen
zu finanzieren 'erlaubt, das bei den 11errscnenden Preisen
zu einer Normalauslastung des Proc1uktionspotentia1s
paßte. Das Ausmaß, in-dem die Relation zwischen Zentral­
bankgeldmenge und tatsächlichem Bruttosozialprodukt
den Durchschnittswert von 9 vH überschreitet, zeigt die
ungenützten Finanzierungnsreserven an, also den Teil des
bereitgestellten Zentralbankgeldes, der bei einer Norma­
lisierung der Kassenhaltung'zur FinanziErung zusätzlicher
Ausgaben verfügbar wäre.

Sc hau bi 1d • 19-
185. Die noch einmal verringerte Ausnutzung der
gegebenen Spielräume für die monetäre- Expansion
kommt in einer weiteren Zunahme der niittleren
Kassenhaltungsdauer zum Ausdruck. Im bisherigen C

Jahresverlauf nahm die Geldmeng,~ ~1l (Bargeld
und Sichteinlagen) mit einer Jahresrate von rund
11 vH zu, also deutlich stärker als die gesamtwirt­
schaftlichen Ausgaben- gestiegen sind. Hierzu paßt
der kräftige Rückgang im Expansionstempo der
Geldmenge M2 - die außer Bargeld und Sichtein- <

lagen noch Termingelder mit Befri~tung bis unter
vier Jahren einschließt -, der vom Ende des ver­
gangenen Jahres bis zum Mai 1911 zu verzeichnen
war (Schaubild 20). Gleichzeitig hatten die Banken
die Habenzinsen allmählich zurückgenommen. An­
gesichts der schwachen Kreditnachfnge und des im
Vergleich dazu reic;hlichen ~1ittelau.fkommens gab
'es für sie -keinen Grund, um Ternineinlagen zu'
werben. Im Zuge des allgemeinen Anstiegs des mo"
netären Expansionstempos im zwei':en v}ert~ljahr

1971 hat sich diese Entwicklung im weiteren Jah­
resverlauf nicht mehr fortgesetzt.

Die. Expansion der Geldmenge in d(~r Abgrenzung
~13, zu der auch die Spareinlagen mit gesetzlicher
Kündigungsfrist rechnen, ist im Zusammenhang mit
der großen Anzahl von prämienbegünstigten Spar­
verträgen zu sehen, deren Bindungs:frist in diesem
Jahr abgelaufen ist. Im Januar und Juli ist desh~lb

o
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die Summe der Guthaben auf Sparkonten mit ge­
setzlicher Kündigungsfrist, auf die die freigeworde­
nen Beträge zu' einem großen Teil umgebucht wur­
den, und damit auch die Geldmenge M3 sprunghaft
angestiegen. Im Durchschnitt der ersten neun Mo­
nate diese,s Jahres blieb die Zunahme der Geldmerr­
ge M3 mit einer Jahresrate von 10,5 vH dennoch
unter der 'entsprechenden" Expansionsrate von Ml.

186. Der im ,Herbst vergangenen Jahres wieder in
Gang gekommene Zinssenkungsprozeß hat "sich im

Verlauf dieses Jahres' ,weiter fortgesetzt. Im Okto­
ber 19Tt lag die "durchschnittliche Re.ndite im Um­
lauf' befindlicher festverzinslicher "iNertpapi<~re bei
6,0 0/0, im Juli 1976 hatte sie noch 8,4 °/0 betragen.
Der Rückgäng der GeldIriarktzinser:. fiel demgegen­
über bescheiden aus; der leichte Anstieg dieser
;Zinssätze, der mit der kräftigen Expansion der Kre-:
ditnachfrage im zw~iten Halbjahr 1976 einherge­
gangen war, wurde im bisherige::!. Jahresverlauf
noch nicht' einmal voll kompensiert (Schau­
bild 21),

Sc hau bi I d 21

AUSGEWÄHLTE ZINSSÄTZE IN DER.BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
Pf(;ze~t

15
Prozent

15

12

11

10

.i

3

z
o

~r. r~.~~
1-------ll"'lh--j~----=l---'I:J--1,I"'4

J

Termineinlagen1)3)_---I""'r_-pI--- ~ll~~;p
r~\1' \",. ..

r-" r ' u
Diskontsatz
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S c hau b i 1 d 22

o

Netto-Abs"tzll

Gleitende 3-Monatsdurchschnitle

ja~re

r--------,-----,...----....-~-----, 11

o

Mrd 0:.1

1) Bruttc-A~sctz a~z~gHch Tilsu::g.- 2)Oh~e Vieitpap:ere r:itei:1er Lauf·
zeit bis einseht vier jc~~e.- 3} Rentiite cer im Beric~tszeitrau;;J erstma­
lig a~gesetzten festvE:zbs!icheJ Weri~2p:ere i:iländis;:ter Emittenten.

gen Zinsen mindert und damit der Verbesserung
der Konditionen für neue Investitionsprojek'te ent­
gegenwirkt..

Ein wieder \vichtiger wercJ,ender Teil der längerfri­
stig aufgenommenen Mittel entfällt auf Kredite zur
Finanzierung des privaten \Vohnungsbaus, die sich"
seit dem Sommer des vergangenen Jahres, parallel
zur Renditeentwicklung an den Kapitalmärkten,
me:rklich verbilligt haben. Hypothekarkretlite auf
vVohngrundstücke kosteten im Oktober 1977 im
Durchschnitt 6,63 %; ein Jahr zuvor betrug der ent­
sprechende Zfnssatz noch 7,74 °/0.

NETTO-ABSATZ, LAUFZEIT UND EMISSIONSRENDITE
VON WERTPAPIEREN

187. Die Spanne zwischen den Zinssätzen für Bank­
kredite und Bankeinlagen stand weiter unter Druck.
Nach der Erhöhung der Geldmarktsätze zogen im
z";veiten Halbjahr 1976 auch die Bankzinssätze für
Drei-~vlonats-Termingelder in ungefähr gleichem
Ausmaß an, viähreml die Zinssätze für KontoKor­
rentkredite, die. allerdings teilweise den Charakter
längerfristiger Kreditversprechen haben und des­
halb auch in ihrer Konkurrenzbeziehung mit län­
gerfristigen Kreditarten gesehen werden müssen, in
diesem Zeitraum im wesentlichen konstant blieben.
::'-Jachdem der Zinssatz für Spargelder mit gesetzli­
cher Kündigungsfrist im April dieses Jahres von
durchschnittlich 3,5 % auf 3 °/0 gesenkt wurde und
die Habenzinsen für Termineinlagen ebenso wie die
Geldmarktsätze wieder abbröckelten, sind die Zin­
sen für Kontokorrentkredite zurückgegangen. Die
Ermäßigung des Lombardsatzes von 4,5. % auf .4 0J0
und des Zinssatz'es für vVechselpensionsgeschäfte
von 4 °/0 auf 3,5 °/0 haben den weiteren Rückgang
der Sollzinsen der Banken begünstigt. Im Oktober
wurden für Kontokorrentkredite unter 1 C\1io DM im
Durchschnitt 7,79 °/0 berechnet.

188. Die private Verschuldungsbereitschaft schviäch­
te sich um die Jahreswende 1976/77 deutlich ab,
nachdem sie im Verlauf der Herbstmonate 1976 so
kräftig angestiegen war, daß trotz der drastisch ein­
geschränkten Kreditaufnahme öffentlicher Haushal­

"te die Kreditnachfrage insgesamt nicht zurückge­
gangen war. Im Verlauf des letzten Vierteljahres
1976 nahmen die Kredite der Banken an inländische
Cnternehmen und Privatpersonen noch mit einer
Jahresrate von 10 vH zu: demgegenüber betrug die
entsprechende Zuwachsrate im ersten Vierteljahr
1977 nur 61/2 vB. Seit April dieses Jahres hat sich
die Kreditexpansion wieder belebt. In den ersten
neun Monaten 1"977 ist die private Kreditnachfrage
mit einer Jahresrate von 8,6 vH fast ebenso stark
gestiegen wie im" entsprechenden Vorjahreszeit­
raum.

Die Zurückhaltung öffentlicher Schuldner war al·
lerdings so groß, daß die Kreditinstitute ihr gesam­
tes Aktivgeschäft im Inland in den ersten neun Mo­
naten dieses Jahres nur um 53,2 Mrd D::Vl ausweiten
konnten, das sinc;l 8,8 Mrd DM weniger als im ver­
gangenen Jahr.

Die Expansion der privaten Kreditnachfrage steht
nicht im vViderspruch zu der geringen Ausgabenei­
gung der privaten Haushalte und Unternehmen. Sie
ist zum Teil geradezu Reflex der Ausgabenschwä­
che. vVas der eine weniger ausgibt, fehlt dem ande­
ren an Einnahmen und erhöht desSEm .KreditbedaTt
(wenn auch nicht in gleichem Umfarm).

Im Unterschied zum yergangenen Herbst waren es
diesmal vor allem längerfristige Mittel, die bei den
Banken nachgefragt wurden. Ein beträchtlicher Teil
davon entfiel wohl auf Umscliuldung." Dafür spricht,
daß die Nachfrage von Unternehmen und Privatper­
sonen. nach kurzfristigen Bankkrediten seit dem
Frühjahr kaum noch zugenommen hat. So absor­
biert die finanzielle Konsolidierung alter Investi­
tionsprojekte einen" Teil des Aufkommens an lang­
fristigen Mitteln, was den Druck auf die langfristi-
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Ergiebiger Kapitalmarkt

'189. Auch am Kapitalmarkt kam es nicht zu Ver­
klemmungen (Schaubild 22). Bei sinkenden Zinsen
konnten in den ersten neun Monaten dieses Jahres
inländische festverzinsliche 'Wertpapiere im Nomi­
nalwert von 37,4 Mrd DM ohne nennenswerte
Schwierigkeiten abgesetzt werden. Das Mittelauf­
kommen war damit fast so hoch wie im entspre­

-chenden Vorjahreszeitraum (Tabelle 27). DrEü Vier-
tel davon dienten wieder der Finanzierung öffentli­
cher Au§gaben. Als ein besonders beliebtes Finan-

zierungsinstrument hat sich dabei der Bundes­
'schatzbrief erviiesen. Die Xachfrage nach diesem
P~pier stieg vor den - vom Finar..zministerium je­
weils rechtzeitig angekündigten Renditesenkungen
-sprunghaft arr. Von Jahresoeginn his Ende Septem­
b,er 1971 wurden netto für 6 Mrd D:VI Bundesschatz­
briefe verkauft. Im" entsprechenden Vorjahreszeit­
raum war derAbsatz nicht halb so hoch.

Die hohe Aufnahmebereitschaft des Rentenmarkts,
der gleichzeitige Rückgang der Kapitalmarktzinsen
auf ein ::\"lveau, das sogar in den sechziger Jahren
kaum unterschritten'viorden "war, middie ~onnali-

Tabe-Ire 21

Kette-Absatz i~stverzinslicher'Wertpapiere inländischer E~ittenten1)

Mio D::Vf ~ominalwert

", Banksdmld- KapitaI-
-verschreibungen 3) markt- NachriCht-

Industrie- Anleihen' bean- lieh: Ver-" spruchungZeitraum Insgesamt obligatio-
darunter der öffent- durch inlän- änderung

nen 2) zusammen Kommmial- lichen Hand disehe des Aktien-

obligationen öffentliche umlaufs

"Stellen "j

1973 26825 ·-525 23005 4563 4365 8928 2823

1974 26655 -370 20989 9266 6033 15299 3611

1975 48924 - -166 35621 23969 13471 37440 5.352

1976 48 a61 -545 32023 21419 16883. 38302 2.696

1976 L Vj. " 17 103 -183 14680 10001 2607 12608 '726

2. Vj. 8862 --131 5561 3143 3433 6576 294

a. Vj. 14460 - 76 8289 5062 6246 11 308 1065
-

4. Vj. 7936 .-155 3493 3.213 4597 7810 611

,"

1977 1. Vj; 13575 - 49 9498 5415 4125 9540 612

- 2. Vj. 10894 - 28 5083 3170 5840 9010 573

3. Vj. .12894. -178 - 7598 4055 5473 9528 1307

1977 Jan 6030 - 79 4606 3014 1503 4517 121

Feb 3423 96 1752 652 - 1575 2227 249

Mär 4122 - 66 3140 1749 1047 2796 242
- Apr 14124792 - 57 2210 2640 4052 208

Mai 1794 114 1493 787 187 974 71

Jun " 4308 - 85 1380 971 3013 3984 294

Jul 5633 - 40 4328 1897 1345 3242 433

Aug 5623 - 48 2518 1802 3152 4954 394

Sep 1638 - 90 752 356 976 1332· 480

1) Bruttoabsatz abzüglich Tilgung. Negatives Vorzeiche!!: Tilgung übersteig: den-im Berimtszeitraum neu abgesetzten Betrag.
2) Einsdllie!llich vVandelsGlUldverscnreibungen ndustrieller Emittenten. -
3) --Ohne Bank-Nanensschuldverschreibungen.
4) Kommunalobligationen und Anleihen"der öffen:lichen Hand.

Cluelle: Deutsche Bundesbanll:
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sierung der Anleihelaufzeiten sind Ausdruck des
mittlerweile wieder gefestigten Vertrauens der An­
leger in den dauerhaften Erfolg der stabilitätspoliti­
schen Anstrengungen der vergangenen Jahre. Die
Attraktivität des Kontensparens hat dementspre~

chend weiter abgenommen. In den ersten heun 1'1<;>­
naten dieses Jahres nahmen die gesamten Sparein­
lagen nur um rund 4 Mrd DM zu. Vor zwef Jahren
betrug das Mittelaufkommen auf Sparkonten in den
ersten neun ivlonaten 38 ::Vlrd DM. Zu berücksichti­
gen ist allerdings, daß in diesem Jahr größere Be­
träge an prämienbegünstigten Sparguthaben freige­
v;orden sind (9 Mrd DM am Jahresanfang, 15
Mrd DM im Juli 1971), von denen ein Teil für Kon­
sumausgaben verwendet wurde. Gleichwohl bleibt
die Tendenz zur Kormalisierung des Anlageverhal­
tens unverkennbar.

190. Die Entwicklung der Aktienkurse mag Hoff­
nung begründen, daß das reichliche Geldangebot,
für das die Geldpolitik gesorgt hat, allmählich
durch"\"irkt. Der Rückgang der Aktienkurse war im
Herbst vergangenen Jahres zum Stillstand gekom­
men. Zu· einem merklichen Anstieg kam es im
Frühjahr. Doch setzte sich diese Aufwärtsbewe­
gung zunächst nicht,weiter fort. -Inzwischen scheint
die Labilität der Ertragserwartungep., die sich mög­
licherweise darin spiegelte, jedoch mehr OptiIp.is­
mus Platz zu machen. Seit August sind die Aktien­
kurse wieder kräftig angestiegen. Im Oktober 1911
waren sie um lO vHhöher als vor Jahresfrist.

191. Hemmend für einen sich verstärkenden An­
lagedruck am Markt für langfristige Mittel waren
die günstigen Bedingungen für den Kapitalexport.
Obwohl die Zinsen im Ausland seit der Jahreswen­
de 1976!n auf breiter Front zurückgingen, blieb die
Attraktivität von Kapitalanlagen im Ausland ange­
sichts der kräftigen Zinssenkung an den inländi­
schen Kapitalmärkten groß. Im längerfristigen Kre~

ditgeschäft zwischen Inländern und Ausländern ha­
ben die Kapitalexporte weit stärker zugenommen
als die Kapitalimporte; im kurzfristigen Kapitalver­
kehr gilt demgegenüber seit einiger Zeit das Umge­
kehrte (Tabelle 28).

Krä{tJge Aufwertung der D-Mark

192. An den Devisenmärkten schlugen sich die
kräftigen Zinssteigerungen in den währungsschwa­
chen Ländern nach der Höherbewertung der
D-Mark im Rahmen der Neufestsetzung der \Vech­
selkurse innerhalb des eu~opäischen \Vährungsver-­
bunds zunächst' in einem verminderten Aufwer­
tungsdruckauf die D-Mark nieder. Erst im Verlauf
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des Frühjahrs verstärkte sien' die Aufwertung der
D-Mark wieder. Hohe Kapitalexporte hielten' die
Höherbe,vertung der D-Mark im ersten Halbjahr­
1977 insgesamt jedoch in Grenzen. Vom Jahresende
1976 bis Ende Juni 19T1 ist der (gewogene) Außen­
wert der D-Mark nur um 1,6 vH gestiegen. Im vor- .
angegangenen Halbjahr hatte der Satz 1,1 vH betra­
gen, nach 7,4 vH im ersten Halbjahr 1976.

Trotz der außergewöhnlich hohen Aufwertung, die
die D-Ylark gegenüber den \Vährungen der wichtig­
sten Handelspartner der Bundesrepublik und insbe­
sondere auch gegenüber· dem Dollar im Verlauf des
vergangenep. Jahres erfahren hatte, be.stimmten im
Juli wieder, beeinflußt durch Vorhersagen des ame­
rikanisGhen Finanzministers, Aufwertungserwartun­
gen für die D-Mark die Lage am Devisenmarkt. Um
den Aufwertungsdruck zu mildern, der von den
kurzfristigen Devisenzuflüssen im Juli ausging, hat
die Bundesbank in beträchtlichem Umfang Devi.sen
angekauft. In dem Maße,_ in dem die Spekulations­
welle im August abebbte, gab die Bundesbank die
vorher angekauften Fremdwährungsbestande wie­
der an den Markt, so daß die Netto~Auslandsaktiva

der Bundesbank, die sich schon im ersten Halbjahr
1977 etwas vermindert hatten, auch im dritten Vier­
teljanr 1977 noch einmal geringfügig abnahmen.
,Ende September 1977 war der Außenwert der
D-!viark im Durchschnitt um 3,5 vH - gegenüber
!iem Dollar um 2,4 vH - höher als am Jahresende
1976. Von Ende September an hat sich der Aufwer­
tungsdruck auf die D-Mark nochmals deutlich ver­
stärkt (Schaubild 2). Mißtrauerr gegenüber dem Dol­
lar; das mit dein kräftig zunehmenden Leistungsbi­
lanzdefizit der Vereinigten Staaten wieder aufkam,
führte im Oktober zu einer Aufwertung der D-Mark
gegenüber dem Dollar um 2,4 vH. In. dieser Zeit
kaufte die Bundesbank Devisen im 'Wert von 2,5-
MrdDM. .

Im Durchschnitt der ersten zehn Mon'ate dieses
Jahres lag 'der ge\vogene Außenwert der D-MC).rk
um· 9,1 vH über seinem entsprechenden Vorjahres­
stand. Damit ergibt siCh für 1971 auch real, das
heißt unter Berücksichtigung der Differenz zwi­
sehen· dem Anstieg der Außenhandelspreise des
Auslandes und der Bundesrepublik, eine Aufwer­
tung der D-Mark, allerdings nur eine geringe, da
die Exporteure der veränderten \Vechselkurssitua­
tion offensichtlich bei den Preisen Rechnung trugen
(Schaubild 27). Kräftiger fällt die reale Höherbewer­
tung der D-Mark aus, wenn man dem (nominalen)
Aufwertungssatz nicht die Differenz zwisGhen .den
Preissteigerungsraten im Ausland und in der Bun­
desrepublik gegenüberstellt, sondern sie mit dem
Abstand der Steigerungsrate der Lohnstüc~kosten

im Ausland uhd im' Inland vergleicht,. Die so ge­
messene reale Aufwertung der D-Mark dürfte in
diesem Jahr rund 4 vH betragen.
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Zur Entwicklung der Zahlungsbilanz

Salden in Mio DM

Drucksache 8/1221

Tabelle ~8

Leistungsbilanz KapÜalbilanz 5) Stati- Aus--

stisch gleichs-

nicht auf- posten -

lang- kurz- glieder- zur Aus- Devisen-Zeitraum Dienst- Uber- la,nds-ins- Handels- leistungs- tragungs- ins- fristiger fristiger bare position bilanz 8)
gesamt 1)_ bilanz 2) bilanz 3) bilanz 4) gesamt Trans- der

- aktio- Bundes-
Kapitalverkehr

nen- 6) bank 7)

1965 6223 - 1203 1049 6377 + 2142 - 1137
,

1005 +2798 1283

1966
,

488 .. 7958 1175 6295 599 342 257 -:-2063
,

1952, ,
1967 +10006 -;-16862 434 6422 -11848 2930 8918 --'-1702 140

1968 +11856 +18372
,

796 7312 - 6125 -11201 -:-·5076 +1278 + 7009,
1969 , 7498 --'-15584 664 8750 -:-18679 -23040

,
4361 -;- 919 4099 -14361,

1970 -, 3183 -;-15670 2728 9759 +15113 934 +16047 +3616 738 +22650

1971 + 3082 +15892 1314 -11497 +10616 + 6291' 4323 +2661 5369 +10989

1972
,

2474 +20278 3795 -14009 +12015 +15551 3536 -i-l201 496 +15194-.
1973 +11496 +32979 5641 -15842 -'-13227 +12950 , 277 -:-1 705 -10279 +16 i49

1974 +25130 -:--50846 9363 -16353 -24835 - 5782 -19053 -2200 7231 -_ 9137

1975
,

9378 +37276 -10409 -17 489 -12194 -16831
,

4637 597 + 5480 ...L 3260-, T I

1976 -+- -8455 +34469 8229 -17785 + 766 317 + 1083 431 7489 1301

1976 1. Vj. I 3460 + 8626 1245 3921 6683 855 7538 362
,

9781., .,
- 2. Vj-. 2-067 7600 968 4565 5832 38 5793

,
184 3581- . ,

3:Vj. 1320 + 8453 5048 4: 725 4903 -'- 2628 -'- 2275 119 3464

4. Vj.
,

4248 -;- 9790 968 4574 4988 2052 2936 134 7489 8362

1977 LVj. 1982 - 8912 - - 3088 3843 3558 1441 2117 -'-2173
,

596-,

2. Vj.
,

3417 + 9450 --1551 4482 5313 6700 , 1387 488 1408

3.Vj. 4981
,

7947 - 7643 5285 + 5482 3054 8356 569 68-,

1) Einschließlich der hier ni6t gesondert ausgewiesenen Ergänzungen zum \Varenverkehr.
2) Spezialhandel nach der amtlichen _.<\.ußenhandelsstatistikj Einfuhr eif, ..-\.usfuhr fob.
3) Ohne die im cif-\Vert der Einfuhr enthaltenen Fracht- und VersiciJ.erungskosten_
4) Insbesondere: Offentliche Leistungen im internationale Organisationen, lJberweisungen ausländischer Arbe_ltskräfte, Unterstüt-

zungszahlungen, Renten und Pensionen (Eigene Leistungen: -).-
5) - Kapitalexport: -. _ _.
6) Saldo der nicht erfaßten Posten und statistischen Ermittlungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr (= Restposten).
7) Gegenposten zu Veränderungen decAuslandsposition-der Bundesba!Ll;:, die nicht auf den Leistungs- und Kapitalverkehr mit dem

Ausland zurückgehen: Hauptsächlich Zuteilungen von I\VF-SonderziehungsreG'lten und Anäerungeln des D}'I-\Vertes der Auslands­
position der Bundesbank auf Grund von Paritätsänderungen.

S) Veränderung der Netto-Auslandsaktiva der Bundesbank einschließlich der deuts-chen Reserveposition im I\"F und der Sonder­
ziehungsrechte (Zunahme: +).

Quelle: Deutsme Bundesbank
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ZWEITES- KAPITEL

Die voraussichtliche I;ntwicklung

196. Bei der Prognose für das Jahr 1978 gehen wir
davon aus, daß die -staatlichen Stellen ihre Ent­
scheidungen weitgehend getroffen .haben. Danach

I bleibt der Kurs der vVirtschaftspolitik vorrangig
darauf gerichtet,die konjunkturelle Erholung· und
den Abbau der Arbeitslosigkeit .zu fördern, ohne
daß das Ziel der Stabilisierung aus dem Auge ver­
loren wird. Im einzelnen'liegen dem folgende An­
nahmen zugrunde:

I. Vorbemerkungen·

193. Entsprechend seinem gesetzlichen Auftrag hat
der Sachverständigen,rat nicht nur die jeweilige.
wirtschaftliche Lage, sondern auch die absehbare
EIi.twicklmig darzustellen. Die Aufgabe der Progno­
se ist es, vor allem Fehlentwicklungen sichtbar und
die Probleme deutlich zu machen, die aus einer
Entwicklung resUltieren, wie wir sie bei dem gege­
benen Kurs der vVirtschaftspolitik und unter be­
stimmten Annahmen über das Verhalten der Tarif­
parteien, der Investoren und Verbraucher - sowie
über den. Verlauf der Auslandskonjunktur für
wahrscheinlich halten. \\Tiejede vVahrscheinlich-'
keitsaussage schließt sie die Möglichkeit des Irr­
tums ein.

194. Die konjunkturelle Entwicklung im.Jahre 1977-
- hat unsere Prognose vom vergangenen Jahr nichj:

bestätigt. Der AufschviUng hat sich -nicht beschleu~

nigt, sondern er geriet nach der Jahreswende
1976/77 ins Stocken; das reale Sozialprodukt hat
nur um 2112 vH zugenommen, statt um 41/2 vH, vrie·
es unserer Prognose entsprochen hätte. Gewiß gab
es Gründe für die Fehlprognose, auch Gründe, die
wir nicht zu vertreten haben - etwa wenn 1977
die öffentlichen Stellen deutlich weniger ausgege­
ben haben, als nach den Haushaltsplänen zu erwar­
ten war. Das erklärt aber nicht alles. \Vir müssen
einräumen, daß wir die Dynamik der Aufwärtsent­
wicklung überschätzt haben. Die Selbstheilungs~

kräHe des Marktes waren schwächer und die retar­
dierenden E~nflüsse, die einer breiten Entfaltung des
Aufschwungs vor allem auf der Angebotsseite noch
.im \Vege standen, stärker als erwartet.

195. Die geringe Treffsicherheit von· Konjunktur­
prognosen hat erneut eine Diskussion darüber ent­
facht, was solche' Prognosen leisten können und
was sie nicht leisten können. Der Sachverständi­
genrat hat sich hierzu mehrfach geäußert (JG 64
Ziffer 217 und JG 75 Ziffern 234 ff.). Dabei hat er
nie einen Zweifel daran gelassen; daß er .die Mög­
lichkeiten der Konjunkturprognose, wie überhaupt

.jeder Prognose im sozialwissenschaftlichen Bereich,
nicht sehr hoch veranschlagt. Prognosen beruhen
auf Informationen über die Vergangenheit, im gün­
stigsten Fall. auf Informationen über Pläne für die
Zukunft, Pläne, die sich ändern können. \Vir kön- ­
nen nicht ausschließen, daß die Entwicklung auch
im Jahre 1978 anders verläuft, als wir dies aus heu­
tiger Sicht für wahrscheinlich halten, daß wir uns
also bei der Einschätzung der für den Konjunktur­
verlauf bestimmenden Kräfte abermals irren. Diese

Gefahr ist größer geworden, seit die konjunkturelle
Enhvicklung im Inland wie im Ausland nicht mehr
nach alten Zyklenmustern zu verlaufen scheint,
und die \Virtschaftspolitik häufiger in den :Yfarkt­
prozeß eingreift, ohne daß schon genügend Erfah­
rungen darüber vorliegen, wie in solchen Sitmitio­
nen bestimmte Maßnahmen auf das Verhalten der
Investoren und Verbraucher einwirken.

Gleichwohl: Jede rationale Entscheidung, die über
den Tag hinausreicht, schließt eine Vorstellung
über die ZukunftL also eine Prognose ein, und sei
sie noch so· unsicher.

- Die Finanzpolitik orientiert sich beim Haus­
haltsvollzug an den Ausgabenplänen, wie sie bei
der Abfassung der Prognose bekannt waren. Für
den Gesamthaushalt der Gebietskörperschaften
bedeutet dies eine Steigerung der Ausgaben um
8 vB. Insgesamt geht von den öffentlichen Haus­
halten ein exp--ansiver Impuls aus, für den ein
Betrag von 23 Mrd DM steht (Ziffern 418 ff.).

- Die Geldpolitik stellt soviel Zentralbankgeld be­
reit, viie zur Finanzierung einer gesamtwirt­
schaftlichen -::;rachfrage notwendig ist, die - bei
weiter rückÜi.ufiger Inflationsrate - zu einem
normalen Auslastungsgrad des Produktionspo­
tentials paßt (Ziffern 403 ff.). .

- Die W'ährungspolitik überläßt die Entwicklung
des \Vechselkurses der D-Mark dem Markt ­
von Iqterventionen zur Kursglättung abgesehen.
Das heißt, daß sie sich einer Tendenz zur Höher­
bewertung der D-Mark an den Devisenmärkten
nicht entgegenstellt, auch wenn diese stärker
ausfallen sollte, als es den Unterschieden -in der
Kosten- und Preisentwicklung im Inland und
Ausland entspricht.

197. . Bevor wir die voraussichtliche Entwicklung
der Binnenkonjunktur beschreiben, behandeln wir
den Verlauf der Auslandskonjunktur, soweit diese
für die Einschätzung des deutschen Exports von Be­
deutung ist.
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198. Die vVeltkonjunktur bietel im Herbst 1977 ein
keineswegs befriedigendes Bild. Produktion und
Kachfrage steigen in vielen Ländern nur langsam,­
und. die Arbeitslosigkeit ist unvermindert hoch. ym
einer raschen, durchgreifenden v'lende ist fürs erste
kaum zu rechnen. Koch immer sCheint es vor allem
den Investoren an Vertrauen zu fehlen. Nur in den
Vereinigten Staaten und auch in Großbritannien
spricht aus den Investitionsplänen der Unterneh­
men eine gewisse Zuversicht.

11. Die voraussichtliche Entlwicklung
der Auslandskonjunltlur

199. . Andererseits hat sich der ~ückgang von :>Tach­
frage und Produktion, wie er sich im Frühjahr in
manchen Ländern abzeichnete, nach der Jahresmit­
te nicht fortgesetzt, und in den' Vereinigten Staaten
ist-der AufschviUng, anders als im Sommer befürch­
tet, nicht ins Stocken geraten. In den Ländern, die
unter dem Zwang akuter Zahlungsbilanzprobleme
zu verstärkten -cStabilisierungsanstrengungen ge­
zwungen "~laren, scheinen dieaußenwirtschaftll­
chen Schviierigkeiten weniger drückend zu sein,
wenn auch das intern:ationale StabiIitätsgefälle ­
namentlich in \Vesteuropa - immer noch groß ist.
Verschiedentlich wurde die wirtschaftspolitische
Restriktion etwas gelockert. In den Ländern, die

,größere Stabilisierungserfolge aufweisen, ist die
\Virtsch,aftspolitik bereits v{ieder auf ExpansJon ge-
richtet, insbesondere in den Vereinigten Staaten, in
Japan· und in der Bundesrepublik, die zusammen
die vVeltkonjunktur stark bestimmen. Im ganzen
dürfte dies nach und nach zu einer Verstärkung der
konjunkturellen Auftriebskräfte führen, vor allem
in vVesteuropa.

200. \Vir erwarten daher, daß der \Velthandel im
Laufe des Jahres 1978 rascher zunehmen wird als in
diesem Jahr. Kamentlich die westeuropäischen Län­
der werden ihre Einfuhr im Zuge der Nachfragebe­
lebung merklich erhöhen. Dabei wird besonders die
Einfuhr von Rohstoffen und Zwischenprodukten
wieder steigen, weil. die Ausweitung der Produk­
tion ~ine Aufstockung der Läger erfordert. Die hö­
heren Erlöse aus. Rohstoffexporten werden auch die
Entwicklungsländer in die Lage versetz'en, wieder
mehr zu importieren. Dies gilt bt:sonders für die
meisten lateinamerikanischen Länder, die ihre au­
ßenwirtscliaftlichen Defizite schon in diesem Jahr
vermindern konnten. Dämpfend wirkt sich hier al­
lerdings aus, daß 1978 auf viele Länder hohe Rück­
zahlungsverpflichtungen- zukommen werden. Die'
Importe der Vereinigten Staaten werden hingegen
deutlich langsamer steigen als im Jahre 1977; dies
wird freilich vor allem die Oleinfuhr . und weniger
die Einfuhr von Fertigwaren betreffen. Die Bele­
bung des \Yelthandels wird im Vorjahresvergleich
aber nicht voll sichtbar .",,·erden. Da zur Jahreswen­
de 1977/78 das \Velthandelsvolumen kaum größer
sein dürfte als im Durchschnitt des Jahres 1977 (ge­
ringer Liberhang), ergibt sich für den Jahresdurch­
schnitt 1978 mit 5112 vH mir die gleiche Zuwachs-

. rate wie 1977 (Tabelle'29).

1

201. In Anbetracht der in fast' allen Ländern ver­
haltenen ::\"achfrageentwicklung rechnen wir ·nicht
mit einer Verschärfung der außemvirtschaftlichen
Cngleichgewichte. Sicher ist dies frailich nicht. Zu
den Risiken unserer Prognose gehör: nicht nur, daß
es zu einer Aufweichunguer stabilitätspolitischen
Disziplin kommt, was die \Vährungen der zahlungs­
,bilanzschwachen Länder abermals unter Druck set­
zen müßte. Zu den Risiken gehört auch, daß ein !\ö­
heres Defizit in der amerikanischen Leistungsbi­
lanz, mit dem wir für 1978.:rechnen, neue Cnmhe
an den Devisenmärkten auslösen' kann. Zwar sinsl'
die Investitiönsbedingungen in den Vereinigten
Staaten gegenwärtig weitaus günst:ger' als In den
meisten Ländern; und die Kapitalrückflüss.e aus
Entwicklu1!gsländern dürften im kommenden Jahr'
kräftig zunehmen. Cngewiß ist allHdings, in wel­
chem Maße die amerikanische Geldpolitik einem
Zinsanstieg, entg.egenvrirken wird, vde er sich: bei
der erwarteten konjunkturellen Entwicklung ab­
zeichnet. Eine weitere Schwächung der Position des
Dollars könnte das gesamte internationale \Vech-_
selkursgefüge wieder in Bewegung bringen.

202. Ein weiteres Risiko liegt darin', daß die -01­
preise sehr kräftig angehoben werden können. Ver-

. läßliche· Anhaltspunkte darüber, ob es dazu kommt;
gibt. es nicht. Die jüngste Dollarschwäche .könnte
ein ungünstiges VorzeiChen sein, denn auch in den
vergangenen Jahren haben die OPEC-Län,:der den
Kaufkri'lftverlust ihrer Exporterlöse meist durch
eine. entsprechende Preiserhöhung wettzumachen
versucht. Käme es dazu, müßte di€s. zwar nicht in
allen' Ländern den Kostenauftrieb verstärken, wohl
aber den Abbau der Inflationserwartungen ·in der
vVelt erschweren. In der Prognose haben wir ange­
nommen, daß die Olpreise -·in D'oEar gerechnet ­
nicht stärker· steigen werden als in diesem Jahr.

.
203. Im Bewußtsein dieser Risike:J, aber .auch in
der Erwartung, daß es 1978 nicht zu gravierenden
Störungen in der \Veltwirtschaft kommen wird,-.
scheint uns eine allmähliche Besserung der kon­
junkturellen Lage am wahrscheinlichsten. In den.
Vereinigten Staaten v,ird sich der Aufschwung'
zwar abflachen, aber kräftig bleiben, in \Vesteuro­
pa wird die Konjunktur sich langsam erholen; und
in Japan wird' sich die konjunkturelle Expansion im
bisherigen Tempo, wenn auch ohne neuen
SchviUng, fortsetzen. Insgesamt dürfte das Sozial­
produkt der westlichen Industr:iel~nder.1978 ebenso
wie in diesem Jahr um knapp 4 vH zunehmen. Aus­
si<;:hten auf einen Abbau der Arbeitslosigkeit beste­
hen dabei freilich kaum, wohl aber Aussichten auf
eine Dämpfung des Preisauftriebs.

204. Für die Vereinigten Staaten bleiben die kon­
junkturellen Aussichten gunstig. :\fachfrage, . Pro-

-duktion. und .Beschäftigung sind im Verlauf des
Jahres 1977 weiter gestiegen, insbesond.ere hat sich
die Investitionsneigung 'spürb,ar belebt. Obwohl
man nach dem yfuster früherer Zyklen erwarten
könnte, daß sich 1978 das Tempo des Aufschwungs
deutlich verlangsamt -=- bisher \·..areine solche
Verlangsamung meist drei Jahre nach dem unteren
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Tabelle 29
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Die voraussehbare wirtschaitliche Entwicklung in westlicnen Industrieländern

Anteil am

Land

Brutto­
.sozial­
produkt
- . der
OECD-

Länder 1)

Export
der

Bundes­
repubiik

Brutto­
sozialprodukt
. (real) 2)

\Vareneinfuhr .
(Volumen) 2)

Verbraucher­
preise 2)

1976

Bundesrepublik
Deutschland .

Belgien .

DäI!emark .

Frankreich .

Großbritannien .

Irland· : .

Italien .

Xiederlande ., .

EG3) 1.

Vereinigte Staaten .

Japan .

Kanada .

Osterreich .

Schweden '"

Sclnveiz .

Insgesamt 3) •..•........ \

10,4

1,6

0,9

8,0.

5,0

0,2

3,8

2,0

31,9

39,1

12,8

4,4

0,9

1,1

1,3

92,1

. vH

/'

1,9

2,6

13,1

4,1

0,3

1,4

9,7

45,1

5,6

1,1

.0,8

4,9

3,5

4,5

73,8

1911 1978 1971 1978 1977 1978

Veränd~rung gegenüber dem Vorjahr in vH

21/2 31/2 5 51/2 4 3112

- 21/2 3 41/2 5 11/2 6

11/2 0 1112 10 8

211. 3 2 5 91/2 81!.

1/2 21/2~ 41h 31/2 16 11
5 4112 11 10 14 10

'2 1112 3 181/2 13

21/. 3 21/2 4 11/2 6

2112 3 4 5 91/2 8

5 41/2 14 9 61!. 1

51/2 51/2 51/2 8 81(2 1

2 211• 31/2 4 71i2 8

31/2 2 1 21/2 51/2 5

-1112 0 -2 0 11 9

I1i2 2 8 8 1 1

4 4 51!<) 51/2 81/2 11[2

1) In Preisen und Vieöse!kursen von 1976; Quelle: OECD.
2) Eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen L>1.ternationaler Organisationen.
S) Br;rttosoz;alprodu}:t und Pre:se züsammengewogen mit den Arrteile:l am nominalen Bruttosozia!p"odukt der OECD-Länder des

Jahres 1976; Einfuhr züsammengewogen mit den Anteilen an der \Vareneinfuhr der OECD-Lfulder insgesamt im Durchschnitt der
Jahre 1973 bis 1975. .

\Vendepunkt zu beobachten -, meinen wir nicht,
daß es' auch dieses Mal so kommen muß. Anders
als früher in einer vergleichbaren Konjunktursitua­
tion wird die Fina~zpolitik einen eher expansiven
Kurs verfolgen. Der Haushaltsentwurf des Bundes
sieht, obwohl die Steuereinnahmen nicht mehr so
stark zunehmen werden, eine kräftigere Ausgaben­
expansion als in diesem Jahr vor, und auch bei
den übrigen Gebietskörperschaften, deren Finanzla­
ge sich erheblich verbessert hat, könnten die Aus­
gaben wieder rascher steigeil.

Für den Bereich der verarbeitenden Industrie lassen
die Planungen:der Unternehmen eine beschleunigte
Ausdehnung der Investitionen erwarten. Hierfür
spricht auch, daß nur noch geringe Produktionsre­
serven vorhanden und daß die Kosten-Erlös-Relatio-
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nen günstig sind. In anderen Bereichen wird sich
der Anstieg der Investitionen hingegen -verlangsa-

. men.-Dies gilt zuallererst für denvVohnungsbau, wo
Nachfrage und Produktion nur· noch wenig zuneh­
men werden, vor allem dann, wenn die. Zinsen wei­
ter steigen.

Der private Verbrauch wird - auch bei unvermin­
dertem Anstieg des verfügbaren Einkommens ­
vermutlich nicht mehr so rasch zunehmen. wie bis­
her, weil die Ausgabeneigung der Verbraucher
allmählich nachläßt; Aufgrund der günstigeren Be­
schäftigungsaussichten und aufgrund des geringen
Reallohnanstiegs dürfte aber die Sparquote 1978
niedriger bleiben, als es dem langjährigen Durch­
schnitt entspricht. Im ganzen rechnen wir für 1978
mit einer etwas geringeren Zunahme des Sozialpro-
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dukts der Vereinigten Staaten als in diesem Jahr;
sie dürfte rund 4112 vH b'etragen nach 5 vH im Jah­
re 1977.

205. In Japan gibt es bislang keine Anzeichen da­
für, daß sich der NachfragElanstieg stark beschleu­
nigen wird. Die Regierung ist daher in letzter Zeit
mehr und mehr zu einecexpansiven vVirtschaftspo­
litik übergegangen. Sie hat :Ylaßnahmen zur Stüt­
zung der BauwirtschafL ergriffen und die Kaufkraft .
der Verbraucher durch steuerliche Entlastungen ge­
stärkt. Zudem sind die Zinsen so niedrig wie seit
langem nicht mehr. Gleichwohl wird nicht ange­
nommen, daß .dies der privaten Investitionstätigkeit
rasch neuen Schwung gibt, zumal sich die Ertrags­
lage 1977 nicht weit~r verbessert hat. Die Investi­
tionsplanungen der Industüe lassen eine Erhöhung
jedenfalls nicht erkennen. E? wird aber er\'rartet,
daß die mehrfach aufgestockten Finanzierungshil­
fen zugunsten mittelständischer Cnternehmen erste
\Virkungen zeigen. Von der Investitioll5tätigkeit im
Bereich der Energieversorgung gehen \veiterhin

. kräftige Impulse aus. Die Exporte werden wahr­
scheinlich 'langsamer steigen als bisher, zumal der
Yen unter starkem AufwertungsdriIck bleiben dürf­
te und die Exporteure unter der 'Drohung neuer
Handelsbeschränkungen stehen. Insgesamt rechnen
wir für das Jahr 1978 mit etwa der gleichen Zu­
wachsrate des Sozialprodukts wie in diesem Jahre
(5 1/2 vH).

206. In Großbritannien haben sich die Chancen
für einen Aufschwung verbessert. Ob sie genutzt
werden, hängt entscheidend von den erstmals seit
1975 wieder freien Lohnvereinbarungen ab. In der
Industrie deutet "!ich' eine spürbare Belebung der
privaten Investitionslätigkeit an; zudem werden die
öffentlichen Investitionen nicht mehr'so stark zu­
rücl;:gehen wie bisher. Kommt es nicht zu Lohnstei­
.gerungen, die nennenswert übet 10 vB hinausgehen
so könnte der Preisauftrieb weiter nachlassen, zu­
mal dann auch der Kurs des Pfundes ·eher nach
oben als nach unten tendieren dürfte. Das verfüg­

.bare Ei.nkommen der privaten Haushalte wird infol­
ge steuerlicher Erleichterungen vermutlich auch
dann erheblich rascher ·steigen als 1977, wenn sich
die Lohnabschlüsse nicht allzu weit von denen der
vergangenen zwei Jahre entfernen. Schon von da­
her ist eine Belebung der Verbrauchsnachfrage zu
ervrarten. Uberdies dürften sich Fortschritte bei der
Eindämmung der Inflation auch auf die Ausgabe­
neigung der Verbraucher günstig auswirken. Für
1978 rechnen wir mit einem Anstieg des ~ozialpro­

dukts von 2112 vH, was im Vergleich zu den ver-_
gangenen Jahren eine deutliche Erholung bedeuten
würde.

207. Erhebliche Unsicherheit über die konjunktu­
relle Entwicklung besteht in ·Frankreich. Immerhin
scheinen sich die Schv.'"ächetendenzen, die in den
Frühjahrsmonaten überwogen hatten, nach der Jah­
resmitte nicht fortgesetzt zu haben. Die Ver­
brauchsnachfrage hat wieder angezogen. Die Inve­
stitionen dürften von der verstärkten öffentliclien
Förderung, aber auch vom Auslandsgeschäft Anstö-

-
ße erhalten. Insgesamt setzen wir für das Jahr 1978
mit 3 vH eine geringfügig höhere Zuwachsrate des
Sozialprodukts an als 1977.

·208. In Italien wird 1978 der Aufschwung kaum
Fortschritte machen. \Vegen des .hohen Tempos der
Inflation und der noch nicht dauerhaft gelösten
Zahlungsbilanzprobleme ist der ::-Iandlungsspiel­
raum der Regierung für konjunkturemregende Maß­
nahmen sehr eng begrenzt.. Imrrieöin dürfte aber
der Kosten- und Preisauftrieb im LaUfe' des kom-'
menden Jahres merklich nachlassen, vor allem weil
die Lohnindexierung eingeschränkt wurde. Dies
gibt dem Staat die :Möglichkeit, die Restriktion all- .
mählich zu lockern.- Bis dahin wird der Export die
wichtigste Stütze für Produktion und Beschäftigung
bleiben. Danach könnten sich Verbrauch und Inve­
stitionen erholen. Die Zuwachsrate des Sozialpro­
dukts dürfte im Vorjahresvergieich wegen der zu­
nächst nur schwachen Produktiollsbelebung mit
1112 vH allerdings niedriger ausfallen als 1977.

209. Auch in den kleineren westeuropäischen Län­
dern· wird sich die konjunkturelle Lage insgesamt
nur zögernd verbessern. Für Dänemark und für
Schweden bleiben die Aussichten ungünstig. In bei~

den Ländern wird die Binnenkonjunktur vermutlich
überhaupt nicht vorankommen, wegen der besseren
Exportchancen für 1978 werden die Zuwachsraten
des Sozialprodukts' gleichwohl ge::ingfügig höher
ausfallen als 1977. In Osterreich' wt:d sich der Auf­
schv.'"ung voraussichtlich verlangsamen. Die -Regie­
rung versucht mit Hilfe. von Steuererhöhungen die
Verbrauchsnachfrage kurz zu halten, weil andern­
falls der Druck auf den Schilling und damit die Ge­
fahr eines neuen Inflationsschubs zunähme. Zur
Verringerung der öffentlichen Defi:äte sollen über­
dies die Staatsausgaben gesenkt Verden.. Verbes­
serte Aussichten bestehen hingegen für die Nieder­
lande. Hier nimmt die Verbraucl!snachfrage weiter­
hin stetig zu. Sobald größere KIE,rheit über den
Kurs der 'Wirtschaftspolitik herrscht, könnte auch
die private Investitionstätigkeit, die sich schon in
der zweiten Jahreshälfte 1976 vorübergehend belebt
hatte, wieder neuen Auftrieb erhalten. Ebenso kann
in Belgien für 1978 mit einer etwas höheren Zu­
wachsrate des Sozialprodukts .als 1977 gerechnet
werden, 'weil die Regierung sowohl eine Auswei­
tung der öffentlichen Investitionen als auch ver­
stärkte 'steuerliche Anreize zugunsten privater In-.
vestitionen plant.

210. Aus den Annahmen über die Entwicklung in
den einzelnen I:.ändern im Verlauf des Jahres 1978

. ergibt sich für die. Europäische Gemeinschaft ein
stärkerer Anstieg des Sozialprodukts als in diesem
Jahr. Die Zuwachsrate 'im Vorjahresvergleich wird
jedoch mit 3 vH nur wenig höher sein als, 1977
(21/2 vH).

211. Der Preisauftrieb in den westlichen Industrie­
ländern wird sich 1978 zwar weiter absch'wächen,
abeL immer noch stark bleiben. Eine allmähliche,
Dämpfung des Inflationstempos ist vor allem quf­
grund der Dämpfung des Kostenauftriebs zu erwar-
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ten. Ansätze in !:lieser Richtung waren bereits 1971"
zu erkennen, und mehrere Faktor~n sprechen dafür,
daß sich dies,e Tendenz 1978 fortsetzen und mehr
und mehr auch auf der Verbraucherstufe bemerk-

'bar machen wird. Günstiger entviickeln sich derzeiL
die Rohstoffkosten. Auf den Märkten für industriel­
le Rohstoffe dürften die Preise vorerst eher n.och
,sinken, zumal hohe Lagerbestände auf den Markt
'drücken. Ahnliches gilt auch für die Preise von
Kahrungsmitteln und Genußmitteln. Die Preise für
industrielle Rohstoffe könnten allerdings mit fort­
schreitender konjunktureller Erholung "iieder an­
ziehen. Ausschlaggebend für das Preisniveau dürfte
indes sein, ,daß sich der Lohnanstieg allen Anzei­
chen nach 1978 abermals verlangsamen wird. D~es

gilt insbesondere für Schweden, Dänemark, Oster­
reich, die Niederlande, Belgien und Italien. Versu­
che, durch höhere Preissteigerungen die Gewinn­
margen zu verbessern, dürften ,angesichts der ver­
haltenen ~achfrageentwicklung und des scharfen'
'Wettbewerbs nur wenig Aussicht auf Erfolg hahen.
Eine Ausnahme bilden die Vereinigten Staaten.
Hier scheint eine Verminderung der Inflationsrate
wenig wahrscheinlich, zumal sich, der Anstieg der
Lohnstückkosten- in der Industrie infolge der nur
noch geringen Produktivitätsreserven eher be­
schleunigen wird.

Für die viestlichen Industrieländer insgesamt er­
warten wir eine Verminderung der durchschnittli­
chen Inflationsrate von 8112 vH im Jahre 1977
auf 71/2 vH im Jahre 1978. Dabei wird sich die
Spanmveite zwischen den Inflationsraten der ein­
zelnen ~änder etwas verringern.

212. Die A!beitslosigkeit in den westlichen Indu­
strieländern wird 1978 nicht niedriger sein als in
diesem Jahr. In den Vereinigten Staaten nimmt
zwar das Angebot an Arbeitskräften nicht .mehr so ,
rasch zu wie in den letzten Jahren, so daß - bei
weiterhin steigender Beschäftigung ~ die Arbeits­
losenquote vermutlich geringfügig sinken wird. In
den westeuropaischen Lä~dern dürfte die Arbeitslo: '
sigkeit jedoch unverändert hoch bleiben, in den
skandinavischen Ländern und in Italien sogar stei­
gen.

11I. Die voraussichtliche Entwicklung
, der Binnenkonjunktur

213. Inder Bundesrepublik Deutschland haben sich
mit den finanzpolitischen Beschlüssen vom Herbst
1977, di~ den privaten "Haushalten und den Unter­
nehmen ,beträchtliche Steuererleichterungen brin­
gen und überdies eine kräftige Ausweitung der öf­
fentlichen Ausgaben vorsehen, die Aussichten für
die konjunkturelle Entwicklung verbessett. Die ex­
pansiven Impulse, die von den Steuersenkungen
und der Ausgabensteigerung ausgehen, sind groß.
Sie werden die ins' Stocken geratene Konjunktur '
wieder anstoßen. "

214. Glei~hwohl ist keineswegs Slener, daß der
neue Anlauf in 'der Konjunkturpolitik mehr bewirkt
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'als die verschiedenen Programme und Ylaßnahmen
seit 1974 - also nicht nur ein "Strbhfeuer~ ent­
facht, das bald wieder verlischt, 'sondern eine nach­
haltige Konjunkturbelebung, die eine grundlegende
Besserung der Beschäftigungslage verspricht. Dnge­
wiß ist vor allem, ob es zu der Selbstverstärkung
der konjunkturellen Aüftriebskräfte durch eine In­
vestitionskonjunktur kommt, wie sie früher für
Aufschwungsphasen typisch war.

Die Entscheidung hierüber" liegt freilich nicht bei
der \Virtschaftspolitik. Die staatlichen Stellen kön­
nen der Konjunktur zwar Impulse geben, ob sich
diese aber fortpflanzen und verstärken, hängt ab
vom Verhalten der Investoren und Verbraucher,
vor allem' aber vom Verhalten der Tarifparteien.
Die Chancen für einen sich selbst tragenden Auf­
schwung im Jahre 1978 sind nur dann hoch zu ver­
anschlagen, wenn die Tarifparteien bei ihren Ent­
scheidungen der Situation auf dem Arbeitsmarkt
R~chnung tragen.

215. Die Lohnerhöhungen für das nächste Jahr zu
prognostizieren, ist aus zwei Grü"nden. problema­
tisch. Zum einen sind bisher Kaum konkrete Forde­
rungen der Arbeitnehmer und Angebote der Arbeit­
geber bekannt, aus" denen sich Anhaltspunkte für
die künftigen Abschlü'sse gewinnen ließen. Zum an­
deren, werden Prognosewerte häufig als Richtgrö­
ßen oder gar c.ls Empfehlungen ausgelegt, obwohl
sie ausdrücklich als Setzung für das Rechenv{erk,
der Prognose gekennzeichnet sind. Der Sachver­
ständigenrat möchte die lohnpolitischen Entschei­
dungen nicht durch Zahlen beeinflus"sen, "die nicht
mit denen identisch sind, die zu seinen Vorstellun­
gen über situationsgerechte Lohnerhöhungen pas­
sen. Zur Durchrechnung der Prognose müssen aber
Annahmen über die Löhne getroffen werden. Die­
se 'Setzung hat lediglich die Aufgabe, Enhvick­
lungstendenzen sichtbar zu machen, di~ sich bei be­
stimmten- Lohnabschlüssen ergeben, wie sie bei Ab­
gabe der Prognose in der" Offentlichkeit diskutiert
werden.

Da sich bei den in der Prognose für das Jahr 1978
gesetzten Löhnen keine grundlegende Verbesserung
der Beschäftigungslage abzeichnet, haben wir zwei
Alternativen mit Lohnerhöhungen, die von denen in
der ,Prognose abweichen, durchgerechnet. Die Vor­
stellungen, die diesen Alternativen zugrunde, lie­
gen, Ulld die Erwartungen, die wir damit verknüp­
fen, sind an anderer Stelle ausführlich dargelegt
(Ziffern 352 ff.). Dabei haben wG versucht, auch
jene Perspektiven mit ins 'Bild zu rücken, die in der
Verlaufsbeschreibung für ein einzelnes Kalender­
jahr'nicht hinreichend zum Ausdruck kommen.

216. \Vie stark der Impuls sein wird, der von den
öffentlichen Haushalten ausgeht, haben wir an_ an­
derer Stelle zu werten versucht (Ziffern 421 H.).
:'-rach unsereLSchätzung werden im Jahre 1978 den
Gebietskörperschaften 3791/2 :YIrd DM (+- 5 vH) an
Steuern, Gebühren und sonstigen Einnahmen zuflie­
ßen. Dem - stehen Ausgaben in Höhe' von, 429
:\'Ird DlvI (-:- 8 vH) gegenüber. Dqs Finanzierungsde­
fIzit wird sich daher beträchtlich erhöhen, und
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zv,"ar von-351 '2 Mrd DM auf 491.'2 Mrd DM; es wird
alSo wieder die gleiche Größenordnung erreichen
wie 19'i'6(Tabelle30).

Dieses Defizit geht um 23 Mrd DM über das hinaus,
was vfir als konjunkturneutral betrachten (expansi­
ver Impuls). Dabei sind konjunkturbedingte Steuer­
ausfälle und eine als normal anzusehende Ver­
schuldung des Staates in Rechnung gestellt.

217. Die Frage, ob damit der erhoffte Durchbruch
bei den Inve?titionen gelingt, vermögen wir den­
T.!.Qch nicht zu beantworten._Zwar vierden die Unter-

nehmen durch die steuerlichen :Ylaßnahmen entla­
stet, außerdem werden viele ihre Absatzchancen
dmch die zu erwartende Meh:rnachfrage des Staates
und', der privaten Haushalte erhöht sehen: Bei den
Investitionsentscheidungen kommt i:!S aber nicht al­
-lein a"!!f die aktuellen Gewinne an, sondern mehr
noch auf die Geviinnerwartungen. Viele Unterneh­
men werden jedenfalls erst dann vr:.eder mehr inve.
stieren, wenn sie sich dauerhafte Chancen für eine
rentable Produktion ausrechnen. Solange ihre Be",
denken nicht ausgeräumt sind, Arbeitnehmer und
Staat' könnten bei nächster Gelegenheit versuchen,
die bisher zustandegekommene Korrektur der Ein-

_ Tab elle 30"

Einnahmen und Ausgaben des Staates 1)

Schätzung für das Jahr 1917 und Prognose für das Jahr 1978

1976 1977 1978

Einnahmen insgesamt

Steuern, ' ' , .

Sozialbeiträge .,•........_:..................•............... ,

Sonstige laufende Einnahmen : , '" .

Vermögensübertragungen und Abschreibungen .

:VIrd DM

487,7

282,0

172,6

19,5

13,5

Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in vH

-i- 81/2 + 41/~

+ 3

+ 'l

--:--12

4

Ausgaben insgesam't ; .

Staatsverbrauch , ..

Einkommensübertragungen .

Private Haushalte ,.: .

Unternehmen.und übrige vVelt ~

Zinsen :- .

Vermögensüb.ertragungen .

Investitionen .

Finanzi":,rungssaldo 2) •••.•......••.••...•••••••.••.•••••.••

Sozialversicherung , .

Gebietskörperschaften ' .

529,5

228,6

214,9

181,-1

33,7

ir,5

28,5

40,0

-41,8

-'- 0,6

-42,4

1 51!2

+ 8

-;- 8

9

-'-141!2

, 5

MrdDM

-36

T 61!.

T 61!.

+ 71/2

T 6

-101!2

+11

-48

- 31/2

-441/2

Nachrichtlich:

Gebietskörperschaften in der Abgrenzung der Finanzstatistik
Einnahmen 3) •••.•.••.••••• '••.••••..••.••••...•.••••.••

,Steuern 3) ••••..•.•••..••••..••••' ••.••...•••....•••••

. Sonstige Einnahmen .

Ausgabew- .. : ; , .

Finanzierungssaldb 2) •. ',' •.•.•. .-, ..••.. ',' ..••....•.•.•.

32J},1

267,9

61,2

376,9

-47,8

362 3791/2

298 3091/2

64 70

3971h 429

-351/2 -491/2

1) In der Abgrenzung der VolkswirtsC1aftlicnen Gesamtrecimungen (einschließlicil Sozialversicherung).
2) DbersdlUß: +;'Defizit: -. .
3) Investitiol'.szulage des Konjunkturprogramms vom Dezem!Jer 1974 vm den Einnahmen abgesetzt (1916: 4,2 Yrd DM, 1911:-3,9 ~1rd.

DM; 1978: 0,4 ?v1rd D~vl).
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kommensverteilung wieder rückgängig zu machen,
v(erden sie anstehende Investitionsentscheidungen
auch weiter hinauszögern. Derzeit scheint aller­
dings das KonsolidierungsprQblem die Investitions­
neigung weit v{eniger "ZU belasten als die Sorge
über den Ausgang der nächsten Lohnrunde.

218. Aus -der lohnpolitischen Diskussion, wie sie
gegenwärtig in derOffentlichkeit geführt wird, ha­
ben wir nicht den Eindruck gewonnen, daß überall
die Bereitschaft vorhanden ist, 1978 v~rstärkt auf
die positiven BeschäftigungswiJ;kungen niedrigerer
Tatifabschlüsse zu setzen. Auch die zuletzt verein­
barten Lohnerhöhungen in einigen kleineren Berei­
chen orientierten sich an den zu .hohen Abschlüs­
sen vom Beginn des Jahres 1977.

Bei der Durchrechnung unserer Prognose sind wir
daher von der Annahme ausgegangen, daß iiie tarif­
lichen Stundenverdienste im Durchschnitt um 5 vH
angehoben werden. Hinzu kommen tarifvertraglich
und frei vereinbarte Nebenieistungen, wie Urlaubs­
und \'\TeIhnachtsgeld sowie vennögenswirksame Lei­
stungen oder Anhebungen einzelner Lohngruppen;
für den Teil, der auf neuen Vereinbarungen beruht,
haben wir lh vH angesetzt. -

219. --Die Investitionsschwäche ist nach- unserer Auf­
fassung in erster Linie eine Folge zu hoher Kosten
und Risiken. Die ungünstigen Angebotsbedingun­
gen standen 1977 der Ausweitung der Beschäfti­
gung im vVege und hemmten so den Ap.stieg der
Einkommen. So nahm die Nachfrage weniger zu,
als es unter günstigeren Bedingungen hätte der Fall
sein können. Die Unsicherheit über die Nachfr-age­
entwicklung wiederum wirkte dämpfend auf die In­
vestitionsneigung zurück. Durch die finanzpoliti­
schen Maßnahmen wird die Nachfrage Auftrieb er- -­
halten, vor allem dann, wenn die privaten Haushal­
te das _:NIehreinkommen bald ausgeben, das ihnen
die Steuererleichterung beläßt, und das ihnen die
Erhöhung des Kindergeldes bringt.

Im Jahre 1977 hat sich der private Verbrauch als
Konjunkturstütze erwiesen. Die Ausgaben privater
Haushalte nahmen deutlich stärker zu als die ver­
fügbaren Einkommen, was als Indiz dafür gelten
kann, daß der - überwiegend durch die Rezession
bedingte - Attentismus der Verbraucher großen­
teils überwunden ist.

Bei der Einschätzung der Verbrauchskonjunktlir im
Jahre 1978 sind allerdings einige Sonderfaktoren zu
beachten:

- Dämpfend auf die Zunahme der Verbrauchsaus­
gaben ",,-ird sich auswirken, daß die sonst' ~ur
~Jahresmittefällige Erhöhung der Sozialversiche­
rungsrenten auf den 1. Januar 1979 hinausge­
schoben wurde. Uberdies wird der Impuls, d,er
von der Freigabe vermögenswirksam angelegter
Spargelder ausgeht, schwächer sein, weil _die
Beträge, die 1978 zur Disposition stehen, merk­
lich -geringer sind als die im Jahre 1977 (18
Mrd DM nach 25 Mrd HM).

f20

- Dem steht jedoch entgegen, daß die -steuerliche
Entlastung den privaten Haushalten Mehrein­
kommen in der Größenordnung von 9 Mrd DM
bringen -"\vird. Die Nettoeinkommen der Arbeit­
nehmer 'werden daher auch bei niedrigeren Stei-

- gerungsraten der Bruttolöhne stärker zunehmen
als- 1977. Hinzu kommt die Erhöhung des Kin­
dergeldes um insgesamt fast 2 Mrd DIvL

220. Bei der Prognose des privaten Verbrauchs
sind wir davon ausgegangen, daß das verfügbare
Einkommen der privaten H~usha:lte mit rund 7 vH
etwas stärket zunehmen wird als 1977 (6112" vH).
DE!nnoch werden die Verbrauchsausgaben etwas
schwächer steigen -- für den Jahresdurchschnitt
1978 veranschlagen wir die Zuwachsrate auf
{)l/2 vB nach 71/2 vB im Jahre" 1977 -, da die
Sparquote, die im Jahre 1977 durch die Verwen­
dung größerer Beträge aus freigewordenen Spar­
geldern für den privaten Verbrauch gedrückt war,
wieder höher sein wird.

Für die erneute Abschwächung des privaten Ver­
brauchs spricht auch, daß ein großer Teil des in der
Rezession aufgestauten Ersatzbedarfs inzwischen
gedeckt zu sein scheint. Insbesondere dürfte die
Nachfrage nach Kraftfahrzeugen, die seit dem Früh­
jahr 1975 die Verbrauch~konjunktur maß.geblich
bestimmt hat, im nächsten Jahr - wenn überhaupt
- nur noch wenig expandieren.

221. Um die Konjunktur in Schwung zu halten, be­
darf es auch einer deutlichen Beleoung der Aus­
land.snachfrage, sie zeichnet sich in den statisti­
schen Daten allerdings rlOch nicht ab. In vielen
westlichen Industrieländern war die konjunkturelle
Erholung zuletzt merklich erlahmt, und die Arbeits­
losigkeit begann wieder zu steigen. Unter dem Ein­
druck dieser Entwicklung haben die meisten Regie­
rungen jedoch - ähnlich wie in der Bundesrepll­
blik - erneut konjunkturanregende Ivlaßnahmen
ergriffen. Das Problem der Zahlungsbilanzdefizite
scheint weniger drückend als in den letzten Jahren.
In der vVeltkonjunktur wernen 1978, so nehmen wir
an, die Auftriebskräfte überwiegen. Die Entwick­
lung des vVelthandels wird ----:... anders als im Jahre
1977 - deutlich aufwärtsgerichtet sein (Ziffer 200).
Die Aussichten für den deutschen Export sind des­
halb alles in allem wieder etwas günstiger zu beur­
teilen als noch Mitte des Jahres 1977 unter dem
Eindruck rückläufiger Auslandsbestellung~:n._

Vorteile dij.rften deutsche Unternehmen nicht nur
daraus ziehen, daß sich die Expansion in den west­
europäischen Kachbarländern, die zu den wichtig­
sten Handelspartnern der Bundesrepublik gehören,
wohl wieder beschleunigen wird, sondern auch dar­
aus, daß sich im Gefolge einer Belebung der Inve­
stitionskonjunktur in vielen Ländern die Nachfrage
zugunsten von Ausrüstungsgütern verschiebt, die
einen hohen Rang im deutschen Exportsortiment
einnehmen.

222. Gleichwohl gilt es aber auch, allzu optimisti­
schen Erwartungen entgegenzutreten. Der \Vettbe­
werb auf den Exportmärkten istschärfer geworden,
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und deutsche' Unternehmen haben, wie sich 1977
. gezeigt hat, nur noch begrenzte Möglichkeit~n,Ko­
stensteigerungen weiterzugeben. Hieran wird sich
in absehbarer Zeit wenig ändern; es gehört viel­
mehr zu den Annahmen der Prognose, daß die De­
viSenmärkte die D-Mark etv,as höher bewerten
könnten, als es den Unterschieden "in der Kosten­
ll...lld Preisentwitklu...llg im Inland und Ausland ent­
spricht.

223. Bei unserer Prognose sind wir davon ausge­
gangen, daß die Nachfrage aus dem Ausland im
Einklang mit der \Veltkonjunktur zunächst nur ver­
halten steigt, der Anstieg sich aber im Verlauf des
Jahres 1978 merklich verstärkt. Für den Jahres­
durchschnitt 1978 erwarten wir eine Zunahme des
Exportvolumens 'fWar.en und Dienste) von 5 vH
nach 3 vH im Jahre 1917. Die vorsichtige Einschät­
zung der Exportkonjunktur kommt darin zum Aus­
druck, daß die Zunahme der Ausfuhr nach unserer
Prognose hinter der Zunahme, des 'Welthandels
(51h vH) zurückbleibt (Tabelle 31).

224. Beides, die Verbesserung der Erträge und die
Verbesserung der Absatzlage, wird den durch Unsi­
cherheit geprägten" Attentismus der Investoren ver­
ringern. Dennoch haben wir Zweifel, ob sich die
mittelfristigen Absatz- und Ertragserwartungen der
Unterneh~en schon genügend verbessert haben,
um einen sich selbst tragenden Investitionsauf­
schwung in Gang z"ll: bringen, der auch über das

-- Jahr 1978 hinausreicht. In den bisher bekannten In-
. vestitionsplanungen der Unternehmen zeichnet sich
nur ein verhaltener Anstieg ab. Nach den Ergebnis­
sen des Ifo-Irivestitionstests vom Spätsommer -1977,
die allerdings den Stand der Planungen vor den
jüngsten steuerpolitischen Beschlüssen wiederge­
ben und daher mit Vorbehalt zu interpretieren sil).d,
vwllen . die verarbeitende Industrie, der Bergbau
und die Bauwirtschaft, auf die zusammen knapp ein
Drittel der' gewerblichen Anlageinvestitionen ent­
fällt, ihre Investitionsa~sgaben1978 um 8 vHerhö-

-hen.. ='fach Abzug von Preissteigerungen liefe dies
auf eine Ausweitung des Investitionsvolumens um
nur 4 vH hinaus. Diese Zunahme entspräche der des
Jahres 1977. Auch in den meisten Bereichen außer­
halb der Industrie, von denen einige; wie die Ener­
gieviirtschaft und- der Handel, die Konjunktur in
den )etzten Jahren'gestützt haben, zeichnen sich
ebenfalls nur bescheidene Zuwachsraten ab: bei der
Energieversorgung, "eeil derzeit viele investitions­
reife -Projekte .blockiert \verden, beim Handel, weil

_ offenbar Uberkapazitäten bestehen. :0Iur in wenigen
J3ereichEm sind die Planungen auf eine deutliche
Verstärkung der. Investitionstätigkeit gerichtet;
hierzu' gehören neben dem Fahrzeugbau, die Bun­
despost und' einige andere Dienstleistungsbereiche.
Da inzwischen die steuerpolitischen Maßnahmen
beschlossen sind, wird man davon ausgehen ,dürfen,
daß die Planungen etwas nach oben revidiert wer­
den; dies war selbst im Jahre 1977 der Fall, obwohl
die Konjunktur hinter den Erwartungen zurück­
blieb (Schaubild 23).
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T ab e 11 e 31

Die wichtigsten Daten der Volkswirt

Schätzung für das 2. Halbjg.hr 1977

Absolute 'Nerte

lW7

1. Hj. I 2. Hj.

1978

1. Hj. 12. Hj.

371,0
138,5
149,0
57,0
92,0

-:.. 5,5

+12,0
180,0
1,68,0

340,0
119,5
123,5
49,0
74,0

• 8,5
-'--11,5

166,0
154,5

351,0
131,0
134,0
52,5
-81,5
--'---4,0
.9,0
165,5
156,5

315,9
110,8
115,7
46,4
69,3

-'-- 9,6
+13,5

159,2
145,7

1978

711,5
251,5
272,0
106,0
166,0

+14,0
-:---23,5
346,0
322,5

1977

667,0
241,5
249,5

98,5
151,0

+13,5
--;-22,5
324,5
302,0

1976

621,9
228,6
232,9

91,4
-141,5

+13,4
+28,1
310,4
282,3 .

Eihheit

lvlrd DYL­
YlrdDM
MrdD:Yl
YlrdD:"'l
:YIrdDM
MrdDM
:YlrdDM
MrdDYl
MrdDYl

IVerwendung des Sozialpro,dukts

. In jeweiligen Preisen:
I Privater Verbrau<:.'<! .

1

1 StaatsverbrauG.1. -..
. Bruttoanlageinvestitionen .

I Ausrüstungen .
-I' Bauten .

Vorraisveränderungen .
Außenbeitrag .. .- .

I Ausfuhr .
Einfuhr .

Bruttosozialprodukt 1 YlrdDM 1124,9 1 lQ4,5 1279,0 565,6 629,0 603,Q 676,0

Bruttosozialprodukt / :YIrd DM

In Preisen von 1970:
Privater Verbraucn .
Staatsyerbrauch .
Bruttoanlageinvestitionen .

Ausrüstungen .
Bauten .

Ausfuhr .
Einfuhr , ..

:YlrdDM
Mrd-DYf
MrdDYf
:YlrdDM
:YIrdDM
MrdD:Y!
:YIrdDM

439,4
141,6
173,7

69,8
103,9
222,1
197,1

- 789,1

453,5
143,5
179,5
73,0

106,5
228,5
206,0

809,0

466,5
148,0
188,5
76,0

113,0
-240,0
216,5

837,0

217,0
68,7
84,1
34,4
49,6

112,4
99,3

389,5

236,5
-]'5,0
95,5
38,5
57,0

116,5
107,0

419,5

225,0
71,5
86,0
35,5
51,0

116,0
105,0

400,0

2401,S
76,5

102,5
40,5
62,0

124,0
111,5

437,0
I

Preisentwicklung
Privater Verbrailch .
Bruttosozialprodukt .

1970 = 100
1970 = 100

141,6
142,6

-147,0
147,5

152,5
153,0

145,6
145,2

148,5
150,0

151,0
150,5

153,5
155,0

Entstehung des Sozialprodukts
Erwerbstätige .
Arbeitszeit .
Arbeitsvolumen .
Produktivität .

1 -000
Stunden
MrdSid.

DMje Std.

25033 24950 24950 24867 25030 24765 25135

~ruttoi;landsproduktin Preisen I
,on 19,0 . MrdDM 787,8 808,0 835,5 389,7 418,5 400,0 '435,5

Verteilung des Volkseinkommens

Bruttoeinkommen
aus unselbständig~rArbeit
aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen, .

MrdD;\1

:YlrdD:-'1

625,1

252,3

668,5

259,5

715,0

279,5

320,3

116,6

348,0

143,0

341,5

123,5

373,5

156,0

Xettosozialproaukt zu Faktor-/
kosten .. YlrdDYI 871,3 928,0 994,5 436,9 491,0 465,0 529,5

l\"ettoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit 2)

aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen .

MrdDM

MrdDM

359,8

198,5

381,5

195,0

409,0

221,5

186,0

85,1

195,5

110,0

199,0

97,0

210,0

124,5

Verfügbares Einkommen der I
privaten Haushalte 3) ...•.•... :YlrdDM 725,5 772,5 828,5 367,3 405,0 395,0 433,0

1) EinscO.Eei3!ich Veränderu~g der Arbeitste.ge.
2) ::-,etto!o~~- und -gehalt5summe.
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Tab e 11 e 31

Veränderung gegenüber dem ~ntsprechendenVorjahreszeitraum in vH

1976 1977 1978
1. Hj.

1977

2.Hj.

1978

1. Hj. 2.Hj.

I verw_e~d~~~ ;~esn S~Zi,.:IPr~dukts
i L~ ]e"elLge.. P~e."en.

Privater Verbraucn .
Staatsverbrauch , '"
Bruttoanlageinvestitionen .

Ausrüstungen .. .- .
Bauten .~.......•..... :- .

~ Vorratsveränderungen ' .
Ap.ßenbeitrag , : .

Ausfuhr .
Einft:hr ',' .

. Bruttosozialprodukt ~"""" .· ..1

In Preisen von 1970:
Privater Verbraucp. .
Staatsverbrauch .
Bruttoanlageinvestitior..en .

Ausrüstungen ,
Bauten .

Ausruhr .
Einfuhr .

Brutiosozialprodukt :.1
P.reisentwicklung

~ Privater Verbrauch .
Bruttosozialprodukt .

Entstehung des Sozialprodukts
ErVieIbstätige - ~ ..
Arbeitszeit 1) ............•...
Arbeitsvolumen , .
Produktivität - _ '

Bruttoinlandsprodukt in Preise!!. I
von 1970 .

Verteilung des Volkseinkommens

Bruitoeinkommen'
aus unselbständiaer Arbeit .. \

. a?-s U~ternehmertahgKelt und
vermogen .

8,2 '

-:- 5,8

, 8,5

+11,1
._ 7,0

-'-14,1
+16,3

-:- 9,1

• 3,6
-+- 2,4
..:... 5,0

+ 7,2
+ 3:7
+11,1
+10,6

5,7

0,9
..:.- 1,2

+ 0:3
5.3

5,6

- 7,1

+6

-'-3.

-'-11/2

+-41/2

+21/2"

-'--'3

+4

- 1/2

- 1/2

- -1

.31/2

-:-3

-10

61 !n

, 7

-'- 7

+ 3
+ 3
-'- 5

4

.5
-..!... 5

-=- 0
T 0

o

7

8

-:-6,5­

+4,7
-:-8,6
-'-8,3

+8,8

+7,0
-:-8,5

+6,5

-:-2;5

-'-0,0
+4,6
';-4.3

-:-4,8
+4,9
+4:7

+3,0

-:-3,!;l

-:-3,4

-0,2

'-0,4
-0,6

+3,8

+3,2

-:-7-,5

-:-2,7

-i-8

+6

-'-1
+1'

-'-4112

+4

- 112
- 1/2

-1

+3

-2

+3

+ 71/2­
.. 61/2

-:- 6

+- 41/2

+·6

I 61!2

,4
4

-;- 21/2

21f2- _

-:- 2112,
,3

,- °

-'- 6

-:;- 6
-'-11
..,.- 9
-'-121/2

, 9

TZ
, 2

-'- 7
51/2

+ 81j2

-,- 6112'
-:- 41/2

4

-:- 3

o
-'- °

4

- 4

9

Xettosozialprodukt zu Faktor-I
kosten : ~ ~ + 9,3 -:-6,2 +- 8'

Nettoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit 2)

- a~s U~ternehmertätigkeit und
, \t ermogen .

Verfügbares Einkommen der I
privaten Haushalte 3) ...•. : .•.

-+- 3,8

+13}

+ 6,4

.+6

-4,3

-:-6,6

+0

-;- 7-

-+ 7

3~ 02ne nichtentr:on:.m~neGe,';:'nne ae: :Jn:e:!leh:ne~O~ln€ el~ene Red1tspe:30~::'chkeit.
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225. Zu den Annahmen uriserer Prognose gehört,
daß sich die in letzter Zeit zu beobachtende Ver­
besserung des Investitionsklimas fortsetzen und zu
einem erneuten Anstieg der Ausrüstungsinvestitio­
nen führen wird. Dabei dürften nicht nur Ersatz­
und Rationalisierungsinvestitionen nachgeholt, son­
dern auch Erweiterungsinvestitionen in Angriff ge­
nommen werden. Kicht ~zu übersehen sind aber
auch diejenigen Faktoren, die nach wie vor die In­
vestitionsneigung belasten. Daher sind viir bei der
Durchrechnung der Prognose nur von einer im Ver­
gleich zu den AufschviUngsphasen früherer Zyklen
verhaltenen Belebung der Investitionstätigkeit aus­
gegangen. In der Prognose ist dafür eine Zuwachs­
rate der realen Ausrüstungsinvestitionen im Jah­
resdurchschnitt 1978 von 4vH eingesetzt. Diese
Rate ist zwar niedriger, als die im Jahresdurch­
schnitt 1977 erreichte, hinter ilir steht aber eine
deutlichere Aufwärtsbewegung im Jahresverlauf
als 1977.

226. Bei den Bauinvestitionen werden 1978 jene
Maßnahmen voll wirken, die im Laufe des Jahres
1977 zur Stützung der Baukonjunktur beschlossen
worden sind: Die \Viederzulassung der degressiven
Abschreibung, die Ausweitung des § 7 b EStG auf
Altbauten, das Programm tür Zukunftsinvestitionen,
die Fortführung des Regionalprogramms im sozia­
len ·Wohnungsbau und staatliche Zuschüsse für Sa­
nierung und IvIodernisierung. Hinzu kommt, daß ein
-weiterer Rückgang des Kapitalmarktzinses, wie er
zu den Annahmen unserer Prognose paßt, mehr In­
vestoren zum Baubeginn veranlassen wird, auch
solche, die bislang in der Hoffnung auf noch billi­
geres Geld abwarten. Davon ",,-erden -vor allem
vVohnbauten und öffentliche Bauten begünstigt. Die
Aufträge für derartige Bauvorhaben steigen bereits
kräftig. Ob,...·ohl Verzögerungen bei der Vergabe
von Aufträgen aus den verschiedenen Programmen
vor allem auf seiten" öffentlicher Auftraggeber in
Rechnung gestellt werden müssen, zeichnet sich für
1978 ein weiterer Anstieg der Kachfrage ab.

Zurückhaltender schätzen wir die Entwicklung bei
vVirtschaftsbauten ein. Die Produktion in diesem
Bereich hat bis tief in das Jahr 1977 hinein von den
Auswirkungen der Investitionszulage gezehrt. Die
weitere Entwicklung dürfte vorerst noch verhalten
bleiben, da der Prozeß der Kapazitätserweiterung
nur zögernd"-in Gang kommt.
Die Zuwachsrate der realen Bauinvestitionen ver­
anschlagen Viir für den Jahresdurchschnitt 1978 auf
5112 vH, mehr als doppelt so hoch wie für den
Jahresdurchschnitt 1977 (21/2 vH).

227. !~ur geringe Impulse für die Konjunktur er­
warten wir von den Lagerdispositionen der Unter­
nehmen. Industrie und Handel beurteilen die Fer­
tigwarenläger zur Zeit eher als etwas zu groß. Der
Zuwachs an Nachfrage, der von einer Aufstockung
der Läger ausgeht, dürfte sich in der gleichen Grö­
ßenordnung halten wie 1977. Dabei unterstellen wir,
daß die Vorräte an Rohstoffen bei zunächst noch
nachgebenden \Veltmarktpreisen und in Erwartung
weiterer Kursgewinne für die D-Mark knapp gehal­
ten werden.
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228. Die Importe werden 1978 wieder deutlich stär~

ker zunehmen als das Angebot aus inländischer
Produktion. Dies gilt insbesondere für die Einfuhr
von Fertigwaren, deren Marktanteil sich schon in
den vergangenen Jahren beträchtlich erhöht hat.
Bei Rohstoffen und Vorprodukten rechnen wir, wie
erwähnt, wegen der geringen Anreize zum Lager­
aufbau nur mit einem schwachen Anstieg.

Insgesamt erwarten wir für den Jahresdurchschnitt
1978 einen Zuwachs" des ImportvQlumens_. (\Varen
und Dienste) urp. 5 vH, nach 41/2 vH im Jahre
1977.

229. Bestätigt die ·Entwicklung der einzelnen Nach­
fragekomponenten unsere Annahmen, wird sich die
Struktur der Endnachfrage nur wenig zugunsten
der investiven und zu Lasten der konsumtiven Aus­
gaben verschieben. Die Investitionsquote, also der
Anteil der" Anlageinvestitionen am Sozialprodukt,
steigt nach unserer Rechnung 1978 lediglich von
22,2 vH auf 22,5 vH. Das Investitionsvolumen bfeibt
erneut weit hinter dem zurück, was erforderlich
wäre, um genügend neue Arbeitsplätze zu schaffen
und alte· Arbeitsplätze wettbewerbsfähig zu h~lterr.

230. Bei der von uns erwarteten Entwicklung wird
das Sozialpro.dukt im Jahresdurchschnitt 1978 um
etwa 3112 vH höher sein als im Jahresdurch­
schnitt 1977. Die Zuwachsrate der Produktion ist
damit nur wenig· größer als die vVachstumsrate-des
Produktionspotentials, die wir auf 3 vH veranschla­
gen; gemessen an der immer noch beträchtlichen
Unterauslastung ist also die Verbesserung im Aus­
lastungsgrad, wiede"rum von Jahresdurchschnitt zu
Jahresdurchschnitt betrachtet, äußerst bescheiden.
Immerhin ist die EntwicRlung im Laufe des Jahres
günstiger, als es im Vorjahresvergleich zum Aus­
druck kommt. Dies erklärt sich daraus, daß die
konjunkturelle Expansion im Jahre 1977 sehr flach
verlief, so daß der "Uberhang" am Jahresende 1977,
der die Veranderungsrate im VorJahresvergleich
erheblich mitbestimmt, diesmal sehr gering ist.

231. Die Produktionsbelebung reicht voraussichtlich
nicht aus, mehr Arbeitsplätze zu besetzen. Nach
unserer Rechnung ist sie nicht stärker, als der An­
stieg des Produktionsergebnisses je Arbeitsstunde.
Das bedeutet, daß 1978 keine nennenswerte Zunah-

"me des Arbeitsvolumens und damit auch keine gro­
ßen Fortschritte bei der Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit zu erwarten sind. .

232. Eine Prognose über die. Entwicklung der Ar­
beitslosenzahl läßt sich allerdings aus der Verände­
rung der Beschäftigung nicht ohne weiteres ablei­
ten. Die Anzahl der Arbeitslosen kann auch bei
konstanter Beschäftigtenzahl zurückgehen, weil Ar­
beitsuchende in die "stille ·Reserve" abwandern
oder weil sie einen Anspruch auf vorzeitigen Bezug
von Altersruhegeld geltend machen oder weil ar­
beitslose Ausländer in ihre Heimatländer zurück-

I"kehren. Die Arbeitslosenzahl kann bei konstanter
Zahl der Beschäftigten·· aber auch steigen, etw:a

I wenn Arbeitnehmer" ihren Arbeitsplatz verlieren
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und diese Arbeitsplätze mit Kräften besetzt 'werden,
die bisher nicht bei den Arbeitsämtern als Arbeits­
lose gemeJdet waren.

liberdiessind in den \Vintermonaten, vor allem in
den Außenberufen, regelmäßig einige hunderttau­
send Arbeitnehmer aus \Yitterungsgründen vorüber­
gehend ohne Arbeit. Diese saisonale Komponente
der Arbeitslosigkeit, die das Jahresergebnis mitbe­
einflußt, läßt sich nicht genau vorausbestimmen.

'In unserer Prognose haben wir einen leichten
Rückgang der Arbeitslosigkeit im Verlauf, des Jah­

.res 1978 angenommenj im Jahresdurchschnitt wird
die Anzahl der Arbeitslosen allenfings die Millio­
nengrenze noch immer nicht nennenswert unter­
schreiten.

233. Recht hoffnungsvoll kann man 1978 im Hin­
blick auf die weitere Senkung der Inflationsrate
sein. Bei der erwarteten Entwicklung von Löhnen,
Zinsen, Einfuhrpreisen und J>roduktivität, die zu­
sammen die Höhe des gesamtwirtschaftlichEm Ko­
stenniveaus ~estimmen, ergibt sich gegenüber 1977
eine Verringerung des Kostenanstiegs. Dies wird,
soweit der \Yettbewerb Preisanhebungen überhaupt
zuläßt, den Preisanstieg weiter dämpfen.

Die Erfahnmgen der letzten Jahre stützen die Er­
wartung, daß sich bei einer stabilisierungskonfor-

, men Geldpolitik und bei flexiblen \Vechselkursen
eine abwärts gerichtete Tendenz in den Preissteige­
rungsraten nicht wieß-er umkehren muß, 'sobald sich
die Konjunktur erholt Dies läßt weitere Erfolge bei
d~r Inflationsbekämpfung auch für die Zeit nach
1978 erwarten - immer vorausgesetzt, die Stabili­
sierungserfolge werden nicht leichtfertig aufs Spiel
gesetzt.

234. Bei den Verbraucherpreisen wird die Entwick­
lung 1978 allerdings durch die Anhebung des Mehr­
wertsteuersatzes von 11 vH auf 12 vH und von

,51/2 vH auf 6 vH beeinflußt: Rein rechnerisch be­
deutet dies beim Preisindex für die' Lebenshaltung
einen Anstieg lLTll 0,6 bis 0,7 Prozentpunkte. Es ist
jedoch keines\\"'egs ausgemacht, daß die Ubenväl­
zung der Mehrwertsteuer voll gelingt, was anc;lerer­
seits nicht ausschließt, daß da und dort die steuer-

"

erhöhung auch als Vorwand benutzt wird, zusätzli-
che Preisanhebungen vorzunehmen.

Aus unseren Annahmen ergibt sich trotz der Erhö­
hung der Mehrwertsteuer eine weitere Abschwä­
chung im,Preisanstieg. Für den Jahresverlauf (Jah­
·resende 1978 gegen Jahresende 19,'7) rechnen wir
mit einer Rate von rund 31/2 vH, nach knapp 4 vH
im Jahre 1977, ohne den rechnerischen Effekt der
Mehrwertsteuererhöhung 'nur mit einer Rate von
3vH.

Unsere Einschätzung wird dadurch gestützt, daß die
Preise für inländische Verbrauchsgüter auf der Er­
zeugerstufe seit einiger Zeit~kaum ~och steigen und
die für importierte Verbrauchsgüter stabil sind. Bei
dem scharfen \Vettbewerb im EinzeJhandel wird
diese Enh,,-icklung über kurz oder lang auch auf'
der Verbraucherstufe sichtbar werden.

235. Bei der angenommenen Entwicklung von Ko-'
sten und Preisen bleibt wenig: Raum für eine spür­
bare Erholung der Uriternehmensge'Ninne. Das Brut­
toeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver­
mögen dürfte nach unserer Schätzung um 8 vB und
'damit nur geringfügig stärker zu;:Iehmen als d,!s
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (7 vH).
Die Gewinnmargen der Unternehmen werden sich
dabei 1978 nicht einmal um soviel verbessern, wie
sie sich 19Tf wieder verschlechtert haben.

Das Nettoeinkommen aus Cnternehmertätigkeit und
Vermögen, 'das 1977 gesunken ist, wird deutlich
stärker ,zunehmen (13112 vH) als das Bruttoein­
kommen. Dies ist nicht allein delS Ergebnis von
Steuersenkungen, die 1978 zu ger,ingeren Steuerzah­
lungen führen, sondern hängt auch damit zusam~

men, ,daß die Steuerzahlungen der Unternehmen im
Jahre 1977, wie erwähnt (Ziffern 154 t), durch Son"
derfaktoren überhöht 'waren (Basiseffekt). Auch
be~m Einkommen aus unselbständi,ger Arbeit führt
die jüngste Steuersenkung fur ,sich genommen zu
einer spürbaren Entlastung; sie kommt jedoch we­
gen' der Progressionswirkung des Einkommensteu­
ertarifS in, der Zuwachsrate des I'~ettoeinkommens

nur zum Teil zum Ausdruck. Immerhin steigt 1978
das Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
mit 71/2 vH etwas rascher als das Bruttoeinkom­
men, während es in der Regel 'deutlich dahinter zu­
rückbleibt. '
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DRITTES KAPITEL

Die Ursachen des Beschäftigungsproblems

I. Die aktuelle Kontr.overse

236. Zwei Jahre nach (ler schwersten Rezession der
Kachkriegszeit ist Vollbeschäftigung immer noch
ein fernes ZieL Im L"aufe dieses Jahres ist die Aus­
sicht, daß sich die ·Wirtschaft in absehbarer Zeit
wenigstens allmählich diesem Ziel nähert, sogar ge­
ringer geworden. Die Furcht geht um, die Beschäfti-

.gungslage könne sich noch verschlechtern und die
Ausbildungs-und Berufschancen der nachwachsen­
den Generation werde sich weiter vermindern. Das
Vl:";rtrauen in die Selbstheilungskräfte des Marktes,
das sich nach Uberwindung der Rezession yvieder
gefestigt hatte, ist auf eine harte Probe gestellt.

237. Im Vordergrund der wirtschaftspolitischen
Diskussion gibt es Anzeichen von Resignation. So
wird die 'Aussagekraft der Arbeitsmarktstatistik in
Frage gestellt, insbesondere mit der Vermutung,
daß ein größerer Teil der ausgewiesenen Arbeitslo­
sigkeit "unecht" sei. ·Wir haben diese Argumente
,geprüft (Ziffern 106 H.). Einzuräumen ist, daß die In­
formationen über die Situation am Arbeitsmarkt
nicht immer ein eindeutiges Bild ergeben. Doch
sollte die Diskussion darüber nicht den Blick dafür
verstellen, daß Arbeitslosigkeit nach ,'de vor ein
libel ist, das die meisten der Betroffenen existen­
tiell berührt und für die. Solidargemeinschaft -der
Versicherten und für den Staat hohe Lasten mit
sich, bringt. Arbeitslos zu sein mag - wie so vieles
- heute erträglicher sein als früher. Nicht wegzu­
diskutieren ist jedoch, daß für den weit überwie­
genden Teil der Arbeitslosen und "für andere, die
möglicherw·eise einem Erwerb nachgehen ,,,"ollen,
gegenwärtig keine Beschäftigungschancen vorhan­
den sind. Unterbeschäftigung trifft nicht nur dieje­
nigen, die gerade ohne Arbeitsplatz sind. Sie, setzt
auch einen großen Kreis von Beschäftigten latent
dem Risiko der Arbeitslosigkeit aus. Das kann
nicht als :!.'\ormalzustand angesehen werden.

, 238. Will man das tibel beseitigell' muß man seine
U"nache- kennen. Von den möglichen ·Ursachen
sticht eine besonders ins Auge: Xachfrageschwä­
che. ·Weit verbreitet ist die Auffassung, daß die
vViitschaftspolitik nach- der Rezession für eine stär-

- kere Nachfrageexpansion hätte sorgen müssen. In
der gegenwärtigen Phase der konjunkturellen Stok­
kung scheinen die Indizien für diese SiCht stark- zu
sein. Hätte der Staat, so lautet der konkrete Vor~

-wurf, seine Defizite nicht so schnell abgebaut, wäre
das Produktionspotential heute besser ausgelastet
und damit ein größerer Anreiz für Investitionen
vorhanden. \Venig streitig. dürfte sein, daß mehr
Nachfrage mehr Beschäftigung schaffen kann und
auch anderen Ländern manche Sorgen abnähme.
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Die entscheidenden Fragen sind jedoch, ob die pri­
mären Kachfrageimpulse wirklich unangemessen­
schwach waren, ob ein Mehr an Nachfrage über­
haupt zur Disposition des Staates gestanden hätte
und ob dieses Ylehr jene Selbstverstärkungskräfte
freigesetzt hätte, die allein einen Aufschwung auf
Dauer tragen können.

,239. Eine radikalere Version der Kachfragethese
lautet, daß die gegenwärtige Unterbeschäftigung
durch einen krisenbedingten Nachfragemangel ver­
ursacht sei, der aus der Instabilität resultiere, die
von Natur ·aus ein Makel des marktwirtschaftlichen
Systems sei. Die ·{;nterauslastung der Kapazitäten
sei zugleich der Grund dafür, daß der ::.Jachfrage­
mangel nicht (lurch spontane Auftriebskrafte besei­
tigt werden könne. Denn ein Unternehmer, der
Uberkapazitäten habe, erhöhe seine Investitionen
nicht; zu einem sich selbst tragenden Aufschwung
komme es unter diesen Umständen nicht. Das Un~

gleichgewicht habe viel eher die Tendenz, größer
zu werden, weil -die Investitionen gekürzt würden.
Solange sich an den Produktionsverhältnissen
nichts ändere, könne der Teufelskreis rückläufiger
Investitionen und weiter sinkender Kapazitätsausla­
stung nur durch massive staatliche ~achfrage5tüt­

ZUD~g durchbrochen werden, wenn auch um den
Preis erneuter Inflation. pie These findet ihre theo­
retische Stütze in gesamtwirtschaftlichen Modellen,
in denen Preise, Löhne und Zinsen als marktviirt­
schaftliche Steuerungsgrößen nicht vorkommen,
ebensowenig die Bedingungen einer offenen Volks- ­
wirtschaft.

240. Das Beschäftigungsproblem wird häufig nicht
nur mit einer konjunkturellen Nachfrageschviäche,
sondern auch mit strukturellen Nachfrageproble­
men in Verbindung gebracht. Die Unternehmen
hielten sich mit Investitionen stärker zurück als
früher, -\veil die Verbrauchsnachfrage im Zyklus
stärker schwanke und Sättigungsgrenzen näher­
rückten. Damit im Zusammenhang steht das Argu­
ment, daß der zu beobac:htende Anstieg der Ar­
!>eitsproduktivität nicht auf Dauer mit .einem gleich
starken Nachfragez:uwachs einhergehen könne, so
daß bei unveränderter Arbeitszeit Unterbeschäfti­
gung entstehen müsse. Schon in der Vergangenheit
habe sich eine "Schere" zwischen Produktivitäts­
und Nachfrageentwicklung geöffnet, Vor diesem
Hintergrund werden gelegentlich die starken Inve­
stitionszuwächse der späten sechziger und frühen
siebziger -fahre als Uberinvestitionen angesehen.
Als Gründe für den :-.Jachfragemangel werden Sätti­
gungstendenzen und eine zunehmende Vorliebe für
Freizeit genannt. Aus dieser Sicht wird eine Thera­
pie empfohlen, die das Arbeitsangebot durch Ar-
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beitszeitverkürzung im. ein langsamer expandieren.­
des Nachfragevolumen anpaßt und die den Struk­
turwandel fördert, insbesondere in Richtung auf ar-·
beitsintensivere_.Produktionszweigeund Technolo­
gien, damit der. Anstieg der gesamtwirtschaftlichen
Arbeitsproduktivität v~rlangsamtwird. Um die An­
gemessenheit eiller solchen Therapie beurt~ilen zu
können, muß zunächst einmal geprüft wE;lrden, ob
ein trend:rnäßiges Auseinanderklaffen von Produkti­

.vitäts- und Nachfrageentwicklung tatsächlich als
Erklärungsansatz für die gegenviärtigen Beschäfti­
gungsprobleme taugt.

241. Statt auf der Nachfrageseite' kann man die
grimären . ersachen des· Beschäftigungsproblems
auch auf der Ange~otsseite suchen. Der Satz' "mehr
Kachfrage schafft mehr Beschäftigung" ist in dieser
Verengung sicher- richtig, aber auch umkehrbar:
"mehr Beschäftigung schafft mehr Kachfrag~". An­
gebot und Nachfrage haben ihren gemeinsamen Ur­
sprung in dem "\Villen der Menschen, zur Befriedi­
gung ihrer Bedürfniss~ wirtschaftlich tätig zu wer­
den. Die Arbeitsleistungen und Güter, die ein ein­
zelner anbietet] und die vV.aren und. Dienstleistun­
gen, die er nachfragt, sind notwendigerweis'e ver­
schieden in einer arbeitsteiligen ~Virtschaft. Es ist
aber keineswegs zwingend, daß die Nachfrage dem
Angebot vorauslaufen muß. Eine' nur am vVirt­
schaftskreislauf orientierte Betrachtungsweise mag
diesen Schluß nahelegen. Die dauerhaften Impulse
für wirtschaftliche Tätigkeit müssen jedoch von deI'
einzelv,'ütschaftlichen Basis ausgehen, von der un­
ternehmerischen :.--Jutzung rentabel erscheinender
ProduktIonschancen. Dabei wird Arbeit nachgefragt
und Einkommen -geschaffen, woraus dann Nachfra­
ge nach Gütern entsteht. Im Zusammenspiel der
Vielen schafft so das Angebot seine Kachfrage.

242. _Gegenwärtig ist nicht für jeden, der zu arbei-­
ten wünscht, ein. Platz am Marl--;X. 'Weil nicht genü­
gend Angebot rentabel erscheint, mangelt es auch
an Einkommen und an wirksamer :.--Jachfrage. Als
autonome Ursache des Beschäftigungsproble!!ls

- kommt die ·Angebotsseite -insbesondere dann ins
Spiel, wenn· Investitionsrisiken, Anpassungshemm-.
nisse im Strukturw'andel und. hohe Produktionsko­
sten das Ertrag:skalkül so stark belasten, daß zu
viele darauf verzichten, ihre Pröduktionsanlagen zu
enveitern und zusätzliche zu 13chaffen.' Neue Güter
werden am }.rIarkt niCht angeboten, neue Unterneh­
men nicht gegründet und aus~ all diesen Gründen
kann der Strukturwandel nicht bewältigt werden.
Für diejenigen, die arbeitslos sind, ins Erwerbsalter
kommen oder. durch strukturelle und technische
Änderungen freigesetzt werden, entstehen dann
nicht in dein erforderlichEm Umfang neue Arbeits­
plätze. Auch als Folge solcher Angebotsprobleme
kann Kachfrageschwäche entstehen. Eine' Nachfra­
geausweitung durch den Staat ist vor dem Hinter­
grund dieser Diagn()se jedoch keine Therapie, die·
eine gruml!egende Besserung der Beschäftigungsla­
ge verspricht, jedenfalls so lange nicht, ,y'ie die An­
gebotsprobleme ungelöst bl~iben.

243. Der Gedanke einer staatlichen Initialzündung
zur schnellen' Dberwindung einer konjunkturellen
Nachfrageschwäche ist mit einer an~Jebotsorientier­

ten Betrachtungsweise durchaus vereinbar, nicht
aber die Vorstellung, daß Nachfragemangel die ei­
gentliche Ursache des Beschäftigungspr'oblems sei
und der Staat es in der Hand habe, Edn vollbeschäf­
tigungskonformes :.--Jachfragevolumen bereitzustel­
len. Solche Erklärungs- und Therapieansätze sind
jedoch in der Diskussion. Sie sollen geprüft wer­
den, .hevor wir unseren eigenen Standpunkt zu be­
gründen versuchen. Der \Veg zu einem höheren Be- ­
schäftigungsstand kann nur geräum': werden, wenn ?

allgemein einsichtig: ist,. was ihn yersperrt.

-Konjunktureller Nachfragemangel?

244. Die jüngste Konjunkturstockeng scheint die­
jenigen zu bestätigen, die in einer konjunkturel-··
len Nachfrageschwäche die Hauptursache des ge­
genwärtigen. Beschäftigungsproblems sehen. Sie
würden beklagen, daß der Staat' es versäumt habe,
nach der Rezession von 1915 für eine kraftvollere

-r'\achfrageexpaIision zu sorgen. Zwar erwartete
kaum .je~and, daß efne- Fortsetzung des Auf­
schwungs mit einem Produktionsansti_eg von 4 vH
bis 5 vH im Jahre 1977 einen. Durchbruch bei der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gebracht hätte.
Zuwachsraten der. gesamtwirtschaftlichen Produk­
tion in dieser Größenordnung sind aber nach einer
so tiefen Rezession wie-der von 1975 keineswegs
spektakulär. In den Jahren 1968 ur.d 1969, den bei­
den Folgejahren der Rezession von 1966/67, die we­
niger scharf ausgefallen war als dlevön.1975, hatte
das real_e Sozialprodukt sogar um 6,5 vH bezie­
hungsweise um 7.,9 vH zugeriomme:J.. Ein d~utliches

Mehr an )Jachfrage hätte man sich also durchaus
vorstellen können.

245. Außer in dem geiingere.n Tempo unterschei­
det sich der letzte Aufschwung von dem der Jahre
1968 und 1969 darin, daß das .YIus~er des Konjunk­
turverlaufs diesmal grundlegend aÜ.ders war. Insbe­
sondere die für frühere Aufschw~mgsphasen typi­
sche Selbstverstärkung durch eine kräftige Investi­
tionskonjunktur ist ausgeblieben. Dabei waren die
Vorbedingungen für eine Investitionsko!1junktur
von der Veränderung der Exportnachfrage und der
Konsumnachfrage her -. nicht - weniger günstig
(Schaubild 24j. Die Ausfuhr hatte in den ersten

·15 YIonaten des Aufschwungs 1975/76 etwa: ebenso
stark, der private Verbrauch sogar stärker zuge-­
nommen als in der gleiChen Phase' des Auf­
schwungs 1967/68. Die Bauinvestitionen zeigten
nach dem konjunkturellen Tiefpunkt von .1975 ei­
nen fast kontinuierlichen Anstieg, w:ährena sie im
Anschluß an den Tiefpurikt von !H67 erst noch ein-·
mal abrupt zurückgegangen waren. Bis zum Herbst
1976 war auch der Staatsverbrauch stärker gestie­
gen als in der vergleichbaren Phase des früheren_
Aufschwungs. Sogar die Ausrüstungsinvestitionen
hatten sich nach der Rezession von 1975 zunächst
viel kräftiger erholt als nach der Rezessiori von
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Schaubild 24
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246. Einzuräumen ist, daß bei einem Vergleich der
beiden Aufschvwngsphasen außer der Veränderung
der ~achfrage auch im Bild sein muß, daß die Ka~

pazitätsauslastung 1975 niedriger war als 1967. Der
Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktionspotentials lag 1975 mit 90 vB um gut 2112
Prozentpunkte unter dem von 1967. Der letzte Ab­
schwung hatte _die vVirtscnaft in größerer Breite
getroffen und die einzelnen Bereiche meist auch
stärker.

In der Industrie, die von allen Bereichen das Zy­
klenmuster am stärksten prägt, war jedoch die Ka­
pazitätsauslastung diesmal im konjunkturelle!). Tief­
punkt und in der Anfangsphase des Aufschwungs
nicht niedriger als in den lahIen 1967/68 (Schau­
bild 25). Damals hatte die Investitionskonjunktur
etwa Mitte 1968 begonnen, zu einer Zeit, in der die
industriellen Anlagen noch lä...TJ.gst nicht voll ausge­
lastet waren. Die Kapazitäten in der. verarbeitenden
Industrie \\<ar~n zur Jahresmitte 1976 zumindest
nicht weniger beansprucht als zur Jahresmitte 1968.
Die Berechnungen des pIvV weisen für 1976 sogar
eine deutlich höhere Auslastung der Produkt1.ons­
anlc.gen aus als für 1968. Die Unternehmensbefra­
gungeri des Ifo-In!;>tituts zeigen, daß die Unterneh­
men ihre Kapazitätsauslastung zur Mitte des Jahres
1976 nicht wesentlich niedriger eingeschätzt haben
als Mitte 1968. Die Order-Capacity-Meßzahl, die
das Verhältnis des Auftragseingangs zur Kapazität
mißt, hatte zur Jahresmitte 1976 einen höheren
·Wert .erreicht als zur Jahresmitte 1968 (Schau­
bild 26). Ebenso war die Reichweite der Auftragsbe­
stände 1976 nicht kürzer als 1968. überdies zeich­
nete sich im Jahre· 1976 ein enormer Ersatzbedarf
für Anlagen ab,·die in den vorausgegangenen Jah­
ren der Ihvestitionsschviäche länger als üblich ge­
nutzt worden waren. Es gibt also starke Anhalts­
punkte dafür, daß sich die Investiti9nstätigkeit zur
Jahresmitte 1976 hätte beschleunigen müssen.

·1966/67, v{Ozu nicht zuletzt dil~ 1975 gewährte Inve­
stitionsprämie beigetragen haben mag. Von der
Xachfrageseite ,'.rar alles auf einen kräftigen Auf­
schwung nach 1975 angelegt. Im Gegensatz zu den
Jahren 1967 und 1968, in denen der expansive Im­
puls der öffentlichen Haushalte gleich Null gewe-

. sen war, \'{aren vom Staat massive expansive Im­
pulse - rein- rechnerisch in der Größenordnung
von über 30 - Mrd DM -~ausgegangen. Trotz der
kräftigen Kachfragestützung zeigte der Auf­
schwung schon 1976 Schwächetendenzen.

247. Daß es anders kam, ~uß vor dem Hintergrund
einer vVeltkonjunktur gesehen werden, die sich
nach der Rezession zunächst kräftig erholt hatte,
im Verlauf des Jahres 1976 aber schon Schvr.äche­
tendenzen zeigte und im Jahre 1977·dann merklich
abkühlte. Das vVelthandelsvolumen viar 1976 noch
um 121/2 vH, 1977 nur noch um 51/2 vH gestie­
gen. Der Aufschwung, der 1967 begonnen hatte, war
dagegen über die FTÜhphase .hinaus von einer nahe­
zu ungebrochenen Expansion der vVeltnachfrage
getragen worden. Die weltwirtschaftlichen Bedin-

1) taiustrie O~i:e Bergbaa, Energie, Bau. Berech;l::ng auf Pieisbasis lS70,
cibeitstägEcn.M~x~ma!e AiJslc5i~ZI~ =HHl.- 2) Injusirie oh:1e eerg~acJ

Eile~~ie, Bau, eiS2;)S~haffej';de I;:~!l:sirier Eiseil-, S!Ghf--!Ji;i!Te~~efgieße­

reiefi,N E-~.~etal fii.j"ustr je, ch~mfs:~e f[jdl!si~ie, f,~Ii1ercla('ierarteittng S~

wie t12hnmgs-u:id Ger.t;3;niUelk~ustria. Grcd Ger Ka~l-~it~tsa!.!S:ictzll~g
in P,ozent der betr;e~sEblichen VoliausmJZtng.

SR i7072G

gungen haben sich inzwischen verändert. \Veltin­
flation und Olkrise hatten Ungleichgewichte ge­
schaffen, die nur zum Teil abgebaut werden konn­
ten. Im Herbst 1976 bereits waren wichtige Länder
gezwungen, den Aufschwung abzubremsen.
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248. Zumindest bis weit in das Jahr- 1976 hinein
waren von der konju...llkturellen Kachfrageentwick­
lung her Bedingungen gegeben, die eine Selbstver­
stärku..llg der Auftriebskräfte hätten ermöglichen
können. Die Nachfrage nach Investitionsgütern und
Exporten folgte jedoch nicht dem Muster des frühe­
ren Zyklus. Die Entwicklung nach 1975 läßt zumin­
dest Zweifel an der These aufkommen, daß ein
kräftiger Nachfrageimpuls allein einen sich selbst
tragenden Aufschwung einleiten kann. Zu fragen
bleibt, woran es liegen könnte; daß der Konjunktur­
verlauf nach der Rezession von 1975 ein anderer

-war.

Dauerhafter Nachfragemangel?

249. Das Zögern der unternehmen, mehr zu inve­
stieren, wird außer mit konjunktureller-:\fachfrage­
schwäche vielfach auch damit begründet, daß - es
heute unsicherer sei als früher, ob die Nachfrage
ausreichen' werde, neue Produktionsanlagen auf
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mittlere Sicht auszulasten. Die Unternehmen warte­
ten daher eine höhere Kapazitätsauslastung ab als
in früheren Zyklen, bevor sie Erweiterungsinvesti­
tionen vornehmen. Außer im Export werden erhöh­
te Risiken vor allem in der Entwicklung des priva­
ten Verbrauchs gesehen, der größten Komponente
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Hier rühre
die Unsicherheit, so wird argumentiert, zum einen
aus einer vermin~eltenStetigkeit der Verbraucher­
nachfrage im Zyklus und zum anderen aus einem
Käherrücken von Sättigungsgrenzen. Zum Beleg
dafür wird -darauf verwiesen, daß- ein immer größe­
rer Teil des Einkommens nicht mehr für lebensnot­
wendige Ausgaben gebraucht werde und daß die
Zuwachsraten des privaten Verbrauchs über die

. ZyklBn hinweg abnehmen.

250. ::\"immt man die Ausgaben für Nahrungs- und
Genußmittel, -für Kleidung und Schuhe sowie für
\Vohnungsmieten, Elektrizität, Gas und Brennstoffe
als Ausdruck für den Grundbedarf, was zweifellos
nur eine groboe Annäherung ist, so zeigt· sich, daß
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der.en. Anteil am verfügbaren Einkommen im Laufe
der Zeit tatsächlich erheblich gesunken ist. Von
1385 DYl, die den Haushalten pro Kopf im Jahre
1950 an Einkommen zur Verfügung standen, wur­
den fast 66 vH, ·909 DyI, für die genannte Güter­
gruppe ausgegeben; im Jahre 1960 waren es noch
gut 55 vH, 1976 dageg~n nur mehr 47 vH, nämlich
5500 D:Yl von 11 800 D:Yl Einkommen. Mit dem An­
steigen des verbleibenden Restes könnte die aktuel­
le Ausgabeneigung zunehmend an Bedeutung für
die Entwicklung des privaten Verbrauchs gewon:
nen haben'. .

251. Die Ausgaben, die nicht auf den Grundbedarf
entfallen, weichen in der Tat heute im Zyklus stär-

..ker nach oben und nach unten von ihrer durch­
schnittlichen Zuwachsrate ab als frij.herj seit den
sechziger Jahren schwanken sie konjunkturell aUGh
stärker als die gesamten Verbrauchsausgaben. .

Das heißt jedoch nicht, daß sich der private Ver­
brauch im ganzen immer weniger stetig entwickelt.
Denn die Ausgaben für Essen, Trinken, Bekleidung
und vVohnen weisen im Zeitverlauf abnehmende
Schwankungen auf. Auch' dies hängt mit dem ge­
stiegenen Einkommensniveau zusammen. Je höher
dieses ist, uni so weniger brauchen sich die Haus­
halte bei ihren Ausgaben für den Grundbedarf ein­
zuschränken, wenn ihr Einkommen zeitweilig ein­
mal weniger steigt oder sogar sinkt.

252. Im Trend hat sich sowohl die Zuv"achsrate
des privaten Verbrauchs als auch die des verfügba­
ren Einkommens verringert, sieht man von der in­
flatorischen Uberzeichnung in der ersten Hälfte der
siebziger Jahre ab. Gleichzeitig hat die Sparquote
zpgenommen. Kur wenig spricht dafür, daß dies ein
Zeichen von Eedarfssättigung ist. Viel spricht da­
für, daß der Anstieg' der Sparquote im ganzen Aus­
druck d~r Tatsache ist, daß mehr und mehr' Haus­
halte' fähig wurden, die staatlichen Anreize zur
Vermögensbildung voll zu nutzen und auch auf die
Anschaffung von Gütern hin zu sparen, die sie sich
zuvor nicht leisten konnten, so vor allem ein eige­
nes-Haus.

253. Eindeutiger scheinen auf den ersten ·Blick die
vVi!,kungen, die von der Bevölkerungsentwicklung·
auf den privaten Verbrauch ausgehen. ·Während
das vVachstum der Bevölkerungszahl ip. den fünfzi­
ger Jahren durchschnittlich noch 1,2 Prozentpunkte
und in den sechziger Jahren 0,9 Prozentpunkte zum
jährlichen Anstieg der Verbrauchsausgaben bei­
trug, wird dieser seit 1975 durch den Bevölkerungs­
rückgang ge4ämpft. Inwieweit sich darin außer den
jüngsten konjunkturellen Einflüssen - der Abwan­
derung .ausländischer Arbeitnehmer - auch der
seit längerem zu verzeichnende Rückgang der Ge-.
burtenzahlen niederschlägt,_ läßt sich allerdings
nicht mit 'Sicherheit sagen. So gewIß ist, daß v.eni­
ger Kinder den Grundbedarf eines Haushalts ver­
mindern, so wenig steht damit doch fest, daß insge­
samt weniger ausgegeben wird, wenn sich das
Haushaltseinkommen . auf weniger Köpfe verteilt.
Auf mittlere Sicht ist überdies zu beachten, daß die

Zahl aer Jugendlichen, die ü).s Erwerbsleben eintre­
ten und damit ihre eigenen Konsumentscheidungen
nl treffen beginnen, noch zunimmt.

254. Vertreter der These eines dauerhaften Nach­
fragemangels verweisen auch darauf, daß seit ge­
raumer Zeit die gesamtwirtschaftliche Produktivität
im Trend stärker ·ansteige als die gesamtwirtschaft­
liche r\"achfrage. Es könne auch Iür die Zukunft
kaum erwartet werden, daß die I'\achfrage so zu­
nehme, 'Nie es notwendig wäre, wenn die Produkti­
onsmöglichkeiten ausgeschöpft werden sollen, die
die Fortschritte der Arbeitsproduktivität eröffneten.
.Bei unveränderter Arbeitszeit resultiere aus dieser·
"Schere" ein per:qlanenter Druck auf die Beschäfti­
gung, der besonders ausgeprägt sei, wenn er durch
konjunkturelle ::-'1achfrageschwäche verstärkt werde.

255. Eine "Schere'~ zwischen der trendmäßigen Ent­
wicklung der gesamtwirt~chaftlichenProduktivität,
gemessen am Produktionsergebnis :~ ArlLeitsstunde,
.und der trendmäßigen Entwicklung der gesamtwirt­
schaftlichen Kachfrage, gemessen am Produktions­
ergebnis selbst, hat sich seit Mitte der sechziget
Jahre tatsächlich geöffnet. Bis in die frühen sienzi­
ger Jahre war diese "Schere" jeö.och vorwiegend
Reflex der Arbeitszeitverkürzung, danach bringt sie
vorwiegend zum Ausdruck, daß die Beschäftigung·
zur~ckgegangen ist - nicht mehr und nicht weni­
ger. Das Phänomen des 'Beschäftigungsrückgangs
gilt es aber gerade zu erklären. Lnd ein Erklä­
rungsansatz ist noch nicht dadurch gewonnen, daß
das, was erklärt werden 'soll, die 3eschäftigung, in
die beiden Komponenten Produktion und Produkti­
vität zerlegt wird. Gleichwohl ist zu prüfen, ob
nicht eine Ursache des Beschäftigungsrückgangs in
einer zu geringen Dynamik der Konsumnachfrage
zu suchen ist. Dadurch könnten auch den Investi~

tionen Grenzen gesetzt sein. Ebenso mag man' d.er
Frage nachgehen, ob nicht der schnelle Anstieg der
Produktivität Bes.chäftigungsprobleme schafft.

256. \Vie gezeigt, weist die private Konsumnei-·
gung in der Tat seit längerem in der Bundesrepu­
b~ik einen leicht sinkenden Trene. auf, der jedoch
noch keine Schlüsse auf generelle Sä~tigungsten­

denzen erlaubt. Aber selbst wenn. ·die KonsumneI­
gung in Zukunft stärker sinken sollte, brauchen
daraus keine dauerhaften Beschäftigungsprobleme
zu erwachsen. vVenn die Konsumneigung abnimmt,
hat man eine geringere Vorliebe für Gegenwartsgü­
ter zu konstatieren oder, was dasselbe ist, eine grö­
ßere Vorliebe für Zukunftsgüter. Es wird mehr
Geldkapital gebildet, das Anlage sucht, sei es in
Form von inländischen Investitionen, sei es in
Form von Kapitalexport. vVechselkurs und Zins
werden sinken, Export und Investitionen steig'en. Es
mag sein, daß Investoren auch b,:!i steigenden Ex­
porten und sinkenden Zinsen durch einen Rück­
gang der Konsumnachfrage verunsichert werden.
Es kann die Gefahr von Friktione:l entstehen. Dann
liegt es an der 'Wirtschaftspolitik und an denen, die
für die Lohnkosten verantwortlich sind dafür zu
sorgen, daß der Dbergang zu dem neuen. Gleichge­
wicht möglichst reIbungslos verläuft.
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257. Der Anstieg der Arbeitsproduktivität wird
heute ebenfalls aus be5chäftigungspolitisch~n

Gründen problematisiert. Dabei ist er die Basis al­
ler Steigerung des wiitschaftlichen vVohlstands.
Viele staatliche Förderprogramme waren und sind
auf Produktivitiitssteigerung ausgerichtet. In der
Vergangenheit ging der 'Produktivitätsanstieg ein­
her mit einem steilen und stetigen Anstieg des Ka­
pitaleinsatzes pro Beschäftigten.

Den lJnternehmen erschien es offenbar vorteilhaft,
Arbeitskräfte mehr und mehr durch Kapitalgüter zu
ersetzen, um 50 dem Druck der Lohnkosten wenig­
stens teilweise ausweichen zu können. Dieser ar~

beitssparende Prozeß mag, etwa durch ein überhöh­
tes Lohnniveau, forciert worden sein. Eine auf ei­
nen höheren Beschäftigungsgrad bedachte Lohnpo­
litik kann hier für Abhilfe sorgen, das heißt, darauf
himv-irken, daß der Rationalisierungsdruck von der
Kostenseite her gemindert wird. Das Argument, daß
die Unternehmen durch Lohndruck zur Produktivi­
tätssteigerung angehalten werden müßten, das fru­
her einmal von den Gewerkschaften vertreten wor­
den ist, kann unter den heutigen Arbeitsmarktver­
hältnissen jedenfalls keine lJberzeugungskraft mehr
beanspruchen. Darüber hin~us dürfte der Struktur­
wandel von der Industrie zum Dienstleistungssek­
tor einen langsameren Anstieg der gesamtwirt­
schitftlichen Arbeitsproduktivität zur Folge haben.

258. Ein großer Teil des technischen Fortschritts
,nra unabhängig vom Lohnkostendruck hervorge­
bracht. Dieser autonome technische Fortschritt ist
häufig arbeitssparend. Die so freigesetzten Arbeits­
kräfte finden in der gleichen Branche oder in glei­
chen Berufen oft keinen neuen Arbeitsplatz. Das
heißt jedoch nicht, daß sie auf Dauer arbeitslos
bleiben müssen. Denn mit dem zusätzlichen Ein­
kommen, das der technische Fortschritt schafft, in-

'dem er die Arbeitsproduktivität steigert, entsteht
auch zusätzliche Kachfrage, die' neue Beschäfti­
gungsmöglichkeiten an anderer Stelle eröffnet. Die­
ser technologisch verursachte Strukturwandel ist
der Preis für den allgemeinen Einkommensanstieg.

259. Technischer Fortschritt kann auch kapitalspa­
rend sein. Beschäftigungsprobleme können daraus
nicht entstehen. Im Gegenteil: Bei vermindertem
Kapitaleinsatz kann mit der gleichen Anzahl von
Arbeitskräften die gleiche Produktmenge herge­
stellt werden. Die Preise- dieser Erzeugnisse werden
im ':Vettbewerb sinken. Je mehr von diesen bei
nachgebenden Preisen zusätzlich nachgefragt wer­
den, desto mehr zusätzliche Arbeitsplätze entstehen
in eben diesen Bereichen. Auch wenn die Nachfra­
ge auf Preissenkungen mir wenig reagiert, entste­
hen neue Arbeitsplätze, allerdings in anderen "Virt­
schaftsbereichen, weil das Kapital nun reichlicher
ist und mit den Zinsen die Kapitalkosten sinken.

260. Für die nächsten Jahre ist durchaus anzuneh­
men, daß die durchschnittliche Kapitalintensität
aufgrund einer langsameren Lohnentwicklung und
möglichenveise auch eines kapitalsparenden tech­
nischen Fortschritts nicht mehr so schnell zuneh-
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men wird wie bisher. 'Wenn für alle Arbeitsuchen­
den ein Arbeitsplatz geschaffen v"'erden soll, wer­
den dennoch in weit größerem Umfang als bisher
Investitionen nötig, sein (Ziffer 334). Diese Investiti­
onsgüter müssen produziert werden. Engpässe in
den Investitionsgüterindustrien gibt es gegenwärtig
nicht, sie könnten bei stark zuneh;mender Investiti­

,onstätigkeit durch Rückgriff auf ausländisches An-
gebot leicht ausgeweitet werden. Und \'{enn wegen
einer sinkenden Konsumneigung weniger Personen
für die Produktion von Konsumgütern beansprucht
werden, stehen sie für eine steigende Investitions­
güterproduktion zur Verfügung. Steigende Kapital­
kosten pro Arbeitsplatz und abnehmende Konsum­
neigung sind also nicht nur miteinander vereinbar,
sie bedingen einander.

261. Plausibel ist die These einer säkularen Nach­
frageschwäche allenfalls dann, wenn sie auf sich
möglicherweise ändernde Präferenzen zwischen
Einkommen und Freizeit abstellt. Sollten die Ar­
beitnehmer in Zukunft zugunsten von mehr Freizeit
auf andernfalls erzielbare Einkommenssteigerungen
verzichten wollen, würde die gesamtwirtschaftliche
?-Jachfrage ebenso wie das gesamtwirtschaftliche
Angebot langsamer zunehmen als bisher. Dieser
'Wunsch müßte sich i!l Tarifabschlüssen manifestie­
ren und wäre zu respektieren. Ein Beschäftigungs­
problem entsteht dabei nicht.

262. Man könnte versucht sein, einen Teil des ge­
genwarngenBeschäftigungsproblems als Folge
einer dauerhaften Nachfragemüdigkeit zu deuten,
die nur deshalb mit Arbeitslosigkeit einhergeht,
weil der. korrespondierende \Vunsch nach mehr
Freizeit noch nicht realisiert ist. Der private Ver­
brauch, bei dem eine solche Entwicklung sich am
ehesten zeigen müßte, wies jedoch weder vor noch
nach der Rezession von 1915 ausgeprägte Schwä­
chetendenzen auf. Bislang zeigen auch die Tarifver­
handlungen, daß der 'Wunsch nach mehr Einkom­
men eindeutig das Ergebnis dominiert.

263. Gleichwohl ist nicht ausgeschlo$sen, daß sich
die individuellen \Vertvorstellungen in Zukunft
stärker als bisher zugunsten von mehr Fr~izeit ver­
schieben. Ein Trend zu mehr Freizeit bei zunehmen­
dem Einkommen besteht ohnehin. Dies könnte,. so
ist oft zu hören, beschäftigungspolitisch genutzt
v{erden, indem man die für später gewünschte zu­
sätzliche Freizeit in die Gegenwart vorzieht und
damit den Arbeitsmarkt entlastet. Der Anstieg des
Lohnes je Beschäftigten müßte dann entsprechend
geringer ausfallen als der Anstieg des' Stundenent­
geltes. Selbst wenn man· diese Lösung als noch mit
den individuellen vVünschen vereinbar akzeptiert,
so bestehen doch erhebliche Zweifel hinsichtlich
des unmittelbaren, aber auch des mittelfristigen be­
schäftigungspolitischen Erfolges. Jüngste Unterneh­
mensbefragungen des Ifo-Instituts haben ergeben,
daß etwa eipe Arbeitszeitverkürzung in der Indu­
strie - sei es durch Einschränkung der vVochenar­
beitszeit um 2 Stunden, sei es durch eine Verlänge­
rung des Jahresurlaubs um mehrere Tage - einen
zusätzlichen Arbeitskräftebedarf hervorrufen wür-
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de, der rund der Hälfte ~dessen entspricht, was an
Arbeitszeit durch deren Verkürzung ausfällt. Bei
den Venvaltungsberufen würden zudem weit weni­
ger zusätzliche Kräfte eingestellt als in Berufen des
Produktionsbereiches. Kurzfristig wäre den Umfra-

--- gen zufolge der Beschäftigungserfolg noch weit ge­
ringer zu yeranschlagen, weil die Unternehmen
vermutlich versuchen würden, den Ausfall an regu­
lärer Arbeitszeit so weit wie' möglich durch tIber­
stunden und durch Rationalisierung - diese auch

.auf längere Sicht - wieder. v{ettzumachen. Viele
Unternehmen berichten, daß sie die Stellen für qua­
lifizierte Arbeiten wegen des Mangels an Fachkräf­
ten gar nicht besetzen könnten, auch wenn sie es
wollten. In anderen vVirtschaftszweigen als der In­
dustrie, in denen ebenfalls unternehmen befragt
vrurden, ist das Bild im Prinzip nicht anders. Mögli­
cherweise muß .deshalb die Produktion einge­
schränkt werden und es kann auch sein, daß Pro­
duktionsmöglichkeiten, die besonders qualifizierte
Arbeitskräfte erfordern, ungenutzt bleiben.

264. Einen höheren Beschäftigungseffekt, vor allem
unmittelbar, verspräche die Herabsetzung der flexi­
blen Altersgrenze. Sie 'würde· vermutlich von vie­
len, möglicheJ:"weise von der Hälfte aller Arbeitneh­
mer im entsprechenden Alter in A_llspruch genom­
men. Die Unternehmen würden. durch das Ausschei­
den älterer Arbeitskräfte freiwerdende Stellen gro­
ßenteils neu besetzen, wenn auch oft nicht die glei­
chen, sondern solche Stellen, diEi durch das Nach­
rücken von darauf schon vorbereiteten jüngeren
Arbeitnehmern vakant geworden sind. Die Knapp­
heit von Fachkräften spielt deshalb hier eine un­
tergeordnete Rolle. Zu berücksichtigen ist freilich,
daß die Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze
mit erheblichen Lasten für die Gesamtheit verbun­
den ist.

265. Alles in allem brächte die Verkürzung der Ar­
beitszeit einen weit geringeren Anstieg der Be­
schäftigung, als sich manche von ihr zu verspre­
chen scheinen. Dann muß aber die Frage geprüft
\verden, ob sich der Preis dafür lohnt, den jene be­
zahlen, die mehr Freizeit zugeteilt bekommen, als
sie eigentlich wollen, und denen daher ein zusätzli­
ches Einkommen entgeht, das sie vermutlich des­
halb der Freizeit noch vorziehen, weil sie dafür
eine gute Venv-endung haben, nämlich die Entfal­
tung von ·r~achfrage.

11. Ungelöste Angeb()tsprobleme

266. 'Wenn nach der Rezession von 1975 trotz der
kraftvollen Initialzündung von seiten des Staates
und der Belebung der Export- und Verbrauchsnach­
frage eine Selbstverstärkung des Aufsch'wungs aus­
blieb, so müssen die Ursac,hen dafür vorwieg!:!nd
auf der Angebotsseite gesucht werden. Die enter­
nehmen haben zwar die Produktionsmöglichkeiten
genutzt, die--die ::.Tachfragebelebung eröffnete, aber
selbst nicht genügend dazu beigetragen, daß durch
Investitionen weitere I-:achfrage entsteht. Die An-

gebotsseite hat auf die primären l';~achfrageimpulse

nicht reagiert. Die Bedingungen dafür, daß ein in
'Wachstum und Struktur zu Vollbeschäftigung pas­
sendes Produktionspotential spontan entsteht, wa­
ren nicht gegeben. Das Stocken des Aufschwungs
im Jahre 1917 läßt sich somit als Ergebnis der zu
schwachen Eigendynamik deuten, die jüngste
:>Tachfrageschwäche als Folge davon, daß die Inve­
stitionen fehlen, die mehr Beschäftigung, mehr Ein­
kommen und damit auch mehr Nachfrage hätten
entstehen lassen können. Zu diesET auf der Ange­
botsseite verursachten Nachfrageschviäche sind
dämpfende Einflüsse vom Ausland und vom Staat
hinzugekommen, so daß wieder einmal staatliche
Expansionsmaßnahmen ergriffen werden mußten.

I 267. Zu den ersachen, die auf der Angebotsseite
die Investitionsbereitschaft beeint;:ächtigen, zählen
vor allem Anpassungs-,?chwierigke:.ten im Struktur­
wandel; die nicht zuletzt auf veränderten außen­
wirtschaftlichen Rahmenbedingung'en beruhen, und

. ein zu. hohes Lohnniveau. Die drei ursachen sind
nicht völlig unabhängig voneinander. Dennoch las­
sen sich die wichtigsten Angebotsprobleme darum
gruppieren. Daneben ist zu prüfen; ob und inwie­
weit die Geldpolitik und die Finanzpolitik zur Inve­
stitionsschwäche beigetragen haben.

Veränderte außenwirtschaflliche Rahmenbedingungen

268. Im Vergleich zum Konjunktuaufschwung von
1967 bis 1969 hat sich die außenwirtschaftliehe Sze­
ne in zweierlei Hinsicht verändert. Einmal belasten
die Kachwirkungen der ~Veltinflation und der 01­
preiserhöhungen immer noch die Zahlungsbilanzen
wichtiger europäischer Partnerländer und der Ent:
wicklungsländer. Die Stetigkeit in der Expansion
des 'Welthandels ist dadurch bedroht,. sei es, daß
zahlungsbilanzschwache Länder Restriktionsmaß­
nahmen schon in einem sehr frühen Stadium des
Aufschwungs einleiten müssen, sei es, daß der Pro­
tektionismus um sich greift. Zum andgren ist die
\Vechselkursillusion beseitigt worden. Die Aufwer­
tungen seit 1969 sowie schließlich der Ubergang zu
flexiblen \Vechselkursen haben eine Höherbewer­
tung der D-Mark gebracht, die inländisc~e Anbie­
ter, vor allem in Bereichen, die mit Importen kon­
kurrieren, einem verschärften Auslandswettbewerb
ausgesetzt haben. Daraus sind zwar keine interna­
tionalen \Vettbewerbsschwierig:~eiten'für - die
Volkswirtschaft im ganzen entstanden, aber struk­
turelle Anpassungsprobleme für viele Einzelberei­
ehe. Die Flexibilität des \'Vechselkurses erlaubt es
nicht mehr so wie früher, nationale Kostenvorteile
ohne weiteres in höhere Gewinne und größere
Marktanteile im Ausland umzusetzen. Bei festen
\Vechselkursen bestand diese Chance zumindest
vorübergehepd. Heute kommt es nicht mehr zu au-­
ßenwirtschaftlichen Ungleichgewichten wie damals,
eine rasche -Zunahme der Industriebeschäftigung
über mehr Exporte ist aber auch nicht mehr so
leicht möglich. Erst wenn der Strukturwandel in­
nerhalb der Industrie und zwischen der Industrie
und dem Dienstleistungssektor in genügendem um-
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fang neue Beschäftigungschancen eröffnet hat,
kann' man sagen, daß sich die deutsche \Virtschaft
an veränderte \Vechselkursbedingungen angepaßt
h~. -
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269. Die Inflationsbeschleunigung in den -frühen
siebziger 'Jahren und die sich daran anschließende
'Verteuerung von Erdöl und anderen Rohstoffen hat
der. \Veltwirtschaft Anpassungslasten bisher nicht
gekannten Ausmaßes auferlegt. Zum einen ver­
schärfte der damit in Gang gekommene internatio­
nale VerteIlungskampf die inflationären Tendenzen,
die zum Teil selbst Ausdruck nationaler Auseinan­
dersetzungen um die Einkommensverteilung waren.
Zum anderen v{ar die Kachfrage nach 01, trotz
drastis.cher Preiserhöhung, nur' wel}ig zurückgegan­
gen. Daraus ergab sich für diejenigen Industrielän­
der, die ohnehin hoch verschuldet waren, die Not­
wendigkeit, kurzfristig inl~ndische l'~achfrage und
damit Importe zurückzudrängen, wenn eine ent­
sprechende Steigerung der Exporte nicht möglich
war. Ahnliches galt für" viele Entwicklungsländer.·
Die Flexibilität der 'Wechselkurse sowie die Re­
striktionspolitik, die die m~isten Länder 1914 einlei'­
teten, haben die Zahlungsbilanzdefizite einigerma­
ßen in Grenzen gehalten. Der Aufschwung, der in
allen Ländern 1975 einsetzte, stieß in wichtigen
westeuropItischen Ländern jedoch bald wieder an
außenwirtschaftliche Grenzen. ,Bereits 1916 mußten
restriktive Maßnahmen ergriffen werden, die zur
jüngst.en Verlangsamung der vVeltkonjunktur we­
sentlich beigetragen haben. Dadurch wurde zwar
etwas Spielraum für eine neue Expansion gewon­
nen, eine dauerhafte Gesundung der \Velt\\'irtschaft
.ist aber nicht in Sicht.

270. Selbst ein kräftigeres 'Wachstum in den zah­
l:ungsbilanzstarken Ländern verspricht auf die Dau­
er keine Lösung des weltwirtschaftlichen Anpas­
sungsproblems. Gerade in den zahlungsbilanz­
schwachen Ländern kommt es darauf-an, daß mehr
Investitionen rentabel werden. \Vo die Investitions­
chancen günstig sind, sammelt sich das Kapital.
Dort kann auch das Kapital Anlage finden, das die
Erdölländer durch die alpreiserhöhungen an sich
gezogen haben. Die Standortbedingungen können
letztlich nur über das Kostenniveau" verbessert wer~
den. Länder, in denen die Investitionschancen gün­
stig sind, haben Kredit und können sich Leistungs­
bilanzdefizite leisten. Unter diesen Gesichtspunkten
ist schwer vorstellbar, daß die weltwirtschaftlichen
"Cngleichgewichte allein durch m~hr Expansion in
den zahlungsbilanzstarken Ländern beseitigt wer­
den können. Die zahlungsbilanzschwachen Länder
können sich höchstens kurzfristig davon Entlastung
versprecheno Günstigenfalls könnte das die Lösung
der Angebotsprobleme erleichtern, die sie längerfri­
stig an ihrem ursprung angehen müssen. Solange
die Vlfeltwirtschaft auf diesem Felde keine Fort­
schritte macht, bleibt der Export für die Investoren
in der Bundesrepublik mit erhöhten Risiken behaf-

", tet.

271. Die reale Höherbewertung der D-:Ylark hat
strukturelle Anpassungen notwendig werden lassen,
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die mit Risiken und Kosten v~rbunden sind. 'Die
\Veltmarktposition der deutsc'hen \Virtschaft ist
zwar nach wie vor stark, der Rückgang des
Marktanteils, der 1975 eintrat, ist' aber seither nur
zum Teil wieder ausgeglichen worden (Schau­
bild 27). Deutsche vVaren hatten sich im Zuge der
vVechselkursbewegung der siebziger Jahre gegen­
über ausländischen \Varen weit weniger verteuert,
als gleichzeitig die Lohnkosten im Vergleich zum
Ausland gestiegen sind (JG 76 Ziffern 153 ff.). Die
Exportwirtschaft war offenbar einer besonders star­
ken .Gewinnkompression' ausgesetzt, die allem An­
schein nach so weit ging, daß die- Investitionsbe­
reitschaft darunter gelitten hat. Die Arbeitsplätze,
die in den vergangenen Jahren in der außenhan­
delsintensiven Industrie weggefallen sind, sind bis­
her weder hier noch an anderer Stelle :neu geschaf­
fen worden.
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272. Die Gewinnsituation der Exportwirtschaft Ulßt
sich bei _beweglichem -Wechselkurs anscheinend
-nicht so -leicht korrigieren, wie das bei festen
\VechselkursEm der Fall war. Zwar ist es der Bun­
desrepublik im Anschluß an die Rezession von 1915
viel besser- als- anderen Industrieländern gelungen,
den Anstieg des Kostenniveaus zu dämpfen. Gleich­
zeitig stieg -aber der Kurs der D-Markkräftig an.
Den :Ylöglichkeiten, über höhere DM-Preise im Ex­
port die Erträge zu verbessern oder die :Ylarktantei­
-le zu vergrößern, waren dadurch Grenzen gesetzt,
die es_ 1968 und 1969 noch nicht gab. Diese Grenzen
dürften ein wichtiger Grund dafür sein, dan die Ex­
portkonjunktur von 1975!'i'6 nicht in eine Inve.stiH­
onskonjunktur einmündete.

Anpassungsschwierigkeiten im StrukturwandeJ

273. Das Beschäftigungsproblem scheint zu einem
nicht unerheblichen Teil darin seine Ursache zu ha­
ben,daß seit der Rezession ein Stau an Struktur­
v{andel entstanden ist, der sich nur allmählich' auf­
lösen läßt. In seinem letzten Jahresgutachten halte
der- Sachverständigenrat dargelegt, -warum der
Strukturwandel unter den Bedingungen, \",-ie sie seit
der Rezession gegeben sind, nicht beschäftigungs­
neutral verläuft (JG 16 Ziffern 289 f1.). Es gibt keine
Anzeichen dafür, daß inzwischen der Stau kleiner
'geworden ist. Er:\\'eiteruhgsinvestitionen hat es 1911
nur in geringem Umfang gegeben. Eine \,,",'ende bei
den N"eugründungen von Unternehmen zeigt sich
nicht. -Auch die Forschungs- und Entwicklungsakti­
vitäten der Cnternehmen lassen "eine neue Dynamik
nicht erkennen.

274. ,Durch veränderte außenwirtschaftliche Bedin­
gungen, technischen Fortschritt und eine Verschie:'

- bung der :\Tachfragestruktur sind in den vergange­
nen Jahren Arbeitskrafte freigesetzt worden. Die
Produktionsm_öglicl:keiten und Arbeitsplätze, die
verlorengegangen sind, müssen -an anderer Stelle
neu geschaffen werden. Für die Unternehmen im
ganzen bedeutet dies, daß sie sich mehr als bisher
auf unbekannte Märkte vorwagen müssen. Das ist

-mit besonderen Risiken verbunden, aber -auch mit
höheren Kosten für Forschung, Entwicklung, Cm­
schulung der Arbeitskräfte und Ylarkterschließung.
Bei" dem Lohn- u:c.d Entwicklungsniveau, das die
Bundesrepublik inzwischen erreicht hat,: dürfte das
Investitionskalkül dadurch stark belastet werden.

275. Eine Hauptlinie des Strukturwandels der ver­
gangenen Jahre verläuft- zwiscJ:1en Industrie und
Dienstleistungsbereich. Die Industrie, die sIch seit
Beginn der siebziger Jahre einer -veränderten au­

.ßenwirtschaftlichen vVeLtbewerbssituation gegen­
übersieht, hat seit 1970 nahezu kontinuierlich die
Beschäftigung abgebaut, am stärksten im Konjunk­
tUIabschwung 1974/15. Hinzu kam der Beschäfti­
gungsrückgang in der Bauwirtschaft. Anders als in
früheren Aufschwungsjahren ist die Industriebe-_
schäftigung seit 1915 nicht mehr gestiegen. Der
Dienstleistungssektor konnte mir bis 1913 den He-

schäftigungsrückgang der übrigen Sektoren durch
YIehreinstellungen ausgleichen.. Da::>ei waren -es ne­
ben dem StC!at vor allem die! prJ.vaten Dienstlei­
stungsbranchen, die zusätzliche _Arbeitsktatte benö­
tigten. Dieser Bereich hat auch nach der Rezession
zunehmend Arbeitsplätze bereitg3stellt. Dennoch
bleibt die BeschäftigungsexpansioL hier -hinter den
Erwartungen zurück., die häufig an den t-ertiären
Sektor geknüpft werden. Das mag damit zusammen­
hängen, daß vielfältige Regulierunuen einer sponta­
nen Dynamik gerade in diesem Eereich im Vvege
stehen. Preisfixierungen, Nlenger:kontingentierun­
gen, Konzessionszwänge, Marktregelung und Be-.
triebsillonopole verhindern, daß sich private Ini­
tiative frei entfalten kann und Angebot in_Cmfang­
und Struktur an den Markt gelangt, wie der Ver­
braucherdas wünscht.

276. Viele Unternehmen haben Ende dersechzi­
ger und zu_Begirm der siebziger Ja.hre Investitionen
vorgenommen, die sich als wettbEwerbsunfähig er­
wiesen, nachdem das Kostennive.au stark gestiegen
war, -die weltwirtschaftliche Szene sich verändert
hatte, der \Vechselkurs sich nach oben anpassen·
konnte und die Inflation gebrochen war. Es hat of­
fenbar Fehlinvestitionen gegeben, die in manchen
Bereichen noch heufe·in Form von Uberkapazitäten
auf den Markt drücken, nicht nur in der \Voh­
nungswirtschaft, sondern auch in außenhandelsab­
hängigen Industriebranchen. In dEn brachliegenden
Kapazitäten wird gelegentlich ein Indiz dafÜr gese­
hen, daß-der Investitionsboom v-:m 1968 bis 197~

generell zu Dberinvestitionen geführt hat. Im gan­
zen hat seither jedoch nicht nur eie Produktion zu­
genommen, -sondern auch -die Prcduküonskapazitä­
ten sind weiter gewachsen. Es gibt sicherlich nicht
nur Bereiche, die unter anderen Bedingungen weni­
ger, sondern auch Bereiche, die dann mehr inve­
stiert hätten. Die Arbeitsplätze, die dort hätten ge­
schaffen 'werden können, fehlen jetzt.

277. Die Hoffnung, daß der Aufschwung die "Struk­
turprobleme" schnell zum Verschwinden bringen
werde, hat sich nicht erfüllt. Ehe, scheint es so zu
sein, daß die Anpassungsprobleme, die "der Struk­
turwandel geschaffen hat, einer Selbstverstärkung
der Auftriebskräfte im Vvege standen. -Nichtige
Branchen, wie die Stahlindustrie, der Schiffbau, die
chemische Industrie oder der Maschinenbau, haben
so gut wie nicht oder nur vorübergehend am Auf­
schwung teilgenommen. Andere Branchen, wie die
Automobilindustrie, haben den Aufschwung getra­
gen, mochten sich aber offenbar aus der Unsicher­
heit über ihre-eigenen künftigen ;vIarktchancen und
die Gefahren, die sie in der gespaltenen Konjunktur
gesehen haben, nicht zu großen Erweiterungsinve­
stitionen entschließen. Der Aufschwung konnte
sich auf breiter Front nicht durchsetzen.

278. Unsicherheit herr.scht bei v:elen Unternehmen
darüber, ob sich die Anstrengun'J lohne, neue Pro­
duktionsverfahren einzuführen oder mit neuen Pro­
dukten an den Markt zu gehen. Dabei wäre dies
unter den heutigen \Vettbewertsverhältnissen be-
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sonders dringlich. Industriebranchen wie der Yla-
-schinenbau oder die elektrotechnische Industrie

sind in den letzten Jahren einem schärfer wer!len­
de...ll vVettbev{erb mit ausländischen Konkurrenten
ausgesetzt, die sich erfolgreich bemüht hatten, ihre
Produkte in Qualität und Technik auf die Höhe des
inländischen Angebots zu bringen. Andere Bran­
chen, die vorwiegend arbeitsintensive und standar­
disierte Produkte herstellen, sehen sich einer un­
vermindert scharfen Konkurrenz aus :'-Jiedrig-Lohn­
Ländern gegenüber. Für viele Unternehmen bedeu­
tet dies, daß· sie ihr Produktionsprogramm umge­
stalten müssen. Das beansprucht Zeit, aber auch
mehr Investitionen für Neuerungen.

279. Von den Forschungs- und Entwicklungsauf-
_wendungen der Unternehmen her gesehen, scheinen
die Bedingungen für eine beschleunigte Einführung
von Neuerungen und Umstellungen wenig ,günstig.
l~ach dem sehr schnellen Anstieg der-Aufwendun­
gen für Forschung und Ent\dcklung in der' gewerb­
lichen vVirtschaft in den sechziger Jahren haben
diese Anfang der siebziger Jahre nur noch verhal­
ten zugenommen, in realer Betrachtung, also ohne

, Preissteigerungen gerechnet, sind sie sogar zurück­
gegangen (Tabelle 32).

Tab eIl e 32

I 280. Um dem Rückgang der Ausgaben der enter-

Inehmen für Forschung und Entwicklung in der ge­
werblichen vVirtschaft entgegenzuwirken, stockte

Ider Staat seine direkten und indirekten Hilfen kräf­
I tig auf. Verglichen mit dem Jahre 1971 stellte er
: den 'Cnternehmen 1975 den doppelten Betrag anIFördermitteln zur Verfügung. Diese vergab er vor
'I allem dort, v;o es galt, direkt Forschungsvorhaben

finanziell zu unterstützen. In realer Betrachtung,
also ohne Preissteigerllng gerechnet, reichte dies

I jedoch nicht aus, den Rückgang der Aufwendungen
, wieder voll wettzumachen. Nur in geringem, aber

zuneh..menderri 1vlaße nahmen kleinere und mittlere
Unternehmen die Finanzierungshilfen des Staates in
Anspruch. !'-.Yach wie vor sind es Großunternehmen,
die die meisten Auf\'iendungen im Forschungs- und
Entwicklungsbereich tätigen. Nach einer Studie des
Stifterverbandes der Deutschen \Vissenschaft aus
dem Jahre 1973 entfielen auf Unternehmen mit we­
niger als 1 000 Beschäftigten nur 5,7 vH der gesam­
ten Personalaufwendungen für Forschung und Ent­
wickl"!lng und 5,5 vH der gesamten Sachaufwendun­
gen. In der obersten Größenklasse, die Unterneh­
men mit mehr als 10000 Beschäftigtenumfaßt, wur­
den 66,3 vH aller Personalaufwendungen und
73,5 vB aller Sachaufwendungen vorgenommen.

Eigeniinanzierte Aufwendungen für Forschung und Entwiclilung
in der gewerblichen 'Wirtschaft

Aufwendungen

in Preisen von 1962 1)Jahr

Mio DM I Veranaerung gegen-
über Vorjahr in vB 2)

1962 2150

1963 2670 24

1964 3279 23

1965 4060 24

1966 -4500 a) 11

1967 4807 7

1968 5454 a) 13 1/2

1969 6399 17

1970 7 610 ~) 19

1971 8735 15

1972 9180 a) 5

1973 9624 5

1974 10 OOO·~) 3

1975 10500 a) 5

1976 10900 a) 4

1) Deflationiert mit dem Preisinda.'"! fü:r das Brutto50zialproduk~.

~] p4..uf halbe P~ozentpun~te gerundet.
,al Vom Stifterverband gesu'lätzt.

~1io D:Yl

2150

2590

3096

3703

3951 a)

4177

4 669~)

5292

5 875~)

6251

6 203~)

6147

5 974~)

5 BOl"-)

5 B40 ~j

I Veränderung gegen­
über Vorjahr in vB 2)

20 1/2

19 112

19 112

7

6

12

1-3

11

6

3

3

Quelle: Stifte~verbandfür d;e DeütsQ"".e Vvissensc.'laf:
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281. Dafür, daß eue uriternehmerischen Risiken
heute sehr hoch bewertet werden, ist die sinkende
Anzahl der Unternehmensneugründungen ein Indiz.
Cenauere Angaben darüber gibt es nur für den Be­
reich der Industrie (Tabelle 33). Dort hatte die An­
zahl der neuerrichteten Industriebet:iebe und damit I

die Anzahl -neugeschaffener Atbeitsplätze in den
letzten Jahren deutlich abgenommen. 1Jnterslichun­
gen der Indusüie- und· Handelskammern deuten zu­
dem darauf hin, daß die Chancen der neugegründe­
teI! lJnternehmen, im Markte zu bleiben, in den
letzten Jahren nicht hoch waren.

Tab e 11 e 33

Neuerrichtete Industriebetriebe
und deren :Beschäftigte

Anzahl

Zeiiraum Betriebe 1) Beschäftigte -!
1968/1969

I
i 185 64861 I

1970/1971 1006 55447- I
1972'1973

I
552 ·26563

I1974/1975 306 14883
!

lj S~a;:ln- und Zweig!Jetrie!:>e.
. .

Que!~e: Bunäesfcrschung5a.nstal:: für l.a!!deskunde und
R.c.umordnung

282. Strukturwandel und Neuinvestitionen ""erden
- durch immer zahlreichere Vorschriften erschwert,
die bei der Erstellung oder Kutzung von Bauwer­
ken und Produktionsan:lagen zu beachten sind. Die
Fülle von Auflagen ist für die Investoren immer
sch"\verer zu überschauen. Hinzu kommt,- daß Bür­
ger häufiger als früher Investitionsvorhaben, durch
die sie sich beeinträchtigt fühlen, zu verhindern. su­
chen. Zusammengenommen führt dieses zu kompli­
zierten und langwierigen Genehmigungs- und Ge­
richtsverfahren. Das Volumen der aus diesen Grün-

. den verzög~rten oder schließlich sogar nicht zu­

. stande gekommenen Investitionen hat anscheinend
einen auch für die GesamtwiItschaft erheblichen
Umfang angenommen. Angaben über Art und. "Gm­
fang betroffener Projekte liegen jedoch nur verein­
zelt vor. Einigermaßen verläßlich können weder der
'Wert dieser Investitionen noch die Beschäftigungs­
wirkungen beziffert' ·werden. Für Projekte, deren
Verzögerung bekannt ist, 'wird ein Inyestitionsvolu­
men von 25 Mrd DIvI genannt, das wegen der Ver­
zögerungen vor allem beim Kraftwerksbau und im
Verkehrsbereich im Jahre 19'i'T und in den Jahren
danach ausfallen soll. Das ist eine aufsehenerregen­
de Größenordnung, und ein Investitionsstau sol­
chen Umfangs paßt sü;her nicht in die gegenwärti­
ge konjunkturelle Lage. Andererseits sollte dieser
Investitionsstau aber auch nicht dazu herhalten,
von den anderen Investitionshemmnissen abzulen­
ken.

Für die Investoren kommt es auf überschaubare In­
vestitionsbedingungen an. Dazu ge3ören auch die
Übersichtlichkeit der vom Staat erteilten Auflagen,
die Zuverlässigkeit behördlicher Zusagen und die
Einheitlichkeit der Rechtsprechung. In diesem Sin­
ne könnte der Staat dazu beiüagen, Investitions­
hemmnisse abzubauen und Investitionsentscheidun­
gen zu erleichtern. So wichtig öfferrtliche Interes­
sen und Be\..reggründe von betroffenen Bürgern
auch sind, die volkswirtschaftlichen Kosten .der In­
vestitionsunsicherheit, die durch unübersehbare
Vorschriften. und Einspruchsmöglichkeiten entstan:
den ist, bleiben allzu häufig außer Betracht

283. Die Strukturpolitik steht im Spannungsver­
hältnis zwischen Löhnen und Beschäftigung. Der
Strukturwandel ~virft nur dann keine gravierenden
Beschäftigungsprobleme auf, wenn die Kosten. ins­
besondere die Löhne, fl~xibeJ genu~r sind, daß die
Risiken abgedeckt und die Friktionen überwunden
werden, die mit ihm verbunden sind. Sm,,-eit der
Staat wirksame Ylöglichkeiten sieht. den Struktur­
wandel zu fördern, kann er die Lohnpolitik entla­
sten. Dieser Gedanke lag dem Konzept einer zu­
kunftsorientieiten Strukturpolitik zugrunde, das wir
im letzten Jahresgutachten (JG 76 Ziffern 311 ff.) er­
örtert haben. In Betracht gezogen wurden global
wirkende Maßnahmen, d.urch die sich der Staat an
den Risiken und Kosten des Strukturwandels betei­
ligt. Dazu äußern wir uns in diesem Gutachten er­
neut (Ziffern 436 ff.). Das Konzept sah auch Maß­
nahmen zur Förderung der beruflichen und räumli­
chen Mobilität der Arbeitnehmer vor, die insbeson­
dere deshalb wichtig siIid, \V'eil die Qualifikations­
anforderungen an den neu zu schaffenden Arbeits­
plätzen aller Voraussicht nach höher sein werden
und wohl auch sein müssen, als sie an den Arbeits­
plätzen ,,'aren, die im Strukturwandel weggefallen
sind. Viele von denen, die gegenwärtig arbeitslos
sind, werden selbst kaum in der Lage sein, die neu
zu schaffenden Arbeitsplätze zu besetzen. "Gm so
wichtiger ist es, daß anderen der berufliche Auf­
stieg erleichtert wird, damit schließlich auch Ar­
beitsplätze für die häufig weniger qualifizierten Ar­
beitslosen frei werden.

284. Die Erwartungen, die in der Offentlich~eit an
die Strukturpolitik geknüpft werden, gehen weiter.
In einer vorausschauenden Strukturpolitik wird
von vielen Seiten -ein Mittel gesehen, das geeignet
wäre, den Strukturwandel gezielt zu förd~rn, um
dadurch vorbeugend Arbeitslosigkeit in den Berei­
chen zu vermeiden, die aus strukturellen Gründen
wettbewerbsunfähig werden. Eine gezielte Förde­
rung des Strukturwandels müßte sich, wenn sie den
Marktkräften nicht zuwider laufen soll, an einem
prognostisch einigermaßen gesicherten Zukunfts­
bild der \Virtschaftsstruktur orientieren. Man müß­
te wissen. und zwar in großer Detaillierung, wel­
che Bereiche in Zukunft das \Vachstum tragen wer­
den. 'Wissen darüber ist begehrt. Doch es gibt mehr
Fragen, als Antworten vorauszusehen sind. Progno­
sen der sektoralen vVirtschaftsentwicklung sind mit
sehr großer Unsicherheit _behaftet, insbesonnere für
ein Land, dem aufgrund seines Entwicklungsni-
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veaus im Rahmen der weltwirtschaftlichen -:.i\.rbeits­
teilung auf vielen Gebieten eine Pionierrolle zufällt.
Herauszufinden, welche Güter und Produktionsver­
Jahren in Zukunft eine Marktchance haben, ist zu­
vorderst Aufgabe der Unternehmer. Das Risiko, das
mit diesem Sm:hprozeß verbunden ist, kann der
Staat ihnen durch vorausschauende Strukturpolitik
nicht abnehmen. Die Gefahr ist gleich groß, daß er
sie in die Irre leitete. '

285. Das besagt noch nicht, daß keine Strukturana­
lysen erstellt werden sollen. 'Gesamtwirtschaftliche
Fehlentwicklungen können daraus resultieren, daß
der Strukturwandel nicht reibungslos verläuft.
Auch sind öffentliche Stellen wie private Unterneh­
men häufig darauf ange,viesen, selbst unvollkom­
menes 'Nissen zu nutzen, um Entscheidungen treffen
zu können, die weit in die Zukunft hineinragen,
beispielsweise Entscheidungen über öffentliche In­
frastrukturinvestitionen, in der Regionalplanung
oder über langfristige private ,Investitionen. Es
steht jedem· eigenverantwortlic!J-en Entscheidungs­
träger frei, sich Strukturprognosen anzuvertrauen,
die das vorhandene 'vVissen in systematischer Form
zusammentragen; das Risiko liegt bei ihm.

286. Anders zu beurteilen ist es jedoch, wenn der
Staa,t auf eine sektorale Prognose eine nach
vVirtschaftsbereichen differenzierte Struktur:politik
gründet, die mit gezielten Anreizen die \Virt­
schaftsstruktur vorausschauend anstrebt, .die in der
Prognose als wahrscheinl,ich dargestellt wird. Irrt
sich der Staat mir der Prognose, entwickeln sich
die :Ylärkte also ,anders als vorausgesehen, so be­
deutet sein Handeln einen fo~genschwerenEingriff
in die Dispositionsfreiheit von Investoren und Kon­
sumenten. l';icht viel besser aber ist das Urteil,
wenn der Irrtum nicht offenkundig wird, weil er
notfalls große Finanzmittel einzusetzen bereit ist,
um wahr zu machen, was er prognostiziert hat. Es
gibt zwar vielfältige Eingriffe' des Staates in die
sektorale \Virtschaftsstruktur,' vOI\viegend in Form
von offenen und verdeckten Erhaltungssubventio­
nen, die in sektoralen Krisensituationen eingeführt
und dann zur Dauereinrichtung geworden sind. Sie
sind jedoch el!er ein Schönheitsfehler der Markt-'
wirtschaft als ein Vorbild für die' Strukturpolitik.
Sie 'sollten nicht als Vorwand dazu dienen, das
fvIißbrauchspotential auf diesem Gebiet noch weiter
zu vergrößern.

287. Eine sektoral orientierte Strukturpolitik wäre
selbst dann problematisch, wenn die Prognoseunsi­
cherheit geringer wäre. Der Staat ist so stark durch
Verteilungsrücksichten eingeengt, daß eine v9raus­
s€hauende Strukturpolitik leicht zu einer konser­
vierenden Strukturpolitik ,'{erden, könnte. Anpas­
sungsentscheidungen, ,die im politischen Raum ge­
troffen werden müs~en,-sind· viel stärker dem Drän­
gen der Interessengruppe.n ausgesetzt als Entschei-.
dungen, die der Markt erzwingt. Ist erst einmal eta­
bliert, daß der Staat im weitesten Sinne auch für die
sektorale, \Virtschaftsstruktur zuständig ist, so
brauchten Unternehmer und Arbeitnehmer in struk­
tursch,v'achen Bereichen .bei den Entscheidungen
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uber Investitionen, Preise und Löhne die negativen
Folgen nicht mehr in, Rechnung zu stellen. Sie
könnten darauf setzen, daß die staatliche Struktur­
politik notfalls für die Schäden aufkommt, die aus
ihren Fehlern erwachsen.

Zu hohe Löhne als Angebotsproblem

288. Die Löhne sind in der Gesamtv:irtschaft der
,veüaus wichtigste Kostenfaktor. Vvas das Investi­
tionskalkül auch immer belasten mag, es gibt je'\v-eils
ein Lohnniveau, bei dem keine Angebotsprobleme,

'die aus anderen Gründen bestehen mögen, so stark
zu Buche schlagen, daß Vollbeschäftigung unmög­
lich würde. Auf andere :Mittel, 'die das Investitions­
kalkül entlasten können, wie eine angebotsorien­
tierte vVachstums- 'und Strukturpolitik, wäre man
dann weniger angewiesen. Soweit jedoch Grenzen
der Anpassungsfähigkeit bei den Löhnen vorhanden
sind und respektiert \-'[erden, muß auf diese ::VEttel
zurückgegriffen werden. Aber die ,angebotspoliti­
schen ivröglichkeiten, die der Staat hat, reichen bei
weitem nicht aus, womöglich,die Lohnpolitik von
der Hauptverantwortung für den Beschäftigungs­
grad zu befreien; dies wäre auch nicht die Rollen­
verteilung, die künftige Fehlentwicklungen un­
wahrscheinlich werden ließe.

289. ,'Welche Bedeutung die, Löhne für die Beschäf­
tigung haben, ist zur Kardinalfrage .der 'Wirtschafts­
politik geworden. Das richtige Lohnniveau kann
nur am :vlarkt herausgefunden werden. Kiemand
weiß auch nur nachträglich zu sagen, wie die Lohn­
entwicklung hätte aussehen müssen, die im Verlauf
des jüngsten Aufschwungs eine ausreichende Re­
aktion des gesamtwirtschaftlichen Angebots sicher­
gestellt hätte. Diese Einräumung ändert jedoch
nichts an der These, daß aus angebotsorientierter
Sicht weniger Lohn mehr Beschäftigung gebracht
hätte. Bei niedrigeren Kosten wäre ein größeres
Prod'uktionsvolumen rentabel gewesen. Das ist frei­
licl~ alles andere als eine unbestrittene These. Plau­
sibler erscheint vielen die Gegenthese, daß mehr
Lohn mehr Beschäftigung möglich' macht, weil mehr
Lohn mehr Kaufkraft schaffe. Verbreitet ist auch
die Vorstellung, zwischen Kosten- und Kaufkraftef­
fekt einer Lohnerhöhung müsse abgewogen werden,

-so daß es ein Optimum zu finden gelte. '

290. Das ='Jiveau der Reallöhne lag vordem Auf­
schwung von 1975 nicht nur absolut, sondern auch
im Vergleich zur Produktivität erheblich höher .als
vor dem Aufschwung von 1967/68. So war die Real­
lohnposition der Arbeitnehm!=r, die das Verhältnis
von Reallohn zum verteilbaren Produktionsergebnis
je Erwerbstätigen mißt, im Jahre 1974 um' 12 vH
höher,als im Jahre 1966 (Schaubild 28). In der er­
sten Aufschwungsphase, in .der erfahrungsgemäß
der Lohndruck noch schwach ist und die Produkti­
vität auslastungsbedingt kräftig steigt, verändert
sich die Reallohnposition im allgemeinen zu Lasten
der Arbeitnehmer. Sie ging 1967 und 1968 um zu­
sammen 2 vH und 1975 und 1976 um ~usammen

knapp 3 vH zurück. Darin kommt die konjunkturel-
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LÖHNE UND BESCHÄFTIGUNG

292. Das Kaufkraftargument verlangt, daß das Be­
schäftigungsproblem mit höheren Lohnsteigerungen
angegangen wird, als sie etwa in den letzten beiden
Jahren vereinbart wurden. Denn der Kauflcraft­
oder ='fachfrageeffekt einer Lohnerhöhung schlag~

-- zumindest kurzfristig - stärker zu Buche als de­
ren Kostel}-effekt. Um die Beschäftigung auch über
die :YIassenkaufkraft zu erhöhen, sollten die Löhne
nicht zu zaghaft angehoben werden. Diese These ist
außerordentlich populär. Sie besitzt große Anschau­
lichkeit, die einem leicht nachvollziehbaren Kreis­
laufdenken entspringt. Gleich''Y"0hl ist sie falsch.

291. VOll; den Lohnkosten ,her ware::J. somit die· Be­
dingungen für einen kraftvollen Aufschwung 1975/76
eindeutig ungünstiger als 1967;'68, von den pri­
mären Nachfrageimpulsen dagegen eher günstiger,
\v-enngleich die gesamtwirtschaftliche Kapazitäts­
auslastung_ 1915 niedriger v;ar als 1967 (Ziffern
244 H.). In Anbetracht der Sch\väche des jüngsten
Aufschwungs kann man daraus schließen, daß der
Kostenaspekt allem Anschein nach vü~l schwerer
wiegt als der Kachfrageaspekt, zumal andere Ange­
botsprobleme hinzukommen. \Venn wirklich d~e

primären l'~achfrageimpulseausschla.ggeben9. gewe­
sen wären, hätte der letzte AuLchwung sogar
kraftvoller ausfallen müssen als der von 1961/68.

. politisch unbedenklich. Größere Investitionsrisiken
und höhere Kosten des, Strukturwandels müßten
sich dagegen in niedrigeren Real]öhnen nieder­
schlagen.

Ein -mittelfristiger Korrekturbedarf scheint zu be­
stehen. Der Anstieg der Reallohnp03ition -ging im­
merhin mit einem Rückgang der Investitionsquote
seit 1973 und des Beschäftigungsgrades seit 1914
einher. Im Aufschwung, der 1975 einsetzte,- ist an­
ders als in früheren Aufschwungsphasen weder die
Arbeitslosenquote nennenswert gesunken noCh ist
die Investitionsquote wieder gestiegen.-.Die Fehl­
entwicklungen haben sich als ebenso dauerhaft er­
wiesen ,vie die mittelfristige "'\nderung der Real­
lohnposition.
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le Entzerrung der Verteilungsrelationen 'Zum· Aus­
druck. Die Kiveauverschiebung in der Reallohnpo­
sition, die sich in der ersten Hälfte der siebziger
Jahre herausgebilder- hatte, ist dadurch jedoch
kaum berührt worden. Im Jahre 1976· - und auch
1977 - war die Reallolinposition immer noch um
10 vB bis 11 vH höher als 1968. Die Lohnpolitik der
Jahre 1976 und 1977 war daher dem Konjunkturver­
lauf zwar -angemessen; zu einer darüber hinausge­
henden ~'\nderung der mittelfristigen Verteilungspo~

sition -ist es jedoch nicht_ gekommen. In welcher
Größenordnung ein mittelfristiger Korrekturbedarf
besteht, müßte am Markt herausgefunden werden.
Denn in Anderungen der Reallohnposition spiegeln
sich· auch Anderungen der Knappheitsverhälfnisse
von- Arbeit und Kapital; eine Erhöhung der Real­
lohnposition, die hierauf peruht, ist beschäftigungs-

293. Damit ein Lohnanstieg überhaupt im realen
Sinne nachfragewirksam wird, muß sichergestellt
sein, daß die damit verbundene Einkommenssteige­
rung nicht gleich in zusätzlichen Preissteigerungen
verpufft. In dem :vIaße, in dem solche Preissteige­
rungen eintreten, steigt die reale Kaufkraft der
Lohnempfänger nicht, dagegen wird die der Emp­
fänger von Vermögens- und Ubertragungseinkorn­
men, die überhaupt nicht, nicht vollständig oder
nicht unmittelbar an die erhöhte Inflationsrate an­
gepaßt werden, real vermindert. Das Ergebnis kann
schon auf kurze Sicht sein: Hl.ehr Idlation und we­
niger reale Kachfrage nach Konsumgütern. enter­
stellt man einmal zugunsten des Kaufkraftargu­
ments, daß die Geldpolitik und der vVettbewerb den
Preisanstieg weitgehend verhindern, dann ,v-erden
die realen Einkommen je Beschäftigten tatsächlich
steigen, ohne daß die Einkommen anderer in größe­
rem Umfang entwertet werden. Es gibt aufgrund
der nicht überwälzten Kostensteige:,-ungen aber Er-
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tragsschmäleru.llgen. Arbeitsplätze werden unrenta­
bel, Investitionen nicht. vorgenommen, Kapital
sucht Anlage im Ausland. Die Beschäftigung ist
niedriger als sonst. Ob in Anbetracht der 50 verur­
sachten Produktions- ·und Beschäftigungseinbußen
überhaupt insgesa;mt mehr Nachfrage an den Markt
kommt, ist mehr als unsicher. "Venn nicht schon
der kurzfristige Kaufkrafteffekt einer kräftigen
Lohnerhöhung durch Preissteigerungen aufgehoben
wird, auf die Dauer wird die mittelfristige Beschäf­
tigungswirkung auf jeden Fall negativ sein.

294. Gegen eine auf mehr Kaufkraft zielende Lohn­
politik I~ßt sich außerdem ins Fe!d führen, daß sie
den L:nterschied z·wischen den Bruttoeinkommens­
steigerungen und dem, was daraus kurzfristig tat­
sächlich nachfragewirksam wird, häufig übersieht.
Eine Erhöhung des Bruttolohns um 100 DM bedeu­
tet für ein Unternehmen wegen der Sozialbeiträge
der Arbeitgeber eine Kostensteigerung um etwa 117
DM, sonstige Lohnnebenko~ten nicht einmal ge­
rechnet. Ausgezahlt wird dem Arbeitnehmer von
den 100 DM zusätzlichem Bruttolohn nur der Be­
trag, der nach Abzug von Steuern und Soziab.bga­
ben der Arbeitnehm.er verbleibt. Bei einem Arbeit­
nehmerhaushalt mit vier Personen und mittlerem
Einkommen erhält der Staat 22 D:\1 als Steuerein­
nahme, etwa 17 DNI entfallen auf die Sozialabga­
ben; von den 61 DM, die verbleiben, werden etwa
10 DM normalerweise gespart, und 10 Dyl der rest­
lichen :N"achfrage entfallen auf importierte Güter.
Den Unternehmen fließen also unmittelbar nur
etwa· 41 DM als zusätzliche Nachfrage zu. Der Rest
wird nur indirekt und stark verzögert- ausgabewirk­
sam, etwa ·wenn der Staat die zusätzlichen Einnah­
men für zusätzliche Ausgaben verwendet, die So­
zialversicherungen nach Jahren ihre Leistungen er-

- höhen, das Ausland als Reaktion auf seine zusätzli­
chen Exporte mehr aus dem Inland importiert. "Was
überhaupt nichf ausgegeben wird, erhöht die volks­
wirtschaftliche Ersparnis. Daß dies auch zu· mehr
Investitionen führt, ist nicht zu erwarten. Im Ge­
genteil, das Mehr an Bruttolohn, an Arbeitgeberbei­
trägen zur Sozialversicherung "und an sonstigen
Lohnnebenkoste"n belastet das Kostenniveau sofort
und auf Dauer. "Werden die Kosten nicht voll über­
wälzt, so ,yerden die Erträge geringer. Von niedri­
geren Erträgen w--erden niedrigere Steuern gezahlt;
entsprechend wenige~ steigen die Einnahmen des
Staates, die Anlaß zu lviehrausgaben werden könn­
ten (steigt das Preisniveau gar nicht, oder nur et­
was, so wird der Staat sogar per Saldo weniger
Einnahmen haben, denn die Steuern auf die Unter­
nehmenserträge sind im Durchschnitt erheblich hö­
her als die auf die Löhne). Je mehr die Kostenstei­
gerungen in den Preisen überwälzt w·erden, desto
mehr wird der verbliebene Kaufkrafteffekt entwer­
tet. Entwertet werden auch alle Sozialeinkommen
und Einkommen aus Geldvermögen, soweit sie
nicht automatisch mit der Inflation zunehmen.

295. Aus dem Zusammenspiel der Faktoren ergibt
sich, daß schon ein mäßiger Anstieg des Preisni­
veausverhindern wurde, daß auch nur kurzfristig aus

"einer zusätzlichen Lohnerhöhung zusätzliche Kauf-
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kraft erwächst. Deshalb führt auch das Argument,
es gelte in der Lohnpolitik einen Mittelweg zVii­
schen Kosteneffekt und Kaufkrafteffekt zu finden,
in die Irre: All dies besagt selbstverständlich nicht,"
daß jede Lohnerhöhung zu einer Minderung der
realen Kaufkraft führen würde. Soweit Lohnerhö­
hungen durch ,Produktivitätssteigerungen gedeckt
sind, muß das Preisniveau nicht "3teigen. Sie werden
die Beschäftigung allerdings auch nicht erhöhen.
Auch solche Lohnerhöhungen sind daher nur dann
unproblematisch, wenn es keine Arbeitslosigkeit
gibt.

296. Eine subtilere Variante des Kaufkraftargu­
ments besagt nun, daß im Falle :unterausgelasteter
Kapazitäten eine, expansive Lohnpolitik weder mit
Kosten- noch mit Preissteigerungen einherzugehen
braucht. Die L"ohnerhöhung füi}rte nämlich - v.renn
auch nicht in vollem Umfang - zu zusätzlichen
Ausgaben, die eine bessere Auslastung der Kapazi­
täten ermöglichten. Auslastungsbedingt stiege die
Produktivität, so daß einem-Kostenauftrieb von da­
her entgegengewirkt werde. Dem ist entgegenzu­
halten: Selbst wenn die Unterauslastung 'durch eine
konjunkturelle Nachfrageschviäche verursacht ist,
im übrigen aber das Verhältnis von Reallohn und
Produktivität Vollbeschäftigung erlaubt, ist 'es doch
fraglich, ob eine expansive Lohnpolitik ein gangba- _
rer "Veg ist. Schon die hohen Abzugsposten vom
Bruttolohn sprechen dagegen, außerdem die Erfah­
rung, daß in vielen Bereichen wegen der Lohnerhö­
hung alsbald die Preise heraufgesetzt werden. Ist
überdies die Diagnose falsch, passen also die Real­
löhne nicht zu Vollbeschäftigung, dann wird durch
eine expansive Lohnpolitik sogar die konjunkturell
übliche Entzerrung der Verteilungsrelation verhin­
dert, von der Korrektur mittelfristiger Fehlentwick­
lungen ganz zu schweigen.

297. \Vie eine zuruckhaltende Lohnpolitik den Be­
schäftigungsgrad erhöhen kann, läßt sich allein
durch kreislauftheoretische Uberlegungen, die in
der wirtschaftspolitischen Diskussion immer noch.
vorherrschen, nicht veranschaulichen. "Ver Güter
kaufen will und dafür zu arbeiten bereit ist, muß
einen Arbeitsplatz haben. Den findet er in einer ar­
beitsteiligen ·Wirtschaft aber nur dann, wenn er
nicht mehr an Lohn verlangt, als anderen das Er­
gebnis seiner Arbeit wert ist. Ein mehr als nur zeit­
weiliges lJberangebot am Arbeitsmarkt muß also
mit einem zu hohen Lohn zu tun haben. Es fehlt an
Beschäftigung, an Einkommen, an Nachfrage. Der
Nachfragemangel ist Ausfluß zu hoher Löhne; ex­
pansive Lohnpolitik kann ihn, so gesehen, nur ver­
größern. Verfehlt wäre es, den Kachfragemangel
als autonomes Problem zu sehen und dieses der
staatlichen Konjunkturpolitik zur Lösung zuzuwei­
sen. Katürlich kann der Staat mehr ::'-rachfrage er­
zeugen. Das wäre aber ein Kurieren am Symptom,
das nur dann zu mehr Beschäftigung führt, wenn
die Mehrnachfrage Preissteigerungen zur Folge hat,
die die Löhne real senken. "Wenn dieser "Weg in ei­
nem ·neuen~Verteilungskampfendet, "kommt es trotz
der Inflation in aller Regel nicht zur Reallohnkor­
rektur. end selbst wenn die reale Entwertung der
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Löhne von den Arbeitnehmern hingenommen wür­
de, sprächen immer noch alle Gründe, die für ein
stabiles Preisniveau zu nennen sind, gegen diesen
\Veg. Eine zurückhaltende Lohnpolitik wäre auf je­
den Fall der bessere, weil inflationsfreie vVeg zu
mehr Beschäftigung.

298. vVie hat man Slen konkret vo~zustellen, daß
eine Lohnpolitik, bei der das, Kostenniveau sinkt
oder langsamer als erwartet steigt, beschäftigungs­
steigernd viirkt? \Venn man zunächst einmal an­
nimmt, daß das Preisniveau ebenso reagiert wie das
Kostenniveau, also sinkt oder sich weniger eFhöht
als sonst, sind die Reallöhne so hoch wie ohne
Lohnzurückhaltung. Die Korrektur des Reailohn­
niveaus ist mißglückt. Die Arbeitnehmer verfügen

. über die gleiche reale Kaufkraft wie zuvor, es wer­
den jedoch die Einkommen aufgevlertet, die weni-

,ger streng oder verzögert an Veränderungen des
Preisniveaus gekoppelt sind, vor allem die Vermö­
"genseinkommen und Sozialeinkommen. Immerhin'
stammt mehr als die Hälfte dEr verfügbaren Ein­
kommen nicht aus Löhnen und Gehältern. Die Kauf­
kraft insgesamt ist also real gesehen höher als
sonst.. Der SOZIalversicherung und dem Staat fehlen
auf der einen Seite Einnahmen, die ihnen bei un­
veränderter ~~ominallohnsteigerungzugefallen wä­
ren, auf der anderen Sette dürften als Folge der
real gestiegenen Kaufkraft die Beschäftigung und
damit das davon abhängige Aufkommen an Sozial­
versicherungsbeiträgen und Steuern zunehmen. Auf
der Ausgabenseite sPCirt der Staat bei der Besol­
dung seiner Bediensteten und kann im übrigen ,';e­
gen der gesunkenen Preise, bei unveränderten
?taatsausgaben, mehr kaufen.

299. Erfahrungsgemäß führt eine Kostensenkung
nicht in vollem Umfang zu einem Rückgang oder
einern MiJ.lderanstieg des Preisniveaus. Insoweit
kommt es zu einer Korrektur des Reallohnniveaus.

-Je'weniger das Preisniveau sich anpaßt, um so ge­
ringer ist der reale Kaufkrafteffekt, um so mehr
verbessern sich die Gewinnmargen. Beschäftigungs­
möglichkeiten und Investitionsprojekte werden in
größerem Umfang rentabel, insbesondere dann,
wenn auch für die Zukunft auf eine zurückhaltende
Lohnpolitik vertraut wird. Aber werden die Produk­
tionschancen in einer Situation auch wahrgenom­
men, in der es an :.--Jachfrage fehlt? Die Einkommen,
die aus der Produktion zuwachsen könnten, entste­
'hen ja erst mit der Produktion selbst.

300. Soweit der' Preisanstieg wegen Lohnzurück­
haltung geringer ausfällt, entsteht jedoch durch den
damit 'verbundenen Realwerteffekt mehr Kaufkraft,
die von der Nachfrageseite her dazu beiträgt, daß
die verbesserten Praduktibnsmöglichkeiten auch'
genutzt werden. Eine im ganzen positive Verände­
rung der Kaufkraft der privaten Haushalte schon als
unmittelbare Rückwirkung der Kostensenkung er­
gibt sich allerdings nur, wenn die' Senkung oder der
Minderanstieg des PreiSniveaus erheblich ist. Nur
dann schlägt der Realwerteffekt bei den Teilen
des verfügbaren Einkommens, die nicht aus Löhnen

und Gehältern stammen" stärker zu. Buche ais die
?\1inderung des Realeinkommens der Arbeitnehmer,
die aus der Minderlohnsteigerung resultiert. Dabei
ist die Möglichkeit, daß mit der Senkung der Real­
löhne die Gewinneinkommen entsprechend stärker
zunehmen können, zunächst nicht zu berucksichti­
gen, da die Gewinne residuell bestimmt sind. Die
\Vahrscheinlichkeit, daß der 'Realwerteffekt die Re­
allohnminderung überwiegt, ist groß. Bei allen ko­
stenorientiert gebildeten Preisen ist die Minder­
preissteigerung unmittelbar gegebe:r:.. Bei allen an­
deren muß der \Vettbewerb sie hervorbringen. Au­
ßerdem ist zu bedenken, daß sich im Prozeß der
Anpassung an die niedrigerem Lohnkosten auch die
anderen Kostenkomponenten vermindern. Die Ko­
sten für Importgüter sinken, vieil zum Anpassungs­
prozeß im Zweifel eine Korrektur '::leim ~\Jechsei-

-kurs gehört. Das gleiche gilt für die Kapitalkosten,
weil mit sinkender Inflationsrate die Zinsen sinken.-­
Gewiß, dieser Anpassungsprozeß läuft nicht ohne
Zeitbedarf ab. Aber er läßt erwarten, daß der reale
Kaufkrafteffekt der Lohnsenkung über seinen An­
fangswert hinaus noch kräftig zunimmt.

·vVorauf es letztlich ankommt: Schon bei einer Sen­
kung oder einer Mindersteigerung des Preisni­
v~aus, die gerade ausreicht, die reale Kaufkraft des
verfügbaren EirrkOllli"'1lenS zu erhalten, kann sich die
Verbesserung der Rentabilitätschancen, die den Un­
ternehmen aus der Kostensenkung Yerbleibt, ohne
jede temporäre Verunsicherung der Absatzerwar­
tungen auswirken.

301 . . ;\im vrenn die Senkung oder der Minderan­
stieg des Preisniveaus hinter diesem Maß zurück­
bleibt, ist es allein die Kachfrag,e nach Investitions­
gütern, von der die Expansion kommen muß. In ei­
ner -noch nicht von chronischer Stag:lation bedroh­
ten \Virtschaft sind Investitionschancen latent im­
mer vorhanden. Man kann darauf setzen, daß sie
genutzt werden. Nur unter ungünstigen konjunktu­
rellen Bedingungen mag die Situation eintreten,
daß trotz allgemein verbesserter Rentabilität ein
Expansionsprozeß nur sehr langsam in Gang
kommt, weil ein Investor auf den anderen wartet.
Das is.t dann der Grund für eine Initialzündung von
seiten des Staates, deren Ratio darin liegt, daß sie
im Vorgriff auf die Mehrnachfrage, die eine renta­
bel gewordene Mehrproduktion verheißt, diese
Mehrproduktion schneller hervorlockt, als es die
spontanen Kräfte des Marktes in dieser Situation
zuwege brächten.

302. Man mag den realen Kaufkrafteffekt, der von
der Höherbewertung der unmittelbar mit der Infla­
tionsrate variierenden Teile des Masseneinkom­
mens ausgeht, für gering halten. Tatsächlich liefe
er aber für einen Prozentpunkt, um den das Preisni­
veau .sinkt oder weniger steigt, auf ein Mehr an
realer Kaufkraft in Höhe von fast 4 Mrd DM 'bei
den Nichtlohneinkommen hinaus. Dieser Realwert­
effekt ist gesamtwirtschaftlich gesehen jedoch kein
echter Einkommenszuwachs. Es muß irgendwo Ge­
genbuchungen geben, bei den Beitr.3.gspflichtigen
der Sozialversicherung, eventuell bei. den' Steuer­
zahlern oder bei denen, die sich im Vertrauen auf·
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einen FQrtgang c].er' Inflation verschuldet haben.
Doch dürfte die Gegenrechnung nicht gleich aufge­
macht oder bemerkt werden, so daß man zunächst
einmal auf einen positiven Nachfrageeffekt vertrau­
en kann, der Produktion und' Beschäftigung steigen
läßt und es später 'leichter macht, die Gegenrech~

_ nung zu begleichen. Im übrigen beruht auch die
Hoffnung, daß expansive Konjunkturpolitik wirk­
sam ist, auf der Idee, daß die Gegenbuchungen von
de:p.en, die mehr Steuern oder höhere Zinsen zahlen
müssen oder durch beschleunigte Inflation zur Fi­
nanzierung herangez"ogen werden, erst zu einem
Zeitpun!,-t vorgenommen werden, in dem die Expan­
sionseffekte schon wirksam geworden sind. Anders
als dort gibt es bei der Lohnzurückhaltung jedoch
einen auf Dauer tragenden Effekt über die Ange­
botsseite, nämlich die Senkung des. Kostenniveaus.

303. Die anfängliche Verbesserung der Gewinn­
margen, die eine zurückhaltende Lohnpolitik er­
möglicht hat, darf nicht ohne weiteres und jeden­
falls nicht in vollem Umfang als dauerhafte Ande­
rung der Einkommensverteilung zugunsten der Cn­
ternehmen ge"lertet werden. Es handelt sich um
den Primäreffekt, der allzu häufig isoliert gesehen
"\vird. Erst der \Vettbewerb, der ein zunehmendes
Angebot auslöst und der in einer offenen \Virt­
schaft mit flexiblen 'Wechselkursen sehr scharf
sein kann, entscheidet darüber, ,\Tas elen Unterneh­
men letzten Endes verbleibt. Erweist sich denp.och
der vVettbev:erb als zu schwach für Preissenkun­
gen, so daß höhere Gewinne erzielt werden, als, für
Investitionen, die zu Vollbeschäftigung' passen, nö­
tig sind, kann sich die Lohnpolitik vorsichtig zu­
rückholen, was sie" zuviel zugestanden hat. :i.'Our auf
diese "vVeise kann das Lohnniveau herausgefunden
werden, das Vollbeschäftigung möglich macht.

304. Gelegentlich wird darauf verwiesen, daß die
Lohnkosten im Einstellungskalkül aber auch bei
den Investitionsentscheidungen der Unternehmen
nur eine vergleichsweise untergeordnete Rolle spie­
len, die Absatzchancen seien es, die hier den Aus­
schlag geben. Einmal ist aus einzelwirtscb,aftlicher
Sicht kaum eine andere Einschatzung zu erwarten.
Oft wird ein einfacher Zusammenhang übersehen:"
Fragt man Unternehmen nach ihren Absatzerwar­
tungen, so gehen diese bei ihrer Antwort von den
von ihnen zu forde.rnden Preisen aus. Diese Preise
sind aber gerade in erheblichem ::Vlaße von den Ko­
sten, also auch von den LÖD..nen bestimmt. Bei nied­
rigeren Preisen würden sie möglicherw"eise mit ei­
nem weit größeren Absatz rechnen. Also würden
von manchen die Absatzchanten nur deshalb als
schlecht bezeichnet, weil ~i~ Kosfen zu hoch sind.
Zudem hat ein einzelner Unternehmer häufig nur
die Löhne im Auge, die er selbst zahlen ·muß. Die
Löhne, die im Preis von Vorleistungen und In.vesti­
tionsgütern enthalten sind, werden leicht überse­
hen. Ferner haben viele Unternehmen kostenungün­
stige Produktion eingestellt oder sind wegen zu ho­
ner Kosten aus dem Markt ausgeschieden; letztere
werden nicht mehr befragt. vVas an Einkommen
,,,'eggefallen ist, vermindert jetzt die Absatzchan­
cen."
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Schließlich können sich Unternehmen Absatzchan­
cen auch selbst schaffen, durch I~euerungen im
weitesten Sinne, die freilich mit erhöhten Risiken
behaftet sind. Je mehr solche Pionierunternehmer
es gibt, desto größer sind auch Absatzchancen der"
Unternehmen; die selbst keine Innovationen' her­
vorbringen.

305. Skepsis gegenüber den Beschäftigungswirkun­
gen einer zurückhaltenden Lohnpolitik wird mitun­
ter auch dadurch begründet, daß der bewegliche
vVechselkurs im internationalen vVettbewerb keine
nationalen Kostenvorteile mehr entstehen ließe. Die
Entwicklung in den beiden letzten Jahren, in denen
die Lohnkosten in der Bundesrepublik weit weniger
stiegen als in den meisten Partnerländern, mag die- _
se These anschaulich werden lassen: Der Kosten.-­
vorteil, den die Bundesrepublik dadurch erlangte,
ist durch Aufwertungen mehr als ausgeglichen
worden. v\Täre - wie in den sechziger Jahren ­
der vVechselkurs festgehalten worden, hätten diese
Kostenvorteile die~ Basis eines Exportbooms bilden
können, der schließlich auch die Beschäftigung hät­
te "steigen lassen. Dje .vVechselkurse sind jedoch
heute nicht mehr fi~iert, nicht zuletzt w~geü der
uußenviirtschaftlichen Ungleichgewichte, die aus
den damaligen Kostendivergenzen entstanden wa-'
ren. Die Möglichkeiten, die Beschäftigung kurzfri­
stig über den Außenh,andel zu erhöhen, sind damit
geringer als früher.

306. Aber auch in einem System flexibler 'Wechsel­
kurse besteht die Chance, durch lohnpolitische Zu­
rückhaltung die Beschäftigung auf Dauer zu erhö­
hen. Verfolgt ein Land bei beweglichem 'Wechsel­
kurs die Strategie" der lohnpolitischen Zurückhal­
tung, so erhöht es die Rentabilität der inländischen
Produktion. Das gelingt freilich nur, wenn die Geld­
politik an dem einmal gesetz,ten Ziel festhält" das
heißt, die Geldmengenexpansion nicht deshalb
drosselt, weil die Kosten weniger steigen. Das in­
ländische Preisniveau ist dann auf mittlere Sicht
durch die vorher festgelegte Geldpolitik bestimmt,
der "Wechselkurs riivelliert in der Tendenz Preisni­
veauunterschiede zwischen" dem Inland und dem
Ausland. Kurzfristig mag es jedoch Abvieichungen
geben. Die erhöhte Rentabilität im Inland läßt hier
mehr Produktionsmöglichkeiten und Investitionen
rentabel erscheinen. An der Nutzung solcher Chan­
cen beteiligt sich auch ausländisches Kapital. Dje
Kapitalzuflüsse b-ewirken eine Aufwertungstendenz.
Die Beschäftigung ist gleichwohl höher als sonst.
Denn es war die Kutzung zusätzlicher Produktions-

"lind Beschäftigungsmöglichkeiten, die den Zufluß
hervorgerufen hat. Der Erfolg der lohnpolitischen
Strategie braucht durch die Flexibilität der\Vech~

selkurse also nicht in Frage gestellt zu werden,
wenngleich die kurzfristigen Beschäftigungswirkun­
gen geringer sind als bei fixierten vVechselkur­
sen.

Warten auf niedrige Zinsen

307. So wie die Löhne als Preis für Arbeit, so- be­
stimmen die Zinsen als Preis für das "Auf-Vorrat-
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legen" von Arbeit, für Investitionen im, v{eitesten
Sinne also, mit uber die Menge der jeweils renta­
blen Beschäftigungsmöglichkeiten einer Volkswirt­
schaft. Man könnte daher auch behaupten, daß in
gewissen Grenzen ein Sinken der Zinsen eine. an .
sich nötige Korrektur bei den Löhnen ersetzen
kann, wenngleich dies für die Art der Produktio"n

. und der Produkhonsyerfahren nicht ohne Bedeu­
tung wäre. Be,iden gemeinsam ist aber. ebenfalls,
daß es außerordentlich sch,,,'er ist, sie nach
\Vunsch zu lenk.en.

308. An und für sich ist Lenk~ng auch nicht erfor­
derlich. Das Vertrauen auf die Anpassungsfähigkeit
des lvIarktsystems beruht, was den Beitrag der Zin­
sen angeht, letztlich auf der En,,-artung, daß. bei li,'l­

zureichender gesamtwirtschaftlicher Ausgabenei-
'gung das'Uberschußangebot an Geld, das damit ge­
geben wäre, so lange auf die Zinsen- drückt, bis 50

viele zusätzliche Ausgaben rentabel werden, wie
für eine Rückkehr zu dem angestrebten Volumen
an Produktion und Beschäftigung nötig sind. Eine
am \Vac::hstum des gesamtwirtschaftlichen Produkti­
onspotentials orientierte" auf stetige Expansion der
Geldversorgung abzielende Geldpolitik 'setzt im.
Prinzip hierauf. Der Mechanis!llus funktioniert al­
lerdings nicht so gut, vor allem nicht so rasch, wie
man' es sich , ...ünschen möchte. Es gibt Grenzen für
die Bereitschaft der Menschen, Geld, das sie haben,
entw'eder selbst auszugeben oder zu einem für an­
dere ausreichend niedrigen Zins für längere Zeit zu
verleihen, so daß diese es ausgeben. Auch kann der
Bedarf an Zinssenkung sehr groß sein, wollte man
auf diese \Neise ein schweres gesamtwirtschaftli­
ches Ungleichgewicht überwinden.

309. Die Entwicklung der Erträge aus Investitionen
und· die Entwicklung der Geldzinsen in den vergan­
genen zehn Jahren stützen die Vorstellung; daß
man sich von einer'Senkung der Zinsen den Haupt­
aus.weg' aus den gegenviärtigen Problem,en nicht
versprechen darf, daß allerdings auch von hier
noch Hilfe kommen kann, wenn anderswo Störun­
gen beseitIgt werden. Denn - auch das· veran­
schaulicht die Erfahrung, läßt man sich vom Vor­
dergrund des Geschehens ilicht allzu sehr fesseln
- die Zinsen sind sehr viel weniger "bestimmend"
als vielmehr "bestimmt" durch die allgemeinen
wirtschaftlichen Bedingungen, die sich in den Zin­
sen nur niederschlagen.

Zu Beginn der inflatorischen Zeit, Ende der sechzi-,
ger Jahre, waren die Erträge aus Investitionen von
einer boomartigen Nachfragesituation begünstigt.
Die Hochkonjunktur hielt lange an und leitete die
Periode ständig steigender Inflationsraten ein, so
daß die Erwartung fortdauernder Preissteigerungen
Eingang ins Investitionskalkül finden mußte. Anfang
der siebziger Jahre hatte aber auch der steile An~

stieg der Lohnkosten begonnen. Hinzu trat dann die
fortgesetzte Aufv,,-ertung der D-Markj sie stoppte
zwar nicht alsbald den Anstieg der Inflationsrate,
hielt diese jedoch unterhalb der Rate der Kosten­
steigerung. Die Investitionserttäge waren sch9n auf
der Talfahrt, als 1973 die- energische Stabilisie­
rungspolitik begann, die sie weiter drückte. Gleich-

wohl kam'es erst im Jahre 1974,'und dies trotz bei­
spielloser Rohstoffverteuerung, zum Höhepu!1kt der
Lohnsteigerungen, während zugleich die 'Wirt­
schaftspolitik den Tl'end steigender Inflationsraten
umzukehren vermochte, Die vieltVi"eite Rezession
brachte schließlich den Tiefpunkt cer Erträge und
Ertragserwartungen., Endlich - 1975 - reagierte
die Lohnpolitik auf die vollkommen veränderten
Bedingungen. Aber erst der neue konjunkturelle
Aufschwung im yerein mit der Lohnrunde 1976
brachte Entlastung. Diese v,,-ar erheblich, aber an­
scheinend doch nicht durchschlagE,nd genug und
großenteils nur vorübergehender Art. Geldpolitik
und internationale Höherbewertung der Mark ver­
trieben Preissteigerungsmöglichkeiten immer mehr
aus dem Investitionskalkül. Zugleich geriet der
konjunkturelle Aufschwung ins Stocken.

Die Entwicklung der Zinsen als d(~r eigentlichen
Kosten des Investierens paßte nicht immer gut zu­
dieser Entwicklung der Ertragsmöglichkeiten. In
der e~sten Phase war die Geldpolitik nicht in der
Lage, 'das Geld knapp genug zu halten, um die kon­
junkturelle Cbersteigerung und die anschließende
Beschleunigung des Geldwertverfalls zu verhin­
dern. Vifährend der Inflationsbeschleunigung stie­
gen die, Zinsen z,var an, der Anstieg blieb jedoch
bis 1913 deutlich hinter der Zunahme der. Inflations­
rate zu:rück: ,der Realzins sank stark. Hier glich die
Zinsentwicklung also die lohnkostenbedingte Er­
tragsverschlechterung bei den Investoren teilweise
aus. Doch dies konnte nicht von Dauer sein. Durch
die Stabilisierungspolitik ab 1973 wurden die Anle­
ger von Geldvermögen wieder in ihre Rechte einge­
setzt. Die Zinsen stiegen steil a~. Für Geldvermö­
gen konnte eine Realrendite erzielt v,erden wie seit
den frühen sechziger Jahren nicht mehr. Dadurch
gerieten die Investoren vollends mit dem Rücken ?-n
die \Yand. Hatten zuvor die Geldvermögensbesitzer
noch die Last der Cmverteilung, die sich zugunsten
der Arbeitnehmer vollzog, mittragen müssen, jetzt.
waren es die Unternehmer allein. Sie lernten, so­
weit sie es nicht schon wußten, daß sie jetzt viel­
fach, wenn überhaupt, nur noch inflationsbedingte
Scheingewinne hatten, die zudem bes~euert werden.
:YIit der abnehmenden Inflationsrate begannen dann
schließlich die Zinsen wieder zu sinken, aber eben
die Erträge aus den Preissteigerungen auch. Im
Laufe der Zeit ist eine beträchtliche Zinssenkung
zustande gekommen, doch sie geht nicht sehr stark
über die' Dämpfung des Preisauftriebs hinaus, na­
'mentlich nicht, wenn man an die Industri~ denkt.
Die reale Kosteneritlastung der Unternehmen vop.
der Zinsseite her hat"sich also in verhältnismäßig,
engen Grenzen gehalten. (Anders zU: sehen ist die
Bedeutung der Zinssenkungen für dea Bau von Ei­
genheimen und Eigentumswohnungen; Ziffer 72).

310. Aus einer ganzen Reihe von GrÜnden.mag die
Realzinssituation den Investoren nac:l wie vor -als
ungünstig erscheinen, nämlich

- Vieil die Ertragschancen der Investoren noch ge­
,drückt sind,

weil selbst bei wieder verbesserten Ertragsmög­
lichkeiten ein reichlich mit Kapital ausgestatte-
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tes Land ,,,-ie die BUIldesrepublik vermutlich
nicht auf die Dauer einen Realzins von fast 3
vB bieten kann, jedenfalls nicht solange inter­
nationales Vertrauen für Kapitalzuflüsse aus
dem Ausland sorgt, me gegebenenfalls den
vVechselkurs der D-~vIarknach oben drücken,

weil, und das mäg noch ,.,-ichtiger sein, der Re­
alzins, mit dem heute ein Investor in der Bun­
de5republi~ zu kalkulieren hat, von der Er<sar­
tung weiter sinkender Inflationsraten bestimmt
sein muß, der kalkulatorische Realzins also viel
höher liegt, als -der gegenwärtigen Differenz
zwischen Kreditzins und Inflationsrate ent­
spricht,

weil die Investitionsrisiken gestiegen sein dürf­
ten, was, für sich genommen, nötig macht, daß
die Uberschüsse der erwarteten Kapitalerträge
über die Kapitalkosten größer sein müssen als
früher, wenn eine Investition lohnend erschei­
nen soll.

311.' So wie dle Dinge liegen, darf es daher mcm:
verwundern, wenn in den vergangenen Jahren fest­
gestellt wurde, daß in vielen Unternehmen die Ren­
dite 'potentieller Investitionsprojekte nicht ankam
gegen die Rendite einer sich bieten'den Geldvermö­
gensanlage, zumal die Unterschiede im Risiko zu
berücksichtigen 'sind. En'"irtschaftete Erträge. und
NEttel aus Abschreibungen sind offensichtlich in
nicht wenigen Fällen zunächst am Kapitalmarkt an­
gelegt worden. Dies besagt selbstverständlich nicht,
daß die Investitionsrendite in der Bundesrepublik
überwiegend unter die Geldvermögensrendite gefal­
len wäre. Das wäre auch unmöglich. Denn die Zin­
sen, die am Kapitalmarkt oder von Banken geza,hlt
werden, müssen immer von jemandem, der am an­
deren Ende einer mehr oder weniger langen Kredit­
kette sitzt, erwirtschaftet werden. Insofern sagt das
jeweilige Kiveau der Rendite für Geldvermögen
schon etw'as aus über die Erträge, die bei den Sach­
investitionen erzielt ,,,-erden - aber eben, und
darauf kommt es an, nur über die Erträge bei den­
jenigen Sachinvestitionen, die realisiert werden,
und das sind derzeit sehr viel weniger, als für eine
Rückkehr zur Vollbeschäftigung nötig wären.

312. Immerhin, es stellt sich die Frage, wo das Geld
verbleibt, von dem man erwartet, daß es anlagesu­
chend auf die Zinsen drückt, bis so viele zusätzli­
che investive Ausgaben rentabel gev,-orden sind,
wie unseren Zielvorstellungen entsprechen. l"';un,

_alle Haushalte und Unternehmen, die aus Unsicher­
heit über ihre künftige wirtschaftliche Situation
oder aus Unsicherheit über die künftige Zinsent­
wicklung - die Zinsen könnten ja wieder steigen
- mehr Geld behalten oder ihr Geld kürzerfristig
i;J.nlegen, als sie es sonst täten, "verschwenden"
Geld, das die Zentralbank entsprechend dem von
ihr geschätzten "Normalbedarf" der \Virtschaft zur
Verfügung gestellt hat. Es bleibt zu viel passives
Geld in den Kassen der Haushalte, der Unterneh­
men und auch in den "Yfindestreserveguthaben der
Banken hängen (als Ausdruck der unzureichenden
Neigung zur längerfristigen 'Geldanlage). Das vor-
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handene Geld wird weniger häufig für Ausgaben
genutzt, es sinkt das, was wir. die Umlaufsge­
sch',v-indigkeit des Geldes nennen.

313. Nun konnte man meinen - und viele meinen
dies -, daß doch nichts einfacher wäre, als durch
dIe Zentralbank in dem Maße zusätzliches Geld in
die ,"Wirtschaft geben zu lassen, wie es für einen
ausreichend großen Zinsdruck nötig ,V'äre. Qas
wäre jedoch ein Trugschluß.

Mehr Geld schaffen, ändert ja im Prinzip an den
realen Bedingu.llgen der vVirtschaft überhaupt
nichts. vVenn Verunsicherung die \Virtschaft be­
drückt, so kann mehr Geld sie nicht beseitigen. Im
Gegenteil, es kann neue Inflationsfurcht hervorru­
fen und die Zuruckhalturrg der Geldkapitalanleger
und der Investoren wegen der Angst, bei der Infla­
tion letztlich zu _verlieren, eher verstärken. Mehr
Geld und mehr Innation können nur helfen, w'enn
man auf diese Vveise den Menschen, bevor sie aus­
weichen können, etwas wegnehmen kann, um es

,zugleich anderen, auf deren positive Reaktionen
man hofft, zukommen zu lassen, und wenn diese an
einen dauerhaften Vorteil glauben. Die Inflationser­
fahrung hat es aber anscheinend dahin gebracht,
daß eine expansive, gegenüber der Gefahr der
Geldentwertung gleichmütigere - Geldpolitik auf
dem Konto "Verunsicherung der Erwartungen"
mehr verliert als sie auf dem Konto "zeitweilige
Zinssenkung" geviinnt - immer vorausgesetzt; eine
expansive Geldpolitik führt überhaupt eine Zins­
sefl~~ung herbei, die bis in den Markt füclangfristi­
9:e Kredite hineinreicht.

Auf dem Markt für kurzfristige Kredite kann man
den Einfluß von Kursänderungen der Geldpolitik si­
cherlich eine Zeitlang als beherrschend ansehen.
Bis auf eine Phase stark expansiver Geldpolitik, die
zunächst Zinssenkungen bewirkt, ein i~flationsbe­
dingter allgemeiner Zinsanstieg folgt, vergeht Zeit
- wieviel, das hängt nicht zuletzt von der Sensibi­
lität der 'Wirtschaft in bezug auf neue Inflationsge­
fahren ab. Auf dem Markt für langfristige Kredite
aber ist nicht einmal der positive Anfangseffekt
ganz sicher. Im Prinzip wirken wegen des Ver­
bunds zwischen den -Kreditmärkten Zinssenkungen
am Geldmarkt zwar bis auf den Kapitalmarkt
durch, aber erstens selbst unter günstigen Bedin-

,gungen nur abgeschwächt entsprechend der Frist,
für die eine gegenwärtige Zinssenkung für dauer­
haft genommen wird, und zweitens auch dies mit
dem Vorbehalt, daß nicht gerade die heutige Zins­
senkung, w'ird sie durch eine expansive-Geldpolitik
erzwllngen, als Vorläufer einer später eher stärke­
ren, inflationsbedingten Zinssteigerung angesehen
wird. Immer muß ja eine auf Zinssenkungen abzie­
lende Geldpolitik darauf gefaßt sein, daß sie, was
den Kapitalmarkt angeht, bei der Laufzeit' neuer
\Vertpapiere teilweise vEirliert, was sie beim Zins­
satz gewinnt. Unter den ungünstigen Bedingungen
wiE::dererwachender Inflationserwartungen kann ihr
ein plötzlicher Attentismus der potentiellen Anle­
ger am Kapitalmarkt sogar umgehend eine Zinsstei­
gerung eintragen, wi.e es in den vergangenen Jah­
ren tatsächlich mehr als einmal geschehen ist.
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Kurz: Die Geldpolitik hat nur scheinbar die Herr­
schaft 'über die dauerhafte Zinsentwicklung, vor al-

- lemam Markt für langfristige Kredite, auf den es
für eine Beeinflussung der Investitionsbedingungen
vor allem ankäme. Von der Geldseite her etwas zur
Heilung mittelfristig angelegter Störungen bei den
Angebotsbedingungen der Volkswirtschaft beitra­
gen, .heißt die langfristigen Zinser:wartungen sen­
ken. Und dies wiederum verlangt, die langfristigen
Inflationserwartungen und zugleich die langfristi­
gen Erwartungen' hinsichtlich des Realzinses zu
senken, den die Volkswirtschaft im Zusammenhang
.mit der Produktivität ihrer Investitionen auf Dauer
bieten kann und den sie bei freiem internationalem
Kapitalverkehr je nach der internationalen Ein­
schätzung ihrer wirtschaftlichen Stabilität bieten
muß. Nur wenn dies gelingt, kann von den Kapital­
kosten her erwartet werden, daß die lvienge der In­
vestitionsprojekte zunimmt, für die die erwarteten
Erträge über die erwarteten Kosten hinausgehen,
und daß nicht zunehmender Export langfristigen
Kapitals eine solche Gesundung untergräbt. Dies ist
eine überaus schwierige und offensichtlich auch
langwierige Aufgabe. Und es ist selbstverständlich
nicht allein eine Aufgabe der Geldpolitik. GeldJäßt
sich nicht kommandieren, welchen vVeg es zu neh­
men hat. Und oftmals nimmt es'gerade deshalb ei­
nen anderen "\leg, weil man es zu stark drängt, den
gewünschten vVeg zu gehen.

314. Die Bundesbank hat in den vergangenen Jah­
ren einen wichtigen Beitrag geleistet, indem sie für
ein Geldangebot sorgte, das auf den Finanzierungs­
bedarf einer Volkswirts.chaft mit wachsendem und
allmählich wieder voll auszulastendem Produkti­
onspotential bei stetig abnehII1-ender Inflationsrate
ausgerichtet war. Es wurde eine Expansion der
Zentralbankgeldmenge ~ugelassen, bei der zuneh­
mend Finanzierungsreserven nur dadurch entstan­
den, daß die gesamtwirtschaftlicheN,achfrage das
gesamh-virtschaftliche Produktionspotential nicht
voll ausschöpfte. Insoweit sorgte die Geldpolitik
konjunkturell für einen Anlagedruck bei Banken
und sonstigeri Kapitalaniegern, behielt aber gleich­
wohl die Führung bei der Dämpfung der allgemei­
nen Inflationserwartungen.

Die Bundesbank kann als "entscheidenden Erfolg bu­
chen, daß es gelang, die Tendenz steigender Infla­
tionsraten zu brechen und Jahr für Jahr den Anstieg

- des Preisniveaus zu verringe:m. Um mehrere volle
Prozentpunkte sank im Gefolge dieser Politik das
Zinsniveau. Aber es erwies sich dabei auch, daß
die Geldpolitik die Ausnutzung der gebotenen Fi­
nanzierungsspielräume nicht in der Hand hat.

315. Es stellt sich daher. weiterhin die Frage, ob
die Möglichkeiten der Geldpolitik damit erschöpft
sind. 'Wir haben selbst immer betont und bleiben
dabei, daß Geldmengenpolitik im Prinzip keine Zins­
politik sein kann und sein soll. Nicht auszuschlie­
ßen ist aber, daß im Rahmen der Geldmengenpolitik
doch etwas getan werden kann, was schneller zu
den Zinsen führt, bei denen ein gegebenes Geldan­
gebot besser genutzt wird - ohne also den Pfad
der Mengensteuerung zu verlassen. "Väre es mög-

lieh, das Geldmengenziel einzuhaltEm und doch die
Maßnahmen der Geldpolitik so zu 'Y;;:ählen, daß sich
die Zinssenkung beschleunigte, so hätte eine solche
Politik:- - anders als eine' expansive Geldmengen­

"politik - nicht die Gefahr gegen s!.ch, auf mittlere
Sicht mehr zu verlieren, als sie .kurzfristig gewänne.

316. Das mag schwierig sein. Doch wie wir schon in
unserem letzten Ja.hresgutachten dargelegt haben, meinen"
wir, daß der Entscheidungsspielraum' der Bundesbank in
bezug auf dfe Frage, in weIcher Form eine bestimmte
,vlenge Zentralbankgeld zur Verfügung gestellt -werden
soll, mehr in diesem Sinne genutzt werden könnte und
genutzt werden sollte. Die Bundesbank hat auch 1977
wieder ihre Vorliebe bewiesen, das zusätzliche Zentral­
bankgeId, das -zum Erreichen ihres l'vlengenziels paßte~

durch die Freigabe von Mindestreserven der Banken und
durch extrem kurzfristige Zentralbankkredite zur Ver­
fügung zu stellen. Beides verändert unmittelbar Liquidi­
tät und Rentabilität der Banken und dürfte mittelbar
auch bis auf den Kapitalmarkt durchwirken. Die gleiche
j'.tIenge Zentralbankgeld ist jedoch wertvoller, wenn sie
von vornherein langfristig gegeben wird, nämIich_ im
Offenmarktgeschäft mit langfristigen Titeln. Das Ein­
treten in langfristige Kredite könnte einen 1vesentlich
deutlicheren Einfluß auf den langfristigen Zins haben, als
er sich aus der gegenwärtigen Politik ergibt. Man mag
dies auch so sehen: Nur im Vordergrund geht es um
Zinsen., 'Vorauf es eigentlich ankommt, ist Anlagebereit­
schaft - in ihr kommt zugleich Risikobereitschait zum
Ausdruck -, und als Folge von mehr Anlagebereit­
schaft erwarten wir, vermittelt durch einen sinkenden
Zins, auf der anderen Seite des jvlarktes mehr Ausgabe­
bereitschaft. Der Kauf langfristiger Titel brächte mehr
Anlagebereitschaft unmittelbar an den Markt.

'Wohlgemerkt, wir treten nicht ein für eine Zinsführer­
schaH der Bundesbank am Kapitalmarkt. 'Welches der
"richtige" Kapitalmarktzins ist, kann im Grunde auch die
Bundesbank nicht 1vissen. Und sie kanil steh vor allem
nicht zutrauen, mit den wenigen ]\'1iIliarden, die· sie jähr­
lich einzusetzen hätte, die vielen Milliarden, die am Kapi­
talmarkt aufkommen, ohne weiteres ins Schlepptau zu
nehmen. "Vird ein Zinsdruck, den sie erzeugt, von den
übrigen Anlegern als künstlich empfunden, so können
die vielen ]VliIiiarden auch in die Gegomrichtung drän­
gen - Aitentismus. Uberdies muß die Bundesbank eine
Situation vermeiden, in der ihr Zinss!eigerungen und
Kursverluste am Kapitalmarkt als Folge einer forcierten
Offenmarktpolitik vorgehalten werden, die die Zinsen zu
stark gedrückt habe; dies müßte das Vertrauen in die
Bundesbank schädigen: Für ein ständiges Oiienmarkt­
geschäft mit langfristigen Titeln müßte daher eine Tech­
nik entwickelt werden, die solche Nachteile vermeidet.

Mit Geschick betrieben und konsequent eingebunden in
das Konzept der Geldmengensteuerung halten wir die
Risiken einer solchen Politik für beherrschbar. Und ge­
genwärtig brauchte sich die Bundesbank nicht von den
genmmten Bedenken entscheidend leiten zu lassen, jeden­
falls dann nicht, wenn sie sich zutraut, die Politik einer
allmählichen Senkung der Inflationsrate fortzuführen.
Denn in dieser Lage dürfte es kaum ernsthafte Zweifel
geben, daß auf die Dauer die Kapitalmarktzinsen weiter
sinken ,verden.

317. Dabei lassen wir uns, es sei w!.ederholt, nicht
von der Vorstellung leiten, ein rasches Sinken der
Zinsen könne oder dürfe an die Stell~ einer Lösung
der übrigen mittelfristigen Probleme des Kostenni­
veaus, der Investitionsrisiken und des Strukturwan­
dels treten. Ein solcher Versuch würde keinen dau-
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erhaften Erfolg versprechen. Die Zinsen werden
auch weiterhin Erfolge an anderer Stelle, nament­
lich Erfolge in der Ubenvindung inflatorischer
Kräfte außerhalb der Geldsphäre, eher konstatieren
müssen, als ihnen voraneilen. Sie brauchten ihnen
aber möglichenveise auch nicht allzu zögerlich Zu
f?lgen.

Einzuräumf:n ist: Vertrauen läßt sich nur allmäh­
lich erneuern. Es bleibt hinter einer aktuellEm Ver­
besserung der Situation zurück, solange, "\I,;'as heute
ist, nicht schon für dauernd genommen wird.

Die Allmählichkeit des Zinssenkungsprozesses zeigt
dies an. Aber eS ist eben auch gerade diese Lang­
samkeit, die die Befreiung der Volkswirtschaft aus
den. Verzerrungen der vergangenen Jahre so sehr
zu einer Geduldsprobe macht, daß die Sorge

.wächst, es würden. aus Ungeduld neue, weniger
vernünftige Rx:perimente versucht, als mit der ge­
gegenwärtigen Strategie der Geldpolitik ver~inbar
wären.

11I. Konsolidierung im Rückblick

318. Der Staat sieht sich dem Vorv{1uf ausgesetzt;
nach 1975 durch eine restriktive FInanzpolitik die
Beschäftigungsprobleme verschärft zu haben. Zum
Beleg dieser These \vird auf den starken Abbau der
staatlichen Defizite in den Jahren 1976 und 1977·
venviesen, in denen das Tempo der Ausgabenstei­
gerung verhalten, die Zunahme der Steuereingänge
dagegen kräftig war (Ziffern 166 ff.). Damit hat er,
so wird. beklagt, die konjunlcturelle Schwäche im
Jahre 1977 mitverursatht. " .

Die Konsolidierungsanstrengungen des Staates ha­
ben in den letzten beiden Jahr-en die expansi:ven
Impulse. der -Finanzpolitik stark zurückgehen 1as­
sen. Gleichwohl dürften im Jahre 1977 - berück­
sichtigt man die vielen Sonderfaktoren, die den
konjunkturellen Impuls in diesem Jahr der Tendenz
nach unterzeichnen -=-noch expansive Impulse von
der Finanzpolitik ausgegangen sein, wenn auch nur
schwache (Ziffern 163 ff.). Im nachhinein gesehen
waren diese Impulse weniger' 'stark, als der kon­
junkturellen Entwicklung förderlich gei,vesen wäre.
Eine konjunktur- und beschäftigungspolitische
Würdigung der Finanzpolitik s'ollte indes nicht nur
auf die Entwicklung der letzten beiden Jahre ab­
stellenj denn 1975 waren vom Staat expansive Im­
pulse von zuvor nicht gekannter Größenordnung
ausgegangen, die dem Abgleiten in eine schwere
Krise entgegenwirktECn, deren Abbau aber mittelfri­
stig anstand, um die Erwartungen der Privaten zu
stabilisieren.

319. Im Jahre 1975 waren Gre~zen fÜr eine Kon­
junktursteuerung durch expansive Finanzpolitik
sichtbar geworden..Zum einen schien der Vorrat an
öffentlichen Projekten, die kurzfristig hätten· in An­
griff genommen werden können, weitgehend er­
schöpft, zum anderen beeinträchtigte die Labilität
der Erwartungen die vVirksamkeit zusätzlicher
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Staatsausgaben. Private Haushalte und Unterneh­
men; die in dem hochschießenden Staatsdefizit ein
ImJiz für eine sich' immer weiter ausbreitende
Staatstätigkeit sahen, fürchteten um den Spielraum
für eigene Aktivitäten in der ZukUnft. Zudem nähr­
te dieses Defizit die Inflationsfurcht. Die Finanzpo­
litik stand also unmittelbar nach der Rezession vor
der Aufgabe, das sprunghaft angestiegene Defizit
der öffentlichen Haushalte auf ein normales Maß
zurückzuführen. Je mehr es ihr dabei gelang, Ver­
trauen für eine miiti:üfristig anqelegte Konsolidie­
rungsstrategie zu "gewinnen, um so größer war il:!r
Spielraum, durch Nachfragestützung und wachs­
tumsfördernde ~laßnahmendem Aufschwung voran­
zuhelfenj dies war der Inhalt einer Politik der
Konsolidierung und Expansion zugleich (JG 75 "Zif-
fern423 ff.). ..

320. Den Konsolidierungsanstrengungenkam en,t­
gegen, daß die Steuere.ing.änge überraschend stark
zunahmen. Zum Teil war das Reflex der zunächst
kräftigen konjunkturellen Belebung in der ersten
Hälfte des Jahres 1976. Zum Teil war aber auch die
mittelfristige Entwicklung der Steuereinnahmen zu
pessimistisch eingeschätzt, der Konsolidierungsbe­
darf also überschätzt worden (Ziffer 150). Mit dem
überraschenden Anstieg der Steuereinnahmen erle­
digte sich ein Teil deL Konsolidierung von selbst.
Das Defizit der öffentlichen Hand ging von 68 Ylrd
DM im Jahre 1975 aui 35 Mrd D:Yl im Jqhre 1977
zurück; der Kapitalmarkt wurde dadurch entla­
stet.

321. Konsolidierung der öffentlichen Haushalte be­
deutete aber auch einen Abbau der hohen expansi­
ven Impulse. Eine Politik der schnellen Konsolidie­
rung mußte auf starke Selbstheilungskräfte des
Marktes setzen. Für die Chance, die mittelfristig er­
forderliche Konsolidierung in einem Kraftakt zu be­
Wältigen, .. mußte sie das Risiko eingehen, die Auf-

.. schv;ungskräfte zu wenig zu stärken und ·damit den
Fortgang des Aufschwungs zu verzögern. Die. Fi­
nanzpolitik der Jahre 1976 und 1977 ist dieses Risi­
ko eingegangenj 1976 hat sie den expansiven Im­
puls drastisch verringert, in diesem Jahr hat sie ihn
weiter abgebaut (Ziffern 160 ff.). Da der konjunktu­
relle Aufschwung recht kräftig eingesetzt hatte,
stand das Bemühen um Konsolidierung zunächst im
Einklang mit den konjunkturellen Erfordernissen.
Der Staat nahm seine Ansprüche an das Produk­
tionspotential zurück. Damit war Raum gegeben für
private Investitionen und Konsum. Die Investitions~

neigung erwies sich .aber als zu schwach. Der Auf­
schv,mng verlor bereits seit der zweiten Hälfte des
Jahres 1976 deutli.ch an Kraft.

Daß der konjunkturelle Aufschwung schwächer
ausfiel, als bis weit in das Jahr ·1977 erwartet wur­
de, mußte der Politik der Konsolidierung Kritik ein­
bringen. Im nachhinein zeigte sich, daß das Maß an
Konsolidierung zu groß war für einen so moderaten
Aufschvmng.

Bei der Kritik am Tempo der Konsolidierung sollte
aber nicht übersehen werden, warum die Konsoli-



Deutscher Bundestag - 8. \Vahlperioqe ,Druck:;ache ,8/1221

dierung erforderlich geworden war und was sie zur
Stabilisierung der Erwartungen auf' mittlere' Frist
beigetragen hat. Sie war ein Versuch, das Vertrau­
en der Privaten, das in der inflationären Phase der
fr.üheren siebziger Jahre gelitten hatte, wiederzuge­
,,\'innen und deren Zukunftserwartungen zu' verbes-,
sem. Die Befürchtung~n jener wurden gedämpft,
bei denen durch die hohe Staatsverschuldung Infla­
tionsängste wachgehalten worden \Varen. Kurzfri­
stig wurde den Priv'lten bei der voI\ der Bundes­
bank vorgegebenen GeldpoIitik ,ein größe~er Finan­
zierungsspielraum eingeräumt. Mittelfristig wurde
die. Sorge der Privaten gemildert, daß der ~taat ih­
ren Aktivitäten im 'Wege stünde, wenn sich die
wirtschaftliche Lage v.ieder normalisierte:

322. Von Anfang an hatte man nicht darauf setzen
können, daß' die Finanzpolitik sich der konjunktu­
rellen Entwicklung kurzfristig anpassen kann. Da­
für fehlt es ihr an Flexib~lität. Zeit vergeht, bevor
eine veränderte Lage als solche erkannt wird. \Virt­
schaftspolitische :YIaßnahmen müssen geplant, von
den Entscheidungsgremien verab'schiedet und von
der Verwaltung ausgeführt werden. Hätte man bei
der Konsolidierung weniger Risiko im Hinblick. auf
die mögliche Gefährdung der konjunkturellen Ent­
wicklung eingehen wollen, dann hätte man bei der
kurzfristigen Durchsetzung der Konsolidierung be­
hutsamer vorgehen, dafür aber in' den mittelfristi­
gen Festlegungen entschiedener sein müssen.

323. . Zweifel an der Stärke der Selbstheilungskräfte
des Marktes hätten vor allem auch dafür gespro­
chen, mehr für die Verbesserung der Investitions­
neigung zu unternehmen. Der Sachverständigenrat'
hat in seinem letzten Jahresgutachten dafür gewor­
ben, daß sich der Staat mehr am Risiko von Investi­
tionen "!lnd Innovationen und an den Ko::;ten des
Strukturwandels beteiligen sollte. Der Staat hat
diesen \Veg nur zögernd beschritten.

324. \Vas der Staat zur Verbesserung der Investi­
tionsbedingungen und damit zum Abbau der mittel­
fristigen Beschäftigungsprobleme durch Anderung
des Steuerrechts seit 1975 nach und nach getan hat,
ist dabei nicht wenig. Neben der Fortsetzung der
Steuerreform, die die Doppelbelastung 'ausgeschüt­
teter Gewinne von Kapitalgesellschaften beseitigte,
wurde 1976 ein Verlustrücktrag eingeführt, in die­
sem Jahr wurde ein Abbau der Belastung durch die
Gewerbesteuer und durch die' Vermögensteuer,' eine
Erhöhung der 'Sätze für die degressive Abschrei­
bung für Ausrüstungen sowie die \Viederein:füh­
rung der 'degressiven Abschreibung für 'Wirt­
schaftsbauten Und den f-reifinanzierten' Mietwoh-

. nungsbau beschlossen (Ziffer 1St). Daß sich die Dis­
kussion um diese Steuererleichterungen. lange hin­
zog, stand aber einem kurzfristigen Umschlagender
Erwartungen entgegen.

325. Mit dem Programm für Zukunftsinvestitionen,
'das zu Beginn des Jahres 1977 eingeleitet wurde,
soll künftigen 'Engpässen in der öffentlichen Infra­
struktur vorgebeugt werden. Es ,bildet ein Gegenge­
wicht zu den Kürzungen der Investitionspläne, die

die Gebietskörperschaften in ihren mittelfristigen
Finanzplanungen vorgenommen hatten. "Vachs­
turnsfördernd in dem Sinne, daß es zur Schaffung
neuer Arbeitsplätze - und nicht nur zur Besetzung
schon vorhandener - beiträgt, is t das Programm
kaum. Kur ein geringer Teil der Pnjekte dürfte die
Rentabilität privater Investitionen direkt verbes­
sern oder im öffentlichen Bereich unmittelbar ar-.
beitsplatzschaffe'nd sein. Erst im September 1977
hat die Bundesregierung gleichzeitig mit dem in­
zwischen geänderten und -verabschiedeten Gesetz­
entwurf zur Steuerentlastung und h.vestitionsförde­
rüng eine Verdoppelung der ZUlage für For­
schungs- und Entwicklungsinvestitionen sowie eine
Aufstockung der Mittel zur Förde::ung von Unter­
nehmensgründungen beschlossen.

IV. Mangel an Arbeitsplätzen

326. Die ungelösten AngebotspTObleme finden
ihren Niederschlag in einem :YlaEgel an Arbeits­
plätzen. Infolge des Lohndrucks und geänderter au­
ßenwirtschaftlicher Bedingungen sowie im Rahmen
des Struktur\vandels sind in"denletzten Jahren vie­
le Arbeitsplätze weggefallen, ohne daß dafür in
ausreichender Zahl neue entstanden sind. Um zu­
sätzliche Arbeitsplätze zu schaffen, hatte es we!t
höherer Zuwächse bei den ~nvestitionen bedurft,
als in den letzten Jahren tatsächlich erreicht wor­
den sind. Die Bundesrepublik hat daher ein Produk­
tionspotential, das' nicht mehr zu Vollbeschäftigung
paßt.

327. vVie viele Arbeitsplätze gegenwärtig fehlen
und ~wie viele darüber hinaus geschaffen werden
müssen, um die geburtenstarken Jahrgänge in den
Erwerbsprozeß eingliedern zu können, läßt sich
nicht mit Sicherheit sagen. An anderer Stelle haben
wir aufgezeigt, daß derzeit mehr als eine und eine
halbe Million Menschen ohne einen Arbeitsplafz
sind; davon sind nur zwei Drittel, also rund eine
Million, bei den Arbeitsämtern als Arbeitslose ge­
meldet (Ziffern 101 ff.). "Vir'unterstellen, daß gegen­
wärtig etwa 500 000 Arbeitsplätze wegen der gerin­
gen Kapazitätsauslastung nicht besetzt sind: Das ist
die konjunkturelle Komponente der Unterbeschäfti­
gung, von der wir annehmen, daß sie bei einem
kräftigen Konjunkturaufschwung wieder ver­
schwindet. Es bleiben nach dieser Rechnung etwa
eine :YIillion Personen, für die gegenwärtig Keine
Arbeitsplätze vorhanden sind.

Ein Teil dieser Arbeitslosigkeit 15t insofern "un­
echt", als es sich dabei um eine sogenannte Such­
oder Friktionsarbeitslosigkeit handelt. Selbst in der
Zeit des Arbeitskräftemangels, also bis Anfang der

-siebziger Jahre, sank die Arbeitslesenzahl im Jah­
resdurchschnitt nicht unter 150 000. Die Such- oder
Friktionsarbeitslosigkeit dürfte inzwischen höher
anzusetzen sein als in der Vergangenheit. Der Be­
darf an Arbeitsplätzen wird davon freilich nicht im
gleichen Cmfang vermindert. DE:nn wegen des
Strukturwandels, der es vielen Arbeitslosen er­
schwert, rasch den passenden Arbeitsplatz zu fin-
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de~, ist auch eine grQßere Anzahl offener Stellen
notwendig, wenn_ größere Friktionen auf dem Ar­
beitsmarkt vermieden werden sollen.

328. Die Größe' des erforderlichen Arbeitsplatzpo­
tentials, also die Anzahl der Arbeitsplätze, die be­
nötigt werden, wenn Vollbeschäftigung herrschen
soll, läßt sich rechnerisch ableiten aus der Höhe
des Kapitalstocks und -der durchschnittlichen Kapi­
talausstattung je Arbeitsplatz (Kapitalintensität).
Bei einem gegebenen Anstieg der Kapitalintensität
muß der Kapitalstock mit einer bestimmten Rate
wacJ1sen, damit die Anzahl der Arbeitsplätze- mit
d~r Anzahl der Personen, die arbeiten wollen (Er­
werbspersonenpotential), übereinstimmt (JG 76 An­
hang VIII).

Sowohl die Schätzung des Arbeitsplatzpotentials
als auch die des Enverbspersonenpotentials ist al­
le:rdings mit erheblichen statistischen und methodi­
schen Unsicherheiten behaftet:

- Die Höhe des Kapitalstocks errechnet sich in
den Volks,virtscliaftlichen Gesamtrechnungen
aus den jährlichen Zugängen durch Bruttoinve­
stitionen und den jährlichen Abgängen an Anla­
genaufgrund von technischem Verschleiß. Pro­
blematisch ist dabei vor allem die Ermittlung
der Abgänge, die in der_ amtlichen Statistik an­
hand von schematischen Uberlebensfunktionen
für einzelne Anlagegüter vorgenommen vlird.
Dabei bleibt unberücksichtigt, wenn Anlagen
vorzeitig verschrottet· oder wirtschaftlich ent­
werte! werden, aber auch wenn sie länger als
üblich im Produktionsprozeß ~enutztwerden.

- Der trendmäßige Anstieg der Kapitalintensität,
wie er in der Vergangenheit zu beobachten vrar,
ist nicht nur eine vom autonomen technischen
Fortschritt, sondern auch von den wirtschaftli­
chen Umständen bestimmte Größe. Er dürfte auf
mittlere Sicht auch abhängen von der Entwick­
hmg der relativen Preise für Arbeit und Kapital.
Denn steigen die Löhne langsamer als das Ent­
gelt für das eingesetzte Kapital, lohnt es sich
weniger, von arbeitsintensiven auf kapitalinten-
sive Fertigungen überzugeh~n. .

- - Die Schätzung des Erwerbspersonenpotentials
basiert nicht nur auf Annahmen über die Ent­
wicklung der vVohnbevölkerung, sondern auch
über die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung.
Vor allem die Entwicklung der alters- und ge­
schlechtsspezifischen Erwerbsquoten unterliegt
vielen Einflußfaktoren, die nur schwer abzugrei­
fen sind, wie zum Beispiel Veränderungen in
der Ausbildungsdauerj sie hängt überdies auch
von der wirtschaftlichen Situation und insbeson­
dere von der Lage auf dem Arbeitsmarkt ab.
Außerdem wird das Envetbspersonenpotential
nicht nur durch die Erwerbsbeteiligung der In­
länder, sondern auch durch Zu- und Abwande­
rungen von Ausländern bestimmt.

vVill man den gegenwärtigen und künftigen Bedarf
an Arbeitsplätzen abschätzen, so tut man gut, die
Schätzrisiken im Auge zu behalten, wie sie insbe-
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sondere aus dem hypothetischen Charakter einzel­
ner Größen resultieren.

329. Im vergangenen Jahr hatten wir mit Hilfe
einer1vlodellrechnung veranschaulicht, daß in d~n

Jahren 1973 bis 1976 als Folge der Investitions­
schwäche im Unternehmenssektor etwa 800 000 Ar­
beitsplätze verlorengegangen sein 'könnten (JG 76
Ziffer 95). Es konnte jedoch nicht ausgeschlossen
werden, daß tatsächlich mehr Arbeitsplätze verlo­
rengegangen sind, als es unsere Rechnung. zeigte.
Denn diese weist nur solche Arbeitsplätze aus, die
"iegen der Investitionsschwäche riicht entstanden
sind, nicht aber auch solche, die zwar in den
Grunddaten noch enthalten sind, aber infolge von
Konkursen, Betriebsstillegungen, Produktionsverla­
gerungen ins Ausland oder aus anderen Gründen
inzwischen nicht mehr rentabel genutzt werden
können. Andererseits ist aber auch möglich, daß
die Anzahl der vorhandenen Arbeitsplätze unter­
schätzt wurde, weil iI1 Zeiten der Investitions­
schwäche . Anlagen länger genutzt werden als üb­
lich. In diesem' Falle stünden bei einem Auf­
schwung mehr Arbeitsplätze zur Verfügung, wenn­
gleich nur so lange, wie es den Unternehmen renta­
bel erscheint, veraltete Produktionsanlagen mit teu­
ren Arbeitskr~ftenzu besetzen. vVelcher der 'beiden
Faktoren letztlich stärker ins -Gewicht fällt, vermö­
gen wir nicht zu sagen. Ivlan kann jedoch anneh­
men, daß über die normale Lebensdauer hinaus ge­
nutzte Anlagen nur vorübergehend als Kapazitäts­
reserven gehalten werden und daß sie früher oder
später ersetzt werden müssen.

330. Unsicher ist auch, wie sich der Investitions­
aufwand für neu zu schaffende Arbeitsplätze und
für die Modernisierung alter Arbeitsplätze entwik­
keIn wird, ob sich also der Anstieg der Kapitaliil­
tensität im bisherigen Tempo fortsetzt. Seit Beginn
der sechziger Jahre war der trendmäßige Anstieg
der Kapitalintensität maßgeblich dadurch beein­
flußt, daß Arbeitskräfte immer knapper wurden,
und daß die Unternehmen versuchten, dem Druck
steigender Lohnkosten durch einen verstärkten Ka­
pitaleinsatz auszuweichen. Der technische Fort­
schritt in den sechziger und frühen siebziger Jah­
ren war arbeitssparend und kapitalabsorbierend. Es
gibt Grund zu der Annahme, daß das Uberangebot
an Arbeitskräften und ein verändertes Klima in der
Lohnpolitik künftig den Zwang zur Einsparung von
Arbeitskräften vermindern wird, auch wenn die
derzeitige RationalisieTungswelle, wie sie vor allem
in weiten Bereichen des arbeitsintensiven Dienstlei­
stungssektors zu beobachten ist, .den gegenteiligen
Schluß nahelegen könnte. Uberdies sind auf techno­
logischem Gebiet Entwicklungen im Gange, die wie
in der Mikroelektronik häufig auf eine Senkung der
Investitionsaufwendungen je Arbeitsplatz hinaus­
laufen. Diese Entwicklung könnte dazu beitragen,
daß. die Kapitalintensität langsamer steigt als bis­
her. Andererseits könnt~n zusätzliche l\1aßnahmen
z.ur Energieeinsparung und zum Schutz der Umwelt
sowie eine forcierte Politik der Arbeitszeitverkür­
zung den Anstieg der Kapitalintensität beschleuni­
gen. Es ist kaum möglich, die unterschiedlichen Ef­
fekte gegeneinander aufzurechnen.
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331. Schließlich kann man fragen, ob sich auf mitt­
lere Frist die Erw~rbsbeteiligu-llgtatsächlich so ent­
wickeln wird, wie es die bloße Fortschreibung von
Vergangenheitstrends anzeigt, in denen sich maß­
geblich die Zeit der Arbeitskräfteknappheit wider­
spiegelt. Es ist nicht auszuschließen, daß sich auch
andere Verhaltensweisen in bezug auf die Erwerbs­
beteiligung herausgebildet haben.

332. Mit Hilfe von Modellrechnungen haben wir
uns eine Vorstellung davon zu verschaffen ver­
sucht, wie viele Arbeitsplätze geschaffen werden
müßten, und welche Zuwachsraten bei den Investi­
tionen möglicherweise erforderlich wären, wenn bis
1981 eine einigermaßen befriedigende Beschäfti­
gungssituation möglich sein soll.

Nach einer Untersuchung des Instituts für Arbeits­
markt- und Berufsforschung- der Bundesanstalt für
Arbeit, auf die wir uns bei den Rechnungen stüt-

_ zen, wird das deutsche Erwerbspersonenpotential
von gegenwärtig 24,6 Mio Personen auf 25,0 Mio
Personen, also um 400 000 Personen zunehmen. Er­
gänzt ,,"erden müssen diese Zahlen um eine Schät­
zung der Entwicklung der Ausländerbeschäftigung.
vVir haben aufgrund von Angaben des Bundesmini­
steriums für' vVirtschaft angenommen, daß sich die
Anzahl der ausländischen Arbeitskräfte bis 1981
um 550000 Personen verringert; 1981 wären dann
noch etwa 1,5 Mio ausländische Arbeitnehmer in
"der Bundesrepublik. Diese Zahl ist vermutlich eine.
Untergrenze, denn in letzter Zeit hat sich die Ab­
wanderung von Ausländern merklich verlangsamt.
Kimmt man außerdem an, daß sich die Anzahl der
Selbständigen um 300 000 auf 3,4 Millionen verrin­
gert, daß ein Teil der stillen Reserve nicht auf dem
Arbeitsmarkt in Erscheinung tritt - wofür viir eine
Anzahl von 250 000 Personen ansetzen -, und daß
die Such- und Friktionsarbeitslosigkeit mit 250 000
etwas höher ist als in der Vergangenheit, so, ergibt
sich nach der Modellrechnung bis 1981 ein Bedarf
von 22,6 Mio Arbeitsplätzen für abhängig Beschäf­
tigte, davon 1810 Mio im Unternehmenssektor. Da,­
bei ist unterstellt, daß sich die Anzahl ,der Beschäf-

tigten in den übrigen Sektoren insgesamt - also
beim Staat, bei den privaten Haushalten und Orga­
nisationen ohne EnV"erbscharakter und im Bereich
der \Vohnungsvermietung - jährlich um 11/2 vH
bis 2 vH erhöht; diese Zuwachsrate ist etwas grö­
ßer als in der jüngsten Vergangenheit, aber deut­
lich niedriger als im Durchschnitt der letzten fünf­
zehn Jahre, weil nicht damit gerechnet wird, -daß
der Staat, der wichtigste Arbeitgeber außethalb des
Untemehmenssektors, seinen Personalbestand auch
nur annähernd so stark wie in den, sechziger und
den frühen siebziger Jahren ausweiten wird.

333.. Lm eine Vorstellung davon zu gewinnen, wel­
ches Investitionsvolumen erforderlich ist, damit bis
1981 das Arbeitsplatzangebot entstE,ht, das zu Voll­
beschäftigung paßt, muß man hinsichtlich der Ent­
wicklung der Kapitalintensität bestimmte Annah­
men machen. Bei unseren Rechnung'en,- denen alter­
native Trends zugrunde lagen, zeigte sich, daß die
Ergebnisse sehr sensibel sind im Hinblick auf Ver­
änderungen in den Stützbereichen für die Trendbe":
rechnung (Tabelle 34). 'Wir halten e_s für plausibel,
den Anstieg des Trends der Kapitalintensität, der
sich aus den INerten der Jahre 1950 bis 1974 ergibt,
für die Jahre nach 1977 zu unterstellen. In diesem
Trend mischen sich die Ergebnisse zweier unter- ­
schiedlicher vVachstumsphasen: Die Zeit der fünfzi­
ger Jahre, als Arbeitskräfte reichlich und die Lohn­
kosten relativ niedrig waren, und die Zeit der sech­
ziger und frühen siebziger Jahre, die von Arbeits­
kräfteknappheit und zunehmendem Lohnkosten­
druck gekennzeichnet waren. Ein solcher gemittel­
ter Trend könnte für die nächsten Jahre charakte­
ristisch sein, falls die Entwicklung der Löhne der
Lage auf dem Arbeitsmarkt Rechnung trägt und
sich dadurch wieder eine Tendenz zu einer langsa­
meren Zunahme der Kapitalintensität durchsetzt.

334. Auch unter dieser optimistischen Annahme,
das heißt bei einem im Vergleich zur jüngeren Ver­
gangenheit deutlich flacheren AIisEeg der Kapital­
intensität im Trend, werden die Investitionen in

Tabelle 34

Rechnerisches Arbeitsplatzpoteniial im Jahre 1981 1)

Trend der Jahre

1950/74

1950/76

1960/77

1964/73

Jährliche
Zuwac.1J.srate
der Kapital­
intensität

im Trend 2)

vH

4,9

5/1

5,3

Arbeitsplatzpotential bei Zunahme der realen
Bruttoanlageinvestitionen

je Jahr um ... vH

3 6 9 12

1000

17165 17415 17 676 17950

17035 17283 17542 17'814

16493 16733 16984 17248

16758 17002 17256 17524

1) Ege!'.e Sc.':1ätzung; Unternehmenssekto!" (ohne "\Voh!'.ungsver::nietung), abhängig Beschäftigte.
2] Zunahme der potentie:!en Kapite.lintensität während des Zeitraums 19i't!81 wie im Trend der angegebenen Zeiträume.
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den -kommenden Jahren wesentlich rascher zuneh­
men müssen als in den letzten Jahren, damit sich
das Defizit an Arbeitsplätzen nicht ständig vergrö­
ßert. Kimmt man an,daß die Jealen Anla"geinvesti­
tionen der Unternehmen bis 1981 um jährlich 9 vH
steigen, so würden in jenem Jahr rund 300000 Ar­
beitsplätze fehlen, nicht gerechnet, daß aus Grün­
den des Strukturwandels künftig möglicherweise
mehr offene Stellen vorhanden sein müssen. Nur
wenn man unterstellen dürfte, daß die Erwerbsbe-
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teiligung in Zukunft deutlich niedriger sein wird,
als wir dies in unserer Rechnung bereits angenom­
men haben, wäre der Mangel an Arbeitsplätzen bis
dahin weitgehend behoben. \Venn dieses Ziel erst
für das Jahr 1985 ins Auge-gefaßt wird,müßten die
Unternehmen etwa 8 vH jährlich mehr investieren.
In beiden Fällen müssen die Zuwachsraten also er­
heblich über das hinausgehen, was ill- der Vergan­
genheit unter wesentlich günstigeren Bedingungen
erreicht worden ist.
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VIERTES KAPITEL

Vollbeschäftigung durch Wirtschaftswachstum

I. Worauf es ankommt

335. Die \Virtschaftspolitik der vergangenen Jahre
hat eine Schlappe erlitten. Ausgerichtet dara,uf, die
Inflation zu überwinden, im staatlichen ebensowohl
\'{ie im privaten Bereich der 'Wirtschaft die Verzer­
rungen zu beseitigen, die aus dem inflatorischen
übermaß an Ansprüchen entstanden waren, hat sie
mit dem Konzept der mittelfristigen Orientierung in
der Geldpolitik und. der' Finanzpolitik mif die
Selbstheilungskräfte der Marktwirtschaft gesetzt.
hat diese Kräfte zu unterst4tzen, nicht zu ersetzen
versucht. Der entscheidende Erfolg, das Ingangset­
zen eines sich selbst tragenden, kräftigen, aber
doch nicht wieder inflationsgefährdeten Auf­
schwungs, hafauf sich warten lassen. Das Konzept,
das diese Schlappe erlitten hat~ ist im Prinzip auch
das Konzept, für das der Sachve'rständige~rat ge­
worben hat. Zwar sind ""-lr schon vor einem Jahr
für "eine Entlastung der marktwirtschaftlichen
Selbstheilungskräfte durch eine möglichst ~fas­

'sende wachstumspolitische Initiative eingetreten,
doch wir müssen einräumen, daß auch wir die Stär­
ke der retardierenden Momente, die vom Ausland,
aber auch immer noch vom Inland her wirKsam wa­
ren, unterschätzt haben. i\n anderer Stelle dieses
Gutachtens haben wir dargelegt, inwieweit die mit­
telfristigen Probleme, die vor allem auf der Ange­
botsseite der Volkswirtschaft - im Kostenniveau,

, ,

in den Investitionsrisiken, in den Schwierigkeiten
des Strukturwandels - ihren' Ursprung haben, an­
scheinend noch ungelöst sind. Daß es zu dem Kon­
zept der' mittelfristigen Orientierung der 'Wirt­
schaftspolitik eine marktwirtschaftliche Alternati­
ve, die mehr als nur vorübergehenden Erfolg ver­
heißen ~önnte,'nicht gibt, ist dadurch nicht wider­
legt. Doch die Erfolgsverzögerung mq.cht eine vor­
übergehende Kursänderung nötig, wie sie die \Virt­
schaftspolitik inzwi,schen ,::ollzogen hat.

336. Dabei ist jedoch zu bedenken: Es gehört ·zu
den wichtigsten Erfahrungen der vergangenen Jah­
re, daß die KOl).junkturpolitik' zwar in begrenztem
Umfang Fehlentwicklungen korrigieren kann, daß
sie jedoch das wirtschaftliche Grundgeschehen mit
ihren Mitteln nicht im Griff hat. Ist die latente Ei­
,gendynaI?ik der \Virtschaft cgroß - wie etwa
1967/68 -, so reichen mäßig starke Impulse aus, ei~ .
nen kräftigen Aufschwung in Gang zu setzen, ja
die Gefahr einer konjunkturellen tibersteigerung
wird dann rasch wieder zum Problem der \Virt­
schaftspolitik. Dies ist heute offensichtlich anders.
Es wäre aber ein Mißverständnis, hoffte man, den
akuten Ylangel an Eigendynamik, sßi er nun außen­
wirtschaftlich 9der binnenwirtschaftlich begründet,
durch den Einsatz notfalls beliebig großer Finanz-

mittel des Staates dauerhaft überspüüen zu können,
Dies wäre, die falsche Konsequenz aus der Enttäu­
schung der vergangenen achtzehn Monate. Obwohl
die Aufgabe einer Initialzündung gegeben ist,
kommt es doch weiterhin in erster j~inie darauf an,
'die Anstrengungen zu verstärken, die sich auf eine
Beseitigung der Ursachen für 'den Mangel an Eigen­
dynamik richten.

337. Bei der Doppelstrategie, die jetzt nötig ge­
worden ist, hat also die Verbesserung der' Ange~
~otsbedingungennach wie vor Vorrang. Sie ist es,
die auf die Ursachen der Pr6blem(~, soweit diese
nicht in der noch schwachen \Veltkonjunktur wur­
zeln, zielt. Denn die Diagnose lautet: Die binnen­
wirtschaftliche I"achfragesch\V-äc~e ist von ihrem
Ursprung her nur 'Reflex der gestörten Angebotsbe­
dingungen. Daß sie sich inz\v-lschen offensichtlich
als Konjunkturfaktor .verselbständigt hat, ändert
daran nichts.

Diese Einsicht geht gegenwärtig in dem' allgemei­
nen Einvernehmen. darüber, daß jetzt eine Politik
der Kachfrageexpansion angezeigt ist, vieithin ver­
loren. Die Politik der letzten Jahre war von dem
Bewußtsein getragen, daß allenthalben, im staatli­
chen wie -im privaten Bereich, eine Einschränkung
der Ansprüche unumgänglich gewo:rden "rar. Dies
ist nicht plötzlich deshalb falsch geworden, ,weil
wir beobachten, daß im ganzen die Produktions­
möglichkeiten der Volkswirtschaft D.icht voll aus­
geschöpft werden. In einem marktwirtschaftlich or­
ganisierten Vvirtschaftssystem können die Produkti­
onsmöglichkeiteil nur dann voll genutzt werden,
\venn die Ansprüche der einzelnen und des Staates
die Grenzen nicht überschreiten, an denen soviel
Arbeitsplätze, \vie man zu Vollbeschäftigung
braucht, noch rentabel sind. Es'wäre eine schlimme
Folge der jüngsten konjunkturellen Stockung,
wenn das gewachsene Bewllßtsein, daß 'es sich so
verhält, abermals verdrängt würde durch die Vor­
stellung, man müsse nur die Lücke, die sich zwi­
schen rentabler Produ~tion und technisch mögli­
cher Produktion gegenwärtig auftut, durch künst­
lich geschaffene zusätzliche Ansprüche füllen, da­
mit mehr Beschäftigung dauerhaft möglich wird.
Dies, ist nur ganz kurzfristig richtig, und insoweit
es richtig ist, beruht es auf einer hilfreichen Illu­
sion, einer Illusion zudem, die in den Jahren der In­
flation schon einmal höchst brüchig .;:re\vorden war.
Es ist die Illusion, daß der Staat etwa.s zu verschen­
ken habe, für das niemand zu bezahlen braucht.
Man kann diese Illusion nutzen und muß es gele­
gentlich wohl auch. Aber es bleibt grundsätzlich
ein \Veg, der gesundes wirtschafLiches Denken
korrumpiert. In der Doppelstrategie Legt daher eine
Spannung, die selbst den aufgeklärten Bürger über-
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fordern und die Autorität des Staates in bedrücken­
der Weise strapazieren muß, eine Spannung, die
der Bürger als offensichtlichen 'Widerspruch erlebt,
wenn der Staat die Steuern zugleich erhöht und
senkt, wenn er alle seine Gliederungen aufruft, wo
immer möglich. zu sparen und sogleich danach dar­
auf drängt, mit Eile nach neuen Ausgabemöglich­
kei!en zu suchen. \Vir halten das für eine unge-

- wöhnliche Belastung für das Verhältnis zwischen
Bürger und Staat. Es mag auf dem Reißbrett einer

. virtuosen KonjUl1...ktursteuerung als der beste \Veg
erscheinen, der Handlungsfähigkeit des Staates
dürfte es nicht gut tun.

Trotzdem haben auch wir, wenngleich mit großem
Zögern, zu diesem \Veg geraten. Aber wenn jene
Spannung noch in erträglichen Grenzen gehalten
vv-erden soll, muß ein vVeg gefu..!Iden werden, auf
dem durch die Beseitigung von mittelfristigen Pro-

.blemen auf der i\ngebotsseite möglichst rasch d<,!u­
erhafte Entlastung bei dem Problem "der Nachfrage­
schwäche zu erhoffen ist.

338. Es ist nicht der Staat und seine "Wirtschafts­
politik, sondern die Lohnpolitik, die damit in den
Vordergrund ruckt. Der Staat hat schon gehandelt.
Er hat diesmal voll zugegriffen. Es grenzt an eine
Kehrtwendung, was er nach den beiden Jahren ei­
n-er Konsolidierung der Staatsfinanzen an Steuer­
senkungen beschlossen hat und nach den Vorstel­
lungen der Bundesregierung zusätzlich ausgeben
soll.

339. In unserer Vorausschau auf die wirtschaftliche
Entwicklung des kommenden Jahres haben wir dar­
gelegt, daß und Vlarum wir auch unter den verän­
derten Bedingungen für 1978 nicht mit einer so
deutlichen \Vende zum Besseren rechnen, wie es
eine einigermaßen befriedigende Annäherung an
die zentralen Ziele der vVirtschaftspolitik erfordern
'''>Ürde. Vvir vv-issen, daß es auch anders kommen
kann. Und in diesem Jahr spricht vielleicht vieles
dafür, daß das, was tatsächlich geschieht, eher bes­
ser als schlechter sein ,...-lrd, als jene Entwicklung,
die viir für am wahrscheinlichsten halten. Aber das
ist zu ungewiß. Die vielfältigen Ansätze für eine
Verbesserung der Rahmenbedingungen und auch
der konjun..1durellen Situation umzusetzen in eine
Erv...artung über die kurzfristige Reaktion der Inve­
storen hierauf ist im Grunde eine unerfüllbare Pro­
gnoseaufgabe - zumal die Lohnrunde noch aus­
s~eht. Gerade bei der für den weiteren Konjunktur­
verlauf entscheidenden Größe der Investitionen
sollte also kEdn falscher Eindruck von Prognosesi­
cherheit entstehen. Größerer Zuversicht im ganzen
steht auBerdem entgegen, daß die Bedingungen für
eine wirklich kräftige Ausfuhrsteigerung nicht gut
smd..

Auf der anderen Seite ist noch einmal hervorzuhe­
ben, .daB das Bild der Zuwachsraten im Vergleich
der Jahresdurchschnitte den Verlauf der wirtschaft­
lichen Entwicklung, wie wir ihn für das kommende
Jahr sehen, verzeichnet. Das Niveau der 'Wirt­
schaftstätigkeit; auf dem wir das Jahr 1971 verfas­
sen werden, liegt so \,-:enig über dem durchschnitt-
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lichen Niveau des Jahres 1971, daß sich hinter dem
bescheidenen Produktionszuwachs, den wir für 1918
beini. Vergleich der Jahresdurchschnitte auszuwei"
sen haben, ein deutlich beschleunigter Produktions­
anstieg im Verlauf des Jahres verbirgt.

vVenn wir trotzdem noch wirtschaftspolitischen
Handlungsbedarf sehen und vor allem eine außer­
ordentliche. }~nderung des Kurses der Lohnpolitik
für nötig halten, so aus zwei Gründen: Zum einen
weil wir den Fortgang des Aufschwungs über 19'18
hinaus nicht für ausreichend gesichert halten, so­
lange nicht die nachfrageseitigen staatlichen Impul­
se, die früher oder später aufhören werden, durch
weitere Verbesserungen der Angebotsbedingungen
fundiert sind. Zum anderen weil auch für 1978 das
:Nlindestziel nicht aufgegeben v{erden kann und
wohl nicht aufgegeben werden muß, das darin be­
steht, jedes Jahr v;enigstens einen deutlich sichtba­
ren Se.-1:lritt in Richtung eines höheren Beschäfti­
gungsstandes zu tun.

Zu den Zielen

340. Jede Strategie für die kommenden Jahre muß
alle Ziele - des Stabilitäts- und \Vachstumsgesetzes
ernst nehmen - die. Verletzung von Zielen be­
kämpfen, einer Gefährdung entgegenWirken und je­
denfalls nicht selbst eine Gefährdung bei anderen
Zielen schaffen:

Derzeit ist das Ziel eines hohen Beschäftigungs­
standes nicht nur am stärkl:;ten verletzt, sondern
'auch weiterhin am stärksten gefährdet. Die für
1918 vorhers'ehbare Entwicklung läßt nur eine
geringfügige Verbesserung der Situation im
Verlauf des Jahres erwarten.

- Es sind die mittelfristig ungelösten Beschäfti-.
gungsprobleme, die zugleich das derzeitige wirt­
schaftliche 'Wachstum, das 'Wachstum des ge­
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials also,
als völlig unzureichend erscheinen lassen.

Stabilität des Preisniveaus ist zwar noch nicht
voll erreicht. Doch die Erf-olge in der Inflations­
bekämpfung sind befriedigend. Die Chance, den
Stabilisierungsprozeß fortzusetzen, ist gut. Risi­
ken liegen in äer Versuchung, erneut auf die
Chimäre zu setzen, man könne mehr Beschäfti-'
gung gegen etwas mehr Inflation eintauschen.

- Am wenigsten verletzt und gefährdet ist das
Ziel eines außenwirtschaftlichen Gleichge­
wtchts. Unter Bedingungen überwiegend beweg­
licher vVechselkurse wirft dieses Ziel keine Pro­
bleme auf, solange die Volksw:irtschaft sich des
Vertrauens ihrer außenwirtschaftlichen Partner
sicher sein darf. Es sind eher andere außenwirt­
schaftliehe Probleme, das Drängen der Partner­
länder auf. m~hr Nachfrageexpansion, die Ten­
denz zum lCrotektionismus in der 'Welt, die Sor­
gen bereiten.

'341. Das am stärksten verletzte l,lnd gefährdete
wirtschaftspolitische Ziel wird im Zeichen des
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"Rechts auf Arbeit" diskutieri. ·Wir erörtern die
Frage nicht unter juristischen Gesichtspunkten.

Es sollte nicht streitig sein, daß das Recht auf Ar­
beit im Sinne des Rechts auf wirtschaftliche Betäti­
gungsfreiheit das elementare wirtschaftliche Frei­
heitsrecht des l-.tIenschen ist. So gesehen ist es iden­
tisch mit den Garantien, die dieses Recht gewähr­
leisten. Und dies ist sein eigentlicher Inhalt. Von
den Chancen her, dieses Recht nutzen zu können,
ist es auf vielfältige vVeise begrenzt. Zunächst in
selbstverständlicher vVeise: Recht. auf Arbeit heißt
nicht Recht auf einen bestimmten Arbeitsplatz,
nicht Recht -auf einen ArbeItsplatz mit einem be­
stimmten Einkommen an einem bestimmten Ort mit
einem bestimmten Arbeitsinhalt zu einer bestimm­
ten Arbeits~eit.Aber auch in nicht selbstverständli­
cher vVeise: Die Chancen, -das Recht auf Arbeit
nutzen zu können, werden beeinträchtigt durch Or­
ganisationsfehler oder akute Störungen des arbeits­
teiligen \Virtschaftsprozesses, die es mit sich brin­
gen können, daß Arbeitsangebot und Arbeitsnachfra­
ge unnötige und unzumutbare Differenzen aufweisen.
Eine Garantie, solche Störungen zu vermeiden oder
zu kompensieren, kann es gleichwohl nicht geben.
Noch bedeutsamer, weil das Recht auf wirtschaftli­
che Betätigungsfreiheit selbst berührend, sind alle
Regelungen - gesetzlicher oder sonstviie kollekti­
ver Art - durch die ArbeitsbedLngungen, Arbeits­
entgelt, Arbeitszeit, -Möglichkeiten zur Beendigung
eines Arbeitsverhältnisses in der Form von Min­
destbedingungen zwingend vorentschieden werden.
J~.lle solche Regelungen können wohlbegründet
sein. Sie können gleichwohl das Recht auf Arbeit
beeinträchtigen. Und bekanntlich sind es nicht nur
Hindernisse, für. die der Staat Verantwortung trägt,
vielmehr handelt es sich in erster Linie uin Rege­
lungen, die auf der Basis· der Tarifautonomie in kol­
lektiven Verhandlungen am Arbeitsmarkt getroffen
·werden. Ein verletztes oder von den Arbeitschan­
cen her beeinträchtigtes Recht auf Arbeit kann also
keinesfalls einfach gegen den Staat geltend ge­
macht werden. Außerhalb der allgemeinen Rahmen­
bedingungen, unter denen die Menschen ihre Er­
werbschancen suchen müssen, ist der Staat viel­
mehr nur subsidiär verantwortlich. Man kann ihn
zu Hilfe rufen. Aber man kann nicht ein bestimmtes
Lohnniveau vorgeben, und dann vom Staat verlan­
gen, er solle dafür sorgen, daß so viele Arbeitsplät­
ze angeboten werden, wie bei diesem Lohnniveau
nachgefragt werden. Hauptadressat des Rechts auf
Arbeit sind die Tarifvertragsparteien. Sie regeln die
wichtigsten Konditionen, die vor den individuellen
Ansprüchen und Leistungsangeboten die Chancen
der Arbeitssuche bestimmen.

342. Recht auf Arbeit kann auch nicht heißen, daß
Lohnpolitik- und Wirtschaftspolitik ihre Aufgabe
erst erfüllt hätten, -w·enn nahezu allen jeweils Ar­
beitsuchenden umgehend eine Stelle ver3ichafft
wird..Die Grenze zwischen freiwilliger und unfrei­
williger Arbeitslosigkeit ist fließend. ylit welChem
Anspruch hinsiChtlich der Art der Arbeit und deren
Vergütung der einzelne auf Arbeitsuche geht, ist
seine Sache. Und das System der sozialEm Siche­
rung hat den Spielraum wesentlich vergrößert, bei

dieser Arbeitsuche ohne den Druck akuter Kot zu
handeln. Das ist ja nicht zuletzt sein Sinn. Aber es
mußte damit zugleich Ausmaß und durchschnittli­
che Dauer der Arbeitslosigkeit erhöhen. Es- wäre
ein Mißverständnis, wollte man die größere r"ei­
gung, den hier gebotenen Schutz zu nutzen, von
vornherein als Neigung zum Mißbrauch disqualifi­
zieren. Die Einladung zum ::Vlißbrauch ist sicherlich
auch gegeben. vVie bedeutend vermeidbare Fehler
des Systems der sozialen Sicheni.n!J in dieser Hin­
sicht sind; läßt sich allerdings noch immer nicht ab~

schätzen (Ziffer 106 f1.). In gewissen Grenzen ist
auch _hier die ::vröglichkeit des Mißbrauchs der Preis
der zusätzlich gewonnenen Freiheit. vVorauf es in
diesem Zusammenhang ankommt: \Ver ein dichtes
Ketz der sozialen Sicherung für Arbeitslose \\fill,

der muß einen I!!öglicherweise nennenswerten Teil
der Arbeitslosigkeit gleichsam als gewollt akzeptie­
ren, als bloßen Reflex: eines geänderten Verhaltens
unter veränderten Be9.ingungen. Dies einräumen
heißt ja nicht leugnen, daß die gegenwärtige Ar-

-beitslosigkeit viel höher ist, als sich auf solche
·Weise erklären läßt.

Sehen muß man außerdem, daß m:ch die Gewerk­
schaften, die mit dem Zusammenhang zwischen
Lohnhöhe und Beschäftigung konfr:mtiert sind, un­
ter veränderten Bedingungen handeln, wenn die so­
zialen Folgen der Arbeitslosigkeit an Gewicht ver­
lieren.

343. Zum Recht auf wirtschaftliche Betätigungsfrei­
heit gehört im Prinzip das Recht auf eine Arbeits­
dauer, die den individuellen vVünschen entspricht. ­
Und auch dIeses Recht ist - wiederum nicht ohne
gute Gründe - durch kollektive Regelungen be­
schränkt. Eine Entscheidung für Arbeitszeitverkür­
zung aus beschäftigungspolitischen Gründen entge­
gen den \Vünschen der Arbeitnehm~rkönnte jeden­
falls nicht allein im Zeichen des R~chts auf Arbeit
derer, die- arbeitslos sind, gesehen werden. Es han­
delte sich allemal um eine auf Abvragung beruhen­
de Entscheidung zu Lasten des Rechts auf Arbei~

der einen und zugunsten der Chance auf Arbeit der
anderen.

344. Mit der Entscheidung über d~e Arbeitszeit, die
die Menschen treffen oder die man ihnen auferlegt,
,vird über den Pfad des vVachstums vorentschieden,
den die \Virtschaft gehen kann und den sie gehen
muß. Denn das Ziel eines hohen Beschäftigungs­
standes erfordert bei unveränderter Arbeitszeit, daß
die Voraussetzungen für sehr viel mehr -rentable
Produktionsmöglichkeiten geschaffen werden kön­
nen und müssen, als wenn die Menschen einen Teil
der vVohlstandssteigerurig, die durch eine weitere
Zunahme des Produktionsergebnisses je Arbeits­
stunde möglich wird, in der Form von mehr Freizeit
haben wollen oder hinnehmen müss,~n.

Bei unseren Dberlegungen zur fElge eines ange­
messenen viirtschaftlichen -Wachstums gehen viir
davon aus, daß das Verlangen nach mehr Freizeit,
derzeit vor allem in der Form eines längeren_ Ur­
la,.ubs, anhalten wird. Es scheint in der jüngsten
Vergangenheit allerdings, sieht man von dem Drän-
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gen ab, aus akuten beschäftigungspolitischen Grün­
den die Arbeitszeit zu verkürzen, auch nicht stär-.
ker geworden zu sein. Darauf müßte sich die'
\Vachstumspolitik einstellen.

Doch nicht nur aus diesem Grunde. \Veitere Grün­
de sprechen für äußerste Vorsicht bei der Frage, ob
man- vor den Schwierigkeiten kapitulieren darf, die
einer Lösung des Beschäftigungsproblems entgegen­
stehen, 'wenn man auf eine zusätzliche Arbeitszeit­
verkürzullg verzichtet. In einer Stellungnahme, die
de~ \Virtschaftsausschuß des Deutschen Bundesta­
ges aus Anlaß der Anhörung zu Fragen der Ener­
gieversorgung vom Vorsitzenden des Sachverstän­
digenrates übermittelt v{orden ist,'wird hierauf aus­
führlicher ei:p.gegangen (Anhar;g V zu Frage I),

345. ."Vas die 'Wahrung des Geldwertes anbelangt,
'so haben die vergangenen Jahre das Vertrauen ge­
stärkt, daß ein anhaltender konjunktureller Auf­
schwung auch bei weiterer Annäherung an ein sta­
biles Preisniveau möglich ist. Dies_ muß das Ziel
bleiben. Selbst wenn man' geneigt wäre, ihm vor­
läufig einen minderen Rang einzuräumen - man
ist hier nicht völlig frei. Es ~st zu respektieren, daß
auch unter dem Regime einer autonomen nationa­
len Geldpolitik, wie es derzeit weitgehend.gegeben
ist, kurzfristig die :"1öglichkeiten gering sind, die
Bedingungen f"(ir Preiserhöhl1ngsspielräume der
'Wirtschaft national nach Belieben zu manipulieren.
Internationales Vertrauen in. die Stabilität der
Deutschen Mark beschert uns einen "Vechselkurs,
bei dem zumindest die direkt oder indirekt vom
Außenhandel abhängigen' Bereiche ihre Preise
kaum erhöhen können. Die Divergenz zwischen der
jüngsten Entwicklung dieser Preise und der Preise'
für Binnenhandelsgüter deutet darauf hin, daß die
Industrie aus Gründen des internationalen vVettbe­
werbs mit dem verblieben~n Kostendruck weniger
guCfertig v"ird als die übrigen Bereiche der 'Wirt­
schaft. Die vVechselkursbewegung führt derzeit den
Prozeß der Preisniveaustabilisierung an.

Es scheint besser, sich bei Entscheidungen, die das
Kostenniveau berühren, darauf einzustellen, daß
das so bleibt, als 'darauf zu v~rtrauen, die \Vechsel­
kursbewegung werde einem Fortgang im Kosten­
auftrieb schon rechtzeitig Rechnung tragen, also
wieder größere Preiserhöhungsspielräume gew-äh­
ren. Sicherlich- könnte eine Kursänderung in der
StabiHtätspolitik, namentlich eine expansive Geld­
politik, eine Anderung Jn deL \Vechselkursentwick­
lung einleiten, fedoch möglicherweise auch dies
erst mit Verzögerung, es sei denn, man legte es be­
wußt darauf an, das Vertrauen in die Stabilität aer
:lvlark zu brechen, was niemand wollen kann.

Umgekehrt ist allerdings ·auch ungewiß, ob man rilit
einer Abschwächung des Kostenauftriebs die Ten­
denz zur Höherbewertung der D-Ylark überhaupt
erfolgreich unterlaufen kann. Denkbar ist auch, daß
gerade ein solcher Versuch den Aufwertungsdruck
weiter verstärkte. Doch darauf kann man sich wohl,
kaum im vorhinein einstellen.

346. Jede'Strategie für die kommenden Jahre muß
sich gegenüber der Forderung rechtfertigen, daß
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die Bundesrepublik internationale Verpflichtungen
hat, mich Kräften ~ur Gesundung der vVirtschaft ih­
rer Partnerländer beizutragen. Die Partner drängen
auf einen beschleunigten Aufschwung in der Bun-·
desrepublik, von dem sie sich eine Verstärkung des
Importsogs und eine Schwächung des Exportdrucks
seitens der Bundesrepublik erhoffen. Das Ziel ist
nicht streitig. Streitig ist der ·Weg. Die Bundesrepu­
blik kann sich sowohl von ihrer außenwirtschaftli­
chen Position als auch vom Inflationsklima her ei­
nen kräftigen und anhaltenden Aufschwung leisten.
Selbst wenn sich daraus eine Passivierung der
deutschen Leistungsbilanz ergäbe, wäre dies völlig
unbedenklich. Doch die Bundesrepublik muß einen
vVeg finden, auf dem sie zur internationalen Pro­
blemlösung dadurch beiträgt, daß sie ihre eigenen
mittelfristigen Probleme, so gering diese in der in­
ternationalen Diskussion erscheinen mögen, löst.
Denn nur dann kann sie anderen nachhaltig helfen.

Ein konjunkturelles Strohfeuer nützte wenig. Eine
Initialzündung wird zwar allenthalben gewünscht.
lind die Paitnerländer wünschen sie sich in der
vergleichsweise' soliden Form von mehr A:uslands~

nachfrage. Aber weniger noch 'als für die Bundesnf­
publik kommt es für die stabilitätsschwächeren
Länder in erster Linie auf eine Initialzündung an.
Die Bundesrepublik hat auch von daher überhaupt
keinen Anlaß, auf das international teilweise wie­
dererwachende Kreislaufdenken mit der Illusion ei­
ner beliebigen.Manipulierbarkeit gesamtwirtschaft­
licher Nachfragegrößen einzugehen und die Lehren
der inflatorischen Jahr~ zu vergessen. Am Ur­
sprung der internationalen Probleme stehen - wie·
bei uns - nicht zu geringe Ansprüche der Ylen­
schen, sondern zu hohe. Daß dann gleichwohl die
gesamtwirtschaftlichen Prod,uktivkriifte nicht aus­
geschöpft werden, also im ganzen zu wenig .-'X:n­
sprüche- zum Zuge kommen, ist nichts anderes als
die marktwirtschaftliche Sanktion für zu hohe An­
sprüche im einzelnen.

347. Der Bundesrepublik ist eine nicht unbedeu-
. tende Rolle im Kord-Süd-Dialog zugefallen. Sie hat

aus der Vergangenheit heraus am ehesten die Mög­
lichkeit, aus dieser Rolle weiterhin die Rolle eines
Verteidigers des freien \Velthandels zu machen.
Das Drängen der Entwicklungsländer auf die ange-'
stammten Märkte der Industrieländer wird von vie­
len als eine auf lange SichtwohlstCl:.ndsbedrohende
Forderung angesehen. Dies kann sie jedoch nur in
den Köpfen derer sein, die die Menge der -in der .
vVelt benötigten Güter und Dienste für irgendwie
vorgegeben halten, woraus dann folgt, daß ein neu­
er \Vettbewerber den alten die Arbeit wegnimmt,
wenn er am ~1arkt erfolgreich ist. Bei dieser Be­
trachtungsweise .werden die Dinge jedoch auf den
Kopf gestellt. Rückt man sie wieder zurecht, so
wird sichtbar, daß das Angebot billiger 'Waren aus
dem sich industrialisierenden Teil der dritten 'Welt
die alten Industrieländer im Grunde reicher macht.

_Der Verbraucher notiert es. Doch die alten Anbie­
ter solcher \Varen,. einschließlich ihrer Arbeitneh­
mer, wehren' sich. Das Leitmotiv sollte l)ingegen
sein: Das "Angebot annehmen und im Strukturwan-
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deI für neue Beschäftigun.g sorgen. Das ist der
·Weg, der alle· reicher macht. Arbeit gibt es genug
in der \Velt. Selbstverständlich ist einzuräumen,
daß·,es hier gravierende Tempoprobleme der Anpas­
sung gibt. Doch über dem Problem des optimal~n

Tempos sollte man die Hauptsache nicht verges­
sen.

Obwohl marktwirtschaftlich denkende Okonomen
die Dinge wohl durchweg so sehen, scheint die Ent­
wicklung in der \Velt zunächst einmal den \Veg ge­
gen mehr Freihandel zu nehmen, ja auf mehr Pro­
tektionismus zu drängen, Das ist ein kostenreicher
Umw~g. Die Bundesrepublik mag es nicht in der
Hand haben, Ihn zu verhindern. Aber ihre Interes­
sen, vor allem ihre langfristigen Interessen, sind in­
soweit vollständig in Koalition mit den Interessen
der Entwicklungsländer, wenn sie sich diesen Ten­
denzen entgegenstemmt, sich also weiterhin zum
Anwalt einer frefen ·Weltwirtschaft macht. Glaub­
würdig wird sie das allerdings nur tun können,
wenn sie selbst die Anpassungsaufgaben zu Lasten
alter Industriezweige, die dabei in schwere _Be-·
drängnis geraten können, rascher hinnimmt. Auch
dies verstärkt das Erfordernis, die Bedingungen für
mehr neue Produktion und Beschäftigung energisch
zu verbessern.

Zur Grundlinie

348. Eine gute \Virtschaftspolitik zeichnet sich da­
durch aus, daß sie auch dann richtig ist, wenn die
kurzfr·istigE!ll Prognosen falsch sind. Dies ist der
wichtigste· Grundgedanke einer mittelfristig orien­
tierten Politik. Daß jetzt eine Doppelstrategie mit
Akzent auf der Teilaufgabe, rasch für. mehr :'>Jach­
'frage zu sorgen, nötig geworden ist,- bedeutet not­
wendigerweise €rneut eine Entfernung von di.esem
Prinzip der mittelfristigen Orientierung, namentlich
für die Finanzpolitik. ·Soll der Schaden, den die
Kursänderung mit sich bringt, gering gehalten wer­
den, so ist danach zu streben, möglichst viel von
dem, ·was jetzt getan werden mußte, in einem. Kon­
zept für die mittelfristige Entwicklung einzufangen.
Dies ,entspricht auch dem Zweck der Doppelstrate- ­
gie.

Sie soll n.ämlich auch in ihrem nachfrageorientier­
ten Teil nicht in beliebigem Umfang ausgefallene
private Nachfrage durch staatliche oder staatlich
induzi~rte ::--Jachfrage ersetzen, sie soll vielmehr ge­
genüber der Ka-chfrageexpansion, die ·sonst aus am
Markt erzielten Einkommen resultiert, einen Vor­
lauf schaffen, der allmi;ihlich aufgeholt ·wird, näm­
lich in dem Maße, wie durch Beseitigung der Stö­
rungen bei den Angebotsbedingungen- "fundierte"
private Nachfrage zusätzlich entsteht. Dies ist die
Voraussetzung dafür, daß der große fiskalische
Aufwand, den diese Politik erfordert, nicht vertan
ist, der jetzt angetriebene Aufschwung also nicht
wieder zum Stehen kommt, - sobald ·die staatliche
Stütze entfällt:.

Im übrigen sollten alle :Maßnahmen, die noch er­
griffen werden, auf der Angebotsseite ansetzen und
auf Dauer angelegt sein. Sie sollten daher

zugleich kurzfristig und längerfristig gerechtfer­
tigt sein,

in der Begründung nicht von ihren unmittelba­
ren Beschäftigungswirkungen abhängen,

fiskalisch möglichst effizient sein,

die Beseitigung von Angebotsstörungen, die
sich im privaten Bereich der -Wirtschaft, na­
mentlich aus dem Verteilungskanipf der sozialen
Gruppen ergeben, erleichtern oder. jedenfalls
nicht erschweren.

·349. . Jede Strategie für die kommer.den Jahre muß
sich vor allem daran· messen lasser.., wieviel Kraft
sie zur Lösung der mittelfristigen Probleme auf­
bringt. Dabei wird sich möglichervreise weiterhin
der Konflikt. zwischen Tempo und Dauerhaftigkeit
einer Problemlösung stellen. Die Bereitschaft zur
Geduld hat sicherlich abgenommen. Das ist ver­
ständlich. Ebenso richtig ist aber auch, daß die
wirtschaftliche Situation der Bundesr~publikzu Pa­
nik keinen Anlaß gibt. Vier Prozent Arbeitslose
sind zu viel. Trotzdem können nicht alle guten ·Vor­
sätze, der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung
eine solide Grundlage zu geben, un':er der Not des
Au§"enblicks bis auf weiteres vertagt werden - mit
der Gefahr, daß Verzerrungen fortdauern oder neue
entstehen, sei es im öffentlichen Bereich, sei es im
privaten.

350. Eine Strategie für die kommenden Jahre muß
der Versuchung widerstehen,. die Beschäftigungs­
wirkung einer Maßnahme für eine :,etztlich ausrei­
chende Begründung zu .nehmen, so als wenn die
Ressourcen der Volkswirtschaft nicht mehr knapp
sind, weil sie vorübergehend nicht voll genutzt
werden. Jede Inanspruchnahme von Ressourcen
verursacht Kosten, die- von irgendwem getragen
werden müssen - so sehr sich dies auch eine Zeit­
lang verdecken läßt, etwa dadurch, daß der Staat
sie durch Kredite finanziert. Früher oder später
wird die Last offenbar. Zumindest für dauerhaft er­
höhte Staatsausgaben oder ·staatlich geförderte pri­
vate Ausgaben gilt daher. daß der ~utzen und die
Bereitschaft, dafür zu zahlen, auf der Höhe der Ko­
sten sein muß, wenn sich aus ihnen nicht eine Dau­
erbelastung ergeben s_oll. Kl!rz: Die erwarteten Be­
schäftigungswi:rkungen geben kehe brauchbare
Führung bei der Entscheidung darüber, in welcher
Richtung die Rückkehr zur Vollbeschäftigung ge­
sucht werden soll. Die Führung muß nach wie vor
von der Dringlichkeit der Bedürfnisse kommen, die
es zu befrieqigen gilt.

Dies ist gewiß eine Trivialität. Doct_ zu den Gefah­
ren einer Krise wie der der vergangenen Jahre ge­
hört nicht zuletzt eine, die bisher vermieden wor­
den ist, nämlich die Gefahr, daß man aus ihr
schließlich herausgeht mit einer dauerhaft erhöhten
Staatstätigkeit, und zwar allein deshalb, weil das
Zutrauen fehlte, Bedingungen zu schaffen, die wie­
der mehr private \Virtschaftstätigkeit rentabel ge­
macht hätten, so daß am Ende alle meinen, vor ei­
nem dauerhaften Kachfragemangel zu stehen. An­
stiE~.g . des Kostenniveaus - Einbruch bei der Be­
schäftigung - dauerhaft erhöhte Staatsausgaben
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als Ausweg aus einem cmgeblichen "Mangel an Ar­
beit", das wäre eine Abfolge der Dinge, die an. den
tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen vollkom­
men vorbeigehen könnte. Anders gewendet: Dau­
ernde Prüfung der Dringlichkeit von Staatsaufga­
ben, strenges Abwägen von Kosten und :\futzen im
öffentlichen Bereich - das bleibt der Auftrag, auch
wenn ein vordergründiger Anschein schon wieder
eine Kehrtwendung nahelegen mag.

Dasselbe sei für den privaten "Bereich an einem Bei­
spiel gezeigt. Es lehrt, zu welch unsinnigen Schlüs­
sen man bei einer Betrachtung der bloß vorder­
gründigen Beschäftigungswirkungen wirtschaftspo­
litischer Maßnahmen kommen kann. Gelegentlich
werden Rechnungen aufgestellt, nach denen die Be­
schäftigungsverluste, die aus einem Verzicht auf
den Bau und Betrieb von Kernkraftwerken resultie­
ren, kompensiert, ja mehr als kompensiert werden
könnten durch den Bau und Betrieb von Kohlekraft­
"werken. Der Bau und Betrieb von Kohlekraftwer­
ken ist jedoch um vieles teurer als der von Kern-

"kraftwerken, treibt also die Energiekosten der
Volkswirtschaft in die Höhe. end es ist das Kosten­
niveau der Volkswirtschaft, das die Menge der
wirtschafilich nutzbaren Beschäftigungsmöglichkei­
ten bestimmt. Man \v-lirde also bei den Abnehmern
teu"rer Energie im Zweifel mehr an Beschäftigung
verlieren, als mari im Bereich der Energiewirtschaft
und deren Vorlieferanten zunächst möglicherweise
gewänne. - Andernfalls könnte man allenthalben
eine möglichst unwirtschaftliche Produktions\veise
v{ählen; sie macht im Zweifel am meisten Arbeit.
Das freilich hielte jeder für absurd. Es hilft nur die
Flucht nach vorn, wenn es gilt, mehr Beschäfti­
gungsmöglichkeiten zu erhalten und zu schaffen:
Kosten senken, wo immer es möglich erscheint und
mehr produzieren von dem, was noch rentabel ist
oder dadurch wird. (Dies ist selbstverständlich nur
einer der vielen Aspekte, die die Energiepolitik zu
berücksichtigen hat, aber es ist einer, der ange­
SIchts des Mißverständnisses hinsichtlich der Ursa­
chen des Beschäftigungsproblems häufig falsch ein­
geschätzt wird; vgl. Anhang V.)

351. Jede Strategie für die kommenden Jahre muß
in der Instrumentierung auf die beiden Grundtat­
sachen Rücksicht nehmen, daß öffentliches Geld
knapp bleibt, und daß der Verteilungskampf zwi­
schen den sozialen Gruppen die Aktionsmöglichkei­
ten der "Wirtschaftspolitik außerordentlich einengt.
Als Maßnahmen, die beiden Tatsachen Rechnung
tragen und zugleich vVirksamkeit versprechen,
kommen vor allem solche in Betracht, die auf eine
Anderung der Risikoverteilung in der 'Wirtschaft
hinauslaufen. .

Eine ganze Reihe der ungelösten Probleme, die zur
Erklärung der anhaltenden" Investitionsschwäche
beitragen, lassen sich letztlich unter das Problem·

"der größer und oft" zu groß gewordenen Investi­
Üonsrisiken subsumieren. Eine marktwirtschaftliche
Lösung erfordert, wenn die Investitionen wieder zu­
nehmen sollen, für das höhere Risiko einen höheren
Preis; genauer: Das erhöhte Verlustrisiko muß, da­
mit die Scheu davor bei den Investoren übenvlln-
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den wird, durch eine entsprechend größere Gewinn­
chance ausgeglichen werden. Fließt das Entgelt für
die Ubernahme des Risikos allein denen, die das Ei­
genkapital bereitstellen, zu, weil diese allein auch
das Risiko trage:p., so müssen die Gewinne in der
Gesamty{irtschaft schneller steigen als die übrigen
Einkommen, wenn wieder mehr investiert , ..'erden
soll. Mit di~sen Ge,vinnen geraten die Investoren
allerdings in die Ylühlen des Verteilungskampfes.

Ein den Verteilungskainpf entlastender \Veg be­
stünde darin, daß den Unternehmen ein Teil des Ri­
sikos 'abgenommen wird, so daß sie sich bei glei­
ch.en Investitionen auch mit einem geringeren Risi­
koentgelt, also mit geringeren Gewinnen· zufrieden
gäben. Eine Möglichkeit, dies zu erreichen, wäre
die tarifvertragliche Gewinnbeteiligung der Arbeit­
nehmer bei gleichzeitiger Cbernahme einer be­
grenzten Haftung (JG 75 Ziffern 370 ff.). "Die Ver­
wirklichung der Gewinnbeteiligung könnte zur Ent­
schärfung des Verteilungskampfes beitragen, ohne
auch nur einen Pfennig öffentliches Geld zu kosten.
vVenn wir auch für dieses Jahr nicht darauf ·setzen,
daß derartige Vereinbarungen in nennenswertem
Umfang in Tarifverträge eingehen v{erden, "So sollte
doch nicht verkannt werden, daß dies eine Lösung
für die Zukunft wäre, bei der der Staat ganz aus
dem Spiel bliebe. .

Auch der Staat kann sich mehr als bisher an Inve­
stitionsrisiken beteiligen, allerdings nur begrenzt,
·damit die Investoren Verluste noch in ausreichen­
dem Maß als Sanktionen des yIarktes empfinden.
Entlastet der Staat das Investitionskalkül der nriva­
ten Cnteinehmen, so werden diese auch mehr" inve­
stieren. Die Maßnahmen sind. geeignet, das wirt­
schaftliche "Wachstum zu fördern. Zudem drückt
der \Vettbewerb, wenn wieder mehr investiert
wird, auf Preise und Gewinne. Die Maßnahmen ent­
lasten auch den Verteilungskampf. Die Gbernahme
eines Teils «;ler Investitionsrisiken durch den Staat
ko_stet öffentliches Geld. Um der Tatsache Rech­
nung zu tragen, daß dieses knapp ist, muß der Staat
die Instrumente auswählen, die den gleichen Effekt
bei geringstem Aufwand versprechen. Maßnahmen,
bei denen er mit seinem Risikoanteil nur dann ein­
tritt, wenn den einzelnen Unternehmen tatsächlich
Verluste entstehen, sind - auch wenn die Einbuße
des Staates in manchem Einzelfall hoch sein mag ­
billiger als solche, die bei gleichem Investitionsan­
reiz für jede Investition, ob erfolgreich oder nicht,
einen finanziellen Beitrag erfordern. Für die erste
Art von Maßnahmen ist der intertemporale steuerli­
che Verlustausgleich, für die zweite sind Investi­
tionsprämien ein Beispiel (Ziffern 437 ff.).

Auch durch Anderungen der Struktur des Steuersy­
stems bei insgesamt gleichbleibendem Steuerauf­
kommen kann die Investitionstätigkeit günstig be­
einflußt werden, ohne daß dabei die Einkommel1s­
verteilung notwendigerweise über Gebühr verscho­
ben wird (Ziffern 439 f.), genauer: ohne daß die Ein­
kommensverteilung ebenso stark verschoben wer­
den müßte, wie wenn man das Problem allein über
eine Korrektur bei den Reallöhnen zu lösen hätte.

Die \Vahlmöglichkeiten der 'Wirtschaftspolitik sind
also zwar eingeengt; sie sind aber vorhanden und



Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucksache 8/1221

müssen angesichts des enormen Bedarfs an zusätzli­
chen privaten Investitionen für die nächsten Jahre
auch genutzt v..-erden.

11. Zwei Aiternativen zu~ Status' qua

352. Die VVirtschaftspolitik kann nicht mit schnel­
len Erfolgen bei der Bekämpfung der Arbeitslosig-

'keit rechnen. Sie braucht weiterhin einen langen
Atem. vVichtig 'ist, daß die wirtschaftspolitischen
Instanzen sich und der Offentlichkeit Klarheit dar­
über verschaffen, auf v.relchem vVeg die' Rückkehr
zu Vollbeschäftigung erreicht werden soll.

353. In der öffentlichen Diskussion besteht ein
grundlegender Dissens darüber, mit welcher markt­
wirtschaftlichen Strategie die Beschäftigungspro­
bleme am besten zu lösen seien. EIn vVeg ist, die
Vollbeschäftigung durch mehr vVachstum möglich
zu machen; ein anderer vVeg wird darin gesehen,
über eine dauerhafte Ausweitung der staatlichen,
Nachfrage und eine Beschränkung des Angebots an
Arbeit die Vollbeschäftigung zu erreichen.

Hinter diesen beiden Alternativen stehen nicht nur
unterschiedliche Auffassungen über die geeigneten
wirtschaftspplitischen Maßnahmen, sondern auch
über die Ziele, die die 'Wirtschaftspolitik leiten sol­
len. 'Wir haben uns in diesem Gutachten ausführ­
lich mit den Argumenten für den jeweiligen Stand­
punkt aliseinandergesetzt. Um die Urteilsbildung in
der Offentlichkeit zu erleichtern, haben wir für bei­
de Alternativen entsprechende wirtschaftspolitische
lVlaßnahmen formuliert, die wahrscheinlichen \Vir­
kungen für das Jahr 1978 zu quantifizieren versucht
und die Perspektiven gekennzeichnet, die sich dar­
aus für die Jahre danach ergeben.

Vollbeschäftigung durch Wachstum (Alternative I)

354. Eine 'Wirtschaftspolitik, die Vollbeschäfti­
gung auf dem \Vege über mehr yVachstum zu errei­
chen sucht, geht davon aus, daß die :Menschen nach
wie vor den vVunsch haben, mehr Einkommen zu
erzielen, um ihren vVohlstand zu mehren. Der Be­
darf an'mehr und besseren Gütern soll.nicht zu ei­
nem Verteilungskampf führen, in dem der eine nur
gewinnen kann, was der andere verliert, sondern
dadurch befriedigt werden, daß mehr Güter für alle
bereitgestellt werden. Hohes vVachstum entschärft'
auch den Streit darüber, in welchem Umfang der
individuelle Bedarf zurückstehen soll, damit der

- Staat genügend Ressourcen erhält, um den -Bedarf.
an öffentiichen Gütern zu decken.

355. Die "Virtschaftspolitik, die den 'Wunsch der
Bürger nach mehr Einkommen respektiert, trifft
eine Entscheidung zugunsten von \Virtschafts-

_ wachstum durch mehr private Investitionen, für ei­
nen vVeg also, den die Bundesrepublik bis zum Be­
ginn der siebziger Jahre mit Erfolg beschritten hat.
Diese 'Wirtschaftspolitik beruht auf der Diagnose,
daß es vor allem das fehlende Gleichgewicht von

Risiken. und Chancen von Investitionen ist, das seit
längerem die Investitionsneigung belastet. Der
Druck von den Kosten ist wesentlich höher als vor
zehn Jahren, so daß nicht genügend .Investitions­
vorhaben rentahel sind; zugleich sehen die Unter­
nehmen die Risiken als größer an, d'le ihnen der in­
ternationale VVeitbewerb und der Strukturwandel
auferlegen.

'Wird das Gleichgewicht zW'ischen Risiken und
Chancen der Investitionen wieder hergestellt, so
v;erden von privater Seite genügend Auftriebskräf­
te frei, die ein dauerhaftes vVachs':um gewährlei­
sten - das 'ist das Vertrauen, das diesem wirt­
schaftspolitischen Kurs zugrundeliegt. Der Staat
kann und soll die :...:rachfrage so lange anregen, v{ie
das Vertrauen der Investoren auf mehr Absatz
noch nicht trägt. Ist der Aufschwung in Gang ge­
kommen, muß sich der Staat wieder zurückziehen,
damit er der Entfaltung privater Irwestitionsnach­
frage nicht im vVeg steht.

356. Hauptkennzeichen dieser WIrtschaftspoliti­
schen Alternative zu unserer Statcs-quo-Prognose
ist, daß die Festlegungen, mit denen die \Virt­
schaftspolitik in das Jahr 1978 hineingeht, auf der
Angebotsseite fundiert werden. l'';-acndem der Staat
seinen finanzpolitischen Spielraum vreitgehend aus­
geschöpft hat, richten sich die- Erwartungen auf die
Lohnpolitik. Ein deutliches Signal von zurückhal­
tenden Lohnerhöhungen in der nächsten Tarifrund~,
das auch Vertrauen in die weitere lohnpolitische
Zukunft begründet, ist der Ausgangspunkt. Die ­
Chance, daß eine solche Lohnpolitik einen kräfti­
gen Aufschwung ermöglicht, ist günstig, jedenfalls
viel günstiger, als dies unmittelbar nach der Rezes­
sion von 1975 der Fall war. Die Kurzarbeit ist weit­
gehend abgebaut, die Auslastung der Kapazitäten­
erheblich über dem Rezessionsniveau, der Erneue­
rungsbedarf bei den Anlagen ist groß, der Prozeß
der Inflationsentwöhnung ist fortgeschritten, die
Zinsen sind gesunken, das VertrauE,n in geordnete
Staatsfinanzen ist gestiegen, inves':itionsfördernde
Maßnahmen sind ergriffen worden. Der Staat hilft
außerdem durch eine massive Initialzündung auf
der N"achfrageseite mit. Hinzu kommen müJlten
,,,eitere Maßnahmen der \Vachstums- und Struktur­
politik.

357. Für 1978 unterscheidet sich diese wirtschafts­
politische Alternative von der Status-quo-Prognose
durch folgende zentrale Annahmen:

Die tariflichen Stundenverdienste werden 1978
nur um so viel erhöht, ,wie das Produktionser­
gebnis je Stunde steigen wird. Dies bedeutet Ta­
riflohnsteigerungen von _durchschnittlich _3 vH,
einschließlich Nebenleistungen von 3 1/2 vH.

Der Staat fördert mit einem Teil der Mittel, die
er als Folge des langsameren Anstiegs des
Lohn- und Preisniveaus an anderer Stelle ein­
spart und nicht zum AusgleiCh des höheren De­
fizits der Rentenversicherung benötigt, im Rah­
men der -Wachstums- und Strukturpolitik über
das bisher vorgesehene Iv1aß hinaus Unterneh­
mensneugründungen, Innovationen sowie Inve-
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stitionen in kleinen und mittleren Unterneh-'
men.

Die Geldpolitik bleibt am Produktionspotential
orientiert ünd stellt in g~eichem Umfang Zen­
tralban"!cg~ldzur Verfügung, wie wir bei unserer
Prognose angenommen haben.

Vollbeschäftigung durch mehr Staat und W(3niger
Arbeit (Alternative 1/)

358. Den \Veg zu Vollbeschäftigung über mehr
Staat und weniger Arbeit suchen, heißt für viele,
wenn auch nicht für alle, der vVirtschaftspolitik an­
dere Ziele vorgeben. So halten nicht wenige die
Versorgung der Bürger mit. öffentlichen Gütern für
so unbefriedigend, daß künftig ein größerer Teil
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials
vom Staat beansprucht werden sollte. Auch wird
die Auffassung vertreten, daß die Bürger auf ein an
sich mögliches Einkommens,~achstum verzichten
sollten,' weil sonst die Belastung der Menschen und
ihrer Umwelt durch die Güterproduktion zu groß
würde.

359. Stärker als durch die Zielvorstellungen unter­
scheidet sich diese von der ersten wirtschaftspoliti­
schen Alternative durch die Problemsicht dj:!rer, die
für sie votieren. Es herrscht Skepsis, ob die private

_ ::-Jachfrage "dauerhaft ausreichen 'wird, den Unter­
nehnien genügend AnJ;"eize zum Investieren zu ge­
ben. Es besteht die Sorge, daß infolge von Sätti­
gmigserscheinungen der Anstieg der Nachfrage
nicht einmal groß genug ist, die Arbeitskräfte zu
beschäftigen, die durch den technischen Fortschritt
ihren- Arbeitsplatz verlieren. Es mag der Zweifel
daran hinzukommen, daß eine Korrektur der Ein­
kommensverteilung durchsetzbar sei. Die Belastung
des Kostenniveaus durch Lohnsteigerungen werden
als weniger gravierend angesehen, weil man auf
deren Kaufkrafteffekt hofft.

360. Eine vVirtschaftspolitik, die von solchen Vor­
stellungen geprägt .ist, wird tarifvertragliche Ar-'
beitszeitverkürzung und expansive Haushaltspolitik
als .::VIittel gegen die Arbeitslosigkeit einsetzen. Zu­
nächst wird durch Tarifverträge die vVochen- und­
Jahresarbeitszeit deutlich verkürzt. In den folgen-.
den Jahren mag auch die Altersgrenze herabgesetzt
werden. Zur Stärkung der Massenkaufkraft werden
in der Lohnpolitik Einkommenserhöhungen verein­
bart, die :iJ.üch über das hinausgehen,' was in der
Status-quo-Prognose angesetzt ist. Dem Staat wird
die Aufgabe zugewiesen, durch eine expansive
Ausgaben- und Personalpolitik den Arbeitsmarkt zu
entlasten, Die 'Wirtschaftspolitik wird eine zuneh:
mende Staatstätigkeit ansteuern, die durch Kredite
zu finanzieren ist. Ein Anstieg des Kostenniveaus
wird hingenommen, ebenso dadurch verursachte
Preissteigerungen.

361 . .Gegenüber der Status-quo-Prognose ist diese
Alternative im Kern durch folgende abweichende
Annahmen gekennzeichnet:

- Die tariflichen Stundenverdienste steigen 1978
'um 7 vH, zuzüglich von Kebenlei:stungen um
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7112 vH. Darin ist ein Ausgleich für die Verkür­
zung der vVochenarbeitszeit und des' Jahresur­
laubs um 2 vH enthalten.

Der Staat erhöht seine-Ausgaben um 6 ::VIrd DM
mehr als bisher geplant. Ein Teil davon wird_
verwendet, um 50 000 Personen mehr als derzeit
vorgesehen im Staatsdienst zu beschäftigen.

- Die Bundesbank befriedigt den Zentralbankgeld­
bedarf, der zur Finanzierung des höheren Ko­
stenanstiegs nötig ist.

Vollbeschäftigu~gdurch Wachstum

362. Bringt es die Lohnpolitik im Jahre 1978 zu­
wege, das Loh;'kostenniveau' nicht steigen zu las­
sen, so. verbessert sich nicht nur die Rentabilität
der bestehenden Anlagen, sondern es werden aUG:h
mehr neue Investitionsobjekte rentabel als unter
den lohnpolitischen Annahmen unserer Prognose.
Die Investitionsnachfrage wird sich dann stärker
beleben, weil viele Unternehmen die bislang aufge­
schobene Erneuerung und Modernisierung ihrer
Anlagen zügiger vornehmen werden. Es ist jedoch
schwer abzuschätzen, wie schnell und in welchem
Ausmaß die Investoren auch InvestiÜonsvorhaben
zur Kapazitätsenveiterung in Angriff nehmen. Man­
che C"nternehmen werden noch zögern, weil sie
nicht darauf vertraue.n, daß die Zurückhaltung in
der Lohnpolitik von.Dauer ist. Andere mögen noch
das Risiko scheuen, im Vorgriff auf einen steigen­
den Absatz schon heute zu investieren. Die investi­
tionsfördernden Maßnahmen helfen den Unterneh­
men, die Risikoschwelle zu überspringen. -Zudem ist
es bei zurückhaltender Lohnpolitik keineswegs so,
daß die Investoren an Absatz einbüßen, was sie an
Kosten sparen.

363. Gewi"ß, die niedrigeren Lohnsätze bedeuten ­
für sich genommen -, ~aß den Arbeitnehmern we­
niger Kettolöhne ausgezahlt werden. Anderte sich
weiter nichts, wären es rund 6 :V!rd DM weniger als
unter den Annahmen der Pragnos.e. Das gesamte
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte, in
dem auch die Sozialeinkommen, die Vermögensein­
kommen und die Gewinnentnahmen der Selbständi­
gen enthalten sind, erhöhte sich dann um knapp.
1 vH weniger. Dieser Unterschied verringert sich,
vrenn die Unternehmen dank der Verminderung qes
Lohnkostendrucks auf geplante Entlassungen ver­
zichten oder Arbeitskräfte einstellen. Er verschwin­
det sogar ganz, wenn man den Realwert der Ein­
kommen betrachtet..

364. Bei nach wie vor scharfem vVettbewerb bedeu­
ten 'niedrigere Lohnkosten auch niedrigere Preise.
In der Industrie unterschreitet der Anstieg der
Stundenlöhne sogar den Produktivitätsfortschritt,
so daß dort die Lohnstückkosten sinken. Die Unter­
nehmen werden ihre Preise senken müssen oder
weniger anheben können. Der Spielraum für Preis­
erhöhungen -.vird jedenfalls enger werden. Größere
Stabilität des Kostenniveaus wird die Aufwertung
der D-Mark .tendenziell verstärken. Importgüter
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Tabelle 35

Status-quo­
Prognose Alternative I Alternative II

Kennzeichen:

Steigerung der tariflichen Stu..lldenlöhne .

Verkürzung der Arbeitszeit '"

Steigerung der Staatsausgaben " .

5
1/..

, 8

.- 3 7

1/2 2

--,- 8
,

9 1!
T -j2

EI)-tstehung des S~zialprodukts

Erwerbstätige .

Arbeitszeit 1) .•..•.............................•...

Produktivität . .- - .

Brutto!nlandsprodukt in Preisen von 1970 .: 1

-'- 0 + 1/2 - 1/2

+ 0 -'-- 1/<.1 2

3 1/2 ; 3 1/2 -;- 4

3 1;2 4 1, - + 2 1/2

Verwendung des Sozialprodukts

In Preisen von 1970:

Privater Verbrauch .

Staatsverbrauch .

Bruttoanlageinvestitionen .
Ausrüstungen .- .
Bauten .

Ausfuhr .

Einfuhr

Bruttosozialprodukt

Preisentwicklung

Privater Verbrauch

Bruttosozialprodukt

......................-... ·······1

+ 3 .. 3 1/2 bis 4 + 2

+ 3 -:- 3 1/2 -:- 4

+ 5 7 + 3

+ 4 7 2
...L. 5 1!~ + 7 4 1/2L

+ 5 5 + 5

5 5 1/2 - 4 1/2

3 1/2 + 4 1/2
,

2 1!2T

3 1/2 2 1/2 bis 3
,

4 1/2T

3 1/2
,

2 1!~
,

4 1/2,

Verteilung des Volkseinkommens

-Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit .
aus L'nternehmertätigkeit ·und Vermögen .

Nettosozialprodukt zu Faktorkosten~ :., 1

-~ettoeinkommen

aus unselbständiger.- Arbeit 2) ., . : •••....•..••.•.....
aus unternehmertätigkeit und Vermögen .

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 3) .•.. 1

.. 7
8

+7

-:-- 7 1/2

+13 1/ 2

+ 7-

-;- 6
-:-10

-:--16

.. 7,
8T

7 1/2

+ 7 1/2

+14

+ 7-

1) Einschließlich Veränderung der Arbeitstage.
2) );"ettolohn- und -gehaltssumme.
3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
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verbilligen sich dadurch; für die Importeure bedeu­
tet dies niedrigere Einstandskosten, und für die in­
ländischen Produzenten, mit denen ausländische
konkurrieren, schärferen \Vettbewerb. Je mehr die
Beruhigung des Preisklimas die Er-i.vartung bestärkt,
daß sich der abnehmende Trend in den Preissteige­
rungsraten fortsetzt, desto' niedriger können auch
die Zinsen sein, weil der Aufschlag für den Geld­
wertschwund abnimmt, den der Kapitalgeber for­
dert. Das mindert den Kostenanstieg zusätzlich. Al­
les in allem rechnen wir damit, daß dIe industriel­
len Erzeugerpreise im ganzen stabil bleiben.

Die Verbraucherpreise werden dagegen noch etwas
steigen, weil eier Handel und die Dienstleistungsun­
ternehmen den verbleibenden Kostenanstieg nicht
voll durch Produktivitätsfortschritte ausgleichen
können und ihre Gewinnmargen durch Preisanhe­
bungen aufrecht zu erhalten versuchen. Zudem ver­
teuert sich die Lebenshaltung durch die Erhöhung

_der :Yiehrwertsteuer. Zu der Annahme stabiler Er­
zeugerpreise paßt jedoch, daß die Verbraucherprei-
se Ende 1978 um nicht mehr als 2 vH höher sind als
Ende 1977. Da diese Marke nicht sofort, sondern
erst nach und nach im Laufe des Jahres erreicht
wird, beläuft sich die Teuerungsrate im Durch­
schnitt des Jahres 1978 gegenüber dem des Jahres
1977 noch auf 21h vH bis 3 vH, gegenüber 3112 vB
in der· Prognose (Tabelle 35).

Der Rückgang der, Inflationsrate macht nicht nur
das Minus bei den Arbeitnehmereinkommen klei­
ner, er wertet auch die übrigen Einkommen der pri­
vaten Haushalte auf: Der Realwert des verfügbaren
Einkommens insgesamt fällt nicht kleiner als -in un­
serer Prognose aus, auch dann schon, wenn man
die Zunahme der Beschäftigung außer acht läßt.
Der Realwert der Geldvermögen, die die Haushalte
für den Kauf von Gütern ver.wenden können, ist oh­
nedies größer.

·365. Es spricht viel dafür, daß sich aus dem Zusam­
menspiel von geringeren Lohnzuwächsen und nied­
rigeren Inflationsraten eine höhere Nachfrage der
privaten Haushalte ergibt. Die Ausgabenquote, das
Verhältnis von Konsumausgaben zum verfügbaren
Einkommen, dürfte etwas höher als bei unserer Pro­
gnose sein. Zwar wird ein Teil der Haushalte, de­
ren Einkommen nicht aus Löhnen und .Gehältern
rührt, darauf verzichten, die Einsparungen, die ih­
nen der Rückgang der· Teuerungsrate bringt, auf
den Kauf von, mehr Gütern zu verwenden; für die
Rentnerhaushalte, denen ihr Einkommen vielfach
keinen großen Spielraum bei der Entscheidung über
Verbrauch und Ersparnis läßt, ist dies jedoch im
allgemeinen kaum zu erwarten, zumal die Renten­
anpassung 1978 verschoben ist. Viele Arbeitneh­
mer, die für 1978 Ausgaben schon fest eingeplant
haben, werden auch dann an ihren Kaufplänen fest- .
halten, wenn die Lohnerhöhungen geringer ausfal­
len. Andere Arbeitnehmer, die ihre Einkommenser­
wartungen enttäuscht sehen, mögen darauf verzich­
ten, sich zu Lasten ihrer künftigen Einkommen zu
verschulden. Dem steht allerdings gegenüber, daß
mit dem Rückgang der Inflationsraten auch die Zin­
sen sinken. Die Verscbuldungsbereitschaft wird
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darüber hinaus gestärkt, wenn bei günstigem Kon­
junkturverlauf das Beschäftigungsrisiko abiümmt
und sich die Arbeitnehmer sicherer fühlen, daß sie
ihre Verpflichtungen aus ihren künftigen Einkom­
men bestreiten können. Davon profitiert nicht nur
die :::-Jachfrage nach langlebigen Gebrauchsgütern,
sondern auch die nach \Vohnbauten.

366. ·Werden die Löhne nicht über den Produktivi­
tätsfortschritt hinaus erhöht, kommt es also selbst
auf kurze Sicht nicht zu einem Ausfall an gesamt­
wirtschaftlicher Nachfrage. So"\,,"ohl die reale )Jach­
frage der Investoren als auch die der Konsumenten
fallen von Anfang an höher aus, als wir in unserer
Prognose angenommen haben. Es bleibt jedoch
nicht bei diesem einmaligen Impuls. ?'liehr Absatz
wird auch jene Investoren, die erst das Signal einer
nachhaltigen Belebung der Kachfrage abwarten
wollen, veranlassen, die verbesserten Investitions­
bedingungen zu nutzen. Mehr Absatz bedeutet aber
auch mehr Produktion, mehr Beschäftigung und
mehr Einkommen und damit -einen erneuten An­
stieg des privaten ·Verbrauchs. So treiben sfch In­
vestitionen und privater Verbrauch gegenseitig an,
zumal die Unternehmen nicht nur für die laufende
Kachfrage produzieren, sondern auch ihre Läger
aufstocken werden, die si,e_ aus Vorsicht bislang
meist klein gehalten haben. Da dil~ser Prozeß der
Selbstverstärkung erst im Verlauf des Jahres ein­
setzt, wird er in den Jahresdurchschnittszahlen
nicht voll sichtbar. Der private Verbrauch dürfte
um knapp 1 vH, die Ausrüstungsinvestitionen dürf­
ten um 3 vB höher als in unserer Prognose sein.
\Vas wir bereits 1978 an konjunktureller Dynamik
erwarten, läßt sich besser an dem Anstieg vom er­
sten zum zweiten Halbjahr ablesen: die Ausrü­
stungsinvestitionen werden doppelt so stark' steigen
wie in unserer Prognose (Schaubild 29).

367. Es sei betont, daß diese quantitativen Anga­
ben nur die Richtung der von uris erwarteten Ent-

_wicklung angeben, und keine übertriebene Genau­
igkeit vortäuschen sollen. Gemessen an der Kraft
früherer Aufschw"Ünge sind unsere Erwartungen
keineswegs hoch. \Vir räumen jedoch ein,. daß es
möglicherweise länger dauert, bis sich der \Vandel
der mittelfristigen Investitionsbedingungen in den
konkreten Investitionsentscheidungen niederschlägt.

Besonders groß sind die Schätzrisiken bei der' Fra­
ge, wie die Aussichten auf mehr \Vachstum und
Stabilität die deutsche \Vettbewerbsposition im
Auslandsgeschäft berührt. Man könnte für mög.!ich
halten, daß ein übergroßer Vorschuß an Vertrauen
seitens der ausländischen Kapitalanleger den
"Wechselkurs so .stark in die Höhe treibt, daß der
Druck des 'vVechselkurses auf· das inländische
Preisniveau größer wird, als es der Entlastung beim
Kosteriniveau entspricht. So \..enig man eine solche
Entwicklung, die· die" \Vettbewerbsfähigkeit der
deutschen \Virtschaft vorübergehend schwächen
würde, ausschließen kann, So sehr sollte man auch
auf die Faktoren achten, die dem entgegenwirken.
Der Anstieg der Binnennachfrage vergrößert auch
den Importbedarf. Der Dberschuß der Leistungsbi­
lanz verringert sich und eine höhere Nachfrage



Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucksache 8/1221

/

ZUR KÜNFTIGEN WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG

368. Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage steigt so­
mit schwächer an, als -die Binnen:r:.achfrage allein.
Es kommt hinzu, daß ein Teil' der Mehrnachfrage
durch zusätzliche Importe gedeckt wird. Die Jnlän­
dische Produktion dürfte ihr Vorjahresniveau aber
immer noch um 4112 vH übertreffeil' und damit um
1 vH größer sein als unter den Annahmen unserer
Prognose. Auch hier unterzeichnet die Jahreszahl
die tatsächliche Dynamik. Der Anstieg des realen
Sozialprodukts vom ersten zum z'veiten Halbjahr
beträgt auf Jahresrate hochgerechner6 vH.

nach Devisen absorbiert einen Teil des Devisenan­
gebots. "VVir gehen in unserer Rechnung davon aus,
daß sich der Aufwertungsdruck, den wir schon in
unserer Prognose unterstellt haben, nicht so ver­
stärkt, daß die Stabilisierung des Kostenniveaus
den Exporteuren überhaupt keinen Vorteil bringt.
Allerdings werden. diese vorerst eher versuchen,
ihre stark geschrumpften Gewin:r:.margen wieder
auszu'\v-eiten, als durch Preissenkunuen ihnin Anteil
auf den vVeltmärkten zu veI-größen. \Vir erwarten ­
daher keinen zusätzlichen Anstieg der Exporte,
wohl aber indirekt eine Festigung der Investitions­
neigung in den Exportindustrien.

fL

76

5B

64

76~

ES

jG

--Status q;;o ---Alternative I .--.-.-.. Alter:;at:ve Ii

I
8:ctiosozia !~fcccki

75 1-
1
--+-Aus.üstT!5e~----+---__I__7'__1

72 - [--"I~~---+----;,''----l

/'
720 . 1-""'----+-----1------+------;

i5~

~:••.g",r·'__:"~Da~.ßls.•!~.-,~ E J. • • I • P , 1~-O - L:~g.I·.,c~~.~~.-..ß~.••s,'ll~... t.. nt\"il~K:!.!ng -In reisen VO;1 'jJ _~

BBJ ,------.------,-------,------,

S c h ci u b i I d 29

369. Einen Teil der Mehrproduktion können die Un­
ternehmen ohne zusätzliche .A•."rbeitskräfte erstellen,
indem sie Produktivitätsreserven ausschöpfen. An­
dererseits nimmt bei nachlassendem Lohnkosten­
druck der Zwang zu Personalfreisetzungen ab,' und
die Unternehmen werden auch _e-ann, wenn die
Nachfrage zunächst noch zurückbleibt, eher bereit
sein, ihre Belegschaft zu halteL Das mindert
das Produktionsergebnis je Beschäftigten. Hinzu
kommt, daß bei geringeren Löhnen auch weniger
produktive Tätigkeiten rentabel s:.nd. Im gesamt­
wirtschaftlichen Durchschnitt wird der Anstieg der
Arbeitsproduktivität somit nur WEnig höher sein,
als wir es unter den Bedingungen der Prognose er­
warten. Dennoch wird sich der Abbau der Arbeits­
losigkeit nur allmählich vollziehen; erst in der
zweiten Jahreshälfte . wird die Millionengrenze
deutlich unterschritten. Denn ein Teil der zusätzli­
chen Stellen wird von Arbeitskräften besetzt wer­
den, die derzeit der stillen Reserve zuzurechnen
sind.

370. Zusätzlicher Absatz und größere Gewinnmar­
gen verbessern die Ertragslage der Unternehmen.
\Vir erwarten jedoch keineswegs eine Ge\vinnex­
plosion. 'Nährend die Lohnsumme trotz niedrigerer
Lohnsätze infolge der Beschäftigungszunahme um 6
vH höher sein wird, steigen die Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen um 10 vH.
Daß dieser Zuwachs.nicht größer is t, beruht auf un­
serer Er\'mrtung, daß- der "VVettbewerb die Unter­
nehmen dazu zwingt, einen Teil der Kostenentla­
stung in den Preisen weiterzugeben.

Die Reallohnposition der Arbeitnel:mer, an der wir
die Veränderung der Einkommensverteilung able­
sen, verringert sich um 11/2 vH. Sie ist damit im­
mer noch um annähernd 8 vH höher als Ende der
sechziger Jahre.
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371. Im ganzen ergibt skh gegenüber der Status­
quo-Pxognose folgende Bilanz der angenommenen
Lohnzurückhaltung: '

- Der einzelne Arbeitnehmer erhält im Jahre 1978
im Durchschnitt 1,5 vH ,.,-eniger l\·ettolohn. Da
der Anstieg der' Verbraucherpreise um 0,8 vH
niedriger ist, verringert sich der Ausfall an
Kaufkraft auf 0,7 vB.

- Die übrigen Einkommen der privaten Haushalte,
deren Anteil am verfügbaren Einkommen über
50 vH ausmacht, erhöhen sich d~r Kaufkraft
nach um 0,8 vH.

- Die höhere Produktion ,bringt auch mehr Be­
schäftigung und mehr Lohneinkommen, verrin­
gert allerdings' das Arbeitslosengeld. Insgesamt

, fällt das reale verfügbare Einkommen der priva­
ten Haushalte um 0,5 vH größer aus. Der private
Verbrauch ist um 0,8 vH höher, ,,,-eil die Ausga­
benquote steigt.

Die Lohnstückkosten ermäßigen sich um 2 vH;
auch die Importkosten und die Zinsen sind nied­
riger.

Die Preise steigen im gesamtwirtschaftlichen
Durchschnitt um 1 vH weniger.

Die Ertragslage der Unternehmen verbessert­
sich nicht I].ur infolge der Ausv..eitung der Ge­
w,inhmargen, sondern auch durch die Erhöhung
des Absatzes.

- Der Staat spart durch den geringeren Lohn- und
Preisanstieg Mittel ein, die er an anderer 'Stelle
ausgeben kann. Die Steuereinnahmen bleiben
nahezu konstant: :Mindereinnahmen bei der
Lohnsteuer werden durch Mehreinnahmen bei
den Gewinnsteuern und den Verbrauchsteuern
wettgemacht.

Das Defizit der Rentenversicherung erhöht sich;
bei unveränderten Ausgaben kommt es infolge
der geringeren LoJ;msteigerungen zu Einnahme-
ausfällen. . .

Der Ausgabenüberschuß der Bundesanstalt für
Arbeit vermindert' sich, da die Einsparungen bei
der Arbeitslosenunterstützung die Beitragsaus­
fälle übenviegen. '

372. Für die Beurteilung des 'Weges "Vollbeschäf­
tigung durch 'Wachstum" ist nicht nur bedeutsam,
was das Jahr 1978 an zusätzlicher Produktion 'und
zusätzlicher Beschäftigung bringt. ,Nichtiger ist,
daß ein -Pfad eingeschlagen wird, der mittelfristig
zu Vollbeschäftigung zurückführen kann. Die wirt­
schaftliche Entwicklung vom ersten zum zweiten
Halbjahr 1978 kann als Basis für die Ge'winnung ei­
ner mittelfristigen Perspektive dienen, selbst wenn
man berücksichtigt, daß die konjunkturellen Auf"
triebskräfte infolge der Anstoßeffekte des massiven
finanzpolitischen Impulses überzeichnet sind. Ziel).t,
man die Zunahme von Sozialprodukt und Investic
tionen über das Jahr 1978 hinaus bis 1981 aus, so
könnte das Sozialprodukt jährlich u...Tn 5 vH zuneh­
men. "Die treibende Kraft wären dabei die privaten
Investitionen; es _, bestünde die berechtigte Hoff­
nung, daß die bestehende, Arbeitsplatzlücke auf
mittlere Sicht geschlossen wird. Dadurch wäre ge-
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währleistet, daß bei steigender :--Jachfrage nicht nur
die vorhandenen Kapazitätsreserven genutzt wer­
den, sondern daß auch das vVachstum des Produk­
tionspotentials von gegenwärtig nicht einmal 3 vH
auf. 4 vH 'angehoben ·wird. Der Aufbau neuer Kapa­
zitäten, bevor die ,vorhandenen ausgeschöpft sind,
machte eine inflationsfreie Expansion der I'\"achfra­
ge möglich.

Das Expansionstempo könnte etwas gebremst wer­
den, wenn im" Ausland die \Vachstumsprobleme un­
gelöst bleiben, so daß die Bundesrepublik einen
Vorlauf hätte. Die dadurch ausgelöste Tendenz zur
Passivierung der Leistungsbil~nz wäre hinzuneh­
men.

373. Möglich v{ird ein von den privaten Investitio­
nen getragenes "\'Vachstum nur, wenn der lohnpoli­
tische Kurs, wie er !978 eingeleitet werden soll,
auch über das kommende Jahr hinaus beibehalten
wird. Dies heißt: Die Lohnpolitik schätzt den vom

. Anstieg der Arbeitsproduktivität geschaffenen Ver­
teilungsspielraum so .lange vorsichtig ein, bis die
Arbeitslosigkeit abgebaut ist. Möglich v:ird ein sol­
ches vVachstum darüber hinal1s auch nur" wenn-der
Staat seine erneut gestiegenen Defizite schrittvieise
konsolidiert. Das sollte bei dem wiedeL stärkeren
\Vachstum des Produktionspotentials nicht übermä-'
ßig schwerfallen.

374. Gelingt es in den nächsten Jahr'en, bei der ge­
samtwirtschaftlichen Produktion eine Zuwachsrate
von jährlich 5 vH zu erreiche~, wird auch ein ho­
her BeschäftigJ.lngsstand wieder möglich. Bei einem
mittelfristigen Anstieg der Arbeitsproduktivität von
4 vH bis 41 12 vH, wie er von yEtte der sechziger
Jahre bis heute zu beobachten war, würde sich die
Anzahl der Erwerbstätigen um etwa 200000 je Jahr
erhöhen; stellt" man in Rechnung, daß sich der Pro­
duktivitätsanstieg in den letzen Jahren verlang­
samt hat, könntE\ die Zunahme der Beschäftigung
auch höher ausfallen. Auch unter der weniger gün~

stigen Annahme vJäre die Arbeitslosigkeit bis 1981
zu einem großen Teil abgebaut. Dabei ist berück-'
sichtigt, daß bis dahin rund 400 000 Arbeitnehmer
neu ins Berufsleben eintreten, aber auch, daß infol­
ge des Anwerbestopps für ausländische Arbeitneh­
mer. 'weniger Ausländer zuwandern als abwan­
dern.

Vollbeschäftigung durch mehr Staat und weniger
Arbeit

375. Bei der Analyse der kurzfristigen \Virkungen
dieses \Veges ist abzuwägen, ob die staatliche und
private Kachfrage ausreicht, das zwar verminderte,
aber auch teurere Arbeitsangebot besser zu be­
schäftigen.

Die Verteuerung des Faktors Arbeit wird mit hoher
vVahrscheinlichkeit die InvestitiollSl1eigung auch
dann lähmen, wenn es den Unternehmen gelingt,
ihre Gewinnmargen durch Preiserhöhungen zu hal­
ten. Die Jahre 1969 bis 1974 haben die Cnterneh­
men gelehrt, daß sie- die Verlier~r sind, wenn_ die
Löhne die Preise und diese wiederum die Löhne
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treiben, weil letztlich eine Stabilisierungskrise un­
vermeidlich wird, die bei dann hohen Löhnen und
Zin.sen ,die Preiserhöhungsspielräume beschneidet
und die Gewinne drückt. Die Cnterne}lmen werden
daher nicht nur Erv':eiterungsinvestitionen unterlas­
sen, sondern zum Teil auch weiter zögern, ausge­
diente Anlagen zu ersetzen. Stattgessen werden sie
dazu neigen, Geldvermögen zu bilden und im Aus­
land zu investieren. Bei der Investitionstätigkeit
werden Rationalisierungsmaßnahmen weiterhin im
Vordergrund stehen, zumal man auf diese 'Weise
versuchen ,Vird, die Verkürzung der Arbeitszeit
aufzufangen.

376. Die stärkere Anhebung der effektiven Stun­
denlöhne führt nicht zu einem entsprechenden An­
stieg der Lohnsumme. Die Cnternehmen werden
nur einen Teil der Arbeitszeitverkürzung durch
eine- Vergrößerung der Belegschaft ausgleichen,
selbst wenn man ihnen durch tarifliche und gesetz­
liche Regelungen den Ausweg zu mehr Uberstun­
den verwehrt. vVir nehmen an, daß die Hälfte durch
die Ausschöpfung von Produktivitätsreserven und
die andere Hälfte durch eine Zunahme der Beschäf­
tigung aufgefangen wird. Dies ist - verglichen mit
den' Ergebnissen von "C"nternehmensbefragungen zur
personalpolitischen Reaktion auf'Arbeitszeitverkür­
zungen - noch eine durchaus optimistische An­
nahme (Ziffer 263).

377. Dies fur sich genommen führt dazu, daß das
verfügbare Lohneinkommen der Arbeitnehmer, die
zusätzllch Beschäftigten eingerechnet, nominal um
1 vB, und das verfügbare Einkommen -insgesamt
um 1/2 vH höher als unter den Bedingungen unserer
Prognose ist. Seiner_ Kaufkraft nach ist es' wegen
des stärkeren Geldwertschwunds 'niedriger; für die
Haushalte mit nominal. unveränderten Sozialein­
kommen und Einkommen aus Geldvermögen erge­
ben sich Realeinkommenseinbußen, den Arbeitneh­
mern nimmt _der kräftigere Preisanstieg ,mehr als
das, was sie durch höhere Löhne an Kaufkraft ge­
winnen. Zudem sinkt die Kaufkraft der Geldvermö­
g,ensbestände,

378. Bei der _Schätzung der Inflationsrate ist be­
rücksichtigt, daß sich die Verteuerung der Arbeits­
stunde nicht volL im Kostenniveau niederschlägt,
weil sie zum Teil durch zusätzliche Rationalisie­

'rungsmaßnahmen aufgefangen wird. Andererseits
können die Unternehmen Kostensteigerungen leich­
ter überwälzen, weil die Bundesbank mehr Geld be-

,reitstellt. In der EJwartung, daß ihnen der Staat
durch Ylehrausgaben Absatzeinbußen erspart, dürf­
ten die Unternehmen überdies dazu: neigen" Preiser­
höhungsspielräume stärker auszuschöpfen lind so
ihre Gewinnmargen zu verbessern. \Vir erwarten,
daß unter den Bedingungen dieser Alternative die
Teuerungsrate auf der Verbraucherstufe im Durch­
schnitt des Jahres 1978 etwa 41/2 vH betragen
wird', die Erhöhung der Mehrwertsteuer wiederum
eingeschlossen.

379. Die Ausgabeneigung der privaten Haushalte
dürfte sich unter den Annahmen dieser Alternative

wenig ändern. Der private Verbrauch v,,'ird somit
durch die Verringerung des Realeinkommens ge­
dämpft. Im Vergleich zu unserer Pngnose sind da­
mit die Unternehmen nicht nur mit einem höheren
Kostenniveau belastet, sondern sie haben auch ei­
nen geringeren Absatz. Anders als in der ersten Al­
ternative, aber auch anders als ir:. der Prognose,
werden sich privater Verbrauch und Investitionen
nicht wechselseitig verstärken. Der gegenüber der
Prognose erhöhte finanzpolitische Impuls bietet
zwar eine Stütze, verliert aber an vVirkurig, weil
ein Teil der von ihm ausgelösten Nachfrage von
steigenden Inflationsraten aufgezehrt wird. Das rea­
le Sozialprodukt wird nur um 21/i vH höher als
1917 sein, der Anstieg verlangsamt sich überdies
im Verlauf des Jahres.

380. Gleich\vohl nimmt die Anzahl der Beschäftig­
ten zu, weil der Effekt der Arbeitszettverkürzung
zunächst noch den Verlust an Kachfrage und Pro­
d\lktion übersteigt. Soweit die höhere Beschäfti­
gl:mg dadurch zustande kommt, daß die "C"nterneh­
men wegen der Arbeitszeitverkürzung auf Entlas­
sungen verzichten, ist eine solche Entwicklung
auch plausibel. Mit zusätzlichen Keueinstellungen
werden sie sich angesichts der wachsenden Unsi­
cherheit jedoch zurückhalten. Statt ihre ,Produk­
tion zu steigern, werden viele ihre Auftragsbestän­
de strecken und dort, wo die Kachfrage drängt,­
eher ihre -Preise verstärkt erhöhen-. Das Arbeits­
platzrisiko ist somit zwar etwas kleb.er" die Einstel­
lungschancen aber sind schlechter.

381. vVird dieser \Veg über 1978 hinaus begangen,
so ist zu befürchten, daß eine weit(~re Verkürzung
der Arbeitszeit nicht mehr die Beschäftigungswir­
kungen einer schwachen I\"achfrCj.ge auffängt. Es be­
steht die Gefahr, daß die Produktion eingeschrä..TJ.kt
wird und der Ausfall von Verbrauchsnachfrage die
ohnehin schon gedämpfte IIivestitionsneigung wei­
ter . schwächt. Die Expansion von Na-chfrage und
Produktion w'ird sich d-ann auch bei massiven Kon­
junkturprogrammen abschwächen, und ein Abglei­
ten in die Rezession ist nicht ausgesGhlossen.

382. Dies heißt nicht, daß eine 'Wirtschaftspolitik
von vornherein zum Scheitern ve;:urteilt ist, die
sich auf ein mittelfristiges ·Wachstum des Sozial-

,produkts von 2112 vH beschränken will und die in
dem Ausmaß die Arbeitszeit verkürzt, .in dem der
Anstieg der Arbeitsproduktivität über diese Zu­
wachsrate hinausgeht. Es ist auch mit einem. sol­
chen \Veg vereinbar, daß der Staat seinen Anteil
am Produktionspotential .erhöht, um den Bürgern
zumindest nicht weniger öffentliche Güter bereit­
stellen zu können, als es bei größerem vVachstum

. möglich viäre.

Eine Illusion ist es aber, daß auf diesem vVeg die
negativen Beschäftigungsfolgen dauerhaft über­
spielt werden können, die von einem überhöhten
Kostenniveau ausgehen.

383. Denn: 'der Bedarf an Lohnzurückhaltung ist
bei diesem vVeg nicht kleiner als bei dem alternati-
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ven, der die Vollbeschäftigung durch 'Wachstum zu
erreichen sucht. Zwar werden weniger Investitio­
nen und damit weniger Gewinnanreize benötigt, um
das angestrebte - geringere - 'Wachstum möglich
zu machen. Der damit gewonnene Spielraum kann
jedoch nicht sowohl von der Lohnpolitik als auch
zugleich -vom Staat genutzt werden, der, indem er
seine dauerhafte Verschuldung vergrößert, private
Investoren verdrängt. Sich widersprechende An­
sprüche durch mehr Inflation zu harmonisieren, das
heißt die Löhne durch stärker steigende Preise zu
entwerten, wäre, wie die Erfahrung gelehrt hat, nur.
scheinbar eine Hilfe und, ist auch bei diesem \Veg
nicht gewollt.

384. Kommt es zu der notwendigen Lohnzurückhal­
tung, dann läßt sich ,!uch durch den Verzicht auf
'Wachstum zugunsten von mehr Freizeit Vollbe­
schäftigung erreichen. Bei einem jährlichen Anstieg
des Sozialprodukts um 21h vH ,v"Ürde das Realein­
kommen je Erwerbstätigen aber immer weiter hin­
ter dem bei der ersten Alternative erzielbaren zu­
rückbleiben. Auch - eine bessere Versorgung der
Bürger mit öffentlichen Gütern bliebe eine bloße
Hoffnung. Der Staat nähme zwar einen größeren
Anteil des Produktionspotentials für die Bereitstel­
lung öffentlicher Güter in Anspruch, das Potential
wäre aber wesentlich kleiner. \Venn die Verschul­
dung des Staates und mit dieser die Zinslast nicht
Jahr für Jahr größer werden soll, müßte entweder
bei- der Versorgung mit öffentlichen Gütern weiter
zurückgesteckt, oder es müßte dieAbgaben@ote
weiter erhöht werden. Die Folge wäre im letzten
Fall ein noch geringerer Anstieg der Kettoeinkom­
men. Hier hätten die Bürger zu wählen. .

385. Eine Lohnpolitik und eine 'Wirtschaftspolitik,
wie sie unserer Status-quo-Prognose zugrunde lie­
gen, bewegen sich zwischen den beiden beschriebe­
nen Alternativen. Die Finanzpolitik hat ihren Spiel­
raum genutzt. Uber Steuersenkungen für die priva-'
ten Haushalte und eine verstärkte Ausweitung der
Staatsausgaben erhält die Nachfrage einen kräfti­
gen Schub. \"lachstumspolitische Maßnahmen ha­
ben nur ein geringes Gewicht. Die LohIl:politik for­
ciert den Kostendruck zwar nicht, sie verbessert
aber auch nicht die Kosten-Erlös-Relationen. F.ür
die Rückkehr zu, einem hohen Beschäftigungsstand
ist damit wenig gewonnen. Am Jahresende 1918
werden Staat und Tarifyertragsparteien möglicher­
weise feststellen, daß für den Abbau der Arbeitslo­
sigkeit ein weiteres Jahr vertan ist. Die Entschei­
dungen, die jetzt unterlassen werden; müssen dann
nachg~holt werden. Bei, dem hohen Defizit hat
der Staat dann aber kaum ein weiteres Mal die
Möglichkeit, durch eine kräftige Ausweitung des fi­
nanzpolitischen Impulses der Konjunktur einen
weiteren Anstoß zu geben.

11I. Wirtschaftspolitik für 1978 und danach'

386. Die wichtigsten Probleme der einzelnen Be­
reiche der 'Wirtschaftspolitik sind eingehender zu
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erörtern, vor. allem solche, aber nicht nur solche,
die ,alsbald Entscheidungen veriangen. Dabei lassen
wir uns in erster Linie von Fragen leiten, die eine
Strategie der Vollbeschäftigung, durch 'Wirtschafts­
wachstum aufwirft.

Lohnpolitik ,

387. In einer ganzen Reihe von Industrieländern ist
in ,den vergangenen Jahren eip.e Korrektur an der
Entwicklung der Reallöhne erreicht worden, teilwei­
se sogar eine Senkung der Reallöhne. In der Bun­
desrepublik, wo wegen der im Durchschnitt hohen
Produktivität Spitzenlöhne gezahlt werden, schien
es eine Zeitlang, als ob die mäßige Korrektur der
Einkommensverteilung, die 1916 stattfand und an
die sich die Hoffnung knüpfte, eine aggressive Lohn­
politik werde sich vorläufig nicht ,',,-iederholen, auf
der Kostenseite den Boden für eine kräftige Investi­
tionskonjunktur bereitet hätte. Diese Vorstellung
ist einer pessimistischeren Einschätzung der Situa-
tion gewichen. .

388. Die Gewerkschaften 'können darauf verweisen
- und tun es auch -, daß die Löhne 1971 etwa in
dem Maße gestiegen sind, wie es den vorherrschen­
den Vorstellungen derer entsprach, die sich zu Be-­
ginn der Lohnrunde in Prognosen, Zielprojektionen
und Ratschlägen zur künftigen Lohnentwicklung
geäußert hattell. 'Wenn jetzt im Zusammenhang mit

,der konjunkturellen Stockung ahermals eine Ver­
schlechterung der Ertragslage in der \Yirtschaft
entstanden sei, so köhne dies keineswegs der Lohn­
politik 19'i1 angelastet werden.

Dem kann man nicht viel entgegenhalten. Nur, dies
hilft bei der-nächsten Lohnrunde nicht weiter.
vVenn die Reallöhne falsch sind, also nicht zu mehr
Beschäftigung passen', so würde sich daran nicht
deshalb etwas ändern, weil die vorherrschende
Meinung anders gelautet hat. Daß die Löhne ent­
sprechend der Zielprojektion der Bundesregi~rung

steigen, ist für die Unternehmen ja kein Grund zum
Investieren. .

389. Es ~uß ein vYeg gefunden werden, in der
Lohnpolitik zu einer Kursänderung zu kommen.
Die Diskussion um den "optimalen Lohn", der dem
Kaufkraftargument und dem Kostenargument glei­
chermaßen Rechnung tragen soll, führt nicht weiter.

Die Einsicht, daß mittelfristig ein Zusammenhang
zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung besteht, ist
im Grunde nicht gering, auch bei den Gewerkschaf­
ten nicht. Das Problem ist, die Einsicht in den Mit­
telfristig unbestreitbaren Zusammenhang, auch in
Entscheidungen für die nächste Zukunft umzuset­
zen. Die Scheu, dies zu tun, beruht offenbar nicht
zuletzt auf der Furcht, im Verteilungskampf unnö­
tig an Boden zu' verlieren. Das Kaufkraftargument
scheint eine analytische Stütze zu geben, das 'mit­
telfristig Notwendige immer wieder zu vertagen.
Das führt jedoch in eine Sackgasse. Auf diese vVei­
se kann man zu Löhnen, die zu Vollbeschäftig_ung
passen, nicht,kommen.
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An anderer Stelle dieses Gutachtens haben wir aus-
. führlieh dargelegt, warum das Kaufkraftargument

in die Irre leitet. Vollbeschäftigung durch ·Wirt­
schaftswachstum ist nur möglich, wenn der Zusam­
menhang zwischen Lohnhöhe und Besch~ftigung·

auch kurzfristig respektiert wird. ·Wir haben zu zei­
gen versucht, daß Lohi!zurückhaltung ein \Veg ist,
auf dem man, ohne hinsichtlich der realen Kauf­
kraft Sorgen haben zu müssen, - auf die günstigen
\Virkungen setzen kann, die ein niedrigeres Kosten­
niveau auf die :Menge der rentablen Produktions­
und Beschäftigungsmöglichkeiten haben wird. "
Selbst.wenn sich diese günstigen ·Wirkungen, auf
die Investitionen insbesondere, stärker \Terzögern
sollten, als wir annehmen, bleibt dieses Urteil rich­
tig. Strenger: Den "Weg der Lohnzurückhaltung zu
gehen, halten wir auch dann für angezeigt, ....'renn es
1918 noch nicht zu der stär:keren Entlastung am Ar­
beitsmarkt kommen sollte, die wir unter den An­
nahmen der Alternative I vorausgeschätzt haben.

390. Dem Sachverständigenrat ist oft dargelegt
worden, daß Lohnpolitik nicht in erster Linie eine
Frage des ökonomischen Kalküls, sondern eine Fra­
ge der Macht sei. Das mag so sein. :--rur, es hat ja
am Arbeitsmarkt keine Seite soviel Macht, daß sie
Preis und Menge, Lohn und Beschäftigung zugleich
festlegen könnte. Und auch der Staat kann sich die
Verantwortung für"das Problem der Menge, sprich
der Beschäftigung, das aus einem falschen Lohn er­
wachsen muß, nic!!t zuschieben lassen. Er hat nicht
die Mittel, es zu lösen.

Ebensowenig führt der Hinweis auf die -Vermach­
tung der :YIärkte, auf die strukturelle Arbeitslosig­
keit und auf den Einfluß der Auslandskonkurrenz
an der Tatsache vorbei, daß hinsichtlich der dauer­
haften "Wirkungen auf den Beschäftigungsstand das
Lohnniveau nun eben die einzige Größe ist, die. zu­
gleich große Bedimtung hat und kurzfristig verän­
dert werden kann.

391. Eine starke Zurücknahme der Steigerungs­
sätze in den Lohntarifverträgen läßt sich auch aus
anderen Uberlegungen heraus begründen und als
vertretbar kennzeichnen.

Die lohnpolitische Vorwegnahme von Preissteige­
rungen, die für unvermeidlich gehalten werden, ob­
wohl erst diese Vorwegnahme die Kostensteigerun­

-gen schafft, die dann durch Preissteigerungen ein­
geholt werden müssen, sollte aufhören. Die Infla­
tionsbekämpfung ist weit genug gediehen, jetzt eine
im strengen Sinne in bezug auf das Kostenniveau
neutrale :Cohnpolitik wieder zumutbar erscheinen
zu lassen. Die Zeit der sich selbst treibenden Infla­
tion, in der mehr oder weniger alle privaten Haus­
halte, Unternehmen und Staat, ihre Dispositionen,
soweij: sie in die Zukunft greifen, von der Erwar­
tung eines weiteren Anstiegs der für sie relevanten
Preise bestimmt sein lassen mußten, ist vorbei. Das
::-Jiveau der Erzeugerpreise der Industrie ist seit
:Monaten nicht mehr nennenswert gestiegen. Diese
aber geben im Inflationstempo den Schritt an. An
ihrer Führungsrolle ändert auch die Tatsache
nichts, daß die Preise der übrigen Bereiche im

Durchschnitt regelmäßig stärker steigen müssen,
weil dort die Chancen des Produktivitätsfortschritts
geringer sind. r\"ichts ist zvringend an der Vorstel­
lung, die neue Tendenz müßte alsbald ....vieder von
einer Tendenz ständiger Preissteigerungen abgelöst
werden.

392. ·Wohlgemerkt: Auch wir erw:uten nicht, daß
das Preisniveau 1918 dasselbe Sein kann wie 1911.
Schon bei Jahresende 1911 wird es um etwa 1,2 vH
höher liegen als im Jahresdurchschnitt 1971 (Uber­
hang). Außerdem werden vermutlich auch im Ver­
lauf des Jahres 1978 mehr Preise steigen als sinken,
sei es, weil Kostensteigerungen de,: Vergangenheit
verzögert auf die" Preise durchwirken, sei es, weil
die r\"achfrage in wichtigen Bereichen bisher nicht
ausgereicht hat, "normale" Gewinnmargen am
Markt durchzusetzen, und dies nachgeholt werden
wird, wenn die Nachfrage weiter zunimmt. Nicht
zuletzt ist die !v1ehrwertsteuererhöhung zum Jah­
resanfang in Rechnung _zu stellen. 1'-:icht alle Anbie­
ter von \Varen und Diensten werden zwar in der
Lage sein, sie in den Preisen zu ü~)erwälzen, doch
für den Regelfall muß eine Preisanhebung zunächst
als unvermeidlich angenommen werden.

Alles dies sind jedoch keine Preissteigerungen aus
allgemeiner Ubernachfrage oder jnflatiop.sqewuß­
tem Parallelverhalten aller (Inflationsgewöhnung).
Sie geben daher keinen Grund her, in den Löhnen
einen Ausgleich zu verlangen. Vielmehr würde ein
Ausgleich die Entzerrung der Preis- und Einkom­
mensrelationen verhindern oder seinerseits einen
neuen Preisschub bewirken. Darin kann kein Sinn
liegen.

Dies gilt namentlich hinsichtlich der Frage des
Lohnausgleichs für die Preiswirkungen der erhöh­
ten Mehrwertsteuer. Einen Lohnausgleich verian­
gen heißt verlangen, die zusätzliche Mehrwertsteu­
er solle aus den Gewinnen der Unb~rnehmen getra­
gen werden. Das ist mit der Steuererhöhung" nicht
nur nicht gemeint, sondern sicherlich auch nicht
ohne negative Rückwirkungen au:: die Beschäfti­
gung durchzusetzen.

Da neben der Mehrwertsteuererhöhung" zugleich
Steuerrechtsänderungen in Kraft treten, die den Ar­
beitnehmern eine sehr viel größere Entlastung brin­
gen, als die Mehrwertsteuer sie zm,ätzlich belastet,
dürfte sich ein Streit um die endgültige Verteilung
der Traglast aus der erhöhten Mehrwertsteuer wohl
auch vermeiden lassen.

Kurz: Das Preisniveau wird im Durchschnitt des
Jahres 1918 zwar höher sein als :'m Durchschnitt
des Jahres 1911. Doch der Anstieg enthält keine
Komponenten mehr, die für die Lohnpolitik rele­
vant sein sollten.

393. Man mag sogar fragen: ·Wenn Zurückhaltung
in der Lohnpolitik beschäftigungspolitisch vorteil­
haft ist, wenn ohnehin noch nicht alle Kostenstei­
gerungen der Vergangenheit über Preis- oder Pro­
duktivitätssteigerungen verkraftet sind - warum.
die Löhne überhaupt erhöhen? In der Tat gibt es

.keinen von vornherein zwingenden Grund, dies zu
tun. Darin, daß alle darauf eingestellt sind, jährlich
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über neue Lohntarife zu verhandeln, läge er jeden­
falls nicht schon. Zu einem Anstieg der Reallöhne
könnte es auch' bei einem Verzicht auf nominale
L.ohnsteigerungen kommen; dies wäre - dann der
Fall, wenn im Verlauf des Jahres das Preisniveau
nicht nur nicht mehr stiege, sondern im Zusammen­
hang mit fortschreitender Produktivitätssteigerung
sogar sänke. Dies ist kein vVeg- der realen Einkom­
menssteigerung, der sich :von .selbst verbietet, wenn'
es auch schwerfallen_ mag, sich von ihm kurzfristig
viel zu versprechen. Aber sogar wenn eine solche
reale Einkommenssteigerung .der Arbeitnehmer im
Verlauf des Jahres ganz .ausbliebe oder jedenfalls
so gering ausfiele, daß sich im Vergleich der Jah­
resdurchschnitte für das Reallohnniveau 1978 ein
Minus ergäbe, könnte man dies nicht ohne v,eiteres
unvertretbar. nennen. \Vie -erwähnt, sind wichtige
andere Länder, darunter die V~reinigten Staaten,
den vVeg der Reallohnsenkung gegangen, als es
galt, ein im Ubermaß gestiegenes Kostenniveau zu
korrigieren. Cnd die Vereinigten Staaten sind das
beste Beispiel- dafür, daß eine rechtzeitige und
nachhaltige Verbesserung der Ertragsmöglichkeiten
der Cnternehmen, die nicht erst von der )Jachfrage-­
seite, - sondern schon von der Kostenseite her
kommt, dem konjunkturellen Aufschwung und der
Beschäftigung hilft. Vor allem: vVill man das reale
Kostenniveau korrigieren, so muß man den Ver­
such machen, die Tendenz zur Höherbewertung der
D-Mark, die anhalten dürfte, zu unterlaufen. Das
heißt, man muß yersuchen, mit der Lohnpolitik ei­
nen Abstand zwischen der Veränderung der Kosten
und der Veränderung der Ereise zu erreichen, 'ob­
wohl die' Preise unter dem Aufwertungsdr.utk ste­
hen, der den Kurs der D-:Ylark hi:(lauftreibt. Bei ei­
nem Verzicht auf Lohnerhöhungen könnte dies je­
denfallsdann leichter gelingen, 'als bei weiter stei­
genden Löhnen, wenn in einem solchen Falle der
Aufwertungsdruck nicht im gleichen Maß zunimmt,
wie die Löhne und damit der Anstieg des gesamt­
1,virtschaftlichen Kostenniveaus hinter dem zurück­
bleibt, was sich sonst ergäbe. Sicher ist das nicht.
Immerhin: Die Veränderungen des vVechselkurses
zeigen, daß dessen. Zusammenhang mit den interna­
tionalen l)ifferenzen in der Preisentwicklung enger
ist, als der Zusammenhang mit internationalen Un-

o terschieden im Kostenauftrieb (Ziffer 211).

394. _vVenn wir trotzdem zögern, den Rat zu g-eben,
die Tariflöhne vorläufig nicht zu erhöhen, so aus
folgendeIl Gründen:

Erstens: Daß verminderte Lohnkostensteigerun­
gen verminderte Preissteigerungen erwarten las­
sen darf man unter den gegenwärtigen Markt­
bedingungen ohne große Einschränkungen be­
haupten. Doch zumindest kurzfristig kann man
nicht im gleichen Maße erwarten, daß Lohnko­
stensenkungen (hiEir als Folge von C\Tominallohn­
konstanz trotz Steigerung der Arbeitsproduktivi­
tät) Preissenkungen zur Folge haben. Vielfältige
Trägheiten und Mängel des -Wettbewerbs dürf­
ten den Anpassungsprozeß verzögern. Dies ist
aus doppeltem Grunde nachteilig. Zum einen:·
Fällt die Minderpreissteigerung verglichen mit
der Minderlohnsteigerung gering aus, so ist die
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Chance _entsprechend gering, daß Lohnzurück-'
haltung durch den realen Kaufkrafteffekt der
Minderpreissteigerung direkt den Absatz im Be:
reich des privaten. Verbrauchs steigert, was ja
nur dann der fall ist, wenn der reale -Kaufkraft­
effekt zugunsten der Tei!e des verfügbaren Ein­
kommens, die nicht Lohneinkommen sind, die
SchlechtersteIlung der Bezieher von Lohnein­
kommen übers~eigt. Zum anderen: Eine Ertrags­
verbesserung der Unternehmen, die besonders
kräftig ausfällt, weil :Ylangel an vVettbewerb im
Spiel ist, wird kaum für dauerhaft genommen
werden. Entweder lNerden in der Lohnpolitik
Nachholansprüche geltend_ gemacht, oder der
vVettbewerb erzwingt doch noch Preissenkungen,
1,venn auch verzögert. Kur von dem Teil einer
Ertragsverbesserung, den die Cnternehmen für:
einigermaßen· dauerhaft halten können, kann
man aber einen rasch wirkenden Einfluß auf die
Investitionsneigung erwarten.

Zweitens: Daß. verminderte Lohnsteigerungen
über verminderte Preissteigerungen eine Auf­
wertung der Teile des verfügbaren Einkommens
d"er privaten Haushalte bewirken, die nicht aus
Löhnen und Gehältern stammen, so daß daraus
zusätzliche )Jachfrage nach Konsumgütern er­
wachsen kann, macht die Attraktivität dieses.
vVeges aus. Doch ein Ubermaß bringt auch
Schv,ierigkeiten mit sich. Die Aufwertung dieser
Einkommen erfordert Gegenbuchungen an ande­
rer Stelle (Ziffer 302). Von Bedeutung sind diese
Gegenbuchungen vor allem bei den Sozialversi­
cherungen, deren Einnahmen von der - Expan­
sion der Lohn- und Gehaltseinkommen abhän­
gen. Sie -würden dauerhaft große Defizite haben,
wenn die Lohnsteigerungen nominal dauerhaft
geringer blieben, als sie es sonst wären. Der
Staat kann solche Defizite zeitweise, 'aber nicht
dauernd abdecken. Der Kraftakt einer weiteren
Korrektur der Ansprüche der Rentner oder eine
Erhöhung der Sozialabgaben würde dann schon
sehr bald unausweichlich.

Man mag diese Gründe unterschiedlich werten. Der
zweite etwa fällt nicht stark ins Gewicht, wenn oh­
nehin angestrebt ist, die Inflationsrate 'weiter zu
senken, ein Verzicht auf Lohnerhöhungen im kom­
menden Jahr also nur dazu beitrüge, dieses Ziel
schneller zu erreichen.

Aus den übrigen Uberlegungen heraus, und weil
wir eine neue mittelfristige Grundlinie der Lohnpo­
litik für noch vrichtjger halten als eine Einmalkor­
rektur, empfehlen v;ir gleichwohl eine Lohnpause

-nicht. Das heißt nicht, wir hielten für ausreichend
begründet, daß sie überwiegend schädlich sein

-müsse.

395. Unter den gegenwärtig absehbaren Bedingun­
gen und mit besonderem Respekt vor der Tatsache,
daß die Tendenz zur Höherbewertung der Mark
größere Preiserhöhungsspielräume vorläufig nicht
eröffnen wird, raten wir für 1978 zu Lohnab­
schlüssen, die im strengen Sinne kostenniveau­
neutral sind. Sie sollten eher noch darunter liegen.
Das heißt, die Tarifvereinbarungen wären angemes-
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.. sen, wenn sie im gesamt"\Yirtschaftlichen Durch­
schnitt höchstens darauf 'hinausliefen, daß die Brut­
toeinkommen je Beschäftigtenstunde - mit ande-'
ren 'Worten: die effektiven Stundenlöhne zuzüglich
Lohnnebenkosten je Stunde - um soviel angeho­
'ben werden, wie voraussichtlich das gesamtwirt­
schaftliche Produktionsergebnis je Erwerbstätigen­
stunde zunimmt. C\Vegen des Lohnüberhangs am
Jahresende 1977 wäre der Abstand zwischen dem
Lohnniveau im' Jahresdurchschnitt ,1978 und dem
Lohnniveau im Jahresdurchschnitt 19t'f größer.)
Der gesamt"wtrtschaftliche Produktivitätszuwachs
wäre vorsichtig einzu.schätzen; denn es sollen ja
Beschäftigungsmöglichkeiten rentabel }verden, die
e3 heute noch nicht sind, und Beschäftigungsmög­
lichkeiten rentabel bleiben, die es bei stärkerer
Lohnsteigerung nicht mehr wären.

Die Reallöhne würden ",,"eniger stark steigen als ,die
Produktivität. Die Arbeitnehmer müßten - es sei
noch einmal betont - gegen sich gelten lassen, daß
auch bei im strengen Sinne produktivitätsorientier­
ten Lohnerhöhungen das Preisniveau 1978 höher
sein ,drd als 1977, sei es aus den Gründen, -die unter
Ziffer 392 erörtert worden sind, sei es, weil andere
Komponen~en.des Kostenniveaus - KapitaU:osten,'
Importkusten - das Kostenniveau ,\-eiter nach
oben treiben können. Einen Lohnausgleich für sol­
chermaßen b-egründete Preissteigerungen ' durchset­
ien v{Ollen, hieße einer Verbesserung der Beschäfti­
gungssituätion lohnpolitisch entgegenarbeiten.

396. Eine im strengen Sinne kostenniveauneutrale
Lohnpolitik ist angezeigt, auch wenn Preisniveau­
konstanz noch fehlt, so lange Vollbeschäftigung
nicht ''fieder erreicht ist und so lange die Geldpoli­
tik alles dafür tut, daß eine Erhöhung des Preisni­
veaus auf das unter den Bedingungen einer solchen
Lohnpolitik unverIlleidliche Maß beschränkt bleibt.
Zumindest für das Jaht 1978 ist sie ohne Einschrän­
kung 'zumutbari denn es gibt keinerlei Anzeichen
für eine Ubernachfrage, die einen :z;usätzlichen
Preisschub bewirken würde.

Auch über 1978 hinaus kann man sich mehr Zutrau­
en zu der wiedergewonnenen Stabilität vorstellen.
Eine Kursän"derung der Lohnpolitik kÖIl...nte beson­
ders wirkungsvoll sein, v{enn sie die ~\-1öglichkeit

nutzte, Lohntarifverträge für mehr als. ein Jahr ab­
zuschließen. Bei mehrjährigen Verträgen müßten
Vereinbarungen über Stufenerhöhungen während
der Laufzeit dafür sorgen, daß' die Lohnentviicklung
nicht zu unstetig ·wird.

397. Die Ratio einer im strengen Sinne kosten­
niveauneutralen Lohnpolitik ist nicht, für höhere
Gewinne zu sorgen. Ihre Ratio ist, mehr Beschäfti­
gungsmöglichkeiten rentabel werden zu lassen oder
rentabei bleiben zu lassen. Dafür mögen in Teilbe­
reichen höhere Ge\dnnmargen nötig sein, zumin­
dest zeitweise. Um wieviel höhere, wissen wir
nicht. Mit den Löhnen werden die Gewinne ja nicht

,fixiert. tiber sie wird erst im vVettbe,verb entschie­
den. vVir behaupten auch nicht, die zu Vollbeschäf­
tigung 'passenden Reallöhne zu kennen. Sie müssen
am :Ylarkt het..ausgefunden werden. Aber sie können
am Markt eben nicht herausgefunden werden, wenn

man Produktivitätssteigerung und Preisniveaustei­
gerung als :vlindestbestandteile einer Lohnsteige­
rli...TJ.g vorgibt und verteidigt. Hier hat sich in den
vergangenen zehn Jahren eine neue, gesteigerte
Form der Inflexibilität dur~hgesetzt, die überwun­
den werden muß. Es gehört Zli...TIl lJilationsdenken,
daß jede Veränderung des Preisniveaus für jeder­
mann einen: Anspruch auf Einkommensausgleich
gewährt. Dadurch "werden elementare Korrekturvor­
gänge erschwert. Den Prozeß' der Einkommensbil­
dung imwettbew'erbsbestimmten Yfarktsystem ein­
zubinden in Vorentscheidungen über die Aufteilung
gesamt'.drtschaftlicher Einkommensgrößen, etwa
solcher,. wie wir sie in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen messen, ist 1::nvereinbar mit
dem -Anspruch an das Marktsystl~m, für Vollbe­
schäftigung, zu sorgen. Und doch w:trd mit "dem ver­
breiteten- Lohnquotendenken in der lohnpolitis.chen
Diskussion genau dies immer wieder versucht. vVir
bezweifeln, daß für den einzelnen Arbeitnehmer
oder den einzelnen Unternehmer elie Veränderung
der Lohnquote und cfamit der Quote der Einkom­
men aus ;lJnternehmertätigkeit und' Vermögen von
besonderem Interesse ist. Für die i:;rage, ob in der
\Virtschaft unangemessen hohe Gewinne erzielt
werden, kann man an diesen Q:~oten jedenfalls
nichts ablesen.

,398. Es ist also mehr Offenheit nötig, im vVettbe­
\\cerbsprozeß über die Märkte herauszufinden, wel­
ches Reallohnniveau zu Vollbeschäftigung paßt.
Dies ist selbstverständlich auch Bit Risiken ver­
bunden. Es gibt keine Garantie dafür, daß der
vVettbewerb zu jeder Zeit scharf genug ist, eine
unerwünscht starke allgemeine Gewinnsteigerung
zu verhindern. Aber zum einen ist dies gegenwärtig
nicht die Sorge. Zum anderen gibt es für die Unter­
nehmen ebensowenig eine Garantie; daß die :Nach­
frage ausreicht, auch nur normale Gew}nne zu er­
zielen. Es geht also um ein Problem der Risikotei­
lung. Allerdings: Die Arbeitnehmer würden vertei­
lungspolitisch gegen ihr eigenes Interesse handeln,
wenn sie versuchten, konjunktumlle Risiken der
gesamt,drtschaftlichen Einkommensschwankungen
soweit als möglich den Unte.rnehmen zuzuschieben.
Sicherheit hat ihren Preis. Die durchschnittlichen
Gewinne in der Volkswirtschaft müßten um so hö­
her sein, je unsicherer sie wären. 'vVoHen die Ar­
beitnehmer, daß die vVirtschaft mit niedrigen Ge­
winnen auskommt, so müssen sie selbst nach :Ylög­
lichkeit dafür sorgen, daß diese weniger unsicher
'Nerden, etwa indem sie mehr von den Risiken auf
sich nehmen,;, sie würden damit zugleich ihre Be­
schäftigungsrisiken vermindern.

Angst vor einer temporären Benachteiligung in 'der
marktbestimmten Einkommensverteilung ist kein
guter Ratgeber der l:;ohnpolitik, uEd zwar weder. in
beschäftigungspolitischer noch in verteilungspoliti­
scher Hinsicht. Man kann ihr jedenfalls auf bessere
'vVeise Rechnung tragen: Die Tarifpartner haben die
Möglichkeit, einen Tausch Risikoübernahme gegen
Gewinnbeteiligung" der Arbeitnehmer ausdrücklich
zu vereinbaren. Es sieht allerdings nicht danach
aus, daß dieser \Veg alsbald beschritten wird. So
bleibt vorläufig nur die ?vlöglichkeit einer wieder
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größeren konjunkturellen Flexibilität der Lohnpoli­
tik. Das Zutrauen hierzu muß größer werden.

399. Es trÜn nicht zu, daß die Erfahrung des Jahres
1916 gezeigt hätte, Lohnzuruckhaltung bringe für
die Beschäftigung. nur wenig. Zu stark war der vor­
ausgegangene' konjunkturelle Einbruch, zu stark
der jahrelange Kostendruck, vermutlfc;h zu gering
die anschließende Verteilungskorrektur, zu zögernd
die gleichzeitig nötige Zinssenkung, als daß man
die anhaltende Investitionsschwäche unerklärlich
finden dürfte, von den übrigen ungünstigen Rah­
menbedingungen, die an anderer Stelle dieses Gut­
achtens ausführlich erörtert sind, ganz abgesehen.
Gute Gewinnchancen reizen zum Investieren an. Da
sollte hinsichtlich der Motivation der unternehmer
kein Zweifel sein.

400. Zurückhaltung bei den tariflichen Lohnsteige­
rungen im ganzen vergrößert auch den SpiE~lraum

für eine Änderung der Lohnrelationen. Die Tarifpo­
litik hat sich zwar als geeignet enviesen, .i\nderun­
gen von Lohnrelationen durchzusetzen, die unter
Gesichtspunkten der sozialen Gerechtigkeit ange­
strebt wurden. Sie tut sich jedoch sehr schwer, _i\n­
derungen von Lohnrelationen auch daIlJl tariflich
vorzugeben, wenn sie bloßen 1vlarkttendenzen
Rechnung tragen' sollen. Selbst in der Bauwirt­
schaft, 'wo seit langem unter allen, die hier den Ar­
beitsmarkt analysieren, Einverständnis darüber be­
steht daß die Facharbeiterlöhne wesentlich stärker'
angehoben werden müßten als die Löhne für einfa­
che Arbeit, ist dies noch einmal in die Zukunft ver­
schoben worden. \Vir ziehen da;raus den Schluß,
daß eine allf~llige Entzerrung bei den Lohnrelatio­
nen weitgehend durch eine marktbestimmte Lohn­
drift'zustande kommen, sich also oberhalb der tarif­
lich fixierten Mindestlöhne vollziehen muß; derart
daß die Effektivlöhne unterschiedlich stark tiber
die Tariflöhne hinaus steigen. Damit dies nicht zu
einem unen'1ünscht starken Anstieg des Lohn­
niveaus im ganzen führt, müssen die Tariflohnsteige­
rungen entsprechend ,geringer ausfallen. Sie dürfen
also nicht an die im Durchschnitt anzupeilende Ef­
fektivlohnsteigerung heranreichen. Später mag es
dann leichter fallen, 'eine zunächst marktbestimmte
Änderung der Lohnrelationen tariflich einzufangen,
indem man für Bereiche, die von einer Lohndrift
begünstigt wurden, außerhalb der Regelerhöhung
kostenneutrale Vorweganhebungen vereinbart, wie
es auch in der Vergangenheit gelegentlich gesche­
hen ist.

'Wir sehen durchaus, daß die Gewerkschaften
. eine solche Strategie nicht zu ihrem Programm er­
heben können. Das schließt jedoch nicht aus, tat­
sachlich gelegentlich mehr Raum für eine Entzer­
runu der Lohnrelationen durch ein Vorlaufen eines
Teils der Effektivlöhne zu geben. Sich gegenwärtig
bei line,aren Lohnsteigerungen mehr an der Arbeits­
marktlage für einfache Arbeit zu -orientieren und
nicht an der Nachfrage nach den schon wieder
knapper v.erdenden Fachkräften, hieße diesen 'Weg
gehen.

Schwierigkeiten, marktgerechte Lohnrelationen zu
venvir:klichen, bestehen auch intersektoral. Die
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Tendenz zu nahezu einheitlichen Steigerungs­
raten übet die Branchen hinweg ist deutlich.
Manche Probleme des Strukturwandels würden ge­
mildert, "trügen die Lohntarifverträge der jeweiligen
Situation in den einzelnen Branchen mehr. Rech­
nung. Tatsächlich aber werden selbst in Branchen
und Regionen, in denen sich ein Großteil der unter­
nehmen an der Grenze der Uberlebensfähigkeit be­
findet, die Löhne ebenso erhöht wie in prosperie­
renden Bereichen, obwohl nic.hts Selbstverständli­
ches ist im der Vorstellung, in solchen Fällen die
Löhne überhaupt zu erhöhen. Durch eine auf Nivel­
lierung abzielende Lohnpolitik wird in' struktur­
schwachen Bereichen die Freisetzung von Arbeits­
kräften beschleunigt, ohne daß gegenwärt~g in der
übrigen 'Wirtschaft der Sog- vorhanden wäre, die
Freigesetzten aufzunehmen.

401. Der B.ereich, in dem auf sehr direkte \Veise
ein Zusammenhang zwischen Lohnhöhe und Be­
schäftigunghergestellt werden könnte, ist der öf­
fentliche .Dienst. Eine besonders niedrige Steige­
rung der Verdienste würde es dem Staat erlauben,
für dringliche Aufgaben, die der Konsolidierung
der Staatsfinanzen wegen nicht genügend berück­
sichtigt worden sind, nunmehr zusätzliche Stellen
zu schaffen.

Agrarpreispolitik

402. WiE~rdie Lohnpolitik, so sollte auch die Agrar-'
preispolitik nicht mehr von vornherein davon aus­
gehen, daß sie -für einen Inflationsausgleich, hier
bei den Einkommen der Landwirte, zu sorgen habe.
Einen unvermeidlichen Ans"tieg des Preisniveaus in
diesem Sinne gibt es nicht mehr. Hinsichtlich der
Landwirtschaft ist außerdem zu bedenken, daß die
Lage auf vielen Agrarmärkten nach wie vor durch
mittelfristige Uberschußungleichgewichte gekenn­
zeichnet ist (JG 76 Ziffern 454 ff.). Das heißt nicht,
daß die Einkommen der Landwirte eingefroren wer­
den sollen, es heißt nur, daß sich eine Einkommens-

.steigerung in der Landwirtschaft durch Produktivi­
tätssteigerungen in den Betrieben und im übrigen
durch unternehmerischen Erfolg am Markt ergeben
müßte. Eine Absicherung der Einkommen durch hö­
here Ylarktordnungspreise für landwirtschaftliche
Produkte ist also nicht angezeigt.

Einen Nachholbedarf für Preisanhebungen aufgrund
eines 'Zurückbleibens der Marktordnungspreise hin-

. ter der allgemeinen Preisentwicklung sehen wir
nicht. Für das Wirtschaftsjahr 1911/18 sind die
Marktordnungspreise für die Bundesrepublik be­
reits um durchschnittlich 2 vH angehoben wor­
den. Die Einkaufspreise für landwirtschaftliche Be­
triebsmittel lagen zuletzt nur noch um etwa 1 vH
über denen des Vorjahres, und von der Entwick­
hIng der industriellen Erzeugerpreise her ist im
nächsten Jahr mit keinem nennenswerten Preisan­
stieg zu rechnen (Ziffer 234). Auch liegen die admi­
nistrierten 'Preise für die Marktordnungsprodukte
zusammengenommen nicht so weit unter den
Marktpreisen, daß zur Vermeidung von marktpreis~

bedingten Einkommenseinbrüchen eine Annäherung
der administrierten Preise an die Marktpreise erfor-
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derlich schiene. Von der Einkommensentwicklung
der Landwirte her - die wegen witterungsbeding­
ter Ernteschwankungen nur über den Durchschnitt
mehrerer Jahre gesehen werden sollte - erscheint
es vertretbar, vorläufig keine Preisanhebungen vor­
zunehmen. Eine Agrarpolitik, die ihre Preisfestset­
zungen und Einkommensbeschlüsse bei stark stei­
gep.den Löhnen an den Lohnzuwächsen ausgerichtet
hat, kann in Zeiten geringerer Lohnzuwächse ent­
sprechend zurückhaltend sein.

Anhebungen der Marktordnungspreise auf EG-Ebe­
ne kann die Bundesregierung im Interesse einer auf
den mittelfristigen Marktausgleich orientierten
Agrarpolitik 'Widerstand leisten. Angesichts der
rückläufigen, aber im Vergleich zur Bundesrepublik
noch immer hohen Inflationsraten in den :YIitglieds­
.ländern wird sie Anhebungen aber wohl nicht ver­
hindern können. Eine Anhebung der ~vlarktord­

nungspreise, gemessen in Euröpäischen Rechnungs­
einheiten, braucht jedoch nicht auf die Marktord­
nungspreise in D-Mark durchzuschlagen. Der Grenz­
ausgleich kaim und sollte weiter abgebaut werden.

Geldpolitik

403. Die Bundesbank sollte sich ohne jede Ein­
schränkung veranlaßt sehen, bei der Politik einer
möglichst stetigen, am \Vachstum des gesamtwirt­
schaftlichen Produktionspotentials orientierren Ex­
pansion der Zentralbankgeldmenge auf der Basis ei­
nes vorangekündigten Mengenziels zu bleiben.

404. Der konjunkturelle Aufschwung ist nicht aus
Mangel an Geld ins Stocken geraten. 'Nie erwähnt
hatte die Bundesbank das Geldmengenziel für 1977
eher großzügig bemessen, indem sie es von vorn­
herein darauf abstellte, daß selbst bei der ange­
strebten Verbesserung der konjunkturellen Situa­
tion die Nutzung des Geldangebots weiterhin unter­
durchschnittlich bleiben würde.

Der Sachverständigenrat hatte zu einer niedrigeren
Zfelvorgabe geraten. Die tatsächliche Entwicklung
scheint der Bundesbank recht zu geben. Ein sol­
cher Schluß aus der konjunkturellen Situation kann
aber auch voreilIg sein. Die Gefahren von zuviel
Geld heute liegen in zu hohen Preisen morgen.
vVas das Jahr 1977 angeht, so läßt sich kaum sagen,
ob nicht die Nutzung des vorhandenen Geldes hö­
her, die durchschnittliche Kassenhaltungsdauer bei
den Unternehmen und privaten Haushalten also
niedrig'er gewesen wäre, wep:n die Bundesbank we­
niger Zentralbankgeld zur Verfügung gestellt hätte.
Sq .wie es war, sind wegen des schwachen konjunk- .
turellen Aufschwungs noch einmal beträchtliche zu­
sätzliche Finanzierungsreserven entstanden, die
Ausnutzung des vorhandenen Geldes ist weiter "ge­
sunkEm. Solche Finanzierungsreserven wegen' der

. möglichen Gefahr wieder steigender Preissteige­
rungsraten nicht zu groß werden zu lassen, ent­
sprach dem Auftrag einer Politik; die Zentralbank­
geldmenge trotz unbefriedigender KonjunkturIage
nur allmählich viieder an den Stand heranzuführen,
der zu dem Finanzierungsbedarf der 'Wirtschaft bei
normaler Auslastung der Produktionskapazitäten

paßt. Man mag geltend machen: Solange die Bun­
desbank die Glaubwürdigkeit ihrer Politik aufrecht­
erhalten kann, sie werde bei dem Ziel einer weiter "
sinkenden Preissteigerungsrate konsequent bleiben,
ist diese Gefahr zumindest vorläufig nicht sehr
groß. Das mag zutreffen. In Anbetracht der schwa­
chen konjunkturellen Auftriebskräfte ließe sich
dann nicht viel dagegen einwenden, daß die Rück­
kehr zu einer normalen Versorgun!:J der \Virtschaft
mit Zentralbankgeld beschleunigt worden ist. Se­
hen muß man aber auch: Bei einem etwa kräftig
sich entfaltenden konjunkturellen Aufschwung ist
die monetäre Expansion um so weniger beherrsch­
bar, je größer die Finanzierungsreserven sind, die
in einer ungewöhnlich hohen Kassenhaltung liegen.
Die' Frage ist, ob .sich dann das Vertrauen halten
läßt, ein Rückfall in die Inflation 'werde auf je~n
Fall vermieden. Uns scheint, daß die Politik der
Bundesbank inzwischen stark von der Hoffnung
lebt, sie werde die Schwierigkeiten schon rechtzei­
tig meistern können, die sich früher oder später er­
geben müssen, wenn man die Expansion der Geld­
menge bei schwacher Konjunktur längere Zeit vor
allem der Entwicklung der Nachfrage nacJ1 Geld
überläßt, die von einer zunehmenden Neigung zur
Kassenhaltung bestimmt ist.

405. Auf jeden Fall fialten wir für unabweisbar,
die Finanzierungsreserven, die in der derzeitigen
Kassenhaltung liegen, bei der Zielvorgabe der
Geldpolitik für die Expansion der Zentralbankgeld­
menge im Jahre 1918 stärker zu berücksichtigen.

Das setzt allerdings eine Vorstellung darüber vor­
aus, was als nomlale Kassenhaltung (und normale
Struktur der Bankeinlagen) oder- was dasselbe
besagt - als normale Umlaufsgeschwindigkeit des
Geldes angesehen werden kann. Denn nur dahn
kann man sich ein erteil da-rüber :)ilden, imv"ieweit
die Geldpolitik eine normale oder eine unge'wöhnli­
ehe Versorgung der 'Wirtschaft mit Zentralbankgeld
als Ausgangsbasis vor sich hat.

406. Dabei muß man sich zunächst über die Aufga­
benstellung einer am vVachstum des gesamtwirt­
schaftlichen Produktionspotentials orientierten
Geldpolitik klar sein. Sie soll für diejenige Zentral­
bankgeldmenge sorgen, die zum gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotential paßt und in Ubereinstim­
mung mit dessen vVachstum weite;: zunimmt, wobei
Preisniveauänderungen nur insowE,it zu berücksich­

.tigen sind, als sie noch unvermeidlich erscheinen.

'Wird diese Politik ständig betrieben, so sind kon­
junkturelle Schviankungen. in den gesamtwirt­
schaftlichen Ausgaben, die einE .i\nderung des
Auslastungsgrades des Produktiollspotentials oder
eine Anderung des Preisniveaus bewirken, die von
dem für unvermeidlich gehaltenen Maß abweicht,
notwendigerweise identisch mit Schwankungen in
der Kassenhaltung beziehungsweise der Umlaufsge­
schwindigkeit des Geldes - genauer: identisch mit
Schwankungen im Verhältnis der Zentralbankgeld­
menge zum Bruttosozialprodukt. Im Maße solcher
Schviankungen entstehen Phasen der Entspannung
und der Anspannung an den Geldmärkten, die
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dämpfende Rückwirkungen auf den Konjunkturv~r­

lauf haben soJlen.-

Häufig wird das Problem anders gesehen. Es wird
etwa verlangt, die Bundesbank solle Anderungen
der l;mlaufsgeschwindigkeit des Geldes im Kon-

- iunkturverlauf im vorhinein abzuschätzen versu­
~hen und diese Anderungen bei der Geldmengen­
steuerung berücksichtigen, also die Expansion der
Zentralbankgeldmenge beschleunigen, v,enn erwar­
tet wird, daß die Cmlaufsgeschwindigkeit des Gel­
des sinkt, und die Expansion verlangsamen, wenn
erv;artet 'vird, daß sie steigt. Da Veränderungen
der Cmlaufsgesch,Yindigkeit des Geldes im Kern
den Konjunkturverlauf zum Ausdruck bringen, han­
delte es sich bei einem solchen Programm jedoch
nicht mehr um das Konzept einer am vVachstum
des Produktionspotentials orientierten Geldpolitik,
sondern um das einer antizyklischen Geldpolitik. ­
'.Vie ''''ir in unserem Jahresgutachten 1974 darge­
legt haben, halten wir- ",eder den Konjunkturver­
lauf noch das Ausmaß und den Zeitraum- der vVir- .
kungen einer solchen Geldpolitik für ausreichend
vorhersehbar,· um sie ratsam finden zu können.
Auch die geldtheoretische Forschung, die dem Kon­
zept der Geldmengensteuerung zugrunde liegt, hat
kein Vertrauen auf -die Möglichkeit einer antizykli­
schen Geldpolitik begründet.< Daher sollte gelten:
Die Geldpolitik sei stetig.

_ Die empirisch zu beobachtenden Veränderungen der Um­
iauisgeschwindigkeit des Zentralbankgeldes geben hier im-

, mer wieder zu -MiBv~rständnissenAnlaB. In der Tat sind
sie nicht nur das monetäre AbbUd einer Scii1A,anJienden
Ausgabeneigung, das heißt des Konjunl{turverlauis, son­
dern auch, sieht man von Trendiaktoren einmal ab,
Ausdruck eines von der Geldpolitik bestimmten unsteti­
gen Geldangebots. Fälschlicherweise \Vird Jlingegen oft
geiolgert, in der Bewegung der Umlauisgeschwindigkeit
des Geldes \'iürden auch selbständige Verha1tensänderun­
gen der "Virtscl1ait sichtbar, selbständig in dem Sinne,
daß sie nicht bloß Reflex von Veränderungen in der ge­
samtwirtschaitlichen Ausgabeneigung - die den Kon­
junkturVEirlauf schafien - sind. Daraus ergibt sich dann
die Vorstellung, eine Geldpolitik, die solchen Verhaltens­
änderungen Rechnung trüge, sei keine antizyklische,
sondern immer noch eine stetige Geldangebotspolitik.
Nach unserer Auiiassung sollte völlige Klarheit bestehen,
daß Geldpolitik Geldangebotspolftlk fst und daß Stetig­
keit der Geldpolifik dementsprechend nur heißen kann,
für eine stetige Entwicklung des Geldangebots zu sorgen.
Der Geldpolitik die Berücksichtigung einer bestimmten
Veränderung -der G~ldnachfrage ins Konzept zu schreiben
und doch beim Begriif der Stetigkeit zu bleiben, hieße
nur Verwirrung schaffen. 1Ver den Schwankungen der­
Umlauisgesdnvindigkeit des Geldes vom Geldangebot her
entgegem~'irl(en v,Till, sollte klarstellen, daß er für eine
antizyklische Gelqpolitik plädiert.

407. Mit Schätzproblemen hat -es allerdings
auch eine stetige, am \Vachstum des Produktions­
potentials orientierte Geldpolitik zu tun, wenn auch
mit ungleich geringeren. Ihr ist eine Schätzung des
"Vachstums des Produktionspotentials sowie eine
von Jahr zu Jahr abnehmende Rate für den noch
unvermeidlichen Anstieg des Preisniveaus vorzu­
geben: Beides sind Größen, die sich .nur allmählich
ändern.
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Außerdem kann jedoch das Problem auftreten, von
dem zuvor schon die Rede· war: Die Ausgangsbasis
für die künftige -Expansion der Zentralbankgeld­
menge ist nicht "normal". Dies war in den verg~n-·

genen Jahren so, und wie erwähnt war es wegen
der Führungsrolle der Geldpolitik im Stabilisie­
rungsprozeß auch so gewollt. Die Geldpolitik sollte
nach der monetären Restriktion des Jahres 1973
nicht sofort eine Geldmenge entsprechend der weit
entfernten :'-Jormalauslasmng des Produktionspoten­
tials bereitstellen. Das hat sie auch nicht getan. (In
diesen Jahren war bei der Zielvorgabe für die
Geldmengenpolitik ein Zuschlag für die angestrebte
Zunahme - iI!! Auslastungsgrad des gesamtwirt­
schaftlichen Produktionspotentials - nötig, zugleich
aber ein Abschlag entsprechend den Reserven, die
in der geringen Ausnutzung des· schon vorhande­
nen Geldes lagen.) Inz·wischen scheint jedoch eine
~ormalisierungerreicht.~

408. vVas als normale Relation zwischen Zentral­
bankgeldmenge und Produktionspotential anzuse­
hen ist, läßt sich zwar nach ·wie vor empirisch nicht
exakt bestimmen. \Vir haben aber an anderer Stelle
dieses Gutachtens dargelegt, wie man immerhin
eine Vorstellung hierüber gev;innen kann (Ziffern
183 f.). Folgt man dieser Vorstellung, so ist die der­
zeit insgesamt zur Verfügung stehende Menge an
Zentralbankgeld ausreichend für die Finanzierung
eines Sozialprodukts, wie es bei normaler Ausla­
stung des gesamtwirtschaftlichen Produktionspo­
tentials produziert werden kann. Mit anderen \Vor­
ten: Durch die monetäre Expansion an der Geldba­
sis in den vergangenen Jahren, die durchweg über
den Zuwachs des nominalen Sozialprodukts hinaus­
gegangen ist, sind so große Finanzierungsreserven
entstanden, daß diese es- erlauben müßten, in den
kommenden Jahren eine Ausweitung der Produk­
tion, die uns allm-ählich zur ::'<ormalauslastung des
Produktionspotentials zurückbringt, auch dann zu
finanzieren, wenn die weitere Expansion der Zen­
tralbankgeldmenge vorläufig hinter dem angestreb­
ten Zuwachs des Sozialprodukts_zurückbleibt.

409. \Vir raten dazu, von einer solchen Einschät­
zung der Situation auszugehen, also keine weiteren
Finanzierungsreserven mehr aufzubauen, sondern
die \Virtschaft die vorhandenen Reserven allmäh­
lich nutzen zu lassen. Dies würde heißen, es sei
wiederholt, daß von nun an die Expansion der Zen­
tralbankgeldmenge der des geschätzten vVachstums
des Produktionspotentials zuzüglich einer weiter
ermäßigten Rate für einen vorläufig_ noch unver-

- meidlichen 'Anstieg des Preisniveaus zu entspre­
chen hätte.

Das. vVachstum des gesamtwirtschaftlichenPro­
duktionspotentials schätzen wir auf derzeit etwa
3 vH. Der Anstieg des Preisniv.:eaus, gemessen" am
Preisindex für das Bruttosozialprodukt, w·ird selbst
unter den günstigen BedIngungen, wie -- wir sie
für eine erfolgversprechende Politik der Vollbe­
schäftigung durch vVirtschaftswachstum angenom­
men haben, noch_ knapp 2112 vH (im Vergleich der
Jahresdurchschnitte) b~tragen.
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Demnach hätte eine potentialorientierte Geldpolitik
dafür zu sorgen, daß die Zentralbankgeldmenge im
Jahresdurchschnitt. 1978 um rund 51/2 vH höher
wäre als hn Jahresdurchschnitt 1977. \Vie erwähnt,
räumen wir ein, ,daß Schätzunsicherheiten eine sol­
che Herleitung belasten. Auch hier handelt es sich
um eine Entscheidung, die der Zentralbankrat unter
Cnsicherheit zu treffen hätte. In Anbetracht der
noch immer labilen konjunkturellen Lage wäre das

_ Risiko, sich in kontraktiver Richtung zu irren, wohl
besonders hoch zu bewerten. Aus dtesem Grunde
raten wfr zu einer Zielvorgabe für' die Expansion
der Zentralban~geldmenge in Höhe von 6 vH bis
7vH.

410. Zu fragen bleibt, was dies für das Expansions­
tempo im Verlauf des Jahres 1978 bedeuten würde.
Hierfür ist eine Annahme über den. voraussichtli­
chen Jahresendstand 1977 erforderlich. \Vir ge.hen
davon aus, daß am Jahresende 1977 die bereinigte
Zentralbankgeldmenge um 4 vH über dem Jahres­
durchschnitt 1977 liegen wird. Dnter dieser Bedin­
gung würde die zuvor genannte Zielvorgabe für
den Jahresdurchschnitt 19713 dann erreicht, wenn
die .zintralbankgeldmenge im Jahresverlauf 1978
um et\\-a 5 vH anstiege. "

Das mag wenig erscheinen angesichts dßs Tempos
der monetären Expansion in den vergangenen Jah­
reI].. Doch das Einschwenken auf einen potential­
orientierten Ex'pansionspfad macht eine Tempoände­
rung. nötig. Außerdem soll die Steigerungsrate des
Preisniveaus weiter-sinken.

411. 'Wenn wir auch an anderer Stelle dieses Gut­
achtens dargelegt haben, daß und warum ein Fort­
gang der Zinssenkungstendenz am Kapitalmarkt in
das Bild passen würde, das wir von der Zukunft ha­
ben, so ist damit-noch nicht gemeint, daß die Bun­
desbank ihre Zielvorgabefür die Geldmengensteue­
rung' daran ausrichten soll. Gleichwohl würde ge­
rade eine nicht nachgiebige Geldp.oIitik, die eine
weiter sinkende Inflationsrate glaubwürdig machte,
vermutlich diese 'Wirkung "haben, jedenfalls auf
Dauer. !'icht aus~uschließEm ist, daß es vorüberge­
hend zu Irritationen kommt, wenn die Bundesbank
ihre Beharrlichkeit zeigt.

412. Eine- GeldpoIitik,' die auf Mengensteue~ung
angelegt ist, muß die Zinsen akzeptieren, die sich
am yIarkt bilden. Dies ist indirekt auch dann der
Fall, wenn die Bundesbank - wie sie es tut ­
Mengensteuerung nicht zuletzt in der 'Weise be­
treibt, daß sie die Konditionen, zu denen sie, Zen­
tralbankgeld abgibt, variiert, dies aber stets in Ab­
hängigkeit von dem YIengenziel, das sie anstrebt.

413. Ande.rs mag man den Einfluß der Bundesbank
auf die Zinsstruktur sehen. Auch bei einer Geld­
mengensteuerung ist die Bundesbank im Prinzip

'frei in der \VahI der Instrumente, mit denen sie auf
die monetäre Expansion einwirkt, und, je nach­
dem, an w~lchen NIärkten sie interveniert, ",,-ird sie
die Zinsstruktur unterschiedlich beeinflussen; denn
die Miirkte, auf denen Geld und Kredit unterschied-

licher Fristigkeit gehandelt werdep.., sind zwar un­
tereinander verbunden, dieser Verbund ist jedoch
nieht vollkommen.

Gegenwärtig gilt die Zinsstruktur als ungewöhn-"
lieh. Der Abstand zwischen den Zinsen für langfri­
stige und denen für kurzfristige Kre,dite ist erheb­
lich geschrumpft. Dies wird von elen einen damit
erklärt, daß die Bundesbank an einem Diskontsatz
festhält, der a"Is vergleichs\'feise hoch empfunden
wird. Andere sehen in dem geringen Abstand einen
Ausdruck des gewachsenen Vertrauens in eine sta­
bile. Kursentwicklung 'am Kapitalmarkt. Solches
Vertrauen zieht anlagebereite Mittel weg von den
kurzfristigen Märkten und hin zum Kapitalmarkt ­
auch Mittel, für die eine vorbehaltlose Daueranlage
gar nicht gesucht wird, die aber zum höheren Zins
am Kapitalmarkt drängen, wenn das Risiko von
Kursrückschlägen als gering eingeschätzt '.-vird.

\Ver das derzeitige Angebot an Zer:ctralbankgeld für
ausreichend hält und außerdem sieht, daß die Bun­
desbank zusätzliches Zentralbankgeld ohnehin' in
erster Linie kurzfristig angeboteT; hi;l.t, wird die
zweite Erklärung für überlegen halten.

Dies heißt jedoch nicht, daß man die Kombination
der Instrumente, die die BundesbaEk bei der Steue­
rung des kurzfristigen l"otenbankkredüs einsetzt,
für die beste halten müßte. Hinwi,:!derum: Die Zu­
ruckhaltung des Zentralbankrates bei der Frage ei­
ner Diskontsenkung ließe sich leichter kritisieren,
wenn Diskontsatzanderungen der Signalcharakter
genommen würde, den diese seit jeher hqben. ':\1ehr
Flexibilität bei der Diskontsatzpülitik würde die
Bundesbank aus der passiven RoHe etwas heraus­
bringen, in der sie sich, was den Refinanzierungs­
kredit angeht, bei ihrer Geldmengenpolitik befin­
det. yIüßte die Bundesbank nicht fürchten, daß eine
anschließende Diskontsatzerhöhun'J als Signal für
eine Kursänderung mißverstanden vvird, hätte sie
den Diskontsatz längst einmal seI'_k~n können, als
es galt, die monetäre Expansion anzuregen. Statt­
dessen hat die Bundesbank mehr Geld auf Ersatz~

wegen bereitgestellt, bei denen ehe Variation der
Konditionen weniger spektakulär ist. ~vlag sein, daß
diese \Vege im Rahmen eines Konzepts der Men­
gensteuerung gleichwertig sind. Der Anschein
spricht dafür. Daß eine bestimmte Form des !",oten­
bankkredits - hier der Rediskontkredit - wegen
ungünstiger Konditionen vom :vIa:-kt zeitweise ab­
gewählt wird, muß kein Schaden sein. Sicher ist
das jedoch nich,t. Denn nach ,'{ie vor ist der ,Dis­
kontsatzein Zins, dessen Anderung vieles andere
unmittelbarer in Bewegung bringt, als andere 1\"0­

tenbankzinsen es tUn. Allemal gilt allerdings, daß
man die Frage einer DiskontsatzsE:nkung nicht iso­
liert vQn dem sehen darf, was die Geldpolitik im
übrigen tut.

414. \Vir haben in bezug auf einzelne aktuell etwa
zu ergreifende Maßnahmen der Geldpolitik keinen
Rat zu geben. Für die Gesamtheit der ylaßnahmen
der Bundesbank muß das Kriterium einer zielkon-

" "

rormen Expansion der Geldbasis maßgebend sein."
Dies ist deren Hauptverantwortung, aus der sie
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nicht entlassen werden kann, '.'{elche Instrumente
in welcher Kombination sie auch anwenden mag.

415. Abermals werben wir allerdings für den Ge­
danken, die Ylöglichkeiten dafür zu vergrößern,
daß die Geldpolitik im Rahmen der Mengensteue­
rung flexibler agieren kann. Je schwieriger es er­
scheint, die Refinanzierungspolitik in dieser Rich-

e tung weiterzuentwickeln, den Diskontsatz 'also
hoch variabel zu machen, desto dringender wird es,
die Voraussetzungen für eine aktive Offenmarktpo­
litik zu verbessern und, wo sie schon gegeben sind,
die Märkte allmählich daran zu gewöhnen, daß die
Bundesbank hier nicht nur ausnahmsweise, sondern
,regelmäßig im Geschäft ist. Flankierend müßte
dann freilich der Spielraum der Banken, ihrerseits
autonom zu agieren, indem sie nämlich auf Aktio­
nen der Bundesbank gegebenenfalls mi~ einer ent­
sprechend starken Variation ihres Refinanzierungs­
volumens antworten,verengt werden, mit anderen
Vvorten: die Rediskontkontingente müßten allmäh­
lich und für dauernd wesentlich eingeschränkt Vier­
den. Dies wäre anders bei dem Konzept für eine Of­
fenmarktpolitik aus einem Guß, in das die Refinan­
zierungspolitik durch eine marktgerechte Variation
des Diskontsatzes voll integriert wäre (JG 74 Ziffer
385).

Währungspolitik

416. 'Wie in den vergangenen Jahren muß man
damit rechnen, daß sich die Tendenz einer Höher­
bewertung der D-Mark an den Devisenmärkten
fortsetzt. So\veit diese Höherbev{ertung den ver­
bliebenen internationalen Unterschieden im Infla­
tionstempo entspricht, kann darin nichts Bedrohli­
ches gesehen werden. Die. Bedingungen für den in­
ternationalen Kapitalverkehr mögen es jedoch mit
sich bringen, daß die Kursänderung wieder darüber
hinausgeht. (:\tm dem Gegenteil rechnen wir kaum.)
Die Bundesbank hat sich solchen Tendenzen bisher
nicht entgegengestemmt, sondern im Prinzip nur in­
terveniert, wenn es um eine Glättung der Kursent­
wicklung ging, von den Interventionen zugunsten
der 'Währungen des europäischen vVährungsver­
bunds einmal abgesehen. Sie wird es auch künftig
nicht anders halten können. Andernfalls müßte sie
die Ziele ihrer Geldpolitik in Frage stellen. Das
wäre ein zu hoher Preis.

417. Im übrigen muß man hoffen, daß die Gefahr,
die in einer unerwünscht starken' Aufwertung der
Mark für die Ertragschancen eines großen Teils der
Industrie liegt,- auch von den Tarifvertragsparteien
in der Lohnpolitik gesehen und berücksichtigt wer­
den. Dabei muß man in einem starken Kapitalzu­
strom trotz aller Sorgen, die er wegen der Höherbe­
wertung der D-Mark zunächst hervorruft, letztlich
eine Chance der Volkswirtschaft sehen. Ein Land,
das internationales Vertrauen genießf - ausw'eis­
lich der Kapitalströme -, kann niedrigere Realzin­
sen haben und höhere Reallöhne als ohne dies. So­
lange das Vertrauen ailerdings nur ein Vertrau­
ensvorschuß ist - die Höherbewertung der vVäh-
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rung also der Verbesserung der Investitionsbedin­
gungen vorausläuft - ist Zurückhaltung bei den
Löhnen nötig, damit in der Bundesrepublik tatsäch­
lich so viele Produktionsmöglichkeiten rentabel
werden, wie dem Vertrauen, des Auslands entspre­
chen. Andernfalls .bewirkt der Zustrom an Kapital
nur niedrige Realzinsen, erhöht die Arbeitslosigkeit
jedoch noch.

Finanzpolitik

418. vVenn auch der entscheidende Durchbruch zur
Lösung der mittelfristigen Beschäftigungsprobleme
- wie ausführlich in dem Kapitel zu den Ursachen
der Beschäftigungsprobleme dargelegt - von der
Lohnpolitik kommen muß, kann' der Staat doch
wachstumspolitische und konjunkturpolitische Hilfe-
stellung geben. -

Die konjunkturellen Schwächetendenzen verlangten
von der Finanzpolitik, daß diese ihr Augenmerk
wieder stärker auf die kurzfristige I(onjunkturstüt­
zung richtet, ohne aber ihre mittelfristige Orientie­
rung aufzugeben. Solange die konjunkturelle Bele-.·'
bung kräftig war und man darauf setzen konnte, daß
sie - unterstützt durch angebotsfördernde Maß­
nahmen - in einen sich selbst tragenden Auf­
schwung einmünden würde, stand die mittelfristige
Aufgabe, zur Stabilisierung der Erwartungen die
öffentlichen Haushalte zu konsolidieren, den kon­
junkturellen Erfordernissen nicht entgegen. Da die
Gefahr drohte, daß sich die - aus ungelösten Pro­
blemen auf der Angebotsseite . resultierende' ­
konjUIlkturelle Kachfrageschwäche verselbständigt,
muß die Finanzpolitik kurzfristig die schwachen
Auftriebskräfte stützen un.d die VVachstumsimpulse

'stärken. Die Konsolidierung neu aufretender struk­
tureller Defizite, als mittelfristige Aufgabe, sollte
darüber jedoch nicht aufgegeben werden.

419.. Eine Strategie der Vollbeschäftigung durch
\Vachstum fordert vom Staat, daß dieser den priva­
ten Haushalten und Unternehmen auf mittlere Sicht
ausreichend' Raum und genügend Anreize für wirt­
schaftliche Aktivitäten läßt.

Gegen den Plan einer starken Ausweitung der
öffentlichen Ausgaben zur KonjunkturstützlLTlg
spricht daher, daß es schwierig zu sein scheint,
kurzfristig geeignete, das heißt ohnehin vorgese­
hene, aus stabilitätspolitischen Gründen vorzuzie­
hende .A..usgabenprogramme zu verwirklichen. Au­
ßerdem vergeht viel Zeit, bis alle Genehmigungen
eingeholt, alle Einsprüche erledigt und alle Kontrol­
len überstanden sind. Im Finanzplanungsrat ist die
Befürchtung geäußert worden, daß eine größere Auf­
stockung der Ausgabenpläne nicht zu einer schnel- '
len Steigerung der effektiven Nachfrag~,.sondernzu
Ausgabenresten am' Ende des nächsten Haushalts­
jahres führen könnte. Der Versuch einer Initialzün­
dung über die Ausgabel).seite führt also nicht mit
hinreichender Sicherheit dazu, daß die vorgesehenen
;\lEttel kurzfristig auch voll in eJfektive Nachfrage
umgesetzt werden; außerdem ist nicht auszuschlie­
ßen, daß dies,' soweit es später geschieht, zur "C"nzeit '
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kommt. Gegen den Plan einer konjunkturell moti­
vierten Ausweitung der öffentlichen Ausgaben
spricht auch, daß es dem Staat schwer fällt, ein ein­
mal überhöhtes l"';iveau mittelfristig wieder abzu­
bauen. Zumindest haben die Bürger Grund, dies

-zu befürchten. Denn die Erfahrung zeigt, daß für
konjunkturell vorgezogene öffentliche Projekte neue
Ausgaben nachrücken und daß die Finanzminister
sowie die Kämmerer sich der neuen Anforderungen
nicht mit dem Hinweis auf leere Kassen -erwehren
können, wenn die Einnahmen bei besserer Kon­
junktur wieder reichlicher fließen. Soll durch das
Vorziehen von Projekten das Ausgabeniveau nicht
dauerhaft angehoben werden, so muß bereits bei
der Auswahl der Maßnahmen zur kurzfristigen Kon­
junkturstützung Vorsoxge getroffen werden, daß die
Haushalte mittelfristig wieder entlastet werden.

Eine Initialzündung von der Einmihmenseite der
öffentlichen Haushalte her kommt ·den mittelfristi­
gen Zielsetzungen entgegen, ,<tenn sie durch das
Vorziehen dauerhafter Steuerentlastungen bewirkt
wird: Sie vergrößert den Anreiz für private Aktivi­
täten. Unsicher ist, in welchem Maße die privaten
Haushalte und Unternehmen die Aufstockung der
verfügbaren Mittel, die eine Steuerentlastung mit
sich bringt, kurzfristig in effektive Nachfrage um­
setzen. Der Konsolidierung der öffentlichen Haus­
halte stehen. Einkommen~teuersenkungeninsoweit
nicht im vVege, als diese zum Ausgleich der im
Steuersystem angelegten Progressionsv;irkungen
ohnehin von Zeit zu Zeit anstehen. Auch geplante
Veränderungen der Struktur des Steuersystems las­
sen sich konjunkturpolitisch ohne Verletzung des
Konsolidierungszieles nutzen, indem Steuersenkun­
gen sofort, kompensierende Steuer~rhöhungen da­
gegen erst zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft ge­
setzt werden.

420. Für die Finanzpolitik des Jahres 1978 sind be­
reits die vVeichen -gestellt. Bund, Länder und Ge­
meinden haben, wie den Berichten über die Sitzun­
gen des Finanzplanungsrates zu entnehmen ist, be­
schlossen, daß die Haushalte der Gebietskörperschaf­
ten 1978 einen wesentlichen Beitrag zur Unterstüt­
zung des v\Tirtschaftsviachstums und zur Besserung
der Beschäftigungslage leisten müssen, ohne daß
dabei, wie es im Finanzbericht 1978 heißt, neue
Dauerbelastungen für die Haushalte der Gebiets­
körperschaften entstehen sollen.

\Vas in den Haushaltsplänen 1978 an expansiven
Impulsen angelegt ist, und was an Konsolidierungs­
bedarf heu erwächst, läßt sich im einzelnen nur­
schwer- abschätzen. Erste Haushaltsentwürfe liegen
nur für den B~md und einige Länder vor; Über die
Haushaltspläne der Gemeinden haben wir für 1978
keine Informationen. Auch ist schwer abzusehen,
welche Änderungen der Haushaltsentwürfe im Zuge
der Haushaltsberatungen noch vorgenommen wer­
den.

vVir sind in unserer Prognose davon ausgegangen,
daß die Ausgaben dei Gebietskörperschaften 1978
um etwa' 8 vH auf 429 Mrd DM ansteigen werden;
hierin- sind die Ausgaben für die Abwicklung der

Konjunkturprogramme von 1975, de,; Programms für
Zukunftsinvestitionen und auch die Kindergelderhö­
hung zum 1. Januar 1978 eingerechnet, nicht jedoch
die Zahlung der in früheren Jahren gestundeten Zu­
schüsse des Bundes. an die Sozialversicherung.

Die zahlreichen Steuerrechtsänderungen bringen den
privaten Haushalten und Unternehmen insgesamt
gesehen kräftige Steuererleichterungen. vVir schät­
zen das Steueraufkommen im_ nächsten Jahr auf
310 Mrd DM, das sind nur etwa 3 yH mehr als 1977:
Dabei sind die Stellerausfälle aufgrund der Investi­
tionszulage in beiden Jahren nicht berücksichtigt.
Die Schätzung der Steuereinnahmen ist in diesem
Jahr allerdings mit besonderen Vor-jehalten zu ver­
sehen. Die Auswirkungen der zahlreichen Steuer­
rechtsänderungen lassen sich quantitativ nur schwer
abschiltzen; hier treten die Probleme der unzurei­
chenden D'!tengrundlage für die Steuerschätzung be­
sonders deutlich zutage (Ziffe.r 152). Die Steuerquote,
also die Steuereinnahmen bezogen auf das Brutto­
sozialprodukt, geht nach unserer Schätzung - nach
dem starken, teilweise durch Sonderfaktoren be­
dingten Anstieg in diesem Jahr - 1978 wieder deut­
lich ~urück, von 251/4 vH auf 241/4 vB..

Bei einer solchen Entwicklung der Steuerquote,
einem zu erwartenden \Vachstum des Produktions­
potentials von etwa 3 vH und eir:.em konjunktur­
neutralen Anstieg des Preisniveaus von -21/2 vH,
wären nach unserem Konzept des konjunkturneutra­
len Haushalts Ausgaben der Gebietskörperschaften
in einer Größenordnung von 406 Mrd DM konjunk­
turneutral zu nennen (A_Ilhang VI). Die Differenz
zu den von uns erwarteten Staatsausgaben, sie be­
trägt rund 23 ::VIrd DM, steht für dEm konjunkturel­
len Impuls, der von den Haushalten der Gebiets­
körperschaften voraussichtlich aus~rehen .vird (Ta­
bellen 36 und 37). Im Vergleich zum Jahr 1977 würde
das eine Änderung des expansiven Impulses von.
ebenfalls rund 23 Mrd DM bedeutEn; beachtet man
die Steuerausfälle auJgrund der Investitionszulage,
dann vrürde dieser Betrag um 3112 Mrd DM gerin­
ger sein. Es ist allerdings zu bedenken, daß unser
Rechenwerk den expansiven Impuls für 191'1 wahr­
scheinlich unterzeichnet (Ziffer 163). Die Änderung
de$ expansiven Impulses würde so gesehen ent­
sprechend geringer ausfallen.

421. Das ist im Vergleich zu der Finanzpolitik der
vergangenen Jahre eine dramatische "Vende, und es
will nicht ohne '"eiteres einleuchter:, daß ein expan­
siver Impuls von dieser Größe eine sinnvolle Reak­
tion auf die forcierte Konsolidierung sein könnte.
Die mittelfristige Orientierung der _Finanzpolitik ­
so mag man einwenden - sei durch einen solchen
Umschwung in Frage gestellt, und das bei den Pri­
vaten gerade zurückgewonnene Vertrauen werde
damit aufs Spiel gesetzt.

Als Ansatzpunkt für die vVürdigung der Größen­
ordnung des expansiven Impulses, der 1978 wahr.:: __
scheinlich von den öffentlichen Haushalten ausgehen
wird, kann ein zeitlicher Vergleich dienen.Berück­
sichtigt man die unterschiedliche Größe -des gesamt­
wirtschaftlichen Produktionspotentials, so ist der ex­
pansive Impuls außer im Rezessionsjahr 1975 und
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Die Haushalte der Gebietsliörperschaiten 1978 in konjunktureller Sicht 1)

Staatsausgaben bei gleicher Staatsquote wie im Basisjahr 1966 (3) .

VollbeschäftigungssteuereirmahI!len bei gleicher Steuerquote wie im Basis-
jahr 1966 (5) .

Vollbeschäftigungssteuereimrahmen bei gleicher Steuerquote wie iI!l jew·ei-
ligen Jahr (6) ~ .

nachrichtlich:
tatsächlicte Steue~einnahmen ohne Ve~rechnung der Inves~itioIiszulage

vom Dezember 1974 (6 a) .
Investitionszulage des Konjunkturprogramills vom Dezember 19'i',! (6 b) ..

?vlehreinnahnen au:t"grund erhöhter Steuerquote (7) .

Konjun~turneutrales Haushaltsvolumen (8) .- .

Tatsächliche Staatsallsgaben (9) .: : .

Konjun~tureller I:npuls (10) " .

nachrichtlich:
konjunktureller Impuls des Haushalts unter Einrechnung der Investitions-
zulage des Kor:.junkturprograI!l!I!s vom Deze:nber 1974 I

Ex post: Der Ab1.veichung der realisierten von der konjunkturneutralen I
_Staatsquote entsprechen (11) .

~~~änfl%un:. ~.~s. ~~~~j.~~~~~~~l.l~~. ~~~~~s.~s. ~e?~~~~~~. ~~~ .j.~'~~~l.i~~~ :~"~~I

Zum Vorjahresvergleich

Steigerun'gsrate

(a) der tatsächlichen Staatsausgaben gegenüber dem jeweiligen Vorjahr ....

(b) des konjunktl:.rneutralen Haushaltsvollli-nens gegenüber den tatsächli-
chen Staatsausgaben iI!l jeweiligen Vorjahr ,. '.' , .

Bestim.mungsfaktoren von (b)

(c) \Vachstumsra.te des Produktionspotentials in P:eisen vor!. 1970 .

(d) "KcmjuI'.kturneutrale" Erhöhung des Preisniveaus des Bruttosozialpro-
dukts .. , , , , .

(e) V€ränderung des Ausgabenspielralim.s durc:h Abweichung der Steuer-
quote VO:l der des je1\Ceilig'en VO!"jahres .

(f) Basis~orrektu:: Veränderung des Ausgabenspielraumes duren Abwei­
chung der realisierten Staat~c:uo:e von der konJunktu~neutralenim je-
weiEgen Vorjanr , , ; " .

Vol-:;:'swirtschaftliche Steuerquote (13) ., .

Konjun~turne'.ltrale Staat3quote (14) - .

Beanspruchte Staatsqu"ote (15) '.' .

Konjunkt1:.reller Impuls bezogen auf das Produktionspotential (16) " .

Realisierte Staatsq~ote (17) .' "...•.............._ .

Einheit 1977 1978

:\1rdDM 370,5 390,8-

ylrdDYI 290;7 306,7

MrdDYI 317,6 321,5

MrdDM - 301,7 310,0
YlrdDM - 3,9 " - OA,-
YlrdDM +26,9 ....,..14,9

YIrdDM 397,3 405,7

YlrdDM 397,3 429,0

YITdDM 0,0 +23,3

MrdDM .- 3,9 -23,7

YlrdDM - 0,3 -'-19,7

YlrdDM -12,8 ....,..23,3

vB 54 + 8,0

vH + 5,4 ....,.. 2,1

vB 2,6 2,8

vB 3,5
,

~/J-;- ,

vH -'- 3,6 - 3,4

vH 4,2 .- 0,1

vH 25,26 24,24

vH 30,73 29,14

vH 30,73 "31,45

vH 0,00 +1,71

vH 30,70 31,16·

:) Eigene Sch§.tzung. 3unci, Las:e:la::.:sgle:'ch;:;io!lGs: ERP-So::derver:!lögen: Lä.nder, Geme:'r:den.!Ge!Ileh:deyerbände l:.nd EG-_-\.n:eiIe. - ­
ilie :'n Klaooern ei:r.ge:ügte:l Zah:en i.'teise:l auf das Ee:e~hnungsve::-fc.hren i:2 Tabel!e 23 h~n. ~-Iethod~sche ErIE.:lte::-ungen siehe
A.n~ang VI. - D::fe:enzen in den St:mmen c.ürc.~ R1:!:.dung.
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Tab e 11 e 37'

Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öiientlichen Haushalte 19'1'8

Mrd DY'I

1977 1978

L KonjunktuT:J.eut:ale KOI!l.pone:lten des Finanzie­
rungssaldos 1)

(0.) Potentialorientierte Kreditaufna!lne .

(0) Auslastu~gsbedingte Steuermehreinnahmen
bzw. -mindereinr~ahme':l .

(c) Inflationsbedingte Steuermehreinnahmen .....

(d] l\.nderungen im Deäungsbeitrag der ,.~onsti-

gen Einnah:nen" : .

1. (al bis (c) Konjunkturneatraler Finanzierung"!,-
sald?~) .

(= Einanzierungssaldo des konjunktur­
neutralen Haushalts)

11. Tatsächlicher Fi!?c:inzierungssaldo

II a. nachrichtlich: tatsäölicher Finanzie:ungssaldo unter
Einrech:mng der Investitionszulage
des Konjunkturprogramns vom De-
zeI!l.be: 1974 .-: .

1. ;/. 11. Konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte.

(expansiv: ...:...; kontraktiv: -)

1..;/' II a. naco.riditlich: ?~onjU:nktureller IIpuls unter Einrech­
nung c.er Investitionszulage des Kon­
junkturoroaramms vom Dezember 1974

-17,3

-16,1

-+ 0.2

-31,5

-31.5

-35,4

0,0

.... 3,9

-18.3

-14.5

....:- 4,1

-25,8

-49,0

-49,4

+23,3

+23,7

1) ~vfe:hodische Erläu:erunge:: siel:.e Tc.be~Ie 22 und A.:::hang \TI.
2) O~ne kon~TI.!:kt:lrpcl:'t~5che Sonders:e::ern :r~d ohne ·Ve:-::-ecä.neng der Inyes~i::'o:lsz:.üage des Ko~­

junkt:.:::-prog~arr..m5VOD Dez90ber 197~.

dem von exzessiver Haushaltsexpansion gekenn­
zeichneten Jahr 1971 in ke!nem Jahr seit 1966 grö­
ßer gewesen als 1978. Ein~Vergleich mit 1975 ist auch
in anderer Hinsicht aufschlußreich. Der expansive
Impuls belief sich damals auf rund 37 ?vIrd DyL Im
nachhinein hat sich allerdings gezeigt, daß das Preis-.
niveau des Bruttosozialprodukts unerwartet stark
angestiegen war und daß deshalb die realisierte
Staatsquote unter der beanspruchten Staatsquote ge­
legen hati der expansive Impuls verringerte sich, so
gemessen, auf 30112 Mrd DM. 'Weiter läßt sich an den
::--Tachzahlungen für 1975 ablesen, daß die Steuerein­
nahmen damals niedriger ausgewiesep. worden sind
als einer zeitlich genaueren Zurechnung entsprochen
hätte. Der exp~nsive Impuls jenes Jahres überzeich­
net also, was er-bei der Beschäftigung bewirkt hat,
beträchtlich. Nimmt man hinzu, daß 1975 die kon~

junkturelle Lage viel schlechter war und daß die Er­
wartungen der Unternehmer und der Konsumenten
1978 zwar noch nicht gut, aber immerhin besser sein
",'"erden ·als damals, dann kann man für 1978 ohne
Libertreibung von -einem massiven Impuls- sprechen.
'Wir .sehen kein~n Anlaß, daß die Gebietskörper­
schaften gedrängt -werden, e!ne noch expansivere
Ausgabenpolitik zu betreiben.

422. Nach den Konsolidierungserfolgen der vergän­
genen Jahre hätte auch erwogen werden können, die ~

Ausgabenplanung nunmehr an den:. Leitbild einer
stetigen, mittelfristig orientierten Finanzpolitik aus­
zurichten. Dafür hätte nicht nur gesprochen, daß
eine effiziente Erfüllung der öffentEchen Aufgaben
Kontinuität erfordert, sondern auch die Erfahrung,
daß die Anpassung der Staatsausgaben an die kon­
junkturelle Entwicklung - a1;Jgesehen von Fällen
tiefer Rezession - Schwierigkeiten macht (JG 74
Ziffern 397 ff.). Es gibt offenbar auch keine klare'
Planung dafür, wie das in den 6ffentlichen Haushal­
ten neu entstehende stru~turelleDefizit während der
folgenden Jahre voll konsolidiert werden soll.

423. Der Staat hat mit seinen Steuerbeschlüssen
und mit seiner Ausgabenplanung einen neuen Anlauf
genommen, die Kachfrageschwäche zu überwinden
und den Fortgang der konjunkturelle;:l Erholung wie­
der in Gang zu bringen. Die Initialzündung kann den
?vIangel an Eigendynamik jedoch nicht überspielen,
soweit dieser :vIangel Reflex ungelöster Probleme
auf der Angebotsseite ist. In der Hau;Jtsache müssen
die Anstrengungen darauf gerichtet bleiben, die Pro­
bleme an ihrem lJrsprung anzugehen, das heißt vor
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allem beim Kostenniveau und bei den Investitions­
risiken. Nur wenn es hier zu Fortschritten kommt, so
daß die Initialzündung mehr als ein Strohfeuer be­
wirkt, ist der. expansive Impuls auch in diesem Um­
fang gerechtfertigt. Uberdies kann er desto eher als
unbedenklich gelten, je mehr er von Maßnahmen
ausgeht, die nicht nur auf eine bessere Auslastung

. des Produktionspotentials zielen, sondern auch des­
sen \Vachstum fördern, so daß sie -die spätere Kon­
solidierung gleichsam sc:hon in sich tragen.

424. ·Was der Staat an Steuererleichterungen be­
schlossen hat, ist der Anzahl der Steuerrechtsände­
rungen und mehr noch den Entlastungswirkungen
nach beachtlich. Den .Handlungsspielraum, der sich
infolge der hohen Steuereingänge aufgetan hatte,
nutzte die Finanzpolitik für steuerliche Entlastungen
.im Rahmen der Einkommensteuer, der Körperschaft­
steuer, der Gewerbesteuer und der Vermögensteuer;
nach groben Schätzungen führen die in diesem Jahr
beschlossenen, die Steuerpflichtigen entlastenden
Steuerrechtsänderungen im Jahre 1978 zu Steuer­
mindereinahmen von nahezu 15" Mrd DM. Dem
stehen :Mehreinnahmen aufgrund der Erhöhung der
Mehrwertsteuer gegenüber, die 1978 etwa 5 Ylrd
D\1 ausmachen dürften.

Angesichts der beträchtlichen Steuerentlastung könn­
te man der Ansicht sein,. daß die Mehrwertsteuer­
erhöhung überflüssig war. Eine solche Argumentation
ließe indessen außer acht, daß sich im Zuge der wirt­
schaftlichen Entwicklung in unserem Steuersystem
die Steuerlast fortwährend von den Steuern auf den
Verbrauch zu den wachstumshemmenden und infla­
tionsempfindlichen Steuern auf das Einkommen ver­
lagert, und daß dadurch der Anreiz gemindert wird,
Einkommen zu erwirtschaften. Unter wachstums­
politischen Gesichtspunkten ist die Mehrwertsteuer­
erhöhung daher zu begrüßen, da sie es erlaubt hat,
wachstumsfeindliche Steuern- zu senken (Ziffer 439).
Dies gilt besonders für die Verbesserung der degres­
siven Abschreibung.

425. vVas die Steuerentlastungen für die privaten
Haushalte anlangt, so wäre e5i besser gewesen, hätte
anstelle der im Herbst beschlossenen Änderungen
eine rechtzeitig vorbereitete, dauerhaft gemeinte
Reform des Einkommensteuertarifs - wie der Art
n,ach im Einkommensteuergesetz von 1975 vorgese­
hen - zum 1. JanuaJ; 1978 in Kraft gesetzt werden
können. Die vielen Neuregelungen im Rahmen der
Lohnsteuer und der Einkommensteuer bringen den
privaten Haushalten int Jahr 1978 zwar- spürbare
Entlastungen. Der Eintritt in den Progressionstarif
wird dadurch aber nicht wesentlich zurückgenom­
men. Ein Arbeitnehmer, der 'Anfang· 1975 an der
Schwelle des Progressionstarifs stand, das heißt ein
zu versteuerndes Einkommen von 16 000 DM hatte,
muß heute, wenn sich sein Einkommen seitdem nur
nach Maßgabe des Preisanstiegs erhöht hat, etwa
18160 DM versteuern. Diesem Mehreinkommen von

. 2160 DM steht aber nur eine Zurücknahme der Be­
steuerung nach dem Progressionstarif durch die steu­
erlichen Maßnahmen um 1110 DM gegenüber. Dabei
sind die Erhöhung der Sonderausgaben-Höchstbe­
träge, des \Veihnachtsfreibetrages und die Einfüh-
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rung eines Tariffreibetrages eingerechnet; außerdem
wurde der Grundfreibetrag um 300 DM erhöht. Trotz .
der steuerlichen Entlastungen werden also im Jahre
1978 vom Progressionstarif niedrigere Realeinkom­
men erfaßt als 1975. Soll vermieden werden, daß der
größte Teil der Arbeitnehmer seine Einkommenszu­
wächse mit mehr als 30 vH versteuern muß - für
einen Arbeitnehmer, dessen Einkommen unterhalb
der Beitragsbemessungsgrenzen für die Sozialver­
sicherung liegt, bedeutet dies eine Belastung der
Einkommenszuwächse mit Steuern und Sozialabga­
ben von mehr als 47 vH -, dann kann die Reform
des Einkommensteuertarifs nur als für kurze Zeit
vertagt gelten.

426. Da die bereits beschlossenen Steuerentlastun­
gen beträchtlich über das hinausgehen, was das ins­
gesamt lekht progressiv angelegte Steuersystem auf
längere Zeit an Spielraum für Steuererleichterungen
geboten hätte, -\vird die Einführung eines neuen
Progressionstarifs in näherer Zukunft zumindest auf­
kommensneutral sein müssen. Steuerentlastungen
für einzelne Gruppen wären also im Rahmen der
Tarifreform durch Steuerbelastungen anderer Grup­
pen von Einkommensbeziehern oder durch Erhöliun­
gen bei anderen Steuern auszugleichen. Dies sollte
aber kein Grund sein, die Vorbereitung einer sol­
chen Tarifreform, die auch einen weitergehenden
Abbau der progressiven Belastung inflationsbeding­
ter Einkommenssteigerungen bringen sollte, zu ver­
zögern. Denn aus konjunkturpolitischen Gründen
Ruhe an der Steuerfront fordern, darf nicht heißen,
die Umstrukturierung des Steuersystems aufschie­
bE;!n (Ziffern 438 ff.).

Sozialversicherung

427. Vielfach wird befürchtet, daß das System der
sozialen Sicherung bei niedrigeren Lohnsteigerungs­
raten gefährdet ist. In der Tat haben die jüngsten
konjunkturellen Schwächetendenzen bei der Ren­
tenversicherung bereits neue Finanzierungsprobleme
aufscheinen lassen.- Die Bundesregierung hat darauf­
hin für 1978 eine vorzeitige Zahlung gestundeter
Bundeszuschüsse in Höhe von 1,25 Mrd DM be­
schlossen und sich dafür entschieden, die Beitrags­
pflicht der Bundesanstalt für Arbeit zur Rentenver­
sicherung ihrer Leistungsempfänger vom 1. Januar
1979 auf den 1. Juli 1978 vorzuziehen; die Kosten in
Höhe von -1,45 Mrd DM übernimmt der Bund.

428. Kurzfristig sind die Finanzierungsprobleme der
Sozialversicherung über die Defizithaftung des Staa"
tes abgedeckt. Tun sich bei niedrigen Lohnsteige­
rungsraten Finanziemngslücken auf, dann werden
diese durch Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt ge­
schl03sen. Davon sind wir auch für den Fall einer
Politik der Vollbeschäftigung durch 'Wachstum aus­
gegangen. Zu höheren Staatsausgaben insgesamt
muß das nicht führen, denn durch die niedrigeren
Lohnabschlüsse spart der Staat - angenommen er .
weitet seinen Personalbestand nicht stärker als vor­
gesehen aus - bei den Personalausgaben und mög-

. licherweise auch bei anderen Ausgaben mehr, als er
der Sozialversicherung für das ausfallende Beitrags-
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aufkommen zu zahlen hat.. Gelingt es, über ein be-
schleunigtes 'Wachstum die Beschäftigungsprobleme
zu lösen, so erhöhen die positiven Bechäftigungs­
wirkungen die Beitragseinnahmen der Sozialver­
sicherung und mindern deren Finanzierungsproble­
me. B~i der Rentenversicherung selbst würde dies
freilich nur einen geringen Kiederschlag finden, weil
die Bundesanstalt für Arbeit ab 1. Juli 1978 für ihre
Leistungsempfänger Beiträge an die"Rentenversiche­
rung zahlt; die eigentliche Entlastung im Zusammen­
hang mit zusätzlicher Beschäftigung schlägt sich bei
den Beitragseinnahmen der Bundesanstalt für Arbeit
nieder.

429. Fallen die Lohnsteigerungsraten dauerhaft
niedriger aus, als in der Projektion der Bundesre­
rierung erwartet; dann dürften neue Beschlüsse zur
Lösung der Finanzierungsprobleme der Rentenver­
sicherung nicht zu umgehen sein. Das Grundprinzip
des Systems der sozialen Sicherung, die Anpassung
der Renten an ein höheres Leistungniveau oder ein
erhöhtes PreisIliveau der "Wirtschaft, braucht des­
wegen - entgegen manchmal geäußerter Befürch­
tung - jedoch nicht angetastet zu 'Nerden. Es ist der
Idee nach unabhängig davon, wie hoch die aktuellen
oder zukünftigen Zm'iachsraten bei den Löhnen aus­
fallen. Die Finanzierungsprobleme der Rentenver­
sicherung, die' sich rein rechnerisch bei dauerhaft
niedrigeren Lohnsteigerungsraten ergeben', resultie­
ren nicht aus der Anpassung der Renten an ein er­
höhtes Leistungsniveau oder Preisniveau der Volks­
wirtschaft selbst, sondern aus "der zeitlich verzöger­
ten Anp,!ssung der Renten an die Einkommensent­
wicklung. Diese zeitliche Verzögerung der Rentenan-

"passu"ng bringt es mit sich, daß die Relation zwischen
dem Altersruhegeld und dem Arbeitsentgelt abhängt
von" de,r Höhe der Lohnsteigerungsrate und damit,
mittelfristig gesehen, auch von der Inflationsent­
wicklung. Je höher die Lohnsteigerungsrate, umso
größer die Differenz zwischen dem aktuellen Lohn
und dem Durchschnitt der Löhne der vorangegange­
nen Jahre, "der der R'entenberechnung zugrunde ge­
legt wird", umso höher also die Differenz .zwischen
Arbeitsentgelt und Rente - und umgekehrt. Sollte
beispielsweise das Lohnniveau in Zukunft statt
jährlich um, 7 vH nur "um 5 vH ansteigen, dann
würäe das Altersruhegeld eines Rentners, der \väh­
rend seines Erwerbslebens jeweils das Durchschnitts­
einkommen verdient hat, bei 40 Versicherungsjahren.

, auf Dauer gesehen nicht 45,2 vB des durchschnittli­
cheriBruttojahresentgeltes betragen, sondern auf
47,8 vH ansteigen.

Für die ,Rentenversicherung bedeutet dieser Anstieg
des Verhältnisses zwischen Renten und Arbeitsent­
gelt eine finanzielle Belastung. Zwar würde von
der gesamtwirtschaftlichen Bruttolohn- und Gehalts­
summe bei niedrigeren Lohnsteigerungsraten ein
höherer Anteil zur Finanzierung der Renten heran­
gezogen, da die Beitragsbemessungsgrenze - die
Grenze, bis zu der das Arbeitsentgelt eines Beschäf­
tigten der Versicherungspflicht unterliegt - ebenso
wie die R.enten mit zeitlicher Verzögerung an die"
Lohnentwicklung angepaßt wird. Diese entlastende
\Virkung ist aber weit geringer als die finanzielle
Belastung infolge der Veränderung der Verteilungs­
position zwischen Rentnern und Beschäftigten.

430. 'Wege~ der zeitlich verzögerten Rentenanpas­
seng hängt die Beurteilung der mittelfristigen Ent­
wic";clung der Rentenfina,nzen in starkem Maße von
der Einschätzung der mittelfristigen Lohnentwick­
lung ab. Dies hat in der Vergang(~nheit mehrfach'
dazu geführt, daß die finanziellen Perspektiven der
Rentenveisicherung aufgrund der Fortschreibung
vorübergehender Tendenzen in der 'Lohn- und Preis­
entwicklung für die mittlere Frist falsch eingeschätzt
wurden. So haben zur Zeit der inflctorischen Uber­
hitzung rechnerische Finanzierungsspielräume zu
Beschlüssen über :Ylehrleistungen verleitet, die sich
später als finanzielle Cberlastung des Rentensystems
erwiesen. Die Bundesregierung hat nach ihren An­
gaben' die Konsolidierung der Rentenfinanzen an
einer erwarteten mittelfristigen Lohnsteigerungs­
rate von 7- vB ausgerichtet. Cnterschreitet die Lohn­
steigerungsrate diesen \Vert nicht nur 1978, sondern
auch in den Jahren danach, dann wird eine erneute
Konsolidierungsaktion für die Rentenversicherung
vorzunehmen sein, und dies wohl um so eher, je
weiter die Lohnsteigerungsrate hinter der 7- vH­
Marke zurückbleibt. Soll die Einkommensposition
der Rentner im VergleiCh. zu den Aktiven dauerhaft
verbessert werden, dann bedarf dies einer mittelfri­
stigen Absicherung der FinanziEi!rur:.g, sei es durch
eine dauerhafte Regelung über erhöhte Staatszu­
schüsse, sei es durch Beitragserhöhungen in der
Rentenversicherung. Soll hingegen e:ne stärkere Be­
lastung der Aktiven vermieden werden, müßte der
Anstieg der EinkonLlllenSposition. der Rentner im
Vergleich zu dem der Aktiven aufgehalten werden.

431. Ein \Veg, die Einkommensverteilung zwischen
Rentnern und Aktiven von 'den Schwankungen der
Lohn- und Preisentwicklung unabhängig zu machen,
wäre die Aktualisierung der Rentenanpassung. Zu
den Vorteilen "und den Problemer- einer solchen
Aktualisier.ung sowie zu anderen Reformvorstellun­
gen hat der Sozialbeirat in seinem letzten, Gutach­
ten ausführlich Stellung genommen.

Gemeindefinanzen

432. Ein Strukturproblem besonderer Art besteht
- vor allem wegen der Gewerbesteuer - bei den
Gemeindefinanzen. Die Ge,verbesteuer ist in fast
jeder Hinsicht eine schlechte Steuer. unter stabili­
tätspolitischem Gesichtspunkt hat sie den' gravieren­
den Makel, daß "sie, wegen ihrer starken Konjunk­
turreagibilität die Gemeinden zu prozyklischem Aus­
gabenverhalten verleitet. Das schlägt sich insbeson­
dere bei den kommunalen Investitionen nieder, die
rund zwei Drittel der öffentlichen Sa~hinvestitionen
ausmachen.

433. Diese prozyklische \Virkung 1,vird durch das
Erhebungs- und Veranlagungsverfahren der Ge­
werbesteuer noch verstärkt. Die V':lrauszahlungen
werden in den meisten Fällen nach der letzten Ver­
anlagung bemessen. Bei schlechte~'em" Geschäfts­
gang beantragen und erreichen die Unternehmen
regelmäßig eine Herabsetzung der Vürauszahlungen;
bei besserem Geschäftsgang passen die Finanzbe­
hörden nur selten die, Vorauszahlungen nach oben
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an. Stellt sich dann, meist mehr als ein Jahr nach
dem Veranlagungszeitraum, bei der Veranlagung
heraus, daß die Steuerschuld höher ist als die Sum­
me der Vorauszahlungen, werden nicht nur die ent­
sprechenden Abschlußzahlungen, sondern auch hö­
here Vorauszahlungen fällig - diese auch im nach­
hinein für den inzwischen verstrichenen Zeitraum,
für den noch' keine Veranlagung vorgenommen wor­
den ist. Zu den zyklischen Schwankungen kommt
also ein gleichsam- erratisches Moment hinzu. Soll
wenigstens die,,!, vermieden werden, empfiehlt es
sicll (selbstverständlich nicht nui bei der Gewerbe­
steuer, sondern auch bei den anderen Veranlagung­
steuern), die Berechnung der Steuerschuld von 'den
Pflichtiaen selbst ausführen zu lassen, den Termin
der Ab~schlußzahlung möglichst nahe an das Ende
des Veranlagungszeitraums heranzuziehen und }ür
die dabei zu wenig oder zu viel gezahlten Steuern
eine marktgemäße Verzinsung einzuführen.

434. Die zyklischen Schwankungen im Aufkommen
der Gewerbesteuer bleiben davo:o. freilich unbe­
rührt. Sie lassen sich grundsätzlich nur beseitigen,
wen.11 die Gewerbesteuer nach und nach abgeschafft
wird und die-'Gemeinden an deren Stelle Einnahmen
aus anderen Steuern erhalten, die kontinuierlicher
fließen und das SteuS!rkraftgefälle vermindern
(JG 76 Ziffern 353 ff.). Solange das nicht geschieht,
könnte man auch daran denken, die Schwankungen
im Steueraufkommen bei den Gemeinden durch ent­
gegengerichtete ,Variation der Zuweisungen der

, Länder (und des Bundes) zu verringern (JG 68 Zif­
fer 335). Tatsächlich sind in der jüngsten Vergan­
genheit die Zuweisungen an die Gemeinden jedoch
nicht antizyklisch, sondern eher prozyklisch verän­
dert worden. vVenn es aber schon nicht zu leisten
sein sollte, die Schwankungen irll Steueraufkommen
der, Gemeinden mit Hilfe der Zuweisungen zu :rp.in­
dem, ist doch wenigstens sicherzustellen, daß die Ein­
nahmenschwankungen bei den Gemeinden dadurch
nicht noch verstärkt werden. Die :YIinimalforderung
lautet daher, daß die "Ausgleichsrnasse" , die von
den Ländern für Zuweisung an die Gemeinden be­
reitgestellt wird, stetig zunehmen sollte.

435. Schließlich muß künftig mehr als bisher im
'vorhinein beachtet werden, wie sich Steuerrechts­
änderungen in den kommunalen Einnahmen nieder­
schlagen. So sind die Gemeinden in der einen oder'
anderen "Veise von den Steuerausfällen überrascht
worden', die sich bei ihnen infolge der Einkommen­
steuerreform 1975, weg'en der Entlastungen bei der
Gewerbesteuer, durch die Ausdehnung der Grund­
erwerbsteuerbefreiung und nicht zuletzt infolge der
Änderungen des Einkommensteuerrechts in diesem
Jahr - unmittelbar über ihren Anteil am Aufkom­
men der Einkommensteuer, mittelbar über die Ver­
ringerung der Ausgleichsrnasse hei den Ländern ­
eingestellt haben und noch einstellen werden. Für
die Kommunen ergeben sich daraus häufig nicht,
nur Finanzierungsprobleme, sondern auch Schv:ierig­
keilen bei der Vorausschätzung ihrer Einnahmen,
was den öffentlichen Investitionen weder in der
Summe noch in der zeitlichen Verteilung bekommt.
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Wachstums- und Strukturpolitik

436. uni Vollbeschäftigung durch \Virtschaftswachs­
turn zu erreichen; sind auf mittlere Frist ZU\vächse
der realen Bruttoanlageinvestitionen in beträcht­
licher Größenordnung erforderlich (Ziffern 326 ff.).
Die Hoffnung, daß dies möglich sein wird, richtet sich
zwar in erster Linie, aber nicht allein an die Lohn­
politik. Auch der Staat hat im Rahmen einer Ange­
botspolitik :Y1öglichkeiten, das Investieren attrakti­
ver zU machen, und den Strukturwandel zu erleich­
tern. Nach.dem in diesem Jahr zunächst die Ver­
mögensteuer gesenkt wurde, später dann-die Spiel­
räume für die degressiven Abschreibungen erwei-.

.tert, die Anreize für betriebliche Forschung und
Entwicklung erhöht und mehr zinsgünstige Mittel
für Existenzgründungen bereitgestellt wurden, steht
die För.derung von vVachstum' und· Strukturwandel
nicht mehr an oberster Stelle der wirtschaftspoliti­
schen Tagesordnung. Durch eine weitere Diskussion
über wachstumsfördernde Maßnahmen darf nicht der
Eindruck erweckt werden, es köp.nte sich lohnen, In­
vestitionsentscheidungen zu versChieben. Dies sollte
aber nicht daran hindern, Investitionshemmnisse auf
mittlere Frist weiter abzubauen.

437. Die Maßnahmen, die bislang ergriffen wurden,
tragen nicht auf die bestmögliche \-Veise zur Lösung
der anstehenden Angebotsprobleme bei. Die Ge­
sichtspunkte der' wachstumspolitischen 'Vorsorge
viOllte die Bundesregierung zunächst nur im Hinblick
auf öffentliche Investitionen gelten lassen. Die Sen­
kung der Vermögensteuer, die zur Förderung pri­
vater Investitionen vorgenommen worden ist, ist ein
relativ teures und unsicheres Instrument. In den
jüngsten steuer- und ausgabenpolitischen Entschei­
dungen 'ist die Angebotspolitik im Vergleich zur
Kachfragepolitik nicht stark dosiert. Diese Festlegun­
gen sind jedoch getroffen.

Mittelfristig müssen die Rahmenbedingungen für
private Investitionen weiter verbessert werden. Die
Fortsetzung der Reform des Steuersystems in wachs­
tumsfreundlicher Richtung ist, noch nicht weit ge­
diehen. Kleine und mittlere Unternehmen sehen sich'
durch Abgaben, Auflagen und Mangel an Risiko­
kapital'besonders behindert. Die Neugründung eines
Unternehmens erfordert eine hohe Bereitschaft,
Risiko zu übernehmen; gerade daran scheint es zu
mangeln. Auch wenn die Lohnpolitik wieder günsti­
gere Ertragsaussichten eröffnet, müssen Investitions­
risiken erheblichen Umfangs eingegangen werden..
Die Maßnahmen, die '-vir im Rahmen der vVachs­
turnsstrategie diskutieren, laufen auf eine Verbesse­
rung der Rahmenbedingungen hinaus, die das pri­
vate Investitionskalkül entlastet und den Struktur­
wandel mehr 'als bisher fördert.

438. Unter mittelfristigen Gesichtspunkten besteht
die wichtigste Aufgabe darin, die Reform des Steuer­
systems so voranzutreiben, daß die Abgabenlast
weiter von investitionshemmenden zu investitions­
freundlichen Steuern hin verlagert wird, und solchen
Staatsausgaben hohen Rang zuzuerkennen, die pri­
vaten .Investitionen förderlich sind. Dabei sind drei
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Prinzipien zu beachten. 'Erstens müßte sichergestellt
sein, daß tatsächlich ein Mehr an \Vachstumsförde­
rung herauskommt. Die finanzpolitische Förderung
von privaten Investitionen darf deshalb nicht au~

Kosten von anderen wachstumsfreundlichen St.aats­
ausgaben oder von bestehenden wachstumsfreund­
lichen steuerlichen Regelungen geh-en. Zweitens soll­
ten die Maßnahmen so weit wie möglich global' wir­
ken,_ damit nicht staatliche Instanzen darüber ent­
scheiden, welche Art von Investitionen besonders
dringlich ist. Drittens sollte dort, ",,0 alternative
'Wege zum gleichen Ziel führen, möglichst der mit
dem geringsten fiskalischen Aufwand gewählt wer­
den. Ein \Veg, der diesen drei Prinzipien am ehesten
ent::pricht,'ist - ,\~ie wir wiederholt dargelegt haben
- die verstärkte Beteiligung des Staates an den
Risiken privater Investitionen.

439. Konfrontiert man unser Steuersystem ruit die­
sem Leitmotiv, dann zeigt sich, daß der Staat in
sehr unterschiedlichem :\tlaße am Risiko privater In­
vestitionen beteiligt ist.

Von Risikobeteiligung des Staates im Rahm,en des Steuer­
systems sprechen.wir immer dann, ,\~enn die Besteuerten
die ]vlöglichkeit haben, im Falle einer individuell verlust­
reichen wirtschaitlichen Aktion einen Steueranspruch zu
kürzen, den der Staat aus Gründen einer eriolgreichen
Aktion ih derselben oder einer anderen Periode gegen
sich hat. In einem allgemeinen Sinne heißt dies zugleich:
Risikobeteiligung des Staates im Steuersystem liegt vor,
soweit eine Steuer endgültig' nur greiit, \'.-'enn eine Folge
von wirtschaftlichen Handlunaen sich in der 'Weise als
erfolgreich erweist, daß diese~ schließlich den 'Werl der
konsumierbaren Güter der Volkswirtschait" erhöhen, bis
dahin aJso gleichsam unter Vorbehalt besteuert werden.

Am geringsten ist die Risikobeteiligung bei ertrags­
unabhängigen Steuern" die den Einsatz von Produk­
tionsfaktoren' unabhängig von dessen wirtschaft­
lichem Erfolg belasten. Dazu zählen etwa die, Ge­
werbekapitalsteuer und die' Vermögensteuer, diese

,strenggenommen allEirdings nur, soweit sie auf dem
Kapitaleinsatz liegt. Dies ist infolge der speziellen
Besteuerung des Kapitaleinsatzes bei den' Kapita.l­
gesellschaften ·der Fall, aber auch bei Personenge­
seIlschaften vor allem als Folge der r--::ichtneutralität
der Vermögensteuer in bezug auf die Anlageart
wegen unterschiedlicher Bewertungsvorschriften. Der
Staat ~elastet mit diesen Steuern den Produktions­
umweg, als!? die Investition, von Anfang an.

Auf den \V"irtschaftlichen Erfolg·bezogen sind dage­
gen die Einkommen- und Körperschaftsteuer. Hier
fallen keine Steuern an,' wenn keine Ge,vinne. ent­
steh~n. Außerdem-lassen die .Steuergesetze regel­
mäßig einen Verlustausgleich zu. Zum einen kön­
nen Verluste einzelner Unternehmensbereiche im
-gleichen Jahr mit Gewinnen anderer verre!-=hnet
werden, zum anderen können Verluste eines Jahres
gegen Ge"winne des vorangegangenen Jahres oder
der fünf folgenden Jahre verrechnet werden. Die
Einkommen- und Körperschaftsteuer wird aber un­
abhängig davon erhoben, 'ob die Einkommen und
Erträge bei der Produktion' und Verteilung von
Gütern für den Konsum oder für die Investition er­
wirtschaftet werden.

Die Mehrwertsteuer hingegen -läßt [nvestitiensgüter
zunächst steuerfrei. \Vegen des Vorabzugs der
Steuer auf Investitionen belastet de:~ Staat die 'Wert­
schöpfung im Zusammenhang mit d,:!r Erstellung der
Investitionsgüter nur im Falle d.es Investitions­
erfolgs. Mit .anderen \Vorten: ~rs1. wenn und nur
senveit die Abschreibungen erwirtschaftet. sind, wird
die Steuer erhoben. Der Produktiünsumweg selbst
bleibt steuerfrei. Belastet wird nur der Konsum. Die
gleiche \Virkung wie die Mehrwertsteuer haben
Verbrauchsteuern, soweit sie nicht auch auf den
Faktoreinsatz erhoben werden.

440. Es wäre gewiß nicht ratsam; das Steuersystem
nur durch die Brille der staatlichen Risikobeteili­
gung zu betrachten. Im Hinblick auf die Angebots­
probleme, die in den nächsten. Jahren zu lösen

- sind, sollte dieser Gesichtspunkt b,~i der Cmstruk­
turierung des Steuersystems jedoch großes Gewicht
haben. In der Vergangenheit hat der Risikoge­
sichtspunkt bei steuerpolitischen Entscheidungen
nur -eine untergeordnete Rolle ge3pielt. Es käme
darauf an, die Last der Abgaben von den ertragsun­
abhängigen mehr auf die ertragsabhängigen Steu­
ern zu verlagern und innerhalb der erfragsabhängi­
gen Steuern den Verlustausgleich zu verbessern
oder auch eine Verschiebung von den ertragsab­
hängigen zu den verbrauchsabhängigen Steuern
herbeizuführen.

441. Die Risikobeteiligung kann auch erhöht wer­
den durch Regelungen inne!"halb einzelner Steuern.
Bei der Einkommensteuer und b,:!i der Körper­
schaftsteuer sind das -'- neben dem Verlustaus­
gleich - die AbschreibungsvorschrEten.

Uber die steuerlichen AbschreibungsrEgelungen ist der
Staat am lnves,titionsrisiko zunächst insoweit beteiligt,
wie die steuerlich zulässigen Abschreibungen zu Beginn
des Abschreibungszeitraum.s'über den tatsächlichen Ka­
pitahrerzehr hina,usgehen. Bei degressiver Abschreibung
ist die Risikobeteiligung im allgemeinen größer als bei
linearer. In Höhe' dieser Risikobeteiligung bekommt der
Staat in den ersten JahreI). nach der Investition weniger
Steuern und ist mit diesem Difierenzbetrag an etwaigen
Verlusten des UnternehmensJ die später auftreten, stärker
beteiligt als bei einer Abschreibungsre:!elung nach dem
Wertverzehr. Sind nämlich-die mit ein~r Investition er­
zielten Erträge -auigrund von Verlusten in den restlichen
Jahren des Abschreibungszeitraums geringer als die ur­
sprünglidzen Investitionsausgaben; und macht -das Unter­
nehmen aus diesem Grunde im ganzen Verluste, s.o sind
di~ Steuern, die das Unternehmen zu zahlen hat, bei be­
schleunigter A.bschreibung geringer als bei eiI:zer Ab­
schreibüng, die siCh von Aniang an mit dem Kapitalver­
zehr deckt. Darin liegt die Risikobeteiligung. Vverden die
Investiiionsausgaben durch die Erlöse cer gesamten Ab­
schreibungsperiode, gerade gedeckt, erhält der Staat in
späteren Jahren das zurück, aui wa;; er vorher verzichtet
hat. Die über die tatsächliche Abnutzung hinausgehenden
Beträge sind nur gestundet gewesen. Tr.ftt später der ge­
nannte Verlustiall ein,. wird der zurückgestellte Steuer­
anspruch gleichsam niedergeschlagen. Erzielt das Unter­
nehmen mit einer Investition Gewinne, dann erhält der
Staat seinen A.nteil an diesen Gewinnen wie ohne Risiko­
beteiligung durch Abschreibungen. Die Stundung ist aller­
dings zinsirei.
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442. Aus einzelwirtschaitlicher Sicht und aui ein einzel­
nes Investitionsprojekt bezogen; ist eine Verbesserung
der Abschreibungsregelung eine Steuerstlfndung, denn
der Staat erhält den zunächst gestundeten Betrag später
voll zurück, soiern der Investor nicht vor Ablaui des
Abschreibungszeiiraums Verluste macht. Nach der Ein­
iührung oder der Verbesserung von degressiven Ab-

'schreibungsmöglichkeiten kommt es zunächst zu Steuer­
ausfällen, später fließen die Steuern wieder reichlicher.
Nun investieren Unternehmen zumeist ständig, zudem
wird in einer wachsenden lVirtschaft auch ständig. mehr
investiert. Bei wachsendem Investitionsvoiumen werden ­
die aesamten Steuereinnahmen des Staates aus Gewinn­
steu~rn dauerhaft - wenn auch nicht beträchtlich ­
hinter dem zurückbleiben, was ohne eine Verbesserung
der Abscrtreibungsmöglichkeiten zu erwarten gewesen
wäre. Die Steuerquote ist also etwas niedriger als sonst.
Darin mag man eine Steuersenkung sehen. Im Gegensatz
zu einer deiinitiven Steuersenkung aber, die aui einer
Ermäßigung der Steuersätze (oder Veränderung der
Steuerbemessungsgrundlagej beruht, ist der durch die
verbesserten Abschreibungsregelungen .erzielte Steuer­
vorteil stets auis neue an Investitionsentscheidungen ge­
knüpit, ist eine neu gewährte Steuerstundung. Viird nicht
immer wieder investiert, und das geschieht nicht notwen­
digerweise automatisch, sondern nur, wenn nach einem
Investitionskalkül Investitionen lohnend erscheinen, ent~

iäilt der Steuervorteil nach einiger Zeit.

Für das einzelwirtschaitliche- Investitionskalkül schlägt
bei verbesserten Abschreibungsregelungen der höhere
Grad der staatlichen Beteiligung an den Risiken des ein­
zelnen Investors auf jeden Fall zusätzlich zu Buche, und
zwar ohne zusätiliche Stelierausfälle.

443. Im Streit über die 'Wirksamkeit von Maßnah­
men der steuerlichen Investitionsförderung hat in
jüngster Zeit die Alternative Abschreibungserleich­
terung oder Vermögensteuersenkung im Vorder­
grund gestanden. Beide \Vege führen zu einer Ver­
besserung der Ertragserwartungen im Investitions-_
kalkül, die Senkung der Vermögensteuer allerdings
nur, soweit sie den Einsatz von Vermögen für Inve­
stitionen entlastet. Die Senkung ertragsunabhängi­
ger Steuern hat jedoch gegenüber der Erweiterung
der degressiven Abschreibung den l'\"achteil, daß
bei der Einführung mit einem besonders großen
lvlitnehmereffekt zu rechnen ist; denn die Steuerer­
leichterung -bezieht sich auch auf bereits bestehen­
des Vermögen. Bei Abschreibungsregel~ngen ist
der Kontakt zum Investitionskalkül dagegen viel
enger.

444. Gegen eine Förderung der privaten Investitio­
nen wird häufig vorgebracht, daß damit nur zu Ra­
tionalisierungsinvestitionen angeregt werde, d}e
Arbeitsplätze vernichten. Es ist jedoch nicht richtig,
in Rationalisierungsanstrengungen die Crsachen für
gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsprobleme zu se­
hen (JG 76 Ziffer 289).

Unternehmen, die Rationalisierungsinvestitionen tä- .
tigen, sind bemüht, sich auch bei hohen und weiter­
hin steigenden Löhnen am inländischen Standort zu
behaupten. Einem kräftigen Lohndruck können sie
teilweise dadurch ausweichen, daß sie ihre Produk­
tionsverfahren umstellen. Sie setzen Maschinen ein,
die zwar teurer sind als die alten, benötigen für
den gleichen Produktionsausstoß aber weniger Ar­
beitskräfte als vorher, das heißt, sie fertigen kapi-
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talinlensiver. Ein solcher Rationalisierungsvorgang
sichert bedrohte Arbeitsplätze, weil· effizientere
Verfahren zum Zuge kommen. Darüber hinaus er­
höht er die Beschäftigung an anderer Stelle. Denn
'die ::VIaschine, die einen Arbeitsplatz einspart, muß
in der Regel mit zusätzlichen Arbeitskräften produ­
ziert werden. In gesamtwirtschaftlicher Sicht mil­
dert daher der Produktionsumweg, der über die Ra­
tionalisierungsinvestition eingeschlagen wird, den
beschäftigungsdämpfenden Effekt, der -von einem
überhöhten Lohnniveau ausgeht.

Selbstverständlich sind Rationalisierungsinvestitio­
nen als Ausdruck des ständigen Strebens nach Ko­
stensenkung zu einem sehr wesentlichen Teil unab­
hängig von aktuellen Veränderungen im Verhältnis
von Löhnen und Zinsen. Insoweit sind sie jedoch
die Basis für eine weitere Steigerung der Realein­
kommen, der real wirksamen N"achfrage und damit
eine ,vichtige Antriebskraft für Erweiterungsinve­
stitionen. Anders gewendet: Räumt man Hemmnis­
se für das Investieren aus dem \\feg, so braucht
man wegen der Ration,alisierungsinvestitionen nicht
besorgt zu sein. Im Gegenteil.

445. Es kommt nicht nur darauf an, die Bedingun­
genfür Investitionen zu verbessern, die von der Ren­
tabilitätsschwelle nicht weit entfernt sind. Es geht
auch darum, den Bereich der möglichen. Investi­
tionsprojekte zu ervieitern, vor allem dann, 'wenn es
Schwierigkeiten bereitet, den Strukturwandel rei­
bungslos zu beWältigen. Durch Strukturwandel sind
in den letzten Jahren in vielen Bereichen Arbeits­
plätze. weggefallen, ohne daß an anderer Stelle in
ausreichendem !vIaße neue entstanden wären. Die
Unternehmen scheinen das Risiko, durch die Ent­
wicklung neuer Technologien und neuer Produkte
Märkte zl\ erobern, sehr hoch einzuschätzen. Es
müssen unter die,?en Umständen nicht nur bereits
existierende \Vachstumsbereiche schneller expan­
dieren, sondern durch Investitionen in Forschung
und Entwicklun.g auch neue \Vachstumsbereiche
erschlossen werden. Und es sind die Bedingungen
für Unternehmensneugründungen zu. verbessern.
Denn je mehr selbständige Entscheidungseihheiten
es gibt, desto größer ist die Chance, daß genügend
rentable Investitionsprojekte gefunden werden.

446. Das Programm der wachstumspolitischen Vor­
sorge, das der Sachverständigenrat in seinem letz­
ten Jahresgutachten umrissen hat, umfaßte neben
einer Verbesserung der degressiven Abschrei­
bungsmöglichkeiten eine verstärkte Förderung von
Forschung und Entwicklung und von Cnterneh­
mensneugründungen. Außerdem haben Viir es für
dringlich gehalten, den Arbeitsplatzwechsel für die
Arbeitnehmer zu erleichtern und solche Regelun­
gen abzubauen, die iIl vielen Bereichen der vVirt­
schaft die Dynamik behindern. Ungeachtet der
MaßnalLmen, die der Staat bereits ergriffen hat, hal­
ten wir weitere Schritte auf dem Gebiet der \Vachs­
tums- und Strukturpolitik für dringlich.

447. Kleinen und mittleren Cnternehmen kommt.
bei der Bewältigung des Strukturwandels und der
Lösung der mittelfristigen Beschäftigungsprobleme
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eine große Bedeutung zu. Etwa zwei Drittel' aller
Arbeitnehmer sind dort beschäftigt. In diesen Un­
ternehmen· scheint ein erhebliches Potential für
:'Jeuerungen vorhanden zu sein; zugleich sind sie
offenbar weniger als Großunternehmen in der Lage,
das Neuerungsrisiko zu tragen: Die Cnferlegenheit
aufgrund verschiedenerCrsachen schafft aber an
sich noch keine Rechtfertigung für eine sta-atliche
Unterstützung.

448. Cnter wettbewerbspolitischen Gesichtspunk­
ten ist eine spezielle Förderung kleiner und mittle­
rer Unternehmen nicht unumstritten. Die \Vettbe­
v\-erbsintensität kann .auf NIärkten mit einigen gro­
ßen A:q.bietern stärker sein als bei vielen kleinen.
Die Neigung und die Möglichkeit zur l):oalitionsbil­
dung ist bei wenigen großen aber wesentlich höher
als bei vielen kleinen. Die Dynamik der markhvirt­
schaftlichen \Vettbewerbsordnung, die Vielfalt und
Differenziertheit des Angebots an vVaren und
Dienstleistungen, aber auch an Arbeitsplätzen und
Kapitalanlagemöglichkeiten ist nicht zuletzt Ergeb­
nis der Aktivitäten einer Vielzahl eigenständiger
Unternehmen. Die Konzentration bringt oftmals we­
niger Vorteile als vielfach angenommen. Jedenfalls
ist in einigen Großunternehmen eine Tendenz zur
Dezentralisierung zu beobachten; einzelnen Abtei­
lungen werden mehr Vollmachten übertragen.
~icht gering geschätzt werden sollte auch das für
den dynamischen vVettbewerbsprozeß. bedeutsame
innovatorische Potential in den mittleren und klei­
neren Cnterriehmen. Großunternehmen geben zwar
----=- gemessen am Cmsatz - mehr für Forschungs­
und Entwicklungsaktivitäten aus, ivie schnell aber
Erfindungen und Patente in die Produktion umge­
setzt werden, hängt von vielen Faktoren ab, nicht
zuletzt von' den \Vettbevrerbsbedingungen.· Kleine
und mittlere Unternehmen nutzen Erfindungen sehr
schnell und treiben damit den dynamischen \Vett­
bewerb voran.

449. Die Chancen, die ein forcierter Strukturwan­
del den kleinen und mittleren Cnternehmen bjetet,
sind nicht gering. Nur in wenigen Bereichen ist der
Großbetrieb von den möglichen Produktionsmetho­
den her dem kleineren eindeutig überlegen. Kleine
und mittlere Unternehmen können in Marktnischen
vorstoßen, ihr Produktionsprogramm auf hochwer­
tige Spezialprodukte umstellen oder sich auch auf
höherwertige, modeempfindliche Produkte speziali­
sieren. Beispiele findet man etwa in der elektroni­
schen Industrie, in der Textilindustrie oder· in der
Schuhindustrie. Solche Umstellungsprozesse brin­
gen für die kleineren Unternehmen aber in der Re­
gel ein höheres Risiko mit sich. Je schmaler das
Produktionsspektrum, je größeJ; das Ausmaß an
Spezialisierung, desto, anfälliger reagiert das Unter­
:p.ehmen auf Preis- und Absatzschwankungen einzel­
ner ::VIärkte.

45.0. Die kleinen und mitlleren Betriebe fühlen sich
vielfach überfordert, dieses Risiko zu übernehmen.
.J\uch ihre :YIöglichkeiten, den Staat am Risiko' zu
beteiligen, sind geringer als die der Großunterneh­
men. vVährend diese das Risiko auch horizontal

verteilen können, weil sie Verluste ·in einem Pro­
duktionszw~ig gegen Gewinne aus einem anderen
Zweig verrechnen können, haben Kleinunterneh- ­
men meist nur die Möglichkeit des zeitlichen Ver­
lustausgleichs. Diese Unterschiede in der staatli­
chen Risikobeteiligung bei Kleinunternehmen und
Großunternehmen könnten durch besondere Ab­
schreibimgserleichterungen für kleine Cnternehmen.
ausgeglichen werden.

451. Erschwert wird die Anpassung der kleinen und
mittleren Unternehmen an den Strukturwandel
durch einen :Mangel an Risikokapital. Zur Verbes­
serung der allgemeinen Finanzierungsmöglichkei­
ten wird ihnen eine Vielzahl vor.. Fördermaßnah­
men angeboten. Die Kreditanstalt fjr 'Wiederaufbau
und die Lastenausgleichsbank stellen langfristige·
Investitionsdarlehen zur Verfügung. Darüber hin­
aus gibt es eine ganze Reihe von Finanzierungshil­
fen, die an bestimmte Verwendungen gebunden
oder regional begrenzt sind, so etwa Darlehen aus
dem ERP-Sondervermögen an kleine und mittlere
Unternehmen in den Fördergebieten der Gemein-.
schaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen \Virt­
schaftsstruktur" oder Fördermaßnahmen von Bun­
desländern. Dem speziellen Ziel, die Risikokapital­
basis zu verbreitern, wird auf Eundesebene nur
durch Rückbürgschaften für auf Landesebene orga-

-nisierte Kreditgarantiegemeinschaften und durch
Rückgarantien und ERP-Darlehen an Beteiligungs­
gemeinschaften' Rechnung getragen. Diese Maßnah­
men treten in ihrer quantitativen Bedeutung hinter
den anderen Fördermaßnahmen zurück. '-Nährend
im Jahre 1975 etwa 200Mio DM Förderhilfen aus
Haushaltsmitteln des Bundes, kn:lpP 700 :VIio DM
Kredite aus ERP-Mitteln und etwa 1,4 ~vird DM In­
vestitionsdarlehen der Kreditansta!t für \Viederauf­
bau an kleine und mittlere Cnternehmen vergeben
vmrden, - betrugen die von Kreditgarantiegemein­
schaften übernommenen Rückbürgschaften des
Bundes etwa 240 ::VIio DM, die Rückgarantien für
Beteiligungsgemeinschaften weniger als 10 Mio DM.

Durch einen Ausbau der· Gewährleistungen für klei­
ne und mittlere Unternehmen kö:mte der Engpaß
beim Risikokapital gemindert werd.~n.

FinanzierungserleiChterungen für diese Cnterneh­
men fordern heißt aber nicht, sie mit Erhaltungs­
subventionen am YIarkt halten Z~l wollen. Unter­
nehmen, die sich auf Dauer nicht aus eigener Kraft
am Markt behaupten können,. müssen ausschei­
den.

452. Im Rahmen der projektbezogenen Forschungs­
förderung sind Klein- und Mittelbetriebe gegenüber
Großunternehmen häufig benachteiligt, weil sie
Schwierigkeiten haben, den Zugang zu den staatli- .
.ehen För.derungsmitteln zu finden. Die indirekte
Förderung der Forschungs- und Entwicklungstätig­
keit der privaten Unternehmen soll nach einem -Ge­
setzentwurf der Bundesregierung vom September
1977 durch die Verdoppelung der Zulage für For­
schungs- und Entwicklungsinvestitionen verbessert
werden; Außerdem sollen immaterielle vVirtschafts­
güter, die der Forschung und Entwicklung dienen,­
in die Bemessungsgrundlage einbezogen und zur
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Verbesserung der Breitenwirkung die Zwe,ckbin­
dungsvorschriften für Gebäude gelockert werden.
Kach wie vor wären aber Klein- und :Ylittelbetrie­
be, die keine eigenständigEm Forschungsabteilun­
gen betreiben und ihre Anlagen aus viirtschaftli­
chen .Erwägungen nic:ht nur für Fo'rschungs- und
Eritwicklungszwecke nutzen, sondern auch von an-

'deren Cnternehmensabteilungen mitbenutzen las­
sen, benachteiligt, ebenso wie personalinteusive
Entwicklungen. \Vir verkennen nicht, daß ein, Zu­
schuß auf den gesamten Aufviand für Forschungs­
und Entwicklungsförderung erhebliche Abgren­
zungsprobleme mit sich brächte; dies gilt wohl vor
allem für den Personalaufwand. \Vir sind aber der
Ansicht, daß durch ei!1e '\v-eitere Lockerung der
Vorschriften über die Zweckbindung von' YEtteln
und über Fristen die Benachteiligung von Klein­
und Mittelbetrieben weiter abgebaut werden könnte.

453. Strukturw'andel läßt siCh auch um so leichte'r
bewältigen, je günstigeJ:. die Bedingungen für die
I-(eugründung von Unternehmen sind. Der \Ville zur
Selbständigkeit hat allem Anschein nach erheblich
nachgelassen. Im Laufe der siebziger Jahre sind im­
mer weniger. Betriebe neu errichtet "corden (Zif­
fer 281). Gleichzeitig ist die Anzahl der Firmenzu­
sammenbrüche sprunghaft gestiegen. Für einen dy­
namischen \VeUbevierb ist es aber nicht nur wich­
tig, daß leistungsschwache Unternehrp.en ausschei­
den, sondern auch daß neue 'Cnternehmen nach­
wachsen, gegen bereits" bestehende "Cnternehmen
konkurrieren und vieniger leistungsstarke aus dem
Markt drängen.

454. \Vegen der Bedeutung für die Mobilisierung
unternehmerischer Qualitäten, für das Vorhanden­
sein von \Vahlmöglichkeiten zwischen selb::;tändi­
ger und unselbständiger Tätigkeit sO\vie für das
='iachwachsen junger "Cnteinehmen und für die Auf­
rechterhaltung eines dynamischen \Vettbewerbs
muß es Sorge "bereiten, daß die ='feugründungen voh
Betrieben ständig zurückgehen. Zwar fördert die öf­
fentliche Hand seit langem Neugründungen von

'Unternehmen. Es scheint jedoch nicht ausgeschlos­
sen, daß- mit den Krediten, Zuschüssen und Bürg­
schaften, die der Staat direkt oder indirekt gewährt,
den Erfordernissen jener, die ohne viel Kapital und
ohne entsprechende Sicherheiten eine selbständige
Existenz gründen wollen, nicht oder nicht ausrei­
chend oder nicht auf die bestmögliche \Veise Rech­
nun'g getragen wird.

Der Sachyerständigenrat hat sich ein Bild davon zu
verschaffen versucht, ",'ras Bund und Länder, die La­
stenausgleichsbank und die Kreditanstält ,für Vvie­
deraufbau zur Gründung selbständiger Existenzen
beitragen. Die Vielzahl der angebotenen Möglich­
keiten verschied~nsterArt, bei der Gründung einer
selbständigen Existenz Hilfe zu erhalten, ist beein­
druckend und beängstigend zugleich. So können
Existenzgründungen aus v.ielen der zahlreich"en
schon erwähnten Förderprogramme für kleine und
mittlere UnterneInnen mitfinanziert werden. Von
der Kreditanstalt für \Viederaufbau zum Beispiel,
die ~eine Programme, eigens für Existenzgründun­
gen hat, ist von 1915 bis 1911 (September) aus ihren
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Eigenmittel-Programmen soviie aus dem ERP-Regi­
onalprogramm die Errichtung von über 1 000 Betrie­
ben zur Existenzgründung mit Krediten über rund
150 Nlio DM bei einem Investitionsvolumen von ins­
gesamt fast 600 Mio DM mitfinanziert worden; hin­
zu kommen Kredite aus ERP-Mitteln in allerdings
geringem Cmfang an Kapitalbeteiligungsgesell­
schaften und an Kreditgarantiegemeinschaften, die
ihrerseits bei Existenzgründungen Hilfestellung lei­
sten. Neben den 'allgemeinen Förderprogrammen
für kleine lL'1d mittlere Unternehmen gibt es spe­
zielle Programme für die Gründung selbständiger
Existenzen, allen voran das von der Lastenaus­
gleichsbank verwaltete ERP-Existenzgründungs­
programm für :"Tachwuchskräfte der gewerblichen
\\Tirtschaft. Von 1975 bis ::Vlitte 1917 wurden im
Rahmen dieses Prograpms rund 9500 Kreditbewilli­
gungen über reichlich 400 Mio DM erteilt, von de­
nen allerdings nur 60-vH (1976j aller Fälle die i"eu­
gründl,mg eines Betriebes betreffen; hinzu kommen

.Kredite aus eigenen :YEtteln und Bürgschaften für
Existenzgründungsdarlehen freier Berufe.)n einig~n

Bundesländern gibt es spezielle Existenzgründ-qngs­
hilfen, so ehva öffentliche Darlehen in Baden-\Vürt­
temberg und im Saarland, Zinszuschüsse in Hessen
und in Rheinland-Pfalz, Investitionszuschüsse in
:'Jordrhein-\Vestfalen. Darüber hinaus werden im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Ver-besserung
der regionalen \Virtschaftsstruktur" in den regiona­
len Aktionsräumen - diese umfassen et<.'{a zwei
Drittel der Fläche des Bundesgebietes,' - Investi-·
tionszulagen und Investitions:mscllüsse auch bei Un­
ternehmensgründungen gewährt.

455. In den letzten Jahren sind die Mittel zur För­
derung von Existenzgründungen beträchtlich aufge­
stockt ,,{orden. r-":-och 1975 ,,-'aren für das ERP-Exi­
stenzgründungsprogramm weniger als 150 :YIio DYl
vorgesehen. Nachdem_ diese 'Mittel bereits. für das
Jahr 1911 auf 265 Mio DM erhöht worden '.varen,
hat die Bundesregi~rung im September für 1978
eine Aufstockung des Programms auf 500 :YEo DM
beschlossen. '

Die speziellen Hilfen der öffentlichen Hand zur Exi­
stenzgründung werden nach wie vor nur von einem
verhältnismäßig geringen Teil derer, ~lie' sich selb­
ständig machen, in Anspruch genommen. Hierauf
weisen insbesondere einzelne Cntersuchung'en aus
dem Handwerkssektor ·hin. Dies mag daran liegen,
daß die bisher noch nicht selbständigen Ng.ch­
wucb.skräfte mit Informati~nen über Förderungs­
möglichkeiten 'weniger erreicht werden als die be­
reits Selbständigen. Zum Teil dürfte es aber auch
darauf beruhen, daß der Erfolg nicht sicher genug
erscheint, um dafür Anträge zu stellen, Auflagen zu
erfüllen, Bescheinigungen beizubringen oder was
sonst noch' alles den im Umgang mit der öffentli­
chen Verwaltung v,en.ig geübten Bürger schrecken
mag. EinE; weitere Aufstockung der Programm~ und
eine Verbesserung der Informationen könnte hier
den ~Ä.nreiz verstärken.

\Vir sind nach dem Studium einer Reihe von- :Ylög­
lichkeiten, die es gegenwärtig zur Förderung von
Existenzgründungen gibt, zu dem Ergebnis gelangt,
daß es nicht allein darum gehen kann, hier einfach
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mehr Mittel zu fordern. N"ötig -ist wohl auch eine
Bestandsaufnahme, wie und mit welchem Erfolg die
vorhandenen Möglichkeiten genutzt wurden. Man
kann den Eindruck gewinnen, daß jene, die ge­
schickt die Bausteine der verschiedenen Förde­
rungsmittel zusammenfügen, sowohl ausreichend
Kredite erhalten als auch ein gut Teil des Risikos
der Betriebsgründung auf den Staat verlagern kön­
nen. Dies ist aber wohl nur für einen Teil der Inter­
essenten und auch für diese nur nach gründlichen

- Recherch~n möglich. Andere mögen zv{ar gute Pro­
jekte vorweisen, jedoch' ,.reder über' die erforderli-

'-chen Sicherheiten für Kredite verfugen noch Zu­
gang zu den Bürgschaften haben. Eine Bestandsauf­
nahme würde möglicherweise zeigen, daß auch eine
Flur~ereinigung nötig ist, um den Erfolg zu erhö­
hen. Es kann in der Ylarktwirtschaft auch bei Exi­
stenzgründungen nicht darum gehen, einfach mit
Zinsverbilligungen und Zuschüssen Keugründungen
von Betrieben zu erlei<;:htern, die 'dann womöglich
Subventionen auf Dauer erfordern. vVas jemand,
der neu, anfängt, braucht, ist die Aufstockung be­
grenzter Eigenmittel durch eigenkapitalähnliche
Kredite, die später aus, Gewinnen abgelöst werden,
sowie langfristiges Fremdkapital, d~s' ihm für eini­
ge Jahre zu wirtschaften erlaubt, ohne ständig in
Finanzierüngsnöten zu sein. Ein solcher Start ist 5i­
ch~r vielen potentiellen' Unternehmen mit ausrei­
chender Qualifikation ohne Hilfe des Staates nicht
möglich. Inwie,veit die vorhandenen Förderungs­
möglichkeiten die richtigen sind und ob sie bei
verbesserter Transparenz, bei genügender Flexibili­
tät der Kriterien und bei einer angemessenen Rela­
tion von Bürgschaften zu Kredite-ll nicht sogar aus­
reichen würden, das unternehmerische Potential zu

_mobilisieren, ist nicht 'leicht abzuschätzen. Da Exi­
stenzgründungen einen hohen Rang unter den tie-

'len haben, sollten sie vorläufig jedoch nicht da­
durch zurückgedrängt werden, daß man die Aus­
weitung bestehender Programme, bei denen große
Nachfrage besteht, durch Festsetzen starrer Pla­
fonds begrenzt.

456. Neue Betriebe haben~ es oft schwer,. Fuß zu
fassen. Das Insoivenzrisiko scheint in der Startpha­
se eines Unternehmens besonders hoch zu sein.
Daraus sollte man aber nicht schließen, daß es ge­
samtwirtschaftlich effizienter wäre, bereits beste­
hende UnterneD-lIlen zu subventionieren, statt teure,
mit hohem Risiko behaftete Cnternehmensneugrün­
dungen zu fördern. Kurzfristig mag dies 50 sein..
Auf längere Frist behindern aber leistungsschwa­
che, zum Dbei"leben auf Subventionen ange'wiesene
Unternehmen das wirtschaftliche 'Wachstum und
den Strukturwandel. Eine funktionsfähige :Ylarkt­
v{ütschaft ist' darauf ange\viesen, daß ein intensiver
'Wettbewerb über die Lebensfähigkeit von Unter­
nehmen eritscheidet und daß neue UnterneD-lIlen
nachwachsen, die sich dem \Vettbewerb stellen.

Dem erhöhten Risiko während der Anlaufphase eC
nes Unternehmens wird bisher bei den Fördermaß­
nahmen relativ wenig Beachtung geschenkt.' Bei
den speziellen Existenzg'ründungsprogrammen sind
meist nur zwei tilgungsfreie Jahre vorgesehen. Zur
Finanzierung. des Bedarfs an Folgeinvestitionen, der

gerade bei Kleinunternehmen wegen zunächst nur
zurückhaltender Investitionstätigkeit bei der Unter­
nehmensgründung - im Jahre 1976 lag in mehr als
der Hälfte der im Rahmen des ERP-Existenzgrün­
dungsprogramms geförderten Fälle die Darl.ehens­
summe unter 30 000 D:\1 - sehr schnell eintritt,
sind die l.Jnternehmen auf Kredite angewiesen, für
die ihnen nicht selten die entspre:henden Sicher­
heiten fehlen.

457. Bei alledem geht es nicht darum, durch eine
Vielfalt neuer Subventionstatbestände die Anstren­
gungen der l.Jnternehmer noch stäü.er, als dies oh­
nehin schon der Fall ist, dahin zu lenken, ihren
Vorteil vor allem aus der bestmöglichen Nutzung
staatlicher Förderangebote zu erwarten - aus dem
Erstreiten von Subventionen hier, dem Abwehren
v.on Abgaben dort - statt aus deIT, Aufspüren und
Kutzen von Marktchancen, der eigentlichen unter­
nehmerischen Aufgabe also. Von daher ist Einfach­
heit, Cberschaubarkeit, Einheitlid).keit neuer Rege~

lungen wichtiger als der Versuch eines noch so
sachgerecllten Perfektionismus im Detail.

458. Der Staat kann die Rückkehr zu einem hohen
Beschäftigungsstand auch dadurch erleichtern', daß
er Hemmnisse abbaut, die den \Vettbewerb behin­
dern und strukturellen Veränderungen im vVege
stehen. Staatliche Auflagen und Kontrollvorschrif­
ten überfordern vor allem kleine. 'Lnd mittlere Un-

. ternehmen. Administrative und rechtliche Unsicher­
hei.ten lasten auf dem Investitionskcilkül. Reglemen­
tie_rungen, vor allem im Dienstleistungsbereich, er­
drücken unternel!merische Impulse. Zugangsbe­
schränkungen, auch für die Berufsausbildung, ver­
hindern in manchen, Bereichen ein Angebot an
Dienstleistungen, das der schon hEmte geltend ge­
machten Na,chfrage gerecht würde. Privilegien für
bestimmte Anbieter von Dienstleistungen, beispiels­
weise bei der Zuweisung vQn Flächen für Freizeit­
anlagen, behindern das Auftreten konkurrierender
Anbieter selbst dort, wo-dadurch z·..lsätZliche Nach­
frage aktiviert werden könnte und die Existenz der
bisherigen Anbieter nicht gefährdet zu werden
brauclJ,te..Dienstleistungen, die vom Staat zu tInter
den Kosten liegenden Preisen an~reboten werden,
erschweren die Entwicklung eines :;)[ivatwirtschaft­
lichen Angebots. Fähigkeit und 3ereitschaft, für.
Dienstleistungen kostemdeckende' Preise zu zahlen,
haben mit dem allgemeinen -vVohlEtand vermutlich
stärker zugenommen, als sich jetzt am Markt' nie­
'derschlagen kann.

Das Gewicht solcher die privaten Aktivitäten be­
hindernden Regelungen ist im einzelnen nicht abzu­
schätzen. Mehr als .der Einzelfall ist .es aber auch
die Summierung staatlicher Eingriffe, die' eine ~ela­

stung für die private vVirtschaft im ganzen schafft.
Alle diese Regelungen mögen zum Zeitpunkt ihrer
Einführung wohlbegründ.et gewesen s~in, doch ist,
zum einen fraglich, ob die damals angestrebten Zie­
le auch heute noch den gleichen Rcmg besitzen und
zum anderen mag es Mittel geben, die das vVachs­
turn und den Strukturwandel. weniger stark hem­
men.
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Solche Fehlentwicklungen können sicher nicht von
heute auf morgen korrigiert werden. Hier ist in je­
dem Fall auch mit massivem politischen 'Wider­
stand zu rechnen, so etwa ,',enn es darum geht, ein
wohnungsbaufeindliches Mietrecht zu korrigieren,
gesetzliche Regelungen über Ladenschlußzeiten zu
liberalisieren oder wettbewerbsfeindliche Bestand­
teile in den Berufs-' und Gebührenordnungen zu be­
seitigen. Trotz solcher Schwierigkeiten muß mit
energischen Versuchen zum Abbau .solcher Regle­
mentierungen Ernst gemacht werden. Auch dies ist
J3eschäftigungspolitik. Auch hier geht es um die
Rahmenbedingungen dafür, daß die 'Wirtschaft wie­
der zu mehr Eigehdynamik zurückfindet.

Ausbildungspolitik

459. Soll durch kräftiges vVachstum wieder Vollbe­
schäftigung erreicht werden, muß auch die Bil­
dungs- und Ausbildungspolitik helfen. Diese ist von
zv,ei Seiten gefordert. Zum einen muß der Staat_
den zusätzlichen Anforderungen gerecht werden,
die an sein Ausbildungsangebot in der Situation
der Cnterbeschäftigung gestellt werden. Zum ande­
ren sind außerge'wöhnliche Anstrengungen nötig,
v"enn es in den nächsten Jahren gelingen soll, ge­
nugend Ausbildungsplätze für die geburtenstarken
Jahrgänge zu schaffen. Im einzelnen geht es vor al­
lem um folgende Probleme:

Die gegenwärtige Beschäftigungslage ersch'wert
die Aufgaben der Bildungs- und Ausbildungspo­
litik und 'weist dieser Probleme zur Lösung zu,
die bei Vollbeschäftigung nicht existieren oder
von der vVirtschaft allein bewältigt werden. Ein
besonderes Problem am Arbeitsmarkt stellen die
Arbeitskräfte 'ohne abgeschlossene Berufsausbil­
dung dar.

- Das Angebot an Plätzen im Bildungs- und Aus­
bildungssystem droht hinter der N"achfrage zu­
rückzubleiben,' die von den geburtenstarken
Jahrgängen in den nächsten Jahren ausgehen
wird. 'Weil auf die geburtenstarken Jahrgänge
bald wieder geburtenschwache" Jahrgänge fol­
gen, zögern Staat und private \Virtschaft, die
Ausbildungskapazität aufzustocken.

Viele junge Menschen erwerben eine Ausbil­
dung, mit der ihre beruflichen Chancen in der
privaten vVirtschaft oder im öffentlichen Dienst
nicht sehr groß sind. Angebotsstruktur des Aus­
bildlingssystems und Nachfragestruktur von
\Virtschaft und Staat fallen somit auseinander.
Größere Diskrepanzen gibt es vor allem für ei­
nen Teil der Hochschulabsolventen.

460. Unter ökonomischen Gesichts.punkten, und
dies sind selbstverständlich nicht die einzigen, ist
Bildungs- und Ausbildungspolitik vornehmlich
\Vachstumspolitik. Eine hochentwickelte Volks­
wirtschaft verdankt ihren \VQhlstand zu einem. gro­
ßen Teil der Qualifikation der Arbeitskräfte. Ihren
Platz in der internationalen Arbeitsteilung muß die
Bundesrepublik 'vor allem mit solchen Gütern be­
haupten, die von gut ausgebildeten Arbeitskräften
hergestellt werden. Die beschäftigungspolitische
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Bedeutung der Bildungspolitik liegt darin, daß viele
Produktionschancen erst genutzt werden können,
wenn qualifi.zierte Arbeitskräfte in ausreichendem
Ylaße zur Verfügung stehen. Je besser die Ausbil­
dung der Arbeitskräfte ist, um so höher kann, bei
gegebenem Lohnniveau die Beschäftigung sein ­
oder bei Vollbeschäftigung das Lohnniveau. Das
Ausbildungsniveau läßt sich jedoch nur langfristig
verändern. Deshalb kann Ausbildungspolitik kein
Ersatz für die "Beschäftigungspolitik sein, die ja die
Arbeitslosigkeit möglichst schnell bekämpfen soll.

461. Die Unterbeschäftigung stellt die Avsbildungs­
politik dennoch vor besondere Aufgaben. Solange
Arbeitskräfte knapp waren, war es für die Unter­
nehmen lohnender als heute, im Hinbl,ick auf künf­
tigen Bedarf Arbeitskräfte anzulernen oder auszu­
bilden. In der gegenwärtigen Beschäftigungslage
muß der Staat viele dieser Lasten übernehmen. Sie
kommen auf ihn zu in Form der Arbeitsmarktpoli­
tik und der Berufsausbildungspölitik, die vor allem
um ein ausreichendes Angebot an Ausbildungsplät­
zen besorg"t sein muß. Zudem wird geklagt, daß
Facharbeiter knapp sind und daß Arbeitslose für
die angebotenen offenen Stellen zu wenig qualifi­
ziert sind. Gar keine oder eine unzureichende Be­
rufsausbildung' scheint eine der Ursachen für Ar­
beitslosigkeit zu sein.

462. Viele der Probleme, denen sich die Ausbil­
gungspolitik heute gegenübersieht, sind im Kern
Probleme der Beschäftigungspolitik. Ausbildung
kann die Chance eines einzelnen Arbeitnehmers er­
höhen. \>\Tenn die Chancen aller sich verbessern
sollen, müssen andere Bedingungen hinzukommen.
Die beste Entlas,tung für die Bildungspolitik wäre
ein kräftiger Aufsch,vung. In dess,en Verlauf würde
das Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen
sicher rasch zunehmen, Auch würden sich die
Chancen derer vermehren, denen es an beruflicher
Qualifikation mangelt. Gegenwärtig stellen die Un­
ternehmen hohe Anf.orderungen an die Arbeitskräf­
te, die sich bewerben. ,YIan kann darin auch eine
Form der Lohnsenkung sehen; denn für den glei­
chen Lohn wird eine höhere Qualifikation verlangt.
Facharbeiter sind in zunehmendem Maße an Ar­
beitsplätzen tätig, die früher angelernten Arbeits­
kräften- vorbehalten waren. Angelernte und unge­
lernte Arbeitskräfte sind um so mehr dem Risiko
der Arbeitslosigkeit ausgesetzt.

463. Vordringli"che Aufgabe der Ausbildungspolitik
in den nächsten Jahren ist es zu verhindern, daß
eine Lücke an Ausbildu.llgsstellen und StudienpÜit­
zen entsteht. Seit Beginn der Rezession geht die
Anzahl der betrieblichen Ausbildungsplätze zurück.
Möglicherweise hat die Ausbildungspolitik 'selbst
dazu beigetragen, indem sie höhere Anforderungen
an die Qualität der Ausbildung und die Entlohnung
der Auszubildenden in einer Zeit dun:hgesetzt hat, "
in der die Unternehmen mit einer rückläufigen
Konjunktur und steigenden' Kosten rechnen muß­
ten. Durch vereinte Anstrengungen des Staates und
der privaten vVirtschaft ist es in jüngster Zeit ge­
lungen, die Anzahl der Ausbildungsplätze wieder
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zu vermehren. Die stärksten Anforderungen an das
Ausbildungssystem .werden aufgrund der demogra­
phischen Entwicklung.erst in den nächsten Jahren
erwartet. Angaben der Bundesregierung zufolge
wird der Bedarf an Ausbildungsplätzen im dualen
System. 1981', dem Jahr der Spitzenbelastung, um
200000 höher liegen als im -Jahre 1975, als 1,3 Mil­
lionen Ausbildungsplätze' vorhanden waren. Die
Anzahl der Studienanfänger, die 1975 bei rund
170000 lag, wird für 1983 auf rund 250000 ge­
schätzt. \Vas die betriebliche Ausbildung anlangt,
so versucht die Bildungspolitik über den Ausbau
des Berufsgrundbildungsjahres, der Berufsfacllschu­
le, der überbetrieblichen Ausbildungsstätten und,
des dualen Systems der betfieblichen Ausbildung
für den höheren Bedarf VOl'Zusorgen. In einem we-

·.sentlichen Teil liegt es an der privaten \Virtschaft,
genügend Ausbildungsplätze bereitzustellen. Für
den Fall, daß das Angebot an Ausbildungsplätzen
nicht ausreicht, um die Kachfrage zu decken, kann
nach dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz eine
l:"mlage zugunsten der ausbildenden Betriebe einge­
führt werden.

464. Da auch unter günstigen gesamhvirtschaft­
lichen Bedingungen nur mit einem allmählichen

. Abbau der Arbeitslosigkeit zu rechnen ist, er-·
scheint die Cnterstützung der betrieblichen Ausbil­
dung, die der Staat eingeleitet hat, gerechtfertigt zu
sein. Jugendliche, die aus Mangel an Ausbildungs­
plätzen auf .eine Ausbildung verzichten müssen, ho­
len diese später selten nach. Insoweit drohen auch
dauerhafte volks'\'lrtschaftliche Schäden, wenn es
der ;Bildungspolitik nicht gelingt, die Anzahl der
Ausbildungsplätze in dem erforderlichen Umfang
zu steigern. . .

465.· Die Bildungspolitik hat sich dafür entschieden,
bei der Vermehrung der Ausbildungsplätz~vor al­
lem dem Gesichtspunkt der Berufsorientierung
Rechnung zu tragen, etwa durch den erwähnten
Ausbau des Berufsgrundbildungsjahres, der Berufs­
fc.<;:hschule und der überbetrieblichen Ausbildmigs­
stätten. Die kurzfristige Entlastung', die diE; einzel­
nen Maßnahrp.en auf dem Arbeitsmarkt gehabt hät­
ten, standen in dieser Entscheidung nicht im Vor-

. dergrund. \Väre das zehnte Hauptschuljahr zur
Pflicht gemacht \\70rden, so hätte dies auch einen
Entlastungseffekt auf dem A.rbeitsmarkt gehabt, die
Berufsaussichten der Jugendlichen auf längere
Sicht möglicherweise aber weniger verbessert. Bei
bildungspolitischen Entscheidungen, die unter län­
gerfristigen Gesichtspunkten getroffen ,'{erden müs­
sen, ist es grundsätzlich richtig, nicht die kurzfristi­
ge Arbeitsmarktlage maßgebend sein zu lassen.

Erfolgreiche berufliche Ausbildung ist freilich auch
von der Qualität der allgemeinbildenden Schulen
abhängig. Klagen, die darüber erhoben werden, sind
deshalb ernst zu nehmen. Zuviel ::VIittel wären ver­
tan und, wichtiger noch, zu wenig v;,ürde für die
Ausbildung der Jugendlichen geschehen, ,'{enn die.
allgemeinbildenden Schulen die Kenntnisse und die
Fertigkeit~n, die als Grundlage für eine erfolgrei­
che berufliche Ausbildung unabdingbar sind, nicht
in hinreichendem Maße vermittelten.

466. Die Bildungspolitik hat in den letzten Jahren
das Schwergewicht ihrer. Anstrengunge:p. vom
Hochschulbereich auf die berufliche' Ausbildung
verlagert und 50 versucht, den ausbildungspoliti­
schen, aber auch den beschäftigungspolitischen Er­
fordernissen besser Rechnung zu tmgen. Der Bedarf
des Staates an Hochschulabsolventen wird in Zu­
kunft nicht mehr so schnell zunehmen v1ie bisher.

end die \Virtschaftsstruktur ände:-t sich nicht so
schnell in der Richtung, daß vom privaten Sektor
jährlich so viele Arbeitsplätze für hochqualifizierte
Tätigkeiten angeboten werden können, wie Absol-'
venten eie Hochschulen verlassen. Dennoch ist es
angesichts der drohenden Engpässe im Ausbil­
dungssystem wohl unausweichlich, daß die Hoch­
schulen eine zunehmende Anzahl 'TOn Studienplät­
zen bereitstellen. An einer zeitweilig stärkeren
Aus5chöpfung des Ausbildungspotentials der Hoch­
.schulen führt anscheinend kein \\leg vorbei, ob­
,vohl dies nicht der einzige Ausweg sein sollte.

467. Dabei sollte nicht in Frage gestellt werden,
daß der Anteil der Absolventen der Fachhochschu­
len und Hochschulen an den Berufsanfängern grö­
ßer werden wird. In Zukunft werden auch in der
Breite größere Anforderungen an die Au.sbildung
gestellt als bisher. An Qualifikation mangelt es in
einer hochentwickelten \Virtschaft imm~r. Es muß
aber ein Anpassung~prozeß in Gang kommen, in
~em die Erwartungen korrigiert werden, daß mit ei-

- ner bestimmten Qualifikation auch ein bestimmtes
Einkommen oder ein bestimmter beruflicher Status
verbunden sei. Bei zu erwartenden drastischen Er­
höhungen der Anzahl von Fachhochscllul- und
Hochschulab301venten können di';,se nicht mit
Se~bstverständlichkeit damit rechnen, in der Ein­
kommenspyramide auf Stufen zu gelangen, die tra­
ditionell mit dem erfolgreichen Abschluß der ver­
schiedenen Studiengänge ver-bundE,n v"aren. yVie
von allen Arbeitnehmern wird acch VOE Hoch­
schulabsolventen berufliche :Ylobilität verlangt
werden.

468. Ver Staat hat trotz aller Anstr-engungen die
Kapazitäten an Studien- und Ausbildungsplätzen
eher zögernd ausgebaut. Dies ist verständlich, denn
in der Tat muß man sich fragen, .wa~um zu,sätzliche
Kapazitäten geschaffen werden sollen, 'Nenn abseh­
bar ist, daß sie sich schon in einem Jahrzehnt als
lJberinvestition erweisen werden. Richtig ist sicher
der Grundsatz, daß kurzfristig nur das getan wer­
den soll, was auch längerfristig vernünftig ist. Die­
ses Prinzip sollte ein leitender Gedenke beim Aus­
bau des Bildungs- und Ausbildungssystems sein.
Doch sollte bedacht werden: Der Bedarf an Bildung
und deren Qualität ist nicht vorgegeben. Ein stei­
gender Lebensstandard w'ird auch iE Zukunft mehr
Investitionen in Bildung und Ausbildung erfordern.
Und bei steigendem Lebensstandard wachsen die
Ansprüche der Bürger hinsichtlich d,::r QuaÜtät des
Bildungssystems.

469. Zu beobachten ist, daß viele junge ~t1enschen­

eine Ausbildung erworben haben, die ihnen wenig
berufliche Chancen zu verheißen scheint. Die Be-
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rufsstruktur der Ausgebildeten paßt offenbar nicht
zur Bedarfsstruktur in der privaten \Virtschaft· und
im öffentlichen Dienst. Eine stärkere Berufsorientie­
rung der Ausbildung ist ein Schritt zur Lösung die­
ses Anpassungsproblems. Allerdings braucht dieser
Prozeß Zeit. Im übrigen sol!te man "bedarfsgerech­
te" Steuerung der Ausbildung vom Staat nicht er­
warten. Es ,·.drd vielmehr darauf ankommen, daß
den Jugendlichen im Verlauf der Ausbildung nicht
nur eine spezifisch berufliche Qualifikation vermit­
telt, sondern bei ihnen auch die BHeitschaft zum
vVeiterlernen und für berufliche Veränderungen ge­
weckt wird. Die Jugendlichen werden dadurch bes­
ser auf die Herausforderungen des Arbeitslebens
vorbereitet. .

470. Möglichenveise hat die Bildungspolitik in der
Vergangenheit den Bedarf an praxisorientierten Be­
rufen zu niedrig und den Bedarf an Hoch~chulab­

-solventen zu hoch eingeschätzt. Es sind sicher auch
zu hohe Erwartungen gev"eckt worden, die jetzt
kgrrigiert werden müssen.. Jede Ausb-ndungsent­
scheidung ist mit einem RiSIko verbunden, daß sie
sich als falsch oder nur teilweise als richtig er-'
weist. vVenn diese Entscheidungen frei getroffen
werden sollen,'kann es keine Garantie dafür geben,
daß das Ausbildungssystem in Umfang und Struk­
tur genau jene Berufe hervorbringt, fÜr die zum
Zeitpunkt des Berufsabschh.J,sses gerade der richtige
Bedarf vorhanden ist. Die Bildungspolitik kennt
diesen Bedarf im einzelnen nicht.

IV. Eine andere Meinung

Ein ]VIitglied deli Sachverständigenrates, Gerhurd Scher­
horn, stimmt zv.'ar mit der Mehrheit in dem Urteil über
die Untauglichkeit des Versuches überein, die Volks­
"i,virtschait auf dem 'Wege über "mehr Staat und weniger
Arbeit" zur Vollbeschäftigung zurückzuiühren, ohne an­
dere Ziele nachhaltig zu verletzen (Ziffer 384). Er teilt
aber nicht die Hoiinung der Mehrheit des Sachverstär~di­

genrates, die vVirtschaitspoIitik könnte bei weiterer Ver­
besserung der Angebotsbedingungen auf eipe so ·krait­
volle Beschleunigung' des vVirtschaHs1vachstums rechnen,
daß in mittlerer Frist alle Arbeitsuchenden Beschäftigung
fänden, auch wenn das Tempo der Aibeitszeitverkürzung
nicht wieder zunähme (Ziiier 372). Den Gegebenheiten
und Prqierenzen scheint ihm um ehesten ein mittlerer
vVachstumspiad zu entsprechen, auf dem bei einer nur
sehr langsamen Erhöhung der Staatsquote und bei einer
mäßig über den Trend der letzten Jahre hinausgehenden
Verkürzung der Arbeitszeit eine Angebotspolitik verfolgt
wird, die den veränderten Problemen, iür deren Lösung
1Fir vVachstum brauchen, in einer Vl"eise gerecht wird,
daß die Entwicklung der Nachfrage sich bei mittleren Zu­
wachsraten-stabilisieren lwnn. Gemäß § 3 Abs. 2 des Ge­
setzes. über die Bildung eines Sachverständigenrates zur
Begutachtung der gesamtwirtscl1aftliclzen. Entwicklung
legt er im iolgenden Abschnitt seine ab\veichende ,"iei­
nung dar.

_471. Die Mehrheit des Sachverständigenrates führt
die Beschäftigungsprobleme ~auf Fehlentwicklungen
beim Angebot zurück. Kur zum kleinen Teil kann
die Arbeitslosigkeit aus einer konjunkturellen
':\fachfrageschwäche erklärt werden, der die 'Wirt­
schaftspolitik mit nachfragestützenden Mitteln zu­
begegnen hätte. In der Hauptsache haben wir nicht
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deshalb 'zu \'{enig Beschäftigung, weil zu wenig Gü­
ter nachgefragt, sondern weil zu wenige produziert
werden. Veränderte außemvirtschaftliche Bedingun­
gen, ein aufgestauter Strukturwandel im Inland und
eine Kumulation überzogener Ansprüche an das
Produktiom;potential haben auf die Investitionsbe­
reitschaft Belastungen gehäuft, die sich nur nach
und nach abtragen lassen. Das Risiko, mit zusätzli­
chen Arbeitskräften mehr und neue Produkte auf
den :Ylarkt zu bringen, scheint zumindest in dieser
Situation, vielleicht aber auch auf Dauer, größer als
in früheren Jahren. Der Rückv{eg zur Vollbeschäfti­
gung führt über die Entlastung von Risiko. An
Kachfrage ";ird es nicht fehlen, wenn genügend
attraktive Güter zu akzeptablen Preisen angeboten
werden. v\Tas bestärkt 'werden muß, ist die Erwar­
tur;.g, daß für den, der es durch Vorstrecken der
Kosten riskiert, solche Güter zusätzlich anzubieten,
den Unternehmer, ein hinreichender Gewinn ver­
bleiben .drd (Ziffern 213 ff.).

472. Diese Diagnose entspricht mit einer Einschrän­
kung meinem eigenen Urteil. :.Jicht zu teilen ver­
mag ich die Erwartung, die Verbesserung der An­
gebotsbedingungen allein- könnte die Kachfrage in
dem Maße beleben, das erforderlich wäreL 'venn für
alle jetzt und in den nächsten Jahren Arbeit Su­
chenden 'wieder Arbeitsplätze entstehen sollen."
'Wie die Mehrheit gehe ich davon aus, daß man An­
gebot, und' ::--!achfrage nicht als voneinander unab­
hängige Größen sehen darf. Sie naben ihren ge­
meinsamen Ursprung in der .Bereitschaft der Men­
schen, für die Erhaltung und Mehrung ihres vVohl­
standes zu arbeiten. Anders als die Mehrheit sehe
ich aber deutliche Anzeichen für einen "Vandel
nicht nur in den objektiven Bedingungen der weite­
ren \Vohlstandszunahme, sondern auch in den sub­
jektiven Vorstellungen über Art und Ausmaß des
erstrebten vVohlstandswachstums: anders als die
Mehrheit bin ich der Meinung, daß die \Virtschafts­
politik mit der Berücksichtigung der geänderten
Präferenzen nicht warten kann, bis diese sich Gel­
tung verschafft haben. Ich will im folgenden zu­
nächst eine Begründung für dieses abweichende Gr­
teil geben (Ziffern 473 ff.) und dann darstellen, wie­
weit es zu ahweichenden Konsequenzen führt (Zif­
fern 478 H.).

'473. Zwei miteinander zusammenhängende Voraus­
setzungen sind es, die gegeben sein müssen, wenn
die Verbesserung der Angebotsbedingungen allein,
ohne von einer über den Trend der letzten Jahre
hinausgehenden Verkürzung der Arbeitszeit flan­
kiert zu werden, wieder zu Vollb.eschäftigung füh­
ren soll. Auf der einen Seite müßte richtig, sein, daß
der technische Fortschritt nicht weniger (bei zuneh­
mendem Er'werbspersonenpotential sogar mehr) Ar­
beitsplätze neu schafft, als er vernichtet. Es gibt je­
doch Gründe, dies zu bezweifeln (Ziffern 414 ff.).
Auf der anderen Seite müßte richtig sein, daß die
Bedürfnisse der Ylenschen und deren Bereitschaft,
für ihre Befriedigung Berufsarbeit zu leisten, sich in
den letzten J ahTen nur wenig verändert haben und
auch in den nächsten Jahren nur wenig verändern
werden. Es gibt jedoch Anzeichen dafür, daß sich in
den Präferenzen eine Veränderung vollzieht (Zif­
fern 47-1 ff.).
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Iechnischer Fort~chrittund Nachfrageenlwicklung-

474. Unbestritten gilt als Kennzeichen der wirt­
schaftlichen Ent,dcklung, daß die Landwirtschaft
Arbeitskräfte freisetzt, weil der technische Fort­
schritt es ihr erlallbt, pro Arbeitskraft eine wach­
sende :YIenge von Gütern herzustellen, die Bevölke­
rung aber nicht so viele zusätzliche Lebensmittel
benötigt, wie bei gleichbleibender Anzahl von Ar­
beitskräften hergestellt werden' könnten., pieser
Freisetzungsprozeß kann bei anhaltendem techni­
schen Fortschritt nur dann zu einem Ende kommen,
wenn erstens nur noch hochproduktiv eingesetzte
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft beschäftigt sind
und zweitens die erforderlichen Einkommenssteige­
rüngen dadurch erzielt v;erden, daß die Qualität
der von diesen Arbeitskräften hergestellten. Pro­
dukte sich in einer \Veise erhöht, die von den

-Kachfragern honoriert ,drd. In nicht allzu naher
Zukunft könnte eine Hinwendung zum ökologi­
schen Landb,äu, auf sehr hohem technischen Ni­
veau, diesen Ausweg eröffnen. Vorerst spricht alles
dafür, daß der Freü;etzungsprozeß sich fortsetzt.

475. Die Hoffnung, trotz technischen Fortschritts
wieder Vollbeschä~tigung zu erreichen, muß also
darauf berlIhen, daß sich in den übrigen Sektoren
der Volkswirtschaft zusammen die Nachfrage an­
ders entwickelt als in der Landwi"rtschaft. Im indu­
strielien Sek.tor ,;;'ar das bis :..rEtte der sechziger
Jahre der Fall: Die ?'-Jachfrage nach Industriepro­
dukten nahm schneFer zu als die Menge der vpn
einer Arbeitskraft im Durchschnitt hef3tellbaren
Güter, die Produktivität der eingesetzten Arbeit; es
konnten also zusätzliche Arbeitskräfte beschäftigt
werden. .

Seitdem hat sich das Verhältnis umgekehlJ, die Zu­
wachsraten der Produktion liegen unter denen der
Proguktivität, lind es' wächst der Zweifel, ob die
h"achfrag.e nach Industrieprodukten künftig 'wieder
Zuwachsraten erreIchen ",'"ird, die so weit über der
Produktivitätszunahme liegen, daß .ausreichend vie­
le zusätzliche Arbeitskräfte eingestellt werden kö;n­
nen. Kiemand kann behaupten, eine sichere Ant­
wort auf diese Frage zu wissen. Aber das Gewicht
der Gründe, die gegen eine positive Antwort spre­
chen, ist bedrückend.

Ge\\"'iß: ~icht ,'{enige Haushalte haben die Güter­
ausstattung, die derzeit als Standard gelten kann,
noch nicht erreicht und liegen auch im Niveau ih­
rer- laufenden Ausgaben unter dem der mittleren
Schichten. Aber diese Haushalte sind nicht so zahl:
reich, ihr ~achholbedarf ist nicht' so dynamisch,
daß von ihnen eine beträchtliche Steigerung der
Zuwachsraten des Gesamtkonsums erwartet werden
könnte.

Gewiß: Die menschlichen Bedürfnisse sind unbe­
grenzt,und nichts spricht dafür, daß in Zukunft kei­
ne neuen Güter aus industrieller Produktion den
Kreis der Bedarfe' m-ehr erweitern könnten. Aber
was "wir an \Vandlungen in der Struktur der Bedar­
fe beobachten, spricht eher für eine stärkere Expan­
sion der Kachfrarre nach [jienstleistungen und im­
materiellen Gütern aIs für hohe Zuwachsraten der

Kachfrage nach indu'striell' gefertigten Konsumgü­
tern, auch 'wenn jelle sicherlich in gewissem Maße
auf diese angewiesen und zum Teil auch durch sie
ersetzbar sind.

Gewiß: Der Bedarf der 'Welt an Gütern, deren Pro- .
duktion hochqualifizierte Arbeitskräfte und hoch­
.~ntwickelte Produktionsverfahren erfordert, wird
noch auf lange Sicht eher größer a:s geringer; und
die Exportchancen der Bundesrepublik sind auch
künftig nicht.gering einzuschätzen. Aber im Gegen­
satz zu festen Paritäten eüaubt es das System flexi­
bler \Vechselkurse den Exporteuren und den mit
Importgütern konkurrierenden Anbi3tern im Inland
~\'eit wenIger, jene Vorteile in ihren Marktanteilen
und Gev"innen zu realisieren, die sich aus einer
vergleichsweise 'günstigen Kosten- und Preisent­
"lvicklung im Inland ergeben (Schaubild.21). Die Be­
schäftigungsmöglichkeiten im Export v{erden daher
wohl nicht mehr so rasch zunehmen wie in der'
Vergangenheit. Auf der anderen Seite bewirkt
die Industr:ialisierung der EntwicklnngsJänder eine
Zunahme solcher Importgüter, die mit im Inland
konkurrenzlosen Vorteilen ang.eboten werden kön­
nen. Beides' reduziert die Aussicht, daß künftig mit
einer 1yeiteren Vergrößerung des Außenbeitrags
ein Nachfragemangel im Inland ko:npensiert ",er-
den könnte. . ' -

Gewiß: In gewissem Cmfang kann ej,ne geringe Zu­
nahme der ::-rachfrage nach Konsumgütern ip. ihrer
'Wirkung auf die industrielle Produktion durch ei­
nen zunehmenden Bedarf an Investitionsgütern aus­
geglichen werden (Ziffer 260). Denn die Menge an
Sachkapital, die im Durchschnitt gebraucht wird,
um eine Einheit des Sozialprodukts herzustellen,.er­
höht sich, und der _umfang der Investitionen," die
für eine gegebene Kapazitätserhöhu::rg erforderlich
sind, wird mit der Zeit größer. Aber im Trend ge~

schieht die Veränderung des Verhältnisses von In­
vestition lind Konsum sehr langsa!L.. Eine sprung­
hafte Erhöhung der Investitionen, Süll sie über- ein
oder z\vei Boomjahre hinweg anhalten, hat daher
zur Bedingung, daß auch die ZU'wachsratender
Konsumnachfrage beträchtlich und Lachhaltig stei­
gen. Dies aber ist nach meiner Auffcssung nicht zu
erreichen (Ziffer 482).

Daß siGh die \Vachstumschancen der Industrie ver­
ringert haben, zeigt sich auch darin, daß der Preis
sinkt, den die Gesellschaft für steigenden '-Wohl­
stand zu zahlen bereit ist - vor allem für denjeni~

gen Teil des Vvohlstands, der durch industrielle
Produktion geschaffen wird. VOI.3chriften zum
Schutz der Verbraucher und der Umwelt hemmen
manche Initiative; .behördliche Genehmigungsver­
fahren .erschwe-ren, verlängern, verunsichern- man-.
ches Investitionsvorhaben; die Partizipation von.
Bürgerausschüssen an Planungs- und Entschei­
dungsprozessen macht diese schwerfelliger; die Ak­
tivität v'on Bürgerinitiativen:- bringt Verzögerung
und Cnsicherheit auch noch· in den Vollzug bereits
gefällter Entscheidungen. Viel von eier Verlangsa­
mung des vVachstums, die auf solche VVeise be­
wirkt 'wird, muß man auf bürokratische Ineffizienz
"zurückführen, der nicht 'das \Vort geredet werden
soll. Anderes aber ist ge\\'"ollt oder in Kauf genoni-
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'men, entspringt gesellschaftlichen Zielen der Demo­
kratisierung, des Schutzes vor 'Willkür, der J::rhal­
tung der Umwelt, ergibt sich aus der Abwehr nach­
teiliger ~ebenfolgen eines \Vohlstandsvrachstums,
das nur noch insoweit begehrt ist, als diese Folgen
sich vermeiden lassen.

Gevriß": !'vIan muß solche \Viderständenicht gleich
als Ausdruck einer gefestigten und widerspruchs­
freien Kollektivmeinung nehmen, sondern kann sie
auch als Stationen eines \Villensbildungsprozesses
verstehen, der nicht zuletzt die Funktion hat, den
Beteiligten auch die Kosten des Verzichts auf
}Vachstumschancen vor Augen zu führen. Vü~le

setzen darauf, daß \Vachstumshemmnisse dieser
Art abgebaut. werden. Ich rate dazu, sie im KeJn für
dauerhaft zu halten.

Einen großen Teil dieser Entwicklungen sieht auch
die Y~ehrheit des Sachverständigenrates nicht an­
ders.

476. Beträchtliche Beschäftigungsmöglichkeiten
kann man noch im Dienstleistungsbereich vermu­
ten, auch wemi sie nur langsam erschlossen werden
können. Das heißt natürlich nicht, daß der Dienst­
leistungssektof alle Arbeitskräfte aufnehmen könn­
te, die der technische Fortschritt woanders freisetzt
oder die infolge größerer Geburtenjahrgänge oder
steigender Erwerbsbeteiligung neu hinzukommen.
Auch für Dienstleistungen gilt der Satz, daß 'Wohl­
standssteigerung die Erhöhung der Arbeitsprodukti­
vität voraussetzt.

Steigerung des Vvohlstanq.s bedeutet die Expansion
von Ylärkten; im Unterschied zu industriell gefer­
tigten Produkten, deren Expansion im allgemeinen
durch eine Phase hoher Produktivitätsfortschritte
und· sinkender Preise erleichtert wird; kann man für
die Ausbreitung von Dienstleistungen auf solche
Erleichterung nicht rechnen, weil der Preis der
Dienstleistungen entscheidend von den Einkommen
derer bestimmt wird, die sie erbringen, und diese
sich in ihren Einkommensforderungen nicht an den
Produktivitätsfortschritten des eigenen Sektors
orientieren, sondern an denen der Gesamtwirtschaft
und damit letzten Endes an der industriellen Pro­
duktivitätsentv.ricklung.

Expansion aber bedeutet Erschließung zusätzlicher
l'-Jachfrage, und .potentielle :::--:rachfrager unterschei­
den sich von den bereits aktivierten auf einem zum
Teil schon erschlossenen :Ylarkt im allgemeinen
durch niedrigere Einkommen oder durch geringere
Bedürfnisintensität oder durch beides. Sie trotz stei­
gender Preise zu gewinnen, ist im allgemeinen nur
möglich, v.renn die Preise wenigstens hinter der all­
gemeinen Einkommenssteigerung zurückbleiben.
Um das zu bewirken, müssen die Kosten gesenkt
werden; bei Dienstleistungen aber gibt es von
vornherein kaum andere :Ylöglichkeiten der Kosten­
senkung als das Einsparen von Arbeitskräften. Der
Vlfettbewerb, der die Beschäftigungsreserven des
Dienstleistungssektors erschließt, wird also auch
'dafür sorgen, daß dieser Bereich nur in begrenztem
Ausmaß zusätzliche Arbeitskräfte aufnimmt.

188 .

Bedarfswandel und Freizeitpräferenz

477. Die !'vlehrheit des Sachverständigenrates setzt
darauf, daß die Kachfrage, nach Dienstleistungen
ebenso wie nach Industrieprodukten, solcher Stei­
gerungsraten fähig ist, daß beide Sektoren zusam­
mengenommen im Laufe der nächsten Jahre alle Ar­
beitsuchenden aufnehmen würden, wenn sich die
Angebotsbedingungen hinreichend verbesserten
(Ziffern 249 ff.). Ich spreche nicht gegen die Verbes­
serung der Angebotsbedingungen, auch nicht gegen
die Erwartung, daß dadurch die Nachfrage belebt
WlfU, halte aber für wahrscheinlich, daß die Bele­
bung der Nachfrage nicht das für Vollbeschäfti­
gung erforderliche _Ausmaß haben wird. Das hat
nichts mit :\fachfragepessimismus zu tun (Ziffer
482), so,ndern mit der Erwartung,. daß de:( 'Wunsch
nach Freizeit sich in einer vVeise entwickelt, die
konsistent ist mit der Entwicklung der Konsumbe­
darfe, die wir heute beobachten.

Die :Y-lehrheit sieht keine Anzeichen dafür, daß der
'Wunsch der Arbeitenden nach mehr Freizeit stär­
ker wäre, als sich aus dem Trend der Arbeitszeit­
verkürzung in den letzten Jahren ergibt; sie nimmt
an, daß eine weitere Verringerung der Arbeitszeit
um etwa 1/2 vB im Durchschnitt der nächsten Jah­
re den Präferenzen entsprechen würde. Sie schließt
eine andere Entwicklung der Präferenzen nicht aus,
hält aber für gesichert, daß eine wachstumsorien-'
tierte \Virtschaftspolitik diese nicht behindern wür­
de, und hat aus diesem Grunde zur voraussichtli­
chen Entwicklung der Präferenzen nicht Stellung
genommen.

Auf hohem vVohlstandsniveau nimmt nicht nur die
Gütermenge weiter zu, die mit einem gegebenen
Arbeitsvolumen zur Verfügung gestellt werden
kann und folglich für Vollbeschäftigung nachge­
fragt v.erden müßte; es wächst auf der anderen Sei­
te auch das Ge'wicht der Erfahrungen, die in ~den

Präferenzen der Menschen den vVunsch nach Frei­
zeit stär~er werden lassen.

Die Zeit, in dei ein Konsumgut hergestellt wird,
läßt sich im Durchschnitt sehr viel weiter verrin­
gern als die Zeit, ·die für den Konsum eines Gutes
erforderlich ist. Daß die Konsequenz aus dieser Er­
fahrung in der Verkürzung der Arbeitszeit liegt,
wird dann plausibel, wenn man für richtig hält, daß
die Bedürfnisse der Menschen auf befriedigendes
Erleben gerichtet sind und daß befriedigendes Erle­
ben in beruflicher Tätigkeit ebensowohl gefunden
'werden kann wie in den Tätigkeiten außerhalb des
Berufs, für die wir die Konsumgüter brauchen, die
das materielle Ergebnis der Berufstäiigkeit bilden.
Berufliche Tätigkeiten können daher bis zu einem
gewissen Grade durch nichtberufliche ersetzt wer­
den. Die Austauschbarkeit hat Grenzen, soweit der
Einkommc::nserwerb an die berufliche Tätigkeit ge­
bunden ist. Aber innerhalb' dieser Grenzen hat sie
Vorteile, die mit steigendem 'Wohlstand deutlicher
zutage treten - dann nämlich, wenn die für den
Konsum verfügbare Zeit bereits knapp geworden
ist.

Ein Vorteil liegt beispielsweise darin, daß der Ge­
winn von Freizeit einen begrenzten Verzicht auf
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Einkommen mehr als ausgleichen kann, weil man
in der gewonnenen Zeit die Entscheidungen- über
die Ausgabe des verbleibenden Einkommens ver-

- bessern und auf diese vVeise sein Realeinkommen
wieder erhöhen kann. Dies wird noch dadurch be­
günstigt, daß der Realeinkommenszuwachs steuer-­
frei ist. Ein- Vorteil ergibt sich beispielsweise auch
dann, wenn die -Befriedigungsqualität von Freizeit-­
tätigkeiten größer ist als dIe der beruflichen Tätig­
keiten, auf die 'man verzichtet," und der Einkommens­
entgang dadurch ausgeglichen -oder gemildert
wird, daß die Freizeittätigkeit den Kauf einielner
Konsumgüter unnötig macht, sei es, weil map. diese
nun selbst herstellen kann, sei es, weil die Bedürf­
nisbefriedigung jetzt nicht mehr auf sie angewiesen
ist.

:Ylan darf von solchen Erfahrungen nicht erwarten,
daß sie' die Präferenzen des einzelnen :Ylenschen
verändern, wenn dessen Einkommen zunimmt. Die
prägende Kraft der Einstellungen, -die er in einer
von noch geringem \Vohlstand gekennze:lchneten
Lebensphase erworben hat, ist dafür im allgemei­
nen zu groß. Die Veränderung der Präferenzen, die
\vir empirisch beobachten, vollzieht sich denn auch
im \Vechsel der Generationen stärker als im Le­
benslauf. Daß sie sich vollzieht, dafür gibt es genü­
gend viele Anzeichen. Daß sie sich in der Ableh­
nung _ weiteren Einkommenszuwachses äußern
könnte, kann niemand erwarten; auch nicht, daß sie
gleichmäßig alle_Bevölkerungsgruppen zugleich er­
fassen könnte. Aber erkennbar wird bei einem gro­
ßen Teil der Bevölkerung die Bereitschaft schwä­
cher, für höheren materiellen Lebensstandard Be­
rufsarbeit zu leisten. Das hindert beispiels':veise
nicht, daß viele Frauen die Erwerbstätigkeit über­
haupt erst aufnehmen wollen. Mit dem Beruf sind
finanzielle Selbständigkeit und gesellschaftliche Be­
stätigung verbunden; beides wird außerhalb des Be­
rufs wohl nicht in ausreichendem Maße erworben.
Aber bei vielen derjenigen, die diese Vorteile be­
reits besitzen, führt der Zeitbedarf 'der Güter, die
sie sich mit dem erworbenen Einkommen leisten
können, der Tätigkeiten, die diese Güter ermögli­
chen, nicht zuletzt auch der Entscheidungen, die
zum Erwerb der GÜter gefällt _werden müssen, zu
dem \Vtinsch nach mehr Freizeit. Die weitere Ent­
wicklung der Bedarfe w-eist in dieselbe Richtung,
denn in den Vordergrund des Begehrens treten Gü­
ter, die die Qualität der Freizeit erhöhen, und Tä­
tigkeiten, die eine Entfaltung der eigenen Fähigkei­
ten und eine Mitgestaltung der eigenen Lebensbe­
dingungen ermöglichen.

Verkürzung der Arbeitszeit

478. Die :Vlehrheit des Sachverständigenrates setzt
darauf, daß einer Kachfrageschviäche, die in erster
Linie.in der Zurückhaltung der Investoren besteht,
mit kräftiger Steigerung der Arbeitseinkommen
nicht abzu_helfen ist, weil auf diesem 'Wege die Ko­
sten stärker erhöht werden als die Absatzerwartun­
gen. Sie sieht die Rückkehr zur Vollbeschäftigung
im Gegenteii durch zurückhaltende Steigerung der
Arbeitnehmereinkommen gewährleistet. Denn hal-

ten sich die beschäftigten Arbeitnehmer, deren Ein- .
kommen besonders schnell gestiegec waren, in, den
kommenden Jahren mit ihren LohLansprüchen zu­
rück, so steigen die Kosten und ::1amit auch die
Preise weniger als sonst. Der Verz:cht der Arbeit­
nehmer auf höheres Nominaleinkolomen viird also
mindestens zum Teil dadurch ausge2lfchen, daß die
Kaufkraft des verbleibenden Einkommens weniger
sinkt. Bei den Beziehern von RentE,n-, Vermögens­
und Gewinneinkommen, an deren Entwicklung sich
vorerst nichts ändert, steigt das Realeinkommen so­
gar. In der Bundesrepublik bedeutet dies, daß ehva
die "Hälfte des verfügbaren EinkoITL:nens in seiner
Kaufkraft deutlich aufgewertet wird. Die -Menge
der abgesetzten Güter wird dadurch steigen, die
Menge der rentablen Produktio;lsmöglichkeiten
sich erhöhen, zusätzliche Arbeitskräfte werden he­
schäftigt, zusätzliche Löhne gezahlt. Na.chfr~ge und
Beschäftigung steigen deshalb weiter, und die er­
höhten Gewinne werden auf dem \'liege zur 'Vollbe­
schäftigung durch den vVettbewerb auf das Maß re­
duziert, das für das weitere \Virtschaft~vachstum

erforderlich ist (Ziffern 298 ff.).

An diesem Ylodell ist nicht etwa auszusetzen, daß
es den Arbeitnehmern Lohnzurückhaltung aufer­
legt. Zu solcher Zurückhaltung sin:! Arbeitnehmer
durchaus in der Lage, und das :lUch _freiwillig;
wenn eine Erschwerung der Angeb.Jtsbedingungen,
eine Verknappung des Risikokapitals, nicht zuletzt
die Solidarität mit den Beschäftigur~gslosen es er-

. fordert, gibt es keinen prinzipiellen Einwand dage­
gen, Lohnzurückhaltung von ihneL zu verlangen.
Auch der Zweifel darall' daß die GE!\V"inne wegkon­
kurriert \'lerden, sobald sie funktioLslos geworden
sind, liefert für sich genommen keiLen solchen Ein­
wand; denn was der \Vettbewerb übrigläßt, kön­
nen sich bei veränderten Knappheitsrelationen
auch die Arbeitnehmer selbst zurückholen oder die
\Virtschaft5politik kann dafür sorgen, daß partielle
L:bergewinne, etwa von Großuntern=hmen in einem
.Tarifbereich mit unterschiedlichen Unternehmens­
größen, mit Auflagen oder AbgabEn belegt wer­
den.

\Vas gegen das ~vlodell spricht, ist die Befürchtung,
daß es auf einer falschen Voraus:,etzung beruht:
daß nicht nur hohes Risiko und geri~.ge Rentabilität
der Vollbeschäftigung im vVege stehen, sondern
auch der arbeitsparende Effekt o.es technischen
Fortschritts, der der Nachfrage bei Vollbeschäfti-,
gung Zuwachsraten in einer Höhe abverlangen
würde, die den tatsächlichen Präferenzen nicht ent­
spricht.

479. Aus der hier vorgetragenen Auffassung würde
sich als wirtschaftspolitische Konsequenz zunächst
ergeben, daß man von der Verbesserung der Ange­
botsbedingungen und von nachfragestützenden
:,:laßnahmen nicht allei!!:, sondern nur in Verbin­
dung mit flankierender Arbeitszeitverkürzung die
Rückkehr zu einem hohen Beschäftigungsstand er­
warten kann. Auch dann wird es me:tlrere Jahre er­
fordern .. wieder Vollbeschäftigung _zu erreichen:
Der durch Verkürzung der Arbeits2eit entstehende
Ausfall an Arbeitsleistung kann im ersten Jahr zu
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einem größeren Teil durch Erhöhung der Arbeits­
produktivität ausgeglichen werden als auf Dauer,
so daß der beschäftigungserhöhende Effekt erst
verzögert eintritt.

Die Aussicht auf verzögerte VVirkung mag es erst
recht dringlich machen, daß mit der Arbeitszeitver­
kürzung 1978 begonnen v{ird - genauer: mit einer
über den Trend der letzten Jahre (etwa 1/2 vH
pro Jahr) um wenigstens 1 vH hinausgehenden Ver­
kürzung der Arbeitszeit. Den wichtigsten Beitrag
dazu ill:uß die Lohnpolitik leisten. Das sicher ge­
rechtfertigte Bestreben, durch Anderung der Ar­
beitszeitor.dnung das :\tIaß der Uberstunden zu redu­
zieren, findet seine Grenze in dem ebenfalls ge­
rechtfertigten \Vunsch, den Cnternehmen genug
Spielraum für die Anpassung an kurzzeitige Auf­
tragsschwankungen zu lassen. Die Herabsetzung
der flexiblen Altersgrenze wird leichter möglich
sein, wenn dadurch die Finanzen der Rentenversi­
cherung ~icht zusätzlich belastet v{erden; tarifver­
traglich vereinbarte' Ausgleichsfonds könnten ein
Mittel sein, diese Schwierigkeit zu umgehen.

Daß die Arbeitszeitverkürzung sich auf diese bei­
den Forrp.en beschränken könnte, ist ganz unwahr­
scheinlich; viele Arbeitnehmer werden ihnen eine
Verkürzung der \VochenarbeHszeit oder eine Ver­
längerung des Jahresurlaubs vorziehen. \Vie die
Verkürzung der Arbeitszeit im einzelnen auf ihre
verschiedenen Formen aufzuteilen ist, das kann
einzig und allein nach den Präferenzen der Beteilig­
ten entschieden werden. 'Namen muß 'man jeden­
falls davor - hier stimme ich mit der Mehrheit des
Sachverständigenrates wieder voll überein -, die
Verkürzung der Arbeitszeit aus beschäftigungspoli­
tischen Gründen zu diskutieren. Großenteils irre­
versible Entscheidungen wie diese dürfen nur im
Einklang mit den Bedürfnissen der Beteiligten ge­
tröffen werden, die sich sonst auf andere, nicht ge­
wollte und möglicherweJ-se nachteilige 'Weise Gel-
tung verschaffen. .

'vVenn der Einklang mit den Bedürfnissen besteht,
dann ist es auch denkbar, daß die betroffenen Ar­
beitnehmer sich die Verkürzung ihrer Arbeitszeit
auf die Einkommenserhöhung anrechnen lassen, die
andernfalls vereinb~Ht würde. 'Nie groß diese ist,
läßt sich am ehesten in der einzelnen. Tarifverhand­
lung abschätzen. Ich zweifle nicht daran, daß die
Tarifvertragsparteien dabei der -verän<;lerten Be­
schäftigungslage Rechnung tragen werden.

Aufgaben und Aussichten angemessenen Wachstums

480. Die Mehrheit des Sachverständigenrates hält
es für die vorrangige Aufgabe der \Virtschaftspoli­
tik, für ein beschleunigtes \Vachstum des ·Produ...k­
tionspotentials zu sorgen (Ziffer 344). Denn erstens
seien bei geringem 'Wachstum die VerteilungspIfJ­
bleme schwerer zu lösen, und zweitens werde der
Gesellschaft und den einzelnen durch \Vachstum
am ehesten die Chance gegeben, sich zwischen
mehr~ren Lebensformen zu entscheiden, einschließ­
lich solcher, die auf \Nachstum nicht angewiesen
sind.
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Es ist nicht einfach, eine Gegenposition unmißver­
ständlich darzulegen. Das Mißverständnis, das fast
automatisch auftritt, eI\'{ächst aus dem Vorurteil,­
jedes Argument gegen eine Politik des verstärkten
\Vachstums laufe letzten Endes auf Bevormundung
hinaus; auf Entzug von. Chancen; auf Schaffung
vollendeter Tatsachen, bevor noch die Präferenzen
der Menschen' sich Geltung versc-hafft haben. Die~

ses Vorurteil hält viele davon ab, sich der 'Diskus­
si9n über die Inhalte künftigen 'Wachstums zu stel­
len, weil sie schon die Fragestellung unangemessen
finden. Es spricht aber vieles dafür, daß über die
Inhalte künftigen \Vachstums auch dann- entschie­
den wird, wenn man diese Fragestellung ausdrück­
lich nicht zuläßt. Die Entscheiduni über die :'-1e­
benfolgen einzelner Technologien erst nachzuden­
ken, wenn sie eingetreten sind, oder die Entschei­
dung, die Gestaltung der Städte und Landschaften
den je einzelnen Bauherren und Architekten zu
überlassen, beeinflußt die Chancen der freien \Vahl
zwischen alternativen Lebensformen anders, aber
nicht weniger als die Entscheidung, die Einführung
neuer Technologien an Auflagen über die Vermei­
dung bestimmter ?'-Tebenfolgen zu binden oder Re­
geln für die äußere Form von Bauwerken im Ver­
hältnis zu ihrer jeweiligen Umgebung aufzustellen.
Jede Entscheidung, die heute über das künftige
'Wachstum getroffen wird, schränkt spätere 'Wahl­
chancen ein, Eine Entscheidung für \Vachstum
schlechthin gibt es nicht; sie bestimmt stets zu­
gleich auch über die Art des künftigen 'Wachstums
mit.

Dies geschieht nur dann nicht unreflektiert, wenn
der Entscheidung über die B~dingungen eines ange.­
messenen \Virtschaftswachstums explizit formulier­
te, öffentlich ,diskutierte Vorstellungen darüber zu­
grunde liegen, welchen \Veg die wirtschaftliche
Entwicklung nehmen '.vird. Die Mehrheit des Sach­
verständigenrates hat sich zu solchen Vorstellun­
gen nicht umfassend geäußert. Ich argumen:tiere da­
her im folgenden nicht gegen eine in diesem Gut­
achten vertretene Mehrheits·meinung. \Nenn ich
mich dennoch zu diesem Thema äußere, so deshalb,
weil man sich nach meiner Auffassung von einer'
Verkürzung der Arbeitszeit nur dann etwas für
\Vachstum und Beschäftigung versprechen kann,
wenn 'dieses Vorgehen sich in eine wachstumspoli­
tische Konzeption einfUgt, wenn es al!s dieser er­
wächst. Die Inhalte einer solchen Konzeption erge­
ben sich aus den Aufgaben, für deren Lösung man
'Wachstum erstrebt.

481. Die Entwicklung des technischen Fortschritts
und der ~achfrage wird in Einklang gebracht,
wenn das Angebot in seiner Zusammensetzung und
seiner Qualität attraktiv genug ist, die Kachfrage
so weit zu steigern, daß bei einer den Präferenzen
der Arbeitend.en entsprechenden Verkürzung der
Arbeitszeit Vollbeschäftigung möglich wird.
\Vachstum bedeutet, daß die Gesellschaft· einen
Teil ihrer Probleme - nicht zuletzt solcher, die ihr
bei der Produktion von Gütern erwachsen sind ­
durch Produktion von neuen \VarEm' und Dienstlei­
stungen lösbar macht. Die Entwicklung dieser Pro­
bleme entfernt sich in gewissem Sinne von den Be-
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darfen, in denen man bisher den Anlaß zur Güter­
produktion hauptsächlich zu sehen gewohnt ist,
und verlagert den Schwerpunkt der Produktion von
vVaren zu Dienstleistungen, Informationen, Hand­
lungs-, und Organisatlonsmodellen, von nutzbaren
Geräten iu den :YIöglichkeit.en ihrer aktiven, schöp­
ferischen" kenntnisreichen Nutzung.

Damit stimmt überein, daß die Entwicklung der
Probleme seit einiger Zeit ein~ Tendenz zur Verän­
derung von Relationen zeigt, an deren Unverrüc;;k­
barkeit man sich gewöhnt hatte. Bei zahlreichen
naturgegebenen Ressourcen sind die Grenzen der

, Abbaubarkeit nähergerückt. Die Fähigkeit der Um­
v,elt zur Absorption von Abfall- und Schadstoffen
hat sich drastisch vermindert. Die Bereitschaft der
Bevölkerung, eine Verschlechterung ihrer Lebens­

'verhältnisse durch Streß, Gefährdung und Belästi-
gung hinzunehmen, ist deutlich zurückgegangen.
Die internationale vVettbewerbsfähigkeit' der Bun­
de;republik, hängt zusehends mehr von der Verfüg­
barkeit gut ausgebildeter Arbeitskräfte ab.Arbeits­
kräfte mit niedrigerem Qualifikatio,nsniveau wer­
den auch im Inland weniger verwendbar. Die Nach­
frage nach industriell gefertigten Gütern, 'insbeson­
dere der YIassenproduktion, zeigt rückläufige Zu­
wachsrate!!. Die zuwachsenden Bedarfe sind auf
Leistungen gerichtet, deren Prodqktion weit mehr
Qualifij.(.ation, Initiative und dezentrale Organisa­
tIon voraussetzt, als das bisherige Leitbild der indu­
striellen Entwicklung vorsieht. In Unternehmen
ebenso' wie in öffentlichen Körperschaften beginnt
sich abzuzeichnen, daß die Kapazität der zentralen

. "Einheiten mit der Zunahme der gestellten Probleme
und der zu verarbeitenden Informationen' nicht
Schritt hält. Damit hängt ein Mangel an geeigne.ter
Rückkoppelung, und eine als zu groß empfundene
Distanz von Entscheidung und Betroffenheit zusam­
men. In der Bevölkerung hat 'sich das Verlangen
nach Partizipation an wichtigen wirtschaftlichen
Entscheidungen auch einzelner Unternehmen und
Behörden verstärkt. Die Suche nach produktiven
Möglichkeiten der Dezentralisierung zeigt sich
auch in Bestrebungen, Formen "mittlerer Technolo­
gie" für Industrieländer zu entwickeln.

Im Zusammenfügen dieser Probleme formt sich ein
Bild von den Aufgaben künftigen 'Wachstums, das
mit Schlagworten wie "qualitatives \Vachstum" nur
sehr unvollkommen bezeichnet ist. Das Gemeinsa­
me in der Vielfalt 'der Herausforderungen an die
Phantasie und die Initiative aller' 'Wirtschaftenden
kann man vielleicht darin sehen, daß es mehr als
bisher auf die Fähigkeit des ginzeinen ankommen
lvird, Informationen zu verarbeiten, widerspruchs­
freie Entscheidungen zu fällen, eigenverantwortlich
zu handeln, ,an Fiihrungs- und Kollektiventschei­
dungen beteiligt, zu sein, und all dies mit einer
nicht von Statusdünkel beeinträchtigten 'Bereit­
schaft, anderen zu dienen. Diese Fähigkeit entwik­
kelt sich nicht von selbst. Sie fördern heißt nicht
nur den YIenschen die Zeit geben, die zu ihrer Aus­
übung notwendig ist. Es heißt beispielsweise auch,
daß für die Entwicklung institutioneller ~1öglich­

keiten der Partizipation gesorgt wird und' daß der
zentralen Bedeutung von Bildung und Ausbildung
unter den Bedingungen des vVachstums Rechnung

getr,agen wird. 'Welches VerhaltEn in Beruf und
Freizeit möglich ist, das wird auch bei der Gestal­
tung der Arbeitsbedingungen entschieden; was die­
se an Entfaltungsmöglichkeiten vorenthalten, 'das,

, kann in der Freizeit nur sehr begrenzt kompensiert
werden.

482. Von einer Verkürzung der Arbeitszeit, die
,dem einzelnen mehr- Zeit läßt fü~ den Konsum,
braucht man nach alledem eine ",'eitere Verringe­
rung der Konsumgüternachfrage d:mn nicht zu er­
warten, wenn zugleich auch die Voraussetzungen
dafür v,erbessert \-\'erden, daß die qewonnene Frei­
zeit im Sinne der Präferenzen ehg.esetzt werden
k~nn, die dem 'Wunsch nach Arbeitszeitverkürzung
zugrunde liegen. Denn dann ist nicht nur damit zu
rechnen, daß mehr Beschäftigung gesamtwirtschaft­
lich einen Teil desse~ ausgleicht, vas den Beschäf­
tigten an Mehreinkommen entgeht, 'sondern auch
damit, daß die Ausgabeneigung der Haushalte eher
zunehmen wird. Die vVeiterentwicklung der Ar­
beits- und Umweltbedingungen, der Partizipations­
möglichkeiten ,und des Angebots· ,m "\Taren und
Dienstleistungen für Kommunikation, Bildung, Frei­
zeitaktivität wird die Konsumneig'ung auch dann
beflügeln, wenn' ein Teil davon auf die Steigerung
des Realeinkommens angerechnet WErden muß. .-

Darin, daß die Sparquote ip. den vergangenen J ahr­
zehnten so stark zugenommen hat, ist sicherlich
keine' Trendentwicklung zu sehen, die sich gesetz-­
mäßig fortsetzen muß,sondern viel eher das Ergeb­
nis des Zusammenwirkens zeitgetundener Fakto­
ren, unter denen eine rEcht geringe Rolle spielt,
daß die zuwachsallden, auf mehr konsumbezogene

. Dienstleistungen gerichteten Bedarh~ kein' attrakti­
ves Angebot fanden. \Vird die Entwicklung dIeses
Angebots durch eine zielbewußte ~Nirtschaftspoli­

tik gefördert, die ihr Hemmnisse c.us 'dem vVege
räumLund Perspektiven zeigt, so k:mn man erwar­
ten, daß die Sparquote zurückgeh1. Gestützt wird
diese Erwartung durch die Beobachtung, daß in
Ländern vergleichbaren vVohlstand:m.iveaus, in de­
nen die Expansion des pienstleistu:lgsbereichs we­
niger behindecrt war, die Sparquote ::licht gestiegen
ist.

Man braucht daher nicht zu befürchten, daß sich
die zurückhaltende Entwicklung dH Konsumnach­
fra,ge fortsetzen wird, die wir über Eingere Frist be­
obachten. Im Trend sind die jährlic:len Zuwacllsra-.
teIi des privalen Verbrauchs, zu konstanten Preisen
gerechnet, in den vergangenen zweieinhalb Jahr­
zehnten von mehr als 9 vH auf weniger als 3 vH
gesunken. Daß sie in Zukunft' ·wieder nennenswert
steigt, darauf sollte man nicht setlen; weder die
Bevölkerungsentwicklung (Ziffer 25~lj noch die Ent­
\dcklung der Bedarfe deuten daralif hin. Erreichbar
scheint aber, daß sie im Trend Iiicht weiter absinkt,
sondern sich bei 3 vH stabilisiert.

Quantitativ gesehen dürfte ein den heute sich ,abc
zeichnenden Präferenzen angemesse,les v\Tachstum
also keinesfalls gegen Null gehen. Berücksichtigt
man, daß das Verhältnis von Investition und Kon­
sum, wenn auch langsam, weiter zunehmen wird,
so kann man einen· vVachstumstrend erwarten, der
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im jährlichen Zuv;achs des Produktionspotentials
über dem des Konsums liegt.

In Erwartungen über die künftige Entviicklung der
Investitionen muß im übrigen berücksichtigt wer­
den, daß die Verlagerung von Tätigkeiten aus dem
Beruf in die ·Fr~izeit von einer Tendenz begleitet
,vird, die· Investitionen in den privaten Haushalten
zu verstärken; zahlreiche Sachgüter, die die pro­
duktive und konsumtive Betätigung im Haushalt oft
erst ermöglichen, sind schon in das Sachvermögen
der Haushalte eingegangen, weitere werden folgen,
die absehbare Ent\\.-icklung beispiels,v-eise auf dem
Gebiet der Kommunikationstechnik verspricht man­
che Impulse. Gezählt werden diese Güter auch
künftig als Konsumgüter, was ihrer Bedeutung für
·Wachstum und Beschäftigung in schwindendem
Maße gerecht wi~d.

483. Für angemessenes \Vachstum sorgen heißt,
einem StrukturwandeL H:indernisse aus dem \Vege
räumen, der auf die Ziele hinführt, um derentwillen
"Wachstum .erstrebt wird. Ein bedeutendes Hinder­
nis ist der :Ylangel an Fähigkeit, sich die Zukunft
vorzustellen und die in ihr liegenden Chancen zu
erkennen. Hier liegt· die Bedeutung eines auch in­
haltlich bestimmten Leitbildes vom angemessenen
\Vachstum, das die durch ·Wachstum zu lösenden
Probleme anschaulich macht. Der \Vachstums- und
Strukturpolitik erwächst dabei freilich eine heikle
Aufgabe. Sie kann keine Garantie dafür überneh­
men, daß eine ·von ihr favorisierte mögliche Ent­
wicklung tatsächlich eintreten wird; das Risiko
muß erkennbar beim einzelnen bleiben, der seine
Handlungen auf diese Aussicht einrichtet. Auf der
anderen Seite kann für den einzelnen eine große
Hilfe darin liegen, daß ihm anschaulich demon­
striert wird, welche Entwicklungstendenzen er­
kennbar und ·welche technischen und organisatori­
schen Möglichkeiten nutzbar sind. Auch die geziel­
te Förderung von Forschungsprojekten gehört zu
den Mitteln, die Zukunft beherrschbarer zu machen,
auch sie steht unter dem Vorbehalt, daß das Risiko,
das in der Verwendung der Ergebnisse liegt, dem
einzelnen nicht abgenommen wird. ~ \Yird dieser
Vorbehalt ·gemacht, so können Forschungsförde­
rung, Information" und Demonstration für die Förde­
rung des vVachstums eine Bedeutung haben, die der
der Gewährung finanzieller Anreize (Ziffern 436 fr.)
und des Abbaus institutioneller Hemmnisse (Ziffer
458) nicht nachsteht.

Die Probleme, die es mit ·Hilfe des \Vachstums zu
lösen gilt, "\,,'erden nicht weniger lösbar, wenn ein
Teil des "quantitativen" \Vachstums von "qualitati­
vem" vVachstum abgelöst wird, wenn an .die Stelle
eines Teils der Steigerung des Realeinkommens ein
Zuwachs an Freizeit, eine Verbesserung der Ar­
beits- oder Umweltbedingungen, eine Vermehrung
der staatlichen Leistungen tritt. Das gilt auch für
die Probleme der Verteilung. Daß quantitativ weni­
ger zu verteilen ist, muß diese Probleme nicht er­
schweren, fordert aber dazu heraus, der Verteilung
qualitativer \Vohlstandsfortschritte mehr Raum zu
geben. Das ist sicher nicht einfach.
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Schon daß die Kosten einer veränderten Verteilung
-der Arbeitszeit oder der Arbeitsbedingungen auf
die Steigerung des Realeinkommens angerechnet
werden müssen, "\drd nicht überall als von vornher­
ein einleuchtend empfunden werden, zumal wenn
die Höhe der entstehenden Kosten nicht eindeutig
bestimmbar ist. Erst recht gilt das für die Anrech­
nlLllg jener vVohlstandsfortschritte, die in öffentli­
chen statt privaten Gütern verkörpert sind, also
entweder in zusätzlichen Leistungen des Staates,
die über höhere Steuern finanziert werden, oder in
zusätzlichen Leistungen von Unternehmen - etwa
beim Vermeiden von C"m\veltschäden der· Güterpro­
duktion -, die in der Qualität der produzierten Gü­
ter keinen Ausdruck finden, aber zusätzliche Auf­
"\vendungen erfordern.

Die Voraussetzungen dafür, daß die Anrechnung
akzeptiert wird, sind zwar noch wenig entwickelt.
Aber man muß nicht warten, bis soziale vVohl­
s_tandsindikatoren ·etabliert sind, die zu diesen Vor­
aussetzungen gezählt werden. Die Anrechnung
vollzieht sich in der Hinnahme einer ::vIinderung
des Realeinkommenszuwachses, sei es daß Steuern,
Gebühren, "Beiträge oder Preise steigen, ohne daß
sich das Xominaleinkommen um einen kompensie­
renden Zusatzbetrag erhöht, sei es daß die Kosten
eines immateriellenvVohlstandsfortschritts die Stei­
gerung des :Nominaleinkommens unmittelbar ver­
ringern. In jedem Falle ist es die öffentliche _Dis­
kussion, die _Annahme oder Abwehr begründet,
nicht das Meßverfahren. Soziale Indikatoren kön­
nen dazu beitragen, diese Diskussion zu versachli­
chen. =~och wichtiger ist die Verbesserung der in­
stitutionellen Regelungen, die Rückkopplung und
Partizipation ermöglichen.

484. Vielleicht am stärksten gefährdet erscheinen
die Chancen für \Vachstum und Beschäftigung der­
zeit von dem Bestreben, Bildung und Ausbildung in
Ausmaß. und Qualität an Zielvorstellungen der Ver­
gangenheit zu orientieren. Zu diesen Vorstellungen,
die die Mehrheit des Sachverständigenrates ebenso- .
wenig teilt wie ich, gehört, daß ein nicht zu flacher
Bodensatz an ,,;enig qualifizierten Arbeitskräften
nun einmal gebraucht werde und man daher keine
Vorkehrungen dagegen treffen sollte, daß zahlrei­
che Jugendliche vorzeitig schulmüde werden und
auch auf eine Berufsausbildung verzichten, um so
früh wie möglich in das Erwerbsleben eintreten zu
können. Zu dies"en Vorstellungen .gehört auch, daß
die höhere Schulbildung und jedenfalls die Hoch­
schulausbildung den Eintritt in höhere Einkom­
mensstufen eröffnen soll und daher möglichst zu
kontingentieren ist, diuu.it die Rechnung auch für
den durchschnittlichen einzelnen aufgeht.

Die Ungleichverteilung der Beschäftigungschancen
unter den· Jugendlichen aber kann nur dann ausge­
glichen, die \Vachstll.ffiSchancen der Gesamtwirt­
schaft können nur dann gesichert werden; wenn
Bildung ·und Ausbildung weder Einkommensansprü­
che noch Statusansprüche vermitteln, sondern Fä­
higkeit und :'"lotivation zum lebenslangen Lernen,
Vertrautheit mit dem-Berufsleben und der sozialen
und wirtschaftlichen Alltagswirklichkeit, Einübung



Schülern zu Lehrern vielfach auch d.ann noch nicht
erreicht sein wird, wenn die großeE Geburtenjahr­
gänge es nicht mehr In die Höhe treiben. Si<;:herlich
wird diese Relation mancherorts m:och unterschrit-·
ten werden. Doch liefert das keine Rechtfertigung
dafür, daß die' Klassenstärke durch Einstellungs-

. stopp für Lehrer vorbeugend schon zu einer Zeit er­
höht wurde, in der' sie jedenfalls noch bedeutend·
überhöht war. Die Envartung sinkender Schülerzah­
len konnte allenfalls dazu Anlaß sein, vorbeugend
die Mobilität der Lehrer zu erhöhen, sei es, weil
mancher yon ihnen künftig für einen anderen
Schultyp oder an einem anderen Ort dringender ge­
braucht wird, sei es, weil manchem darüber hinaus
auch die Bereitschaft abverlangt werden muß, aus
dem Schulbereich in den der Beruf.5fortbildung zu,
wechseln.

Im internationalen Vergleich ist die Bundesrepublik
mit .ihrer Berufsausbildungspolitik so erfolgreich,
daß nichts weniger plausibel. sein kann als die Vor-

, stellung, man sollte 'die bisherige Linie nicht konse­
quent weiteiverfolgen. In der Konsequenz aber
liegt als nächster Schritt die ErgäDzung des Bil­
dungs-und Ausbildungssystems 'urrl .Fortbildungs­
möglichkeit!,!n, die es jedem erlauben, seine Quali­
fikation für Beruf und Alltag von Zeit zu Zeit zu

'überprüfen und zu erweitern. Ansätze dazu sind
vielfach erkennbar. ·Die Erfahrunge:l der im Ran-­
men der Arbeitsmarktpolitik durchgeführten Fort­
bildungsmaßnahmen belegen, daß von der Fortbil­
dung_ in der Regel berufliche Erfolge erwartet wer­
den können. Aus den Erfahrungen der Volkshoch­
schulen kann man lernen, daß es eben steigenden
Bedarf an Fortbildung gibt, der vielf""ch schon stark
genug ist, das Hindernis eines nicht unbeträchtli­
chen Preises zu überwinden,. der in Gestalt von
Zeit- und Geldaufwendungen gezahlf werden muß.
Das Drängen vieler Hochschulabsolventen, ihnen
aus dem Beruf heraus die Möglichkeit späteren
Kontaktstudiums zu eröffnen" hat trotz mancher
Entmutigung nicht nachgelassen. Fernkurse und
Fernstudiengänge finden regen Zula':If. In der Ent­
wicklung und im Zusammenwachsen solcher Ansät­
ze könnte schrittweise ein. SysteIT~ von Fortbil~'

dungseinrichtungen entstehen, das.den Anforderun-_
gen. der Zukunft gerecht wird. -In einem solchen
Fortbildungssystem könnte eines' Ta'Jes ein großer
Teil dessen aufgehen, was heute Arbeitslosigkeit
heißt.
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in die besonderen Kenntnisse, Fertigkeiten und Ein­
stellungen der- jeweils angestrebten Berufsrolle
ebenso wie der Verbraucherrolle, und all dies im
Eingehen _auf die Fähigkeiten und Keigungen des
einzelnen. Für die Hauptschule bedeutet das klei­
nere Klassen, bessere Pädagogik, mehr Schulpsy­
chologen; für die weiterführenden Schulen, erfor­
dert es die Einbeziehung der beruflichen_Praxis und
den Verzicht auf eine falsche Ven';issenschaftli-,'
-chung des Unterrichts; für die Universität bedeutet
es, daß jeder, der studieren will und die Fähigk<~it

dazu besitzt, auch einen Studienpiatz bekommen
muß - wenn nicht am gewünsc~teh Ort, so doch
im gewünschten Fach. Für die Berufsausbildung be­
deutet es, daß die Anstrengungen fortgesetzt und
noch verstärkt werden, so viele Lehrstellen und Be­
rufsschulplätze bereitzustellen, daß kein Schulent­
lassener ohne abgeschlossene Berufsausbildung
bleiben muß.

Vielen wird diese Chance heute noch vorenthalten,
Unzulängliclikeiten im Elternhaus und in der schu­
lischen Betreuung setzen ihre Fähigkeit und Moti­
vation herab, sich durch Lern~n zu qualifizieren.
Man sollte darin kein unabänderliches Schicksal
sehen, auch wenn dies gängigen Vorurteilen entge­
genkommt. Es sind vor allem die Vorurteile über

,die Rolle de~Frau und über die Anlagebedingtheit
von' Lern- und :Yfotivationsschwächen, die' hier
hemme,nd wirken. Doch zeichnet sich, heute schon
ab, daß sich das Verhältnis der Geschlechter weiter
verändern und die Erwerbsbeteiligung der Frauen
weher ,erhöhen wird. Und ebenso haben wir allen
Grund zu der Annahme, daß die· Zahl der Lernbe­
hip.derten unter günstigeren Bedingungen kleiner
wäre, als sie heute ist.

Der weitere Ausbau der _Schulen, Berufsschulen I
und Hochschulen sollte auch nicht aurch die vor­
dergründige Befürchtung gehindert werden, die zu-

. sätzlich geschaffenen Kapazitäten könnten nach
'dem Abebben der großen Jahrgänge leerstehen.
Auf den Hochschulbereich muß diese Aussicht oh­
nehin nicht zutreffen, der Anteil der Studienanfän­
ger am jeweiligen Altersjahrgang win:J auch dann
weiter zunehmen, wenn infolge des Abbaus der
Zugangsbeschränkungen mit dem Studienabschluß
keine_ Status- und .Einkommensgarantie mehr ver­
bunden 'ist. Bei den Schulen und Berufsschulen ist
zu bedenken, daß ein nach internationalen Maßstä­
ben pädagogisch vertretbares Zahlenverhältnis von
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I.

Gesetz über die Bildung eines Sachverstälidigenrates
zur Begutacl)tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685)

-in der Fassung deso Gesetzes zur .l\.n.derung des G'esetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 633) ....,-- § 6 Abs. 1 -, .und
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des \Vacb.stums der \Virtschaft, vom 8. Juni 1961 (3undesgesetzbl. I

S, 582) - § 6 Abs. 2

Der Bundestag- hat das folgende Gesetz' be­
schlossen:

§ f

(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik
Deutschland und zui Erleichterung der Urteilsbil­
dung bei allen wirtschaftspolitisch verantwortlichen
Instanzen sowie in der Offentlichkeit wird ein Rat
von unabhängigen Sachverständigen gebildet.

(2) Der Sachverständigenrat besteht aus fünf Mit­
gliedern, -die über besondere wirtschaftswissen­
schaftliche Kenntnisse und volkswirtschaftliche Er­
fahrungen verfügen müssen.

" '(3) Die Mitglieder des Sachverständigenrates dür­
fen weder der Regierung oder einer gesetzgebendEm
Kö~perschaft des Bundes oder ~ines Landes noch
dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes
oder einer sonstigen juristischen Person des öffent­
lichen Rechts, es- sei denn ,als Hochschullehrer oder
als yntarbeiter eines wirtschafts- oder sozialwissen­
schaftlichen Institutes, angehören. Sie dürfen fer!ler
nicht Repräsentant eines vVirtschaftsverbandes oder
einer Organisation der Arbeitgeber oder Arbeit­
nehmer sein' oder zu diesen in .einem. ständigen
Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen.
Sie dürfen auch nicht während des letzten Jahres vor
der Berufung zum Mitglied des Sachverständigen­
rates eine derartige Stellung innegehabt haben.

§ 2

Der Sachverständigenrat soll in seinen Gutachten
die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und deren
absehbare Entwicklung darstellen. Dabei soll er un­
tersuchen, wie im Rahmen der marktwirtschaftlichen
Ordnqrig gleichzeitig Stabilität des Preisniveaus,
hoher Beschäftigungsstand und ßußenwirtschaft­
liches Gl~ichgewicht beI stetigem und angemesse­
nem 'Wachstum gewährleistet werden können. In
die Untersuchung sollen auch die Bildung und die
Verteilung von Einkommen und Vermögen einbe­
zogen-,werden. Insbesondere soll der Sachverstän­
digenrat die Ursachen von aktuellen und möglichen
Spannungen zwischen der gesamtwirtschaftlichen
Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen Angebot

aufzeigen, welche die in Satz 2 genannten Ziele ge­
fährd.en. Bei_ der Untersuchung sollen jevreils ver­
schiedene Annahmen zugrunde gelegt und deren ull­
terschiedliche \ViJ:kungen dargestellt und beurteilt
werden. Der Sachverständigenrat soll' Fehlentwick­
lungen und

o

Möglichkeiten zu deren Vermeidung
oder deren Beseitigung aufzeigen, jedoch keine
Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und sozial­
politische Maßnahmen aussprechen.

§ 3

(1) Der Sachverständigenrat ist nur an den durch
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und
in seiner Tätigkeit unabhangig.

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung
der Gutachten zl! einzelnen Fragen eine abweichende

-Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den
Gutachten zum Ausdruck zu brtngen.

§ 4

Der Sachverständigenrat kann vor Abfassung sei­
ner Gutachten ihm geeignet erscheinenden Personen,
insbesondere Vertretern von' Organisationen des
wirtschaftlichen und sozialen Lebens, Gelegenheit
geben, zu-wesentlichen sich aus sein'~I1l Auftrag er­
gebenden Fragen Stellung zu nehmen.

§ 5

(1) Der Sachvgrständigenrat kann, soweit er es
zur Durchführung seines Auftrages für erforderlich
hält, die fachlich zuständigen Bundesminister und
den Präsidenten der Deutschen Bundesbank hören.

(2) Die fachlich zuständigen Bund=sminister und
der Präsident der Deutschen Bundesbank sind auf
ihr Verlangen z~ hören.

(3) Die Behörden des Bundes und der Länder lei­
sten dem Sachverständigenrat Amtshilfe.

§ 6

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein­
Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bun-
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desregierung bis zum 15. November'~u. Das Jahres­
gutachten wird den gesetzgebenden Körperschaften
von der Bundesregierung unverzüglich vorgelegt
und zum gleichen Zeitpunkt vom Sachverständigen­
rat veröffentlicht. Spätestens acht INochen nach der
Vorlage nimmt die Bundesregierung gegenüber den
gesetzgebenden Körperschaften zu dem Jahresgut­
achten Stellung. In der' Stellungnahme sind insbe~

sondere die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerun­
gen, die die Bundesregierung aus dem Gutachten
zieht, darzulegen: '

(2) Der Sachverständigenrat hat ein zusätzliches
Gutachten' zu erstatten, wenn auf einzelnen Ge­
bieten Entwicklungen erkennbar vlerden, welche
die in § 2 Satz 2 genannten Ziele gefährden. Die
Bundesregierung kann den Sachverständigenrat mit
,der Erstattung weiterer Gutachten beauftragen. .Der
Sachverständigenrat leitet Gutachten nach Satz 1
und 2 der Bundesregierung zu und veröffentlicht sie;
hinsichtlich des Zeitpunktes der Veröffentlichung
führt er das Einvernehmen mit dem Bundesminister
für 'Wirtschaft herbei.

§ '1

(1) Die Mitglieder d~s Sachverständigenrates wer­
den auf Vorschlag der Bundesregierung durch den
Bundespr.äsidenten berufen. Zum 1. März eines jeden
Jahres - erstmals nach Ablauf des dritten Jahres
nach Erstattung des ersten Gutachtens gemäß § 6
Abs. 1 Satz 1 - scheidet ein Mitglied aus. Die Rei­
henfolge des Ausscheidens wird in der ersten Sitzung

- des 'Sachverständigenrates durch das Los bestimmt.

(2) Der Bundespräsident beruft aufVorschlag der
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die
Dauer von fünf Jahren. "\Afiederberufungen sind zu­
lässig. Die Bundesregierung hört die Mitglieder des
Sachverständigenrates. an, bevor sie ein neues Mit-

. glied vorschlägt.

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch
Erklärung gegenüber dem Bundespräsidenten nie­
derzulegen.

(4) S~heidet ein Mitglied vorz-eitig aus, so wird
einneues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des
ausgeschiedenen Mitglieds berufen; Absatz 2 gilt
entsprechend.

§ 8

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates be­
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit-

- glie9-ern. .
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(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner
Mitte, einen Vorsitzenden für die Dauer von drei
Jahren.

(3J Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge­
schäftsordnung.

§ 9

Das Statistische Bundesamt nimmt dil~ Aufgaben
einer Geschäftsstelle· des Sachverständigenrates
wahr. Die -Tätigk~it der Geschäftsstelle besteht
in der Vermittlung und Zusammenstellung von
Quellenmaterial, der technischen Vorbereitung der
Sitzungen des' Sachverständigenrates, dem Druck
und der Veröffe:rltlichung der Gutachten sowie der
Erledigung der sonst anfallenden Verwaltungsauf­
gaben.

§ 10

Die Mitglieder des Sachverständigenrates und die
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Ver­
schwiegenheit über die Beratungen und die vom
Sachverständigem at als vertTiHllich 'bezeichneten De­
ratungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Ver­
schwiegenheit bezieht sich auch auf Informationen,
die dem Sachverständigenrat gegeben und als ver­
traulich bezeichnet werden.

§ 11

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates er­
halten eine pauschale Entschädigung, sowie Ersatz
ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundes­
minister für 'Wirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesminister des Innern festgesetzt.

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates trägt
der Bund.

§ 12

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im LandBerlin.

§ 13

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft.
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11.
Auszug aus Bundesgesetzblatt, Jahr!!ang 1967, Teil I S. 582

Drucksache 8/1221-

-Gesetz zur Förderune der Stabilität-und des Wachstums der Wiirtschaft- _. ... - . -

Vom 8. Juni 1967

Der -Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und ­
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse de~

gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten.
- Die Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rah­

men der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig.
zur Stabilität des Preisniveaus, zu· einem hohen Be­
schäftigungsstand und außenwirtschaftlichem Gleich­
gewicht bei stettgem und angemessenem 'Wirtschafts­
wachstum beitragen.

§ 2

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines
"jedEm Jahres" dem Bundestag und dem Bundesrat
einen Jahresw1rtschaftsber!cht vor. Der Jahreswirt­
schaftsbericht enthält:

1. die Stellun~j:nabme iu dem Jahresgutachten des
Sachverständigenrates auf Grund des § 6 Abs. 1
Satz 3 des' Gesetzes über die Bildung eines Sach­
verständigenrates zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963
lBundesgesetzbl. I S. 685) in der Fassung des Ge­
setzes vom 8."November 1966 (Bundesgesetzbl. I
S.633);

'2. ein~ Darlegung der für das laufende Jahr von der
Bundesregierung angestrebten wirtschafts- und
finanzpolrtischen Ziele (Jahresprojektion) i die
Jahresprojektion bedient sich ~erMittel "und der

Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung,
gegebenenfalls mit Alternativred.nungeIii -

3. eine Dar1i:!gung der für das laufer.de Jahr geplan­
ten 'Wirtschafts- und Finanzpolitik.

(2) Maßnahmen·nach § 6 Abs. 2 und 3 und nach
den §§ IS"und 19 dieses Gesetzes sowie nach § 51
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes und nach § 19c
des Körperschaftsteuergesetzes dür::en nur getrof­
fen werden, wenn die Bundesregienmg gleichzeitig
gegenüber dem Bundestag' und den:. Bundesrat "be--

- gründet, daß diese Maßnahmen erforderlich sind, um
eine" Gefährdung der Ziele des § 1 zu verhindern.

§ 3

(1) Im Falle der Gefährdung eines der Ziele des
§ 1 stellt die Bundesregierung Orientierungsdaten
für ein gleichzeitiges aufeinander abQ-estimmtes Ver­
halten (konzertierte Aktion) der Gebietskörper­
schaften, - Gewerkschaften und Unternehniensver­
bände zur Erreichung der Ziele des § 1 zur Verfü­
gung. Diese Orientierurigsdaten enthalten insbe-.
sondere eine Darstellung der gesamhvirtschaftlichen
Zusammenhänge im Hinblick - auf die gegebene"­
Situation.

(2) Der Bundesminister für 'Wirtschaft hat die
Drientierungsdaten auf Verlangen eines der Betei­
ligten zu erläutern.

§ 4
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111.

Verzeichnis der Gutachten desSachverständigenrates

Als Veröffentlichungen des Sachv.erständigenrates sind bisher erschienen:

Jahresgutachten 1964/65: "StabIles' Geld - Stetiges 'wachstum" (am 11. Januar
1965) -

Jahresgutachten 1965166: "Stabilisierung ohne Stagnation" (am _13. Dezember
1965)

Jahresgutachten 1966/67: "Expansion und Stabilität" (am 30. November 1966).

Jahresgutachten 1967/68: "Stabilität im 'Wachstum" (am 6. Dezember 1967);
darin enthalten: Sondergutachten vom März 1967: "Zur Konjunkturlage im Früh-
jahr 1967" .

Jahresgutachten 1968/69: "Alternativen außenwirtschaftlicher Anpassung". (am
4. Dezember 1968)

Jahresgutachten 1969170: "Im Sog des Booms" (am 3. Dezember 1969); darin ent,
halten: Sondergutachten vom 30. Juni 1969 und 3. Juli 1968: "Binnemv-irtschaft­
liche Stabilität und außenwirtschaftliches Gleichgewicht"; Sondergutachten vom
25. September 1969: "Zur lohn- und preispolitischen Situation Ende September
1969"; Sondergutachten vom 4. Oktober 1969: "Zur währungspolitischen s.ituation
Anfang Oktober 1969"

Jahresgutachten 1970171: "Konjunktur im Umbruch - Risiken und- Chancen -"
(am 3. Dezember 1970); darin enthalten: Sondergutachten vom 9. Mai 1970: "Zur
Konjunkturlage im Frühjahr 1970"

Jahresgutachten 1971/72: ,,'Währung, Geldwert, \Vettbewerb - Entscheidungen
für morgen-" (am 22. November 1971); darin enthalten: Sondergutachten VOJ1l

24. Mai 1971: "Zur konjunktur- und währungspolitischen Lage im Mai 1971"

Jahresgutachten 1972/73: "Gleicher Rang für den Geldwert" (am. 6. Dezember
1972); darin enthalten: Sondergutachten vom 3. Juli 1972: "Zur währungspoliti­
schen Lage im Juli 1972"

Jahresgutachten 1973174: "Mut zur Stabilisierung" (am 22. November 1973);
darin enthalten: Sondergutachten vomA. Mai 1973: "Zur konjunkturpolitischen
Lage im Mai 1973" .

Jahresgutachten 1974175: - ,r Vollbeschäftigung für morgen" (am 22. November
1974); darin enthalten: Sondergutachten vom 17. Dezember 1973: "Zu den gesamt~

wirts.chaftlichen Auswirkungen der Olkris~" .

Jahresgutachten 1975176: "Vor dem Aufschvmng" (am 24. November 1975); darin
enthalten: Sondergutachten voni 17. August 1975: "Zur konjunkturpolitischen
Lage im August 1975" -

Jahresgutachten 1976/77: "Zeit zum Investieren" (am 24. i-Jovember 19.76).

Alle Veröffentlichungen sind im IN. Kohlhammer-Verlag Stuttgart - Mainz
erschienen.
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IV.

-.Stellungnahme des Sachverständigenrates-'zur wirtschaftlichen Lage"

(Der Bundesregierung am 7: September 19Tt übermittelt)

. In der Offentlichkeit ist eine bewegte Diskussion
über die Notwendigkeit neuer Maßnahmen entstan­
den, die die,\Virtschaftstätigkeit anregen sollen. Die
Bundesregierung hat rasche· Entscheidungen ange­
kündigt. DeF Sachverständigenrat möchte hiermit der
Bundesregierung seine Beurteilung der wirtschaft­
lichen Lage darlegen.

1. Wir haben Anfang Juli 1971 auf einer Sitzung
im Rahmen der Konzertierten Aktion durch ein for­
melles Votum' noch einmal das Gewicht und die
Dringlichkeit eines wachstumspolitischen Programms
bekräftigt, 'vie es in unserem letzten Jahresgutach­
ten umrissen ist. Ein solches Programm hätte in 'der
Konsequenz der Stabilisierungspolitik der vergange­
nen Jahre gelegen.

Es war zu diesem Zeitpunkt noch unsicher, ob die
konjunkturellen Aussichten über ,eine verstärkte
wachstumspolitische Initiative hinaus die schwer-

. wiegende Entscheidung für eine deutliche Kursände­
ning der vVirtschaftspolitik erforderlich machten. In­
zwiSchen haben zwei weitere. Monate die ungün-:"
stige Tendenz der konjunkturellen Entwicklung be­
stätigt und die Gefahr entstehen lassen, daß neuer
Vertrauehsmangel, verstärkt noch durch eine auf­
geregte öffentliche Diskussion, abermals wirtschaft­
liche Lethargie l:Jeviirkt.

Heute muß als unrealistisch gelten, für das Jahr 1971
noch einen gesamtwirtschaftlichen- Produktionszu­
wac.iJ.s von 4 vH zu erreichen. Die Aussichten für das
kommende Jahr sind zwar noch unsicher. Da jedoch
Anzeichen für eine bessere Herbstkonjunktur feh­
len, kann man auf einen rechtzeitigen vVandel zum
Positiven nicht mehr setze'n. Ja, mah muß sich auf
die Möglichkeit zumindest einstellen, daß die vor­
läufig noch unbefriedigende \Veltkonjunktur und
der Mangel an Eigendynamik. im Inland den Auf­
schwung vollends stocken und die Arbeitslosigkeit

-1918 zunehmen lassen. Im Grunde \väre schon jede
Produktionsentwicklung, die 1918 -auf einen Jahres­
zuwachs beim realen Sozialprodukt von weniger als
5 vH hinausliefe, wegen der dann zu erwartenden
Beschäftigungsentwicklung als ungenügend zu wer­
ten umrissen ist. Ein solches Programm hätte in der
Entscheidung für eine" wirtschaftspolitische Kurs­
änderung zu treffen.

2. 'Wir nehmen an, daß insoweit zwischen der Lage­
beurteilung der Bundesr.egierung und. der unseren
eine wesentliche Abweichung nicht besteht. Aus An­
laß der jetzt im einzelnen anstehenden Entscheidun­
gen möchten V{ir gleichwohl noch einmal darlegen,
wo wir den Kern der Probleme sehen und was nach

unserer Auffassung im wesentli!=hen bloß' deren Re­
flex ist. Denn die wirtschaftspolitisc:ien Folgerungen
hängen von dieser Analyse ab, und wir haben den
Einq.nick, daß die Bundesregierunn schon im bis'­
herigen Verlauf des Jahres aus der wirtschaft.lichen
Situation auch deshalb wesentlich andere wirtschafts­
politische Folgerungen gezogen hat als der Sachver­
ständigenrat in seinem letzten JahiE!sgutachten-, weil
sie den Problemkern anders sieht als der Rat.

3. Es waren die ungelösten ProblE!me auf der Ap.­
gebotsseite der vVirtschaft, die sehen im Herbst des
Jahres 1976 an einer schnellen Erholung zweifeln)ie­
ßen - Probleme des Kostenniveaus .und der Investi­
tionsrisiken, Anpassungsschwierigkeiten im Struk­
turwandel und in, der Inflationse:1twöhnung.Der
Sachverständigenrat hatte in seinen1- wachstumspoli­
tischen VorsorgeprogramlJ! dafür geworben, daß auch
der Staat dazu beiträgt, diese Angebotsprobleme zu
lösen, indem er durch stärkere BeteUgung am Risiko
von Investitionen und Innovationen und an den Ko­
sten des Strukturwandels mehr Produktionsmöglich­
keiten rentabel werden läßt. Damals war der Auf­
schwung noch so kräftig, daß eine mutige Politik
der Angebotsförderung eine Selbstverstärkung der
Auftriebskräfte versprach. Die Selbstverstärkung ist
ausgeblieben, ein Aufschwung auf breiter Front hat
sich nicllt entwickelt.
l';ur der Anschein sprach für eine andere Diagnose:
Nachfrageschwäche als Problemkerrr. Nachdem die
Ausgabeneigung der privaten Haushalte sich nor­
malisiert und die Auslandsnachfrage kräftig zuge­
nommen hatte, war der verbliebene, Kachfrageman­
gel nicht mehr als autonomer Störfaktor zu sehen.
sondern im wesentli~hen als Reflex der ungelösten
Probleme auf der Angebotsseite zu deuten. Zumin­
dest eine dauerhafte Lösung konnte und kann daher
nur über eine Bewältigung dieser Probleme gefun­
den werden. Einzuräumen ist aÜe;-dings, daß _sich
auch eine aus ungelösten Probleme:l auf der Ange­
botsseite resultierende konjunkturelle Na-chfrage­
schwäche als Konjunkturfaktor verselbständigen
kann, wenn die erfloffte Lösung der Angebotspro­
bleme· auf sich warten läßt. Dies erschwert dann
wiederum die vVirkungsmöglichkeEen einer ange­
botsseitig orientierten Strategie, etwa auch einer
Politik der Investitionsanreize.

4. Daß genau dies anscheinend inzwischen unsere
Situation ist, macht es wohl erford,=rlich1 sich nun­
mehr zu einer Politik zu entschließen, die auf der
Angebotsseite und außerdem auf deI Nachfrageseite
ansetzt und die- hohen fiskalischen Kosten in Kauf
nimmt, ·die. vor allem mit dem Versuch einer staat-
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lichen Stützung der privaten Kaufkraft verbunden.
sind.

5. An dem' sachlichen Vorrang der auf die Ange­
botsseite zielenden Maßnahmen, et\va zur Verbes­
serung .der Investitionsbedingungen, änderte dies
jedoch nichts. Denn viel Geld für eine 'staatliche
Kachfragestimullerung könnte vertan sein, wenn
nicht zugleich die Probleme gelöst , ..'"erden, die den
Ursprung der unbefriedigenden Lage bilden.

Das ist auch quantitativ zu sehen. Die wachstums­
politische Komponente des jetzt angekündigten Pro­
gramms dürfte nicht wieder auf einen Merkposten
beschränkt ble,iben. Dies nicht zuletzt ist die Sorge,
die uns zu diesem Votum veranlaßt.

6. Nach _,\-uffassung- des Sachverständigenrates sind
deutliche Schritte in Richtung auf mehr Abschrei­
bungsfreiheit der Unternehmen, wie sie von -vielen
anderen Industrieländern seit langem getan sind,
der vordringlichste Punkt eines angebotsorientierten
Programms. Sie bedeuten eine verstärkte Risiko­
'beteiligung des Staates, der durch seine Steuerrege-

- lungen hoch an allen Gewinnen der 'Wirtschaft be­
teiligt ist. Darüber hinaus bringen sie lediglich eine
zinslose Steuerstundung, kein Steuergeschenk. Ri­
sikobeteiligung des Staates in dieser 'Weise' dürfte
diebillig§.te Form dauerhafter steuerlicher Investi­
tionsförderung sein. Uns ist im Nachgang zu' unse­
rem letzten Jahresgutachten vorgehalten worden,
daß eine Ausweitung der Höchstgrenze für degres­
sive Abschreibungen um 5 Prozentpunkte, das heißt
eine Rückkehr zu der Regelung, die bis 1960 gegol­
len hatte,. kclUm in größerem Umfang zusätzliche
Investitfonen hervorrufen werde. Das ist durchaus
möglich. tiber die Eignung von Abschreibungs­
erleichterungen als wachstumspolitisches Instrument
besagt der Einwandallerdings nichts. Natürlich muß
die Verbesserung ins Gewicht fallen, wenn ein
durchschlagender Investitionsanreiz gesetzt werden
soll. Angesichts der Ziele und Gefahren, um die es
geht, sollte es auch in der Bundesrepublilt möglich
sein; über den.alten Regelsatz hinauszugehen.

Außerdem sollten auch die Chancen nicht ausgelas­
sen werden, über .eine verstärkte ·Förderung von
Forschung und Entwicklung und eine wirksamere
Unterstützung junger Unternehmen das: Auffinden
und Nutzen neuer Produktiöns- und Beschäftigungs­
möglichkeiten zu erleichtern.

7. \Nir haben wahrgenommen, wie schwer es ist,
wachstumsorientierte Maßnahmen gegen 'Wider­
stände durchzusetzen, die sich 'an vordergründigen
Verteilungswirkungen entzünden und die auch jetzt
wieder hinderlich sein mögen, wenn es darum geht,
mehr als ein Mindestmaß an \Vachstumspolitik in
die "Wege zu leiten. Für vordergründig halten wir
die behaupteten Verteilungswirkungen aus doppel-
tem Grunde. .

Zunächst bringen Abschreibungserleichterungen den
Investoren' zwar einen Einkommensvorteil. Aber
dies ist nur ,die eine Seite. vVegen der tibertragung
eines Teils der Investitionsrisiken auf den Staat, die
in ~iner solchen Maßnahme liegt, kann das Mar:kt-
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entgelt für die privat verbliebenen Risiken entspre­
chend niedriger sein. Allders gewendet: Mit Ab­
schreibungserleichterungen ist ein vollbeschäfti­
gungskonformes Investitionsvolumen bei niedrige­
ren Gewinnen erreichbar als ohne sie. tfbrig bleibt
allenfalls der Zinsvorteil aus der Steuerstundung.
Uberdies: vVelches wäre die Alternative zu staat­
lichen Hilfen bei der Lösung der Probleme auf der..
Angebotsseite? Verwefgerte sich der Staat, so fiele
diese Aufgabe in noch größerem Maße, ja wohl aus­
scp.ließlich der Lonnpolitik zu. Doch dann müßte man
wahrscheinlich unerträglich lange vVartezeiten in
Kauf nehmen. So haben wir für unser Konzept nach
Möglichkeiten gesucht, die Lohnpolitik zu entlasten, ­
wo immer es ohne Verzerrung der Rollenverteilung
unter frei handelnden Akteuren vertretbar erscheint.

8. Zur Nachfrageorie!l-tierung der anstehenden Ent­
scheidungen sei, vorausgeschickt: Es fällt sicherlich
nicht leicht, überhaupt einer wirtschaftspolitischen
Kursänderungdas \Vort .zu reden, durch die der
Staat, der mitten in der Rezession mit der Konsoli­
dierung der öffentliChen Haushalte beginnen mußte,
um das Vertrauen in die Solidität der Staatsfinan­
zen wiederherzustellen, veranlaßt werden soll, die­
seS Vertrauen so bald schon wieder auf die Probe zu
stellen und damit notwendigerweise zu strapazieren.
Doch es ist wohl nötig.

9. Gleichwohl sollte das Leitbild einer stetigen,
mittelfristig orientier'ten Finanzpolitik und das Ziel
einer Bewahrung des für die öffentlichen Haushalte
erreichten Konsolidierurrgserfolges nicht aus den
Augen verloren v{erden.

10. Dem würde entsprechen, vor allem auf der Aus­
gabenseite - der öffentlichen Haushalte das Krite­
rium der Stetigkeit im Vordergrund' zu behalten.
Eine vorübergehende zusätzliche Expansion der
Staatsausgaben zur Aufblähung des Einkommens­
kreislaufs ist vermutlich beschäftigungspolitisch nicht
besonders wirksam, jedenfalls nicht nachhaltig; sie
ist zudem gar nicht einmal leicht zu realisieren. Eine
dauerhafte massive Erhöhung der Staatsausgaben
hingegen wäre fiskalisCh und volkswirtschaftlich
wohl die teuerste Variante der Beschäftigungspolitik
und würde überdies die deutlichste Abkehr von der
Politik der vergangenen .Jahre bedeuten. Zum Pro­
gramm sollten nur Ausgaben gehören, deren struk­
tur- und wachstumspolitische Bedeutung sie als be­
sonders dringlich erscheinen läßt.

11. Auch auf der Einnahmenseite der öffentlicheIl
Haushalte würde die Einpassung des Programms in
ein Konzept ,der mittelfristigen Ori.entierung ;verlan­
g-en, daß die Maßnahmen, obwohl sie aus Gründen
der vVirksamkeit prinzipiell auf Dauer angelegt sein
müssen, keine neue Konsolidierungsproblematik für
die Zukunft schaffen. Dies wäre dann der Fall, wenn
die Maßnahmen

- entweder die Konsolidierung des Haushaltsdefi­
zits, das sie zunächst hervorrufen werden, gleich­
sam in sich tragen, indem sie ein höheres vVCj.chs­

- tum des Produktionspotentials bewirken,
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- oder kein größeres Defizit hervorrufen, als in~

nerhalb weniger Jahre" aus der Entwicklung des
-:.A.ufkommens der progressiv wirkenden Steuern
konsolidiert werden kann.

Der Spielraum der für solche :Yfaßnahmen besteht, ist
nicht. gering. Er dürfte sogar größer sein, als dem
Programmvolumen, das im Zusammenhang mit Vor­
entscheidungen öffentlich genannt worden ist, ent­
spräche..

12. \Vas die diskutierten ;Varianten "einer Steuer­
senkung anbelangt, so halten wir die Unterschiede
·von der konjunkturellen vVirksamkeit her für weni­
ger gravierend als von der Verteilungsseite. Als'
entschei-dend soUte daher wohl angesehen w'erden,
daß die 'Möglichkeiten für Steuersenkungen um so
vOllständiger ausgeschöpft werden könnten - im
Vorgriff gleichsam -, je näher die.jetzt zu gewäh­
renden Steuervorfeile --:in ihrer Verteilung auf die
E.inkommensgruppen dem entsprechen, ,vas mit der
demnächst anstehenden Reform des Einkommen­
steuertarifs angestrebt wird.

13. \Vas die gesetzgeb.enden Körperschaften an
:\1aßnahmen beschließen werden, ~ollte den gesamt­
wirtschaftlich möglichen Rahmen wohlgemerkt

nicht nur auf der Nachfrageseite - ausschöpfen,
weil ein kräftiger Impuls nötig ist, aber auch weil
vermieden werden müßte, daß unmittelbar nach der
Verabschiedung-mit auch nur eini!;!er Aussicht auf
Erfolg zusätzliche Maßnahmen gefordert werden
können-und so wieder neue Unsicherheit geschaffen
wird. Denn Vertrauen auf Konsistenz und Konstanz
der 'Wirtschaftspolitik ist eine notwendi~e Bedin­
gung .für deren Erfolg.

14. Eine wesentliche Komponente der "Wirtschafts­
politik haben Regierung und" Parlament nicht in der
Hand: die lohripolitischen EntscheiClungen. Deutlich
werden müßte deshalb, daß der Ste.at mit der Ver­
abschiedung eines neuen Maßna"trnenpakets den
Tarifparteien die Einsichf abverlangt, daß die Maß­
nahmen nicht nur unwirksam "\verden, sondern we­
gen.der dann dauerhaften fiskalischen Lasten sogar
schädlich wirken, wenn sie nicht yon einer Lohn­
politik begleitet werden, bei der ausreichend viele
Arbeitsplätze wettbewerbsfähig sind. Dies gil.t un­
beschadet dessen, daß weiterhin. versucht" werden
muß, durch zukunftsorientierte Stnkturpolitik die­
Schwierigkeiten zu mildern, die bei nem erreichten
Reallohnniveau der Annäherung c,n einen hohen
Beschäftigungsstand entgegenstehen.
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V.
Stellungnahme zu Problemen der Energieversorgung, die der

Vorsitzende des Sachverständigenrates für die Anhörung
des Ausschusses für Wirtschaft des Deutschen Bundestages

am 17. und 19.' Okt0l:?er 1977 in Bonn abgegeben hat

(Dem Ausschußvorsitzenden am 5. Oktober 19'1t übermittelt)

A. Vorbemerkungen

1. Energiepolitische Entscheidungen müssen trotz
unzureichender Information getroffen werden. Un­
sicher sind nicht nur die Schätzungen über die Ri­
siken der Kernenergienutzung, die Aussagen über
die vVahrschelnlichkeit einer plötzlichen internatio­
nalen Energiekrise durch \Villkür anderer Staaten
(wie 1913), unsicher sind auch unsere Kenntnisse
über Vorgänge, die sich allmählich vollziehen und
die uns der Art nach eigentlich vertraut sind, nämlich
die Entwicklung des Energieangebots und der Ener­
gienachfrage, die Reaktion und der Einfluß der Ener­
giepreise hierauf, die wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen rascher und starker Energiepreisän­
derungen. "Wir sind nicht ohne "Wissen hierüber,
doch es gibt keine Gewißheit, und der Streit der
E;x:perten, die mit Schätzungen auf der Basis unter­
schiedlicher aber je für sich plausibler Annahmen
aufwarten, wird andauern.

"Allerdings hat sich die Offentlichkeit von der Un­
sicherheit der Grundlagen für eine rationale Ener­
giepolitik durchaus linterschiedlich beeindrucken las­
sen. Der "größte anzunehmende Unfall" in einem
Kernkraftwerk sowie ganz allgemein die möglichen
Gefahren einer atomaren, Belastung von umwelt
und Gesellschaft haben die Vorstellungskraft der
1vlenschen so stark angesprochen, so elementare
Ängste mobilisiert, daß demgegenüber die überaus
geringe 'Wahrscheinlichkeit eines katastrophalen
Ereignisses kaum ins Gewicht zu fallen scheint.

Umgekehrt ist die Vorstellungskraft nur wenig zu
f.esseln gewesen durch die möglichen schlimmen
Folgen wirtschaftlicher, sozialer, gesellschaftlicher
Art, die aus einer Energieverknappung, die die
Volkswirtschaft unvorbereitet trifft, erwachsen kön­
nen. Zu komplex sind hier vermutlich die 'Wirkungs­
zusammenhänge, zu wenig ereignishaft ist das Er­
gebnis, "" als daß sich eine breite" Bewegung iil der
Bevölkerung dagegen richtete. Erst die anhaltende
Arbeitslosigkeit hat die Gewichte etwas korrigiert.
'Weit verbreitet ist aber !lach wie vor die Neigung,

" s1ch hier - anders als beim Kernenergierisiko - zu
beruhigen nach dem lvfuster: "Die Experten wissen
es auch nicht genau. Es wird schon nicht so schlimm
kommen." Gewiß, die Urteile der Experten gehen
auseinander. Es ist ilicht mit an Sicherheit grenzen­
der \Vahrscheinlichkeit"zu sagen, daß es ohne Kern­
energie keinen Ausweg gibt, namentlich nicht, wenn
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man die Möglichkeit einer verstärkten Nutzung der'
Kohle berücksichtigt. Aber es ist auch niemand da,
der bestreitet, daß die \VahrscheinIichkeit einer
schlimmen Energiekrise um etliche Zehnerpotenzen
größer ist als die des "größten anzunehmenden Un­
falls" in einem" Kernkraftwerk. Daß dies so ist, er­
gibt selbstverständlich noch kein Urteil zugunsten
der Kernenergie. Aber es darf auch nicht ohne wei­
teres "l,inausweichIichkeit einer Energie~rise" ver­
langt werden, bevor man bereit' ist, aas Restrisiko
der Kerntechnik in Kauf zu nehmen.

2. EnergIepolitik ist nötig - weil die Möglichkeit
schwerwiegender Fehler des !vlarktsystems in die­
..em Sektor wegen der gesamtwirtschaftlichen Rück­
\drkungen nicht einfach hingenommen \verden kann.
Dies gilt allgemein als unstreitig.

Andererseits: En,ergiepolitik erzeugt auch Marktver­
sagen; so schafft sie sich teilweise selbst den Be- ­
darf, für den sie tätig ist. Nm energiepolitischen
Maßnahmen werden die Marktdaten in vielfältiger,
oft durchgreifender VVeise verändert. Die massive
Förderung der Kerntechnik in den" führenden lndu­
strieländern bedeutete notwendiger"weise zugleich
eine Verschlechterung der lvfarktchancen anderer
nicht geförderter Forschungslinien. Ylaßnahmen, die
gegen die Marktkräfte Energiepreise niedrig halten,
behindern marktbestimmtes Einsparen lind neues
Angebot. Es gibt viele Beispiele mehr.

In gewissem Umfange ist dieser Konflikt wohl un­
vermeidlich. Auch steht der Kurs der EnergiepoIitik
nicht voll "zur Disposition eines einzelnen Landes;
wichtige energiepoIitische Daten werden internatio­
nal gesetzt. Doch ein Irrtum wäre es"- und die
Versuchung hierzu ist groß -, würde man aus der
unbestrittenen Tatsache, daß Energiepolitik nötig
ist, schließen, der Staat habe hier eine umfassende
Gestaltungsaufgabe - die Verantwortung für das
richtige Gesamtangebot, den richtigen Beitrag je­
des Energieträgers. die richtigen Energiepreise, den
richtigen Verbrauch aller Sektoren usw. All dies
richtig zu machen, fehlen dem 'Staat einfach die In­
formationen, und sie werden ihm auch künftig feh­
len. Zumal für ein"e EnergiepoIitik, die auf quantita­
tive FestIegungen abzielt, gibt es offensichtlich noch
aus keinem Lande Erfolgsnachrichten. "

3. Energiepolitik ist gegenwärtig vor allem moti­
viert
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(1) durch die Gefahr einer weltweiten Energiever­
knappung schon im nächsten Jahrzehnt,

(2) durch die Gefahr der ·Wiederholung einer inter- ­
"national~n .Energiekrise aufgrund der ·Willkür
wichtiger Üeferländer,

(3) durch die Gefahr eines nationalen Energieeng­
passes für den FaÜ einer weiteren Behinderung
des Angebots an Kernenergie..

Die erste Gefahr stellt die Aufgabe

- die Gesamtnachfrage nach Energie einzuschrän­
ken,

- zusätzliches Angeböt an Energie aus Energie­
_ trägern hervorzulocken, die für absehbare Zeit

in der \Velt ausreichend zur Verfügung stehen.

Kein Land kann allerdings hoffen, allein aufgrund "
eigener Anstrengungen der Engpaßgefahr zu ent­
gehen. Selbst wenn etwa die Bundesrepublik ihre
Abhängigkeit 0 von Energieeinfuhren "um mehr~re

Prozentpunkte senken könnte, wäre sie doch· von
den Folgen einer weltweiten Verknappung in nur
wenig" verringertem Maße betroffen, -zumaldiese
Folgen nicht auf den Energiesektor beschränkt blie­
ben. Einer weltweiten Energiekrise muß durch koor-

o dinierte oder- spontan gledchgerichtetete Aktionen
aller wichtiQen Länder vorgebeugt werden.

Die z\veite Gefahr - eine von bestimmten Liefer-
"ländern willkürlich ausgelöste Energiekrise- stellt
in der Hauptsache die gleichen Aufgaben wie die
erste, legt jedoch darüber hinaus nahe, in gewissem
Umfange bei der Energieeinfuhr vorbeugend ver­
stärkt auf Länder mit weniger unsicherer Lieferbe-

reitschaft umzuschalten u.nd im übrigen durch Vor­
räte·die Folgen einer a]s vorübergehend angesehe­
nen "Verknappung zu .mildern. Insoweit. sih.d die
MÖglichkeiten -der nationalen Energiepolitik hier

"etwas größer.

Auch die dritte Gefahr - nationaler Energieeng­
paß - erfordert eigentlich kein anderes Konzept.
Nur wenn man diese Gefahr für sich allein nimmt,
die beiden anderen also vernachlässigt,' kann man
zu dem Schluß kommen, bei unzureichender Energie- "
einsparung ·und· Energieträgersubstitution könne
man gleichwohl auf 'mehr Kohle- oder Kern­
energienutzung verzichten und statt dessen auf ver­
mehrte 01- und Erdgaseinfuhr setz~n.

Konkret bedeutet das für die Bundesrepublik auf der
Nachfrageseite möglichst breit angelegte' Eindäm-,
mung, auf der AngebotsseHe hinsichtlich der Strom­
versorgung für das nächste Jahrzehnt in erster
Linie die Entscheidung zwischen einem weiteren
AusbaudeJ: Kernkraftwerkskapazität und der Kohle­
kraftwerkskapazität und hinsichtlich des gesam­
ten Primärenergiebedarfs die Verminderung des
AntE!ils des Erdöls - und· längerfristig auch des
Erdgases - zugunsten solcher"Energieträger, die bei
erträglicher Umweltbelastung eine dauerhafte Si­
cherheit der Versorgung bieten und die. Importab­
hängigkeit von politisch" labilen Gebieten vermin­
dern.

'4. Ins Instrumentelle gewendet: Die Aussage: ,,'Ne­
gen jener drei Gefahren sind energiepolitische Ein-

griffe nötig" ist marktwirtschaftlich gesehen iden­
tisch mit der Aussage: "Die gegenwärtigen oder die
erwarteten Energiepreise sind zu n:edrig." Denn in
diesem Falle bleiben die· vom Markt erzwungenen
AnstrengungelJ.. Energie zu sparen und zusätzliches
Angebot zu mobilisieren, unzureichend. Daß es sich
so verhält, dafür spricht, daß die gegem-v-ärtigen
Energiepreise eher noch durch eine Marktsituation
mit uberkapazitäten bestimmt sind, die künftigen'
rvfarktbedingungen sich in ihnen aiso nicht ausrei­
chend niederschlagen. end die Ber.:mschaft, gleich­
wohl schon heute, Dispositionen auf die Erwartung
zu gründen, daß die Energiepreise in einigen Jah­
ren wesentlich höher sein werden, ist- beeinträchtigt

a) durch die 'Unsicherheit, ob die staatliche Energie­
politik hierzulande und anderswo starke Energie­
preissteigerungen zulassen und nicht statt des­
sen Zuflucht bei einem vielfältiuen Interventio-..
nismus suchen werde, sowie

.b) durch die Unsicherheit der Schätzurteile über. die
Größe der \Vahrscheinlichke~t einer baldigen
Engpaßsituation.

\Ver das Problem so sieht, muß im Prinzip eintreten
für eine - vorläufig kÜnstliche - allgemeine Ver­

. teuerung der Energie, wobei

-'-- Anbieter von Energie aus Energieträgern, die
künftig vermehrt genutzt werden können und
vermehrt genutzt werden sollen, den Mehrerlös
hehielten, während

- Anbieter von Energie aus Energieträgern, die
nicht" vermehrt genutzt werden können oder nicht
vermehrt genutzt werden sollen, den Mehrerlös
an den 'Staat abzufuhren ·hätten.

Der v'Veg wäre der einer Besteueru:lg von Energie,
die von der zweitEm: Gruppe von Anbietern gelie­
fert wird.

Diese" Sond(!rbesteuerung eines greßen Teils der
Energie, die gegebenenfalls allmäh:jch zu, steigern "
wäre, könnte und müßte in dem Maße wieder ab­
gebaut werden, wie sich die Marktpreise· von selbst
einem Niveau nähern, das unter Berücksichtigung
der Kostensituation bei der Kutzung reichlich vor­
hap.dener Energieträger eine stetige Ent\:,ricklung er­
warten läßt.

Die 'Ratio dieser Politik läge, darin, rechtzeitig und
allmählich eine Anpassung an künftige M-arktfiedin­
g-ungen herbeizuführen. Die Markt\virtschaft hat sicj.l
immer wieder als flexibel erwiesen, selbst, gegen­
über einschneidenden Anderungen der Jvlarktdaten,
wenn sich diese )\.nderungen allrriählich vollzogen
und einigermaßen vorhersehbar waren. Die Volks-'
wirtschaft auf weniger Energieverbrauch oder neue
Energieträger umzustellen, ist möglich. Gefährlich
ist, ihr zuzumuten, dies abrupt zu leisten.

5. Prinzipiell fragwürdig ist eine Energiepolitik'des
punktuellen Interventionismus. Soll Energie. gespart
werden, ....-eil. davon auszugehen ist, daß deren
Knappheit im aktuellen Preis nicht voll zum Aus-·
druck kommt. so muß dafür gesorgt werden, daß
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dort gespart wird, wo dies zu den geringsten Kosten
möglich ist. vVo dies der Fall ist, .darüber weiß der
Staat kaum etwas. Er muß die Informationen der
einzelnen Haushalte und Betriebe, deren Findigkeit
und Interesse nutzen, dies herausfinden zu lassen.
Dies aber leistet ein höherer Preis für alle. Den
Rest besorgen die Leute se~bst. Es ist überha,upt
nicht zu sehen, welche Informationen etwa dafür
sprechen, daß es besonders billig wäre, Energie ge­
rade durch wärmedämmeilde _.c\nlagen in \Vohnbau­
teD. zu sparen und gerechtfertigt, solche Energieein­
spa!.ung durch mehrere Subventionsmilliarden zu
fördern. Ahnliches gilt für die Zulage zu energie­
sparenden Investitionen von Unternehmen. Andere
Möglichkeiten könnten ebenso günstig sein oder gar
noch günstiger. Und: warum Energiesparen über­
haupt subventionieren? Auf die Problemursache
zielte eine Belastung des Verbrauchs. Das gleiche
.gilt für 'die Förderung von Anstrengungen zur Ener­
gieträgersubstitution. In beiden Fällen würde ein
höherer 'Preis für Energie den richtigen Anreiz bie­
ten, nämlich weniger zu verbrauchen und mehr'
Energie aus neuen Energieträgern anzubieten. Und
weil ein höherer Preis in beiden Richtungen den
gleichen ..c\nreiz setzte, würde er zugleich eine
kostengerechte Verteilung der Anstrengungen auf
Einsparung einerseits und Energieträgersubstitution
andererseits erwarten lassen.' -

6. Es mag in der gegenwärtigen Situation auf kon­
junkturelle Bedenken stoßen, jetzt eine allmähliche
Anhebung der Energiepreise einzuleiten und gleich­
zeitig die' Subventionen für Energieeinsparung ab­
zuschaffen. Freilich kann man den Beginn der Preis­
steigerung noch ein wenig hinausschieben, hält man
den dann nur aufgesdiobenen Bedarf an Struktur­
wandel etwas später für leichter zu -bewältigen, ob­
wohl er so auf einen noch kleineren Zeitraum zu­
sammengedrängt würde. Besser ''räre es wohl, wenn
man mit den notwendigen Preiskorre.kturen alsbald
begänne und die Subventionen für Energieeinspa­
rung aus konjunkturellen Gründen für ,eine be­
grenzte Zeit be~behielte.

7. Es gibt nur einen gravierenden Einwand gegen
eine energiepolitisch !llotiv"iE?rte und etwa steuerli'ch
bewirkte Verteuerung ep.gpaßverdächtiger Primär­
energieträger: Die Rückwirkungen auf den Außen-
handel. -

Eine steuerlich bewirkte Energieverteuerung wäre
ja kein vollwertiger Ersatz für eine vom Ylarkt, hier
vom 'Weltmarkt, bestimmte Preiserhöhung. Letztere
würde im Prinzip alle Nachfrager gleichmäßig tref­
fen. Eine nationale Besteuerung der Energie hin­
gegen belastete zwar auch importierte Energie, je-

, doch schon nicht mehr etwa Derivate des- Mineral­
öls und allgemein nicht den Energiegehalt aller ein­
geführten \\Taren. Umgekehrt wären alle exportier­
ten 'Waren nach Maßgabe der Energieintensität ihrer
Herstellung kostenmäßig benachteiligt. Die durch­
schnittliche Kostenbelastung -durch nationale Ener­
gieverteuerung wäre zwar über den vVechselkurs
bzw. andere national bestimmte Komponenten des
Kostenniveaus, namentlich die Löhne, auszugleichen,
doch die differenzierende 'Wirkung der Belastungs-
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unterschiede bliebe. Nur €ün hochkompliziertes und
jedenfalls kaum in Betracht zu ziehendes System
steuerlicher Ausgleichsmaßriahmen für den inter­
nationalen Handel könnte diesen Effekt aufheben.

Nun kann man geltend machen, daß bei einer Ener­
gieverteuerung aus nationalem Interesse eine Be-

- einträchtigung der \Vettbewerbsfähigkeit energie­
intensiv hergestellter Produkte (die ja eine Begün­
stigung energieextensiv hergestellter Produkte zur
Folge hat) niCht beklagt werden dürfe, sondern im
Grunde nur der Kie'derschlag dessen, sei, was ge­
wollt ist: Einsparung von Energie. Doch zumindest
in den Fällen, in denen eine nationale BelastUI~,g des
Verbrauchs bestimmter Energieträger teih'..-eise durch
die Einfuhr von Derivaten ersetzt wird, ist dies wohl
kein durchschlagendes Argument. '

Die beste Lösung des Problems läge in einem inter­
national konzertierten Vorgehen bei der zusätz­
lichen steuerlichen Belastung engpaßverdächtiger
Energieträger. '

Die zweitbeste Lösung hieße, eine nationale Be­
steuerung -des Verbrauchs engpaßverdächtiger Ener­
gieträger so global wie möglich anzusetzen, jedoch
bestimmte hochsensible Produktgruppen von der
Steuerlast freizustellen.

8. Gegen eine steuerliche Belastung - bestimmter
Energieträger wird auch geltend gemacht, daß das
OPEC-Kartell hierauf vermutlich mit zusätzlichen
Preissteigerungen antworten würde. Das mag so
sein. Die,zuvor skizzierten Probleme würden dann
zwar geringer, die Probleme der internationalen
Einkommensverteilung und vor allem der Zahlungs­
bilanzen jedoch noch größer. Zu fragen ist aller­
dings, ob -die Industrieländer einer solchen, Kraft-

,probe auf die Dauer überhaupt ausweichen können.
Kommt es zu der weithin erwarteten weltweiten
Energieverknappung, ,so werden die Verbraucher­
länder versuchen müssen, das Zuteilungsproblem in
bezug auf die rar gewordenen Energieträger teilweise
zu internalisieren, d. h. steuerlich zu lösen. Das Zu­
teilungsproblem allein den Knappheitsrenten der
OPEC-Staaten anheimzugeben, würde vermutlich
völlig unlösbare Pr~bleme der infernationalen Ein­
kommens- und_ Vennögensverteilung bz\'..-. der Ver­
schuldung aufwerfen.

9. Auch diese Perspektiven geben noch einmal An­
laß zu der Mahnung,.....das Energieproblem in der
Bundesrepublik was' die Kapazitätsplanung angeht,
nicht allein unter dem provinziellen Blickwinkel
deutscher Energiebilanzen zu sehen. Eine noch so
spitz projektierte Energiebilanz für die Bundes­
republik der späten SDer Jahre wird ökonomisch völ-_
lig uninterpretierbar, wenn mit,der Möglichkeit ge­
rechnet werden muß, daß es bif; dahin noch einmal
zu einer alpreisexplosion kommt.

Selbst eine Strategie, Kernkraftwerke unter' dem
Vorbehalt zu bauen, daß die Betriebsgenehmigung
versagt wird, wenn die Sicherheitsprobleme bis da­
hin nicht befriedigend gelöst sind, erscheint sehr
viel we~iger riskant als eine Energiepolitik, die an
die Hoffnung gefesselt wird, es werde zu schlimmen'
Engpässen schon nicht 'kommen.
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B. Zu Einz~lfragen

ad I, 1.

vVird ein energiepolitischerZeithorizont bis zum
Jahre 2000 für erforderlich gehalten?

Ja, aber nicht im' Sinne staatlich zu planender Pro­
duktionskapazitäten, sondern im. Sinne des Spiel­
raumgebens für die Planung der Unternehmen der
Energiewirtschaft oder der rechtzeitigen Stimuhe­
rung zur Einsparung und Substitution aus Vorsorge.

ad I,' 2.

Sind in .der Zukunft Verschiebungen in der Ziel­
hierarchie zwischen Struktur-, vVachstums- und
Energiepolitik denkbilr und wünschenswert?

'a) Von -den Zielen der 'Wirtschaftspolitik her ste­
hen diese drei' Politikbereiche nicht nebenein­
ander.

Strukturpolitik ist entweder vVachstumspolitik
oder VerteilungspoIftik.

- -Strukturpolitik als vVachstumspolitik zielt.
darauf ab, 'die Bedingungen zu verbessern,
unter denen die-Menschen - Einzelne, Grup­
pen, die Gesellschaft im ganzen - ihre Pläne
verwirklichen können, das heißt Bedürfnisse
befriedigen, die ihnen dringlich genug er­
scheinen, um dafür' arbeiten zu wollen. So
gesehen ist wirtschaftliches \Vachstum -=- und
das ist typiscl). für die Marktwirtschaft' - von
vornherein nicht allein quantitativ (Maximie­
:rung des Sozialprodukts), sondern 'auch quali­
tativ (Optimierung der ProdJ,lktionsstruktur,
der Arbeitshedingungen und der Arbeitszeit)
definiert. ZU den Bedürfnissen, um deren op­
timale Befriedigung es, geht, gehören auch
eigene oder fremde künitige Bedürfnisse.

Strukturpolitik als Verteilungspolitik zi~lt

darauf ab, die :\1arktbedingungen so zu ver­
ändern, daß das, was als verteilungsgerecht
angesehen wird, zugleich als Marktergebnis
erwartet werden kann.

Energiepolitik ist allemal und'zu allererst vVachs­
tumspolitik. Ihre Hauptaufgabe liegt darin, in
einem wichtigen Teiloereich der \Vi:itschaft da­
für zu sorgen, daß·wahrscheinliche oder mögliche
künftige Marktbe.dingungen in angemessener
\Veise schon heute ins Kalkül genommen werden.

bf vVachstgmspolitik und VerJeilungspolitik stehen
in sehr vielen Fällen im Konflikt, miteinander.
Wohl in allEm demokratisch organisierten Indu­
striestaaten, hat es vVachstumspolitik immer
sch,v-erer, ihre Ziele gegen egalitäre Tendenzen'
der Verteilungspolitik durchzu.setzen. Das ist so,
obwohl eine Vvirtschaftspolitik, die das wirt­
schaftliche" vVachstum vernachlässigt, vor allem
anderen unsozial ist. Denn es sind die breiten
Massen, für die wirtschaftlicher Erfolg in 'erster
Linie in der Teilhabe am allgemeinen Einkom-

menswachstum besteht. Hingegen tritt für die
Begabteren,- die Vermögenden, die sonstwie Be­
gunstigten 'diese Teilhabe am allgemeinen Ein­
komm~mswachstum eindeutig zurück gegenüber
der, Chance, im wettbewerbsbestimmten Lei­
stungsstreben. am :Ylarkt Erfolg zu haben; sie
hätten vermutlich ungeschmälerte Lebenschan­
cen auch in einer im ganzen stagnierenden \Virt­
schaft.

'c) \VirtschaftIiches 'Wachstum in quantitativem Sin­
ne bekommt insoweit eine sel1Jstängige Bedeu­
tung als die öffentllchen Aufgabe::l (einschließlich
der sozialen Sicherung) stark wachsende finan':
ztelle)vIittel erfordern und d~ese ::licht durc:h eine
weitere Erhöhung d'er staatlichen Abgabenquote
(einschließlich SQzialabgal>en) beschafft werden
können, ohne die Leistungsanreize und damit wie­
derum die Basis dessen zu gefährden, von dem
die Abgaben erhoben werden sollen.

d) In einem ganz einfachen Sinne Ist 'Wachstums-­
politik zugleich Vollbeschäftigungspolitik. Sie
ist es, 'indem sie auf der Seite der- Produktions­
möglichkeiten dafÜr sorgt, daß elle, die es der
Mühe wert finden, um eines fairen Ertrages w'il­
len zu arbeiten, die Möglichkeit dazu erhalten
können. Für die nächsten Jahre steht dies sogar
im Vordergrund aller Aufgaben der \Virtschafts­
politik. Denn die gegenwärtigeWirtschaftslage
ist nicht nur unbefriedigend, weil vorhandene
Produktionsmöglichkeiten unzureichend genutzt
werden, sondern auch ---,- und dies ist mittelfri­
stig das großere- Problem .- weil in erheblichem
Umfange zusätzliche Produktionsmöglichkeite!?-,
Arbeitsplätze alSo, geschaffen w'erden müssen,
wenn Vollbeschäftigung wieder m5glich sein soll.

e) Energiepolitik hat-es mit' einer der Vorausset­
zungen wirtschaftlichen vVachstums zu tun. Auf
längere Sicht ist der Zusammenhang zwismen
Energieversorgung und vVirtso:haftswachstum
zwar nicht derart,' daß ein bestimmtes Produk­
tions- und Konsumniveau ein bestimmtes Ener­
gieangebot voraussetzt. Hier gibt es' sicherlich
vielerlei Anpassungsmöglichkeifel.l, die bei ent­
sprechenden Energiepreisen auch genutzt werden.
Aber zweierlei muß man sehen. Erstens: Der An­
passungsprozeß braucht Zeit. Und zweitens: Stei­
gende Marktpreise-für Energie indizieren selbst­
verständlich, daß von dei Energieseite ein nega­
tiver Einfluß auf das Produktions- und Einkom­
menswachstum ausgeht; mehr Ressourcen müs­
sen für die Bereitstellung einer be;;timmten Ener­
giemenge aufgewendet werden, steheri also nicht
für eine sonst mögliche zusätzlichE! Güterproduk­
tion zur Verfügung:.

f) "Vas leicht vernachlässigt wird: Eine Volkswirt­
schaft auf eine l1iedrigere Rate des wirtschaft­
lichen- vVachstums umzustellen, ist nicht allein
und vielleicht nicht einmal in erster Linie" ein im
engeren- Sinne ökonomisches ProblelIJ-. Auf dem
Reißbrett, auf dem allein die ökonomischen .Zu­
sammenhänge des Mar-ktsystems 'berücksichtigt
werden, lassen sich verhältnismä!3ig leicht Mo-.
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dellabläufe entwerfen, nach denen über Arbeits­
zeitverkürzung, Dämpfung des allgemeinen Ein­
kommenswachstums, Einschränkung staatlicher
Leistungen, weniger Vermögensbildung im Aus­
land (geringere Leistungsbilanzüberschüsse) eine
Einschränkung des Produktionswachstums dur:ch­
aus m.öglich erscheint. Soll eine solche Umstel­
lung allerdings ohne enorme Friktionen vor sich
gehen, müßte die Bevölkerung in der Breite da­
für gewonnen werden. Angesichts des heute noch
vorherrschenden breiten Drucks der Ansprüche
auf mehr Einkommen, mehr Staatsleistungen,
mehr soziale Sicherheit läßt sich kaum konsta­
tieren, daß ein solcher -Wandel der Einstellung
zur materiellen vVohlstandssteigerung schon voll
im Gange wäre. Die Energieverteuerung auf­
grund der Olkrise 1.973/-14 hat im Gegenteil deut­
lich gemacht, und zwarln allen Industrieländerri,
wie schwer es ist, auch nur die volks,virtschaft­
lichen Einkommenswirkungen einer offensichtlich
von außen kommenden Störung zu verkr.flften;
überall wurden Ausgleichs-ansprüche geltend ge­
macht, die sich noch heute teilweise als Beschäf­
tigungsprobleme, teilweise als Stabilitätspro­
bleme auswirken.

Eine Energiepolitik, die sich heute entschlösse, zur
Vermeidung be;;timmter Risiken -der Volkswirt­
schaft die ~utzung der Kernkraft weitgehend
zu verweigern und um dessentwillen nötigenfalls
eine entsurechenae \Vachstumseinbuße in Kauf-­
zu nehm~n; müßte also setzen können auf die
Bereitschaft und Fähigkeit der Politik im ganz­
zen, die allgemeine Inflation der Ansprüche viel
wirksamer als bisher einzudämmen.

Und ebendies sinnt ja den \VirtschaftspoIitikern
ein großer Teil derjenigen an, die eine energie­
politische Festlegung gegen die Kernenergie ver-

.-i-angen, und zwar offensichtiich nicht nur _auf­
grund von Risikoüberleg:ungen im Zusammen­
hang mit dem Kraftwerksbau. Sie halten aus
allgemeinen -Erwägungen eine Korrektur bei dem
Ziel "materielle vVohlstandssteigerung" für an­
gebracht und sehen wohl, daß vermutlich nur dies
zusammen mit den bekannten Risikoüberlegun­
gen ausreichen könnte, restriktive Festlegungen
der -Energiepolitik zu rechtfertigen. Ihre Koali-.
tion mit -den verständlichen -Angsten angesichts
einer noch nicht voll beherrschten Technik und
mit den Interessen derer, die selbst auf sorgfältig­
ausgewählten Standorten Kernkraftwerksbauten
-und auch Kohlekraftwerksbauten - ihr nach­
barschaftsrechtliches Nein entgeg~nsetzen, mag
man beklagen. Durchbrechen läßt sich diese Koa­
lition wohl nur, wenn klargemacht wird, daß es
bei den anstehenden energiepolitischen Entschei­
dungen nur im Vordergrund allein um die Ener­
giewirtschaft und deren RIsiken geht, im Kern
jedoch um weichenstellende Vorentscheidungen

- über die längerfristigen Zielsetzungen der Gesell­
schaft. Eine bewußte Beengung des SpiE~lraums

für das vVirtschaftswachstum würde den Politi­
kern unausweichlich auferlegen, aus der Minder:
heit der Bevölkerung, die dies schon heute will,
durch Uberzeugungstätigkeit rechtzeitig eine
Mehrheit zu machen.
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ad Ir 3.

-Wie beeinflussen unterschiedlich strukturiertes _wirt­
schaftliches vVachsj:um und sich ändernde Verbrau­
chergewohnheiten langfristig die Energienachfrage?
a) vVie sind im Rahmen -der denkbaren Maßnah­

men zur Verbesserung der rationellen und spar­
samen Energieverw-endung die Einwirkungsmög­
lichkeiten über.marktbedingte oder administrier­
te Preisänderungen, über staatliche Ge- und Ver­
bote oder über finanzielle Anreize zu beurteilen?

b) vVie ist der Umfang der Zielkonflikte und Neben­
wirkungen von Einsparmaßnahmen einzuschät­
zen? - -

- c) \Vie sind die Folgen staatlicher Einwirkungen
über Ge- und Verbote zu beurteilen?

d) \Vie können die Konsequenzen staatlicher Ein­
griffe in das Preis- und Tarifgefüge beurteilt
werden?

Marktbedingte oder richtig angesetzte administrierte
Preisänderungen (etwa steuerliche) sind positiv zu
beurteÜen, vor allem wenn sie die Bedingungen, un­
ter denen_ die Haushalte und Betriebe über ihren
Energieverbrauch entscheiden, allgemein und nicht
g~z-ielt (etwa für bestimmte Verbrauchszvlecke) ver­
ändern (Ziffer A,S.).

Finanzielle Anreize haben den N-achteil, daß sie
knappes öffentliches Geld kosten und daher für in
die Breite gehende -:Maßnahmen nicht in Betracht
kommen, sondern zu dem Unfug eines punktuellen
Interventionismus verleiten, und daß sie sich, was
die Definition der Bemessungsgrundlage angeht,
meist nicht problemgerecht gestalten lassen (was ist
Energieeinsparung?) .

_~ ungünstigsten sind Verbote und Gebote _zu be­
urteilen. Hier sind die Kosten d,,:r Einsparung fast

. gar nicht zu kontrollieren. Ein willkürliches staat­
liches erteil über die Dringlichkeit eines Bedarfs
tritt- an die Stelle eines ökonomischen Kalküls. Ver­
bote und Gebote sollten grundsätzlich nur in Not­
standssituationen in Erwägung gezogen werden.

Von Zielkonflikten braucht man dann nicht zu spre­
chen, wenn die Energiepolitik nur lVlarktverzerrun­
gen beseitigt.

ad Ir 4.

Ist für den Zeitraum nach 1985 die Größenordnung
der -Wirkung von Einspargesetzen und sonstiger
staa~licherMaßnahmen zu quantifizieren? . -

Nein. Quantitative Ziele ließen sich nur im vVege
des Trial and Error erreichen. Allerdings: Quanti­
tative Ziele sollten die Energiepolitik auch gar nicht
leiten, sondern das Prinzip einer allmählichen An­
näherung an Energiepreise, zu denen auch künftig
"ausreichendes" Angebot möglich und hinreichend
wahrscheinlich ist. Ausreichend ist das Energiean­
gebot, wenn bei _stetiger Nachfrageexpansion ein
plötzliches, steiles Ansteigen des Gleichgewichts­
preises nicht vorkommt.

Im übrigen: In bezug auf eine krisenhafte Zuspit­
zung in ~der \Veltenergiesituation ist Vorsorge
durch allein nationale Einsparung nicht möglich.
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ad I, 5.-

vVelche Hindernisse sehen Sie bei der wirtschaft­
lichen Durchsetzung neuer.Technologien zur ratio­
nelleren Energieverwendung?

Auf längere Sicht vor allem die Behinderung ausrei­
chend hoher Energiepreise..

ad H, 1.

\Velche Folgewirkungen könrj.en sich aus energie­
politischen Beschlüssen der Bundesrepublik Deutsch­
land für andere Länder ergeben? \\Telche Verände­
rungen im Verhalten der Lieferländer sind denkbar?

Siehe unter Ar 8.

ad 11, 2.-

·Welche außen-, handels- und marktpolitis~henVer­
änderungen sind durch die voraussichtliche Ent­
wicklung der \Veltenergiemärkte zu erwarten? \Ye.!­
che ·Wirkungen ergeben sich auf die Bundesrepu­
blik Deutschland? \Nie ist die ·I:.age der Entwick­
lungsländer in diesem Zusammenhang zu beurteilen,
und welche Konsequenzen ergeben sich für den
"Nord-Süd-Konflikt" ?

Zu befürchten ist eine Tendenz ium Protektionismus
und Dirigismus, ein verschärftEr Verteilungskampf

.national und international, all dies verm':ltlich wei-
terhin eingekleidet in das Drängen auf eine neue
\Veltwirt.schaftsordnung. Die Bundesrepublik wäre
wegen· ihrer Außenhandelsabhängigkeit besonders
betroffen. -Verständlich sind .aber auch die Sorgen
der Entwicklungsländer, die sie auf mehr Hilfe drän­
gen lassen. Zv,ar nicht dem Betrage, ·wohl aber
dem Anteil nach, zu dem die Oleinfuhrrechnung ihre­
Exporterlöse aufzehrt, w~ren sie von einer weiteren
Energieverteuerung am härtesten betroffen. Sie
können überdies selbst nur wenig zur Vorbeugung
tun, sind fast ganz darauf angewiesen, daß die Indu­
strieländer durch Energieeinsparung, ,durch ::--Tutzung
der Kernenergie oder die :Ylobilisierung anderer
Möglichkeiten der Eriergieträgersubstitution dem
drohenden Engpaß entgegenwirken.

Prinzipiell handelt es sich zwar um Anpassungs­
probleme, da- wohL allemal bei einem endlichen Preis
Substitution und Einsparung ausreichend möglich
sind· doch es ist das Prinzip der Allmählichkeit, das
den' Anpassungsprozeß r~gieren muß, weIin die
Friktionen.in erträglichen Grenzen gehalten werden
sollen. Das gilt noch verstärkt für jene Entwick­
lungsländer, die ihren Lebensstandard wegen der
)Jähe zum Existenzminimum auch nicht vorüber­
gehend senken können.

ad H, 3.

In welchem Umfang sollten die einzelnen Energie­
träger ihren Beitrag zur zukünftigen Energiever­
sorgung leisten? \Velche Fo!gerungen sind allge­
mein aus Umfang und Verteilung der fossilen "Yelt­
energievorräte zu ziehen? \Vie sind die Erdgasvor­
räte der ·Welt jetzt einzuschätzen, und welche Fol­
gerungen ergeben sich aus der regionalen Verteilung
der vVelterdgasvorräte?

Die Energiepolitik sollte in der Regel nicht darauf
abzielen, einzelnen Energieträgern .feste Versor­
gungsbeiträge zuzuweisen. Informationen über. das
mögliche künftige Angebot.bei einzelnen Energie­
trägern sind allerdings wichtig für Entscheidungen
darüber, bei welchen Energieträgen. rechtzeitig· für
eine Eindämmung~des Verbrauchs, beispielsweise
durch Steuern, gesorgt werden muß und bei welchen.
nicht. ·Wie in diesem Sinne die Situation bei den
fossilen Energieträgern im einzelnen zu 'beurteilen
ist, darüber hat der Sachverständig.:!nrat kein eige­
nes Grteil.

ad III, 1.

'Was spricht für -die Annahme, daß mittel- und lang­
fristig mit einer sogenannten Entkopplung (Verän­
derung des Energiekoeffizienten) . zwischen wirt­
schaftlichem ·Wachstum und Energiebedarf gerech­
net werden kann?

Die Kopplung zwischen ·Wachstum des Sozialpro­
dukts und Energieverbrauch war auch in der Ver­
gangenheit nicht stramm. Die Abhängigkeit d~s

Energieverbrauchs von Produktion und Einkommen
ist überlagert von Struktureffekten und partiellen'
Sättigungstendenzen, von Einflüssen des technischen
Fortschritts und von der Auswirkung von Energie­
preisänderu.ngen. Die quantitativen Schätzungen,
die über die Einkommensabhängigke5.t und die Preis­
abhängigkeit der Energienachfrage vorli!=gen, sind
recht kontrovers. Enetgiepolitische Vorsorge würde
verlangen, der Energiewirtschaft den Spielrau~ für
eine Ari.gebotsauswei~ungzu geben, bei dem sie
auch unter ungünstigen Annahmen Angebotseng­
pässen reChtzeitig vorbeugen kann, (freilich bei
möglichst weitgehender Anlastung .aEer Kosten). Die
Energiewirtschaft hat hier in der Vergangenheit die
nötige Voraussicht bewiesen.

ad III, 2.

vVelche Konsequenzen· würde es haben, wenn die
Investitionstätigkeit inder Energiewirtschaft, be­
sonders im Bereich der Kernkraft- end Steinkohle­
kraftwerke, weiter verzögert \",ürde?

\Vegen der erwähnten Unsicherheit, vor allem hin­
sichtlich der Entwicklung der Energ:enachfrage, ist
eine eindeutige Ant\'{ort nicht mög:~ich. Nach den
vorliegenden Schätzungen muß man aber wohl
selbst unter günstigen Annahmen fü:: die :Ylitte der
80er Jahre eine Energielücke für so wahrscheinlich
halten, daß es leichtfertig wäre, sich hierauf nicht
einzustellen. Da eine _kurzfristige Anpassung der
Nachfrage an ein unzureichendes Angebot die Elasti­
zität des Marktsystems ohne Zv;eifel überfordern
und unerträgliche Rückwirkungen auf Produktion,
Beschäftigung und Geldwert haben· würde, müßte
die Volkswirtschaft schon bald durch eine kräftige
Energieverteuerung auf diese Möglichkeit eingestellt
werden - immer vorausgesetzt, eine Umstellung der
Kraftwerksplanung . auf mehr Olkraftwerke stehe
vieiterhin nicht zur Diskussion.

Eine Um orientierung auf neue Energieträger würde
ihre \Virkungen nicht mehr so rechtze:.tig haben, daß
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die (Zwischen-)Phase einer stark expandierenden
Kohle- oder Kernenergienutzung unnötig würde.
Dies gilt offensichtlich auch für die ."Welt im Ganzen.

ad III, 3.

Mit welchen Preisanstiegen bei Energie ist infolge
weiterer Verknappung von Primärenergie~zu rech--

-nen, und welche Auswirkungen sind davon zu ~r­

warten, u. a. auch auf die Zahlungsbilanzen?

Preisprognosen für den Fall einer Engpaßsituation
halten wir wegen der. kurzfristig sehr geringen Rea­
gibilität der Energienachfrage in bezug auf Preis­
"änderungen nicht für möglich. Eine Strategie der vor­
sorglichen, allmählichen·- wenn möglich weltwei~

ten ~ Energieverteuerung hätte zum Ziel, die län­
gerfristig durchaus größere Anpassungsfähigkeit der
Energienachfrage und des Angebots von Energie aus
neuen Energieträgern zu nutzen. Auf. die Dauer
werden die Kosten der Kutzung solcher neuen Ener;
gieträger das Energiepreisniveau bestimmen. \Vo es
liegen wird und "\v-ie stabil es sein wird, kann nur
allmählich li-erausgefunden werden, da das Tempo
des technischen Fortschritts nicht prognostizierbar
ist.

ad III, 4.

Inwieweit werden durch Belastungen des Energie­
verbrauchs mit Steuern und anderen öffentlichen
Abgaben im nationalen und internationalen Berelch
vVettbewerbsverzerrungen hervorgerufen und die
unteren Einkommen stärker belastet?

Bei einer gewollten Verteuerung von Energie -kann.
. man, was den nationalen Bereich angeht, von vVett­

bewerbsverzerrungen nicht sprechen. Zur Frage
der \,vettbewerbsverzerrungen im internationalen
Handel sei auf die Ausführungen unter Ziffer A, 7.
verwiesen.

- Die Belastung unterer Einkommen durch eine Ener­
gieverteuerung läßt sich zwar insoweit schätzen, als

-sie aus dem offenen Energieverbrauch "tolgt. Haus­
haltsrechnungen sowie die Einkommens- und Ver­
brauchsstichprobe können hier helfen. Dies wäre
jedoch ein völlig ungenügender Ansatz. Ein großer
Teil des Energieverbrauchs läuft über den Ver­
brauch von Gütern' und Diensten, für die in sehr un­
terschiedlichem Maße Energie bei der Produktion
bzw. Bereitstellung eingesetzt "Terden mußte. Dies
bei der Schätzung von Belastungswirkungen zu be­
rücksichtigen, ist derzeit kaum möglich.

Fraglich ist aber schon, ob die Verteilungswirkun­
'gen energiepolitfscher Maßnahmen bei der Ent­
scheidung uber sie überhaupt ins Gewicht fallen
sollen. Die Neigung, fast jede wirtschaftspolitische
Maßnahme mit Verteilungsforderungen zu befrach­
ten, kann die vVirtschaftspolitik blockieren. Ver.tei­
lungsprobleme sollten abgetrennt und dem dafür
vorhandenen eigenen }Vfaßnahmenbereich zugewie­
sen werden.

ad III, 5.

vVird das Kriterium des Nettonutzens bei der Ein­
sparung von Energie_ ausreichend berücksichtigt?
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Gibt es einen Zielkonflikt zwischen Energieeinspa­
rung und gewissen Umweltschutzmaßnahmen?

Umweltschutzpolitik und Energiepolitik _sind ge­
trennte Politikbereiche mit getrennten Zielen und
getrennten Instrumenten. Daß sich ihre Maßnahmen
in den vVirkungen überschneiden können, wider­
spricht dem nicht. Energiepolitik soll dafür sorgen,
daß beim Energieverbrauch alle mit den volkswirt­
schaftlich richtigen Energiekosten rechnen. Umw"elt­
schutzpolitik soll dafür sorgen, daß bei der Gefähr­
dung der Umwelt alle mit den richtigen volks-'
wirtschaftlichen Kosten rechnen. Ist beides gewähr­
leistet, so ist das 1Vlarktergebnis insoweit in Ord­
nung. Energieeinsparung heißt ja nicht, daß überall
weniger Energie verbraucht werden muß. vVo ein
Bedarf dringender geworden ist, muß er zu Lasten
anderer befriedigt werden. Insoweit ist Umwelt~

schutzpolitik, die in bestimmten Bereichen einen
größeren-Energieverbrauch bedingt, nicht im Kon­
flikt mit der Energiepolitik, sondern im Konflikt .mit
llem Interesse an Energie für andere Zwecke.

ad 11I,-8.

VI/elche Kapazität an Kernkraftwerken .muß bei
einem wirtschaftlichen vVachstum, von

a) 3,00/0, b) 3,5 Ofo, c) 4,0 Ofo unc:I d) 4,5 °/0

-bis 1990 ans Netz gehen unter Zugrundelegung .
eines alternativen Einsatzes von' Kohlekraftwerken,
der Ausschöpfung der vorhandenen. Kapazitäten
und unter Berücksichtigung .der Reservehaltung?
Sind damit die Substitutionsmöglichkeiten für Kohle
ausgeschöpft; wenn nein: vVie stellen sich die preis­
lichen Relationen dar?

_Zu den hier im einzelnen gestellten Fragen hat der
Sachverständigenrat keine Urteilsgrundlagen. Noch
einmal sei jedoch unterstrichen, -d,aß eine Mengen-'
fixierung durch die Energiepolitik, zumal eine
restriktive, sehr problematisch erscheint. Im übri­
gen: Ein "\virtschaftliches \Vachstum von 4,5 vH
sollte nicht von vornherein als ein gerade noch
in Betracht zu ziehender Extremwert angesehen
werden. Für eine Rückkehr zur Vollbeschäftigung
und eine. stetige Entwicklung bei Vollbesch~ftigung

ist jedenfalls bis weit in die 80er Jahre hinein ein
kräftiges "vVirtschaft-swachstum nÖtig, will man
nicht den. vVeg der Arbeitszeitverkürzung gehen.
Denn der Produktivitätsfortschritt wird anhalten
und die Anzahl der Erwerbspersonen wird trotz
sinkender "Zahlen für die Bevölkerung im ganzen
noch längere Zeit zunehmen.

ad III, 14.

Sollte für die Beanspruchung von Umweltgütern"
sÜirker als bisher der -Preis als Indikator und Len­
kungsi~strumentvorgesehen werden? "

Ja, das gilt für Umweltgüter genauso wie für Ener­
gie.

adIV.2.

vVelclle Ein~lüsse gehen von der Energiepolitik an­
derer Länder, insbesondere der USA, auf die Bun­
desrepublik Deutschland aus?
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Die Anstrengungen aller Länder, vor allem der
CSA; werden darüber entscheiden, wann der ener­
giew,irtschaftliche Engpaß, der sich für die Zukunft
abzeichnet, gesprengt wird.

Davon abgesehen wird auch in der Zwisehenzeit
der energiepolitische Spielraum der Bundesrepublik
von der Strategie der anderen mitbestimmt, nament-

,lich von deren Energiepreispolitik. Denn wie er­
wähnt kann man nur bei einigermaßen gleichge­
richteterPolitik hoffen, die rechtzeitige, allmahliche
Anpassung an Energiepreise, die der voraussicht­
lichen Energieknappheit in der vVelt entsprechen,
ohne Auswirkungen auf den Außenhandel zu bewäl­
tigen. '

adIV, 11.

, WIr!,! die L'eistungsfähigkeit des Kapitalmarktes a].1s­
reichen, den Finanz~~darfmittel- und langfristig zu
decken und zu welchen Bedingungen?

Ja. Andere Kapitalnachfrag'er werden verdrängt
w,erden müssen. Die Finanzierungsbedingungen '
,,;erden sich am Markt zeigen (und 'damit dE\r' Ein­
fluß der ungünstiger gewordenen energiewirtschaft­
lichen Bedingungen auf das wirtschaftliche, \Vachs­
tum).~Vorläufig ist auch das internationale Kapital­
angebot reichlich. Das, kann sich jedoch ändern.

,Nichtig ist allemal: Die Investitionsanstrengungen
für die künftige Energieversorgung fallen der
Volkswirtschaft -am leichtesten, wenn,man sie for­
ciert in Jahren, in denen ohnehin das volkswirt­
schaftliche Leistungsvermögen nicht voll genutzt
wird.

ad IV, 13.

Energiekosten weIden Wesentlich von den Maßnah­
men zur Sicherung der Energie beeinflußt. vVelche
Auswirkungen ergeben sich durch Maßnahmen für
eine erhöhte Versorgungssicherheit auf die vVettbe­
werbsfähigkeit der deutschen Industrie auf ,dem
vVeltmarkt'? '

\Vie erwähnt lassen sich Auswirkungen auf den
Außenhandel nur vermeiden, wenn auch die wich­
tigsten anderen Länder im ganzen (nicht notwt;lndi­
gerweise hinsichtlich jeder einzelnen Maßnahme)
eine ähnliche Politik verfolgen.

Doch auch ,\renn eS dazu nicht käme, sollte man,
nicht pessimistisch sein hinsichtlich der vVettbe­
werbsfähigkeit der deutschen Industrie. Daß,hier
im Durchschn:tt ,nichts Schli,mmes passiert, dafür'
würde eine Anpassung der \Ve_chselkurse oder eine'
Anpassung anderer binnenwirtschaftlich bestimm­
ter Kosten sorgen (die Löhne würdea weniger stark
steigen-können als sons't). Die Anpassungsprobleme
einer nationalen Energieverteuerung ergäben sich
aus der unterschiedlichen Belastung der einzelnen
Güter mit Energiekosten (Ziffer A, 7.).

ad IV, 14;

\Vie sind die Exportchancen der Hersteller - ener­
gieerzeugender und sonstiger 'energietechnischer
Anlagen im Zusammenhang mit der gegenwärtigen,
Situation der Energiewirtschaft einzuschätzen?

Ein ins Gewicht fallender Teil der ö,eutschen Indu­
strie hat si,ch hier mit einem staatEch geförderten
Aufviand von vielen Milliarden auf Produktions-,
möglichkeiten spezialisiert, die international zwei- '
fellos exzellente vVachstumschancen haben. Diese
Chancen jetzt auszuschlagen, käme einer Art Be­
rufswechsel gleich, und zwar fast unmittelbar na~h

,Abschluß der Ausbildung. Der Berufsw,echsel eines
Spezialisten aber ist allemal teuer. Die Siemens­
Leute hätten nicht Kernkraftwerksbauer werden
müssen. Aber sie sind es - unter staatlichem Pa­
tronat - nun einmal geworden. Und eine attrak­
tive Ersatztätigkeif ist nicht leicht zu finflen.
Vvachstumsbranchen sind in fler deutschen Industrie
rar geworden. Die 'Chancen der spezialisierten Her­
steller sind freilich auch nicht gleich ::.'-Tull, wenn der
inländische Markt entfällt; sie zu nutzen wird da­
durch jedoch erheblich erschwert.
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Brief des Vorsitzenden' des Sachverständigenrates vom 22. Oktober 1977 an den
Vorsitzenden des Ausschusses für Wirtschaft des Deutschen Bundestages, Herrn
Dr. Rainer Barzel

Sehr geehrter Herr Dr. Barzel!

Die Stellungnahme, die ich anläßlich der Anhörung des Ausschusses für \Afirtschaft
des Deutschen Bundestages zu Fragen der Energieversorgung abgegeben habe,
hat anscheinend bei einer Reihe von Teilnehmern der Anhörung den Eindruck
hervorgerufen, als halte der Sachv§:rständigenrat eine staatlich bewirkte Erhöhung
aller Energiepreise für nötig. Davon kann keine Rede sein.

Die Hauptaufgabe der Energiepolitik sehen wir darin, die Volkswirtschaft recht­
zeitig auf eine wahrscheinlich unausweichliche Verknappung des Erdöls - und
"sp"äter auch des Erdgases - einzustellen. Dies geschieht am besten über eine
allmähliche, nötigenfalls steuerlich forcierte-Erhöhung der Preise für diese Ener­
gieträger, damit ein zu steiler Anstieg dieser Preise, etwa in den späten BOer
Jahren, vermieden wird, der die kurzfristige J\npassungsfähigkeit der Volkswirt­
schaft überfordern müßte. Eine staatlich bewirkte Erhöhung der Preise für die
engpaßverdächtigen Energieträger Erdöl - und später Erdgas - würde über den
Markt im Prinzip zwar auch auf~die Preise für Energie aus anderen Energieträgern
ausstrahlen. Ob und inwieweit es hier, insbesondere also beim Strompreis, zu
einem solchen indirekt bewirkten Anstieg komlJ.lt, hängt jedoch davon ab, zu
welchen Kosten das Angebot an Strom aus diesen anderen Energieträgern aus­
geweitet werden kann. Auf absehbare Zeit läßt sich offensichtlich Kernenergie
ain billigsten produzieren. Ein rechtzeitiger Abbau der Hindernisse für eine Aus­
weitung des Angebots an Energie aus Kernkraftwerken würde es also erlauben.

- beim Strompreis selbst dann ohne eine gesamtwirtschaftlich ins Gewicht fairende
Erhöhung auszukommen, wenn die Energiepolitik sich entschlösse,--eine Verteue­
rung von Erdöl und Erdgas teilweise steuerlich zu bewirken.

Ein aufmerksamer Leser der von mir schriftlich übermittelten Stellungnahme mag
diesen Nachtrag überflüssig finden. "Wegen der Tragweite, die ein falscher Ein­
druck namentlich hinsichtlich der Strompreise für das Verständnis der PositioIJ.
des Sachverständigenrates haben müßte, liegt mir jedoch sehr an dieser KlarsteI­
lung und ich bitte Sie, diese auch den übrigen Mitgliedern des Ausschusses für
\Virtschaft zu übermitteln.

Mit verbindlicher Empfehlung"

Prof. Dr. Olai Sievert
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VI.

Methodische Erläuterungen

Zur Bestimmung des gesamtwirtschaftliche.n
Produktionspotentials (Sachkapazitäten)

1. Verviendete Symbole:

produktivitäten mit Hilfe einer logarithmischen
Trendfu~ktionerrechnet:

log kt <= log a -;- t log b

YtÄt =­
Y*t

4. Die Berechnung der in die Potentialschätzung eiIi­
gehenden Kapitalproduktivitäten erfolgt in zwei
Schritten. 'Zunächst werden trendmäßige Kapital-

3. Das Produktionspotential des Sektors Unterneh­
men (ohne vVohnungsvermietung) ist das Produkt
des jahresdurchschnittlichen Bruttoanlagevermö­
gens und der trendmäßigen Kapitalproduktivität
bei Vollauslastung der Sachkapazitäten:

6. Dber die Entwicklung der einzeh:len Komponen­
ten des Potentialwachstums werden außerdem
folgende Annahmen gemacht:

Bei der Fortschreibung des vom Statistischen
Bundesamt geschätzten Bruttoanlagevermö­
gens wird davon ausgegangen, daß die realen
Bruttoanlageinvestitionen ,der Unternehmen

Sodann wird die Kapitalproduktivität, die in die
Potentialberechnung eingeht, da:iurch ermittelt,

"daß der Trend parallel durch denjenigen \Vert
der empirisch gemessenen Kapitalproduktivitä­
ten im jeweiligen Stützbereich verschoben wird,
der von seinem Trendwert am weitesten nach
oben abweicht:

log kt = ao + log Ktr
wobei ao = max [log k t -log RtI ist.

Als Stützbereich für die Ermittlung der Trend­
werte der Jahre 1960 bis 1970 wird die Periode
von 1960 bis 1974 verwendet; für die Trendwerte
der Jahre 1971, 1972 und 1973 werden die Stütz­
bereiche 1961 bis 1970, 1962 bis 1971 und 1963
bis 1972 genommen.

5. Nach dieser Berechr;l.1lngsmethode wäre die Ent­
wicklung der trendmäßigen Kapitalproduktivität
für die Jahre von 1974 bis 1977 aus der empiri­
schen Kapitalproduktivität der Jahre 1964 bis
1973, 1965 bis 1974, 1966 bis 1975 und 1967 bis.
1976 zu ermitteln. Der Trend würde jedoch in
diesem Falle wesentlich steiler abfallen als in
den Vorjahren, da die empirische "Kapitalproduk­
tivität 1974 und 1975 sehr nied:~ig war. 'Wenn
sicher wäre, daß darin verstärkte Rationalisie- "
rungsanstrengungen zum Ausdruck kommen,
wäre das Ergebnis einer im Trend niedrigeren
Kapitalproduktivität gerechtferti~rt. Es ist aber
wahrscheinlich, daß der Grund für den verstärk- .
ten Rückgang überwiegend in de:. niedrigen Ka­
pazitätsauslastung während der Rezession liegt.
'Würde k~ mit der durch die Stärke des kon­
junkturellen Einbruchs beeinflußten Rate fortge­
schrieben, könnte - wie die Erfahrung nach 1967
zeigt - in absehoarer Zeit eine Niveaukonektur
nach oben notwendig werden, we:ln im Zuge des
Aufschwungs die empirisch gem(~ssene Kapital-_
produktivität deutlich" ansteigt. vVir legen daher
unserer Potentialberechnung vortrst weiter eine
Abnahmerate der trendmäßigen KapÜalpr-oduk­
tivität von 1,0 vH zugrunde,' wie sie für' die Jahre
1963 bis 1972 typisch war.

Produk-

empirisch gemessene Kapitalpro­
duktivität

trendmäßige Kapitalproduktivität

trendmäßige Kapitalproduktivität
bei Vollauslastung der Sachkapazi­
täten

gesamtwirtschaftliches
tionspotential

Produktionspotential des Sektors
Unternehmen

Zeitindex (Jahre)

jahresdurchschnittliches Bruttoan­
lagevermögen

reales Bruttoinlandsprodukt

. Auslastungsgrad des gesamtwirt­
schaftlichen Produktionspotentials

P~

t

2. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential
setzt sich additiv zusammen aus der potentiellen
Bruttowertschöpfung des Sektors" Unternehmen
(qhne \Vohnungsvermietung). den Beiträgen des
Staates, der vVohnungsvermietung und der pri­
vaten Haushalte- und Organisationen ohne Er­
werbscharakter zur realen Bruttowertschöpfung
sowie den Einfuhrabgaben.. Beim Staat und den
übrigen Bereichen außerhalb des Sektors Unter­
nehmen (ohne \Vohnungsvermietung) wird dabei
angenommen, daß deren Produktionspotential
stets voll ausgelastet und daher mit den jeweili­
gen Beiträgen zur Bruttowertschöpfung identisch
ist. Der Auslastungsgrad' des gesamtwirtschaft­
lichen Produktionspotentials errechnet sich nach
der Relation:
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1

Bruttolohn- und -gehaltssumme

Sozialbeiträge ßer Arbeitgeber

Anzahl der abhängig Beschäftigten

Anzahl der Erwerbstätigen

Preisindex für den privaten Ver­
brauch (vo..TJ. Verbrauchsteuerände­
rungen bereinigt)

Bruttoinlandsprociukt in konstanten
Preisen

Gross K ational Income in konstan­
ten Preisen

Gesamtwirtschaft ohne Staat

jeweiliges Beobachtungsjahr

1 + \VB1P"

1 + W~5~

Das Gross National Income in konstanten
Preisen entspricht dem Bruttoinlandsprodukt
in konstanten Preisen abzüglich des Außen­
beitrags in konstanten Preisen und zuzüglich
des' Außenbeitrags bewertet mit Importprei­
sen des Basisjahres (JG 66 Anhang VI, Zif­
fer 5).

t

oSt

Die verwendeten Symbole bedeuten:

BLGS

AGB

A

E
Ppy

(1) RLPt

Diese können dann eintreten, wenn B'eschäftigte
innerhalb oder z\v-ischen \Virtschaftszweigen oder
wenn sie innerhalb oder zwisch~n den Lohnlei­
stungsgruppen wechseln, oder wenn sie zwischen
Regionen wandern. Diese Effekte, die wir zusam­
menfassend als die Lohnsummeneffekte des
\Vandels der Beschäftigtenst1Uktur bezeichnet

'·,haben, dürften im allgemeinen, so haben unsere
Schätzungen ergeben; gering zu veranschlagen
sein (JG 65 Ziffer 99 und JG 66 Ziffer 335). Einer
verläßlichen quantitativen :YIessung des Effektes,
der von -Veränderungen der Kapitalkosten auf
den Verteilungsspielraum q.usgeht, steht bisher
noch ein :YIangel an hinreichend detaillierten
empirischen Angaben entgegen (Ziffer 134). Bei
der von uns errechneten Reallohnposition blei­
ben daher Veränderungen der Kapitalkosten au­
ßer Ansatz; das gleiche gilt für den Lohnsum­
meneffekt des \Vandels der Beschäftigtenstruk­
tur.

4. Für die prozentuale Veränderun'g der Reallohn­
position, wie wir sie in Tabelle 14 ausweisen, gilt

3. Die Reallohnposition ist in unserer Rechnung da­
nach definiert als

BLGS~St+ AGB~St 1

A~St

1977 um (4) vB und 1978 um (4N2) vB zuneh­
men.

Die rechnerischen Abgänge werden nach
einem Verfahren geschätzt, das einer quasilo­
gistischen Verteilungsfunktion ähnelt.

Zur Berechnung der Reallohnposition
der Arbeitnehmer

1.- Die Reallohnposition stellt eine Maßzahl dar, an
der wir Anderungen der Verteilungsposition der,
Arbeitnehmer messen. An -den Veränderungen
der Reallohnposition läßt sich ablesen, ob Ver­
änderungen des gesamtwirtschaftlichen realen
Durchschnittslohnes im Hinblick auf das Ko­
stenniveau neutral gewirkt haben; Kostenniveau­
neutral nennen wir einen Anstieg des durch­
schnittlichen Reallohnes dann, wenn dieser nicht
größer ist, als der Prozentsatz, um den sich in
der Gesamtvvirtschaft da"s Produktionsergebnis
je Erwerbstätigen ändert (JG 64 Ziffer 248). Auf­
grund der Schwierigkeiten, die bestehen, die
Produktivitätsentwicklung im - Staatssektor zu
messen! bleibt dieser in der Berechnung ,der
Reallohnpositionaußer acht.

2. Das durchschnittliche reale Arbeitseinkommen
der Arbeitnehmer viird berechnet, indem man die
Summe aller in der Volkswirtschaft erzielten
BruttoeinkoIIlmen aus unselbständiger Arbeit, das'
ist die Summe aller Bruttolöhne und -gehälter zu­
züglich der Sozialbeiträge der Arbeitgeber, um
den AnstiegsJ.er Verbraucherpreise bereinigt. Da­
bei bleiben Preissteigerungen außer Ansatz, die
auf die Erhöhung von Verbrauchsteuern zurück­
zuführen sind. Bei der Bemessung dessen, was an
zusätzlichem Sozialprodukt pro Kopf der Erwerbs­
tätigen mehr zu verteilen ist, werden Verände­
rungen des realen Austauschverhältnisses im Au­
ßenhandel (Terms' of Trade) berücksichtigt. \Venn

. sich beispielsweise die Terms of Trade für das
Inland ,verschlechtern; also die Einfuhrpreise in
Relation zu den Ausfuhrpreisen steigen, dann
müßten die Reallöhne um das Ausmaß des Ein­
kommenseffekts der Verschlechterung der
Tauschrelation hinter dem Fortschritt der gesamt­
\virtschaftlichen Produktivität zurück bleiben. Er­
höhungen der Beiträge zur Sozialversicherung,
die die Unternehmen zugunsten der Arbeitnehc

mer leisten, würden ebenso den Spielraum' für
auszahlbare Lohnsteigerungen schmälern. Das- -­
selbe gilt auch für eine dauerhafte Erhöhung der
Kapitalkosten, die nicht durch eine entsprechende
Zinssenkung aufgefangen werden kann. Streng
genommen müssen bei der Ermittlung des Ver­
teilu?gsspielraumes auch "Wandlungen in der
"Beschäftigtenstruktur berücksichtigt werden.

1. Der Berechnung des Produktionspotentials bei
::\Jormalauslastung wird der langfristige" Durch­
schnitt der Auslastung der Sachanlagen von
911/4 vB zugrunde gelegt.
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Dabei bedeutet \V die prozentuale Verände­
rungsrate (1 vH = 0,01) der jeweiligen,
durch das Suffix .bezeichneten Größe gegen­
über dem vorangegangenen Beobachtungs­
jahr.

Der Zähler des Bruches auf der rechten Seite der
Gleichung (2) kennzeichnet den Zuwachs beim
ausgezahlten Reallohn der Arbeitnehmer, der
:'JenneL die Veränderung des Verteilungsspiel-"
raums. Im einzelnen ist

1

1 + \Väib
(1 + \\11.''') . (1 + W?i'v)

1 + '\-'\TEl?"'"
1

1 + ""NE'"

1 + \VG."ir

1 + W3 !F'

1
die Zuwachsrate der realen Bruttolohn- und -ge­
haltssumme je Arbeitnehmer

der Produktivitätseffekt

der Terms-af-Trade-Effekt

AGB?~,1 ..!... • -

, BLGS~'::l

AGB~St
1 + '5

BLGS~ ,

1
der Lohnkosteneffekt der Sozialbeiträge der At­
beitgeber

. (8)

Zur Berechnungder
bereinigten Zentralbankgeldmenge

1. Die Zentralbanj,{.geldmenge ist in der von uns
verwe~detenAbgrenzung definiert als "

(1) Z, = BG! + MRt + URt

Die Symbole haben folgende Bedeutung:
Z Zentralbankgeldmenge
BG . Bargeldumlauf

MR Mindestreserven
UR Uberschußreserven
t Zeitindex

Die Bereinigung der :vlindestreserven um
den Effekt von Reservesatzänderungen er­
folgt mit Hilfe eines Korrekturpostens

(2) 1.1Rr = MRt + Kt

Dabei bedeuten:
MRb Bereinigte :Nlindestreserven
K Korrekturposten '

Es ist
t

(3) Kt = I .6.K.
.=t,

mit

(4) .6.K,: = - (r,:-r._rl E-;_l

Dabei bedeuten
r . Reservesatz

E Reservepflichtige Bankeinlagen
• Zeitindex ..für die Kumulation des' Kor­

rekturpostens
to L;eitpunkt, zu welchem die Kumulation

des Korrekturpostens begonnen wird,
Die bereinigte Zentralbankgeldmenge Zb er­
gibt sich dann als

(5) Z~ = BGt + (MRt 7- Ktl + tiRt

2. Gelten für, unterschiedliche Einlagearten ver­
schiedene Reservesätze, so ist r ein durchschnitt­
licher Reservesatz (Reserve-Soll in vH der re­
servepflichtigen Einlagen), welcher nicht nur auf

mindestreservepolitische Maßnahmen, sondern
auch auf vom Publikum und von ~den Banken
bewirkte Verschiebungen in der Einlagenstruktur
reagiert. Da die Zentralbankgeldmenge nur um
die reinen Effekte mindestreservepolitischer
Maßnahmen bereinigt werden soll, muß die Be­
reinigung nach einzelnen Einlagearten getrennt
vorgenommen werden. Für die :YIindestreserven
gilt

t
(6) MRt = i=l rit Eit

Dabei ist

i . Index der Einlagearten, . für die unter-
schiedliche Reservesätze gelten

Die Bereinigung erfolgt gE,trennt für jede
Einlageart nach den Formeln (2) bis (4). Die
nach einzelnen Einlagearten bereinigte Zen­
tralbankgeldinenge ist dann

t
(1) Zf = BGt + i =1 (ritEit + Kit) .+ URt

Nach Ausdruck ('t) ,wird die Zentralbankgeld­
menge nui um den reinen Effekt ,min~estre­
servepolitisch bewirkterReservesatzänderun­
gen bereinigt, denn für 9-en Korrekturposten
gilt .

t
-D. K. = i =1 - (ri ,: - Ti .-1) Ei .-1

Dieser Ausdruck ist nur qann ungleich Null,
wenn die Bundesbank wenigstens einen der,
Reservesätze zwischen z,'rei Zeitpunkten
ändert.

3. Die "Zentralbankgeldmenge bei konstanten Re­
.serv€sätzen", wie -sie die BunCle~;bankberechnet,
ist zu jedem Zeitpunkt t wie folgt d~finiert:
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Dabei ist

E}, Reservepflichtige Verbindlichkeiten'
gegenüber Inländern

r? Reservesatz für die Einlageart in
der Basisperiode.

Zum Konzept des konjunkturneutralen Haushalts

1. Nach dem Konzept des konjunkturneutralen
Haushalts messen wir konjunkturelle Impulse der
Finanzpolitik, indem wir das tatsächliche Haus­
haltsvolumen mit einem konjunkturneutralen
vergleichen. Ein Haushaltsvolumen ist nach die­
sem Konzept" dann konjunkturneutral, wenn es
tür sich. genommen keine Abweichungen der Aus­
lastung des gesamtwirtschaftlichen Produktions­
potentials von dem bewirkt, was mittelfristig als
normal angesehen wird. Die' Privaten sind daran
gewöhnt, daß der Staat direkt oder indirekt
einen Teil des Produktionspotehtials für seine
Aufgaben in Anspruch nimmt und ihnen einen
Teil ihres Einkommens durch Steuern entzieht.
In dem Maße, wie das Produktionspotential
wächst, kann der Staat auch seine Ansprüche er­
höhen, ohne daß sich daraus stabililtätspolitische
Probleme ergeben; hielte er sich zurück, könnte
sich eine Unterauslastung des ProduktionspotEm­
tials einstellen. Abweichungen von dieser mittel­
fristignormalen Inanspruchnahme des Produk­
tionspotentials durch den Staat werden nur dann
als konjunkturneutral angesehen, wenn dieser
gleichzeitig durch eine Änderung seiner steuer­
lichen Einnahrneregelungen die Privaten veran­
laßt, 'ihre Ansprüche an das Produktionspotential
entsprechend zu ändern.

. '2. Der konjunkturelle Impuls mißt nur die primären­
\Virkungen, die von einer Abweichung des tat­
sächlichen Haushaltsvolumens vom konjunktur­
neutralen ausgehen. Allenfalls sie, nicht auch Se­
kundärwirkungen der Finanzpolitik lassen sich
situationsneutral bestimmen. :\iicht erfaßt wer­
den auch die Aus\';irkungen von Anderungen in
der Struktur der öffentlichen Ausgaben und der
Steuereinnahmen (JG 14 Ziffern: 400 fI.). .

3. Gerechnet wird der konjunkturelle Impuls als
Abweichung der finanzwirtschaftlichen Quoten
(Staatsquote, volkswirtschaftliche Steuerquote
und - davon abhängig - konjunkturbereinigte .

- Kreditfinanzierungsquote) von ihren mittelfristi­
gen Bezugsgrößen. Zunächst wird das Haushalts­
volumen- errechnet, das konjunkturneutral wäre
auf der Basis einer mittelfristig konstanten
Staatsquote, ermittelt als Produkt aus der Staats­
quote des Basisjahres und dem jeweiligen Pro­
duktionspotential bei konjunkturneutralem Preis­
niveau. Das konjunkturneutrale Preisniveau ha-

. ben wir definiert als den mit der Rate der kon­
junkturneutralen Preisniveausteigerung des Jah­
res t inflationierten Preisindex des Bruttosozial­
produkts des Jahres t - 1. Ein Anstieg des Preis­
niveaus gilt als konjunkturneutral, wenn er durch.
keine marktwirtschaftliche Strategie bei Vermei­
dung unzumutbarer Beschäftigungs~isikenkurz-
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fristig niedriger gehalten werden kann. Dieses
Haushaltsvolumen ist zu bereinigen um das, was
der Staat durch seine Steuerpolitik am Spielraum
für seine Ausgabentätigkeit verändert hat, ermit­
telt als Produkt aus der Abweichung der Steuer­
quote des Jahres t von der des Basisjahres und
dem Bruttosozialprodukt bei konjunkturneutra­
lem Preisniveau und Normalauslastung des Pro­
duktionspotentials im Jahre t. Das so ermittelte
konjunkturneutrale Haushaltsvolumen wird mit
den tatsächlichen Ausgaben der Gebietskörper­
schaften verglichen, die Differenz ist der kon­
junkturelle Impuls.

4. Die verwendeten Symbole haben folgende Be­
deutung:

P[ Produktionspotential in Preisen von 1970
im Jahr t

p~ "konjunkturneutrale" Erhöhung des Preis­
niveaus (Preisindex des .Bruttosozialpro­
.duktes) im Jahr t (in vH)

P~ Produktionspotential, inflationiert· mit dem
Preisindex des' Bruttosozialproduktes im
Vorjahr (t - 1) und der "konjunkturneu­
tralen" Erhöhung des Preisniveaus (Pt) im
Jahr t

P: Produktionspotential in jeweiligen Preisen
(Deflator des Bruttosozialproduktes) im
Jahrt

Iv Normalauslastungsgrad des Produktions­
potentials (in vH)

G: .tatsächliche Staatsausgaben im Jahr t

go Anteil der Staatsausgaben am Produktions­
potential (Staatsquote) im Basisjahr "(in'vH)

Gr Staatsausgaben im Jahr t bei gleichem
Staatsanteil am PrQduktionspotential wie
. B " h (go' Pt)
1m aSlsJa r:~

y~ Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen
im Jahr t

Y~ Bruttosozialprodukt bei Normalauslastung
des Produktionspotentials (Pt) im Jahr t

y~ Bruttosozialprodukt bei "konjunkturneutra­
lem" Preisniveau im Jahr t

t" vol~swirtschaItliche Steuerquote (Anteil der
tatsächlichen Steuereinnahinen am Brutto­
sozialprodukt) im Basisjahr (in vH)

tt volkswirtschaftliche Steuerquote im Jahr t
(invH)

T~ Vollbeschäftigungssteuereinnahmen im Jahr
t bei gleicher Steuerquote wie im jeweili­
gen Jahr

T~ Vollbeschäftigungssteuereinnahmen im Jahr
t bei gleicher Steuerquote wie im Basisjahr:

(to • y~)

100

H~ konjunkturneutrales Haushaltsvolumen im
Jahr t
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fit konjunkturneutrale Staatsquote im Jahr t
(in vB)

b t bean~pruchte Staatsquote im Jahr t (in vB)

i t realisierte Staatsquote im Jahr t (in vB)

So sonstige Einnahnien im Basisjahr

Si sonstige Einnahmen im Jahr t

K~ potentialorientierte Kreditaufnahme im' Ba­
sisjahr

K~ potentialorientierte Kreditaufnahme im
Jahr t

-F~ tatsächlicher Finanzierungssaldo im Basis­
jahr .

für Veränderungen in den Ent:mgseffekten des
Steuersystems - gewichten wir seit 1974, an­
ders als bei den Rechnungen i:1 früheren Gut­
achten, nicht mehr mit" dem Bruttosozialprodukt
in jeweiligen Preisen (Yi), sondern mit dem
Bruttosozialprodukt bei Normalauslastung des
Produktionspotentials zu konjunkturneutralen
Preisen (yn. Hierdurch sollen könjunkturbe-'
dingte und inflationsbedingte Schwankungen im
Steueraufkommen besser als bi~.her bei der Er­
mittlung des konjunkturneutfCLlen Haushalts­
volumens ausgeschaltet werden. Konjunkturbe­
dingte und inflationsbedingte Schwankungen in ,
den Steuerquoten vermögen wir allerdings nach
wie vor nicht hinreichend genau zu erfassen
(siehe JG 70 Ziffer 341).

j, Definitioneri

Die Differenz der, Steuerquoten des laufenden
Jahres (td und des Basisjahres (to) - als Maß

Gi
realisierte Staatsquote: i t = _t. 100

Pi
potentialorientierte Kreditaufnahme im Basis­
jahr:

n i _ to n v
Ko = Fo" 100' (Yo - Yo)

Hi'
konjunkturneutrale Staatsquote: D.t = P~ ·100

t

. . Gt 100beanspruchte Staatsquote: b t = P?-' _

Konjunktureller Impuls:

H~> Gt : kontraktiv

H~ = q :konjunkturneutral

Hf< G! : expansiv _

Iv .p~

100
Y·v _

t -

t o .y~'n-=--
• 100

t. ·yv. T:-= _t__t

, 100

6. Zur Berechnung der Steigerungsrate für eine konjunkturneutrale Ausweitung der Staatsausgaben (be­
zogen,auf ~ie Ist-Ausgaben des Vorjahres)

(
B" - -) _ [(-~: .--~~) . (-~~--;1 ). (100 + Pt +1) (t t) Y: ']
~ _ 1 . 100 = ...:---::...t_---:t::....__.-:t::...- -!... t.;. 1 - t 1 + 1 - 1 . 100 =
Gt ' 100 '- Gl . 100 ._

[(

Pi';' 1\. (100 -;- Pt ~ 1)

= Pi J 100

it
nt

r
J

Zwischen den 'Werten der konjunkturneutralen Steigerungsrate in Zeile (b) der Tabelle 23 und den
Werten in den Zeilen (c), (d), (e) und (f) besteht folgender Zusammenhang:

[

PO? + (c)] . [100 -!.. (d)]
100 100

b= 100 - (f) .

100

...:... -.J.:L-1] ·100, 100

Die Größe (f) ist eine Zusammenfassung der in Tabelle 18 des Jahresgutachtens 1971 ausgewiesenen
Größen (f) l,lnd (g).
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(c) inflatio_nsbedingte Steuermehteinnahmen:
1)

1. Zur Berechnung des konjunkturneutralen Finan­
zierungssaldos
(a) potentialorientierte Kreditaufnahme:

. pp.
Kn=Kn. _"

t 0 p~

Diese Größe tritt an die Stelle der früher
ausgewiesenen "konjunkturneutralen län­
gerfristigen Kreditaufnabme" zuzüglich der
amlastüngs- und inflationsbedingten Ände­
rung im Deckungsbeitrag dieser Größe (frü-

_her zusammen mit (d)).·
(b) auslaslungsbedingte Steuermehreinnabmen

bzw. Mindereinnahmen:
1)

218

-- .
100

100

(Yf - YO

(Yl - Yf)

(d) Änderung im Deckungsbeitrag der "Sonsti­
gen ?i~nahmen":

( pr)
St - So p~

Der konjunkturneutrale Finanzierung.s'salao
ergibt sich als Summe der Komponenten (a)
bis (d).

1) Die auslastungsbedingten und die inflationsbedingten
Steuennehreinnahmen bzw. Mindereinnahmen werden
mit der jeweiligen Steuerquote und nicht - wie bis
1915 - mit der Steuerquote des Basisjahres errechnet.
Diese Änderung wurde dadurc.h. erforderlich, daß der
konjunkturneutrale Ausgabenspiedraum, der durch eine
Änderung der steuerlichen Einnahmenregelungen ent­
steht, nicht mehr wie früher aufgrund der tatsächlichen
Steuereinnahmen errechnet wird, sondern aufgrund der
Vollbeschäftigungssteuereinnahmen.



Deutscher Bundestag - 8. vVahlperiode

VII.

StalisUscher Anhang *)

Druck.sache 8/1221

Erläuterung von Begri.ffen der Volkswirtschaftlichen'
Gesamtrechnungen tür die Bundesrepublik Deutsch-
land .- , , .

Tabellenteil .

Internationale Tabellen .

Tabellen tür die Bundesrepublik Deutschland

Seite

Seite

Tabellen

Tabellen

220

223

1< bis 11*

12< bis 58"

") Bei den in den Tabellen 14" bis 22" nachgeviiesenen Daten aus den Volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnungen konnten aufgrund der in diesem Jahr vom Statistischen
Bundesamt vorgenommenen Revision nur Angaben ab 1960 gebnicht werden (vgl.
hierzu auch die Erläuterungen S. 220 ff.).
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Erläuterung von Begriffen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
für die Bundesrepublik Deutschland

1. Vorbemerkung

Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der
Bundesrepul;>lik Deutschland werden in mehrjährigen
Abständen einer umfassenden Revision unterworfen.
Eine solche Revision wurde auch 1977 durchgE;!führt.
Die in diesem Jahr dargestellten Ergebnisse der
Volks\virtschaftlichen Gesamtrechnungen sind die für
den Zeitraum 1960 bis 1976 revidierten Daten. -Die
Revision hatte zum Ziel, die Ergebnisse aus Statisti­
ken, die ~ur in mehrjährigen Abständen durchge­
führt werden und in den laufenden Berechnungen
nicht berücksichtigt werden konnten, erstmalig in
die Berechnung einzuarbeiten. Auch die Konzepte
und Definitionen sind im Zuge dieser Revision zum
Teil geändert worden, uni neuen Anforderungen
Rechnung tragen zu können. Die Berechnungen in
konstanten Preisen wurden vom Basisjahr 1962 auf
das Basisjahr 1970 umgestellt.

2. Sektoren der Volkswirtschaft

Die inländischen wirtschaftlichen Institutionen sind
in den Volkswirtschaftlichen Gesatntrechnungen Zl!
Sektoren zusammengefaßt. In der Grundeinteilung
werden drei Sektoren unterschieden, nämlich Unter­
nehmen, Staat sowie private Haushalte und private
Organisationen ohne Erwerbscharakter.

Zu den Unternehmen rechnen alle Institutionen, die
von-riegend vVaren und Dienstleistungen prog.uzie­
ren bz_v. erbringen und diese gegen spezielles Ent­
gelt verkaufen, das in der Regel \Jberschüsse ab­
wirft oder mindestens die Kosten deckt. Hierzu ge­
hören auch landwirtschaftliche Betriebe, Handwerks­
betriebe, Ein- und Verkaufsvereinigungen, Kreditin-"
stitute, Versicherungsunternehmen, Arbeitsstätten
der freien Berufe, die Deutsche Bundesbahn, die
Deutsche Bundespost und sonstige Unternehmen, die­
dem Staat gehören, unabhängig von i,hrer Rechts­
form, ferner die vVohnungsvermietung einschl: de"r
Kutzung von Eigentümerwohnungen.

Der Staat umfaßt folgende öffentliche Körperschaf­
ten: Bund einschl. Lastenausgleichsfonds und ERP­
Sondervermögen, Länder einschl. Stadtstaaten, Ge­
meinden und Gemeindeverbände,. und zwar Hoheits­
und Kämmereiverwaltungen (also nicht ihre Unter­
nehmen), ferner Zweckverbände, soweit sie Aufga­
ben erfüllen, die .denen der Gebietskörperschaften
entsprechen, und die Sozialversicherung e.inschl. der
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst.

In den Sektor der privaten Haushalte sind die pri­
vaten Organisationen ohne Erwerbscharakter einge­
schlossen, wie Kirchen, religiöse und weltanschau­
liche Organisationen, karitative, kulturelle und wis­
senschaftliche - sowie überwiegend von privaten
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Haushalten finanzierte - und im Erziehungswesen
tätige Organisationen, politische Parteien, Gewerk­
schaften, Sportvereine, gesellige Vereine usw.

3. Das Sozialprodukt und seine Entstehung -

Das Sozialprodukt gibt in zusammengefaßter Form
ein Bild der wirtschaftlichen Leistung der Volkswirt­
schaft.

Von.seiner Entstehung her gesehen wird das Sozial­
produkt über -das Inlandsprodukt berechnet. Das In­
landsprodukt und Sozialprodukt werden im allge­
meinen sowohl "brutto" als auch "netto" (d. h. nach
.Abzug der Abschreibungen) berechnet und darge­
stellt. Ausgangsgröße für die Ermittlung des In­
landsprodukts sind in der Regel die Produktionswer­
te (vVert der Verkäufe von vVaren und Dienstlei­
stungen aus "eigener Produktion sowie von Handels~

_v-are an andere \Virtschaftseinheiten, Bestandsver­
änderung an Halb- und Fertigwaren, selbsterstellte
Anlagen) der einzelnen Sektor:en bzw. \Virtschafts­
bereiche. Zieht man hiervon die sogenannten Vorc­
leistungen (Wert der Güter, die inländische 'Wirt­
schaftsunternehmen von anderen \Virtschaftseinhei­
ten bezogen und im Berichtszeitraum im Zuge der
Produktion verbraucht haben) ab, erhält man die
Bruttowertschöpiung der vVirtschaftsbereiche. Durch
Addition der Bruttowertschöpfung der Unterneh­
mensbereiche erhält man zunächst die unbereinigte
BruttO\v"ertschöpfung der Unternehmen insgesamt;
sie umfaßt u. a. die unterstellten Entgelte für Bank­
dienstleistungen und die abzugsfähige Mehrwert­
steuer auf Investitionen (gekürzt mn Investition­
steuer), schließt jedoch die Einfuhrabgaben aus. Zieht
man von der unbereinigten Bruttowertschöpfung der
Unternehmen -insgesamt die unterstellten Entgelte
für Bankdienstleistungen und die abzugsfähige Vor­
steuer auf Investitionen (vermindert um Investition­
steuer) ab, erhält man die Bruttowertschöpfung des
L"nternehmenssektors. Addiert m~tn hierzu die Brut­
towerts'chöpfung des Staates, der privaten Haushalte
und der privaten Organisationen ohne Erwerbscha­
rakter, ergibt sich die gesamte Bruttowertschöpfung
der Volkswirtschaft. Um d.as Bruttoinlandsprodukt zu
erhalten, müssen zur Bruttowertschöpfung die Ein­
fuhrabgaben, die vom S~aat oder von Institutionen
der Europäischen Gemeinschaften (übrige 'Welt) auf
eingeführte Güter erhoben werden,· hinzugefügt
werden. Dieser Schritt läßt sich-nur für alle Sektoren
zusammen vollziehen, da die Einfuhrabgaben alle
Sektoren betreffen und vereinfachende Hilfskon­
struktionen nicht anwendbar sind.

Erhöht man das Bruttoinlandsprodukt um die Er­
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländische
Personen bzw. Institutionen von der übrigen 'Welt
bezogen haben, und zieht man die Erwerbs- und Ver-
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Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen _
Abschreibungen

Bruttoinlandsprodukt
Saldo der Erwerbs~ und Vermögenseinkommen
zwischen Inländern und der übrigen "Welt

Die einzelnen Begriffe hängen, schematisch darge­
stellt, wie folgt zusammen:

Bruttowertschöpfung
- Einfuhrabgaben

Das Volkseinkommen ist die Summe aller Erwerbs­
und VeJ,:mögenseinkomnien. die Inländern letztlich
zugeflossen sind. Es umfaßt - in der Gliederung
nach Sektoren - die Erwerbs- und Vermögensein­
kommen der privaten Haushalte und privaten Orga­
nisationen ohne Erwerbscharakter, die Einkommen
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen des Staa­
tes und die unverteilten Gewinne der Unte.rnehmen
mit eigener Rechtspersönlichkeit.

In der Verteilungsrechnung" des Volkseinkommens
werden zwei wichtige Einkommensarten unterschie­
den, nämlich Einkommen aus unselbständiger Arbeit
und Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver­
mögen.

Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
umfaßt die Bruttolohn- und -gehaltssumme und die
tatsächlichen und unterstellten Sozialbeiträge der
Arbeitgeber.

5. Verwendung des Sozialprodukts

Auf der Verwendungsseite des Sozialprodukts wer­
den der Private Verbrauch, der Staatsverbrauch, die
Bruttoinvestitionen und der Auße:lbeitrag unter­
schieden.

Der Private Verbrauch umfaßt die "Varen- und
Dienstleistungskäufe der inländischen privaten Haus­
halte für Konsumzwecke und den Eigenverbrauch
der privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter.
:0feben den tatsächlichen Käufen sind auch bestimmte
unterstellte Käufe einbegriffen, wie z. B. der Eigen­
verbrauch der Unternehmer, der \Vert der Nutzung
von Eigentümerwohnungen sowie Deputate der Ar­
beitnehmer. Der Verbrauch auf Geschäftskosten wird
nicht zum Privaten Verbrauch gerechnet, sondern zu
den Vorleistungen der Unternehmen. Kicht enthal­
ten sind ferner die Käufe von Grunds.tücken und
Gebäuden,; die zu den Anlageinvestit:onen zählen.

Der" Staatsverhrauch entspricht den ~A~ufwendungen

des Staates fÜr Verwaltungsleistung2n, die der All­
gemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung­
gestellt werden. Er ergibt sich nach Abzug der Ver­
käufe sowie der selbsterstellten Anlagen vorn Pro­
quktionswert des Staates, der anhand der laufenden

Das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen enthält das Einkommen der privaten
Haushalte und des Staates aus Zinsen, Kettopachten,
Einkommen aus immateriellen iNerten, Dividenden
und sonstigen Ausschüttungen der 'Cnternehmen mit
eigener Rechtspersönlichkeit sowie Einkommen der
Unternehmen ohne eigene Rechtspe;~sönlichkeit,und

zwar nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschul­
den bzw. auf die öffentliche Schule. DazlI kommen
die unverteilten Gewinne der Uiüernehmen mit
eigener Rechtspersönlichkeit (Kapitalgesellschaften,
Genossenschaften usw.).

Die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen ent­
halten einerseits noch die aus den Einkommen zu
leistenden direkten Steuern, derjenige der privaten
Haushalte außerdem die Sozialbeiträge; anderer­
seits sind die von den pJ;ivaten Haushalten empfan­
genen Renten und übrigen laufenden übertragungen ­
noch nicht einbezogen.

Erhöht man den Anteil der privaten Haushalte (und
privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter) am
Volkseinkommen um die Renten, Pensionen, Unter­
stützungen und ähnliches, die die privaten Haushalte
vom Staat und von den anderen Sektoren sowie von
der übrigen vVelt bezogen haben, und z"ieht man von
dieser Summe die von ihnen an den Staat geleisteten
direkten Steuern sowie die an alle Sektoren und die
übrige 'Welt geleisteten Sozialbeiträge und sonsti­
gen laufenden Übertragungen ab, ergibt sich das
veriügbare Einkomme.n des Haush.:lltssektors. Das
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte kann
sowohl einschl. als auch "ohne nichtentnommene Ge­
winne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersön­
lichkeit dargestellt werden. Dasselbe gilt für die Er­
sparnis der privaten Haushalte, die man erhält,
wenn man vom verfügbaren Einkcmmen den Pri­
vaten Verbrauch abzieht.

Volks-

4. Verteilung des VolkseinkommenE

Nettosozialprodukt zu Faktorkosten
einkommen

Kettosozialprodukt zu Marktpreisen
Indirekte Steuern

- Subventionen

mögenseinkommen ab. die an die übrige 'Welt ge­
flossen sind, ergibt sich das Bruttosozialprodukt zu
Marktpreisen.

Das Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen ist, von
seiner Verwendung her gesehen, gieich der Summe
aus dem letzten Verbrauch (Privater und Staatsver­
brauch), den Bruttoinvestitionen und dem Außenbei­
trag. Der Außenbeitrag ergibt sich nach Abzug der
Einfuhr von iNaren und Dienstleistungen" (einsclll.
der Erwerbs- und Vermögenseihkommen an die
übrige \-\Telt) von der Ausfuhr von vVaren und
Dienstleistungen (einschl. der Erwerbs- und Vermö­
genseinkommen aus der übrigen \Velt).

Zieht man vom Bruttosozialprodukt zu Marktprei­
sen die verbraU'chsbedingten, zu vViederbeschaf­
fungspreisen bewerteJen Abschreibungen- ab, erhält
man das Nettosozialprodukt zu Marktpreisen.
Hieraus leitet sich durch Kürzung um die indirekten
Steuern (Produktionssteuern und Einfuhrabgaben)

- und durch Addition der für die laufende Produktion
gezahlten staatlichen Subventionen das Nettosozial­
produkt zu Faktorkosten ab. Es ist identisch mit dem
Volkseinkommen.
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Aufwendungen der Institutionen des Staatssektors
gemessen wird. Zu den laufenden Auf~yendungen

für Verteidigungszwecke wird auch der Erwerb von
militärischen Bauten und dauerhaften militärischen
Ausrüstungen gerechnet. Sachleistungen. der Sozial­
versicherung, der Sozialhilfe usw. an private Haus­
halte zählen zum Staatsverbrauch und nicht zum
Privaten Verbrauch.

Die BruUoinvestitionen setzen sich aus Anlageinve­
stitionen (Ausrüstungen und Bauten) und der Vor­
ratsveränderung zusammen.

Die Anlageinvestitionen umfassen die Käufe neuer
'Anlagen sowie von gebrauchten Anlagen und Land
nach Abzug der Verkäufe von gebrauchten Anlagen
und Land. Als Anlagen werden in diesem Zusammen­
hang alle dauerhaften reproduzierbaren Produktions­
mittel angesehen, mit Ausnahme dauerhafter mili­
tärischer Güter und dauerhafter Güter, die 'in den
Privaten Verbrauch eingehen. Als dauerhaft gelten
diejenigen Produktionsmittel, deren Nutzungsdauer
mehr als ein Jahr beträgt und die normalerweise- ak­
tiviert und abgeschrieben werden; ausgenommen
sind geringwertige Güter.

Die Anlageinvestitionen werden unterteilt -in Aus­
rüstungsinvestitionen (Maschinen und maschineIie
Anlagen, Fahrzeuge usw.) und Bauinvestitionen
(\Vohngebäude,: Verwaltungsgebäude, sonstige ge­
werbliche Bauten, Straßen, Brücken, vVasserwege
us\v.). .

Die Vorratsveränderung wird anhand von. Bestands­
angaben für Vorräte berechnet, die zunächst auf eine
konstante Preisbasis (1970) umgerechnet werden. Die
Differenz zwischen Anfangs- und Endbeständen wird
anschließend mit jahresdurchschnittlichEm Preisen be­
wertet. Die so ermittelte Vorratsveränderung ist frei
von Schei:rigewinnen und -verlusten, die aus preis­
bedingten Knderungen der Buchwerte resultieren.
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Als Außenbeitrag wird die Differenz zwischen der
Ausfuhr und Einfuhr von 'Waren und Dienstleistun­
gen bezeichnet. 'Erfaßt werden· die \Varen- und
Dienstleistungsumsätze zwischen Inländern und der
übrigen \Velt. .Einbezogen in die Ausfuhr sind Er­
werhs- und Vermögenseinkommen, die Inländer von
der übrigen \Velt be~ogen haben'; in der Einfuhr
sind die an die übrige vVen geflossenen Erwerbs­
und Vermögenseinkommen enthalten.

Beim Vergleich mit entsprechenden Positionen der
Zahlungsbilanz ist zu beachten, daß in den Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen die übrige vVelt
neben dem Ausland auch die DDR und Berlin (Ost)
umfaßt.

6. Das Sozialprodukt in konstanten Preisen
und die Preisentwicklung des Sozialprodukts

Das Sozialprodukt und die wichtigsten Teilgrößen
der Entstehungs-und Verwendungsrechnung werden'
auch .. in konstanten Preisen (von 1970) berechnet.
Man spricht in diesem Fall auch vom realen Sozial­
produkt im Gegensatz zum nominalen, das in jewei­
ligen Preisen .ausged.rückt ist. Dividiert man nomina­
le durch die entsprechenden realen· Größen, erhält
man Preisindizes auf der Basis 1970. Diese Preisin­
dizes haben eine wechselnde 'Wägung, das heißt,
ihnen liegt der "vVarenkorb" des jeweiligen Be­
richtsjah~es zugrunde. Sie zeigen den Preisstand im
Berichtsjahr verglichen niit dem von 1970; die Preis­
entwicklung gegenüber dem jeweiligen Vorjahr ist
aus ihnen - wegen der wechselnden \Vägung - nur
mit Einschränkungen abzulesen.

,"Weitere Hinweise zum In~alt der in den Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnungen verwendeten Begrif­
fe werden in den Fußnoten zu den einzelnen Tabel­
len gegeben.
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Tabelle I"

Deutsdrer Bundestag - 8. ·Wahlperio.de

Bevölkerung und 'Erwerbstätige 1} in den EG-Ländem

1000

EG
Bundes- -

Jahr insge- republik Belgien Frank- Italien Luxem- ~ieder- Däne- Großbri- Irland
Deutsch- reich burg lande mark tanniensamt 2)

land

Gesamtbevölkerullg -

1960 172 232 55433 9119 45684 50198 315 11483 4581 52559 2832

1961 173983 56175 9166 46163 50 $23 319 11637 4617 52954 281B

1962 176020 56837 . 9218 46998 50843 323 11 801 4647 53414 2830

1963 In 976 57389 . 9283 47816 51198 326 11 964 4684 53691 2850

196.4 179703 57971 9367 48310 51600 330 12125 -4720 54033 2864

1965 181438 58619 9448 48758 51987 333 12293 4758 54377 2876

1966 182942 59148 9508 49164 52332 335 12455 -4797 54653 2884

1967 183990 59286 9557 49548 52667 335- 12597 4839 54933 2900

1968 185053 59500 9590 49914 52987 337 12726 - 4867 55157- 2913

1969 186523 60067 9613 50315 53317 339 12873 4891 5'5372 2929

1970 188090 60651 9638 50768 53661 340 13032 4929 55522 2950

1971 189750 61284 9673 51249 54005 345 13194 4963 55712 297B

1972 191 173 61669 9}11 51703 54412 :148 13330· 4992 55882' 3014
-

1973 256645 61976 9742 52130 54913 353 13438 5022 56021 3051

1974 257822 62054 9772 52492 55413 357 13543 5045 56056 3089 I
1975 258451 61832 9801 52743 55827 358 13660 5060 56043 3127

Erwerbstätige

1960- 74086 26080 3481 19581 20630 132 4182 2054 24313 1055

1961 74588- 26442 3510 19594 .20667 132 4243 2084 24598 1053

1962 74638 26533 3566 19628 20450 133 4328 2116 24770 1060

1963 74666 26596 3592 19820 20139 132 -4387 2142 24800 1066
<

1964 74952 26618 3641 20031 20066 133 4464 2186 25083 1071

1965 74836 26768- 3648 20105 19680 133 4502 2226 25320 1069-

1966 74661 26686 3665 20262 1937-7 134 4537 2264 25479 1066

1967 74038 25817 3654 20317 19596 131 4523 2312 25106 1060

1968 74073 25839 3650 20303 19585 131 4565 2320 24927 1063

1969 75043 26239 3711 - 20644 19676 132 4641 2342 24970 1066
- --

1970 75782 26571 3691 20943 19745 135 4696 2374 24840 1053

1971 76004 26639 37.29 . 21058 19715 139 4724 2382 24485 1055

1972 75808 26581 3725 21210 19466 143 4683 2390 24460 1047

1973 104849 26648 3774 21495 19604 146 4685 2407 25037 1053

1974 104920 26153 ~828 21655 19869 150 4681 2394 25129 1061

1975 103437 25292 3776 21329 19823 150 4639 2350 25036 1042
-

1) Inlandskonzept (nach dem BesciJ.äftigungsort).
2) Bis 1972 EG der SeChs, ab 1973 EG der Xeun.
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Tab elle 2'

Beschäftigte Arbeitnehmer 1) und Arbeitslose 2) in den EG-Ländern

1000

EG Bundes-

Jahr insge- republik Belgien Frank- Italien Luxem- ~'Jieder- Däne- G~oßbri- Irlanq.
samt 3) Deutsch- reich burg lande mark tannien

land
-

Beschäftigte Arbeitnehmer

2799 - 14913

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975·

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

-1970

1971

1972

1973

1974

1975-

1976

52228

53329

54257

551·1]

55872

56119

56351

56012

56443

57955

59119

59805

60163

86801

87108

85936

1381

1 113

983

914

904

1085

1167

1498

1436

1195·

1137

1802

1981

2557

3025

4549

5167

20090

20581

20875

21113

21349

21638

21 6.50

20921

21054

21635

22149

22328

22361

22500

22090

21362

2T1

181

155.

186

169

147

161

459

323

179

149

185

246

273

582

1074

1060

2565

2609

2674

2724

2828

2854

2845

2845

2911

2985

3048

3063

3123

3186

3138

114

89

71

59

50

55

.61

85

103

85

71

71

87

92

105

177

229

13926

14086

14261

14583

15095

15353

15508

15590

16051

16470

16708

16980

17376

17638

17 409

416

492

394

498

840

934

12257

12588

12885

13093

13088

12780

12669

12918

13076

13388

13472

13635

13698

13918

14177

14190

Arbeitslose

1038

1048

1005

997

.1107

1183

94

96

97

98

100

102

104

103

104

106

110

114

119

123

127

128

3296

3369

3465

3536

3623

3676

3722

3718

3775

3865

3933

3972

3942

3958

3965

3938

30

22

23

25

22

27

37

79

n
53

46

62

108

110

135

195

211

1580

1613

1647

1668

1710

1741

1754

1803

1839

1856

1902

1909

1950

1969

1964

1920

31

24

22­

32

19

16

18

22

39

31

24

30

30

20

45
103

107

22547

22839

23024·

23067

23363

23614

23785

23335

23149

23100

22938

22576

22561

23090

23204

23111

377

347

467

558

404

347

361

559

586

581

612

792

876

619

615

978

1359

650

650

659

669

·680

702

702

705

715

726

725

737

733

}45

758

741

31

27

27

30

29

29

32

36

37

36

42

.42

48

44

48

75

84

1) I!1landskonzept (nach dem Beschäftigungsort) ; Quelle: SAEG.
2) Quelle: International Liibour Office und EG (für Frankreich und Itelien); Bundesrepublik Deutschland: Nation,!le Quelle.
3) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun.
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Tab elle 3"

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

. .
Bruttoinlandsprodukt in den EG-Ländern 1)

Mrd Eur

EG Bundes-
republik Frank- Luxem- ~ieder- Däne- Groß?ri-1 IrlandJahr. insge- Deutsc.'l- Belgien reich Italien burg. lande mark tanlllen .samt 2) land . I

- ·in jeweiligen Preisen und 'Wechselkursen

1960 188,5 71,3 11,1 59,9 34,6 0,5 11,0 -0 71!4 1,8:J,v
- -

I
1961 210,7 81,9 11,8 65,8 38,6 0,5 12,1 6,6 76,2 1.9

1962 232,6 89,4 12,7 73,5 43,4 0.5 13,1 7,4 . 79,7 2,1. i_1963' 255,3 95,2 13,6 81.9 49,t 0,6 14,3 ~o 84,8 2.2'. r,~-
1964 281,9 104,4 15,3 90,4 54,3 0,6 16,8 ·9,0 92.6 2,5

1965 305,5 114,3 16,6 96,8 58,4 0,7 18.7. 10,1 99.3 2,7
-

105,1 63,2 0 17 20,4 11,1 105,8 2.81966 328,9 121,7 17,8

. 1967 347,7 122,8 19,1 113,1 69,6
-

0,7 22,4 12,0 109,6 3,0

1968 378,3 133,7 20,4 123,5 75,1 0,8 24.8 12,3 103,5 3,0

1969 421,2 151,9 22,7 134,9 82,7 0,9 28,1 14,1 110,7 3,5;

1970 477,0 185,5 25,2 140,9 92,7 1,1 31.6 15,6 121,7 3,9

1971 528,7 . 206,2 27,7 157,1' 100,9 1,1 35,8 17.1 135,9 4,5

1972 596,2 235,7 31,6 176,6 . 109,4 1.2. 41,T 19,2 1~3,6· 5,1
-

1973 841,8 275,4 . 35,9 200;5 112,7 1,5 48,4 21,8 140,4 5.2
-

1974 922,6 305,8 42,0 212,6 122,1 1.7 55,8 24,3 152,8 5,4

1975 1017,7 319,9 46,2 253,3 130,2 1,7 61,2 26.9 172,5 5,9

Iin Preisen und \Vechselkursen von 1970
1960 286,8 116,6 15,6 81,0 54,1 0,8 9,7 92,6
1961 304,4 122,8 .16,4 86,4 58,5 0,8 10,3 95,6

, 1962 320,5 128,0 17,2 92,0 62,1 0,8 10,9 96,5-
1963 334,0 132,3 18,0 96,3 65,6 0,8 21.0 11,0 100,3
1964 353,2 141,0 19,2 102,0 67,3 0,9 22,8 12,0 106,2
1965 369,2 148,7 19,9 106,3 69,4 0,9 24,0 12,6 108,4-

1966 385,5 152,8 20,6 113,1 73,4 0,9 24!7 12,9 110,5
1967 396,3 152,3 21,4 117,2 78,6 0,9 26,0 13,5 113,4

-1968 419,5 162,4 22,3 122,5 83,6 1.0 27,7 14,0 117.4
1969 449,3 175,1 23,7 131,6 88,3 1,0 29,6 15,2 11S,9
1970 477,0 185,5 25,2 140,9· 92,7 1,1' -

~1,6 15,6 3.9121.7
1971 '494,2 191,3 26,2 148,4 94,1 1,1 33,0 16,1 1240,S" 4,1 '-
1972 515,2 198,0 27,7 156,9 97,1 1,1 34,3· 16.8 128,0 4,3
1973 700,7 207,5 29,4 165,1 103,7 1,2 36,4 17,3 135,6 .<l -_,:J

1974 712,6 208;6 30,5 169,8 107,3 1.3 37,2 17,4 136,0 4,5
1975 698,4 203,8 29,9 167,6 103,3 1,2 36,8 17,3 134,2 4.1

1) Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläu~erungen siehe SAEG, '"Europa.:sches. System Volkswirtschaftlicher Gesa:n~recr..nun­
gen", 1970).

2) Bis i972 EG der Sechs, ab 197.3 EG der Neun. Quelle: SAEG
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Tab eil e 4*

.' Bruttolnlafidsprodukt je Erwerbstätigen in den EG-Ländern 1)

Eur

Jahr
EG­

insce­
sarri't·"i

Bundes­
republik
Deutsch-

land

Belgien Frank­
reich

Italien
Luxem- :-·Heder- Däne-

burg lande mark
Großbri­
tannien Irland

in jevieiiigen Preisen und \Vechselkursen

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

197.0'

1971

1972

1973

1974

1975·

2544 2736

;2825 3097

3117 3369

3419 3581

3760 3924

4082 4269

-4406 4560

4697 4756

5107 5174

5613 5791

, 6295 6981

6956 7739_

7865 8867

8029 10336

8793 ! 1 694

9839· 12647

3201

3376

3793

4189

4551

4868

5230

5602

6112

6638

7417

8482

9510

10 984

12237 .

3057

3358

3744

4133

4515

4813

5187

5568

6082

6534

6728

7459

8328,

9327

!) 816

118i8

1678

1867

2122

2467

2706

2970

3263 -

3553

3836

4203

4695

5116

5621

5748

6143

6568

3875 2633

3791 2'851

4019 3035

4259 3249

4875 3757

5237 4495

5399 4947

5936 5435

6849 6054

7857 6740

7779 7588

8611 8894

10246 10 329

11 684 11 914

11 078 13 194

2875 :2 935

3144 :3096

3489 3219

3669 :1420

4 109 3691

4533 ::: 922

-4892 L,153

5199 4, 365

5 310 ~. 151

ß 012 4434

6 560 ~ 899

7188 5551

8032 5872

9054 5609

10.152 6082,

11 438 - 6 889

1685

1817

1952

2087

2364

2520

2668

2873

2825

3255

3·,703

4230

4838

4957

5055

5642

in Preisen und \Vechselkursen von 1970

5132 - - 4045

1960

. 196~

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

'1970

1971

1972

197'3

1974

1975

3871

4081

4294

4473

4713

,4933

5164

5352

5663

5988

6295

6502

6796

6683

6792

6752

4461

4. 644

4823

4973

5296

5555

5727-

5898

6287

6672

6981

7182

7450

7788

7976

8056

4485

4669

4835

5009

5286

.5464

5610

5846

6097

6395

6838

7037

7424

7788

7979

7915

4138

4409

4689

4860

5094

5285

5583

5766

6036

6375

6728

7045

7398

,7681

7842

7859

2622

2831

3038

3256

3354

3528

3790

4010

4266

4487

4695

4775

4988

5291

5400

5210

5843

6033

6111

6283

6686

6786

6881

7020

7325

7879

7857

7840

7967

8357

8421

7757

4784

5105

5329

5438

5746

6076

6381

6740

'6993

7331

7760

7956

7939,

4731

4961

5163

5495

5642

5700

5818

6019

6474

6560

6777

7047

7202

7260

7342

3808

3888

3895

4233

4280

4337

4518

4708

.4763

4899

5096

5233

5417

5411

5360

3703

3847

4074

4229

4203

4266

1) Berec..\net nach dem ESVG (_~l:5:ührliche E!lät:.terungen siehe S_~-\.EG, .,Europäisches System Vo:ks'\virtschaftiicr..er Gesantrecnnu:l­
gen", 1910).

2j 3:3 1912 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neur.. Quelle: SAEG
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Tab elle 5'

Deutscher Bundestag - 8. \Vahlperiode

Veriügbares Nettovolkseinkommen 1) und Einkommen aus unselbständiger Arbeit
in den EG-Ländern 2)

Mrd Eur in jeweiligen \Vechselkursen

EG Bundes-

Jahr insge- republik Belgien Frank- Italien Luxem- Nieder- Däne- Großbri- Irland
Deutscb.- reich burg lande mark tannien _

samt 3) land -

Verfügbares Nettovolkseinkommen 1)

1960 110,5 6 A ~ 10,1 53,4 32,0 0,1 10,1 5,4 65,8 1,8,,:,=> ,-
1961 190,2 13,5 10,8 58,7 35,1 0,4 11,1 6,0 70,2 1,9.

1962 209,1 19,1 11,5 65,9 40,2 0,5 12,0 6,8 13,6 2,0

1963 230,1 84,6 12,4 73,6 46,0 -0,5 13,1 1,2 18,3 2,2

1964 253,9 .92,6 13,9 81,4 50,1 0,6 15,4 8,2 85,4 2,5

1965 214,3 100,8 15,1 86,6 54,0 0,6 11,2 9,2 91,7 2,6

1966 295,1 101,1 16,2 93,8 58,6 0,6 18,1 10,1 91,2 2,7

1961 311,5 101,5 11,4 101,0 64,5 0,6 20,5 '11,0 100,5 2,9

1968 338,8 111,3 18,6 109,8 69,1 0,6 22,1 11,2 94,1 2,9

1969 37-1,3 133,4 20,6 120,0 16,1 .' 0,1 25,8 12,9 101,3 3,3,

1970 425,1 162,0 22,8 125,1 - 85,3 0,9 29,0 14,2 111,3 3,1

1911 410,1 119,3 25,0 139,3 92,9 0,9 32,1 15,5 123,8 4,2

1912 529,1 204,5 28,1 156,~ 100,8 1,0 38,0 11,4 130,3 4,8

1913 150,4 239,3 32,1 111,2 103..1 1,3 44,5 19,9 121,5 5,0

1914 816,1 264,3 38,3 186,8 109,9 1,5 50,1 21,8 131,4 5,2

1975 895,2 215,1 42,0 221,9 116,8 1,5 54,6 23,9 153,6 5,8

Einkommen aus unselbständiger Arbeit

1960 85,3. 33,6 5,1 26,6 - 14,5 0,2 5,2 2,8. 42,6 0,8

1961 96,8 39,4 5,4 29,1 16,1 0,2 6,0 3,2 46,1 0,9

1962 109,2 44,0 5,9 33,6 18,8 0,3 6,6 3,6 48,6 1,0

1963 122,6 41,3 6,5 38,3 22,8 0,3 1,4 3,8 51,1 1,1

1964 136,4 51,8 7,3 42,6 25,6 0,3 8,8 4,1 55,4 1,2, -

1965 148,6 51,2 8,1 45,9 21,0 OA 10,0 5,1 59,8 1,3,-
1966 160,7 61,6 8,9 49,6 28,9 0,4 11,3 5,6 64,0 lA-,-
1961 169,4 61,1 9,5 53,6 31,9 0,1 12,3 6,1 65,4 1,5,-
1968 184,9 66,3 10,1 59,1 34,8 0,4 13,5 6,3 61,1 1,5

1969 201,1 ,16,0 11,2 65,5 38,3 0,4 15,1 1,2 65,4 1,1

1910 241,0 96,3 12,6 68,8 44,8 0,5 18,0 8,2 13,2 2,0

1911 274,0 109,3 14,3 11,8 51,3· 0,6 20,6 9,2 80,6 ' 2,3

1972 310,1 125,5 16,9 81,3 56,6 0,1 23,1 10,2 86,2" 2,6-
1913 451,5 150,0 19,5 100,5 59,5 0,8 21,8 11,8 84,9 2,7

1914 519,1 , 110,1 23,2 109,8 66,6 1,0 33,3 14,0 98,6 3,0

1915 586,6 118,0 26,5 134,6 15,4 1,2 31,6 11-4,5 3,3

1) N'etiosozialprodukt zu Marktpreisen.
2} Beredmet nadl dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, "Europäisdles System VolkswirtsChaftlicher Gesamtrechnun-

gen" , 1970).
3) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der ~"eun. Quelle: SAEG
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Tabelle 6"

Privater Verbrauch in den EG-Ländern 1)

MrdEur

EG Bundes-

Jahr insge- republik Belgien Frank- Italien Luxem- Nieder- Däne- G::oßbri- Irland
samt 2) Deutsch- reich burg lande mark t~.nnien

land

in jew'eiligen Preisen und vVechselkursen

1960 116,7 43,2 - 7,7 36,3 - 22,8 0,3 6A. 3,9 .47,1 1,4,-
1961 129,7 49,1 8,0 40,1 25,0 0,3 7,2 4,3 .19,6 1,5

1962 143,6 53,7 8,4 45,2 28,1 0,3 7,9 4,8 52,6 1,6

1963 158,4 57,3 9) SD,3 32,7 0,3 8,8 5,1 55,8 1,7

1964 172,4 61,7 g,7 55,3 35,4 0,4 9,9 . 5,8 59,5 1,9

1965 187,0 67,9 10,6 59,1 38,0 0,4 11,0 6,3 53,2 2,0

1966 202,6 73,3 H,3 63,9 41,8 0,4 11,9 7,0 67,0 2,1

1967 215,9 75,5 11,9 69,1 46,0 0,4 12,9 7,6 09,1 2,2

1968 232,2 80,0 12,9 75,8 48,9 0,5 14,0 7,7 05,0 2,2

1969 255,6 89,5 14,0 82,3 53,4 0,5 16,0 8,8 69,3 ? -_,0

1970 284,9 106,6 15,0 84,6 60,3 0,6 18,0 9A. 75,4 2,8, -

1971 - 317,0 119,1 16,5 95,0 65,6 0,6 20,2 10,1 33,8 3,1

1972 358,1 131,1 18,8 106,6 71,6 0,7 23,3 10,8 90,2 3,4

1973 504,8 15B,8 21,4 120,1 73,6 0,8 26,8 12,3 37,5 3,4

1974 560,0 177,9 24,8 129,7 81,3 0,9 31,1 13,7 96,8 3:8

1975 630,8 194,9 28,0"'- 157,9 88,3 1,0 35,3 15,6 105,8 4,0

in Preisen und 'Wechselkursen von 1970

1960 171,0 67,6 10,4 48,8 33,7 0,4 6,1 59,9

1961 181,3 71,2 10,6 52,3 36,1 0,4 6,6 51,2

1962 192,1 74,6 11,0 56,3 38,4 0,4 6,9 52,5

1963 202,3 77,3 11,5 59,4 41,6 0,4 12,1 6,9 55,1

1964 211,9 80,9 11,8 63,2 42,8 0,5 12,8 7,5 67,1

J965 222,3 85,7 12,3 65,S- 44,3 0,5 13,7 7,8 67,9
-

1966 232,8 89,2 12,6 69,1 47,4 0,5 14,1 8,1 59,2

1967 241,8 90,4 12,9 72,7 50,7 0,5 14,7 8,4 70,8

1968 252,1 93,7 13,6 75,7 53,0 0,5 15,6 8,5 12,8

1969 268,7 100,4 14,4 80,6 56J~ 0,5 16,7 9,3 1'3,4

1970 284,9 106,6 15,0 84,6 60,3 0,6 18,0 9,4 75,4 2,8

1971 298,8 11~,0 15,7 89,9 62,0 O,f) 18,6 9,6 71,3 2,8

1972 312,2 1-16,3 16,6 95,1 64,2 0,6 19,4 9,9 81,8 3,0

1973 425,0 119,3 11,9 100,1 67,9 0,6 20,1 10,4 85,6 3,1

1974 430,2 120,0 18,3 102,7 69,6 0,7 20,6 10,1 85,1 3,1

1975 435,6 122} 18,5 106,1 68,4 0,7 21,1 10,6 84,5 3,1

1) Berechnet nach dem ESVG (Ausführlic.lJ.e Erläuterungen siehe SAEG, "Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen", 1970).

2) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun. Quelle: SAEG
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Tabelle r

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Staatsverbrauch in den EG-Ländern 1)

Mrd Eur

EG Bundes-
republik Frank- Luxem- ~ieder- "Däne- Großbri-Jaht insge-
D~utscn-

Belgien reich Italien burg lande mark tännien Irland
sa:nt ~) land

-
in jeweiligen Preisen und \Vechselkursen "- -

1960 22,3 7,3 1 .<! 7.9 4,2 0,0 1,5 0,7 11.8 0.2,-
1961 25,2 ' 8,7 1,4 8,7 4,6 0,0 1 ~ 0,9 12.7 0,2_ .T

- ,
1962 28,9 - 10,2 1,6 9,8 5,4 0,1 1,9 1,0 13,6 0,3

1963 33,1 11,4 1,8 11,0 6,6 0,1 2,2 1,1 1L A. 0,3
- -, -

1964 35.8 11,7 1,9 12.1 f,5 0,1 2,6 1,3 15,3 0,3

1965 39,5 13,1 2,1 '12,8 8,5 0,1 2,9 1,5 16,8 0,4

1966 42,4 14,1 2,3 .13,7 9,0 0,1 3,2 1,8 18.2 ' 0,4

.1967 45,2 14,8 2,6 14,7 - 9,5 0,1 3,6 2,0 . 19,8 0.4

1968 49,0 15,2 2,8 16,8 10,2 0.1 3,9 2,2 18,4 0,4

1969 54,1 17,4 3,1 18,0 11,0 0,1 4!5 2,4 19,2 0,5

1970 60,9 21,6 34' 18,9 11;7 0.1 5;2 3.1 21,5 0,6,-
1971 71,2 25,8 3,9 . 21,1 14,2 0,1 6,0 3,7 24,6 0,7

1972 80,6' 29,7 4,6 23,2 15,9 0,1 6,9 4,1 26,7 0,8

1973 122,5 35,6 ,5,2 26,4 - 15,8 0,2 7.9 4,6 26,0 0.9

1974 141,8 42,6 6,2 28,8 16.9 0,2 9,6 5,6 30,9 1,0

1975 166,4 46,9 7,8 36,6 17,6 0,2 11,0 6,6 38,3 1.2
.

in Preisen und \Vechselkursen von 1970

1960 41,1 14,1 2,0 13,1 8,1' 0,1 1,6 17.5

1961 43,4 15,2 2,0 13,8 8,5 0,1 l.7 18,1

1962 46,3 17,0 2,2 14,2 8,8 0,1 1,9 18,7

1963 48,8 18,2 2,5 14,5 9,2 0,1 4,2 1,9 19.0

1964 49,8 18,2 2,6 15,0 9,7 0,1 4,3 2,1 19,3

1965 51,8 19,1 2,t 15,4 10,1 0,1 4:4 2,1 19,8

1966 52,8 19,2 2,8 15,8 10,5 0,1 4,5 2,3 20",4

1967 54,5 19,7 3,0 16,3 10.8 0,1 4,6 2,4 21,6

1968 56,1 19,6 3,1 17,4 11,3 0,1 4,7 2,6 21,6

1969 58,4 20,5 3,3 18,~ 11,6 0.1 4,9 2,8 .' 21,2.

1970 60,9 21,6 34 18,9 11,7 0,1 5,2 3,1 21,5 0,6,-
1971 64,2 23,3 3,6 19,6 12,4 0,1 5,3 3,3 22,2 0,6

1972 66,7 24,3 3,8 20,1 13,0 0,1 5,4 3.1 23,1 0,7

1973 '96,9 25,2 4,0 20,8 1.3,3 0,1 5,5 3,3 24,1 0,1

1974 99;7 26,3 4,1 21,3 13,6 0,1 5,5 3,4 24,7 0,8

1975 104,2 28,2 4,3 21.9 13,7 0,1 5,7 3,5 25,9 0,8

1) Berec.'lnet nac.'l. dem ESVG (Ausführliöe Erläuterungen siel:e SAEG, "EuroRäisches System V.olkswir~5c::.af:licher Gesc.mtrechnun·
gen", 1970J·.

2) Bis 1972 EG der Sechs, c.l> 1973 EG der ;--Zeun. Quelle: SAEG
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.Bruttoanlageinvestitionen in den EG-Ländern 1)

MrdEur .

Drucki;ache 8/1221

Tab e 11 e 8·

-EG Bundes-

Jahr insge- reoublik Belgien Frank- Italien Luxem- Kieder- Dän~- Großbri-
Irland

samt 2) Deutsch- reich burg lande mark tcmnien
land

in jewe.iligen Preisen und \Vechselkursen

1960 42.4 17.3 2,2 12,5 7,7 0,1 2,6 1,1 11,7 0,3

1961 49.7 20,8 2 14 14.5 8,8 0,1 3,0 1,4 13,2 0,3

1962 - 55,5 23,4 2,7 15,9 10,1 0,1 3,2 1,5 13,5 0,4

1.963 . 61,0 24,8 2,8 18,1 - 11,7 0,2 3,4 1,6 14,2 0,4

1964 68,7 28,4 3,4 20,6 11,9 0,2 4,3 2,0 16,9 0,5

1965 72,9 30,6 3,7 22,6 11.1 0,2 4,7 2,2 18,2 0,6

1966 77,9 31.6 4.1 25,0 11.7 0,2 5,3 - 2,4 ·19,4 0,6

1967 79,4 28;6 44 27,0 13,4 0,2 5,9 2,7 20,7 0,6

1968 86,? 31.2 '4,4 28,8 15,2 0,2 6,6 2,6 19,7 O,~

1969 97,8 37,1 4,8 31,5 17,3 0,2 6,9 3,1 20,6 0,8

1970· 116,3 49.5 5,7 33,0 19,7 0,3 8,1 3,4 22,7 0,9

1971 128,8 55,6 6,1 37,1 20,5 0,3 9,2 3,7 25,3 1,1

1972 1042,S 62,1 6,8 41,8 21,6 0.3 9,9 4,2 26,8- 1,2

1973 193,7 68,7 ~ ~ 48,1 23,5 0,4 11,1 5,0 27,8 1,31,T

1974 210,3 69,5 9,6 52,5 28,1 0,5 12,3 5,4 31,1 1,3

1975 220,4 6B,7 10,3 59,4 27,6 0,5 13,0 - 5,3 34,3 1,~

in Preisen und \Vechselkursen von 1970

1960 63,7 28,9 3,2 15,0 12,2 0,2 1,7 13,9

1961 70.8 31.7 3,6 17,3 13,6 0,2 1,9 15,3

1962 . 75,3 33,S 3,9 18,4 14,9 0,2 2,1 15,3

1963 7&,8 34,3 3,9 19,7 16,1 0,2 4,6 2,0 15,5

1964 85,3 38,3 44 21,6 15,1 0,3 5,5 2,5 18;1,-
1965 87,6 40,1 4,6 23.0 13,9 0,2 5,8 2,6 19,0

1966 91,4 40,5 4,9 24,9 14.4 0,2 6,3 2,7 19,4

1967 91.6 37,2 5,1 26,2 16.1 0,2 6.8 2,9 :21,1

1968 98,4 40,0 5,0 27,T 17,9 0,2 7,5 2,9 22,0

1969 107,0 44,6 5,3 30,3 19,2 0,2 7,4 3,3 22,1
-

1970 116,3 49,5 5,7 33,0 19,7 0,3 8,1 3,4 22,7 0,9

1971 120,4 51.7 5,6 35,3 . 19,1 0!3 8,4 -3,5 23,3 1,0

1972 124,6 53,2 5,8 37,8 19,3 0,3 8,1 3,8 23,8 1,0

1973 159,8 53,S 6.3 40,3 20,9 0,3 8,6 4,0 :24,8 1,1

1974 155,7 49.1 6,7 40,8 21,7 0,3 8,2 3,6 24,2 1,0

1975 147,7 46,9 6,5 39,1 18,9 0,3 7,9 3,3 23,9 0,9

') Be;echnet nach dem ESVG (Ausiührliche E~läuterungen siehe SAEG, ,.Eu;opäisches System Volk!nvirtsCh.aftlicler Gesamtredmun-
gen", 1970j.

~) Bis 1972 EG der Secl1s, ab 1973 EG der Neun. Quelle: SAEG
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Tab e 11 e 9*

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Außenhandel der EG-Länder ~)

Mrd Eur in je'weiligen Preisen und \Vechselkursen

EG
Bundes-

Jahr insge- republik Belgien Frank- Italien Luxem- Nieder- Däne- Großbri- IrlandDeutsch- reich . burg lande mark tanniensamt 2) land

Ausfuhr von \Varen und Dienstleistungen

1960 35,3 12,9 4,2 7,9 4,5 0,4 5,3 I 1,9 14,5 0,5

1961 38,1 14,1 4,6 8,3 5,1 0,4 5,6 1,9 15,2 0,5 -
1962 40,6 14,9 5,1 8,6 5,7 0,4 5.9 2,1 15,5 0,5

1963 44,4 16,2 5,6 9,5 6,3 0,4 6,4 2,3 16,4 0,6

1964 50,1 18,1 6,4 10,5 7,3 0,5 . 1,3 2,6 17,3 0,7

1965 55,9 19.9 6,9 11,8 8,7 0,5 8,1 2,9 18,5 O,t

1966 61,8 22,4 7,7- 12,9 9,7 0,5 8,6 3,1 19,8 0,9

1967 66,5 24,1 8,1 14,0 10,6 0,5 9,2 3,2 20,0 1,0

1968 75,1 27,3 9,1 15,4 12,3 0,6 10,3 3;3 21,2 1,0

1969 87,9 31-,6 11,0 18,2 14,2 0,7 12,2 3,8 23,5 1,1

1970 103,1 37,4 12,8 21,6 16,0 0,9 14,4 4,2 26,8 1,3

1971 114,9 41,0 13,7 25,1 17,8 0,9 16,4 4,8 30,1 1,4

1972 131,1 46,7 15,9 28,7 20,1 1,0 18,9 5,3 29,8 1,6

1973 198,1 - 58,0 19,6 34,S 20,9 1,2 23,1 6,4 32.4 1,8

1974 259,3 77,9 25,4 43,7 28,1 1,6 31,0 8,1 41,1 2,2

1975 264,8 76,0 24,3 47,7- 30,5 1,3 31,5 8,6 - 42,4 ? ~_,:J

-
Einfuhr von \Varen und Dienstleistungen

1960 33,3 11,4 4,2 7,0 5,2 0.1 5,2 1,9 15,4 0,6, -

1961 36,2 12,4 4,7 - 7,4 5,8 0,4 5,7 2,0 15.3 0,7 -
1962 40,1 13,9 ·5,1 8,1 6,6 04 6,0 2-,3 15,5 0,7

1963 45,2 14,7 5,7 9,3 8,2 0,5 6,? 2,3 16,3 0,8

1964 50,1 16,6 6,5 10,8 8,0 0,5 7,8 2,8 18,4 1,0

1965 54,7 19,7 6,9 11,1 8,2 0,5 8,3. 3,0 18,7 U
1966 60,2 20,5 7,8 12,9 9,5 0,5 9,0 3,2 19,5 1.1
1967 62,4 20,0 7,9 13,7 10,8 0,5 9,4 3A 20,9 1,2

1968 69,7 22,8 8,9 15,5 11,5 0,6 10,3 3,5 21,9 1,3

1969 84,1 27,8 10,6 19,0 13,9 0,6 12,1 4,1 23,0 1,5

1970 98,9 33,6 12,1 21,0 16,7 0,8 14,8 4,7 25,7 1,7
1971 108,6 36,9 12,9 23,5 18,0 0,8 16,4 5,1 28,0 1,8
1972 121,8 41,2 14,6 26,9 20,6 0,9 17,6 5,2 30,0 1,9
1973 192,1 48,4 18,6 33,2 24,8 1,1 21,4 6,9 35,S 2,3
1974 261,9 62;8 24,9 46,5 35,7 1,5 29,3 8,9 49,3 3,1
1975 255,4 65,3 23,9 .d - - 32,2 1,5 29,2

.
_.:>,.:> 8,9 46,1 2,9

1) Berech...,et naG.':1 dem ESVG (AusführliG.'le Erläuterungen siehe SAEG, "Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen", 1970). .

2) Bis 19t2 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun: einschließliG.'l der entspreG.'lenden innergemeinsChaft}jchen Transaktionen.
Quelle: SAEG

232



Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Industrielle Produktion in den EG-LäIldern

1910 = 100

Drucksache 8/1221

Tab eIl e 10'

Zeitraum

Bundes- i
republik I B - .
Deutsch- elglen

land 1-

I Frank­I reich
Italien Luxem­

burg
Nieder­
lande

Däne­
mark

:iroßbri­
tannien Irland

97 110

108 112

101 - 101

106 121

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975

1976

1!}72 1. Vj.

2. Vj.

3. Vj.

4. Vj.

57

61

64

69

73

76

79

80

86

94

100

103

108

115

115

107

115

105

112

98

117

61

64

66

69

.74

78

79

77

84

94

100

102

106

113

111

104

111

100

111

100

- 115

61

65

69

74

79

81

82

84

88

97

100

103

109

116

120

108

119

107

113

100

118

56

59

63

71

75

76

81
- 83-

85

95

100

106

112

120

123

114

124

114

116
·9~·0

123

50

56

61

67

67

70

79

86

91
. 94

100

100

104

115

119

109

122

104

108

92

113

79

81

78

79

86

87

83

83

88

100

100

99

103

115

119

93

99

50

51

54

57

63

66

70

73

82

91

100

106

111

119

123

117

125

76

76

77

80

86

89

90

90

96

99

100

100

102

111

108

103

104

99

103

96

111

52

57

60

63

68

71

74

81

90

97

100

104

109

119

123

115

127

99

111

109

116

1973 1. Vj.

2. Vj.·

3. Vj.

4. Vj.

1974 1. Vj.

2. Vj.

3. Vj.

4. Vj.

1975 1. Vj.

2. Vj.

3,Vj.
-
4. Vj.

1976 1. Vj.

2. Vj. -

3. Vj.

- 4. Vj.

1977 :1. Vj.

2. Vj.

113

119

106

122

117

122

105

117

109

110

96
114'

114

119

105

122

120

121

108

119

106

119

109

119

103

112

101
107 ­

95

111

106

117

104

117

112

120

116

119

107

122

125

128

110

121

115
'111

97

112

117.

126

107

124

122

125

122

124

10~

130

129·

130

107

126

117

118

96

125

127

128

107

132

134

131

106

120

108

124

124

130

109

115

111

113

96

115

118

128

109

132

130

128

113 119

119 119

112 109

117 130

123 127

126 125

117 114

111 130

102 121

97 116

81 102

93 130

97 126

109 124

93 113

96 136

101 130

108 127

115

111

103

115

108

109

102

112

110

102

94

106

107

104

97

110

112

104

112

125

11-9

123

120

13(}

120

_122

109

120

114 ­

119

117

131

127

133

126

139

1) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Acht; zusammengewogen mit den Anteilen an der Industrieproduktion der EG im Jahre
1970.

Quelle: OECDi Bundesrepublik Deuts6.lan~.:Nationale Quelle
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Tabelle 11"

Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industrieländern

1970 = 100

_ Zeit:-3U::l
Bunces-,-
!"ep:l~lik Belg:e:l
Ds':..:.tsd1-,,,nd

F:a:l~­

reica

Groß­
bri~an­

n:en

"

Helie" '/ ;~ied~r- I!c.r.c:e:

Ye:-­
e~!1ig:e­

Ste"te::
Kanöda

\Terbraücherpreise 1)

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1956

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975

1976

1977 1. Hj.

78

80

82

84

86
89

92

93

95

100

105

111

119

127

135

146

74

75

76

78

81

84

88

90

93

96

100

104

l1ü

118

133

150

163

In

73

76

79

81

83

85

89

95

100

106

112

120

137

153

168

178

67'

69

i'2

74

76 .

80

83

85

89

94

100

109

117

128

148

184

215

243

68

69

73

78

83

86

88

92,

93

95 96

100 100

105' 108

111 116

123 125

146 138

i 71 -. 152

200 165

229 174

76

77

, 78

79

80

81

84

86

90

94

100

104

108

114

127

139

147 _

154

76

77

,78

79 69

81 n
83 77

86 .81

89 84

93 88

97 93

100 100

103 106

108 111

116 '124

129 154

142 ,72

153 188

162 202

67

69

74

77

80

86

89

91

93

100

107

114

121

134

147

162

72

73

76

82

84

88

92

94

97

100

107

114

124

136

145·

147

149

Erzeuger- bzw. Großhandelspreise !)

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

'1971

1972

1973

1974

1975

1976

1977 1. Hj.

lODe)

1040.)

107")

114a)

129a)

136"}

141"-)

82

82

83

85

89

90

92

91

91

95

100

99a)

104a}

116a)

136ä )

137a)

147e)

153?)

76

78

78

80

83

84

86

85

84

93

100

102

107

123

158

160

169

73a]

75") .

77")

78a)

80a)

82e)

8Se)

86a)

90a)

93a)

lOoa}

109a)

115a)

123"-)

152a)

189a)

220a)

254")

80

84

87

88

90

89

90

93

100

103

108

127")

179a)

194"]

238a)

2733 )

82

84

88

91

95

96

98

96"-)

lODe)

10Sa)

-1100.)

117a)

129")

138"-)

147")

86

86
. 86'

136
86

88

90

91

~93

97

100·

103

108

122

145

158

166

174

,84

85

86

87

88

90

92

94

98

100

102

107

119

141

157

165

88

89

.87.

89

89

90

92

94

97

100

'99

100

1-16

152

157

165

169

83

83

86

81 90

86 91

87 91

89 93

89 93

90") 93

94") 96

1003 ) 100

103") 102

107a) 106

120") 117

148"-) 136

160") 133

174a) 132

185a) lJ.?

l-
I

1) Nationale Quelle::.
EJ Ohne lvlenrv;ertsteuer.
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n 0 c h Tabelle 11*

Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industrieländern

1970 = 100

Zeit:::.:.:.::t
B·.:r_~e5~

re;mb!i~

D_eu:sC:.~-

!a:ld

3elgier.. Frc.~:;::'­

;e:c.'"-l

Gro!)~

boit~,,-­

n:ea
Nieder­
:imde

Ve~­

ei::i~te­

S:c.~ten

I Kenada I· J~par. I so~n;e-I S·öwe:z I
I I Ge:>

Durchschnitts,,-erte eier At:sfuhr 2)

1977 1'. Hj.

1968
1969 .

1970

1971

1972

1973

Durchschnitts'w'erte eier Einfuhr 2)

91 92

i

I·
I

a~vO

92

94

95

132

112

109

127

130

130

135

100

104

90

89

93 94

100 100

106'· 101

107 103

121 110

165 132

173 126

89

92

100

105

109

120

153

177

190

186 120

91 .

91

208

96

157

95

95

100

102

94

106

188

205

207

100

lOG
. 99

107

148

150

--147

93

94

95

97

173

100

100

103

118

156

177

96

98

100

JG2

104

.112

138

160

161

90

92

238

191

158

113

90

91

93

100

100

103

106

124

- 95

,33

200

105

176

183

216

223

93

91

95

94

148

93

100

104

103

111

150

157

167

157

100

102

103

110

141

97

96

96

93

92

96

139

109

100

105

100

106

109

241

256

127

180

20';

320.

246

83

93

84

91

278

100

105

W9

138

210

236

289

332

94

100

106

111

126

161

198

240

84

85

10";

112

165

171

189

1 -~.. J.J

88

85

90

100

104

170

91

100

106

107

.118 ­

148

91

93

93

92

96

97

147

96.

100

100

158

99

IG8
136

140

147

102

101

109

143

135

95

95

99

97

100

103

129

129

133

100

98

100

100· .
103 -

103

107

123

132

1%

1361. Hj.

1974

1977

1972

1975

1976

1970

1971

1967

1967

1968

1969

1973

1974

1975

1976

Bruttos:undenverdre~ste in der Indüstrie 3)

1969

_1970

19,1

1972

1973

1974

1975

1976

1977 1. Bj.

-87

100

111
0121

134

147

159

169

177

92

100

111

126

147

178

210

235

91

100

11 !

124

:41

169

198

227

245

91

100

113

128

1;";5

169

220'

264-

273

82

100

114

125

156

191

241

292

356

90

IOD

112

126

143

169

192

208

216

100

106

113

·121

131

143

154

164

92

100

109

118

128

145

168

191

208

85

100

114

132

163

205

229

258

230

88

100

108

124

134

149

171

202

210

94

100

110

119

130

144

155

157

161

Anteil üo \Vc.~enhandel.j der Bündesrepublik Deutschland in vB

1972-1976. 8,4 12,4 8,5 11,8 7,5 1,0 2,9 4.0

~) "Qt:elle : i)'1F; 3unäes:epubli~ De"J.t5c~13.nd: :.;: a~iol:a:e Quelle.
3) QäeEe: OECDj Bundesrepublik Deutschlc.:ld: l~ationele Quelle. - F:c.:lkreic..1. 1 :talie~: :-':-iederlarrde, 3e~gte~. Großbritc.nl:ie~:

Schweiz: Tarifliche Stunder.:öhr.e. - Japc.~: Bruttomonatsverd:enste.
4) Einfu!:r ~ A~s:uhr.
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Tabelle 12"

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit

Ein-
Erwerbstätige

wohner Erwerbs- Erwerbs- darunter Abhängige Offene Arbeiis- Arbeiis-
(Wohn- quote 1) ins-

I
Stellen lose losen-

Zeitraum bevöl~e·
personen darunter quote 3)

gesamt zusam-
rung) Aus-men länder 2)

1000 vH 1000 vH

-
1950 46908 21577 46,0 19997 13674 - 116 1580 10,4
1951 .47413 21952 46,3 20520 14286 116 1432 9,1
1952 47728 22289 46,7 20910 14754 115 1379 8,5
1953 48172 22684 47,1 21425 15344 . 123 1259 , 7,6
1954 48710 23216 47,7 21995 15968 73 137 1221 7,1
1955 4) 49203 23758 48,3 22830 16840 80 200 928 5,2
1956 49797 24196 48,6 23435 17483 99 219 761 4,2
1957 50434 24602 48,8 23~40 17 992 108 217 662 3,5
1958 51056 24807 48,6 24124 18188 127 216 683 3,6
1959 51634 24857 48,1 24381 18508 167 280 476 ? --,;)

1960 52183 25027 48,0 24792 19005 449 235 1,2

1960 55'433 26518 47,8 26247 20257 279 465 271 1,3
1961 56175 26-172 4'1,7 26591 20730 507 552 181 0,9
1962 56837 26845 47~2 26690 21032 629 - 574 155 0,7
1963 57389 26930 46,9 26744 21261 773 555 186 0,9
1964 57971 26922 46,4 26753 21484 902 609 169 0,8
1965 58619 27034 46,1 26887 21757 1119 649 147 0,7
1966 59148 26962 45,6 26801 21765 1244 540 161 0,7
1967 59286 26409 .44,5 25950 21054 .1014 302 - 459 2,1
1968 59500 26291 44,2 25968 21183 1019 488 323 1,5

1969 60067 26535 44,2 26356 21752 1366 747 179 0~8

1970 60651 26817 - 44,2 26668 22246 1807 795 149 0,7
1971 61284 26910 43,9 26725 22414 2128 646 185 0,8
1972 61669 26901 43,6 26655 22435 2285 . 546 246 1,1
1973 61976 26985 43,5 26712 22564 2425 a) 572 273 1,2
1974 62054 26797 43,2 26215 22152 2323 a) 315 582 2,6
1975 61829 26397 42;7 25323 21386 2061 236 1074 4,8
1976 61351 26148 42,6 25088 21288 1925 235 1060 4,7

1971 1. Hj. 61141 26847 43,9 ·26646 22316 2055 680 201 0,9
2.Hj. 61427 26972 43,9 26803 22512 2202 616 169 0,7

1972 1. Hj. 61575 26823 43,6 26542 22292 2227 525 280 1,2
2.Hj. 61763 26981 43,7 26768 22578 2342 567 213 0,9-

1973 1. Hj. -61 881 2691-7 43,5 266J6 22482 591 280 1,2
2.Hj. 62071 27055 43,6 26788 22646 553 267 1 ?,-

1974 1. Hj. 62074 26880 43,3 26339 22250 342 541 2,4
2.Hj. 62034 26715 43,1 26091 22054 290 624 2,8

1975 1. Hj. 61915 26448 42,7 25359 21395 2101 247 1089 4,8
2.Hj. 61742 26347 42,7 25281 21377 2021 225 1060 4,7

1976 1. Hj. 61579 26148 42,5 24980 21147 1937 232 1168 5,2
2.Hj. 61484 26°149 42,5 25196 21429 1914 239 953 4,3

1977 1. Hj. 61418 26010 42,3 24919 21218 ... 231 1091 4,9

1) Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige -;- Arbeitslose) an der \Vohnbevölkerung.
2) Bis 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni. .
3) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (abhängige Erwerbstätige -:- Arbeitslose).
4) Orme Saarland und Berlin.
a) Eigene Schätzung._ Quelle: Bundesanstalt für Arbea
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Erwerbstätige nach \Virtschaitsbereichen

Anteil in vH

Drucksache 8/1221·

Tab elle 13"

Alle Wirt- Land-und I Produzie;:endes I Handel und I Ubrige
schaftsbereiche ForstwirtsG'laft 1) I Gevierbe 2) Verkehr 3) <) Bereiche 4) 5)

Erwerbstätige
Jahr- Selb-

stän- Ab- dar- I
ins- I dar- I I dar- I dar-

.dige 6) _ hängige ins- unter I unter ins- unter ins- unter
gesamt Abhän- gesamt IAb~än-I gesamt IAbhän- gesamt Abhän-

gige I • Iglge glge I gige

1950 1 31,6 68,4 24,8 5,0 42,6 31,3 16,0 11,6 16,6 14,5 -

1951 30,4 69,6 23,4 4!5 43,3 38,2 16,8 12,5 16,5 14,4

1952 29,4 70,6 22,2 4,2 43,8 38,7 17,5 13,2 16,6 14,5

1953 28,4 71,6 21,0 3,9 44,5 39,6 18,1 13,8 16,5 14,3

1954 27,4 72,6 19,8 3,6 45,6 40,9 -18,1 13,9 16,4 14,3

1955 7) 26,2 73,8 _18,6 3,2 46,7 42,2 18,5 14,3 16,2 14,1

1956 25,4 74,6 17,7 3,-0 .47,5 4-3,1 18,7 14,5 16,2 14;0

1957 24,8 75,2 17,0 2,8 47,4 43,0 19,3 15,1 16,4 14,2

-1958 24,6 75,4 - 16,3 2,6 47,5 43,2 19,4 15,1 16,7 14,5

1959 24,0 76,0 15,5 2,1 47-,7- 43,4 19,6 15;2 17,2 15,0,-
1960 23,-0 76,9 14,4 2,2 48,2 43.9 19,9 15,7 17,5 15,2

-

- 1960 22,8 77,2 13,6 1,9 47,6 43,9 17,5 13,1 21,2 18,3

1961 22,0 78,0 13,0 1,7 48,2 44,6 17,4 13,2 21,4 18,5

1962 21,2 78,8 12,4 1,6 48,4 44,8 17,3 13.4 21,9 19,1

1963 20,5. ~a - 11,8 1,5 48,4 44,9 17,6 13,7 22,2 19,4r .... ::J

1964 19,7 80,3 11,2 1,5 48,4 45,0 17,6 13,9 22,7 20,0

1965 19,1 80,9 10,7 1,4 48,9 45,4 17,6 14,0 22,9 20,2

1966 18,8 81,2 10,4 1;3 48,6 45,2 17,7 14,0 23,3 20,6

1967 18,9 81,1 10,2 1,2 47,3 44,0 18,0 14,3 24,5 21,6

1968 18,4 81,6 9,7 1,2 41,6 44,5 17,8 14,3 24,8 21,7

1969 17,5 82,5 9,1 1,1 48,5 45,5 17,6 14,2 24,8 2f,1

1970 16,6 83,4 8,5 1,1 48,8 45,8 17,5 14,2 25,2 22,3

1911 16,1 83,9 8,0 1,1 48,6 45,7 17,7 14,4 25,7 22,7

1972 15,8 84,2 7,6 1,0 48,1 45,1 18,0 14,7 26.3 23,3

1973 15,5 84,5 7,3 1,0 48,0 45,1 18,0 14,8 26,6 23,6

1974 15,5 84!5 7,2 0,9 47,3 44,4 18,0 14,7 27,6 24,5
- 1975 15,5 84,S 7,2 1,0 45,9 43,0 18,1 14,8 28,9 25,7

1976 15,0 85,0 6,8 1,0 45,4 42,6 17,9 14,8 29,8 26,7

1) Einschließlich Tierhaltung und Fischerei.
2) Energiewirtschaft und \Vasserversorgung, Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe.
3) Einschließlich l-iachrichtenübermittlung.
~) Ab 1960 (Bundesgebiet) geänderte Abgrenzung durch Einführung der neuen \Virtschaftszweigsystematik (1961).
5) Kreditinstitute und Versicherungsgewe.rbe, sonstige Dienstleistungen und \Vohnungsvermietung, Organisationen ohne Erwerbs­

charakter und private Haushalte, Gebietskörperschaiten und Sozialversicherung, ohne Angabe des \Virtschaftsbereiches.
6) Ei:lschließlich mithelfende Familienangehörige. ~

7) Ohne Saarland und Berlin.
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Tabelle 14"

Bruttowertschöpiung zusammen

a) ::VIrd

\Yarenproduzierendes Ge1';erbe
Land-
und Ener-

Dienst-
Brutto- Handel lei-
1\;'"ert- Forst- gie- Ver- und stungs- Private

Zeitraum schöp- wirt- ins- und arbei:: Bau-
Ver- unter- Staat Haus-

fung 1) schaft, gesamt Vvasser- tendes qe- kehr 2) neh- halte ")
Fische- versor- -Ge- werbe men:l )

rei gung, werbe
Bergbau

in jeweilige::: Preisen

1960 297.10 17,39 161.26 '15,70 121,74 23.82 55,16 41.40 21,93 4.51
1961 -325,60 17,01 177,88 15.75 134,87 27,26 59,53 46,28 25,07 4.76
1962 353.64 18,63 192,14 16,29 1-44,68 31.17 65.81 50,50 27,42 4,85
1963 374,42 19.38 200.50 16.86 150,26 33,38 69.97 55,23 30,43 5.25
1964 412,14 19.36 223.68 17,TT 166,99 38,92 75:92 61,45 33.23 5.55
1955 450,41 19.98 244,03 18,34 184.33 41,36 81,53 69,34 37,79 - a~

J.~T

1966 479,66 20,92 ·255,33 18.98 192,47 43,88 87,10 77,34 42,17 - 6,44
1967 485,45 20,46 252,25 18.83 192,63 40,79 87,73 83,53 44,71 6.92
1968 521.85 22,50 278,31 21.01 215,02 42,28 89,88 91,54 47,74 7,31
1969 582,60 23,57 314,44 21,97 245,09, 47.38 97.54 104,88 54,04 8.07
1970 660.i5 23,07 360,71 25,26 277,30 58,15 108,70 _118,32 63,48 9.06
1971 735.18 24,46 393,34 27.08; 297,82 68,44 120,95 136,77 75,74 10,65
19j2 804,72 26,81 422,91 29.76 315,87 77.28 132,83 155.71 85,04 11,81
1973 895.09 29,0"l 467,01 33,25 351,62 82,14 143,74 177,00 98,82 13,52
1974 960,22 27,03 495,07 37,90 377,92 79.25 150.22 198.27 114,55 15.13
1975

} 5)
1002,03 30,,23 494,34 43.07 376,14 75.13' 160,03 219,11 124,56 16,67

1976 1090,45 32,02 544,62 47,71 417,60 79.31 - 172.74 237.42 - 131,98 18,01

1968 1. Hj. 242,14 5,67 130,87 10,23 101,84 18,80 42,15 44,71 22,80 3.49
2. Hj. 279,71 .16,83 147,44 10.78 113,18 23,48 47,73 46,83 24.94 3.82

1969 1. Hj. 267,7-7 - Q7 146.22 10,69 115,47 20,06 45,44 50,96 25,15 3,77,'), .... 1

2. Hj_ 314,83 17,60 168,22 11,28 129;52 _ 27,32 52,10 53,92 28,89 4.30
I
I

1970 1. I:ij. I 306,78 6,63 169,70 12,43 133,05 24,22 50,57 56,89 30,23 4.,27

2. Hj.
!

353,37 16,44 191,01 - 12,83 144,25 33.93 58.13 61,43 33,25 4,79-j

1971 1. Hj. 344,81 6,48 188,26 13,21 145,25 29,80 56,33 65,99 35,77 5,02

2.Hj. 390,37 17.98 205,08 13,87 152,57 38,64 64,62 70,78 39,97 5,63

1972 1. Hj. 378,47 },19 202,27 14,70 152,90 34,67 62,08 76,17 40,08 5,55

2.Hj. 4~6,25 19.62 220,64 15,06 162,97 42,61 70,75 79,54 44,96 6,26

1973 1. Hj. 423,61 6,77 225,83 16,35 171,50 37,98 6'9,27 86,21 ,45,67 6,24
2. Hj. 471,48 22,30 241.18 16.90 180,12 44,16 74,47 90,79 53,15 7,28

1974 1. Hj. 454,70 7,59 238,87 18.03 184.21 36,63 71,21 90.80 52,82 6,96

2.Hj. 505.52 19,44 256,20 19,87 193,71 42,62 - 79,01 101,47 61,73 8.17

1975 IH! 1 471,77 6,29 - 238,79 20,96 184,00 33,83 75,41 106,36 57,97 7,72

2. H j . 530;26 23,94 255,55 22.11 192,14 41.30 84,62 112,75 66,59 8,95

1915 IHi-r 514,22 7.55 263,34 23.66 204,89 34,79 81,65 115.27 61,07 8,32

2. Bj. 576,23 24,47 281,28 24,05 212,71 -44.52 91,09 122,15 70,91 9,69

1977 1. Hj. 548,83 6,98 282,70 85,80 124,02 74.13

1) Be:-einigt U!P-. die unterstellten Entgelte für Ba~kdien~Eei5tu~ge~_und um den Vorste~erabzug an U~sa~zsteuer auf Iuvestitione!:
0968 bis 1973 aekt.rzt um Cie Investitionste;.:e~).

." Ei:1schIießlith :-:-c.cr.rio:e:lüber~:i!tIung.
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geiaßter Wirtscbaitsbereiche

D:Yl

\Varenproduzierendes Gewerbe
'"La!ld- I

und Ener- Dienst-
Brutto- Handel lei-
,;,;:e~t-

Forst- gie- VeT- und stungs- Private
wirt- und-- arbei- Bau- Staat Haus-schöp-

schaft ins- }Vasser- tendes
Ver- unter- halte 4)

fu~g 1} . gesant oe- kehr:!} neh-Fische- versor- Ge· werbe men:l )
Tei gung, '-"lerbe

Bergbau

~n Pre:se:,_ von 1970

;20,75 21 22 217.02 18,42 138,09 40,51 68,06 75.32 41,09 9.14
.442,08 ~9:29 230.59 18,60 169.03 42,96 72,00 79,60 43,64 8,89
450,79 20,74 240.19 19.12 176;5~ 44.53 75.34 82.46 46.22 8;41
474:,83 21,46 246.22 19,72 180,89 45.61 77.70 85}7 48,22 8,55
505,75 20,86 268,75 20.73 196,59 51.43 82,40 90.20 49,70 8.56
533.46 19,72 28b.26 20.59 712,19 53.48 87,40 95.24 52,15 8,52
547,19 20,70 291,55 21,17 215.27 55,11 89.08 98,62 54,83 8,54
546,60 22.61 284.15 20,86 210,72 52,57 88,85 102,42 56,42" 8,84
580,23 24,10 307,88 21.87 233,50 52,51 94,14 106.37 58,12 8,87
624,53 22,53 339,72 23,08 261,91 54,73 102,66 112,73 59,88 8,97
660,15 23,07 360.71 25,26 277,30 58,15 108,70 118.32 63,48 9,06
680,73 23,79 369,69 25,84 281.29 62,56 111,19 124.22 66,27. 9.19
704,45 23,24 382,30 26,97 288,84 66,49 113,85 131,80 69,47 9,35
.739,41 25,19 403,04 29,32 307.07 66,65 117.36 137.41 72,76 9,46
744,12 26,06 399,95 30.71 308,12 61,12 116,83 141,66 76,07 9,56
722,79 24,78 375,59 29.30 289,40 56.89 113.56 146,83 78,38 9,79
762,09 24,39 404,34 31,09 314,60 58.65 119.90 152.65 79,45 9,96

271,59 6,41 144,68 10~69 110.56 23,43 44,22 52,45 28,91 4,40

308,64 17,69 163,20 ·11.18 122,94 29.08 49.92 53,92 29.21 4,47

292,75 6,08 160,20 11,35 125,07 23,78 47.95 55,33 29,66 4,45

331,78 16.45 179,52 11.73 i36,84 30.95 54.71 57,40 30.22 4,52

I312,69 6,30 172,34 12,61 135,01 24,72 51,66 58,17. 31,49 4,49
347,46 1677 . 188.37 12.65 1'42,29 33.43 57,OA 60.15 31.99 4,57

I·325,21 6,54 179,03 12,97 138.34 27,72 52,99 60,97 32,87 4,56
355,52 17.25 190.66 12,87 142,95 34.84 58,20 63,25 33,40 4,63

335,94 6,21 184,38 13,47 140,97 29,94 54,21 64,85 34,46 4,64
368,51 17.03 197,92 13,50 147.87 36,55 59.64 66,95 35,01 4,71

355,69 6,91 196,47 14,65 150.95 30,87 56,74 67,91 35,13 4,69
383,72 18,88 206.57 14,67 155.12 35,78 60,62 69,50 36,63 4!,7

362,39 7,23 198,47 15,28 154,38 28.81 57,20 70,02 37,79 4.73
381,73 18.83 201,48 15.43 153.74 32,31 <59.63 71,64 38,28 4,83

345,19 5,82 181.32 14.93 140,4Z 25,92 54,46 72,52 38,97 4.85
377,60 - 18,96 194,27 14,37 148,93 30,97 59,10 74,31 39,41 4,94

364,94 5,67 195,98 15,75 154,07 26,16 57,37 7~!55 39,51 4,92
397.15 18,72 208,36 15,34 160,53 32,49 62.53 77,10 39,94 5,04

376.55 .5,74 203,39 59,27 78,14 45,00

Zeitraum

1960
1951
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1971
1972
1973
1974
197.5 }5)
1976

1968 1. Hj.
2.Hj.

1959 1. Hj.
2.Hj.

1970 J. Hj.
2. Hj.

1971 J. Hj.
2-:""Hj.

1972 J. Hj.
2.Hj.

1973 J. Hj.
2.Hj.

1974 J. Hj.
2. Hj.

1975
lHj 1
2. Hj.

1976

;~lf
1977 1. Hj.

. 3) Kred:'tinstitute; V"e!sicheru~g5u~.:..ter::ehme~l \-Vohr:ungsverra:et'-ing (einschlie3~:ch :L-!utzung vcn Eigen~::';nen,\"'ocnunge::),- sorrstige
DiensEeisturlger... _

") Einschließlich. privater O:ganisetio"en ohne En'fe!bscha"..kter.
5) Vorläufige Ergebn:.sse.
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Drucksache 8/1221 Deutscher Bundestag - 8. "Wahlperiode

noch Tabelle 14'

Bruttowertschöpfung zusammen

bl Anteil

\Varenproduzierendes Gewerbe
Land-
und Ener-

I
Dienst-

Handel lei-
Forst- gie- Ver-

und stungs- Private
Zeitraum '\\:'"irt- ins- und arbei- Bau- Ver- unter- Staat "Haus-

schaft, gesamt \Vasser- tendes ge- kehr 2) neh-
halte ~)

Fische- versor- Ge- werbe men 3)
rei gung, werbe

Bergbau

in jeweiligen Preisen

1960 4,9 50,3 4,3 36,6 9,4" 15,8 17,4 9,5 2,1
1961 4,2 50,8 4,1 37,2 9,5 15,9 17,5 9,6 2,0'
1962 4,4 50,7 4,0 37,3 9,4 15,9 17,4 9,8 1,8

'1963 4,4 50,5 4,0 37,1 9,3 15,9 17,6 9,9 1,8
1964 4,0 51,6 4,0 37,8 9,9 15,8 17,3 9,5 1,6
1965 3,6 52,1 3,7 38,6 9,7 15,9 17,3 9,5 1,6
1966 3,7 51,8 3,8 38,2 9,8 15,8 17,5 9,7 1,5
1967 4rO 50,4 3,7 37,4 9,3 15,8 18,2 10,0 1,6
1968 4,0 51,4 3,6 39,0 8,8 15,7 17,7 9,1 1,5
1969 3,5 52,5 3,6 40,5 8,5 15,9 17,4 9,3 1,4
1970 3,4 52,8 3,7 40,6"': 8,5 15,9 17,3. 9,3 1,3
1971 3,4 52,5 3,1 39,9 8,9 15,8 17,6 9,4 1,3
1972 3,2 52,4 3,7 39,6 9,1 15,6 18,1 9,5 1,3

'1973 3,4 52,6 3,8 40,1 8,7 15,3 17,9 9,5 1,2
1914 3,4 51,9 4,0 - 40,0 1,9 15,2 18,4 - 9,9 1.2
1975 \ 5) 3,3 50,2 3,9 38,6 7,6 15,2 19,6 10,5 1,3
1916 J 3,1 51,1 3,9 39,8 7,4 15,2 19,3 10,0 1,3

1968 1.Hj. 2,3 51,5 3,8 39,3 8,3 15,7 18,7 10,3 1,6
2.Hj. 5,6 51,3 3,5 38,6 9,1 15,7 16,9 9,2 1,4

-1969 1. Hj. 2,0 52,8 3,7 41,2 7,8 15,8 18",2 9,8 1,5

2.Hj. 4,8 52,4 3.<1 39,9 9,0 16,0 16,7 8,8 1,3,-
1970 1. Hj. 1,9 - 53,1 3,9 41,6 7,6 15,9 17,9 9,7 1,4

2.Hj. 4,7 52,5 3,5 39,6 9,3 15,9 16,8 8,9 1,3

1971 1. Hj. _ 1;9 53,1 3,8 41,1 8,2 15,7 18,1 9,8 1,4

2.Hj. 4,7 51,9 3,5 38,9 9,5 15,8 17,2 9,1 - 1,3

1912 1. Hj. 1,8 52,9 3,9 40,4 8,6 15,5 18,6 9,9 1,3
2.Hj. 4,5 51,9 3,5 38,8 9,6 15,6 17,6 9,2 1,2

1973 1.Hj. 1,9 53,3 4,0 40,9 8,4 15,4 18,4 9,8 1,3
2.Hj. 4,8 52,0 3,7 39,3 9,0 15,3 17,5 9,2 1,2

1974 1.Hj. 1,9 52,9 4,1 41,1 7,7 15,2 18,7 10,1 1,3
2.Hj. 4,8 51,0 3,9 39,0 8,2 15,1 18,2 9,7 1,2

1915 1. Hj. 1,6 50,7 4,2 39,2 7,2 15,2 20,3 10,9 1,4

2.Hj. 4,8 49,7 3,7 38,1 7,9 15,1 19,0 10,1 1,3

1976 1.Hj. 5) 1,5 51,7 4,2 40,7 6,9 15,1 19,9 10,4 1,3
2.Hj. 4,5 50,6 3,7- 39,0 7,9 15,2 18,7 9,7 1,2

1977 1. Hj. 1,2 49,3 15,0 21,6 12,9

1) Bezogen auf die Su=e der Beiträge der \Virtschaftsbereiche (siehe Fußnote 1 auf Seite 238).
2) Einschließlicll Nachrichtenübermiti.lung.
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. n () c h Tabelle 14*

Zeitraum

19711. Hj.
2.Hj.

1972 1. Hj.
2.Hj.

1973 1. Hj.
2.Hj.

l 5)
J

191'4 l.Hj.
2.Hj.

1975 1. Hj.

12.Hj .

1976 1. Hj. 5)

2.Hj.

J1977 1.Hj.

1968 1. Hj.
2.Hj.

1969 L Hj.
2.Hj ..

1970 1. Hj.
2.Hj.

1960
1961
1962

·1963
196-<:,
1965
196Ei
196,'
1968
196~J

1970
1971
1972
1973
1974,
1975
197€

gefaßter "\Virtschaitsbereiche

in vH 1)

\Varenprodliziere:-~des Gewerbe

ILand-
und Ene!- I

Dierlst-

Forst- gie- Ver- Handel 1ei-

I
Private

und stungs-
wirt-

i~s-
und arbei- Bau- Ver- unter- Staat . Haus-

schaft, gesamt 'Nasser- tendes ge-
~ehr 2) ~eh-

I
halte J)

Fisme- versor- Ge- \\:'"e!be men 3)
I

rei- gung, werbe II Bergbau - !

in Preisen von 19.70

5,8 53.5 5,2 40,4 .- Q 18,3 13.7 7,3 1,5t.~

5,1 53,8 4,8 40,8 8,2 18,0 14,0 7,6 1,4

5,2 ~., - 4.5 40.3 8.7 18,3 14,1 7,6 1,3,:)0,~

5,1 52} 4!4 39,5 8,8 18,4: 14,5 8,0 1!4

'::::0 ~3.4 ~,2 39.8 9,3 18,1 14,7 7,9 1,3
4;4 53,2 4,0 40.2 9.0 17,8 15,1 8.2 1,3

4:3 52,2 3,9 39,3 9.0 17,8 15,8 8,6 1,3
4,1 50,9 3.8 38,9 8,2 17,7 16,9 9,0 1,4
4,2 51,8 3,9 40,0 7,9 16,7 17.0 8,9 1 .<!

3,9 52,2 3,6 40,7 7,9 16,2 17,4 9,0 1,3
3.4 52,8 3,7 40,6 8,5 15,9 17,3 9,3 1,3
3,2 51,6 3,6 39,1 9,0 15,9 18,0 9,9 1,4
3,2 50,6 3.6 37,8 9,3 15,9 18,6 10,2 1,4

3,1 50.3 3,6 37,8 8,8 15,5 19,0 10,6 1,5
?~ 49,5 3,8 37,8 7,9 15,0 19,8 11,5 1,5.... :r

2,9 47,3 4,1 36,0 7,2 15,3 21,0 11",9 1,6
2,8 47,9 4:2 36.7 7,0 15,2 20.9 11,6 1,6

2,3 52,4 4,1 40,8 ,,5 16,9 17,9 9,1 1,4
-0 51,3 3,7 39,4 8,2 16,6 16,3 8,7 1,3;).u

2,2 52,7 3,9 41,6 7,2 16,4 18,4 9.1 1,4
5.4 51,7 3,5 39,8 8A 16,0 16,6 8,9 1,3

2.1 53.3 3.9 41,8 7,6 15,9 17,9 9,5 1,3
4,5 52,3 3,5 39.5 9,3 15,9 16,8 9,1 1,3

1.8 52,6 3,7 40,6 8,3 15,7 18,4 10,0 1,4
4,4 50,8 3,4 37,8 9,6 16,0 17,5 9.9 1.4

1,8 51,4 3,7 38,9 8,8 15,8 19,4 10,2 14, -
4,4 49,9 3,4 36.9 9,6 16,0 18,0 10,2 1,4

1.5 51,3 3.7 39.0 8,6 15,7 19;6 10,4 1.4
4,6 49.3 3,5 36,8 9,0 15.2 18.6 10,9 1.5

1,6 50,4 3,8 38.8 7,7 15,0 20,4 11,1 1,5
3,7 48,7 3.8 36,8 8,1 15.0 19,3 11,7 1.6

1,3 48.5 4,3 37,4 6,9 15,3 21,6 11,8 1.6
4,3 46,3 4,0 34,8 7,5 15,3 20,4 12,1 1,6

1 A 49,0 4.1 38,1 0;5 15,2 21,5 11,4 .1,5.-
4,1 46.9 4,0 35.5 7,4 15.2 20,4 11.8 1.6

i,5 51,9 15,1 20,0 11,5

3} Kreditinstitute, \Tersicherungsu~ternehmen. \'Vohnu=.gsverrr..ietung (einschließlich J,:~utzung von Ei_gentümer"\vohnungenL sonstige
,. Dien5tleistu!!.g~n.

") Einschiie~lic.lJ. privater Organisa:ionen ohne En·,.erbscnarakter.
5) ·Vorläufige E:-gebnisse.
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Drucksache 8/1221

Tab e 11 e 15"

Deutscher: Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Bruttowertschöpiung, Brutto

!vlrd

Saldo
der

Erwerbs-
und Ver- Ketto-

Brutto- Ein- Brutto- mögens- Bruao- sozial-

Zeitraum ";ert- fuhr- inlands-- ein- sozial-
Abschrei- prod).l"-t Inc.irekte Sc.bve:l-

schöp- ab- produkt kommen produkt
bungen zu Steuer!l2j tionen

fung gaben 1) zwischen ~1arkt-

Inländern preisen
und der
übrigen

Welt

in jeweiligen Preisen

1960 297,10 5,70 302.80 +0,20 303,00 23,63 279.37 41,78 2,50
1961 325,60 6,20 331,80 -0,40 331,40 27,12 304,28 46.19 2,65
1962 353,64 7,24 360,88 -0,38 360,50 31,23 329,27 50,06 2,87
1963 374,42 8,05 382,47 -0,37 382,10 34,99 347,11 52,79 3,61
1964 412,14 8,14 420,28 -0,68 419,60 38,96 380,64 57.48 4.14
1965 450,41 8,86 459,27 -1,07 458,20 43,31 414,89 62,19 5.86
1966 479,66 8,68 488,34 -0,94 487,40 47,77 439,63 - 65,50 5,82
1967 485,45 9,01 494,46 -0;76 493,7'0 50,52 443,18 67,99 5,66
1968 521,85 13,05 534,90 -:-0,30 535,20 53,38 481~82 69;63 7,71
1969 582,60 14,35 596,95 -'-0,75 597,70 58,12 539,58 84,60 7,85
1970 660,15 '18,60 678,75 +0,25 6z9,OO, 68,35 610,65 87,24 9,70
1971 735,18 19,70 754,88 +1,12 756;00 78,45 677-,55 96,44 - 9,96
1972 804,72 21,27 825,99 -'-1,21 827,20 86,33 740,87- 107,63 12.25
1973 895,09 23,51 918,60 +1.50 920,10 95,74 824,36 118,48 15,04
1974 960,22 26,91 987,13 -'-0,23 986,90 107,26 879,64 122,26 14))0
1975 } 3) 1002,03 27,99 1030,02 -'-1,08 1 031,10 117,03 914,07 126,76 15,17
1976 1090,45 32,35 1122,80 +2,10 1124.90 125,68 999,2~ 138,31 16,43

1968 1. Hj, 242,14 5,92 248,06 +0,24 248,30 26,25 222,05 32.48 2.93
2.Hj. 279,7-1, 7,13 286,84 +0,06 286,90 27,13 259,7-1. 37,15 4,78

1969 1. Hj. 26'f,Ti 6,78 274,55 +0,35 274,90 28,08 246,82 37,93 3,29
2.Hj. 314,83 7,57 322,40 +0,40 322,80 30,04 292,76 46,67 4,56

1970 1. Hj. 306,78 9,13 ;315,91 -0,11 315,80 33,10 282,70 40,94 ,l:t44
2.Hj. 353,37 9,47 362,84 +0,36 363,20 35,25 327,95 46,30 5,26

1971 1. Hf. 344,81 9,77 354,58 -;-1,32 355,90 38,2{ 317,66 46,12 4,30
2.Hj. 390,37 9;93 400,30 -0,20 400,10 40.21· 359.89 50.32 5,66

1972 1. Hj. 378,47 10,31 388,78 +0,82 389,60 42,16 347,44 51,14 5,00
2.Hj. 426,25 10,96 437,21 +0,39 437,60 44,17 - 393,43 56.49 7,25

1973 1. Hj. 423,61 11,47 435,08 +0,42 435,50 46,71 388,79 56,64 5,70
2.Hj. 471,48 12,04 483,52 +1,08 484,60 49,03 435,57 61,84 9,34

1974 1. Hj. 454,70 12,93 467,63 -0,23 467,40 52,23 415,17 59.07 6,96
2.Hj. 505,52 '13,98 519,50 +0 519,50 55,03 464,47 63,19 7,94

1975 1. Hj. 411,11 13,73 485,50 -0,40 485,10 ' 57-,57- 427,53 60,37 1,54

2.Hj. 530,26 14,26 544,52 +1,48 546,00 59,46 486,54 66,39 7,63

1976 1. Hj. 3)
514,22 15,79 530,01 +0,99 , 531,00 61,71 469,29 65,87 7,88

2.Hj. 576,23 16,56 592,79 +1,11 593,90 63,97 529,93 72,44 8.55

1977 1. Hj. 548,83 16,99 565,82 -0,22 565,60 66,40 499,20 62,35

1) Die Einflih~abgabenuI:lfassen alle Abgaben, die vom Staat ocer Inst~t~tionen der EG auf ei:lgeführte Güter erb.obe~ werden.
Hierzu gehören Einfuhrzölle, Ei!lfuhrumsatzsteuer (vor 1958 Cmsatzausglei6steuerJ, Verbrauchsteuern auf Ei:;fuhren, Abschöp­
fungsoeträge und \Vährungsausgle~chsbeträgeauf eingeführte landwirtschaftliche Erzeug:;.!sse.
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Tab e 11 e 15*

inlmidsprodukt, Sozialprodukt

DM

Saldo der
Netto- En\'erbs-
sozial- und Ver- ::';etto-

produkt B,utto- mögens- sozial-zu wert- Einfuhr-- Brutto- ein- Brutto- Abschrei- produkt
Faktor- schöp- ab- inlands- kom:nen sozial- Rungen Zeitra1ll!l
-kosten gaben ') produ~t zW"-ischen produkt zu

fung Markt-
.!Volks- Inländern preisen

ein- und der
kommen) übrigen

Welt

in Preisen von 1970

240,09 420,75 7,99 428.74 -0.76 429,50 33,11 396;39 B60
260;;'4 442.08 8,50 450,58 -0,18 450,40 36,30 414,10 1961
282,08 460,79 9,67 470.46 -0,16 470,30 39,74 430,56 1962
297,93 474.83 9,67 484,50 -0,20 484,30 43,21 441,09 1963

327,30 505,75 1.1,26 517,01 -0,61 516,40 46,76 469,6"1 1964

358,56 533,46 12,66 546,12 -1.12 545,00 50,51 494,49 1965
379,95 547,19 12,56 559,75 -0,95 558,80 54,22 504,58 1966
380,85 546,60 12,24 558,84 -0,74_ -558,10 57,50 500;60 1967
419,90 580,23 13.74 593,97 -'-0,43 594,40 - 60,52 533,88 1968

462,83 624,53 15,93 640,46 +0.84 641,30 64,01 577,29 1969
533,11 66Q,15 18,60 678,75 +0,25 679,00 68,35 610,65 1970
591.07 680,73 19,95 700,68 -1,02 701,70 73,26 628.44 1971
645,49 704,45 21,83 126,28 +1.02 727,30 78,27 649,03 1972
720,92 739,41 22.43 761,84 +1,16 763,00 83,18 679,82 1973
772.28 744,12 21,83 765,95 -0,25 765,70 87,40 678,30 H174
802,48 722.79 23,36 746,15 +0,65 746,80 90,86 655,94 1975 } S)
877,34 762,09 25,6} 787,76 -1.34 789,10 94,26 694,84 1976

-

192,50 271,59 6.10 277-.69 -0,31 278,00 29,86 2413.14 1968 1. Hj.
227,40 308,64 7.64 316,28 -'-0,12 316,40 30,66 285,74 2.Hj.

212.18 292,75 7046 300,21 -0,39 300,60 31,52 269,08 1969 1. Hj.
250,65 331.78 8,47 340,25 -'-0,45 340,70 32,49 308,21 2.Hj.

246,20 312,69 9;10 321,79 -0,09 321.10 33,60 288,10 1970 1.Hj.

286,91 347,46 9,50 356,96 +0,34 357.30 34,75 322,55 2.Hj.

275,84 325,21 9,76 334,97 -T 1,23 336,20 36,01 300,19 1971 1. Hj.

315,23 355,52 10,19 365,71 -0,21 365,50 37,25 328,25 2.Hj.

301.30 335,94 10,76 346,70 +0,70 347,40 38,51 308,89 1972 1. Hj.

344,19 368,51 11,07 379,58 -'-0,32 379,90 39,76 340,14 2:Hj.

337,85 355,69 11,40 367,09 -:-0,31 367,40 41,02 326,38 1973 1. Hf
383.07 383.72 lr,03 394,75 +0,85 395,60 42,16 353,44 2.Hj-:-

363,06 362,39 10,53 372,92 ~O,22 372,70 43,22 329,48 1974 1. Hj.
409,22 381,73 11.30 393,03 -0,03 393,00- 44,18 348,82 - 2.Hj.

374,70 345,19 11,56 356,75 -0,35 356,40 45/)3 311,37 1975 1. Hj.
427,78 377,60 11.80 389,40 -.-1,00 390.40 45,83 344:57 ~.Hj.

411,30 364,94 12,62 377,56 .,..0,64 378.20 46,73 331,47 1976 1. Hj. 3)
466,04 397,15 13.05 410,20 -!-0.70 410,90 47,53 363,37 2.Hj.

436,85 316.55 13,15 389,70 -0,20 389,50 48,46 341,04 1977 1. Hj.

2) Produk:ionssteuern a!ld Einf\lhrabgaben,
3} Vörläafige Ergebnisse.
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-
Tabelle 16'

Verteilung des Volkseinkommens

Mrd D:\1

Ein]wmmen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen I
-~--,

I der '['nter- I
Einkommen aus r..ehmen

Volks... unselbständiger der
mit eiaener

Zeitraum ein- Arbeit insgesamt privater:
Rechts-

deskommen persön- Staates 4)Haus- lichkeithalte Sj ='unve,-
teilte

brutto 1) netto 2) brutto netto Gewi!:.ne

1960 240i09 144,90 104,68 95,19 75,07 78,23 14,95 2,01

1961 260,74 163,44 117,18 97,30 74,66 81,74 13,13 2,43

1962 282,08 180,84 129,12 101,24 76,48 85,44 13,45 2,35

1963 -297,93 193,98 137,95 103,95 78,03 87,12 14,30 2,53

1964 327,30 212,08 151,06 115,22 87,49 97,68 14,98 ? -~_.:JO

1965 358,56 235,15 168,21 123,41 96,10 105,52 15,38 2,51

1966 379,95 253,20 178,11 126,75 98,48 108,84 15,70 2,21
1967 380,85 253,07 177,26 127,78 99,04 111,78 14,51 1 AO,-::::'"

1968 419,90 271,91 186,86 147,99 116,82 126,98 19,05 ' a~.1. ...... 0

1969 462,83 305,92 206,14 156,91 121,82 133,60 21,33 1,98

1970 533,11 361,32 236,57 171,79 139,75 155,23 14,53 2.03
1971 591,07 408,30 261,56 182,77 147,95 168,73 12,32 1,72

1972 645,49 448,79 285,34 196,70 159,62 173,61 23,01 0,08
1973 720,92 509,47 310,67 211,45 164,78 182,75 28,25 0.45
1974 172,28 560,63 334,76 211,65 Hi5,06 186,67 26,45 -1.47

1975 } 5)
802,48 583,83 346,76 218,65 174,58 194.95 28,25 -4!55

1976 877,34 625,08 359,84 252,26 198,50 -7,61

1968 1. Hj. 192,50 129,15 90,02 63,35 48,12 0,63
2.Hj. 227,40 142,76 96,84 84,64 68,70 1,33

1969 1. Hj. 212,18 143,64 98,64 68,54 51.73 0,87
2.Hj. 250,65 162,28 107,50 88,37 70,09 1,11

1970 1. Hj. 246,20 170m 113,71 76,13 60,74 0,68
2.Hj. 286,91 191,25 122,86 95,66 79,01 1.35

1971 1. Hj. 275,84 195,16 126,39 ' 80,68 63,48 0,79
2.Hj. 315,23 213,14 135,17 102,09 84,47 0.93

1972 1. Hj. 301,30 214,06 139,53 87,24 70,52 -0,27
2.Hj. 344,19 234,73 145,81 109,46 89,10 0,35

1973 1. Hj. 337,8~ -242,48 150,33 95,37 73,93 0,10
2.Hj. 383,07 266,99 160,34 116,08 90,85 0,45

1974 1. Hj: 363,06 268,17 164,14 94,79 71,57 -0,52
2.Hj. 409,22 292,36 170,62 116,86 93,49 -0,95

1975 l.Hj. ,

}
374,70 280,84 171,43 93,86 73,40 -1,95

2.Hj. 427,78 302,99 175,33 124,79 101,18 -2,60

,1976 1. Hj. 5) 411,30 297,81 175,58 113,49 88,91 -3,27
2.Hj. 466,04 327,27 184,26 138,77 109,59 -4,34

1977 LHj. 436,85 320,27 186,00 116,58 85,08 -5,91

1) Brattolohn- und -gehaltssu'llme zuzügli6 Sozialbeitre.ge der Arbeitgeber.
2) Nettolohn- und -gehaltssumme (= Bruttclohn- und -geheltss1imme e.bzüglich Lohnsteuer und Sozielbe;träge der Arbe:tnehrr:er),
-3j Einschließi~ch privater Organisationen ohne Erv.-erbscharak~e~inach A.bzag eiei" ZinSE!! auf KO:l3umentenschillden.
4) Kam Abzug der Zinsen e:lf öffentliclle Schulden. -
5) Vorläufige Ergebnisse.
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berechnet cIs

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucksache 811221

Tabelle 11'

Volkseinkommen und Produktivität

Vol",,"'komm~j
Brutto- ,,,etto- Bruttoinlands- Lohn-

produkt ~; kosten

je Ei!l\v"ohner lohn- und -gehaltssli.!I!.me je Erwerbs- je Pro-
Zeitraum

1970 = 100I
je beschäftigten Abhä-l1gigen 1)

tätigen 3) dukt-
(Produktivität) - einheit 4)

DM I Dyl I 1970 = 100 I DM I 1970 = 100 DYl 1970 = 100

I
1960 4331 49,3 6148 44.6 5168 48,6 16439 64,4 68,4
1961 4642 52,8 6775 49.2 5653 53,2 17041 66,7 7-2,7
1962 4963 56,5 7395 53,7 6139 .... ""7""7 17 730 69,4 76,3::Jr Ir

1963 5191 59.1 7850 57:0 6488 61,0 18217 71,3 78,8
1964- 5646 64,2 8556 62,1 7031 66,1 19423 76,0 79,9
1965 6117 69,6 9336 67,8 7731 .7'2.,7 204.01 79,9 83,3
1966' 6424 73,1 10014 72,7- 8183 77-,0 20975 82,1 87,2
1967 6424 73.1 10 349 75,1 8.;19 79,2 21646 84,7 87,3
1968" 7" 057 80,3 10988 79,8 8821 83.0 22987 90,0 - 87,8
1969 7705 87,7 12003 87,1 9477 89,1 24408 95,5 90,6
1970 8790 100 13773 100 10634 100 25546 100 100
1971 9545 109,7 15392 111,8 11669 109,7 26303 103.0 108,9
19-72 10 467 119,1 16770 121,8 12719 119,6 27324 107,0 115,2
1973 11632 132,3 18782 136.4 13768 129,5 28589 111,9 124,2
1974 12445 141,6 20928 151,9 15112 142,1 29285 114,6 135,9
1975

} 5)
12979 147,7 22426 "162,8 16214 152,5 29532 115,6 14$,4

1976 14: 259 162.2 23985 174,1 16903 159,0 31469 123,2 146,7

1968 1. Ej. 3242 73.8 5269 70,5 4. 302 80,9 10841 84,9 89,5
2.Hj. 3814 86,8 5713 83,0 4. 517 85,0 12136 95,0 86,3

1969 1. Bj. 3543 80,6 5686 82,6 4582 86,2 11"521 90,2 91,1
2.-Hj. 4:60 94,7 6311 91,6 4. 891 92,0 12878 100,8 90,2

I 1970 1. Bj. 4. 067 92,5 6521 94,7 - 5160 97,0 12189 95,4 99,6

I 2. Bi. 4712 ~07,2 7245 105,2 54.71 102,9 13350 104,5 100,4

1971 i,Hj. 4512 102,7 7379 107,1 5664 106,5 12613 98.7 109,0
2.Hj. 5132 116,3 8010 116,3 6004 112,9 13687 107,2 108,8

1972 1. Hj. 4893 1-11,3 8052 116,9 6259 117,7 13101 102,6 115,3
2.Hj. .. ~-:"""l 126,8 "8714 126,5 6458 121,5 14218 111,3 115,0;) ;:)rJ

1973 1. Hj. 5460 124,2 8966 130,2 6687 125,8 13816 108.2 122,8
2.Hj. 6171 140,4 9813 142,5 7080 133,2 14771 115,6 125,5

1974 1. Hi. 5849 133,1 9964 144,7 7377 138,7 14191 111,1 133,6
2. Bj. "6597 150,1 10969 159.3 7736 145,5 15098 118,2 138,1

1975 1. Bj. 6052 137,7 10778 156,5 8013 150,7 14100 110,4 146,4
') U' 6928 157,6 11648 169,1 8202 154,3 15434 120,8 144,4_0 LLJ.

1976 1. Bj. 5) 6619 152,0 11 491 166,9 8303 156,2 15148 118,6 146,2
2. Hj. t 580 172,5 12488 181,3 8599 161,7 16315 127.7 11!7 ')_I, ....

1977 1. Hj. 7 113 161,8 12320 178,9 8766 164,9 156'i'1 122,7 151,3

1) Inländerko~zep~ (~ach. c.ern "\.Vohno:tJ.
Brut~oi:llc.:HlspIodukt :rr P:eisen yor.:. 1970.

." I:üandskoTIzept (nach dem BescGäf:igung30rtj.
-I} 3ereil!~gt um ..~nder~::gen in der Struktur der Erv.""sDstätigkeit;

Bruttoeinkommen aus li~selb5:ändiger _Arbe:i:' je beschäftigten #4.bhä!!.gigen (Inlandskonzept)

Brutto!nlal:dsproä'lkt in Preisen von 1970 je .:::rwerbstätigerr (Inlc!ldskonzept)
5, \lo!'läu.fige Ergebnisse.
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Tab elle 18'

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Verwendung des

.ß) Ylrd

Zeitraum
Brutto­
sozial­

produkt

Pri­
vater
Ver­

brauch

Staats­
ver­

brauch

Anlageinvestitionen'

. I Aus- IIns- .; •. _ •.
gesamf rUS,U!1- Bau,en

gen

Vor­
rats­

verän­
derung

Aus­
fuhr 0)

Ein­
fuhr 1)

Außen­
bei­

trag 2)

i!1 jeweiligen Preisen

13,58 27,14 46,441960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

197·1

1972

1973

1974

1975 }'. 3)
1976

- 1967 1. Hj.

2.Hj.

1968 1. Hj.

2.Hj.

1969 1. Hj.

_ 2. Hj.

1970 1. Hj.

2.Hj.

191'1 1. Hj.

2.Hj.

1972 1. Hj ..

2.Hj.

1973 1. Hj.

2.Hj.

1974 1. Hj.

2.Hj.

1975 1. Hj.

2.Hj.

1976 1. Hj. 3)

. 2.Hj.

1977 1. Hj.

303,00

331,40

360,50

382,10

419,60

458,20

487,40

493,70

535,20

597,70

679,00

756,00

827,20

920,10 .

986,90

1031,10

1 124,90

234,10

, 259,60

248,30

286,90

274,90

322,80

315,80

363,20

355,90

400,10

389,60

437,60

435,50

484,60,

467,40

519,50

485,10

.546,00

531,00

593,90

565,60

171,84

188,33

204,79

216,79

233,50

257,62

275,06

282,63

300,76

330,83

367,55

407,83

447,7-5

491,68

527,55

574,50

621,94

134,33

148,30

140,90

159,86

154,81.

176,02

171,20

196,35

191,6.6

216,17

210,70

237,05

234,97

256,71

250,30

27-7,25

271,99

302,56

296,52

325,42

315,92

40,75

46,08

53,13

S9,69

62,50

70,15

76,05

80,65

83,67

94,29

108,11

129,24

144,03

166,70

194,02

216,00

228,59

37,44

43,21

38,26

45,41

43,16

51,13

49,45

58,66

60,26

68,98

67,34

76,69

76,15

90,55

87,71

106,31

98,75

117,25

105,88

122,71

110,82

83,46

92,88

97,11

_ 111,70

119,90

124,17

114,18

120,12 .

139,59

173,69

199,60

214,34

225,44

216,39

214,54

232,87

53,24

60,94

53,47

66,65

60,92

78.67

97,95

91,91

107,69

99,66

114,68

107,58

117,86

102,66

113,73

98,55

115,99

106,57

126,30

31,32

34,98

35,64

39.21

43,35

43,98

41.07

43,45

54,60

68,43

76,37

76,75

76,47

82,32

91,42

19.32

21,75

19,36

24,09

24,37

30,23

31,50

36,93

37,48

38,89

37,09

39.66

38;84

40,92

35,85

40,62

37,61

44,71

42,88

48,54

46,43

52,14

57,90

62,07

72,49

76,55

80,19

73,11

76,67

84,99

105,26

123,23

137.59

145,68

139,92

132,22

141,45

33,92

39,19

34,11

42,56

36,55

48,44

44,24~

61,02

54,43

68,80

62,57

75,02

68,74

76,94

66,81

73,11

60,94

71,28

63,69

77,76

69,31

..:.. 8,90

+ 6,40

-;- 5,40

+ 2,30

+ 6,00

+10,20

+ ~t70

- 1,10

-10,90

+ 15,40

+15,40

3,80

+ 2~60

7,20

5,50

3,40

-'-13,40

0,30

1,40

, 7,00

3,90

8,50

+ 6,90

+13.50

-:- 1.90

... 3,90

0,10

4,00

1,40

+ 3,70

3,50

-;- 5,60

0,10

0,20

3,20

-L 1.50

5,90

60,68

63,20

66,26

72.03

79,86

87,19

98,42

106,41

120,06

137.08

152,69

i68,32

183,33

214,72

276,19

272,09

310,41

51,30

55,11

55,59

64,47

64.72

72,36

72.15

80,54

82,20

86,12

86,76

96,57

101,68

113,04

132,38­

143,81

131,76

'140,33

148,78

161,63

159,19

52,75

56.07

61.96

66.42

73,96

86,86

91,00

89,07

100,31

119,49

152,79

164,85

185,64

232,75

242,68

282,31

42,5~

46,56

46,92

53,39

57,21

62,28

66,24

72,20

74,03

78.76

78,86

85,99

88,58

97,06

111,25

121,50

115,75

126,93

134,25

148,06

145,67

I f~93

, 7.13

4,30

5.61

+ 5,90

0,33

-;- 17.34

.-19,75,

+17,59

-'-14,25

+15,53

+18,48

+29,08

+43,44

+29,41

..,-28,10

-:- 8,79

+ 8,55

8,67

-'-11,08

+ 7,51

-'-10,08

- 5,91

8,34

8,17

7,36

7.90

+10,58

+13,10

-:-15,98

-'-21,13

~22,31

+16.01

..L 13,40

-i-14,53

-'-13,57

+13,52

1) 'Waren- und Dienstleistungsverkehr.
2)_ Ausfuhr abzüglich Einfuhr.
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Tab elle 18"

Sozialprodukts

DM

Brutto-I
sozial-

. produkt I

P:d­
vc.ter
Ver­

brauch

Staats­
ver­

brauch

Anlageinvestitionen

,~ I Aus- I
g~~:~t rüstun- Bauten

gen

Vor­
rats­

verän­
derung

Aus­
fuhr 1)

Ein­
fuhr 1)

Außen­
beitrag 2) Zeitraum

in Preisen von 19iO

6,10 191,99

+ 4,40 214,73

-'- 2,40 172,26

.. 3,90 . 161,96

1.975

1976

1971 .

1972

·1973

1974

:960

:961.

:.962

;963

. :964

:965

1966

1967

1968

1969

1970

-:-25,90

+42,59_

+21,85

-;-25,04 '

+14,86

+12,14

+ 7,72

+10,45

-'-10,64

-:- 5,21

-+ 12,43

+21,46

";"'25,34­

+22,59

-:-14,25

+11,18

+11,09

172,14

178,11

197,05

57,43

62,78

69,62

72,76

79,34

90,63

93,28

91,95

103,10

119,82

138,44

150,78.

161,17

166,09

77-,34

72,29

74,92

83,21

89,98

95,84

105,71

113,41

128,44

142,41

152,69 _

2,60 199,96

9,40 222,09

-'-10,50

- 4,60

- 1,60

-:-11,50

+16,20

-'-15.40

- 9.50

7,30 .

- 5,50~.

+ 2,40

6,40

75,18

78,86

81,16

82,48

93,14

96,37

98,70

92,28

94,55

98,61

105,26

112,43

119,55

119,37

107,71

100,24

103.93

72,44

71,75

72,30

64,90

65,13

69,79

44,03

47,25

58,12

68,43

47,54

34,06

38,14

41,18

41,37

44,66

48,10144,47

173,72

10924

117,00

122,34

12-3,85

137,80

146,24

136,31

141,80

156,73

11'3,69

184.87

191,30

191,67

172,61

165,37

114,95

120,27

126,85

132,31

138,25

1.;1,58

69,53

74,03

81,75

87,23

88,22

92,71

94,91

98,30

98,37

103,37

108,11

226,37

239,93

252,99

260,37

273.34

292.11

300.62

303,63

317,39

342,41

367,55

386,80

402,24

412,48

413:79

423,93

439.36

765,70

746,80

789,10

429,50

. 450.40

470,30

484,30

516,40

545,00

558,80

558,10

594,40

641.30

679,00.

701,70

727.30

763,00

264,90

293,20

144,56

159,07

'46,50

51.80 .

62,94

73,37

20.61

23,42

42,33

49,95 --" 1,60

54,90

58,51

44,00 +10,90

47,95 +10,56

1967 l.Hj.

2.Hj.

-278,00

316.40

300,60

340,70

321,70

357.30

336.20

365,50

347,40

379,90

367,40

395,60

149,63

167.76

161,38

181,03

172,78

194,77

184,01'

202,79

192,14

210.10

200,60

211,88

46,35

52.02

49,22

54.15

51,01

57,10

55,34

59,61

58,32

61,95

60,90

65,95

63.46

78,34

70.08

86,65

77;08

96,61

86,09

98,78

89,78

101,52

92,52

99,15

21,06

26,19

26,28

31,84

31,93

36,50

35,68

36,76

34,82

36,93

35,55

36,75

42,40 7,10

52.15 + 4,40

43,80 -:- 9.20

54,81 .-'- 7,00

45,15. +14,00

60,11 -'- 1,40

50,41 + 3,80

62,02 - 0,10

54,96 3,40

64,59 - 1,00

56,97 : 2,70

,62,40 .. 3.40

59,5~

68,85

67,87

74,54

73,01

79,68

82,54

81,94

90,32.

9.3,02

98,97

48,13 --;-11,46

54,97 -:-13,88

57,15 -:-10,72

62,67 +11,87

66,18 -'- 6,83

7'2,26 . + 7,42

72,64 6,96

78,32 '4,22

78,18 3,76

82,99 -:- 7,33

82,34 -'-10,68

83,75 -:-15,22

1968 1. Hj.

- 2.Hj.

1969 1. Hj.

2.Hj.

1970 1. Hj.

2.Hj.

19711.Hj.

2.Hj.

1972 .1. Hj.

2.Hj.

1973 1. Hj.

2.Hj.

378,20 211,60

410.90 . 227,76

47,37 + 5,30 107,09 94,79

56,56 '4,10 115,00 102,26

6,70 112,36

82,78 -:'-23,12

89,36 -:-19,47

86,65 +10,50

91,46 -:- 11,35

1974 1. Hj.

2.Hj.

[975 1. H}.

2.Hj.

1976 1. Hj.

2. Hj:

1977·1~Hj.+13,09

-;-12,30

+12,74

99,27

97,15

102,81

105,90

108,83

49,64

46,39 0,20

53,85 2;40

51.96 - 3,80

55,75 - 0.60

30,05

35,08

34,41

32,98

36,81

31,01

33,89

76,44:

88,93

84,05

80,35

93.37

82,97

89,64

65,95

68,65

72,93

68,68

72,30

63,10

69,21

216,98

199,71

214,08

203,71

220,22

389,50

356,40'

390,40

372,70

393,00

3) Vo!:läu~ige E::-ge~ni5se.
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no c h 'Fabelle 18*

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Verwendung des

bj Anteil

Zeitraum

PrI­
vater
Ver­

hrauch

I I
Anlageinvestitionen

Staats- ---------

I b;:~~h I ins- -I rÜ~~~~- Bautengesamt. gen

Vorrats­
veräIl_­
derung

Aus­
fuhr 1)

Ein­
filllr 1)

Außen­
beitrag 2)

in Jeweiligen Preisen

I,-
!

1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1971
1972
1973
1974

1975 } 3)
1976

1967 1. Hj.
2.Hj.

1968 1. Hj.
2.Hj.

1969 1. Hj..
2.Hj.

1970 1. Hj.
2.Hj.

1971 1. Hj.
2.Hj.

1972 1. Hj.
2. Hj.

1973 1. Hj.
2.Hj.

1974 1. Rj.
2. Hj.

1975 1. Hj.
2.Hj.

1976 1. Hj. 3)
2.Hj.

1977 1. Hj.

56,7
56,8
56,8
56,7
55,6
56,2
56,4
57,2
56,2
55,4
54,1
53,9
54,1
53,4

53.5
55~7­

55,3

57,4
57,1

56!,
55,7

56,3
54,5

54,2
54;1

53,9
54,0

54,1
5~,2

54,0
53,0

53,6
53,4

56,1
55.4

55,8
54,8

55,9

13,4
13,9
14,7
15,6
-14,9
15,3
15,6
16,3

15,6
15,8
15,9
17,1
1'1,4
18,1

19,7
20,9
20,3

16,0
16,6

15,4
15,8

15,7
15,8

15,7
i6,2

16,9
17,2

17,3

!t,5

17,5
18,7 -

18,8
20,5

20,4

2L5

19,9
20,7

19,6

24,3
25,2
25,8
25,6
26,6
26,2
25,5
23.1
22,4
23,4
25,6
26,4
25,9

24.5
21,9
20.8

20,7

?? "7_..... '
23,5

21,5
23.2

22,2

2·4,4

24,0
27,0

25,8
26,9

25,6
26,2

24"
24,3

22,0
21,9

20,3
21,2-

20,1
21,3

20,5

9,0
9,5
9,7
9,3.

-9,3.
9,5
9,0
8,3
8,1
9,1

10,1
10,1

9,3
8,7

7.7-
8,0

8.1

8,3
8,4

7,8
8,4

8,9
9,4

10,0

10,2

10,5
9,7

9,5
9,1

8,9
8.1,-
7,7
7,8

i\8
8,2

8,1

8.2

8.2

15,3
15,7
16,1
16,2
lt,3

-16,T

16,5

14.8
14,3
14,2

15,5
16,3
!6,6
15,8
14.2
12,8
12,6

14,5
15,1

13,7

14.8

13,3

15.0

14,0
16.8

15,3
17,2

16,1
17,1

15.8
15,9

14,3
14.1

12,6
13,1

12,0
13;1

12,3

+2,9
+1,9
+1,5
+0,6
+1,4
":-2,2

--'--1,0
-0,2

+2,0

+2,6
-2,3

+0,5
+0,3
":-0,8

+0,6
-0,3

+0,1
-0.5

':'-2.8

-'--l.4

+3:1
+2,1

+4,3
+0,5

-0,0

+1,0
-0,3

--;--0,8

+0,7

--'--1,2
-=---0,0

-0,0

-0,6

.J....1,1
j J.,":t

+1,0

+1,7

20.0
19,1

18A
18,9
19,0
19,0
20,2
21,6
22,4

22,9
22,5
22,3
22,2

23,3
28,0
26,4
27.6

21,9
21.2

22.4
22,5

23,5
22,4

22,8
22,2

23.1
21,5

22,3
22,1

23,3

23.3

28.3
27-,7 .

27.2

25,7

28,0
?~ ')_T,,,-

28.1

17,4
16,9
17,2
17,4
17,6
19,0
18,7
18,0
18,7

20.0

20,4
20,2

19,9
20,2

23,6
23,5
25.1

18,2
17,9

18.9
1-8,6

20,8

19,3

21,0
19,9

20,8
19,7

20,2

19,7

20,3
20.0

23.8
23,4

23,9
23,2

25,3
24,9

25,8

+2,6
-c--2,2
-1,2

--'-1,5
--;'-1,4

--'--0,1
-0-1,5

+3.5
-:--3,7
--'-2,9

+2.1
--:-2,1
+2,2
-;"3,2
-=--4,4

--:-2,9

+2.5

--'--3,8
-'- 3.3

+3,5
+3.9

";"2,7

+3.1

-,-1,9

--:-2,3

-;--2,3

+1,8

+2,0
+2,4

-3,0

+3,3

+4~5

+4,3

--'--3,3

+2.5

-2,7

--:-2,3

1) v\laren- Und Dien3tleistung5verke~r. -
2) Ausfuhr abzüglic.'1 Einfuhr.
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Deutscher BunJiestag - 8. 'Wahlperiode Drucksache -8/1221

no c h Tabelle 18"

Sozialprodukts

inyH

Pri- Anlageinv€stitionen

I
I

Staats- Vorrats-vater Aus-

I
verän- Aüs- Err- Außen- Zeitraum.Ver- ver- ins- fuhr 1) fuhr 1) beitrag 2)

brauch brauch gesamt rüstun- Bauten derung I
gen I

I

in Preiser.. von 1970

52.7 ~6,2 25,4 7,9 17,5 """2,2 16.8 13,4 73,5 1960
53,3 16,4 26,0 8,5 17,5 -'-1,6 16,6 13,9 -'-2,7 1961

53,8 17.4 26,0 8,8 17,3 -1,2 16.4 14,8 +1,6 1962

53,8 18,0 25,6 8,5 11.0 +0.5 17,2 15,0 -:-2,2 1963

52,9 17,1 26,7 8.6 18.0 + 1,2 17,4 15,4- -'-2.1 1964

53,6 17.0 26.5 8,8 17,7 -'-1,9 17.6 16.6 -;-1.0 1965

53,8 17.0 26,2 8,5 17,7 ~O,8 18.9 16,7 -2,2 1966

54.4 17,6 24,'; - ""1Q 16,5 -0.3 20.3 16.5 +3,8 1967, 'v

53,4 16,5 23.9 7.9 15,9 -'-1,9 21,6 17,3 -'-4,3 1968

53,4 16.1 24;4 9.1 15,4 +2,5 22,2 18,7 -3,5 1969

54.1 15,9 25,6 10,1 15,5 +2,3 22,5 20,4 -'- 2.1 1970

55,1 16.4 26.3 10,3 16.0 -,- 0.6 23,1 ?1 - -'-1,6 1971_~.J

55,3 16.5 26,3 9.9 16.4 -:--0.3 23)' 22.2 -'-1.5 1972

54.1 16,6 25.1 9:5 15,6 -0,8 25,2 21,8 -'-304 1973

54,0 17.3 22.5 8,5 14,1 -'-0,6 28,0 22,S -'- 5,6 1974

,56,8 18,5 22,1 8,7 13,4 -0.3 26,8 23,8 -'-2.9 1975
,
} ;i)

55.7 17,9 22.0 8,8 13.2 Tl.2 28,1 25,0 ..,...3,2 !976 J

54,6 17,6 23.8 7.8 16,0 20,1' 16,6 -4,1 1967 1. Bj.
54,3 17.7 25.0 8 0 17,0 -0,5 200 16,'; ~3,6 2. Hj.

53,8 16} 228 t,5 15 3 ?~ 2-:',4 17,3 i "':::i 1968 1. Hj.-:-_.0

53,0 16.4 24,8 8.3 16,5 -;-l.4 21,8 17,4 -;- 4,4 " H'.k·

53,7 16,4 23,3 8.7 14,6 +3,1 22,6 i9:0 ----3.6 1969 1. Hj.
53,1 15,9 25,4 9,3 16,1 +2,1 21,9 18.4 -'- 3.5 " Bj....
53,7 15,9 24,0 9.9 1';,0 -=- 4:4 22.7 20.5 +21 ~970 1. Hj.
54,5 16,0 27,0 10.2 16:8 -OA 22,3 20,2 ";-2.1 " Bj....
54,7 16,5 25,6 10.6 15,0 +1.1 23,6 21,6 -2,1 I i971 1- Hj.
55,5 16.3 27,0 10,1 17,0 -0,0 22,6 21,4 -=--12

I
2. Hj.

55,3 16.8 25,8 10,0 15,8 -1,0-- 23,6 ?') " ..,...1,1 I 1972 1. Hj.- ...~.J

55.3 16,3 26,7 9,7 17,0 -0.3 23,8 21.8 +1.9

I
2. Bj.

54.6 15,6 ')- ? 9.7 15.5 +0,7 25,3 22~4 -'-? a 1973 1. Bj.~;),- ~:'-'

53,6 16.7 25.1 a" 15,8 +0,9 25,0 21,2 -;- 3,8 2. Hj.-,.j

53,6 16,9 22,3 8.3 13,9 +1:0 28.4 22:2 -=-6;2

I
1974 1. Hj.

54,5 17,6 22,8 8,6 14,2 -:-0,2 27,7 ?" ~ -'- 5.0 2. Ej._k,t

57,2 18,5 21,4 8.4 13.0 -0,1 27.3 24,3 -?Q

I
1975 1. Hj.. "'.'-'

56,4 18,5 22,8 9,0 13,8 -0.6 76 3 23,4 -;-2.9 2. Hj.

55,9 18,2 21,2 8 7 12.5 +1.4 28.3 25,1 -'-3,3
.

~)i 1976 1. Hj."

I
i55.4 17,7 22,7 90 13,8 -1.0 28,0 24.9 -:--3.1 2. Bj.

I-55.7 17.6 ?' ~ 8,8 12,7 1.7 288 25.5 +3,4 1977 1. Hj._'.0
I I

3} Vo~l6.;j,fige :i:::-geb!:.isse.
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Drucksache 8/1221

Tab e 11 e 19"

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Investitionen

MrdDM

Ausrüstul:gen Bauten

Unternehmen 1)
Vorrats-

Zeitraum Ins- U"nter- verän.-gesamt dar-zusam- neh- Staat zusam-
Staat derung

men men zusam- unter
men') men Vvohn-

bauten 2j

in j e\...~eiligen P:-eiser.

1960 82.48 27.14 26,23 0,91 46,44 37,63 21,62 8,81 -;- 8,90
1961 89,86 31,32 30,29 1,03. 52,14 41.73 23,93 10,41 .- 6,40
1962 98,28 34,98 33,76 1,22 57,90 44,84 26.12 n06 -;- 5,40
1963 100,01 35,64 34,24 1,40 62,07 46.36 ')7. .-1 ~J! 15,71 2,30_1:",=-:::

1964 117,70 39,21 37,74 1,47 72,49 53,08 31.92 19.41 6.00
1965 130,io 43,35 41.70 1,65 76,55 57,34 34.51 19,21 -;-10,20
1966 128.87 43,98 42,35 1".63 80,19 60,62 36,90 19,57 " 4,70
1967 113,08 41,07 39.50 1.57 73,11 55.81 36,25 17,30 "- 1,10
1968 - 131,02 43,45 41,94 1.51 76,67 57.43 37,33 19,24 -'-10,90

1969 154,99 54,60 52,88 1,72 " 84,99 62,84 38.68 22,15 -15,40
1970 189,09 .68,43 66,24 219 105,26 76,79 44,86 28,47 +15,40
1971 203.40 76.37 73.70 ·2.67 123,23 92,55 55.05 30,68 3.80
1972 216,94 76,75 73,85 2.89 137,59 106.68 66,89 30,91 2.60
1973 232.64 79.76 76,49 3,27 145,68 113,80 72,61- 31.88 + 7.20
1974 221,89 76.47 72,61 3,86 139,92 103,10 64,47 36,82 5,50

1975 } 211,14 82,32 7-8,57 3.75 132,22 95,65 59,19 36,57 3,40
1976

3)
246,27 91.42 87,85 3,57 141,45 105,20 65,31 36.25 +13,40

1967 1. ~j. 53,54 19,32 18,72 0.60 33,92 26,01 16,73 7.91 0,30
2.Hj. 59,54 21,75 20,78 0,97 39)9 29,80 19,52 9.39 1.40

1968
-
1. Hj. 60,47 18,74 0,62 34,11 25,77 16.8419,36 8,34 7.00
2. Hj. 70,55 24.09 23,20 0,89 . 42,56 31,66 20,49 10.90 3,90

1969 1. Bj. 69,42 24,37 23,67 Q,70 36,55 27,27 16,68 9,28 -;- 8.50
2. Hj. 85.57 30.23 29,21 1.02 48.44 35,57 22,00 12,87 6.90

1970 1. Hj. 89.24 31.50 30,61 0,89 44,24· 32,61 18,66 11,63 -;-13,50
2. Hj. 99,85 36,93 35,63 1.30 - 61,02 44,18 26,20 16.84 + 1.90

197.1 1. Hj. 95,81 37,48 36,36 1,12 54.43 ~0,79 23,53 13,64 3,90
2.Hj. 107,59 38.89 37.34 1,55 68,80 51,76 31,52 17,04 0,10

I 1972 1. Hj. 103.66 37,09 35.85 1,24 62,57 48,62 29,92 13,95 ...L 4,00
2. Hj. 113,28 39,66 38.01 1,65 75,02 58,06 36.97 16,96 1.40

1973 1. Hj. 111,28 38,84 37,50 1,34 68,74 54,31 34.49 14,43 3.70
2. Hj. 121,36 40,92 38,99 1,93. 76,94 59.49 38.12 1-7,45 3,50

1974 1. Hj. 108,26 35,85 34,38 1,47 66,81 ~9,98 30.87 16,83' 5,60

2. Hj. 113,63 40,62-- 38.23 2,39 73,11 53,12 33,60 19,99 0.10

1975 1. Hj. 98,35 37,61 36,12 1,49 60,94 44,19 27.00 16,75 q,20

2. Hj. 112,79 44.71 42,45 2,26 fl,28 51.46 32,19 19,82 3,20

1976 1. Hj. 3) 114,07 42,88 41,47 1,41 63,69 47,52 28,72 16,17 -;- 7.50
2.Hj. 132,20 48;54 46,38 2,16 77.76 57,68 36.59 20,08 -'- 5.90

1977 1. Hj. 125,34 46,43 69,31 9,60

') Einschließlich privater Organ:sationen ohne Er'.'!erbscha.raktE:r.
2) l"!ur neue Bauten.
3) Vorläufige Ergebnisse.

250



Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucksach~'8/1221

n (I C h Tabelle rg"

Investitionen

MrdDM

_;\usrüstungen Bau~er'.

Unternehmen ') Vorrats-
Ins-

gesam.t
enier- ZliSa!l:- dar- verän- Zeitrau!r.

zusao- neh- Staat Staat denmg
men men 1)

men zusarr..- unter
men \\Tohn-

bauten 2)

in Preisen von 1970

118,74 34,06 32,98 1,08 75.18 62,14 37,61 13,04 9,50 196Q

124.30 38,14 36,91 1.23 78,86 64,38 38,65 14.48 7,30 1961

127,84 41,18 39,73 lA5 81,16 64,31 39,09 16,8S 5,50 1962 I
126.25 41.37 39,73 1,64 82,48 63,12 38,79 19,36 + 2.40 1963

I144,20 44,66 42,95 l;fl 93.14 69,44 43,17 23,70 -+- 6,40 1964

154,97 48,10 46,21 1,89 .96,37 72.56 44,84 23,81 -10,50 1965
I

150,84 47.54 45,71 1,83 98,70 74.64 46,50 24,06 ..,- 4,60 1965

I
134.71 44.03 Q,27 1,76 92.28 70,34 46.39 21,94 - 1,60 1967

153,30 47,25 45,62 1.63 94:55 70,98 46,14 23.57 -:-11,50 1968

172,93 58,12 56,32 1.80 98.61 72,96 44.98 25,65 + 16,20 1969 I189,09 68,43 66,24 2,19 105,26 r-;'" "'70 44,86 28,47 -'-15,40 197:)rO.T .....

I188.77 72,44 69,90 2,54 112,43 84,28 49,69 28.15 3,90 1971

193,70 71,75 69,06 2,69 119.55 92,06 56.68 27,49 .. 2,40 1971 I

197.t7 72,30 69,36 2,94. 119.37 92,28 57041 27,09
,

6,10 197:3 I
177,01 64,90 61,63 3,27 107,71 78,61 '=7,75 29,10 4,40 197·4 I
162,77 65,13 62,14 2,99 100.24 , 71,85 42,78 28,39 2,60 1975 } I

183,12 69,79 67,05 2,7'= 103,93 76,48 45,66 27,45 9,40 197&
3)

I02,94 20,61 19.94 0,67 42,33 32,44 21,22 9.89 1967 1. Hj.

7-1,77 23,42 22,33 1,09 49,95 37,90 25,17 12,05 1,60 2. Hj. I

70,56 21,06 20,39 . 0,67 42,40 32,10 21,00 10,30 7.10 1968 1. Hj. I
82,74 26,19 25,23 0,96 52,15 38,88 25,14 13,27 4.40 2. Hj. -,
f'9,28 26.28 25,54 0.74 43.80 32.73 20.04 11,07 9,20. 196!~ 1. Hj.

93,65 31.84 30)8 1,06 54,81 40,23 24,94 14.58 7.00 2. Hj.

91,08 31,93 31,03 0,90 -45:15 33,30 19,08 11,85 +14,00 1970 1. Hj.

98.01 36,50 35,21 1.29 60.11 43.49 25,78 16.62 1,40 2. Hj.

89,89- 35,68 34.61 1,07 50,41 37.76 21,64 12,65 - 3,80 1971 1. Hj.

98,88 36,76 35,29 1,47 62,02 46,52 28.05 15,50 lL.1O 2.Hj.

93,18 34,82 33,66 1,16 54!96 42,47 25,69 12,49 3,40 1972 1. Hj.

100,52 36,93 35,40 1,53 64,59· 49.59 30,99 15,00 1,00 2.Hj.

95,22 35,55 34,33 1,22 56,97 44,61 27,64· 12,36 2,70 197:l 1. Hj:
102,55 36;75 35,03 1,72 62,40 47,67 29,77 14,73 3,40 2. Hj.

·86,77 31,01 29,73 1.28 51,96 38,51 23.20 13,45
,

3,80 1974 1. Hj.
90,24 33,89 31,90 1,99 55.75 40,10 ?_;i -- l5.65 ..,- 0,60 2. Hj.-~,;);)

76.24 30,05 ,28,85 1,20 46,39 33,35 19.63 13,04 0.20 1975 1.Ej.

86,53 35,08 33,29 179 53.85 38,50 23,15 15,35 2,40 2.Hj .

85,65 32,98 31.88 1.10 47,37 35,01 . 20,33 12,36 + 5,30 19ft) 1. Hj. 3)
97,47 36,81 35,17 1,64 56,56 41,47 25,33 15,09 4,10 2. Hj.

90,75 34,41 49,64 ... 6,70 la~-' 1. Hj.- _...,TI

1) Ei2.3chI:eßlich p!iyater O:-g~nisa:,:o!lenohne Ervterbsc~arakte!.

~! !\"ur ~eue Bauten.
:l} \Jc:läu_::ge .Ergebr..isse.
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Tab eIl e 20'

Deutscher" Bundestag -,- 8. \Vah1periode

Einkommen und Ersparnis

:VIrd

En"erbs- und EmpfaI'.- Gelei-

IVerffiögenseinkommen
A"teil der

gene ~) stete 5)
Verfüg-

Einkoffi:nen aus .priv~t~~ I bares

Zeitrau:u. Hausnaüe

I
Ein-

Unter- am Volks- kommenins- unselo- nehmer- einkom- IÜGfer>.cie Dbertragilngen ins-gesamt 2) ständiger ~ätigkeit men~) ~)

I
gesaol ~)

Arbeit t:Ild Ver-
mögen 2)

1960 224,00 144,90 79,10 "223,13 42,89 58,73 207,29
1961 246,21 163.44 82,77 245.18 46,95 68.04 224.09
1962 267,40 180,84 86.55 266.28 51,61 76.44 241.45-

1963 282,28 193,98 88.30 281.10 55,08 83.12 253,06
1964 311,04 212.08 98,96 309,76 60,73 90.58 279,91
1965 342,10 235.15 106,95 340,67 85,05 99,00 309,72
1966 363,75 253,20 110,55 362,04 74.51 110,26 326,29
1967 366,65 253,07 113.58 364,85 81,8" 111,95 334.71
1968 400,94 271,91 129,03 398,89 86.43 123,03 362,29
1969 442,14 305,92 136.22 439,25 93.Ti 141,67 391,62
1970 520,22 36l,32 158,90 516,55 103,05 171,87 447,73
1971 581,30 408,30 173,00 577,03 115:54 200,93 491,64
1972 627,18 4~8,t9 178,39 622,40 131.3: 225,11 528.60
1973 698,95 509,47 189,48 692.22 146,52 270.52 568,22
1974 754.94 560 63 194,3: 747,30 166.52 301.81 612,01
19-~} 786,13 583,83 202.30 778,78 201,78 312,83 667.71~- fJ 8)
1976 625.08 216.03 349.42

1968 i. Hj. 177,73 i29,15 48,58 176.74 43,08 57.85 161,97
2. Hj. ~04,55 142.76 61,79 203,49 43.35 65,18 181.66

1969' i. Hj. 200,11 143.64 56,47 198,94 46.16 65,22 i 79!88
2. Hj. 232,35 162.28 70,07 230,90 47,61 76!45 202.06

I

1970 1. Hj. ! 228,56 170,07 58,49 226,83 51,23 78,74 199,32
2. Hj. i 270,94 191,25 76,69 269,00 51.82 93,13 227.69I

1971 1. Bj. I 261,06 195,16 65.90 259,02 56,79 95.14 220,67
2. Bj.

I
300,92 213,14 87.78 298.69 58,75 105,79 251.65

1972 1. H~. I 290.19 214,06 76.13 287,94' 63.74 103,68 248,OQ
2. H;. I 334.22 234,73 99,49 331,69 67!57 121.43 277:83

1973 1. Bj. 330,79 242!48 88,31 327:72 70,88 126,27 272,33
2. Bj. 373.23 266,99 106:24 """r ~'"": 75.64 144!25 300,96..::iOd,.Ji

1974 1.:!-Ij. 356.46 268,27 88,19 352,69 "81.07 141:42 292.34
2..Hj. 408.10 292,36 i15.74 404.23 85,45 160.39 329,~9

I 1975 1. Bj.

'1

376,79 280.84 95,95 373,12 98,58 145,38 326,32

I 2. Hj. 413,47 302.99 120,48 ':;19.79 103,18 167,45 355,52

1976 l. Hj.

I

") 404.54 297,81 106;73 400,71 106,41- 162,66 344,46
2.Hj. 462,33 327,27 -135,06 458,18 109,62 186,76 381.0-<:.

197'7 1. Hj. 435,82 320,27 115,55 431,48 114,93 179.16 367,25

1) EinsC:..i.ließli6 priva.ter Orgc.nisatior:.e!l ohne Er~Aterbschc.rc..kt€r.

2) Für Halbjahre: Ohne nidltentnommene GewinI:.e der Unternehmen ohne eigene ].echtspeysö!'.::ch"e:i.
3) EriNerbs- und Vermöqe:l5einkomn:en nadi A.bzug der Zinsen auf Konsuffien~enscc.ulden.

~} Sozialbeit:e.re, sozia:e Leis:1J.~ge:i.. Sctc.ä.e!:.~;,e:-5iche:ungsleistG.ngen,sonstige lc::.fende Ube~t:,agunge::.
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derprivaten Haushalte 1)

D:vI

Deutscher Bundestag - 8. \Vahlperiode Druck~iache 8/1221

Tab e I I e 20'

Empfan­
gene

Vermögens­
übertragungen

Private!
Ver-

brauch

E~sparni5

;nsgesamt

;';icht­
ent~:)m­

mene
Ge­

·.'.'b.ne")

I i
. Ersparnis

nichtent­
nOffimene .

Ge­
1dune 6)

Spar­
quote ~)

(vH)

Gelei- I'stete

-, Fine.n-
I zierUnG5-I ---

_I "Ido

I

Zeitrau:n

!f1,84 35,45 19:42 16,03 8.5 3,01 3,02

188,33 35.76 !f,28 18,48 8.9 4.12 3.72

204.79 36.66 17.49 !9.17 8,6 4.52 4.51
216,79 36.27 12,68 23,59 9.8' 4,12 4.90
233,50 46.41 16,80 29.61 11.3 4.57 5,86

257.62 52,10 16:35 35,75 12,2 5,22 6.61

275,06 51,23 14,99 36.24 11,6 5,25 t .41
282,63 51,08 16.08 36.00 1L3 5,36 8,95

300,76 61,53 18,66 42.87 12,.) 5 174 10,24

330,83 60.79 9.68 SIE 13.4 5,85 11.03
367,55 80,18 20:12 59 46 13.9 8,24 12 71
407,83 83,81 19.32 64,49 13,7 11.10 15.07

447:75 80,85 2,77 78,08 l-tB 12,57 19,09

491.68 76.54 - 5,07 81.61 14,2 12,66 20,26

527,55 84.46 - 9.62 94,08 15,1 15,96 23,73
574,55 93.16 14,13 107.29 15 1t 17,86 25,43
621,94 103,56 14,3 18,27 29,03

140,90 21,07 13,0 2,64 4,81
159.86 21.80 12,0 3,10 5.43

154,81 25,07 13.9 2,64 5,11
176,02 26.04 12,9 3.21 5.92

171,20 28,12 1" 1 3.47 5,92... "":1: , 1.

196.35 31.34 13,8 4,77 6.79

191.66 29,01 13,1 4,76 7.08
216,17 35.48 14,1 6;34 7.99

'210,70 37,30 15.0 5,84 8,50
237,05 40,78 14,7 6,73 10,59

234,97 37,36 13,7 5,90 9,40
256,71 44,25 14,7 6.76 10,86

250,30 42.04 14,4 7,34 11.18
277,25 52,04 15,8 8,62 12,55

271,99 54,33 16,6 8,24 11,80
302,56 52,96 14,9 9,62 13,63

296,52 47.94 13,9 8 4.1 13,84
325,42 55,62 14,6 9,83 15,19

315.92 51.33 14,0 9,38 14,56

16,02

18,88
19,18

22,81
28,32

34,36
34,08
32,41

38,37

45,93

54,99
60,52
71,56

74,01

86.31
99,72
92,80

18,90
19,47

22,60
23,33

25,67

29,32

26,69
33,83

34,64

36,92

33,86
40,15

38,20
48,11

50,77

48.95

42,54

50,26

46,15

1960

1961
1962

1963
1964
1965

1966
1967

1968
1969
1970

1971
1972

1973

1974

1975 1
1976 J Ö)

2968 1. Hj.
2. Bj.

1969 1. Hj.
2. Bj.

1970 1. Bj.
2. Hj.

1971 1. Bj.
2.Rj.

1972 1. Bj.

2. Hj.

1973 1. Bj.

2. Bj.

197;4 1. Hj.

2.Hj.

1975 1. Hj.
2.Hj.

1976 1. Bj. ')
2.Hj.

1977 1. Hj.

5j Direk,e Steuern, Sozialbei:räge, soz:ale Le:stungen, Xettoprämien für Schadenversiöer;.;ngen. sonstige iauferlce Dbert,.agungen.
6) :-\idJ.:errtnOrrlClene Gew:nne der un:ernehmer: ohne eigene Rech~spersön::chkeit.

'I E!spc.:-:lis:'~'yH des veTfügba:-er- Ei'ilkomn:er:.s {je....;;-eils 0:1.:12 il!chtell~p..oww.elleGe'.-'iin!!e).
f) Vor!äl.!:ire Ergebnisse.

253



Drucksache 8/1221
.~

Tabelle 21"

Käufe der privaten Haushalte im Inland nach Verwendungszwecken 1)

iv"Ird Dy-I

Jahr Insge­
samt

Xah­
rungs­

und
Genuß­
miitel 2 j

Klei­
d~.m?

Senurre

\Yoh­
nungs­
mieten
u. ä. 3)

Elektri­
zität.
Gas,

Brenn­
stoffe

Ubrige
Haus­
halts-

führung

Ver­
kehr,
Naeh-

riehterr­
ü!:>er­
mitt­
lung

Körper­
und

Gesunc.­
heits­
pflege

Bilc.ung
und

Unter-Ihaltung

f>ersön- \,
liehe
Aus­

stattung
u. ä.~)

in jeweiligen Preisen

63,29 19,68

67,90 21,05

72.57 22,49

75,62 23,41

80,69 25,13

87,27 28.12

91.79 '- 29,66

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975 1 .
~ 5)

1976 j

170.57

186,22

201,87

214,06

230.69

253,88

- 271.14

279,07

-296.95

325,87

360.53

399,12

437,74

478,62

513.70

559,24

606,00

93.86

96.47

102,55

110,26

119,07

128,50

139,26

146,98

156,07

-168,48

29,95

31,08

34.13

38,32

·42,40

46,98

49.83

·53,14

57,43

59,55

16,90

19,08

20,22

22,33

24,61

27,09

30,57

33.87

3"7.77

41,62

44,97

49,40

54,50

60,31

65,84

72,09

77,47

5,20

5,62

6.97

8,55

7,99

8,36

8.88

9.32

10,81

11.~7

13.19

13.92

15,55

19,41

22.-25

24,97

- 28,17

22,05

24,04

26.05

26,86

29,28

31,94

33.71

33.78

35,32

3Q,26

44.21

50,42

56,10

60,57

64.15

67:,32 -

71,24

15,60

18,11

20,76

22,80

25.47

29,28

31.78

31.70

35,75

42.04

49;19

55,68

60,39

64.64

67,61

78.86

90,33

8,38

9.00

9.91

10.16

11.00·

12,20

13.03

13,27

14,11

15,17

16.48

18,63

20,41

22.77

25;49

28.54

3l.10

12,24

13,36

14,22

14.90

16,15

18,00

19,05

19,94

21.31

23,39

26,45·

29,22

32•.f9

35,98

39,65

42.46

44,98

7.23

8,06

8.68

9,43

10,37

11.62

12,67

13.38

14,33

15.84.

17,46

20,38

23,02

25.85

28,59

31,50

.34,68

in Preisen von 1970

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

)974

1975

1976

223,53

236,06

248,23

256.12

269,32

287,38

295,90

299,57

313,53

337,62

360,53

378.62

393.59

400.95

403,81

414,28

429,38

76.68

80.87

84,09

85,78

89,66

94,02

95,86

97,64

101,01

105.23

110,26

114.90

117.36

118,08

119,71

120;80

124.31

23,87

24.98

25,92

26,37

27.92

30,53

31,45

31,30

32,58

35,45

38,32

40,06

41,90

41,14

41,15

42.19

42,46

31,16

32,31

33.48

34,69

36.03

37,45

38,95

40,42

41,99

43,49

44,97

46,58

48.52

50.74

52,89

54.61

56,03

- 6,89

7,26

8,82

10,49

9,53

9.76

10,26

10,54

11,40

12,44

13,19

13,28

14,27

15,23

15,48

15,74

- 16,62

27,19

28,44

29,33

29,60

31,90

34,09

35,23

35,33

36,87

40,73

44,21

48:11

51.59

53,33

53,18

52,7-2

53,95

19,07

21.71

24,60 "

26.27

28,87

32,88

34,30

33,38

36,92

43.57

49,19

51,67

52,33

51,90

49,26

54,91

60,32

12,42

12,97

13.66

13,61

15,11

15,03

14,97

15.22

15;96

16,48

17.44.

17,95

18,67

19,53

20,34

21,15

17,02

17,53 .

17,74

18.13

19.05

20.57

21.11

21.69

22,74

24,71

26,45

27.88

29.68

31.26

32,06

32.05

32,90

9,23

9,99

10.59

11,18

12,03

12,97

13,71

14,30

14,80

16,04

17,46

18.70

19,99

20,60

20.55

20,92

21,64'

1) Hc.up:gmppen des Systematischen Güterverze:chnisses (196-3) für den Privaten Verbrauch.
~j Einscnlie.3Ech Verzehr in Gaststg,:ten. -
3} Ei!~schIießlich ivfietviert -d.er Eigen:üme!\':ohIiungen.
t) Einschiießlich Dierrstleistungen der KreditirrsHt:.tte. der Versicheru:lgsunternehme!l, des Beherbergungsgewerbes ü. {

5) Vorläufige Ergeb!lisse.
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Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucksache 8/1221

Tab e 11 e 22"

vVirtschaitliche Beziehungen des staates zu anderen Sektoren
-!ler Volkswirtschait 1) und zur übrigen vVelt

Staat insgesamt Ceinsctließlidi Sozialversi!::herung)

Mrd D:Yl

114,40 4~72 4.20 10U5 1,39 ...!- 2,94

129,04 5.14 4,64 114.49 1.09 3,68

141,54 5,74 4.76 12j.,96 1,31 3,77

153.74 6,23 5,19 134.23 1.23 6,86

167.62 6.97 5;47 145,99 1.60 7,59

180.67 7.7-3 5,75 156,53 LiD -:- 8,96

193.05 8,65 6.34 168,84 1,64 .. 7;58

- 205)9 9,36 6,69 172.88 1,74 -'-15,12

218,66 10.14 7,36 186,68 1.85 +12.63

243,65 11.08 7,84 220,61 2,00 -'- 2,12

278,77 12,32 8,63 245.63 2.1=7 -:- 9,72

322.53 14.79 9,15 279,75 ? ..,? +16.12-'r T -

359.04 . 17,39 8.56 311,45 4.04 -'-17,60

422,11 20,68 1067 368,09 4,31 +18,36

463,34 24.42 10.50 ·399,21 4.68 +24,53

520,32 28.2) 9.58 412,51 5,55 -'-64.45

557.50 32,61 9.93 464,23 7,31 -43,42

Jahr

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

.1970

1971

1972 .

1973

1974

1975 }.1976
").

Ei~nahmen

insgesamt I)

Verkäufe von
Verwe.ltungs­
leis:ungen 2)

Ei:1koomen
aus Cnterneh­
:r:ertiitig-keit

und VerBögen

Eopfangene

laufende lJber-/ V~rmögens­
tre.gungen 3) übertragungen

Veränderung
der Verbind­
lichkeiten ~)

Käufe für Geleistete

.!ahr
Ausgaben

ins­
gesamt 1)

I Entgelte
-------- für die
laufende Investi- beim Staat
PIoduk- tions- Beschäf-

tions- zwecke 6) tigten
zwecke")

Zinsen auf
öffer.iliche
Schulden

laufende
tJbertra­

'gungen 7)

Ver­
mögens­
übertra­
gungen

Verände­
rung der
Forde­

rungen 3)

1960 114,40 23.45 9.86 20.76 2.19 41.04 4,68 . "':"'12,42

1961 129.04 26,08 11,56 23.78 2.21 45,14 7,05 "':"'13,22

1962 141,54 31,3-1 14.44 25.97 2.41 49,35 8,99 + 9,04

1963 153,14 35,41 17,24 28,81 2.66 52,70 6,35 -:-10,57

1964 167,62 36.10 21,08 31.43 2,91 58.02 7,36 ...!-10.72

1965 180;67 39,90 21,11 35,79 3,24 66,39 7,86
,

6,38,
1966 193,05 42,29 21,51 39.95 4.13 71,03 7.38 6,76

1967 205,79 45,05 19,19 42,37 5.20 77,91 7,88
,

8,19,
1968 218,66 45.77 21.12 45,19 5,40 85,08 7,98 ...,... 8,12

1969 243,65 50,96 24,3:} 51,20 5,86 91,78 10.64 + 8,88

1970 278,77 56,66 31,24 60,14 li,60 99,79 12,43 +11,91

1971 ~22,53 67.95 34,00 71,89 7,43 110,90 15,39 . -"-14,97

1972 359,04 75.80 34,51 80,76 8,48 128,49 17,42 +13,58

-1973 422,11 87,89 35,97 94,03 10.22 145,75 18.96 +29,29

1974 463,34 103,39 41.44 109,16 11,97 164,18 21,99 -;-11,21

1975 } 520.32 119.78 40.99 118.64 14,13 199,74 22,88
,

4,16,
1976

9)
557,50 128,86 40.58 125,54 17,54 214.91 28,48 1,59

Fa3noten- siehe Se:te 256 und 257.
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Drucksache 8/1221

n 0 c h Tabelle 22"

Deutscher Bundestag - 8. ·Wahlperiode

\Virtschaitliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren
der Volkswirtschaft 1) und zur übrigen \Velt

Gebietskörperschaften -

ylrd D:Yl

Einnahmen
insgesamt ')

-Verkäufe von
Verwaltunas­
·leistungen-~)

EinkomIllE:ll
a~s Cr..terneh­
mertätigkeit

und Vermögen

Empfangene

laufe12de uoer-l Vermögens­
tragungen ") übertragungen

Verär..derung
der Verbind­
lichkeiten -;)

1960 85,45 4,71 2,89 73,18 1,39 3,28

1961 99,12 5,13 3,16 83,82 1.09 + 5,92

1962
,

106,22 5,72 3,23 91,97 1,31 3,99i

1963

I
i 15,93 6,21 3.29 97}1 1.23 7,49

1964 127.42 6,95 3,40 106,8J 1,60 8,60

1965
I

136,74 7,71 3,48 113,36 1,70 +10,49

I1966 143,89 8M ..3,65 120,97 1,64 - 8,99

1967 I 155,62 9,36 3,80 l23,89 1,t4 -'-16,83

1968 161,48 19,14 4,51 132,50 1,85 -'-12,48

1969 I 17-7-;98 11,03 5,10 157,92 2,00 - 1,93

1970

I
202,04 12,27 5,46 171,29 2,47 +10,55

1971 235,94 14,76 5,60 194,73 2,7-2 +18,13

1972 259,76 17,34 4,60 213,82. 3,08 -'-20,92

1973

I
304,32- 20,61 4,90 252,30 3,30 +23,21

1974 330,49 U,4(). 5,13 271,22 3.50 +26,24

1975 }
; 375,81 28,23 4,54 2n,69 3,61 +66,74

9)

I1976 389.08 32.59 5"i0 306,29 4.. 75 -'-40,05

Jahr

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975 }
1976

")

i Käufe für Entgelte Geleistete

I Verände-Ausgaben laufende i für die Zinsen auf

I Ver- rung derins- I Investi- beim Staat öffentliG.'le laufende
gesamt 1)

I
Produk-

I
tions- Beschäf- Schulden

I
Ubertra- mögens- Forde-

tions- zwecke 6) tigten gungen') I übertra- rungen S)
zwecke 5) gungen

79,45 - 16,22 9,67 19,50 2,19 17.39 4,67 -'- 9,81

90,41 18,03 11,45 22,38 2,21 18,98 7,01 -i-10,35

98.99 22.31 14,26 24,46 2,41 20,63 8,95 .... 5,97

108,19 25.48 17,06 27,17 2,l)6 21,59 6.33 7,90

118,83 25,19 20,92 29,66 2,91 24,95 7,32 + 7,88

127,61 27,21 20,95 33,83 3,24 30,50 7,81 .... 4,D7

133,80 27,26 21,30 37.80 4,13 31,30 7,32 4,69

144,58 28,80 18,95 40,11 5,20 32,89 7,81 +10,82

150,27 27,80 20,94 42,83 5,40 37,04 7,92 8,34

166,43 30,84 24,14 48,57 5,86 39,31 10,59 .... 7,12

190,25 33,59 31,07 57,04 6,60 44,03 0 12,39 .... 5,53

223,22 39,48 33,75 68,29 7,43 49,41 15,34 -'- 9,52

2441 11 42,30 34,23 16,65 8,48. 51 191 17,35 7,19

286,47 47,72 35,58 89,14 10,22 65,30 18,83 + 19,68

310,34 54,58 40,80 103,39 11,97 69,92 21,i9 .... 7,89

348,44 62,21 40,45 112,16 14,13 87,86 22,66 8,97

360,74 66,41 40,14 118,59 17,54 92,61 27,79 2,34

1) Ohne Eir..nahmen vo~ bzv{. A.usgaQen an andere Kö:-perschaften des Staatssektors, jedodl einschließlich der ·Ve~käufe bZVl. Käufe
vo~ Gesu~dheit51eistungenan die bz'i.v. "Von der Soz~alversicheru!lgsov.:-ie der vom Staat gezahlten indirekten Steuern.

2} Ei:lschließlich Verkäufe von gebrauchten _-\nlagen und Land. -
3} S~euern: Sozialbeiträge, Schadenversidlerungsleistungen: Strafep.., Ver,,,"altungsgebühren der- privaten Haush;llte: E::-5tattungen

von Sozialleistunge:!f Beiträge des Euro:?äisc.~en ..-\.usriciltü~gs- und Ga!'antiefonds u. ä.
4} !~acb. Berecr!.nungen de:- Deutschen Bundesbank: einschließlich statistischer D:~ferenz. Ohne Kredite.ufnah:ne von a::1deren Kö!"­

perschaften de3 Staatssektors ; Tilgungs2.~sgatle:! sind abgezogen.
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Deutscher Bundestag - 8. vVahlperiode Drucksache 8/1221

n 0 C h Tabelle 22'
'Wirtschaftliche Bezi~hungen des S.taates zu anäeren Sektoren

der Volkswirtschait 1) und zur 'übrigen 'Welt

Sozialversicherung

~1rdDM

Verkäufe van Einkommen I Empfangene VeränderungEinnahmen aus unterneh-Jahr
insgesamt 1) Venialtungs-

mer~ätigI::eit laufende ub;r-I .. Vermögens-
der Verbind-

leistungen 2) ur_d vermagen I tragungen~) ubertragungen lichkeiten ~)

1960 28,95 0,01 1,31 27,97 -0,34

I 1961 29,92 0,01 1,48 30,67 -2,24

I 1962 35,32 0,02 1,53 33,99 -0,22
I

37,81 0,02 1,90 36,52 -0,63\- 1963

1964 40,20 0,02 2,07 39,12 -1,01

1965 43,93 0,02 2,27 43,17 -1,53

1966 49,16 0,01 2,69 47ß7 -1,41

1967 50,11 . 0,00 2,89 48,99 -1,71

1968 57,18 0,00 2,85 54,18 -:-0,15

1969 65,67 0,05 2,74 62,69 +0,19

1970 76,73 0,05 3,17 74,34 -0,83

1971 86,59 0.03 3,55 85,02 -2,01

1972 99,28 0,05 3,96 97,63 0,96 -3,32

1973 117,79 0,07 5,77 115,79 1,01 -4,85

1974 132,85 0,02 5,3J 127,99 1,18 -1,t!

1975 } 144,53 0,02 5,04 139,82 1,94 -2,29

1976
9)

168,42 0,02 4,53 157,94 2,56 +3,37

Käufe für Entgelte Geleistete
Verände-Ausgaben laufende

~ für die Zinsen auf Ver- rungder
Jahr ins- Produk- Investi- beim Staat öffentliche laufende- möger,s- Forde-gesamt!) tians- Beschäf- Schulden Ubertra-tians- zwecke 6} tigt€n gungen'} übertra- rungen 9)

zwecke 5} gungen

1960 34,95 7,23 0,19 1,26 23,65 0,01 +2,61

1961 38.63 8,05 0,11 1,40 26,16 0,04 +2,87

1962 42,55 9,03 0,18 1,51 28,72 0,04 +3,07

1963 45,55 9,93 0,18 1,64 31,11 0,02 +2,67

1964 48,79 10,91 0,16 1,77 33,07 0,04 +2,84

1965" 53,06 12,69 0,16 1,96 35,89 0,05 +2,31

1966 59,25 15,03 0,21 2;15 39,73 0,06 +2,07

1967 61,21 16,25 0,24 2,26 45,02 Om -2,63

1968 68,39 17,97 0,18 2,36 48,04 0,06 -0,22

1969 77,22 20,12 0,19 2,63 52,47 0,05 -:--1,76

1970 '88,52 23,07 0,17 3,10 55,76 0,04 -:--6,38

1971 99,31 28,47 0,25 3,60 61,49 0,05 -:-5,45

1972 114,93 33,50 0,28 4,11 70,58 0,07 +6,39

1973 135,64 40,17 0,39 4,89 80,45 0,13 +9,61

1974 153,00 48,81 0,64 5;17 94,26 0,20 -:--3,32

1975 } 171,88 57;57 0;54 6,48 111,88 0,22 -4,81

1976 "
9}

196,76 62,45 °AA 6,95 122,30 0,69 -:-3,93,- -

;j) Einschließl~ch Käufe für Investitionen in eigeI!.er Regie, \Tor!'atsyeränden;ng sov,,-ie der VOQ Staat gezahlten ~r:di:-ekten Steuern.
1l) Einschließlich Käufe von gebrauc.'lten Anlagen und Land; ohne selbs~erstel1~eAnlagen.
7) Subventionen, soziale Leistllngen, :"~ettoprämien für SC:.;'adenver5ic.~erun~en, ~usChü5se an die Bundesbehn u. ä. zur Dec~ung

außergev..-öhnlfcher Pens-ionslasten, Beiträge an die Europäischen Gel1leinsc..~aften und andere internationalen Organisationen,
Zahlungen an die Stationierungsstreitkräfte, unentgeltlic..'1:e Ausfuhren im Rahmen der Ent\·.riC:dungshilfe, vertraglidie Zahlungen
an die DDR u. a. ffi.

") Nach BerecIinungen der Deutschen Bundesbap.k. - 9) Vorläufige Ergebnisse.
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Drucksache 8/1221 Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Tabelle 23"

Vermögensbildung, Sachvermögensbildung, Finanzierungssalden 1)

lvlrd DM

Inländische nichtfinanzielle Sektoren

Unternehmen
Erran-

Ge- zieHe Sek- -

private ohne biets- Sozial- Aus- Sekto- t<2.-IenZeitraum
-Haus- \Voh- \Voh- ver- zusam- land 5) ren zu- -insge-

insge- nungs- körper- siche- men~) samt 2)"halte. nungs- schaf- sam-samt 2) "iirt- rung <)"\"liTt... sG.1.aft ten 3) men2) 6)
sG.1.aft

1. Ersparnis und Vermögensübertragungen

1970 51,78 37,51 32,53 5,04 22,28 6,86 118,49 2,42 5,53 121,60
1971 57,48" 30,92 23,11 7,81 21,08 1,65 117,13 0,73 7,03 123,43
1972 67,81 30,55 25,46 5,09 15,98 8,60 q~,94 2,27 7,59 128,26
1973 69,90 26,29 . 25,21 1.02 26.30 14,26 136,75 9,75 8,09 135,09
1974 87,01 -18,25 1,75 16,50' 16,77 5,43 127,46 -25,15 12,32 114;63
1975

} 7)
100,02 16,42 3,99 12,43 -22,49 2,66 91,29 ~- 9,73 12,55 94,11

1976 92,77 29,77 16,89 12,88 - 8,95- 0,48 114,07 7,90 14,42 120,59

1975 1. Hj. 50,66 6,16 0,45 5,71 -11,12 1,66 44,04 6,94 3,68 40,78
t.Hj. 49,36 10,26 3,5.4 6,72 -11,37 1,00 47,25 2,79 - 8,87 53,33

1976 1. Hj. 7) 42,53 19,,57 15,41 4,16 8,29 0,25 53,56 - 4,69 3,49 52,36
2.Hj. 50,24 10,20 1,48 8,12 0,66 0,73 60,51 - 3,21 10,93 68,23

1977 1. Hj. 46,05 14,94 13,30 1,64 3,35 - 4,03 60,31 - 4,02 2,65 58,94/

H. Sachvermögensbildung (Xetto-Investitionen)

1970 93,49 67,66 25,83 - 25,56 0,28 119,33 2,28 121,60
1971 93,85 62,22 31,63 26,78 0,27 120,90 2,53 123,43
1972 99,44 59,36 40,08 25,72 0,30 125,46 .- 2,80 128,26

1973 104,55 62,06 42,49 26,66 0,61 131,82 3,27 135,09
1974 75,82 33,25 42,57 34,87 0,58 111,27 3,36 114,63
1975 } "56,48 20,60 35,88 34,05 0,53 91,06 3,05 94,11
1976

7)
83,83 43,48 40,35 33,33 0,45 117,61 2,98 120,59

1915 1. Hj. 24,45 8,93 15,52 15,08 0,34 39,87 0,91 40,78
2.Hj. 32,03 11,67 20,36 18,97 0,19 51,19 2,14 53,33

1976 1. Hj. 7) 36,75 20,27 16,48 14,31 0,24 51,30 1,06 52,36
2.Hj. 47,09 23,22 23,87 19,02 0,21 66,32 1,91 68,23

1977 1. Hj. 43,24 24,92 18,32 14,49 0,24 57,97 0,96 58,94

!I!. Geldvermögensbildung (Veränderung der Forderungen)

1970 55,15 23,29 24,09 0,56 5,53 6,56 90,35 33,92 102,16 226,42
1971 63,32 29,76 30,00 0,11 9,53 1,46 108,06" 22,24 113,27 243,51
1972 16,06 34,52 34,79 0,28 7,19 8,38 124,15 19,48 136,86 280,49
1973 73,79 22,89 22,66 0,75 19,67 13,52 125,97 27,93 130,62 284,51
1974 86,47 31,65 32,40 0,36 7,34 4,87 128,78 17,02 115,68 261,49
1975

} 7)
104,36 32,18 32,50 0,14 12,41 0,68 141,69 28,77 168,55 339,02

1976 101,73" 42,13 41,80 0,55 - 0,47 0,01 148,47 35,93 157,63 342,02

1975 1. Hj. 51,46_ 7,39 1,78 0,30" 0,04 0,52 54,73 9,70 54,81 119,24

2.Hj. 52,90 24,79 24,13 0,16 12-,31 1,19 86,91 19,01 113,14 219,77

1916 1~ Hj. 7) 46,88 16,89 16,15 0,25 5,93 0,48 60,81 13,17' 58,11 132,69 _
2.Hj. 54,85 25,24 25,05 0,30 5,46 0,41 81,66 22,16 99,52 209,33

1971 1. Hj. 49,11 5,99 5,96 0,16 - 0,91 4,26 51,44 5,55 46,20 103,19-
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Deutscher Bundestag- - 8. -Wahlperiode Drucksache 8/1221

n () c h Tabelle 23'

Vermögensbildung, Sachvermögensbildung, Finanzierungssalde:J. 1)

MrdDM

Inländische nichtfinanzielle Sektoren

Unternehmen Finan-
Ge- zieHe Sek-

- Sozial- Aus- torenprivate ohne biets- Sekto-Zeitraum Woh- land 5) insge-Haus- \Voh- körper- ver- zusam- ren zu-_insge- nungs- siehe- !!len 2) samt 2)halte samt 2) nungs- wirt- sC.'laf- sam-
w-irt-

schaft ten 3) rung 4) men 2) 6)
- schaft

-
IV. Kreditaufnahme (Veränderung der Verpflichtungen)

1970 3,37 79,20 59,22 20,23 8,81 - 0,02 91,18 36,34 98,90 226,42-
.1971 5,84 92,69 69,11 23,93 15,23 0,08 111,82 22,97 108,77 243,57

- 1972 8,25 103,41 68,69 35,27 16,93 0,08 126,67 21,75 132,07 280,49
1973 -3,89 101,15 59,45 42,22- 20,03 - 0,13 121,03 37,68 125,80 284,51
1974 -0,54 - 89,22 63,90 25,71 25,44 0,02 112,59 42,11 106,12 261,49
1975 }')

4,34 72,24 49,11 23,31 68,95 2.51 141,46 38,50 159,05 3~9,02

1976 , 8,96 96,20 68,40 28,02 41,81 - 0,04 152,01 43,83 146,18 342,02

1975 1. Hj: 0,80 25,68 16,26 9,51 26,24 2,52 50,56 16,64 52,04 119,24
2.Hj. 3,54 46,56 32,86 13,80 42,71 - 0,00 90,90 21,86 107,01 219,77

1976 1. Hj. ') 4,35 34,07 21,60 12,57 16,67 0,01 58,54 18,46 55,68 132,69
2.Hj. 4,61 62,13 46,79 15,45 25,14 - 0,05 93,47 25,37 90,50 209,33

-
1977 1. Hj. 3,66 34,29 17,59 16,84 10,23 0,01 49,10 9,Q7 44,52' 103,19

- -
V. Finanzierungssaldo 5) -
(= I;/. II oder III X IV)

1970 51.78 -55,92 -35,13 -20,79 - 3,28 6,58 - 0,84 - 2,42 3,26 -
1971 57,48 -62,93 -39,11 -23,82 - 5,70 7,38 - 3,17 - 0,73 4,50 -
1972 67,81 -68,89 -33,90 -34,99 - 9,74' 8,30 - 2,52 - 2,27 4,79 -
1973 - 69,90 -78,26 -36,79, -41,47 - 0,36 13,65 4,94 - 9,75 4,82 -
19]4 87,01 -57,57 -31.50 -26,07 -18,10 4,85 16,19 -25,15 8,96 -
1975 }')

100m ~40,06 -16,61 -23,45 -56,54 - 3,19 0,23 - 9,73 9,50 -
1976 92,77 -54,06 -26,59 -27,47 -42,28 0,03 - '3,54 - 7,90 11A4 -

1975 1:.Hj. 5d,66 -18,29 - 8,48 -- 9,81- -26,20 - 2,00 4;17 - 6,94 2,77 -
2. I:Ij. 49,36 ~21,77 - 8,13 -13,64 -30,34 - 1,J9 -,3,94 - 2,79 6,73 -

-

1976 1. Hj. ') 42,53 -17,18 - 4,86 --c 12,32 -22,60 - 0,49 2,26 - 4,69 2,43 -
2.Hj. 50,24 -36,89 -21,74 -15,15 -19;68 0,~2 - 5,81 - 3,21 9,02 -

1977 1. Hj: 46,05 -28,31 -11,63 -16,68 ~11,14 - 4,27 2,33 - 4,02 1.69 -

1) Ab -1974 Keuberechnung auf der Basis der revidierten Volks1',irtschaftlichen Gesamtrechnungen des Statistischen Bundesamtes.
2) Bei der Summenbildung wurden intersektorale Ströme nicht mitaddiert.
5) Einschließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sonderver~ögen.

4) Einschließlich Zusatzversorg;.lngsar:stalten öffentlicher Stelle~.

5) Einschließlich DDR.
6j Banken, Bausparkassen, Versicherungen.
') Vorläufige Erge1:misse.
>l. Finanzierungsuberschußbzw. -defizit (-) oder ~ettover1'.ndenL"lge!lder Forderungen bzw. Verpflichtungen.

Quelle: D~utsche Bundesbank
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Tab elle 24*

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften

MioDM

Einnahmen Ausgaben .

darunter darunter
Finan- Kre-

lau- Se.chinveslitionen zie-Zeitraum insge- insge- Per- dite ')
Zm'{ei- sona]- fende rungs- (netto)samt ') Steuern 2) samt ') Zu- darunter saldo 6)sun-
gen 3)

aus.. schüs- zusam- Bau-
gaben 4) se 5) men maß-

nahmen

Insgesamt 9)

1966
1961
1968
1969
1970
1971
1972 .
1973

t9741
1975 f 0)
1916

1976 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj. ­
4.Vj.

1977 1. Vj.
2. Vj.

138118
142379
151811
1'f1191
188305
209819
231114
268656
285651
288607
320803

72232
73194
79181
96442

80376
80894

112708
114976
122019
145588
153850
171412
195442
222747
237120.
236588
261648

57655
59116
64782
80095

65.293
67217

146722
155944
159190
174723
196330
225182
251271
2f7 665
314093
354008
386613

89536
85566
86763

106658

92356
89105

41075
43649
46364
52918
61484
73451
81974
94014

107·238
116362
122848

30999
29215
29049
33585

32301
31592

42971
46694
50821
59224
64156
11899
67285
69618

19623
16191
16822
16982

20 fil0
16439

23111
22642
23131
26415
32315
37617
39243
41427
45119
"46 194
44126

7732"
9583

10803
16008

7616
9186

18982
18366
18694
21262
25791
30395
31929
32981
35891
36210

-34893

5882
1121
8759

12.530

- 8604
-13565

1319
2469

- 7982
-15704
-14155
- 8197
-28288
-65363
-47613

-17 491
-12810

7119
- 9884

+ 2459
+ 6302
+13111
-'-16291
+11391
+22155
+53628
+46894

+21923
4699

-:-15605
.. 4668

Bund '0) ")

516 9214 + 8225
1 203 - 4111 + 2 369

518 -11 370
1076 6551
1338 5460
2517 5147

1966
1967
1968
1969
1970
1971
1912
1973
1974 ~)

19759) 1Z)

1976 9)

1976 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.

4. Vj.

1977 1. Vj.
2. Vj.

65881
61148
70612
83084
87725
96168

105792
118877
122839
123226
135905

30448
31135
33297
41025

33703
34014

62253
.. 63-118

66193
78587
836,93
92-226

101706
114958
119424
120015
131784

29441
29817
32520
40006

32495
33309

234
224
231
241
289
·251
302
303
163 .
198
223

34
51
50
88

32
61

67961
15979
75276
81380
86704
97534

111172
121178
133303
158232
164471

41831
37699
38681
46254

42935
38860-

9735
10428
10915
12905
14614
17118
19060
21385
24031
25-441
26249

1046
6241
6151
6799

7264
6695

23468
25718
25731
30492
32413
34158
40354
43013
46897
37444
37684

11109
8686
9313
8516

11438
8608

3487
4159
3860
4451
4950
5899·
6156
5915
1101
7806
7004

684
1344
1101
3215

110
1476

2925
3306
3138
3682
3895
4563
4872
4658
5624
5854
5449

2060
8823
4664

+ 1704
+ 959

1076
5373
2119

-10337
:-34984
-28535

...'... 1844
7154
5950

511
+ 501
+ 1061
+ 4496

2204
9475

-;'29925
+25182

+16992
160

-;- 9141
191

1) ?';-etto, d. h. bis einscaließlich 1976: Einnahmen und Ausgaben abzüglicll Zahlungen von Verwaltungen; ab 1977: abzüglich Zah­
lungen vom gesamten öffentlichen Bereich.

2) Eimchließlich Lastenausgleichsabgaben; ohne eigene Einnahmen der EG; ab 1974: nach der Vierteljahresstatistik einschließlich
der steuerähnlichen Abgaben.

3) Ab 1975: einsL'lließliCb. Zahlunge!J. von Zweckverbänden und Sozialversid1erung5trägem.
4) Bis 1974: einschließlich, ab 1975: ohne Ki:l.dergeldzahlungen an Angehörige des öffentlichen Dienstes.
S) Ab 1975: einschließlich Kindergeldzahlungen an Angehörige des öffentlichen Dienstes und ohne Zahlungen an Zweckverbände

und Sozialversicherungsträger.
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Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften

:\trio D:vl

Drucksache 8/1221

n 0 c h Tabelle 24"

,
Einnahmen Ausgaben -

darunter darunter

Sachinvestitionen
Hnan- Kre-

Zeitraum lau- zie- dite 7)insge- insae- Per-- Zuwei-
sani't 1)

fende rungs- (netto)samt!) Steuern ~)
sonal- Zu- . \d=n,., saldo 6)sun-

gen 3)
aus- smüs- zusam- Bau-

- gabe..TJ. i) nen maß-se 5)
nahmen

- Lä:lder -

1966 43593 36260 9243 47- 351 2101 } 5463 4660 3566 0- 3758
,

2622..
1967- 46062 37595 9397- 48502 22313 5625 4523 337-5 -- 3441 3884
1968 48925 40923 10811 50058 2386t 6680 4531 3421 - 1134

,
2269

1969 57177 48348 10801 55500 2688) 6129 4940 3759 1677 '-- 339
1970 61879 51978 9572 647-59 3164 } 72n 6397 4930 - 2956 .. 1-969
1971 68905 58563 10727 7444.2 38073 7925 6958 527-4 - 5569 4666
1972 - 80669 69226 13018 82108 4238) 9310 6727 5059 - 1445 + 3454
1973 917-10 7-9217 14936 93680 4894 ) _10756 7369 5297 - 1956

,
2579..

1914 ) 100062 86791 16611 108928 55762 12026 8261 6122 - 8846 + 7713
1975 9) 99603 84982 18418 119309 60953 14392 8242 6249 -19706 +16964
1976 110715 94340 19127 126017 64757 14789 7841 5882 -15280 -;'-15448

1976 1. Vj. 247-97 21223 4547 28730 16301 4018 1087 796 -- 4150 3511
2. Vj. 24850 20969 4603 29392 15418 3505 1672 1248 .- 4994 --'- 3850
3. Vj. 27605 23729 4632 29460 15187 3306 1877- 1520 .- 1322 - 4500
4. Vj. 33462 28419 5346 38435 17852 3960 3206 2319 .- 4813 --'- 3588

1977- 1. Vj. 28391 24604 5459 29984 17252 4511 1159 811 .- 1733
,

961,.
2. Vj. 28323 24297 4997 31015 16893 3612 1651 1275 .- 3114 .. 813

GemeindenfGemeindeverbände

1966 25536 12662 12262 28899 10 321 4172 14813 12334 - 3363
,

3317..
1967 26813 12697 12770 28346 10906 4333 13593 11318 -- 1532 .!.. 2497
1968 28496 13324 13322 30204 11" 587 4353 14358 11 7-48- -- 1708 .. 2401
·1969 33747 17159 14144 33993 13132 4729 16440 13242 -- 246 . 2705
1970 35299 16597 15671 40954 15221 5385 20203 16207- -- 5652 ; 3452
1971 40925 19183 18067 49871 18264 6495 24202 20000 -- 8946

,
77-33..

19i'2 47-726 23130 20729 54625 20534 8100 257-70 21409 .- 6897-
,

7986,
1973 55043 27215 24595 59935 23689 8975 27497 22381 - 4942 .. 6962

1914I 59544 29606 26939 69136 27446 11346 30357- 24151 - 9592 .. 5394
1975 9) 62291 30350 29951 7-3201 29962 137-69 30146 24106 --10910

,
6802

1976 70927 34204 32328 74797- 31842 15440 29281 23562 -- 37-55 .. 5577

1976 1. Vj.
-

16352 6712 7780 18057 7652 3942 5960 4569 - 1695 125E

2. Vj. 1657-4 8053 7976 17671 7550 3569 6569 -. 5397 -- 1089 1307
3. Vj. 17258 8252 8246 17819 7705 37-71 7226 5901 -- 564

,
1374T

4. Vj. 20990 11187 8326 21159 8935 4159 9527 7- 695 -- 98
,

163S..
1977- 1. Vj. 17 322 7793 8066 18503 7785 4100 5747 4263 - 1202 827

2. Vj. 17 583 9135 8587- 18731 8005 3789 6059 4733 - 1180 679

6) 'E~nschließiich Saldo der Z1Z- u~d Absetzungen sowie der Ver,echnungen.
7) Am Kredi!markt.
Ö) Bund, Offa, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Länder, Gemeinden!Gemeindeverbände.
9) Aus der Vierte:jahress:atist:k; Beträge der Länder einschlie3iich der Auslau:periode; Abweichungen, die :>ich bei der Zusam­

rr:enfa55ung der Vierteljahre gegenübe-r den E:-gebnissen des Rech~l:ngsja.h:e5 ergeben: sind auf nachträgliche Lmse:zungen der
Berich:sstellen zurückzufüh~en.

10) Ohne Lastenausg!eichsforcds und ERP-Sonderve,mögen; ab 1974; einschließlich OEa.
11) Ei~schließlich lJmsatzsteuereinnab.m.e:l, die als Ergänzungszu,~;eisungendes BU:.~c.es an Länder gezahlt '\ve::de::l.
12) Einschließliö 1 90i Yfio DM Sonderprogramm des Bundes vom: Septe:nber u:ld Dezember 1974 sowie vom August 1975.
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Tab elle 25*

Deutscher:BQ.lldestag - 8. ·Wahlperiode

Kassenmäßige Steuereinnahmen

MioDM

darunter -

Steuern vom "C"nsatz ')
Veranlagte Körper-

Zeitraum Insgesamt Lohn- Ein- lJmsatz-, schaft- IEinfuhr- :YIineral-
- kommen- . (Mehr-

- ins-
~.".erH

umsatz- ölsteuer
gesamt

steuer - steuer

1950 18802 1807 2087 1449 4987 73

1951 25T83 2'197 2303 2273 7148 463. --
1952 31215 3658 3925 2780 8736 "- 590

1953 34320 3740 4870 2990 9104 734

1954 35~894 3875 4588 3071 9766 - 781

1955
2)

39736 4402 - 4352 3111 11337 1136

1956 44530 5402 4728 3637 12437 1415

1957 47935 5289 5879 __ 4506 12882 1642

1958 50188 5932 5473 5190 13506 1665-
1959 56644 - 5855 7323 5118 14943 2145

1960 66627 8102 8963 6510 16917 2.664

1961 76705 1:0 453 10817 7473 18670 3325

1962 84480 12315 12218 7790 20036 3699

1963 89735 13844 13451 7688 20922 - 4139

1964
- 98061 16092 14101 8018 22845 6071

1965 104460 16738 14798 8170 25-103 _ 7428

1966 111154 19055 16075 7687 25989 8016

1967 113350 19558 15782 7061 25628 9423

1968 120378 - 22080 16272 8553 25779 18786 6994 9875
-

1969 146928 27057 16989 10895 37141 26816 10324 10601

35086
-

1970 152328 16001 - 8716 38125 26791 11334 11512

1971 170811 42803 18340 7167 42897 30869 12028 12417

1972 195510 49770 23140 8495 46981 34153 12828- 14227
-

1973 223489 61255 26452 10 887 49486 34922 14563 16589

1974 238179 71960 26793 10403 51170 32852 18317 16052

1975 241097 71191 28001 10054 54082 35721 18361 17121
-

1976 266580 80609 30860 11840 - 58459 36559 21900 18121

1976 1. Vj. 58661 17 636 7496 2431 15346 10292 5054 3048

2. Vj. 60439 16855 6339 2060 14259 8672 5587 4395

3.Vj. 66244 20589 7683 3064 13745 8283 5462 4610

4. Vj. 81236 25529 9343 4286 - 15 109 9313 5796 6068

1977 1. Vj. 66642 20014 8793 3557 16210 10546 5664 3196

2. Vj. 68625 19690 7752 3640 14950 9-044 5906 4646

3. Vj. ... 23-136 8808 4383 15022 9-253 5768 5001

1) Ohne stillgelegte Investitio!lsteuer (August 1973 bis Dezember 1974). _
- 2) Ohne Saarland.
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1) Ohne Verschuldung der HaU5::talte ufltereine.nder.
2) Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Aaf::ragsfinanzierung affe., Länder, Gemeinden.
3) Ohne die im Bestand der Emittenten befindliChen Stücke, einschließlich BundessG.':tatzbriefe.
4) Einschließlich Sc..;ll.~idbuchforderunge:J.und Schatzbriefe.
aj Darunter 500 Mio DM statistisch bedingte Zune.hme.
b) Nach Einbeziehung der "Auftragsfinanzierung Offa" und der "Krankenhausfinanzierung" in den Bundeshaushalt.
cl ~ach Ausschaltung der Verschuldung der kommunalen Eigenbetriebe.

Quelle: Deutsche Bundesbank
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Tab eIl e 27'

Deutscher Bundestag - 8. \Vah1periode

K9nsolidierte Bilanz des

Veränderung gegenüberdem

I. Bankkredite an inländische Kichtbanken II. Netto-Forderungen.
gegenüber dem Ausland 3)

durch Kreditinstitute 2) Kreditinstitute

Zeitraum durc.lI an inlän-
ins- Deutsche dische an inlän- ins- Deutsche darunter

gesamt Bundes- Unter- dische gesamt Bundes- mittel-
bank- zusam- nehmen öffent- bank zusam- undmen und liche men lang-Haus-Privat- halte fristig

personen

1963 +26,81 -;'-0,98 +25,83 +22,37 +.3,45
,

3,30 + 2,71
,

0,59
,

1,25.. T ....
1964. -:-30,19 -1,03 +31,22 +25,14 + 6,09

,
1,67 -. 0,43

,
1,24 + 1,32-. -.

1965 -:-34,17 -0,43 +34,61 +27,54
,

7,06 + 0,47 1,31 1,79 + 1,24-. ,
1965 +28,20 +0,29 +27,91 +21,56 + 6,36 + 3,62 1,90 - 1,72 -. 1,14
1967 +32,89 -:-0,67 --:-32,22 -'-18.33 -'-13,89 6,28 0,17 -'- 6,';5 -. 1,62
1968 +40,02 -2,05 +42,06 --:-30,90 -:-11,17 -i-10,93 -'- 6,57 - 4,36

,
6,76-.

1969 +53,48 +0,67 -:-52,81 +51,22
,

1,59 - 2,45 -10,28 7,83 +12,00-. --:-

1970 +50,53 -0,24 -:-50:n -'-43,81 -. 6,97 +14,23 +21,50 7,36 0,29 .

1971 +69,05 -0,63 +69,68 -:-59,52 -i- 10,16 -:-11,52 -i-15,91 4,40 3,28
1972 +86,41 -2,07 +88,48 -'-78,22 -!-1O,26 -'- 8,66 +15,49 6,83 6,39
1973 +61,55 -:-2,37 -:-65,18 +54,59 +10,59 -'-23,48 -'-26,49 3,01 7:71
1974 +59,77 -1,48 -:-:61,25 -:-41,18 --;-20,07 +13,19 1,90 +15,09 -. 5,54
1975 +85,51 +6,62 -:-78,89 +30,87 +48,02 +16,84 2,22 --,-19,05 +15,90
1976 +91,21 -5,10 -:-96,31 -i-65,76 -i-30,55 -'- 8,27 .C- 8,74 0,48 -. 6,84,

1973 LVj. +15,04 -0,63 +15,67 +12,71 + 2,96 +12,73 +19,93 7,19 1,51

2. Vj. +18,03 +0,44 +17,59 +16,58 , 1,01 -;- 6,14 --'- 2,73 3,41 2,38

3. Vj. -;-13,86 +13,86 +12,49 1,36
,

4,73
,

8,27 3,55 2,67-.
4. Vj. +20,62 -;'-2,55 -'-18,07 +12,81 + 5,26 0,12 4,45 4,33 1,16.

1974 1. Vj. - 6,03 -1,31 --'- 7,34 + 5,74 .L 1,60 0,17 0,53 + 0,36 0,09

2. Yj. +17,15 -1,23 +18,38 +13,59 + 4,80 .- 5,58 + 3,43 + 2,16
,

0,56

3. Vj. +14,75 . -0,04 +14,79 9,38 5,41 1,03 6,43 + 5,40
,

1,94

4.. Vj. --;-21,84 +1,11 +20,73 --:-12,47 8,25 8.82 -;- 1,64 + 7,18 + 3,13

1975 1. Vj. + 4,36' +0,74 + 3,62 1,69 .L 5,31
,

8,67 + 4,99
,

3,67 -'- 2,84J -. -.
2. Vj. -d4,72 -2,13 +16,85 + 6,60 +10,25 + 4,94 3,95 -. 8,90 + 4,89

3. Vj. +21,93 -;-5,19 -'-16,74 .- 3,92 --:-12,81 .- 2,75 2,69 5,44 --:- 4,73

4.Vj. -'-44,50 -i-2,82 -:-41,68 -:-22,03 -:-19,65 - 0,48 0,58 .L 1,05 - 3,45

1975 1. Vj. - 9,65 -1,61 +11,25 3,70 7,56 5,83.
,

9,78 3,95 .L 2,47-. -.
2. Vj. +25,20 -0,30 +25,50 -S20,33

,
5,17

,
1,27 3,58 + 4,85 + 1,59.-. -.

3. Vj. --:-23,93 -1,38 -'-25,31 -i-15,35 -. 9,96 0,64 .L 3,46 2,83
,

0,83,-

4. Vj. +32,42 -1,81 +34,23 -:-26,37 - 7,86 -'- 0,53 0,92 -. 1,45
,

1,94-.

1977 1. Vj. -'- 7,21 -2,26 9,47-
,

4,28
,

5,20
,

3,92 -'- 0,64 -'- 3,27 0,98-. -. , ,
2. Vj. -!-23,51 -;cO,21 -'-23,30 +21,55 + 1,75

,
1,03 1,41

,
2,43

,
4,89, T

.3. Vj. -'-20,17 -0;29 +20,46 +14,47
,

5,99 2,12 0,06 2,06
,

1,98-. -.

1) Kreditinstitute einsmIießlich Bundesbank.
2) E;nsmließlich 'Vertpapiere.
3) EinschIießEch \Vertpapiertransaktionen mit den Ausland sowie einschließlich Entwfddungshilfekredite' c.er Kreditar.s~_alt für 'Wie­

deraufoäu.
4) Ohne Termingelder mit Befr;stung bis unfer 4 Jahren.
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Tab eIl e 27-*

Banll:ensystems (Geldvo1umenrecbnung) 1)

vorangegangenen Zeitraum in Mrd DM

III. "Geidkapitalbildung VI. Geld- und Quasigeld-
bei den Kreditinstituten bestände (M2)

aus inländischen Quellen 4) V. (Saldo: I + II - III - IV - V)
IV. Sonstige -

Zentral- Ein- Termingelder Bar-- darunter- bank- flüsse 9) mit Befristung geld-
einlagen (ein- unter 4 Jahren um-

Termin- Inha-_ inländi.- schließ- (Quasigeld) lauf 10)

ber- und Zeitraum
gelder seher lieh Gut-

ins- mit Be- sehuld- öffent- haben ins- Sicht-
gesamt 5)

fristung Spar- ver- lieher auf gesamt dar- ein-
eiIi- schrei- Haus- Sonder- unter laqen

von zusam- (Geld-4 Jah- lagen 6) bungen halte 6)
konten I unter

im Um- men 3 Mo- volu-- ren und Bardepot)
darüber lauf nate men

(netto)') = ::Vl1)

1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1971
191'2
1973
1974
1975
1976

4,41
, 5,40

+ 5:?·}
+ l!OB
, 8,3:[
! 5,5:i

- 519ß
-. 8,6~;

--:-13,24
-'-17,55
+ 2,57­
+15,50
-i-21,40
..L 6:8ß

...:.. 0 147
+ 0,66

0,07
0.58
3,22

I 1:69

~ 5!24
-i-13,61
+ 8,91
+ 6,58
+22,78
-'- 7,30
-17,24
-. 2,71 -

- 1,56

+ 1:03
- 0:53
+ 5,40
+ 5,88
-'-12,62
-:- 8,59
-+- 7:7-2
-'-11,1'2
+15,96
-;-29,37
- 1,82
-21,79
+12,04

..!.. 5,96

.. 6,43

+ 6,10
+ 6,50

-:-14.19
+18,15
+14,55
+16,41
-'-24,97
-'-33,51
-:-31,94
.13,68
- 0,40
-i-18,92

+ 1,90
0,66

+ 1,83
1,49
0,91
0,88

-1,42

8,91
: 5,00

+ 4,78
+ 7,17
- 2,88

+ 1,17
+ 9,51

+ 1,41
-10,22

- 0,44

0,61
0.85
1,11
0,53

, 0,29
1,19

-. 0,44
4,09

+ 4 t20
3,85

+ 4,22

4,65

4,99
6,60
6,00
3,28
1.80

4,90
7,90

I 8,15

+13,49
+14,35
+10,09
+12,93
+19,28

+11,55 +
--:-12,53
+16,26 -.
+16,27 -.
-'-17,65 ...,..
+22t02 ­
+21,59
+20,51
-'-28,48
+34,25
+19,57
+34,85
-'-73,63
+44,73

- 4,77

4,63
+ 3,74
-. 3,22
- 2,55
~ 1,49

+ 5a52
- 4,26
i+ 7,07

1 8.68

+10,22
+ 7,95
-+- 9,41
-'-11,45

--:- 22,85
-.- 25,63
+ 27,82
+ 24,36
..:- 23~79

, 30.73
+ 34 162
+ 35,36

+ 46,40
+ 60,64

47,70
+ 55,96
+100,16

81,20

-.- 12,19
-. 8,06

5,26
- 22,19

...... 2,52
- 2,19
- 2 r68

...!- 2:83

...,.. 3,68 -.
0,93 I

1,23 +
-'-18,05

4,76
5,47
3,37
0,76

5,47
..!.. 0:05

4,01
5,30

+11,18
-'- 5,70
-+- 4,07
-13,77

- 1,06
+10,36
+ 5/~5

+17,39

-'- 4,92
+10,40
-.:... 9,53

4,52

8,48
+17,48
+ 4,07

+ 9,71

5,9B
O,O<j

4,2B
-'-12,8,'

1973 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

+ 30,04

+
+

7,07
9,30
9,54

+ 2,52
...:.. 1

1
61

- 2,07

1,75

+ 2,59
3,58
3,75

+24,93

+ 1,24

+ 3,17
-;- 3)0

2.59

...:.. 3:56

0,33
3,65
6,43

- 5,34
7.29
4,76

-14,51

-10,12
~ 6,48
- 4.23
+21,56

0,11
1,43
4,91

+ 4,62

8,23
1,19

-=-- 9:02

-10,01
-'- 7,90
- 0,6,'
-'-16,9<;

1974 1. Vj. _
2. Vj .
3.Vj.
4. Vj.

23,70
25,42
17,05

-+- 33,99

-=- 2,83
+ 1,85
- 2:18

2,55

+14.70 + 4,92
-'-19,46 + 2,43
-'-11,78 - 2,75
-27,69 - 2,8;3

+ -1,18
2,34
4,71
2,13

7,63
- 1,87
- 3169
-12,02

-19,47
- 5,29
- 0,76
-'-25,13

-10,36
-16,58

4,52
+ 9,67

-14,50
9,45
2,19

I 8;90

- 9,11.
-:-11,29
-'- 3,75
-:-15,4(;

1975 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

--23,46
+ 13,10
+ 13,92

30,13

-'- 3,28
+ 1,73
-. 3.03

3,42

+ 5,33
+ 4,92
-:-24,48

8,19
, 4.76

4,90
I It43

2,88
6,65
6.22

-12,66

I 7:89
-. 5.<1.1-

- 2
1
87

6,63

-18,75
+13,99
+ 1,57
-22,11

5,65
0,63

- 4:83

+12,23

-10,33
- 0,34
- 2:92

- 9:78

-13,10
+13,36

3,2;'
-. 9,8~1

1976 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

,,
-1- 17,88
+ 10,00

9,45

+ 3,49
-. 2,99
+ 3,43

+ 7,32 + 5,71
...,.. 4,49 T 1,08
, 3,55 + 1,42

6,41
3,28

+ 0,48

-'- 1,95
-;- 81 15

+ 2,54

-15,11
-=-- 9 167
- 5,59

7,98
1,03

+ 3,01

6,13
3,98
1,36

7,B
+10,70
-+- 2,58

1977 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.

5) Einschließlich Kapital und Rücklagen; ohne Gegenwe:t der Stabilitätsarr:eihe des Bundes.
-6) Einsc:..'J.ließlic.O} Sparbriefe.
7) Bereinigt m!1 den Saldo der Auslandstransaktior..en.
S) Einschließlich Gegen-wert eier StabEitEots"nlei"-e des Bundes.
9) Saldo der "i:.brigerr Positionen der konsolidierten Bilanz des Bankensystems.

10) Ohne Kassenbestände der Kreditinsti:ute; einscilließlich der im Ausland befindlichen D:VI-Noten und -Münzen.
Quelle: Deutsche Bundesbank
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Tab e 11 e 28"

. Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Zahlungsinittelbestände und Kredite

Mrd D:\1

Kredite der Kreditinstitute an
Geldvolumen Termingelder 3) inländische Unternehmen und

Privatpersonen
Ende des

Zeit,aumes Sicht- darunter - mittel-ins- Bargeld- ein- ins- 1 :Ylonat ins- kurz- und lang- Vi,ert-
gesamt umlauf 1) gesamt bis unter gesamt 4) fristig 5) papierelagen 2)

3 rVlonate fristig

1955

}
31,48 14,04 1'f,44 11,20 2,01 63,27

1956 33,89 14,88 19,01 13,56 . 2,78 71,23
1957

6)
.37,81 16,46 21,35 17,13 3,27 78,31

1958 42,58 17,94 24,64 17,94 3,19 85,92
1959 47,61 19,34 28,26 19,97 3,31 101,16
1960 51,08 20;83 30,25 21,62 3,61 116,25

.1961 58,71 23,20 35,52 23,47 3,94 135,76
1962 63,28 24,25 39,03 . 25,19 4,10 154,83 ,

1963 67,77 25,51 42,26 26,75 ·4,57 173,92
1964 73,05 27,89 45,16 27,78 5,23 231,81 60,67 163,74 7,40
1965 78,5~ 29,65 48,87 .28,40 5,16 259,27 67,31 183,91 8,05
1966 79,62 30,88 48,74 33,77 4,58 .280,74 72,32 200,35 8,08
1967 87,92 31,51 56,41 39,65 7,80 298,88 ·74,29 216,18 8,42
1968 93,47 32,59 60,88 48,86 9,58 334,55 81,00 242,80 10,75
1969 99,43 34,69 64,74 57,45 14,82 385,95 101,56 272,35 12,03
1970 108,22 36,89 71,33 65,16 28,43 430,54 113,62 304,10 12,83
1971 121,52 40,29 81,23 77,07 37,34 490,57 131,73 345,43 13,41
1972 139,30 45,77 93,53 93,03 43,92 569,33 155,94 399,66 13,73
1973 141,97 47,51 94,46 122,36 66,74 627,22 165,64 447,00 14,58
1974 158,43 51,52 106,91 121,17 74,30 672,12 179,67 477,82 14,64

~ 1975 179,90 56,48 123,42 99.42 58,60 703,19 171,20 518,98 13,00
1976 186,85 60.5'1 126,28 111,33 59,84 769,17 182,83 570,01 16,33

1973 1. Vj. 133,35 44,67 88,68 97,96 35,45 585,12 154,95 416,13 14,05
2. Vj. 133,36 46,23 87,13 108,37 52,94 601,82 159,62 428,44 13,76
3. Vj. 129,10 45,81 83,29 117,82 57,02 614,39 . 163,08 437,51 13,79
4. Vj. 141,97 47,51 94,46 123,36 66,74 627,22 165,64 447;00 14,58

1974 1. Vj. 132,87 '46,22 86,65 122,89 74,79 "637,02 169,07 453,90 14,06
2. Vj. 140,80 48,39 92,40 121,43 66,58 650,21 176,74 . 459,43 14,05
3. Vj. 141,48 49,43 92,05 ·116,53 65,39 659,62 177,85 467,80 13,97
4. Vj. 158,43 51,52 106,91 121,17 . 74,30 672,12 17~,67 477,82 14,64

1975·1.Vj. 149,34 51·,14 98,20 110,81 59,81 670,47 '17.4,97 481,18 14,31
2. Vj. 160,64 52,9.0 107,74 94,25 50,37 677,12 173,42 488,88 14,82
3. V]. 164,43 53,59 110,83 89,75 48,20 681,14 166,60 500,71 • 13,84
4. Vj. 179,90 56,48 .123,42 99,42 58,60 703,19 171,20 518,98 13,00

1976 1. Vj. 166,80 54,41 112,39 93,77 46,77 706,91 165,~4 526,59 14,69
2. Vj. 180,17 56,96 123,22 94,41 47,12 727,.29 174,22 538,43 14,65
3. Vj. 176,92 58,04 118,88 99,09 50,05 742,69 176,59 550,99 15,11
4. Vj. 186,85 .60,57 126,28 111,33 59,84 769,17 182,83 570,01 16,;33

1977.1. Vj. 179,74 59,35 120,39 103,35 53,71 773,51 180,38 576,81 16;31
2. Vj. 190,48 61,91 128,58 102,33 49,74 794,98 187,07 590,67 17,24
3. Vj. 193,08 64,75 128,33 105,35 51,10 809,56 185,34 606,32 17,89 -

1) Ohne Kassenbestände del" Kreditinstitute; einschließlich der)m Auslana befindlic!len DM-:-;oten und -~!Ünzen.
2) Ohne Zentralbankeinlagen öffentlicher Haushalte.
3) ~m einer Befristung bis un:er 4 Jahren (Quasigeldbestände). .
4) Einschließlich Bundesbahn und Bimdespost. Ausnahme: Zentralbankein!agen der Bundespost.
5) Einschließlidl Schatzwedlsel und C-Schätze der Bundesbahn und Bundespost.
6) Ohne Saarland. Quelle: Deutsche Bundesbank
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Auitragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 1)

a) Insgesamt (1910 = 100)

Drucks.ache 8/1221

Tab e 11 e 29"

Grund- Investi-

I
Ver- Grund- Investi-

I
Ver-

stoff- und tions- brauchs- stoff- und tions- bJaudJ.s-
Ins- Produk- güter güter Ins- Produk- güter güter

Zeitraum gesamt tions- gesamt tions-
güter- produzierendes guter- produzierendes

gewerbe Gewerbe gewerbe Gewerbe

\Vertindex Volumenindex
-

1962 53,3 56,7 47,0 62,4 57,7 58,6 5~1,1 66,8
1963 55,9 .58,6 50,4 64,7 60,4 61,0 56,8 68,3
1964 64,1 67,8 58,0 72,5 68,2 69,6 6~;,4 75,1
1965 68,2 69,5 62,8 78.7 11,0 69,!? 68,0 80,2
1966 . 68,1 72,0 61,5 77,6 69,7 71,S 6S,1 77,5
196? 67,7 72) 61,1 76,5 70,4 73,8 65,2 77,2
1968 78,0 80,8 72,7 86,1 85,4 81,8 81,3 91,4
1969 95.4 94,7 95,7 96,0 101,2 99,6 102,9 99,9
1970 . 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 102,4 101,0 99,7 110,9 98,2 99,3 93,6 107,0
1972 . 110,5 110,0 106,8 120,0 103',3 107,1 91',4 111,3
1913 128,2 128,9 128,6 _125,5 114,9 120,1 113,2 l10,2
197~1 138,9 153,4 133,4 128,2 109,0 115,8 101',8 100,4
1975 135,9 135,~ 139,9 127,4 103,4 104,3 - 105,0 98,1
1976 154,7 153,6 159,2 145.7 113,3 114,2 114;,3 108,7

1971 1. Vj. 101,2 96,7 102,9 104,6 97,8 95,4- 91',6 102,2
2:Vj. 104,8 - 104,0 101,4 114,1 100,5 101,7 95,4 110,6
3. Vj. 99,8 102,2 97,3 101,7 95,2 99,9 91,0 97,7
4. Vj. 103,8 101,4 97,3 123,0 99,1 100,1 90,6 117,6

- -
1972 1. Vj. 105,5 10304 102,6 115,6 99,7 102,2 94;,1 108,9

2. Vj. 110,2 111,9 104,7 120,6 103,2 108,8 95,4 112,6
3. Vj. 104,7 107,1 101,0 109,3 97,5 103,6 91,9 101;0

-- 4. Vj. 121,7 117,6 118,9 134,6 112,9 113,7 108,2 122,7

1973 1. Vj. 132,3 125,6 136,8 132,4 121,1 121,0 122,0 119,0-2. Vj. 131,5 128,7 134,0 129,7 118,3 121,0 118,0 114,7
3. Vj. -120,8 127,5 120,7 109,6 107,8 118,1 1O;i,8 95,7
4. Vj. 128,1 134,0 123,1 130,2 112,4 120,3 10,',2 111,5

1974 1. Vj. 143,5 153,7 141.1 132.1 117,7 123,5 118,1 107,1
2. Vj. 144,0 163,8 134,5 133,7 112,7 122,6 109,0 105,1
3. Vj: 134,8 157,3 128,1 113,5 103,3 115,0 102,0 87,1
4. Vj. 133.5 138,9 129,7 133,4 1D2,2 102,0 102,2 102.3

197:i 1. Vj. 132,1 133,5 136,1 119,9 100,1 100,3 10:::,4 91,8
2. Vj. 142,9 135,4 153;0 13Q,6 108,3 103,7 114;,6 100,6
3. Vj. - 128,6 131,2 13,3,3 112,9 97,8 102,1 99,4 87,1
4. Vj. 140,2 140,9 137,2 146,4 107,4 _111,1 102.5 112,9

1976 1. Vj. 151,4 155,9 150,2 146,7 112,8 118,6 109,4 111,3
2. Vj. 151,2 160.0 145,9 149,3 1}0,7 118,5 104;,7 111,9

- 3. Vj. 157,4 14~,8 174,7 130,4 114,2 108,9 124,,8 96,4
4. Vj. f58,8 149,8 166,0 156,5 115,4 nO,9 118,3 115,1

1977 1.-Vj. 157,9 150,7 167,4 147.4 114,2 113,7 11,',0 107,4
2. Vj. 153,9 152,5 156,1 150,8 110,6 115,1 1O,',? 109,5
3. Vj. 2) 146,0 142,2 153,6 134,3 104,9 107,3 105,9 97,4

1) Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ab· 1968 ohne Umsatzsteller; vor 1970 Gliederung nach Hauptgruppen der Ver­
- arbei'.:e",-den Industrie.

:)Yorläufige Ergebnisse.
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n 0 C h Tabelle 29"

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Auitragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 1)

b) Inland (1970 = 100)

Grund- Investi-

I
Ver- Grund- Investi-

I
Ver-

storf- und tions- brauchs" stoff- und tions- brauchs-
Ins- Produk- güter güter Ins- Produk- güter güter

Zeitraum gesamt tions- gesamt tions-
güter- produzierendes güter- produzierendes

gewerbe Gewerbe gewerbe Gewerbe
-

INertir;.dex Volumenindex

1962 57,5 61,2 50,4 65,5 61,4 62,5 55,8 70,3
1963 58,9 -61,6 52,4 67,2 62,6 63,2 57,8 71,0
1964 67,8 72,5 60,1 75 J3 71,3 73,7 65,8 78,2-
1965 1'2,0 73,2 65,8 81.9 73,8 72,3 70,0 83,3
1966 69,7 73,8 61,3 79,7 70,3 72,3 63,8 79,6
1967 67,2 71,S 58,4 77-,7 69,0 . 72,2 61,6 78,3
1'968 - 77,0 . 80,4 69,1 86,9 84,3 87,1 T7-,7 92,S
1969 94,5 95,3 93,3 95,8 100,8 100,9 101,2 100,0
1970 -100 100 100 100 100 100 100 100
1971 102,0 100,3 .' 98,6 110,6 97,5 97,7 92,5 . 106,7
1972 109,0 107,4 104,5 119;5 101,5 103,0 ~5,3 110,7
1973 120,3 122,9 117,0 122,3 107,8 113,5 103,4 107,2
1974 124,6 138,3 113,9 124,2 98,1 106,0 92,4 97,0
1975. 127,9 126,4 130,7 124,3 97,6 97,4 98,6 95,4
1976 139,5 141,7 138,2 138,8 102,4 104,7 100,1 103,3

1971 1. Vj. 99,0 93,3 100,7 104,0 95,5 91,6- 95,3 101,5
2. Vj. 104,2 103,4 99,8 113,6 99,8 100,4 93,7 110,0
3. Vj. 100,3 103,6 96,8 102,0 95,5 100,3 90,5 97,8
4. Vj. 104,4 101,0 97,1 123,0 99,4 98,5 90,4 - 117,3

1972 1. Vj. 104,3 100,0 101,5 115.5 - 98,1 97,5 93,1 108,6
2. Vj. 110,1' 110,9 103,9 120,2 102,6 106,2 94,7 112,0
3. Vj. 104,5 105,9 100,8 109,2 96,8 100,7 91,7 100,8
4. Vj. 117,2 113,0 111,9 133,2 108,4 107,6 101,9 121,4

1973 1. Vj. - 126,5. 120,9 12?,5 130,1 115,6 115,1 115,0 116,8

2. Vj. 125,7 125,0 125,9 125,9 112,9 116,2 111,1 111,1

3. Vj. 111,9 122,4 105,7 107,9 99,8 112,2 92,9 93,9
4. Vj. 117,2 123,2 108,0 125,5 102,9 110,4 94,S 107,1

,
'1974 1. Vi. 129,3 137,5 124,1 126,5 106,4 111,9 104,1 102,3

2. Vj. 129,5 147,3 115,2 129,4 , 101,7 111,9 93,6 101,6
3. Vj. 119,3 140,6 107,1 110,5 91,9 104,9 85,5 84,5
4. Vj. 120,4 127,7 109,2 130,5

,
92,5 95,3 86,5 99,7

1975 ~. Vj. 123,4 123,4 126,3 117,4- 93,7 93,1 96,1 89,6
2. Vj. 138,9 127,5 153,3 127,9 105,4 97,4 115,2 98,3
3. Vj. 119,6 123,7 120,8 110,6 91,4 96,0 90,9 85,2
A v· 129,7 131,1 122,3 141,3 99,8 103,2 92,4 108,7-.. J.

1976 1. Vj, 140,3 141,6 139,3 140,2 105,0 107,2 102,5 106,1
2. Vj. 138,6 146,9 130,5 141,7 101,6 108,2 94,4 '-105,9
3. Vj. 134,3 139,1 135,5 124,9 97,6 101,3 97,5 92,1
4. Vj. 145,0 139,4 147,6 148,6 105,4 102,1 105,9 109,0

.

1977 1. Vj.
.

144,0 134,8 153,2 140,4 104,2 100,5 108,0 102,0
2. Vj. 139,3 137,9 138,4 143,1 100,1 102,7 -96,2 103,6
3. Vj. 2) 131,5 129,9 140,7 129,4 96,6 96,7 97,7 93,6

1) O~ne Xahrurrgs- und Genußmittelgewerbe; ab 1958 ohne Umsatzsteue=i vor 1970 Gliederung n.ach Hauptgruppen der Ver­
arbeitenden Industrie.

2) Vorläufige Ergebnisse.
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Auitragseingang im Verarbeitenden Gewerbe I}

c) Ausland (1970 = 100)

Drucksache 8/1221

n 0 C h Tabelle 29'

Grund- Investi-

I
Ver- Grund- I Investi-

I
Ve,-

stoff- und tions- brauchs- stoff- und tions- brauchs-
Ins- Produk- güter' güter II}s- Produk- güter güter

Zeitraum gesamt tions- gesamt tions-

Igüter- produzierendes güter- produzierendes
gewerbe Gew'erbe gewerbe .Gewerbe

-
\Veriindex Volumenindex .

1962 40,0 41,8 39,4 38,3 45,8 45,4 46,9 40,3
1963 46,8 48,5 46,2 45,6 53,6 53,9 54,5 47,7
1964 52,8 52,0 53,1 50,8 59,0 55,S 6i.,7 52,3

- 1965 56,3 57,2 56,1 54,6 61.9 60,8 6<1,4 55,7
1966 63,0 65,8 62,1 61,0 68,1 69,7 68,4 61,4
1967 69,4 74,4 67,5 66,9 75,4 80,5 7';,2 68,2
1968 81,2 82,3 81,0 79,4 89,1 90,7 8H,5 82,5
1969 '98,9 92,8 101,8 97,9 103,3 95,'t 10,',6 98,8
1970 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 103,5 103,5 102,0 112,5 100,0 105,3 9~;,0 109,8
1972 .115,2 118,7 112,3 123,8 109,6 122,4 102,5 116,3
1973 153,7 149,6 156,2 149,5 138,2 142,9 13(;,7 134,0
1974 1847 204,7 179,5 158,7 143,7 147,6 14';.5 127,6
1975 162,2 165,2 162,3 151,6 122,3 127,4 120,4 119,1
1976 204,5 194,2 210,2 198,5 148,4 147,4 148,3 151,1

1971 1. Vj. 108,3 108,2 108,1 109,3 105,2 109,2 103,0 107,4
2.Vj. J06,6 105,9 105,1 117,8 102,9 106,6 9H,2 115,2
3. Vj. 97,9 97,4 97,9 99,2 94,1 98,7 9:.,5 96,4
4. Vj. '101;2 . 102,6 97,0 123,7 97,8 106,5 90,3 120,1

1972 1. Vj. 109,3 115.1 105,5 116,3 104,9 120,1 9(;,9 111,3
2.Vj. 110,6 114,7 106,5 123,8 105,4' 118,9 97,3 117,4
3. Vj. 105,2 111,4 101,4 110,0 99,9 114,7 92,5 103,0
4. Vj. 136,0 133,4 135;7 145,1 128,0 136,1 12<1,3 133,5

1973 1.Vj. 152,0 141,3 157,1 150,2 139,7 141,5 13H,3 136,1
2. Vj. 150,8 141,4 153,7 159,3, 136,4 137,7 134,6 143,5
3. Vj. 149,8 144,9 156,2 122,4 134,3 138,6 13(;,1 110,1
4. Vj. 162,4 171.0 157,8 166,1 142,4 153,7 13(;,6 146,5

1974 ,1. Vj. 188,9 208,8 181,9 175,1 153,9 . 161,6 15;.,7 145,4
2. Vj. 189,7 219,2 179,8 166,5 147,7 157-,5 145,4 133,6
3.Vj. 184,6 213,8 178,5 137,1 139,9 147,1 14,1.,7 108,0
4. Vj. 175,5 176,9 177,8 156,2 133,4 124,3 13H,0 123,3

1975 1. Vj. 161,0 167,8 161,3 138,8 121.4 124,8 121.,7 109,0
2. Vj. 155,7 162,3 153,2 151,7 117,7 125,1 l1'!,O 119,6
3.Vj. 157,6 156,8 162,2 130,0 118,6 122,8 IHI,3 101,8
4. Vj. 174,4 174,1 172,7 185,9 131.5 137,2 126,6 146,0

1976 1. Vj. 187,6 204,8 178,1 197,2 137,6 157,5 12~i,7 152,1
2. Vj. 191,8 204,9 183,3 207,3 139,0 154,4 12H,2 158,6
3.Vj. 235,1 181,9 269,5 172,5 169,7" 135,7 190,2 13Q,5
4. Vj. 203,5 185,4 209,6 217,0 147,5 142,1 14,',1 163,0

f977 1. Vj. 203,3 206,2 202,3 201,4 146,2 161,6 138,9 - 150,2
2. Vj. 200,0 204,0 196,6 210,0 143,0 160,8 133,6 155,6
3Vj.2) 182,9 185,9 183,4 171,9 130,8 147,6 124,2 127,1

1) ·Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer; vor 1970 Gliederung !lach Hauptgruppen der Verarbeitenden In­
dustrie.

1) Vorläufige Ergebnisse.
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Tabelle 30'

Auitragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe 1)

vVertindex 1970 = 100

I Verarbeitendes Gevierbe IGrundstoff- und Produktionsgütergewerbe
Zeitraum

Insgesamt 2) I Inland 2) I Ausland zusammen 2) I Inland 2) I Ausland

1971 93,7 91,9 100,4 71,5 68,7 82,4

1972 92,3 90,2 100,2 76,5 69,4 104,4

1973 116,1 110;7 136,0 130,7 121,9 176,8

1974 129,4 112,8 189,5 170,3 142,9 312,8

1975 117,1 105,3 159,4 109,2 100,0 156,9

1976 126,7 113,0 175,1 117,6 108,4 165,5

1970 1. Vj. 102,4 102,5 102,1 113,4 113,6 ' 112,8

2. Vj. ·104,9 105,5 103,0 109,5 109,3 110,2-

3. Vj. 96,6 96,1 98,3 96,7 96,0 97,0

,4. Vj. 96,0 96,0 96,6 80,4 80,6 80,1

1971 1.Vj. 93,1 91,6 98,4 79,2 77,1 87,6

2. Vj. 98,4 . 96,6 104,6 74,5 70,4 90,6

3. Vj. 91,6 89,1 100,9 69,3 66,1 81,9

4. Vj. 91,8 90,2 97,7 63,0 61,4 69,4

1972 1. Vj. 89,4 87,0 98,1 70,2 66,4 85,2

2. Vj. 95,3 94,2 99,3 17,9 72,6 98,7

3. Vj. 89,0 86,7 97,4 78,1 70,0 110,2

4. Vj. 95,6 92,7 105,9 79,7 68,6 123,3

. 1973 1. Vj. 108,6 105,7 119,6 116,6 110,8 146,9

2. Vj. 121,9 118,9 132,2 133,9 128,3 163,1

3. Vj. 116,9 110,8 139,6 136,2 127,7 180,1

4. Vj._ 117,1 107,4 152,5 136,3 120,8 216,9

1974 1. Vj. 125,5 110,6 179,4 165,0 140,1 294,8

2. Vj. 138,2 122,7 194,5 187,3 IGO,l 328,9

3. Vj. 131,1 112,1 199,9 182,6 149,3 356,0

4. Vj. 122,9 105,7 184,4 146,3 122,2 271,4

1975 1. Vj. 111,4 95,9 167,0 120,5 106,9 190,9

2. Vj. 118,1 106,2 160,5 109,6 101,3 152,7

3. Vj. 118,0 108,3 152,9 104,8 97,2 144,7
.

4. Vj. 120,9 110,7 157,3 102,0 94,7 139,8

1976 1. Vj. 124,6 113,0 166,1 116,8 111,0 146,7

2.Vj. 132,6 120,6 175,3 127,3 117,0 181,3

3. Vj. 126,0 110,7 179,4 123,1 111,7 182,3

4. Vj. 123,8 107,7 179,7 103,2 93,9 151,8

1977 1. Vj. 122,2 104,6 183,5 106,0 . 92,1 178,1

2. Vj. 130,5 112,7 192,2 112,7 97,4 191,1

. 3. Vj. 3) 121,2 103,2 183,9 107,2 94,1 175,2

1) Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe.
2) Ohne Umsatzsteuer.
3) Vorläufige Ergebnisse.
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Tabe 11 e 31"

" Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

a) Insgesamt

MioDM

Verarbeitendes Gewerbe

Gmndstoff-
InvestitiOns-I Verbrauchs- I Nahrungs-Zeitraum Insgesamt Bergbau und Pro-

güter güter und Genuß-zusammen duktions-
mittel-güter-

gewerbegewerbe produzierendes Gewerbe

1950 80395 4573 75822 22459 18348 20139 14875
1951 109908 "5776 104133 33372 26531 26520 17 ';i08
1952 119392 6908 112484 36821 31783 25013 18867
1953 126162 7321 118841 36928 34147- 27108. 20658
1954 140943 7718 133225 42197 39630 29055 22343
1955

2)
i66511 8464 158048 51313 49496 32713 24526

1956 185646 9452 176"194 56417 55471 36282 28023
-

300601957 199551 10186 189365 59639 60634 39032
1958 205069 9577 195493 59990 65253 38726 31523
1959 223656 9400 214256 67414 72168 41492 33182
1960 266373 11 374 254999 81585 876i8 48459 37277
1961 287018 11011 276007 85200 98294 52347 40166
1962 304028 11123 292906 87207 105652 56288 43759
1963 315309 11 702 303608 89446 110405 57908 45-848
1964 346804 11 026 335779 100931 121660 63656 49531
1965 " 374612 10606 364006 108161 132714 69718 53413
1966 388029 10099 377 930 111592 138685 72 355 5529.9
1967 380659 9473 371186 111178 133020 69012 57976
1968 405599 9565 396034 122041 141806 73118 59070
1969 470537 10080 460457 141 145 173 Tl2 82724 62815
1970 518410 11656 506753 154859 198801 87067 66026
1971 551544 12092 539451 157739 215938 94663 71111
1972 583961 12196 571 765 - 165282 228170 102789 75524
1973 653936 13373 640'563 193556 253027 110265 837i5
1974 - 735902 18512 . 71'i' 389 241730 270151 . 116969 88539
1975 719795 17654 702141 215823 279667 113868 92783-
1976 804209 19363 784846 242470 315585 125208 101583

1974 1. Vj. 175790 4377 171413 57155 63720 29315 21223
2. Vj. 185620 4344 181276 62613 67700 28759 22204

.3. Vj. 183165 4646 '178518 62618 65246 28782 21872
4. Vj. 191327 5144 186182 59344 73485 30113 23240

1975 1. Vj. 171842 4977 166864 53869 62413 28365 22217
2. Vj. 178068 4259 173809 53880 69771 27137 23021
3. Vj. 175'235 3786 171450 - 52855 67491 27842 23262
4. Vj. 194650 -" -4632 190017 55220 79991 30524 24282

1976 1. Vj. 189541 4469 185072 57474 72473 31042 24083
2. Vj. 199451 4612 194839 61555 78212 29836 25236
3. Vj. 197739 4887 192851 61-738 74645 30932 25536
4. Vj. 217479 5394 212085 61703 90255 33399 26729

1977 1. Vj. 225489 5499 219990 69482 87307 35301 27901
2. Vj. 230504 5313 225191 7-1159 90953 33285 29794 I

I-

1) Umsatz aus eigener Erieugung (Fakture:rrwerte); ab 1968 ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach hauptbete.iligten Hauptgruppen; .
bis 1969 Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten, ab 1970 mit 20 und mehr BeSchäftig~en.

2) Ohne Saarland und Berlin.
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Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

b) Inland

MioDM

Drucksache:8/1221

no C h Tabelle 31'

Verarbeitendes Gewerbe

Grundstoff- InvestitiOn~-1 Verbrauchs- Nahrungs-Zeitraum Insgesamt Bergbau und Pro-
zu!Oammen duktions-

güter güter und Genuß-
mittel-

- güter-
gevrerbegewerbe produzierendes Gewerbe

1953 1 110894 5729 105 166 32617 26591 25"482 20416
1954 122424 6014 116410 36985 30353 26958 22113
1955

}"
144717 6790 131927 45148 38234 30297 24247

1956 159570 7639 151931 48594 42030 33668 27638
1957 169 166 8293 160873 50518 44475 36241 29633
1958 I 174201 1757 166445 51186 48143 36064 31052
1959 J 189904 7689 182215 57447 53595 38525 32641
1960 225616 9142 216474 69191 65721 44887 36616
1961 " 244016

-
8834 235182 72372 74643 48676 39491

1962 259081 8947 250134 74150 804t7 52461 43045
1963 266359 9398 256961 15379 82946 53620 45015
1964 292161 8833 283334 85370 90743 58643 48578
1965 315772 8426 307346 90772 90719 64413 52382
1966 312720 8026 313694 91897 101177 66390 54229
1967 309301 7494 301807 88935 93655 62553 56665
1968 325238 7458 311780 98342 96190 6566.4 57584
1969 3t7 570 8051 369518 113945 120 t71 73786 61016
1970 416978 9266 407711 124821 140953 77 748 64189
1971 442223 9529 432694 " 126536 152 964 84428 69066
1972 465298 9684 455613 131601 159102 91707 73203
1973 511 627 10541 501086 151272 172 073 97043 80698
1974 5;56039 14150 541888 179007 It7 139 101451 84291
1975 548226 13466 534759 164115 182642 99630 88372
1976 606479 15345 591134 184557 202450 107621 96506

1974 1. Vj. 132886 3398 129489 42425 41519 25254 20291
2. Vj. 140116 3299 136817 46519 44359 24794 21145
3. Vj. 138 87~ 3492 135381 46242 43348 24977 20814
4. Vj. 144163 3961 140200 43820 41913 26426 22041

1975 1. Vj. 130607 3733 126873 40117 40761 24814 21181
2.Vj. 135144 3234 131909 41047 45128 23757 21977
3. Vj. 134950 2928 132024 40799 "44750 24340 22135
4. Vj. 147·526 3572 143953 42154 52002 . 26719 23078

1976 1. Vj. 143769 3622 140147 43203 47327 26164 22853
2. Vj. 150608 3630 146978 46972 50471 25556 23979 "
3. Vj: 149539 3780 145158 41342 47620 25517 24279
4. Vj. 162564 4312 158252 47040 57032 28785 25396

1977 1. Vj. 170880 4705 166175 53581 56164 30251 26173
2. Vj. 174154 4352 169802 54763 58669 28512 27858

1) Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte) ; ab 1968 ohne Cmsatzsteuer. Gliederung nach hauptbeteiligt;!n Hauptgruppen;
bis 1969 Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten, ab 1910 mit 20 und mehr Beschäftigten.

2) Ohne Saarland und BerEn.
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no c h Tabelle 31*

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

lJmsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

c) Ausland

MioDM

- Verarbeitendes Gewerbe

Grundstoff- Investitions-I Verbrauchs- Kahrungs-Zeitraum Insgesamt Bergbau und Pro- güter güter und Genuß-
zusammen duktions- mittel-güter- gewerbegewerbe produzierendes Gewerbe

1953 15268 1593 13675 4312 7556 1626 182
1954 18519 1704 161316 5212 9277 2096 230
1955 21795 1674 20121 6165 11262 2416 279
1956 2) 26076 1813 24263 7823 13440 2614 385
1957 30385 1893 28492 9122 -16159 2784 427
1958 30868 1820 29048 8804 17110 2662 472
1959 33752 .1711 32041 9967 18573 2966 535
1960 40757 2232 38525 12395. 21957 3572 601
1961 43003 "2177 40826 12828 23651 3672 . 675"

1962 44947 2176 42772 13057 25175 3827 713
1963 48950 2303 46647 14068 27458 4288, 833
1964 54'637 2192 52445 15561

"

30917 5013 953
1965 58840 2180 56660 17 389 32935 5305 1031
1966 66309 2074 64236 19694 37508 5964 1069
1967 71358 1979 69379 22243 39366 6459 1311
1968 80361 2107 78254 13699 45616 7454 1485
1969 92967 2028 90939 27201 53001 8938 1799
1970 101432 2390 99042 30038 57848 9319 1837
1971. 109321 2563 1067S7 31203 63274 10235 - 2045
1972 < 118663 2512 116152 33681 69068 11 082 2321
1973 142309 2832 139477 42284 80954 13222 3017
1974 179,863 4362 175501 62723 93012 15518 4248
1975 171569 4188 -167382 51708 97025 14238 - 4411
1976 197730 4018 193712 57913 113135 17 587 5077

1974 1. Vj. 42904 979 41924. 14730 22201 4061 932
2. Vj. 45504 1045 44459. 16094 23341 3965 1059
3. Vj. 44290 1154 43137 16376 21898 3805 1058
4. Vj. 47164 1183 45982 15524 25572 3687 1199.

1975 1. Vj. 41235 1244 39991 13752 21652 3551 1036
2. Vj. 42924 1025 41900 12833 24643 3380 1044
3.Vj. 40285 858 39426 12056 .22741 3502 1127
4. Vj. 47124 1060 46064 13066 27989 3805 1204

-
1976 1. Vj. 457[2 847 44925 14271 25146 4278 1230

2. Vj. 48843 982 47861 14583 '27741 4280 1257
3. Vj. 48200 1107 47093 14396 '27025 4415 1257
4. Vj. 54915 1082 53833 14663 33223 4614 1333

1977 1. Vj. . 54608 793 53815 15895 31143 5050 1728
2. Vj. 56351 961 55390 16396 32284 4773 1936

1) Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte) ; ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach hauptbeteiligten Hauptgruppen; bis 1969
Betriebe mit 10 und mehr Beschäitigten, ab 1970 mit 20 und mehr Beschäftigten.

2) Ohne Saarland und Berlin.
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Indexder Produktion für das Produzierende Gewerbe 1)

1910 = 100

Drucksache 8/1221

T a b'e 11 e 32·

Index der Nettoproduktion 2)
Index der

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe Brutto-

Verarbeitendes Gewerbe
produktion 4)

-
Grund-

Nah-Zeitraum Insge- stoff- Investi- Ver- rungs-
samt S) zusam- Berg- und tions- brauchs- und IEvesti- Ver-

men bau zusam- Produk- güter güter Genuß- tions- brauChs-men. tions- mittel- güter S) güter S)güter-
ge- produzierendes ge-

werbe Gev/erbe werbe

1962 66,2 66,6 ·106,7 65,0 58,9 64,2 72,8 72,2 68,6 66,5
1963 68,5 68,7 108,1 67,2 61,1 66,5 74,2 75,7 69,3 69,6
1964 73,9 74,1 10El,9 72,7 68,7 71,1 78,9 79,9 73,0 74,8

-
1965 77,7 78,0 104,4 77,0 72,3 75,9 83,8 83,2 76,9 80,0.
1966 78,7 78,8 99,5 78,0 74,3 76,0 84,4 - 85,9 78,0 79,9
1967 76,5 76,5 92,0 75,9 75,6 71,4 80,1 88,1 73,7 74,7-
1968 83,6 83,7 90,7 83,4 '85,3 77,9 87,7 92,1 78,2 83,3
1969 94,4 94,6 93,3 94,6 95,6 92,9 97,2 97,1 91,0· 95,1_
1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 101,6 101,1 99,S 101,1 100,5 99,1 104,0 104,7 100,9 102;4
1972 106,2 104,9 95,7 105,2 105,7 101,9 110,6 106,9 104,7 106,8
1973 112,8 111,8 94,4 112,3 116,0 109,9 113,5 110,6 D8,7 110,7
1974 110,5 " 109,6 93,7 110,1 115,4 106,5 1O~,5 112,1 137,3 102,9
1975 103,6 1"02,8 89,0 103,3 101,1 101,9 103,0 112,8 103,5 100,1
1976 110,7 110,1 86,6 110,9 111,5 109,0 110,2 116,7 105,8 109,6

1973 1. Vj. 108,1 108,2 101,6 108,4 110,9 106,4 113,2 102,1 1~)3,3 114,2
2. Vj. 119,1 117,6 92,6 118,4 121,5 116,8 120,0 114,2 114,3 117,1
3. Vj. 106,0 103,9 87,0 104,4 114.0 97,7 103,0 107,0 97,9 96,1
4. Vj. 118,6 118,0 96,3 118,7 118,0 119,5 118,8 117,6 120,4 115,1

. 1974 1. Vj. 109,2 109,2 98,6 109,5 114,9- 106,8 109,8 105,9 103,3 106,8
2. Vj. 119,1 118,1 92,4 119,0 124,9 116,1 117,4 117,2 115,3 111,0
3. Vj. 102,6 101,2 86,6 101,7 113,2 94,S 96,9 106,6 96,5 89,8
4. Vj. 111,7 110,5 97,4 110,9 109,0 " 109,9 111,4 117,6 115,4 105,3

1975 1. Vj. 101.4 101,2 96,6 101,3 - 99,9 98,7 103,9 109,4 B7,9 100,1
2.Vj. 106,8 106,1 89,7 106,6 103,5 107,7 104,1 - "113,9 108,2 102,3

- 3. Vj. 95,3 94,2 80,1 94,6 95,9 90,8 .92,6 107,4 B3,9 88,0
4. Vj. 111,1 110,1 89,9 110,7 105,2 . 111,4 112,1 119,0 1l4,6 110,7

1976 1. Vj.
-

105,8 106,0 89,1- 106,5 106,3 10~,4 107,9 108,5 100,1 , 110,2
2. Vj. 116,8 116,1 83,9 117,1 118,6 116,3 114,3 120,2 112,9 113,5
3.Vj. 103,5 102,2 80,8 102,9 109,7- 96,2 100,5 113,0 B3,9 - 97,2
4. Vj. 117,1 116,7 91,8 117,5 111,6 119,1 118,7 123,3 1:l7,0 118,2

1977 1. Vj. i11,5 112,2 91,7 112,8 111,5 113,7 114,3 110,7 102,9 121,0

- 2. Vj. 119,9 119,3 77,9 120,6 118,8 122,3 119,4 120,9 114,4 121,4
3. Vj. 6) 103,8 -102,6 - 77,6 103,4 107,2 100,1 98,8 112,4 97,7 100,6

1) Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt.
2) Vor 1969 Gliederung nach Hauptgruppen der Industrie.
3) Einschließlich Elektrizitäts- und Gasversorgung sowie Bimge";erbe (ohne Ausbaugewerbe).
A) Die Zuteilung von Personenkraftwagen und Ko!Ubina~ionskraftwagenzum jeweiligen Güterbereich erfolgt annäherungswe,ise

mich der Zulassungsstatistik für Kraftfahrzeuge.
") Hauptsädllich Enderzeugnisse, nadl ihrer vonviegenden Verwendung gruppiert.
6) Vorläufige Ergebnisse.
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Tab elle 33'

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

. Beschäftigte im Bergbau und

in

Ver

Insgesamt Bergbau

Zeitraum zusammen

Be- Arbeiter Be-' Arbeiter Be- Arbeiterschäftigte, sc.häftigte schäftigte

1950 4191 4054 511 528 4226 3526

1951 5332 4509 593 548 4139 3961

1952 5518 4633 614 568 4903 4066

1953 5151 4814 643 591 5108 4222

1954 6062 5010 642 588 5420 4482

1955
2)

6516 5498 644 581 5932 4!HO

1956 6991 5820 653 594 6338 5226

1951 1221 5984 668 606 6553 5318

1958 1213 5919 657 593 6616 5385

1959 1301 5949 613 549 6688 5400

1960 8081 6545 616 541 1465 5998

1961 8316 6614 586 517 1130 6157

1962 8339 6'623 549 481 7790 6141

1963 8264 6500 517 45.2 7747 6049

1964 8301 6491 497 432 7804 6059

1965 8460 6578 474 410 7986 6168
-

.1966 8385 6452 435 373 7949 6079

1967 7843 5927 378 321 7465 5606

1968 7899 5·967 331 285 7562 5682

1969 8308 6284 318 266 7991 6018

1970 8384 6296 -310 259 8075 6037

1971 8320 6170 306 254 8014 5916

1972 8129 5964 282 233 7847 5131

1973 8159 5954 261 214 7899 5741

1974 7943 5738- 252 206 7691 5531

1915 7430 - 5289 254 208 7176 5082

1976 7250 5111 246 200 7004 4971

1975 1. Vi. 7579 5410 254 208 7326 5203

2. Vi. 7454 5308 254 208 7200 5100

3.Vj. 7385 5255 255 208 7131 5046

4. Vi. 7300 5184 253 206 7047 4978

1976 1. Vi. 7207- 5123 248 202 6959 4921

2. Vj. 7223 5148 246 201 6916 4947

3.Vj. 7284 5208 246 200 7038 5008

4. Vj. 7287 5206 244 199 7043 5008

1977 1. Vj. 1254 54-27 242 196 7012 5230

2. Vi. 7237 5150 239 194 6998 4955

1} Gliederung nadl hauptbeteiligten Hauptgruppen; bis 1969 Betriebe mit lOUnd' mehr Besdläftigten, ab 1970 mit 20 und mehr Be­
sdläftigten.

2) Ohne Saarland und Berlin.
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Tab elle 33'

arbeitendes Gewerbe

Grundstoff- und Investitionsgüter I Verbrauchsgüter Nahrungs- und
Produktionsgüter- Genußmittel- Zeitraumgewerbe produzierendes Gewerbe gewerbe" -

Be- I Arbeiter Be- I Arbeiter r Be- I Arbeiter Be- I Arbeiterschäftigte - sdläftigte schäftigte schäftigte

1095 915 1451 1186 1336 1160 338 226 1950

1202 1004 1619 1312 1501 1303 351 282 1951

1243 1030 i 116 1440 > 1508 1302 316 294 1952

1248 1029 1866 1503 1605 1386 389 304 1953

1313 1080 2020 1631 1684 1451 403 314 1954

1422 1170 2302 -1867 1787 1545 421 328 1955
2)

1496 1225 2522 2035 1879 1622 442 344 1956

1538 1254 2650 2126 1906 1642 -458 356 1957

1539 1243 2722 2168 1888 1614 467 360 1958

1564 1256 2793 2205 1864 1583 467 356 1959

1722 1379 3232 2536 2005 1699 506 384 1960

1784 1416 3398 2641 2033 1113 514 381 1961

1111 1390 3462 2659 2033 1102 524 391 1962

1150 1358 3454 2623 2015 1618 528 390 1963

1110 1366 3508 2648 2006 1663 522 382 1964

1804 1384 3629 2 726 2032 1680 520 319 1965

1111 1339 3611 2683 2040 1619 521- 319 1966

1610 1231 3385 2461 1902 1544 501 364 1961

1682 1243 3466 2530 1908 1549 505 359- 1968

1750 1288 3141 2150 1990 1619 510 361 1969

1793 1309 3857 2823 1922 1553 503 352 1970

1761 1213 3855 2780 1889 -1514 503 349 1911

1124 1228 3762 2675 1866 1486 495 342 1912

1730 1228 3836 2120 1839 1455 494 338 1973

1700 1196 3799 2670 1713 1340 479 325 1974

1608 1111 3543 2446 1574 1220 451 305 1975

1564 1081 3468- 2398 1534 1196 438 297 1976

1633 1132 3627 2513 1612 1252 454 306 1975 1. Vi.

1617 1120 3554 2454 1581 1225 448 301 2. Vi.

1601 1107 3514 2422 1561 1208 455 309 3. Vi.

1579 1087 3478 2394 1542 1193 448 304 4. Vj.

1549 1066 3446 2374 1529 1187 435 _ 294 1976 1. Vj.

1562 1080 3451 2384 1530 1192 433 292 2. Vj.

1575 1092 3482 2412 1538 1201 443 303 3.Vj.

1570 1085 3493 2421 1539 1202 440 300 4. Vj.

1545 1059 3499 2689 1530 1191 438 291 1911 1. Vj.

1549 1064 3486 2413 1524 1187 439 292 2. Vj.

1) Gliederung nach hauptbeteiligten Hauptgruppen; bis 1969 Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten, ab 1970 mft-20 und mehr Be­
schäftigten.

2) Ohne Saarland und Berlin.
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Tab e 11 e 34'
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Geleis,tete' Arbeiterstunden im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

Mio

Verarbeitendes Gewerbe

yrundstoff- Investitions-I Verbraums- Kahrungs-
Zeitraum Insgesamt Bergbau und Pro- güter güter und

zusammen duktions- Genuß-
güter- produzierendes mittel-

gewerbe Gewerbe gewerbe
-

1950 9240 1152 8088 2146 2723 2594 624

1951 10218 1204
-

9014 2348 3156 2851 659

1952 10501 1203 9273 23f)8 3317 2861 695
,

23881953 10885 1258 9627 3433 3085 721

1954 - - 11516 1218 10298 2541 - 3777 3234 7462)
1955 12484 1213 11271 - 2738 4319 3436 778

1956 12952 1218 11 734 2809 4557 3560 807
-

1957 12624 1188 11436 2714 - 4478 3430 813-
-

1958 12377 1134 11242 2624 4545 3272 801

1959 12231 1014 11 217 2654 4558 3221 - 783

1960 13393 1026 . 12368 2900 5230 3407 831

1961 13403 962 12441 "2923 5352 3345 821

1962 12998 889 12109 2802 5219 3269 819

1963 12579 833 11746 .2713 5070 3154 810

1964 12609 795 11814 2758 5133 3130 793

1965 12654 738 11916 2764· 5250 3123 779
-

1966 12221 656 11565 2632 5090 3071 772

1967 10986 545 10441 2391 4521 2787 - 742

1968 11322 497 10826 2444 4792 2860 7;30

1969 11946 465 11481 2546 5247 2960 728

1970 11906 441 11465 2557 5382 2811 715

1971 11395 .423 10973 2416 5136 2717 704-

1972 10898 372 10526 2320 ·4870 2655 681

1973 10839 346 . 10492 2315 4947 2560 670

.1974 10162 340 9821 2196 4679 2311 635
-

1975· 9077 335 8742 1918 4161 2069 594

1976 9151 - 318 8833 1933 4222 2095 582
-

1975 1. Vj. 2294 86 2207 485 1049 527 146

2. Vj. 2286 84 2202 486 1054 517 145

3. Vj. 2195 82 2112 468 999 495 150
-

10594. Vj. 2300 82 2220 479 529 153

1976 1. Vj. - 2287 82 2205 477 1054 531 143
-

2. Vj. 2280 77 2203 484 1057 521 . 141

3. Vj. 2220 79 2141 479 1011 504 148

4. Vj. 2365 81 2284 ·493 1099 540 . 151
-

1977 1. Vj. 2307 80 2227 473 1085 - 530 138

2. Vj. 2237 70 2167 468 .. 1050 512 137

- .

1) Gliederung nadl'hauptbeteiligten Hauptgruppen; bis 1969 Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten. ab 1970 mit 20 und mehr Be-
s&äftigten. .

J) Ohne Saarland und Berlin.
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Tab e 11 e 35·

Produktionsergebnis je Beschäftigtenstunde im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

1910 = 100

Verarbeitendes Gevlerbe

Grundstoff- InVeStitions-] Verbrauch:;- Nahrungs-
Zeitraum Insgesamt Bergbau und Pro- . güter güter und

zusammen duktions- Genuß-
güter- produzierendes mittel-

gewerbe Gewerbe; gewerbe

1962 66,0 56,9 66,S 57,2 71,2 68,2 68,4

1963 69,7 61,4 69,9 60,7 74,8 71,4 71,6-

1964 75,1 64,6 75,6 67,4 79,4 76,9 77,3

1965 78,5 66,3 79,1 70,2 82,1 82,0 81,8

1966 81,1 70,0 81,6 14,7 84,0 83,3 84,9

1967 85,8 76,5 86,1 82,2 86,7 85,4 89,1

1968 90,8 81,9 91,1 - 90,7 89,6 90,8 93,1

1969 97,0 89,3 97,2 96,7 96,9 97,3 98,2

1970 100 100 100 100 100 100 100

1971 104,9 105,8 104,9 105,4 103,0 106,8 106,4
-

1972 112,0 108,6· 112,1 114,4 109,8 114,5 111,1

1973 119,3 114,5 119,6 124,6 116,0 120,9 116,5

1974 123,3 115,1 123,7 129,1 117,8 126,6 123,6

1975 , 127,1 108,5 128,0 126,4 124,5 133,4 132,1

1976 137,7 116,7 138,4 138,8 133,3 146,2 140,3.

1972 1. Vj. .106,9 107,5 106,9 108,2 105,4 110,6 105,8

2. Vj.- - 111,9 107,1 112,1 114,5 110,2 112,9 111,3

3.Vj. 111,9 105,7 112,3 116,6 107,1 114,3 110,0

4. Vj. 116,9 115,4 117,1 116,5 116,1 120,6 11.6,3
- -

1973 l.Vj. 115,3 117,2 115,3 119,3 113,0 118,8 110,6

2. Vj. 119,6 112,6 119,9 126,2 116,2 120,9 117,1

3. Vj. 119,2 110,6 119,4 126,9 112,7 120,5 117,0
-4. Vj. 122,9 118,5 123,2 124,3 121,9 124,8 120,7

1974 1. Vj. 120,0 117,8 120,3 126,4 115,0 124,5 117,6

-124,7
-

2. Vj. 115,8 125,1 133,2 118,4 127,6 123,0

3. Vj. 124,3 110,8 124,8 133,1
-

116,5 125,3 124,4

4.yj. 1240,S 117,0 ·124,1 122,7 121,9 129,4 128,6

1975 1. Vj. lz'I,5 113,1 121,7 121,8 116,9 129,1 125,3

2. Vj. 126,3 107,8 127,0 125,2 124,7 130,7 130,1

3. Vj. 126,4 102,2 127,4 127,3 121,1 132,7 131,9

4. Vj. 134,2 111,8 135,1 131,0 133,3 141,4 139,3

1976 1. Vj. 132,8 117,8 133,3 133;8 129,3 141,4 132,9

2. Vj. 139,0 114,0 139,6 142,9 134,6 145,0 140,3

3. Vj. 131,1 112,5 131,8 142,3 128,4 144,9 140,5
- 4. Vj. 142,0 122,2 142,6 136,0 140,5 153,4- 146,.7

19771. Vj. 140,5 122,3 141,1 141,4 137,0 151,8 143,6

2. Vj. 145,5 l1L1,3 146,1 147,2 141,9 153,8 149,2

- -
-

1) Vor 1976 Gliederung nach Hauptgruppen der Industrie.
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Tab elle 36*
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Baugenebnrlgungen

Genehmigungen für Hochbauten 1) -

- umbauter Raum 2) veranschlagte reine Baukosten 3)

Nichf"iohnbauten Nichtwohnbauten Offent-
Unter- Unter- liehe

Zeitraum nehmen, nehmen, Aufträge
ins- Wohn- freie. Gebiets- ins- \"lohn- freie Gebiets- für Tief-

gesamt bauten Berufe, körper- gesamt bauten Berufe, körper- bauten
private schaften 4) private schaften 4)
Haus- Haus-
halte . halte

1000 cbm MioDM 1970=100

-
1950 . 140665 . . 5243

1951 139448 . 5337 ·
1952 230108 135652 94456 9693 6216 3478 ·
1953 245968 163649 82~19 11370 7860 3510 ·
1954 282134 185592 96542 13375 9062 4313

1955
5)

309971 195519 114452 15488 10063 5425

1956 304198 180298 123900 - 16129 ·10061 6060

1957 286391 174078 88877 23436 16404 10459 38n 2068

1958 311254 193297 89514 28443 19208 . 12386 4209 2612

1959 - 343689 210904 103353 29432 22136 14321 4940 2875

1960 392427 234427 124073 33927 27491 17253 6624 3614

1961 422657 c 248592 135029 39046 31685 19851 .7.527 4307

1962 427301 253459 133795 40047 34675 22176 7445 5055 57,5

1963 383726 229774 113144 40808 34189 21.836 6768 5586 60,4

1964 429635 246181 136895 46559 40738 25397 8676 6665 63,0

1965 441163 259257 134819 47087 44879 28534 9140 7205 70,7

1966 421309 245143 135531 40635 44680 28555 9617 6508 65,1

1967 378533 219319 119593 39621 41483 26062 8898 6523 70,4 .

1968 400265 ' 226408 131122 42736 43187 27031 9351 6805 85,9

1969 470178 242236 183995 43947 49521 29541 12992 6988 102,3

1970 497264 266573 182286 48405 59058 35529 14874 8655 100

1971 542783 313124 178438 50815 73588 47011 16620 9957 88,0

1972 567237 343057 176569 47611 87234 57221 19'421 10592 107,9

1973 520450 303315 171 785 45350 85939 55732 19362 10846 111,0

1974 388207 209250 122615 56342 72217 41964 15128 15125 125,8

1975 384504 190694 139608 54201 7427i 40482 18371 15418 127,5

1976 374090 210227 127063 36800 72857 46338 161't2 10347 125,6
-

1976 1. Vj. 90941 50117 30492 10332 18001 10960 4380 2655 90,2

2. Vj. 101189 59724 32819 8646 19606 .13196 4110 2300 117,8

3. Vj. 96963 54646 32566 9751 18944 12087 4013 2844 153,8

4. Vj. . 83052 45245 29135 8672 16164 10041 3606 2517 140,5

1977 1. Vj. 71840 41683 23494 6663 144&2 9391 3047 2044 82,7

2. Vj. 92062 54123 30629 7310 18175 12288 3756 2131 143,1

3. Vj. 96781 56827 32467 7488 19479 12995' 4245 2239 165,7

1) Die Vierteljahreszahlenumfassen, da die Meldungen der Baugenehmigungsbehörden teilweise nkht termingerecht eingehen,
nicht immer alle Baugenehmigungen des Berichtsvierteljahres.

2) Ab 1963 nur Xeu- und \Viederaufbau (einschließlich Umbau ganzer Gebäude).
3) Alle Baumaßnahmen..
4) EinschließliciL privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.
5) Ohne Saarland und Berlin.
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Tab e 11 e 37*

Auftragseing~ng und Auitragsbestand im Bauhauptgewerbe

Wertindex 1971 = 100

Hoehbau Tiefbau

sonstiger Hochbau sonstiger Tiefbau

Zeitraum Ins- Woh-
private 1) Igesamt zusam- äffent- zusam- Straßen- darunter

men nungs- liehe 2) men bau zusam- äffent-
bau. IT.en licher

Auftraggeber Tiefbau 2)

- Auftragseingang

1972 104,9 109,6 121,4 100,7 99,9 97,1 98,1 96,S 100,7
1973 100,7 101,6 99,0 100,1 110,1 99,2 102,6 97,3 100,3
1974 90,1 86,0 75,1 79,7 121,4 97,0 104,7 92,4 99,8
1975 96,2 90,9 78,5 93,2. 114,3 105,1 107,8 103,4 11~,8

1976 90,3 87,4 83,2 87,8 95,4 95,2 106,2 88,7 95,3

1974 1. Vj. 75,6 78,9 71,8 79,9
.

92,8 70,1 64,7 ,'3,2 71,3
2. Vj. 103,2 96,6 93,5 89,8 115,7 114,1 12§,3 107,5· 121,6
3. Vj. 98,6 87,7 73,2 75,9 141,6 116,6 136,5 104,7 112,0
4.Vt 82,8 80,4 61,7 73,1 135,3 86,9 92,0 83,9 93,9

1975 1. Vj. 78,3 76,9 64,2 84,2 91,7 80,6 68,8 87,7 92,2

- 2.Vj. 110,4 100,2 86,3 101,1 129,3 127,5 132,3 124,6 130,7
.. 3. Vj. 103,1 97,5 82,2 105,6 116,3 112,3 134,7 99,0 107,7

4. Vj. 93,1 89,1 81,4 . 81,8 119,8 99,8 95,5 102,3 116,6

1976 .1. Vj. 80,0 82,8 84,1 17,4 89,7 75,2 64,1 81,8 . 87,4
2. Vj. 99,0 96,6 92,1 . 102,9 94,5 103,0 119,5 93,2 98,7 -

3. Vj. 96,2 86,4 . 83,7 85,4 94,0 112,6 142,4 94,9 104,7
4. Vj.

- 86,0 83,6 72,8 85,6 103,5 90,1 98,9 E:4,9 90,4

1977 1.Vj. 82.0 82,3 89,3 81,6 68,3 81,4 78,9 82,9 79,7
2. Vj. 8) 113,5 103,8 113,7 ·93,2 101,9 130,4 162,3 111,5 119,0

Auftragsbestand

1972 105,0 110,8 126,4 . 101,1 93,8 93,8 98,8 !!l,0 88,1
1973 104,7 107,6 115,2 103,3 98,6 99,3 108,0 94,5 92,6
1974 . 89,9 83,8 70,3 85,7 107,2 101,8 119,2 92,0 96,7
1975 88,9 83,3 64,9 92,0 106,8 99,6 110,0 93,8 100,7
1976 .. 89,5 84,3 76,0 92,1 89,5 99,6 101,0 98,8 105,8

1974 Mär 90,1 86,7 - 79,3 83,6 104,9 96,7 109,5 89,6 89,9
Jun 92,9 86,6 72,7 89,9 108,8 105,1 123,4 94,8 100,1
Sep 91,7 83,3 66,9 89,9 105,7 108,2 131,6 95,1 100,7
Dez 84,9 78,7 62,1 79,3 109,5 97,0 112,2 !l8,S 96,0-

1975 Mär 86,3 80,1 57,3 88,9 111,7 98,4 110,9 91,5 98,0
Jun 93,1 86,2 66,8 96,2 109,6 106,5 119,6 99,1 103,2
Sep 89,0 84,3 66,8 95,4 103,0 98,1 111,7 90,5 97,3
Dez 87,0 82,7 68,8 87,6 102,9 95,2 97,6 93,9 104,1

1976 Mär 94,2 . 88,2 74,7 95,8 103,6 106,0 100,8 108,9 117,9
Jun 94,7 89,6 84,7 97,1 88,9 104,6 105,5 104,1 108.7
Sep 88,6 83,5 76,2 91,4 86,7 98,5 104,6 95,1 i02,2
Dez 80,3 75,7 68,2 84,1 78,9 89,2 92,9 87,2 94,3

1977 Mär 81,7 75,5 68,3 86,1 74,9 94,5 101,8 90,5 96,0
Jun 8) 84,4 75,3 71,1 81,6 74,7 102,9 119,5 93,2 101,0

1) Gewerblicher U..lld industrieller Bau für Unternehmen (einsc.'l1ießlich Bundesbahn und Bundespost), landwirtschaftlicher Bau.
2) Gebietskörpersü.'laften, Organisationen ohne E!\',erbscharakter, sonstige öffentliche Auftraggeber.
3) Vorläufige Ergebnisse.
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Tabelle 38" -

Umsatz, Beschäitigung und Produktion im Bauhauptgewerbe 1)

Umsatz 2)

landwirt- Be- Geleistete Netto-

"Wohnungs- schaftlicher öffentlicher
schäftigte 3) Arbeits- produktions-

Zeitraum insgesamt und stunden 4) index 5)bau und gewerb- VerkehrsbaulicherBau

MioD:Y1 1000 Mio 1970 = 100

1950 6182 913 1811

1951 _ 7 783 922 1862

1952 9237 945 1899

1953 10690 - 1051 .2179

1954 11 722 5470 2827 3424 1095 2262

1955
~)

14172 6236 3582 4354 1209 2498
".

1956 15638 6695 4026 4918 1217 2551

1957 15978 6811 4078 5089 1201 2379

1958 17172 7366 4101 - 5705 1206 2340

1959 21057 8479 4969 7609 1287 2494

1960 25018 9706 6411 8882 1406 2604

1961 28650 10860 7212 10564 1447 2668

1962 33359 12149 7665 13532 1526 2706 76,0

1963 36420 13016 7738 15654 1604 2660 76,7

1964 42617 15097 8872 18649 1643 2908 84,9

1965 44375 15906 9717 18753 1643 2800 86,4

1966 46878 - 16896 10312 19670 1619 2793 87,2

1967 44329 16414 8921 18994 1467 2475 82,9

1968 28417 10391 6317 11 709 1487 2472 86,7

1969 42751 .15069 9816 17866 " 1505 2440 94,8

1970 55229 18232 13441 23556 1529 ·2526 100

1971 67034 23196 17428 26410 1544 2554 103,0

1972 74040 28094 18165 27782 1533 2524 .110,3

1973 77 339 29912 19401 28026 1508 -2352 111,6

1974 75356 27209 18013 30134 1352 2070 104,1·

1975 72248 24218 17120 30909 1211 1830 92,4

1976 75089 25705" 18863 30522 1192 1783. 95,2

1976 1. Vj. 13581 4576 3587 5418 1136 342 75,7

2. Vj. 16572 5841 4378 6354 1,205 491 109,3

3. Vj. 18745 6281 4855 7610 1225 -487 . 99,5

4. Vj. 26190 9007 6043 11 141 1202 ~63 97,1

1977 1. Vj. 12974 4856 3485 4633 1099 362 79,6

2. Vj. 16904 6373 4610 5922 1133 456 110,5

. - --
1) Nur Betriebe des Hoch-, Tief- und Spezialbaus, des Stukkateur- und Gipsergewerbes sowie der Zimmerei und DadJ.deckerei.
2) Nur baugewerblimer Gmsatz. Ab 1968 ohne Umsatzsteuer; bis 1957 vorwiegend Zahlu..'lgseingang, ab 1968 vorwiegend verein-

barte Entgelte. .
3) Bis 1976 ohne, ab 19t7 einschließlich der unbezahlt mithelfenden Familienangehörigen.
4) Von Inhabern, Angestellten und Arbeitern (einschließlich Auszubildende) auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Arbeitsstunden.
3) Von Kalenderunregelmäßigkeften bereinigt.. -
~) Ohne Saarland und Berlin.
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Tab elle 39",

Einzelhandelsumsatz

-1970 = 100

darunter Einzelhandel mit

104,8102,4120,4119,4'117,8120,3100,3117,61i8,3112,9
J

3. Vj. 2)

elektro-
pharma-teehni- Fahr-

Viaren ~ah- Textil- sehen Papier- zeuti- Kohle

Zeitraum
- Insge- - Hausrat waren sehen, und zeugen,

samt 1) ver- rungs~ waren und und und kosme- Mine- Y1a-
schie- und und 'Wohn- opti- Druck- tisc.l}en ralöl- schinen,
dener Genuß- Sehu- bedarf sehen

u.ä. Büro-
Art mitteln hen Erzeug- erzeug- I~rzeug- einrich-

nissen, I nissen Erzeug- nissen tungen
Uhren nissen

-
in jeweiligen Preisen' .

1964 66,6 56,0 70,1 70,6 64,9 66,7 64,4 60,9 72,4 66,7
1905 73,3 65,1 76,0 77,4 70,8 73,8 71,8 67,4 74,7 73,9
1966 71,2 70,9 80,0'" 80,2 75,8 77,2 . 77,5 73,6 75,8 74,5
1967 78,1 73,4 82,3 78,8 75,8 75,7 81,6 79,0 77,2 70,3
1968 81,5 80,2 86,1 80,6 Tl,7 78,6 85,2 85,1 83,8 68,5
1969 89,8 87,2 92,5 89,7 87,4 87,5 93,8 93,6 88,1 84,9
1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 110,4 113,4 109,7 111,2 114,9 111,9 - 110,8 110,3 - 105,2 106,0

-

1972 121,0 126,4 120,0 122,7 130,0 126,1 119,9 119,6 107,0 110,9
1973 - 129,9 137;8 130,1 127,4 138,2 134,5 129,3 130,2 148,9 110,2.
1974. 136,9 151,5 137,0

.
134,1 144,5 148,0 141,4 142,3 160,7 103,5

1975 149,2 1.65,6 141,1 144,6 .. 150,9 156,3 154,5 154,4 165,4 129,4
1976 159,7 172,9 158,9 149,2 157,5 163,0 162,3 162,8 191,2 148,5

1976 1. Vj. 144,5 151,8 145,4 126,5 136,4 133,1 144,2 154,3 209,2 143,8
2. Vj. 155,6 157,8 158,9 144,2 145,7 134,0 135,4 162,6 173,1 167,4
3. Vj. 150,8 158,8 157,3 132,8 147,1 146,8

-
161,Q 157,9 193,8 133,2

4. Vj. 188,1 222,8 174,5 193,6 201,5 238,1 208,8 176,0 188,3 149,4

1977 1. Vj. 152,8 158,3 1~2,4 137,0 147,3 138,5 151,3 [60,0 181,1 164,4
2. Vj. 1?5,2 165,8 169,5 - 148,4 159,9 145,1 146,8 167,9 179,9 181,5
3. Vj. 2) 163,3 169,2 169,4 147,7 172,6 157,3 177,3 163,2 184,1 150,2

in Preisen von 1970

·1964 73,0 59,9 75,5 78,1 71,7 68,8 80,5 '.72,1 90,4 73,9
1965 - 78,8 68,7 79,8 83,9 76,2 75,7 85,5 78,6 91,0 80,9'
1966 81,4 73,8 82,5 84,9 80,1 78,8 88,7 81,6 91,3 80,3 .
1967 82,0 76,3 84,7 82,7 79.9 78,2 89,6 86,4 90,7 75,5
1968 85,6 83,8 89,6 84,6 82,1 81,1 92,2 91,0 94,6 - 72,7
1969 93,0 90,2 94,2 93,2 91,6 89,5 98,8 98,3 97,4 89,0
1970 - 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 105,1 108,0 105,3 104,8 108,5 108,2 103,4 105,4 97,3 100,2
1972 109,8 115,2 1O!),7 109,4 118,0 118,7 109,2 109,1 93,4 100,6
1973 110,8 118,2 111,6 105,9 119,1 118,4 112,2 113,6 115,1 95,8
1974 108,4 120,2 110,8 103,7 114,3 119,7 112,2 116,7 105,8 83,4
1975 111,3 .123,9 1.11,9 106,3 112,8 120,6 114,2 120,0 98,2 97,2
1976 114.8 126,1 115,3 106,0 . 114,3 124,0 114,2 123,7 107,4 107,8

1976 1. Vj. 105,1 111,7 .107,0 91,1 100,3 . 101,6 103,2 117,6 117,3 106,3
2. Vj.' 111",6 115,4 113,8 103,0 106,2 101,8 95,9 123,7 98,7 '121,2

- 3'-Vj. 108,4 115,9 114,2 94,4
-

106,6 111,5 113,1 119,9 109,2 96,0
4. Vj. 134,2 161,2 .126,5 135,7 144,7 180,8 144,9 133,3 103,9 107,3

1977 1. Vj. 107,0 113,2 106,9 94,8 104,5 104,6 103,5 119,1 99,5 117,5
2.V'. 1142 1173 1164 101,5 1122 1090 995 1242 100,9 127,3

1) Einschließlich Einzelhandel mit sonstigen \Varen.
2) Vorläufige Ergebnisse,
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Tab e 11 e 40'

Deutscher Bundestag - 8. \Vahlperiode

Zahlungs

Mio

Leistungsbilanz

--Devisen- \Varen- und Dienstleistungsverkehr
Zeitraum bilanz 1)

1 I
übertragungs-insgesamt Handels- Dienst-

zusammen bilanz 2) leistungs- bilanz 4)

bilanz 3) -

-

1950 - 564 - 427 - 2492 - 3012 + 520
,

2065.-
1951 2038 2301 772 - 149 .- 921

,
1529.... .-

1952 -;- 2900 + 2478 .- 2318 + 706 1612 + 160

1953 .... 3646
,

3873
,

4324 + 2516
,

1808 - 451.-
1954 + 2971 + 3669 + 4143 2698

,
1445 - 474.... ;

1955 -,- 1851 + 2235
,

3069 T 1245 1824 - 834

1956 + 5010 + 4459 5680 + 2897 + 2783 - 1221
-

1951 + 5122 -:- 5901 - 7783 + 4083 3700 - 1882

1958 _ -;- 3444 + 5998 7998 -i- 4954 + 3044 - 2000

1959 - 1692 + 4152 - 7431
,

5361 + 2070 - 3279.-
- 1960 -;- 8019 + 4783 8271 ...L 5223 ..L 3048 - 3488, ,

1961 - 2297
,

3193 + 7623 ..L 6615 + 1008 - 4430T

1962 - 877 - 1580 3630-
,

3477 + 153 - 5210T

1963 -;- 2740 991 6086
,

6032 + 54 - 5095, .-
1964 + 435

,
524

,
5835 ...L 6081 ---,- 246 - 5311.-

1965 - 1283 - 6223 + 154 + 1203 - 1049 - 6377

1966 + 1952 ...L 488
,

6783 .. 7958 - 1175 - 6295 -I ....
1967 - 140 +10006 +16428 +16862 - 434 - 6422

1968 + 7009 +11856 +19168 +18372 ; 796 - 7312

1969 -14361 T 7498 +16248 - +15584
,

664 - 8750 ,

1970 +22650 ...L 3183 +12942 +15670 - 2728 - 9759,
19't1 +10989 + 3082 +14578 +15892 - 1314 -11497

1972 +15194 + 2474 +16483 +20278 - 3795 -14009

1973 +16149 -';-11 496 +27338 +32979 - 5641 -15842

1974 - 9137 +25130 +41483 +50846 - 9363 -16353

1975
,

3260 9378 +26861 +37276 -10409 -17489T

1976 + 1301 + 8455 --:-26240 +34469 - 8229 -17785

1976 1. Vj. 9781 + 3460 + 7381 + 8626 - 1245 - 3921

2. Vj. 3581 + 2067 + 6632 + 7600 - 968 - 4565
-

3. Vj. .- 3464 - 1320 + 3405 + 8453 - 5048 - 4725

4. Vj. - 8362 + 4248 + 8822
,

9790 - 968 - 4574....
1977 1. Vj. ...L 596

,
1982

,
5824 + 8912 - 3088 - 3843....

2. Vj. - 1408
,

3417 7899 + 9450 - 1551 - 4482.- T

3. Vj. - 68 - 4981 + 304 + 7947 - 7643 - 5285

I

1) Veränderung der ~etto-Auslandsaktiva der Bundesbank einsChließlich der deutschen Reserveposition im I\VF und der Sonder­
ziehungsrechte (Zunahme: +).

2) Spezialhandel nach der amtlidlen Außenhandelsstatistik; Einfuhr eH, Ausfuhr fob.
3) Ohne die bereits im eif-"Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für FradLt- und Versicherungskosten; jedoch einschließlich des

Saldos des Transitha...,de!s sowie einsdlließlich sonstiger, den \Varenverkehr betreffenden Ergänzungen.
~) Eigene-Leistungen:-.
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Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucknache 8/1221

Tab e 11 e 40'

Kapitalbilanz 5)
Saldo der Saldo der Ausgleichs-statistisch

Saldo des langfristiger I kurzfristiger statistisch nicht auf- posten zur

gesamten erfaßten gliederbaren Auslands- Zeitraum

Kapital- Trans- Trans- position der

verkehrs
Kapitalverkehr aktionen aktionen 6) Bundesbank 7)

+ 637 ... 488 + 149 ... 210 774 1950 -

543 79 464 , 1758 , 280 1951
, 6 357 , 363 , 2484 + 416 1952

698 378 320 + 3175 ... 471 1953

106 438 + 332 + 3563 592 1954

640 271 369 , 1595
,

256 1955...
1-62 365

,
203 + 4297 713 1956...

2655 390 2265 ... 3246 1876 1957

- 2329 1437 892 .... 3669. 225 1958

-6398 - 3629 2769 2246 , 554 1959

+ 1272 81 + 1353 + 6055 + 1964 1960

5009 4053 956 1816
,

994 1475 1961,
597 183 414 2177 +. 1 300 1962

620 , 1806 1186 + 1611 1129 1963

1325 894 431 801 1236 1964

+ 2142 + 1137 + 1005 4081 + 2798 1965

599 342 257 111 2063 1966

-11848 2930 8918 1842 .. 1702 1967

- 6125 -112ü1 5076 .. 5731 ... 1278 1968

-18679 -23040 4361 -11181 .. 919 4099 1969

+15113 934 +16047 +18296
,

3616 + 738 1970....
+10616 + 6293 + 4323 +13697 + 2661 5369 1971

+12015 +15551 - 3536 +14489 + 1201 496 1972

+13227 +12950 T 277 +24723 + 1705 -10279 1973

-24835 - 5782 -19053 T 294 2200 7231 1974

-12194 -16831 T 4637 2816 + 597 + 5480 1975

+ 766 317 + 1083 + 9221 431 I' 489 1976

+ 6683 855 + 7538 +10143 362 1976 1. Vj.

5832 38 5793 3765 + 184 2. Vj.

+ 4903 + 2628 + 2275 + 3583 119 3. Vj.

4988 2052 2936 739 134 7489 4. Vj.

3558 1441 2117 1577 + 2173 1977 1. Vj.

- 5313 6700 + 1387 1896 + 488 2. Vj.

+ 5482 - 3054 -:- 8536 + 501 569 3. Vj.

5; Kapitalexport: -.
15} Saldo der nicht erfaßten. Posten und statistischen Ermittlungsiehier im Leistungs- und Kapitalverkehr (= ReEtpostel?-)'
7} Gegenposten zu Veränderungen der Aus!andsposition der Bundesbank, die nicht auf den Leistungs- und Kapitalverkehr mit

dem Ausland zurückgehen: Hauptsädllidi Zuteilung von I\VP-8onderziehungsrecqten und Änderungen d.es D~1-\Vertes der
-Auslandsposition der Bundesbank auf Grund von Paritätsänderungen.

Quelle: Deutsche Bundesbank
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Tab e 11 e 41' _

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Kapitalverkehr

Mio

- - Langfristiger Kapitalver

privat 1)

deutsche Nettokapitalanlagen ausländische
Nettokapitalanlagenim Ausland (Zunahme: -) im Inland (Zunahme: +)

Zeitraum ins-
Direkt-gesamt 2) zusam- Kredite . Direkt-

Kredite
(netto) men 2) investi- und Dar- investi- und Dar-

(netto) zusam- tionen 3) lehen ~)5), zusam-
tiemen 3) lehen 4)5),

und undmen 2) _privater Portfolio- men 2) privater Portfolio-
investi- investi-

- Grund-
tionen Grund- Honen 6)besitz besitz

1960 81 + 1230 1494 - 133 183 , 2724 , 801 + 2033

1961 4053 - 1035 1268 -1002 268 + 2303 "';-1178 + 1253

1962 183 -'- 1101 1140 -1335 314 , 2841 +1338 + 1541

1963 + 1806 , 3253 1663 -1033 633
,

4916 +1931 -'-- 3009

1964 894 + 421 2311 -1372 1022
,

2198 +2444 + 361,
1965 + 1131

,
2428 2199 -1448 141 + 4621 +3551 + 1081,

1966 342 + 2189 - 2815 -1616 1187 5004 "';-3953 ., 1064
-

1961 - 2930 - 1440 - 3663 -1502 - 2150 + 2223 -:-3285 1010

1968 -11201 - 9 812 -12223 -2185 -10020 + 2351 +2081 + 323

1969 -23040 -21203 -22106 -3142 -19541 ., 1503 +1989 465

1910 934
,

1454 - 8648 -3580 - 5048 +10102 -:-2013 , 8064...
1911

,
6293 , 8458 4021 -4230 + 219- +12485 "';-3821 -L 8666,

1972 +15551 "';-17029 -'- 315 -5760 , 6115 +--16714 +6054 +10703

1913' ..L 12950 +15153 110 -5186 4470 - +15863 +5465 +10411

1914 - 5782 - 4905 - 9484 -5482 - 3918 + 4518 +6109 - 2123

1915 -16831 -11993 -21815 -5353 -16434
,

3882 +3051 -'- 834,-
1916 311 - 2726 -11556 -6516 -10880 - -:-14 830 -!-3198 +11 040

1914 1. Vj. 191 13 1985 -1288 671 + 1998 -:-1459 + 541

2. Vj. 484 - 161 1814 -1185 .671
,

1113 +1664
,

48

3. Vj. 2120 2100· 2390 -1468 903
,

289 +1516 1225

4. Vj. 2982 - 2651 3235 -1540 1611 , 518 +2070 1481

1915 1. Vj. 3311 - 2936 4212 -1504 - 2686
,

1216 +1141 + 135'T

2. Vj. - 5301 - 5116 5205 -1212 - 3981 + 88 + 886 196

3. Vj. - 5483 - 5546 - 5612 -1114 - 4411
,

66 , 644 571,
4.Vj. 2135 4394 - 6846 -1462 - 5351 + 2451 + 380 + 2011

1916 1. Vj. 855 1.326 - 5411 -1 123 3118 ., 4151 +1483 -, 2668

2. Vj. 38 941 - 3144 -1654 2065 + 2803 + 641 2163

3. Vj. + 2628 , 151 - 3446 -1806 1612 , 4202 , 801 + 3403

4.Vj. 2052 1215 4890 -1394 - '3485 , 3674
,

813
,

2805,
1911 1. Vj. 1441 1679 3609 -1151 1840

,
1931 602 + 1329,

2. Vj. 6700 0418 8143 -l~fo 6814
,

1 125 + 890 + 836

3. Vj. 3054 2802 - 5312 -1872 3414 2510
,

596 1916.,

1) Für die Aufgliederung in "Privat" und "Offentlich" ist maßgebend. \'i-elchem der beiden Sektoren die beteiligte inländische SteHe
angehört.

2) Einschließlich .sonstige Nettokapita!an!agen".
3) Soweit erkennbar. Einschließlich geschätzter reinvestierter Gewinne (enthalten in .Sonstige Kapita!anteile"j.
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Tabelle 41'

m.it dem Ausland

DM

Zeitraum

ehr Kurzfristiger Kapitalverkehr (Kapitalexport: -)

°iffentlich 1) privat 1) öffentlich 1)

-

insgesamt insgesamt Kredit- - 'Wirtschafts-

(netto) zusammen institute unternehmen insgesamt
und Private

-

k
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Tab e 11 e 42'.

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Außenhandel (Spezialhandel)

Tatsächliche \Verte, Volumen und Durchschnittswerte

TatsäChliche \Verte Volumen 1) Index der -DurchsChnittsvrerte Terms of

Zeitraum I I I
Trade 2)

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr

~1io DM 1970 = 100

1~1
8362 11374

1951 14577 14726

1952 16909 16203 20198 13620 83;T 119,0 70,3

1~}
18526 16010 22337 14933 82,9 107,2 .77,3

1954
3)

22035 19337 26725 18750 83,5 103,1 80,0

1955 25717 24472 30986 23346- 83,0 104,8 79,2

1956 30861 27964 35820 25908 86,2 107,9 79,9

195'J 35968 31697 40706 28798 88,4 110,1 - 80,3

1958 36998 3r133 42603 31341 86,8 99,3 87,4

1959 • 41184 35823 47147 37082 87,4 96,6 90,5

1960 47946 42723 53895 43155 89,0 99,0 89,9

196i 50978 44363 57063 46185 89,3 96,1 92,9

1962 52975 49498 58874 52158 90,0 94,9 94,8

1963 58310 52277 63972 55381 91,1 94,4 96,5

1964 64. 920 58839 70659 62060 91,9 94,8 96,9

1965 71651 70448 76301 71936 93,9 97,9 95,9

1966 80628 72 670 84308 72304 95,6 100,5 95,1

1967 87045 70183 91465 70289 95,2 99,8 95,4

1968 99551 81179 104873 82749 94,9 98,1 96,7

1969 113557 97972 116634 97971 97,4 100,0 97,4

1970 125276 109606 125276 109606 100 . 100 100

1971 136011 120119 132642 121278 102,5 99,0 -103,5

1972 149023 128744 144343 133471 103,2 _96,5 106,9

1973 178396 145417 166995 141646 106,8 102,7 104,0

1974 230578 179733 187789 139636 122,8 128,7 95,4

1975 221589 184313 168273 143283 131,7 128,6 102,4

1976 256642 222173 191156 166959 134,3 133,1 100,9

1976 1. Vj. 60588 51962 45795 39390 132,3 131,9 100,3

2. Vj. 62922 55321 47295 41887 133,0 132,1 100,7

3. Vj. 63736 55283 46846 40656 136,1 136,0 100,1

4. Vj. 69396 59606 51220 45026 135,5 132,4 102,3

1977 1. Vj. 66597 57685 48850 42925 136,3 134,4 101,4

2. Vj. 67960 58511 50007 43288 135,9 135,2 100,5

3. Vj. 65315 57369 48053 42575 135,9 134,7 100,9

1) Mengen bewertet mit den Durchschnittswerten des Jahres 1970.
2) Index der Durchschnittswerte der Ausfuhr in vH des Index der Durchschnittswerte der Einfuhr.
3) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland.
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Tabelle 43'

Ausiuhr und Elaiuhr nach \Varengruppen der Produktionsstatistil{ 1)

Y1io D:Yl

I Erzeugnisse der I I
Erzeug-

I m,-
Grund- :0lah- nisse der I

Bergbau- stoff- und Investi- Ver- runas- Land- und Inv,:;sti- -Ver-
Zeitraum liehe Produk- tions- brauchs- und Forstwirt- tions- brauchs-gesamt 2) Erzeug- tions- güter- güter- Geriuß- schaft, güter 3) guter 3)

nisse Tierhal-

I
güter- mittel- tungund

Iindustrien Fischerei

Ausfuhr

1964 64920 2551 17 082 35576 6872 1212 682 17942 9989

1965 71651 2464 19272 38883 7618 1504 779 19863- 10185

1966 80628 2361 22138 43853 8589 1556 783 22 BQt 10 801

1967 87045 2282 24813 46434 9248 1974 874 24,'14 11039

1968 99551 2536 27840 53525 10736 2385 989 28 :138 13504

1969 113557 2416 31040 61620 12753 2792 1257 32531 14312

1970 125276 2839 33813 67867 13993 3069 1664 31746 17252

1971 136011 3008 35248 7-5479 15581 3975 1505 34877 19388

1972 149023 2964 37392 82775 17261 4449 1959 401.65 20898

1973 178396 3308 47340 96121 20705 6145 2491 45527 24428

1974 230578 5243 73902 113460 24350 8406 2290 53706 26120

1975 221 589 4903 60894 118115 22774 8553 ~ 2402 58526 26198

1976 '256642 4660 67094 139511 28635 9250 2956 67940 32754

1976 1. Vj. 60588 1019 16061 32597 6763- ,2316 787 15863 7723
-2. Vj. 62922 1189 16931 34148 6876 2067 6Tl- 16543 7848
3. Vj. 63736 1252 16882 33994 7311 2294 751 16855 .7906
4. Vj. 69396 1200 17 221 387-73 7685 2573 741 18 (;79 9 278

19n 1. Vj. 66597 940 17048 36194 7715 2754 801 17.221 9078
2. Vj. 67960 1108 17485 36921 7411 2927 700 1';:::57 8699
3. Vj. 65315 1135 16255 35356 7482 2900 742 17::45 8515

Einfuhr

1964 58839 6205 16518 8453 7251 5023 - 12275 3 Ei71 4271

1965 70448 6602 18905 11 089 9118 6245 13932 4820 5892

1966 72 670 6891 19343 12284 9891 6603 14186 5168 6992

1967 70183 7432 19406 12047 8461 6328 13134 5333 6433

1968 81179 8832 24503 14090 10613 7015 13281 5809 7879

1969 97972 9424 30346 18526 13- 293 7968 14788 7 Ei14 10250

1970 109606 10166 32824 24556 14744 9034 14953 9873 14576

1971 120119 11502 32244 28075 17 821 '10 169 15627 11304 18602

1972 128744 11396 33756 30013 21556 11481 16637 11"655 21349

I 1973 145417 13894 40911 31855 23561 12951 18508 11236 24940

! 1974 179733 29942 52985 33114 2577-3, 13335 19638 11413 27-772

1975 184313 27227 49183 39643 28002 14106 20052 13789- 32521

1976 222173 32410 60456 4877-5 32916 16368 23687 16891 3-7906

1976 1. Vj. 51962 7402 13972 11117- 8139 3744 5519 3670 9459

2. Vj. 55321 7618 15568 12466 7783 39-74 6014 4193 9- 230

3. Vj. 55283 8640 15527 11523 8265 4093 5614 4070 9534

4. Vj. 59606 8750 15389 13670 8730 4556 6540 4857 9684

1977 1. Vj. 57685 8258 15076 12840 9355 4045 6613 4203 9946

2. Vj. 58511 7842 15782 13742 8368 4176 7028 4688 9496

3.Vj. 57369- 8002 15212 13145 9286 4282 5844 4733 10574

1) Gliederung nach dem \Verenverzeichnis für d:e I2dustr~estatfstik, ab 1970 nach dem revidierten Stand von 197C.
2) Eiuscnlie3lich "V"aren, die nicht zugeordnet ",'eräen konnten.
3) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach i2rer von'i"iegenden VervJ"e:J.dung gruppiert; ab 1970 geär:derter \Vare:ll:orb.
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Tab e 11 e 44*

Deutscher Bundestag - 8. vVah1periode

Ausfuhr nach \Varengruppen der Außenhandelsstatistik

MioDM

I
Güter der gewerblichen 'Wirtschaft

Güter der - FertigwarenIns- Ernäh-Zeitraum
gesamt 1)

I
rungs- zusammen Rohstoffe Halbwaren

zusammen 1_
Vor- I .End-

wirtschaft
~

erzeugnisse

.-
. 1950 8362 196 8166 1168 1576 5422 1862 3560.

1951 145'i"i' 489 14088 1318 2110 10 660 3618 6982
.

1952 16@9 379 16529 1281 2544' 12704 3488 9216

1953 18526 316 18050 1488 2124 13839 3384 10455

1954 22035 515 21521 1694 2883 16943 4109 12834

1955
2)

25111 683. 25034 1568 3268 20198 4769 15429

1956 30861 834 29945 1715 3819 24412 5945 18461
-1957 35968 829 35044 1939 4153 28951 7135" 21816

1958 36998 882 35998 1710 3890 30398 6769 23630

1959
- 41184 1005 40051 1968 4309 33780 1910 25810

1960 41946 1091 - 46696 2182 5007 39506 9672 29834- - -1961 50978 1075 49705 2115 5282 42248 9731 32511

1962 52975 1143 51616 2362 4982 .44213 9876 34391

1963 58310 1311 56742 2489 5446 48807 10450 .38351

1964 64920 1614 63039 2518 5733 54788 1.1 841 . 42941

1965 71 651 1981 69361 2555 6254 60552 13312 47240

1966 80628 1968 7/8301 2835 71"52 68314 14727 53581

·1967 81045 2476' 84166 2880 757-3 73713 16570 57143

1968 99551 2985 96098 3163 8563 84373 18264 66109

1969 113557 3657 109308 3080 8900 9732.8 21141 76187

1970 125276 4380 12019'1 3188 9577 107430 23034 84395

1911 136 Oll 5097 130-145 3258 10480 116407 23874 92533

149023 5946
..

142184 3388 10445 128351
-

25861 1024901972

1913 . 178396 8016 169392 4011 13,244 152078 33334 118144

1974 230518 9953 . 219387 5516 . 20596 193275 51133 142142
-

1975 221589 10397 209784 5304 16129 188350 40334 148016

1976 256642 11412 243775 5692 18688 219396 45638 113158

1976 1. Vj: 60588 2932 57311 1331 4357 51624 10759 40865-
2. Vj. 62922 2538 60044 1436 -4856 53153 11457 42296

3. Vj. 63736 2842 60548 1438 4816 54295 - 11443 42852

4. Vj. 69396 3101 65811 1487 4660 59724 11979 47746

1977 1. Vj. 66597 3337 . 62843 1337 4359 57148 11651 45497

2. Vj. 67960 3400 , 64169 1458 4798 57913 11902 46011
-.

3. Vj. 65315 3456 61483 1331 4305 55847 - 11185 44662

1) Einschließlich Rüc.1;:waren und Ersatzlieferungen.
2) .Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland.
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Tabelle 45"

Einfuhr nach \Varengruppen der Außenhandelsstatistik

Mio D:YI

Güter der gevierblichen vVirtschaft
Güter der I Fertigw-:lrenIns- Ernäh-

Halbware~IZeitraum gesamt 1) rungs- zusammen Rohstoffe
zusammen I Vor·· End-

wirtschaft
I erzeugnisse

1950 11374 5013 6360 3368 1564 1429 714- 714

1951 14726 5876 8850 5249 2012 1588 848 740

1952 16203 6065 10138 5635 2357 2146 1175 970

-1953 16010 5852 10158 5224- 2438 2497 1450 1046

1954 19337 7151 12186 5502 3476 3208 1894 1314

1955
2)

24472 7635 16837 7281 4916 4640 2754 1876

1956 I 27964 9162 18657 8225 5236 5196 2910 2286

1957 I 31697 9975 215q9 9376 5741 6452 3338 '3"114

1958 31133 9408 21438 7685 5252 8500 3845 -4655

1959 J 35823 10 731 24755 7749 5977 11 030 4719 . 6311
<

196Q 42723 11246 31076 9269 8061 13746 5773 7973

1961 44363 11677 32186 9095 7542 15550 6028 9522

1962 49498 13684 35371 8821 7863 18688 6639 11 999

1963 52277 12779 38987 9362 8049 21575 7142 14433
-

1964 58839 14035 44214 10916 9779 23519 8548 149n

1965 70448 16852 52917 11431 10 807 30679 10424 20256

1966 72670 17 451 54425 11819 10 814 31792 10556 21236

1967 70183 16599 52648 11828 10961 29859 9454 20406
-

1968 81179 17 083 63035 13645 13630 35761 12649 23111

1969 97972 19331 71404 14487 16720 46196 15767 30429

1970 109606 20924 87233 14809 17 660 54763 16999 .37764

1971 120119 22829 95636 15868 16327 63442 18636 44755

1972 128744 24959 102162 15857 16439 69865 20726 49139

1973 145417 28029 115702 18754 21578 75370 228';3 52498

1974 179733 29348 148300 34653 30406 83241 25703 57538

1975 184313 31127 150746 30144 27648 92953 25202 67752

-1976 222173 36031 183274 36097 34689 112488 31423 81064

1976 1. Vj. 51962 8175 43170 - 8109· 8402 26660 7237 19423

2. Vj. 55321 8965 45568 8680 8731 - 28157 8035 20072

3. Vj. 55283 8776 45854 9683 8831 21339 7828 19511

4. Vj. 59606 10121 48683 9626 8725 30332 8213 22059

191'7 1. Vj. 57685 9479 47532 9128 8281 30123 8590 21533

2. Vj. 58511 10159 47588 8715 9034 29838 8426 21412

3.Vj. 57369 9313 47360 8834 8675 29850 78!n 21958

1) Einschlie!3lich Rüc'nvare2 und Ersatz!~eferungen.

2) Bis 5. juli 1959 ohne Saarland.
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Tabelle 46"

"\Varenausfuhr nach Ländergruppen

Verbrauchsländer

MioDM

Ubrige Außereuropäische I- Staats- Industrieländer
Zeitraum Ins- EG- EFTA- euro- handels- Ubrige

gesamt 1) Länder") Länder") 3) päische länder 5) zuse.m- VereiJ?-igte I Länder')
Länder~)

men ti) StaaLen

1950 1 8362 3102 2213 703 361 714 433 1244

1951 1457-7- 4326 4109 1190 284 1611 992 3027-

1952 16909 4782 5046 1 ""70"'" 223 1609 1048 3415TuT

1953 18526 5528 5187 1449 330 2028 1249 3928

1954 22035 6432 6381 1439 435 2167 1237 5048

1 0 --
3)

257-17 7409 7419 1829 643 2723 1625 5511_u;:l;:l

1956 30861 9095 8656 1930 1120 3446 2089 6383

1957 35968 10502 9803 1954 1263 4332 2521 7873

1958 36998 10102 10162 2145 1889 4603 2699 7895

1959. 41184 11463 11107- 2477- 1915 5914 3835 8072 .

1960 47946 14148 13436 2873 2304 6111 '3767- 8930

1961 50978 16180 14422 3178 2124 -5875 3497- 9051

1962 52975 18012 14712 3367- 21Tt 6334 3858 8208

1963 58310 217-54 15795 3518 1839 6862 4195 8356

1964 64920 23630 17686 3998 2350 7873 4785 9160

1965 7-1651 25220 19342 4779 2740 9070 57-41 10267-

1966 80628 29281 20303 5494 3381 10744 7-17-8 11173

1967 87045 32007 20623 5922 4421 12191 7859 11626
~

99551 37- 368 22587- 6154 4556 15759 10835 128561968

1969 113557 45177 25602 7201 5145 1620L 10 633 13973

1970 125276 50259 28344 8364 5448 17- 7-47- 11437 14857-

1971 136011 54530 30428 8988 5865 1957-8 131'40 16308

1972 149023 59441 34333 10045 7686 20222 13798 16977-

1973 178396 84066 28062 11392 10836 2317-4 15089 20509

1974 230578 103516 34380 15513 15903 28454 17343 32088

1975 221589 96542 32093 15880 17 425 22515 13146 36442

1976 256642 117311 38547 16305 17432 24435 14413 41835

1976 1. Vj. 60588 28640 8619 37-46 4414 5842 3434 9164

2. Vj. 62922 29265 9394 3974 4227- 5962 3522 9931

3. Vj. 63736 28332 9628 4024 4368 6098 3542. 11 053

4.Vj. 69396 31074 10906 4561 4423 6534 3915 11 686

1977- 1. Vj. 66597--- 31291 10234 3940 407-1 6229 3744 10 624

2. Vj. 67- 960 30897- 9933 4434 3825 7.07-4 4547 11593

3. Vj. 65 315 28330 10043 - 3967 4087 7165 4722 11502

1) Einsch!ießlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und ,,~icht ermittelte Länder".
2) Ab 1973 neuer Gebietsstand.
3) Ab März 1970 einsc.'llie13!ich Island.
f) Ohne S:aatshandelsländer.
5) SO""lje:union, Pole~! TscheC:.~osloviake:'~ Unga:-n., Ru:nänie~, Bulgarie::1, i\lbanien, Viett.6.m, ~vro~golisc..~e \rolks~epublik. Volks-

republik China, ~ord-Korea. -
6) Austra!ie!1, Japan. Kanada, Nec:seelc.!:.d, Repilblik Südafrika und Vereinigte Staaten.
7) Au!fereuropäische Entwicrlungsländer.
0) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland.
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Tabelle 47'

Wareneinfuhr nach Ländergruppen
Herstellungsländer

MioDM

Ubrige AußereuropäischE,

Ins- EG- EFTA-
Staats- Industrieländer . UbrigeZeitraum euro- handels-gesamt 1) Länder 2) Länder 2) 3) päische länder 5) zusam- iVereinigte Länder')

Länder 4) men') Staaten

1950 11374 3031 2390 537 352 2372 18'-1 2677

1951 14726 2986 2644 1012 429 3636 2722 4019

1952 16203" 3686 3121 1340 313 3667 2507 4076

1953 16010 4027 3205 1148 419 2931 1668 4259

1954
8)

19337 4724 3903 1212 512 3444 22:17 5521

1955 24472 6317 4687 i 418 733 4683 3209 - 6610

1956 27964 6590 5550 1519 1121 5798 3987 7347.

1957 31697 7404 6019 1584 1235 7789 5671 7633

1958 31133 7969 6487 1597 1451 6191 42).9 7407

1959 35823 10334 7420 1771 1687 6421 45!l5 8152

1960 42723 12708 8392 1989 2037 8034 5977 9461

1961 44363 13778 8592 2249 2074 8241 6100 9335

1!l62 49498 15966 9396 2277 2191 9379 70:13 10202

1963 52277 17342 9646 2285 2185 10206 79·11 10533

1964 58839 20393 10686 2612 2442 10609 8 Oti6 12012

1965 70448 26648 12133 2905 2943 12296 91!l6 13425

1966 72'670 27774 11955 2993 3163 12576 9177 14110

1967 70183 27636 10993 2694 3023 12055 8566 13694

1968 81179 33453 12666 3186 3414 12790 8860 15579

1969 97972 42431 15222 4139 3976 15115 10253 16992

1970 10960.6 48437 16634 4422 4397 17934 12066 17681

1971 120119 56017 16987 4707 4769 18363 12420 19149

1972 128744 62598 17669 5837 5325 17569 10765 19633

1973 145417 75539 12748 6657 6619 19801 12223 23937

1974 179733 86147 15058 7170 8409 22590 139'i2 40188

1975 184313 91246 15981 7491 8661 23864 14226 36835

1976. 222173 107079 19856 9267 10977 29289 17 5;;6 45443

1976 1. Vj. 51962 25443 4521 2138 2471 6863 4440 10480

2. Vj. 55321 27567 5071 2119 2696 7049 41BO 10754

3.Vj. 55283 26216 4836 2343 2845 702t. 38!l8 11934

4. Vj. 59606 27853 5428 2667 2964 8356 50:l8 12277

1977 1. Vj. 57685 27610 5223 2529 2498 7219 4305 12562

2. Vj. 58511 28558 .5098 2324 2638 7925 45139 11908

3.Vj. 57369 27382 6146 2318 ·2814 7284 3865 11862

1) EinscbließIichSdrlffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und "Kieht ermittelte Länder".
2) Ab 1973 neuer Gebietsstand.
3) Ab }>1ärz 1970 einscbließlidl Island.
4) Ohne Staatshandelsländer.
5) Sowjetunion, Polen, Tsmemoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Vietnam. Mongolische Volksrepublik, Volks-

republik China, Nord-Korea.
G) Australien, Japan, Kanada, ~euseeland,Republik Südafrika und Vereinigte Staaten.
7) Außereuropäische Entwiädungsländer.
~) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland.

293



Drucksache 8/1221

Tabelle 48-

Deuischer Bundestag - 8. \Vahlperiode

Preisentwicklung nach den Volkswirtschaitlicl1en Gesamtrechnungen

1970 = 100

I Letzte
Letzte inländische Verwendung

Brutto- Ein- Ver- Aus- Bruttoanlageinvestitionen
Zeitraum sozial- Privater Staats-

produkt
fuhr 1) wen- fuhr 1) ins-

Ver-
dung gesamt ver-

zu- IAusrü- Ibrauch brauch sammen stungen Bauten
.

1960 70,S 91,9 73,1 83,9 71,2 75,9 58,6 67,4 79,7 61;8

1961 73,6 39,3 75,5 844 74,0 78,5 62,2 71,3 82,1 66,1-, -
1962 76,7 89,0 78,2 85,7 .77-,0 80,9 65,0 75,9 84,9 71,3

1963 78,9 91,3 80,5 86,6 79,5 83,3 68,4 .78,9 86,1 75,3

1964 81,3 93,2 82,8 88,8 81,8 .85,4 70,8 81,1 87,8 77,8

1965 84,1 95,8 85,8 91,0 84,8 88,2 75,7 83,0 90,1 79,4

1966 87,2 97,6. 88,7 93,1 87,8 91,5 80,1 84,9 92,5 81,2-
1967 88,5 96,9 89,7 93,8 83,8 93,1 82,0 83,8 93,3 79,2

1968 90,0 91,3 91,1 93,5 - 90,6 94,8 85,1 84,7 92,0 81,1

1969 93,2 99,7 94,2 96,3 93,8 96,6 91,2 89,1 93,9 86,2

1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

1971 107,7 101,3 106,6 103,9 107,2 105,4 112,4 108,0 105,4 IG9,6

1972 113,7 102,3 111,7 106,4 112,9 111,3 119,8 112,0 107,0 115,1

1973 120,6 111,8 119,0 111,8 120,9 119,2 131,4 117,6 110,3 122,0

1974 128,9 135,2 130,0 128,6 130,5 127,5 146,6 125,4 117,8 129,9
-

138,1 136,3 137,7 136,1 138,2. 135,5 156,2 129,7 126,4 131,91975 }
1976 2) 142,6 143,3 142,7 139,8 143,5 141,6 161,5 134,0 131,0 136,1

1967 1. Hj. 88,4 96,6 89,5 93,4 88,7 - 92,9 80,5 84,6 93,7 80,1

-2.Hj. 88,5 97,1 89,7 94,2 88,8 93,2 83,4 83,1 92,9 78,5

1968 1. Hj. 89,3 97,5 90,5 93,3 89,9 - 94,2 82,5 84,3 91,9 80,4

2.Hj. 90,7 97,1 91,6 93,6 91,2 95,3 87,3 85,1 92,0 81,6

1969 1. Hj. 91,S 100,1 92,8 95,4 92,2 95,9 87,7 86,9 92,7 83,4

2.Hj. 94,7 99,4 95,5 97,1 95,1 97,2 94,4 90,8 94,9 88,4.
1970 1. Hj. 98,2 - 100,1 98,5 98,8 9~,4 99,1 96,9 98,3 98,7 98,0

2.Hj. 101,7 99,9 101,4 101,1 .101,4 100,8 102,7 101,4 101,2 101,5

1971 1. Hj. 105,9 102,2 105,2 103,5 105,6 104,2 108,9 106,8 105,0 108,0

2.Hj. 109,5 100,6 "107,9 104,3 108,1 106,6 115,7 109,0 105,8 110,9

1972 1. Hj. 112,1 100,9 110,1 105,9 111,1 109,7 115,5 111,0 106,5 113,8

2.Hj. 115,2 103,6 113,1 106,9 11-4,6 112,8 123,8 113,0 107,4 116,1

1973 1. Rj. 118,5 101,6 116,5 109,3 118,4 117,1 125,0 116,3 109,3 120,7

2.Hj. 122,5 115,9 121,3 114,2 123,2 121,2 137,3 118,9 111,3 123,3

19-14 1. Hj. 125,4 134,4 ·127,0 125,0- 127,7 125,3 139,0 123,7 115,6 128,6

2.Hj. 132,2 136,0 132,9 132,1 133,1 129,5 153,6 126,9 119,9 131,1

1975 1. Hj. 136,1 133,6 135,6 135,6 135,6 133,5 149,7 128,9 125,2 131,4

2.Hj. 139,9 138,8 139,7 136,5 140,5 137,4 162,2 130,4 127,5 132,4

1976 1. Hj. 2) 140,4 141,6 140,6 138,9 141,2 140,1 154;2 132,6 130,0 134,5

2.Hj. 144,5 144,8 144,6 140,5 145,8 142,9 168,3 135,3 131,9 137,5

-1917 1. Hj. 145,2 146,7 145,5 141,7 146,1 145,6 . 161,4 137,7 134,9 139,6

1) \Varen- und Dienstleistungsverkehr.
-2) Vorläufige Ergebnisse.

294



Deutscher Bundestag --:- 8. vV:ahlperiode

Index derGrundstoffpreise 1)

1970 = 100

Druckl;ache 8/1221

Tab elle Ag"

Berg- Grundstoffe des Verarbeitenden Gewer-bes
bauliche Grund-

Erzeug- darunter stoffe

nisse, Eisen, I
des

Erzeug- Holz- Nah-
Ins- Stahl, schliff, rungs-Zeitraum nisse NE- ehemi-

~ gesamt zu- Steine bear- Zell- undder Metalle sehe Texti-sammen und beitetes stoff, Genuß-Energie- .und' Erzeug- lien
wirt- Erden -Metall- nisse Holz Papier mittel-

schaft, halb- und gewer-

\Vasser I Pappe bes
zeug.

1964 93,1 91,8 93,1 94,3 84,8 103,3 93,5 95,3 102,5 98,6

1965 95,3 92,6 95,4 95.4 89,7 103,6 95.8 97,2 101,7 102,1

1966 96,5 92,8 97,0 96,2 93,4 102,0 95,0 96,6 101,1 . 104,1

1967 93,8 94,8 93,1 95,2 87,2 100,9 89,6 95.5 97,7 98,4

1968 93,8 95,1 93,2 93,2 89,1 99,6 81,9 94,2 98,6 94,8

1969 96,0 93,4 96,4 93,6 95,2 99,6 94,0 95,7 99,5 99,3

1910 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

.1971 - 101,5 109,0 99;3 109,6 94,8 100,7 101,3 100,9 99,9 99,3

1972 102,9 110,1 100.5 114,4 94,0 100,0 100,8 96,5 105,5 103,8

1973
.

i 05,4113,9 120,0 111,6 118,3 106,5 120,0 100,1 126,0 116,4

1974 142,3 177,7. 132,9 128.5 131,2 131,1 _ 138,2 135,3 131,7 126,6

1915 141,8 195.9 126,6 134,0 118,2 136,8 123,6 152,3 124,8 126,2

1976 149,5 209,0 133,1 . 136,9 125,6 137,4 133,1 146,2 140,0 128,1
-

1972 1. Vj. 101,4 108,9 99,2 112,5 93,1 99,9 99,9 96,8 102,1 100,2

. 2.Vj. 102,3 109,3 100,0 114,1 93,5 99,8 100,2 96,2 104,0 102,7

3. Vj. 103,2 110,3 100,8 115,2 94,4 99,8 100,6 96,2 105,6 104,7

4. Vj. 104,7 111,7 102,0 115,3 - 94,6 100,1 102,7 97,0 109,5 107,1
-

1973 1. Vj. 108,2 113,9 106,0 116,5 99,6 101,1 . 107,7 98,1 116,4 111,4

2. Vj. 111,3 115,3 109,6 118,2 104,3 102,1 . 111,3 99,3 123,1 115,2

3.Vj. 114,5 118,2 112,8 119,1 107,3 106,3 125,3 - 99,7 128,4 118,4

4. Vj. 121,5 132,6 118,2 119,4 114,6 111,6 129,7 102,8 136,0 120,6

1914 1. Vj. 137,3 166,9 129,2 123,4 129,0 128,1 137,8 114,3 141,9 126,4

2.Vj. 143,1 174,6 136,2 128,5 138,7 131,5 142,0 121,5 140,1 124,4

. '3. Vj. 144,2 182,2 134,2 131,2 130,0 142,5 139,8 141,1 137,1 126,0

4. Vj. 144,1 187,3 132,1 131,0 127,0 142.1 133,0 .152,0 131,8 129,6

1915 1. Vj. 142,8 192,9 129,1 , 132,4 .122,8 - 139,1 127,1 156,5 125,4 124,4

2. Vj. 141,0 192,2 126,8 134,4 118,2 137,8 123,3 154,3 124,1 124,3

3. Vj. . 141,2 195,0 125,8 134,8 117,2 135,9 121,1 150,1 123,9 121,5

4. Vj. 142,3 203,4 124,6 134,3 114,3 134,4 122,4 148,3 125,8 '128;6

1976 1. Vj. 146,4 209,5 128,3 134,9 119,6 135,1 126,4 145,9 132,2 129,6

2. Vj. 149.6 209,6 133,4 136,1 127,1 136,9 132,8 146,1 131,8 126,5

3. Vj. 151,7 209,5 136,2 _ 137,9 130,0 139,0 136,3 146,4 144,4 127,5

4. Vj. 150,2 "201,3 134,5 138,6 125,3 138,1 139,1 146,4 145,6 128,8

1977 l:Vj. 150,9 211,2 134,2 140,4 123,6 138,5 142,9 145,9 144,5 130,1

2. Vj. 150,9 209,5 134,1 143,4 122,4 139,4 145,4 144,4 143,1 134,0

3. Vj. 148,9 207,4 132,2 144,4 120,3 137,0 144,5 141,6 139,0 132,6

1) Grundstoffe industrieller Herkunft aus inländischer, und ausländischer Produktion; ohne Umsatzsteuer; umbc,siert von Original­
basis 1962 = 100.
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Tabelle 50·

Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte

(Inlandsabsatz) 1)

1970 = 100

Erzeugnisse der Verarbeitenden Industrie

Berg- Elektri- Grund- Nah-stoff-
Ins- bau- scher

und Investi- Ver- rungs- Investi- Ver-
Zeitraum liche Strom, tions- brauchs- und tions- brauchs-gesamt Erzeug- Gas, zu- Produk- güter- güter- Genuß- güter 2) güter 2)

- sammen tions-nisse "lNasser
güter- mittel-

industrien

1962 89,9 81,3 95,2 89,8 95,0 85,1 87,8 92,1 81,3 90,2
1963 90,3 82,7 95,1 90,2 94,3 85,4 89,3 93,1 82,1 91,2

1964 91,3 82,4 95,9 91,2 95,0 86,S 91,0 93,9 83,6 92,0
1965 93,5 85,8 98,5 93,4 97,0 89,0 93,1 95,2 86,1 94,2
1966 95,1 85,6 99,7 95,1 98,1 90,7 95,S 97,3 88,3 96,3
1967 94,3 85,S 100,7 94,1 95,6 89,8 94,9 98,1 88,1 96,8
1968 93,6 85,6 101,0 93,3 94,4 89,8 94,6 96,9 88,2 95,9
1969 95,3 88,2 99,7 95,2 95,8 92,7 96,4 97,8 91,7 95,8
1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 104,3 110,7 103,3 104,2 102,5 106,2 103,8 103,6 107,9 104,7
1912 107,0 117,0 110,3 106,6 102,5 109,1 107,5 . 107,7 111,9 108,4
1973 114,1 123,1 115,1 113,9 111,5 .. 113,7 115,5 116,7 117,0 116,7
1974 129,4 158,0 124,3 129,1 137,7 124,3 129,0 123,4 127,6 130,4
1975 135,5 197,2 148,3 133,3 136,4 133,4 132,5 128,1 138,6 137,6
1976 140,8 210,9 158,5 138,0 141,9 138,0 136,7 132,6 144,6 142,5

1972 1. Vj. 105,8 115,7 108,8 105,3 101,2 108,6 106,0 105,3 111,2 106,9
2. Vj. 106,6 113,7 110,0 106,2 102,6 109,1 107,0 105,7 111,8 108,1
3.Vj. 107,2 118,6 110,5 106,8 102,6 109,3 107,9 107,7 112,2 108,7
4. Vj. 108,5 119,8 111,6 108,0 103,7 109,3 109,1 112,2 112,3 109,9

1973 1. Vj. 111,1 121,4 114,1 110,7 106,4 111,7 112,3 114,5 115,0 113,0
2.Vj. 113,1 119,7 114,6 112,9 109,3 113,5 114,7 116,3 116,9 114,9
3. Vj. 115,1 123,6 115,1 114,9 112,6 114,4 116,7 117,7 117,7 117,7
4. Vj. 117,2 127,8 116,6 117,0 117-,8 115,1 118,3 118,0 118,5 121,0

1974 1. Vj. 124,5 134,5 118,4 124,7
_.

132,5 119,9 124,3 121,1 122,9 127,5
2. Vj. 128,8 146,4 121,2 128,9 138,7 124,1 128,0 122,1 127,0 128,8
3. Vj. 131,3 171,0 125,0 130,9 139,7 126,1 131,4 123,6 129,4 131,8
4. Vj. 133,0 180,2 132,5 132,0 139,8 121,3 • 132,5 126,6 131,3 133,5

1975 1. Vj. 134,6 196,3 139,1 133,0 138,3 131,4 132,8 126,6 - 136,5 - 134,9
2. Vj. 135,4 195,1 147,8 133,2 136,3 133,7 132,5 127,2 138,8 136,6
3. Vj. 135,7 197,9 151,2 133,3 135,6 .134,1 132,2 128,8 139,4 138,7
4. Vj. 136,1 199,2 155,2 .133,5 135,2 134,2 132,6 129,7 139,7 140,0

1976 1. Vj. 138,3 209,4 157,3 135,4 138,5 135,7 134,2 130,6 142,0 140,8
2. Vj. 140,5 210,2 158,3 137,9 142,3 138,0 136,0 131,4 144,7 142,6
3. Vj. 142,0 211,1 158,4 139,4 ~44,0 138,8 137,9 133,8 145,6 143,5
4. Vj. 142,2 213,0 159,9 139,4 142,6 139,2 138,7 134,8· 146,1 143,0

1977 1. Vj. 143,7 213,1 160,4 141,1 141,6 141,7 140,1 140,0 148,6 144,3
2. Vj. 144,8 211,5 161,1 142,2 141,3 143,7 141,0 142,4 150,8 145,2
3.Vj. 144,7 212,1 161,4 142,1 140,5 143,8 141,3 142,6 151,2 145,5

1) Ohne Umsatzsteuer. _
2) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert.
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Tab eIl e 51*

"Preisindizes iür Neubau und Instandhaltung, Baulandpreise 1)
1910 = 100

Neubau

Bauleistungen am Bauw"erk für

Zeitraum
'Wohn­

g"ebäude

gemischt
aenutzte
Gebäude

Bu
"ro- I gewerb- I landwirt­

liehe schaftliche
gebäude

Betriebsgebäude

Straßen­
baulei­
stu..TJ.gen

insgesamt

Instand­
haltung

von ~1ehr­

familien­
gebäu­
den 2)

Baureifes
Land

1960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975

1976

1972 Feb

:Yfai

Aug

Nov

1973 Feb

Mai

Aug

Nov

1974 Feb

Mai

Aug

Nov

1975 Feb

Mai

Aug

Nov

1976 Feb

Mai

Aug

r~ov

1977 Feb

:Yfai

Aug

57,7

62,1

67,2

70,7

74,0

TU
79,6

77,9

81,2

85,9

100

110,3

117,8

126,4

135,6

138,9

143,7

114,6

118,0

118,9

119,6

122,0

127,3

128,3

128,1

130,9

136.7

137,6

137,3

137,3

139,3

139,4

139,4

140,2

143,7

145,0

145,7

146,9

150,9

152,2

58,4

62,5

67,5

70,9

74,1

77,2

79,8

77,8

81,1

85,9

100

110,1

117,0

125,4

134,0

137,1

141,6

114,1

117,2

118,1

118,7

121,3

126,3

127,1

126,8

129,5

135,0

135,8

135,7

135.6

137,5

137,6

137,5

138,4

141,6

142,9

143,6

144,7

148,3

149,5

58,5

62,5

67,5

70,9

73,9

76,7

79,2

77,3

80,4

85,4

100

110,1

117,2

125,5

134,0

136,8

141,5

114,1

117,4

118,3

118,8

121,2

126,5

127,3

126,9

129,5

135,1

135,9

135,6

135,4

137,2

137,3

137,2 -

138,1

141,5

142,8

143,5

144,5

148,4

149,7

58,5

62,2

66,9

69,9

72,7

75,5

77,5

73,8

77,7

84,5

100

110,8

116,2

123,2

130,5

134,1

139,5

113,6

116,6

117,2

117,4

119,2

124,4

124,9

124,1

125,7

132,2

132,1

132,1

132,0

134,4

134,9
-

135,2

136,2

138,8

141,4

141,5

142,8

146,7

148,2

58,7

62,7

67,6

71,1

74,1 -
76,8

79,3

77,5

80,7

85,3

100

110,5

118,1

126,3

134,9

137,9

143,3

114,7

118,5

119,2

119,9

121,5

127,4

128,3

127,9

130,4

136,1

136,8

136,4

136,1

138,4

138,5

138,5

139,3

143,3

144,7

145,7

147,2

152,1

153,5

77,7

81,6

87,1

90,4

89,6

84,9

83,9

80,0

83,6

87,3

100

107,9

109,3

112,8

123,6

126,5

128,3

108,1

.109,6

109,7

109,9

110,1

113,7

113,9

113,3

119,9

124,5

125,2

124,7

125,2

127,3

126,9

126,6

126,8

128,7

128,9

'128,8

128,8

131,2

132,5

85,3

8S,2

lOG
110,7

117,7

126,1

138,3

14~,8

150,2

115,0

117,7

118,7

11S:,3

121,5

126,5

121',8

128,5

132,3

13~1,1

140,7

141,1

142,3

145,2

145,9

145,8

14fi,7

150,3

151.,5

152,3

15<1,6

15';',4

15~1,1

48,2

55,0

60,1

71,2

76,8

83,6

92,3

97,1

100

109,2

130,9

132,6

131,2

143,4

158;8

128,0

126,2

130,0

136,3

132,4

138,4

122,0

124,3

123,3

127,4

127,0

136,6

128,7

140,0

140,4

152,8

147,6

152,7

158,1

166,7

160,1

1) Einschließlich Umsatzsteuer.
2) Einschließlich Sdiönheitsr~paraturen.

3) Ohne Berlin.

291



Drucksache 8/1221 Deutscher Bundestag - 8. 'vVahlperiode

Tabelle 52"

Index der Ausiuhrpreise

1970 = 100

Güter Güter der gewerblichen \Virtschaft. der Ernäh- Investi- Ver-Zeitraum Insgesamt rungswirt- zu- I Roh- Halb- I Fertig-
schaft 1) sammen 1) _ stoffe 1) . waren 1j . waren 1) tions- brauchs-

güter 2) güter 2)

1962 88L2 88,3 88,1 98,2 88,1 87,8 81,9 88,1

1963 88,3 96,7 88,1 99,1 87,0 87,8 82,8 88,6

1964 90,4 97,4 90,1 103,0 90,4 89,7 84,6 90,1

1965 92,4 98,1 92,2 102,8 92,7 91,9 87,3 . 92,3'

1966 94,4 100,5 94,1 102,9 95,2 93,8 89,8 95,5

- 1967 94,3 98,9 94,1 99,3 95,2 93,9 90,8 96,9

1968 93,3 96,9 93,2 97,7 94,6 92,9 90,3 96,5

1969 97,0 98,8 97,0 98,6 97,1 - 96,9 95,1 98,2

1970 100 100 100 100 100 100 100 100

1971 103,4 102,5 103,4 107,3 99,8 103,6 106,8 104,7

1972 105,5 107,4 105,5 112,7 96,3 106,1 111,3 108,0

1973 112,3 119,5 112,1 118,3 113,0 111,8 116,8 113,8

1974 131,4 132,1 131,4 138,4 167,4 127,8 127.1 128,2

1975 136,5 132,2 136,6 158,1 156,8 134,1 138,1 . 135,8

1976 141,7 136,5 141,9 169,4 162,6 139,2 145,7 142,9

1972 1. Vj. 104,5 103,2 104,5 110,3 95,5 105,2 110,4 106,8

2. Vj. 105,1 105,1 105,1 110,5 95,2 105,8 111,2 107,5

3. Vj. 105,8 108,3 105,7 112,5 96,4 106,4 111,6 108,4

4.Vj. 106,8 112,8 106,6 117,6 98,0 107,0 112,2 109,4

1973 1. Vj. 109,6 116,4 109,4 119,2 103,7 109,6 115,1 111,8

2. Vj. 111,6 119,3 111,3 116,8 109,3 . 111,3 116,6 113,3

3. Vj. 112,6 119,9 112,3 117,5 113,4 112,0 117,4 113,6

4. Vj. 115,5 122,6 115,3 119,7 125,5 114,2 118,2 116,3

1974 1. Vj. . 125,6 132,6 125,4 125,6 160,5 122,1 122,7 124,9

2. Vj. - 130,7 125,3 130,9 133,9 169,9 127,2 126,3 127,7

3. Vj. 134,1 131,2 134,2 144,3 171,4 130,4 128,6 129,1

4. Vj. 135,1 139,0 135,0 149,8 167,7 131,5 130,8 130,9

1975 1. Vj. 135,9 130,6 136,1 155,7 161,2 133,2 135,5 133,7

2. Vj. 136,2 128,8 136,5 157,5 156,6 134,0 137,6 134,6 _

3. Vj. 136,5 133,5 136,6 158,0 154,2 134,4 138,8 136,5

4. Vj. 137,2 135,8 137,3 161,1 155,3 134,9 140,2 138,5

1976 1. Vj. 140,1 135,4 140,3 167,0 160,2 137,7 144,0 141,1

2. Vj. 141,9 136,0 142,1 169,1 164,1 139,2 145,7 142,9

3. Vj. 142,8 137,8 143;0 171,0 165,5 140,2 146,3 144,0

4. Vj. 141,9 136,8 142,1 170,6 160,6 139,5 146,7 143,7

1977 .~. Vj. 143,3 141,2 143,3 170,2 159,5 141,0 149,9 146,0

2. Vj. 144,1 145,1 144,1 168,7 158,2 142,0 151,5 146,7

3. Vj. 143,8 141,2 143,9 166,4 155,2 142,2 151,9 146,8

1) Kam \Varengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert.
2) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert.
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Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Index der Einfuhrpreise

1970 = 100

Druckl;ache 8/1221

Tab e 11 e 53"

-
Güter - Güter der-gewerblichen '\Yirtschaft

der Ernäh-
Zeitraum Insges~nit Roh-

I
Halb-

I
Fertig-

I
Investi-

I
Ver~

rungswirt- zu- I tions- brauchs-
schaft I} sammen 1) . stoffe 1) waren 1) waren 1) güter 2) güter 2)

1962 94,6 94,4 94,5 104;t 84,5 95,8 94,1 97,7

1963 96,4 98,6 95,3 105,i 85,1 96,9 96,4 99,8

1964 98,1 100,0 97,2 106,2 88,2 98,4 97,8 96,4

1965 100,6 104,6 98,6 105,6 92,2 99,4 99,1 94,8
.-

1966 102,3 104,6 101,1 107,3 96,2 101,5 10~,6 96,8

1967 100,1 101,1 99,6 104,4 94,7 100,6 101,:: 99,6

1968 99,4 97,4 99,9 104,7 96,5 99,6 102,G' 101,3

1969 101,0 100,6 101,1 102,8 100,1 101,0 102,:: 100,3

1970 100 100 100 100 100 100 100 100

1971 100,4 98,4 100,9 109,5 93,9 100,8 . 102,~ 103,7

1972 . 99,8 101,1 99,5 106,4 89,6 100,9 102,0 .104,3

1973 112,6 ·121,7 110,4 125,0 114,5 104,7 102,4 119,7

1974' 144,8 132,6 147,8 234,4 161,1 118,0 108,0 137,3

1975 . 142,3 124,7 146,7 227,1 147,4 123,0 H8,e 142,3

1976 151,8 -136,8 155,5 248,3 157,0 127,9 125,2 149,6

1972 1. Vj. 98,S 99,3 98,3 105,2 87,8 99,9 101,4 102,7

2. Vj. 98,8 98,9 98,8 105,5 88,1 100,6 101,5 103,1

3. Vj. 99,2 98,4 99,4 105,0 89,5 101,2 102,2 104,3

4.vf 102,7 107,7 101,5 109,7 93,{) 101,9 102,9 107,1
-

1973 1. Vj. 108,2 118,0 105,8 116,0 100,7 104,6 104,1 112,6

2. Vj. 111,2 125,1 107,7 116,8 108,0 105,0 103,1 115,8

3. Vj. 110,6 120,0 108,2 118,6 112,0 103,8 100,4 116,0

I
-

4. Vj. 120,6 123,8 119,9 148,5 137,2 105,5 102,1 134,3

1974 LVj. 144,1 137,0 145,9 236,6 164,3 113,1 105,1 140,3

I 2. Vj. 144,0 128,4 147,9 233,1 166,0 116,9 105,7 135,0
I 3. Vj. 145,2 129,1 149,2 235,1 160,3 120,3 109,4 136,6

4. Vj. 145,6 135,9 148,1 232,8 153,6 121,5 111,6 137,1

1975 1. Vj. 141,1 127,0 144,Q 222,0 143,5 122,4 114,9 135,8
-

2. Vj. 139,2 120,7 143,8 217,9 143,6 122,2 117,4 138,7

3. Vj. 142,5 124,5 147,0 225,3 150,1 123,1 120,D 145,1
I

4. Vj. 146,4 126,7 '151,3 243,2 152,2 124,2 122,0 149,5

1976 1. Vj. '149,5 133,2 153,6 248,3 152,9 126,2 124,~ 148,4

2. Vj. 152,0 135,4 156,2 249,6 159,5 127,8 125,1 H9,6

3. Vj. 153,8 138,1 157,6 251,6 161,9 129,1 125,E, 150,8

4. Vj. 151,8 140,7 154,5 243,7 154,5 128,6 125,7 149,6

1917 1. Vj. 156,8 155,9 157,1 252,7 158,1 128,9 125,7 152,4

2. Vj. 151,2 159,2 156,7 250,8 157,3- 129,1 125,7 153,3

3. Vj. 152,1 142,3 154,5 245,3 151,7 129,0 125,8 152,9

- '.

1) Xach \Varengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert.
2. Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert.
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Tab e 11 e 54"

Deutscher Bundestag - 8. vVah1periode

Preisindex ~ür die Lebenshaltung

Alte Systematik

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte 1)

1970 = 100

Gesamt- Ge- Hei- Reini- Bildung,
lebenshaltung

Ernäh- tränke Woh- zung Haus- Beklei- gung Unter- Ver-Zeitraum
einsml. I ohne und nung 2)

und Be- rat dung und haltung kehrrung Tabak- leuch- Körper- und Er-
Ernährung waren tung pflege holung

1950 64,5 65,7 64,6 103,5 41,4 56,0 84,2 76,4 65,2 55,2 61,2

1951 69,6 70,2 70,6 101,5 42,1 60,6 93,1 84,7 70,1 59,8 68,6

1952 71,0 70,1 73,7 103,1 42,8 65,1 92,3 78,9 69,6 61,4 71,6

1953 ·69,8 68,8 72,5 96,6 44,3 67,2 87,6 74,8 67,7 60,6 72,2

1954 3) 69,9 68,2 73,4 89,6 44,3 70,9 86,1 13,8 42,1 59,6 72,7

1955 71,0 69,1 74,9 88,8 45,6 72,6 86,7 73,8 43,2 60,9 73,1

1956 72,8 70,7 77,1 88,6 48,6 74,0 88,5 74,5 44,0. 62,5 72,4

1957 74,4 72,3 78,4 88,5 49,2 75,9 91,8 77,3 71,6 64,5 73,0

1958 75,9 73,9 80,0 88,3 50,0 79,1 92,3 79,6 73,2 66,2 78,5

1959 76,7 74,2 81,4 87,4 51,3 79,8 91,1 79,3 74,0 67,3 79,7

1960 } 77,8 75,7 81,9 87,3 54,4 80,7 91,0 80,8 75,1 69,1 > 80,9
1961 4) 79,6 78,1 82,8 87,3 59,1 82,1 92,9 82,6 77,1 71,6 83,2

1962 81,9 80,1 86,1 88,1 61,1 83,6 94,4 84,8 79,9 74,8 84,2

1963 84,4 82,3 88,9 88,9 64,6 85,8 94,8 86,8 81,8 77,6 87,8

1964 86,4 84,2 91,0 89,5~ 68,6 87,0 95,5 88,5 83,3 80,2 88,7

1965 89,3 86,5 95,2 89;7 72,6 88,6 97,2 90,9 85,9 83,3 89,6

1966 92,4 90,1 97,5 93,3 79,2 89,7 98,4 93,8 89,7 86,6 93,1

1967 93,8 92,4 96,9 95,9 84,1 90,6 97,8 95,1 91,1 89,6 96,0
-

1968 95,0 95,0 95,0 97,5 89,5 96,9 96,6 95,1 95,7 93,9 97,9

1969 96,9 96,6 97,7 97,4 96,1 97,1 96,7 96,0 96,9 95,5- 97,S

1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 -
1971 105,1 105,4 104,3 102,§ 105,9 103,4 104,1 106,0 105.0 104,4 109,2 .

1972 110,7. 110,9 110,3 108,0 112,1 107,3 107,8 112,5 109,7 108,9 115,9

1973 118,2 118,1 118,5 115,4 119,4 120,1 111,7 121,1 115,0 115,6 123,2

1974 126,3 126,6 125,4 118,2 126,3 137,0 119,5 130,0 122,7 126,3 134,0

1975 134,0 134,4 132,9 121,8 135,8 154,0 125,7 136,6 130,2 135,5 140,9

1976 140,2 140,0 140,5 125,8 143,3 163,4 128,9 141,3 134,6 142,0 147,0

1976 1. Vj. 138,5 138,3 138,9 123,9 141,0 162,9 128,6 139,5 133,2 139,9 144,6

2. Vj. 140,5 139,7 142,6 124,6 143,1 162,9 129,0 140,6 134,3 140,9 147,4

3. Vj. 140,5 140,5 140,5 126,0 144,1 - 163,6 128,3 141,4 135,0 142,8 148,2

4. Vj. 141,2 141,7 140,0 128,6 144,9 164,3 129,5 143,5 135,8 144,3 147,9

- -
1977 1. Vj. 143,8 144,1 142,9 137,1 146,4 165,7 131,7 145,4 137,2 145,6 148,9

2. Vj. 145,5 145,7 145,0 140,0 147,6 164,6 132,6 147,1 . 138,4 146,6 151,8

3. Vj. 145,7 146,7 143,2 142,7 148,6 164,8 132,3 148,2 139,2 147,7 152,5

1) Haushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes.
2) Bis einsmließliäl 1967 bei Neubau-\Vohnungen nur sozialer 'Wohnungsbau.
3) Ohne Saarland und Berlin. .
4) Ohne Berlin.



Deutscher: Bundestag - 8. 'Wahlperiode

Preisindex iür die Lebenshaltung

Neue Systematik

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte 1)

1970 = 100

Drucks:ache 8/1221

Tabelle 55*

Gesamt- Ver.-
lebenshaltung Nah- Elektri- tibrige kehr, Körper- Bildung Persön-

rungs- Klei- Woh- zität, Haus- Nach- und Ge- und lic..1te
Zeitraum einsehl. I ohne und dung, nungs- Gas, halts- richten-

,und· -1-' t
Aus-

Genuß- Schuhe miete 3) Brenn- führung über- heits- ~n er- stattung
Nahr.ungs- und mittel 2) stoffe mitt- pflege haltung u.ä.
Genußmittel 2) lung

1962 .81,9 78,9 86,4 85,0 60,7 83,3" 89,4 84,1 75,7 82,0 78,4

1963 " 84,4 81,4 88,9 86,9 64,1 85,5 91,1 87,9 17,9 83,2 81,0

1964 86,4 83,4 90,1 88,6 68,0 86,8 92,4 88,9 80,0 84,8 83,7

1965 89,3 86,0 94,2 91,0 71,9 88,4 94,9 89,8 82,7 87,1 86,1

.1966 92,4 89,5 96,8 93,9 78,6 89,6 96,8 93,5 87,2 89,5 88,9

1967 93,8 Sl,8 96,8 95,3 83,9 90,4 96,8 96,1 89,1 91,5 92,4

1968 95,0 94,6 95,7 95,1 89,5 96,9 96,4 98,0 94,8 94,3 96,3

1969 96,9 96,5 97,6 96,1 96,2 . 97,1 96,6 97,3 96,2 95,3 98,0

1970 100 100 "100 100 100 100 100 100 100 100 100

1971 105,1 105,8 103,S W6,1 105,8 103,4 - 104,6 106,3 105,6 104,7 110,6

1972 110,7 111,3 109,7 112,5 112,0 107,3 108,6 112,9 111,0 108,5 115,8

1973 118,2 118,6 117,7 120,9 119,4 120,4 112,6 120,6 117,5 114,3 - 122,3-
19i'4 126,3 l27,9 123,5 129,9 ·126,1 137,5 120,ß 132,6 126,1 124,3 128,8

1975 134,0 136,3 130,0 136,4 135,7 154,7 127,9 141,1 134,1 132,2 133,2

1976 140,2 142,2 136,6 141,0 143,2 164,3 131,5 148,2 139,3 137,0 137,7

19731.Vj. 115,6 115,7 115,4 117,6. 117,0 113,4 112,0 117,1 115,0 112,2 118,6

2.Vj. 117,7 117,3 118,3 120,0 118,6 114,7 112,5 119;4 116,8 113,7 119,1

3.vj. 118,8 119,3 117,9 121,7_ 120,1 119,4 111,9 122,5 118,3 114,9 124,9

4.Vj. 120,9 121,9 119,3 124,3 121,7 133,8 114,1 123,2 119,8 116,3 126.2

19741.Vj. 123,7 124,7 121,8 126,4 124,1 137,9 117,6 126,8 121,9 120,4 i27,3

2.Vj. 125,8 126,8 123,9 129,0 125,6 132,9 119,8 132,2 124,8 123,3 128,2

3.Vj. 126,9 128,9 123,4 - 130,6 126,8 137,3 120,9 135,5 127,6 125,5 129,4

4.Vj. 128,7 130,9 124,9 133,4 128,0 141,8 124,9 135,8 130,0 128,0 130,4

19751.Vj. 1-31,2 133,6 127,1 134,9 130,9 148,3 -127,4 138,6 132,2 130,2 131,3

2.Vj. 133,7 135,7 130,5 135,9· 135,5 150,9 127,S 140,8 133,7 131,6 132,0

3.Vj. 134,8 137,1 130,9 136,6 137,6 157,1 127,3 141,8 134,7 - 132,8 134,2-

4.Vj. 136,1 138,8 - 131,4 138,0 138,8 162,5 129,0 143,3 _ 135,9 134,1 135,5

19761.Vj. 138,5 140,5 135,0 139,3 140,9 163,8 131,2 145,4 137,6 135,5 136,0

2.Vj. 140,5 142,0 131,8 140,3 143,0 163,8 131,6 148,7 139,0 136,7 136,4

3.Vj. 140,5 142,7 136,6 141,1 144,0 164,4 131,0 149,5 139,9 137,4 138,6

4.Vj. 141,2 143,7 137,0 143,3 144,8 165,2 132,3 149,2 140,8 138,4 _ 139,7

1917 1.Vj. 143,8 145,2 141,3 145,1 146,3 166,5 134,6 149,3 142,6 139,5 142,6

2.Vj. 145,5 146,6 143,7 146,8 147,5 165,5 135,6 151,9 144,1 140,3 145,0

3.Vj. 145,7 147,3 143,1 147,9 148,4 165,7 135,5 152,7 145,0 140,9 145,9

lJ Haushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvo!standes.
2) Einschließlich Verzehr in Gaststätten.
l) Bis einsChließlich 1967 bei Keubau-\Vohnungen nur sozialer \Vohnungsbau.
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Tab e 11 e 56"

Deutscher Bündestag - 8. 'Wahlperiode

Preisindex für die Lebenshaltung

Neue Systematik

Alle privaten Haushalte

1970 = 100

Gesamt- - Ver-
lebenshaltung Nah- Elektri- Ubrige kehr, Körper- Bildung Persön-

runas- Klei- Woh- zität, Haus- :0raeh- und Ge- und liehe
Zeitraum einseh!. j ohne und dung, nungs- Gas, halts- richten- sund- lJnter- Aus-

Genuß- Schuhe miete Brenn- führung über- heits- haltung stattung
N ahrungs- und mittel') stoffe mitt- pflege u. ä.
Genußmittel') lung

1962 81,6 79,1 86,0 86,5 61,9 82,4 88,9 84,1 71,0 7S,1 84,2

1963 84,0 81,5 88,4 88,4 65,3 85,0 90,6 86,9 73,2 80,3 85,9

1964 85,9 83,5 90,3 89,6 69,0 86,5 91,5 87,8 75,9 83,2 87,3

1965 88,7 85,9 93,6 91,6 72,9 88,2 93,2 88,5 79,7 86,1 89,3

1966 91,9 89,3 96,4 94,0 78,7 89,3 9.5,2 92,1 - 84,8 89,0 91,6

1967 93,4 91,9 96,4 95,2 . 84,0 90,5 95,2 95,0 87,7 92,0 93,8

1968 94,9 94,6 95,5 95,2 90,1 95,8 95,5 97,7 92,5 94,4 96,5

1969 96,7 96,2 97,7 96,2 95,8 95,7 96,0 97,1 94,7 95,4 - 98,1

1970 100 100 100 100 100 100 100 100' 100 100 100

1971 105,3 106,0 103,8 105,9 106,1 10~,4 105,3 106,7 106,9 104,5 101,3

1972 111,1 111,7 109} 112,3 112,5 110,1 109,7 114,0 113,8 108,1 111,9

1973 118,8 119,2 118,0 120,7 119,2 128,2 114,3 122,6 121,6 113,7 117,8

1974 127,1 128,9 123,6 129,7 125,1 149;8 123,1 134,9 131,8 123,4 124,4

1975 134,7 137,0 130,1 136,3 133,2 165,5 131,0 143,4 141,3 130,8 129,4

1976 140,8 142,8 136,8 140,9 140,0 176,4 135,5 150,1 148,1 135,8 133,6

19731.Vj. 116,0 116,2 115,6 117,3 117,0 118,1 113,5 119,0 118,6 111,7 114,7

2.Vj. 118,2 117,9 -119,0 119,9 118,6 119,8 114,1 121,4 120,8 113,1 115,6

3.Vj. 119,3 119,9 118,3 121,5 119,8 126,7 113,6 124,5 122,7 114,2 119,8

4.Vj. 1·21,7 122,9 119,0 124,1 121,2 148,3 116,2 125,3 12·4,4 115} 121,0

19741.Vj. 124,6 125,9 121;8 126,3 123,2 153,2 119,8 129,1 127,2 119,8 122,4

2.vj. 126,6 127,8 124,2 128,9 124,6 144,4 122,1 134,5- 130,5 122,5 123,5

3.Vj. 127,8 129,9 123,6 130,5 125,8 148,6 123,3 138,0 133,5 124,4 125,3

4.Vj. 129,5 131,9 124,7 133,3 126,8 153,2 127,2 137,9 135,9 126,8 126,5

19751.Vj. 132,0 .134,4 127,1 134,9 129,4 158,2 129,9 140,8 138,4 128,9 127,7

2.Vj. 134,5 136,2. 131,0 135,8 132,9 160,1 130,9 143,1 140,7 130,2 128,3

3.Vj. 135,5 137,7 131,1 136,5 134,6 168,1 130,5 144,2 142,2 131,4 130,3

4.Vj. 136,7 139,5· 131,1 137,9 135,8 175,4 132,6 145,4 143,9 132,9 131,4

19761.Vj. 139,0 141,2 134,7 139,2 137,8 176,~ 134,9 147,4 145,8 134,3 132,1

2.Vj. 1.41,1 142,5 138,1 140,3 139,8 176,6 135,4 150,5 147,7 135,5 132,5

3.Vj. 141,2 143,3 137,0 141,0 140,7 176,5 135,1 151,5 148,9 136,2 134,4

4.Vj. 141,9 144,3 137,2 - 143,1 141,6 177,2 136,6 151,0 150,0 137,2 135,4
,

1977 1.Vj. 144,6 145,9 141,8 144,9 143,1 179,1 138,9 151,2 152,0 138,3 137,6

2.vj. 146,5 147,2 145,2 146,7 144,2 177,4 140,0 153,7 153,8 138,9 139,2

3.Vj. 146,9 148,0 144,5 147,8 145,3 177,6 140,2 154,5 155,1 139,6 140,5

') Einschließlich Verzehr in Gaststätten.
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Löhne und Gehälter

1970 = 100

Brutto- Tarifliche

stun- I vro- Imonats- I -
den- ehen- Stunden- \Voehen-

Brutto- Monatsgehälter
lohn- und verdienste löhne
-gehalts-

Zeitraum summe je gewerb- gew.erb- . gewerb-
besehäf- Indu- liehe liehe liehe
tigten strie 1) Prodli- 'Wirt- Produ- Wirt- Produ- Wirt-

Abhän- zieren- schaft zieren- sehaft zieren- schaft
gigen Industrie 1) und des Ge- und des Ge- und des Ge- undHan-· werbe 1) Gebiets- werbe 1) Gebiets- 'w'erbe 1) Gebiets-

I
dei 2) körper- korper~ körper-

schaften schaften schaften

1960 44,6 44,3 45,3 48,7 48,6 48,7 53,0 52,8 54,4 55,4

1961 49,2 48,8 49,9 52,9 52,5 ' 52,6 57,1 56,9 59,0 59,7

1962 53,7 54,4 55,0 57,4 58,0 57,9 61,9 61,7 64,0 64,2

1963 57,0 58,5 58,7 61,2 61,8 61,7 65,4 65,2 67,4 67,9

1964 62,1
-

66,0 71,063,4 63,4 65,2 65,8 68,6 68,4 70,6

1965 67,8 69,6 69,8 70,6 71,0 70,9 73,4 73,2 75,4 75,7

1966 72,7 74,2 73,8 75,7 76,0 76,1 78,2 78,2 80,1 80,3

1967 75,1 76,6 73,4 78,7 79,6 79,4 80,6 80,5 82,2 82,8

1968 79,8 80,0 78,4 .82,4 83,0 82,7 83,7 83,6 84,9 85,5

1969 87,1 87,1 86,9 88,9 88,4 88,3 89,0 88,9 90,4' 90,7

1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

1971 111,8 111,0 108,8 110,2 113,0 113,7 112,8 113,2 111,7 111,3

1972 121,8 120,9 117,4 119,9 122,8 124,5 122,5 123,6 120,9 121,0

f973 136,4 133,5 129,7 132,1 134,5 136,9 134,0 135,7 132,4 132,9

1974 151,9 147,1 140,0 145,7 150,4 153,2 149,7 151,4 147,5 148,1

1975 162,8 a) 158,7 146,3 157,5 163,9 167,2 162,9 164,6 160,4 160,4

1976 174,1 a) 168,8 158,6 167,6 173,2 176,5 172,1 173,6 169,5 168,9

19'41'"1
} 144,7 { 138,7 131,1 137,7 144,5 147,2 143,9 145,7 142,5 _142,5

Apr 146,4 139,8 145,1 148,1 151,0 147,5 149,5 146,4 147,5

Jul
} 159,3 { 151,6 145,2 149,5 153,8 156,4 153,0 .154,7 150,1 150,7

Okt 151,8 143,9 150,3 155,0 158,2 154,2 155,8 151,1 151,5

1975 Jan
} 156,5 a) {

153,5- 138,8 152,0 160,4 163,6 159,4 161,1 157,1 156,9

Apr 158,0 145,9 157,4 162,4 165,9 161A 163,4 159,7 160,3

Jul
} 169,1 a) {

161,5 150,5 160,1 166,2 169,4 165,2 166,9 162,2 162,0

Okt 3) 161,6 150,0 160,5 166,5 169,8 165,5 167,1 162,6 162,3

1976 Jau
} 166,9 a) {

1?3,3 148,8 162,0 169,3 172,1 168,3 169,3 165,6 163,9

Apr 167,5 157,0 166,5 172,0 175,5 171,0 172,7 169,1 169,1

~~1
} 181,3 a) {

171,6 163,1 170,5 175,5 178,9 174,4 176,0 171,5 171,7

172,7 165,5 171,4 175,9 179,3 174,8 - 176,0 171,9 171,3

-
1977 ~: } 178,9 a) {

175,0 161,4 173,1 181,3 183,8 180,2 180,9 177,7 174,5

179,6 169,6 178,3 183,9 187,5 182,8 184,5 180,9 180,2

Jul 184,1 174,5 182,1 188,4 191,7 187,3 188,6 183,5 182,3

1) Einschließlich Hoeil- 'und Tiefoau, -
2) EinsChließlich Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe.
3) Für Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten Abhängigen: Halbjahre.
a) Vorläufige Ergebnisse.

304



Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode

SACHREGISTER

(Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Textziffern)

Drucksache 8/1221

Abschre!bungserleichteru~gen 441 ff.

Agrarpreispolitik 402

Aktienmarkt 190

Angebotsprobleme 266 ff.

Arbeitskräite 99

Arbeitslosigkeit 100 ff.

-- Dauer der Arbeitslosigkeit 111 f.

-- Fluktuation 111 ff.

-- in den wichtigsten Industrieländern 18 ff., 212

..,..- Jugendarbeitslosigkeit 111 f.

-- konjunkturelle 103 ff.

-- stille Reserve 101

-- strukturelle 103 ff.

-- von Ausländern 99, 130

-- von Frauen 120 f.

-- von Minderqualifizierten 114, 116

-- voraussehbare Entwicklung 231 f.

Arbeitsmarkt

-- Arbeitsmarktpolitik 122 ff.

Arbeitsproduktivität

-- s. Produktivität

Arbeitszeit 94,344 f., 411 ff.

flJbeitszeitverkürzung 261 ff., 418 ff.

Ausbildungspolitik 459 ff.

Ausfuhr 16

Ausiuprpreise 83

Auslandsnachirage 61 ff., 221 ff.

Auslastungsgrad des Produktionspotentials

-- s. Produktionspotential

- Bauwirtschait

-- Nachfrage 11 ff.

-- Produktion 93

Belgien 36, 209

Beschäitigung 61 f., 91

Beschäitigungspolitik 20 ff.

Bildungspolitik 459 ff.

Binnennachfrage 61 ff.

Bruttosozialprodukt

- s. Produktion, Gesamtwirtschaft

Dänemark 35,209

Einfuhr 16

Einiuhrpreise 80

Einkommen

- aus unselbständiger Arbeit 61,132,135

- aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 61,136
, -

- der privaten Haushalte 131 f.

----: Umver~eilung 131 ff., 139 ff., 235

Entwicklungsländer 13 ff.

Erwerbspersonenpotential 99,332

Europäische Gemeinschaft

- Geldpolitik 31

- Gemeinschaftshaushalt 48 ff.

- konjunkturelle Entwicklung 10,210

- wirtschaftspolitische Konvergenz 45 ff.

Existenzgründungshilfen 281 ff., 447 ff.

Forschung-und Entwicklung 219 f., 446 ff.

Frankreich 34,201

Geldbasis 113 ff., 409, Anhang VI

- Bestimmungsgründe 116 ff.

- Expansion 116

- Steuerung 114, 111 ff.

305



Drucksache 8/1221 Deutscher Bundestag - 8. \Vahlperiode

Geldpolitik 112 ff., 403 ff., 412 ff.

- mengenorientierte 175 H., 404 ~f.

- und Zinsen 3"12 f., 412 ff.

Geldwert 345 ff.

Gewinne

- Gewinnmargen 83 f., 235, 303

Großbrilannien 32,206

Industrieproduktion
- in den wichtigsten Industrieländern 1,5,8, 10

Investitionen

- Erweiterungsinvestitionen 71

- Investitionshemmnisse 282

- Investitionsneigung 63 ff.

- Rationalisierungsinvestitionen 444

- und Vollbeschäftigung 333 f.

- und 'Wachstum 326 ff., 436 ff.

- und Zinsniveau 309 ff.

- voraussehbare Entwicklung 217 ff., 224 ff.

Investitionsförderung 437 ff:

Italien 33, 208

Japan 6 f., 205

Löhne

- EHektivverdienste 79 -

- in den wichtigsten Industrieländern 24

- Lohndrift 79

- Lohnstückkosten 82

- Reallöh.ne 288 H., 393 H.

- Tariflöhne 78

- und Beschäftigung 288 ff., 297 if.

'-- voraussichtliche Entwicklung 215,218

Lohnpolitik 132 f., 362 H., 387 ff.

Lohnquote 135

Mindestreservepolitik 177

MobIlitätsförderung 331 H.

.Monetäre Politik

- s. Geldpolitik

Nachfrageschwäche

- dauerhaft 249 ff., 474 ff.

- konjunkturell 244 ff.

Niederlande 36, 209

Oifene Stellen 98

Kapazilätsauslastung der Industrie 92,246
Offenmarktpolitik 178,316

Kapitalintensilät 330

Kapilalmarkt 189 ff., 316

Kapitalverkehr 191 f.

Kassenhaltung

- s. Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes

Kaufkrafttheorie .292 ff.

Konjunkturelle Entwicklung

- in der Bundesrepublik 53 ff.

- in der Welt 1 ff., 193 ff., 247

- voraussehbare 193 ff., 213 ff.

Konjunkturverbund 270

Kreditvergabe der Banken 185 H.

- Konsumentenkredite 66

306

Uifentliche Finanzen 142 ff., 418 ff.

- Ausgaben 144 H., 420 H.

- Einkommensteuer 154 f.

- Finanzierungssaldo 159

- Finanzpolitik 418 ff.

- Gemeindefinanzen 150,158,432 H.

- Gewerbesteuer 432 ff.

- in der EG 32 ff.

- Investitionen 145 ff.

- konjunkturelle Wirkungen 160 ff., 163,420 ff.

- .konjunkturneutrales Haushaltsvolumen 161,
Anhang VI

- K~:msolidierung 142, 166, 319 ff., 418 H.

- Personalausgaben 146

- Rezessionsbekämpfung 166,318 H.

- Steuereinnahmen 151 ff., 421 ff.

- Steuerpolitik 156 f., 437 ff.

- Steuerquote 143, 420

--:-- Steuerreform 425 f., 432 ff., 437 ff.



Deutscher Bundestag - 8. 'Wahlperiode Drucks;ache 8/1221

-- Steuerschätzung 152

-- Struktur der öffentlichen Ausgaben 144 ff.

-- voraussehbare Entwicklung 216

Usterreich 22, 209

OPEC-Länder 12

Preisentwicklung

-- Einfuhrpreise 80

-- in den wichtigsten Industrieländern 23 L, 211

-- Investitionsgüter 74

-- landv.irtschaftliche Produkte 83

-- Nahrungsmittel 83

-- Rohstoffe 14,23

-- Verbraucherpreise 85 f.

-- voraussichtliche ;Entwicklung 233 L

Produktion

-- Gesamtwirtschaft 87 L, 230

-- Industrie 90 ff.

Froduktionspotential 87 ff., Anhang VI

-- Auslastung 87

-- Industrie 90

-- 'Wachstum 88

Produktivität 82, 94 ff.
-- und Kachfrage 254 ff.

Frogramm fürZukunitsinvestitionen 148

I=rotektionismus 37 H.

:Reallohnposition 133 f., 290, Anhang VI

Realzins 307 ff.

:Refinanzierungspolitik ·177, 179 ff.

Rentenversicherung 167 ff., 427 ff.

Risikobeteiligung des Staates 437 ff., 450

Risikokapital 451

Schweden 21, 209

Sozialversicherung 167 fL, 427 ff.

-- Arbeitslosenversicherung 107,427 f.

-- Krankenversicherung 170

-- Rentenversicherung 168 f., 427 ff.

Sparquote 66

StaatshandelSländer 16

Staatsverschuldung 161

Strategien 352 H.

Stru!'-turpolitik 283 ff., 446fL

Strukturwandel 273 H., 449 ff.

Technischer Fortschritt· 258 ff., 474 ff.

Umlauisgeschwindigkeit des Geldes 182 ff., 406 f.

Verbrauchskonjunktur 64 ff., 219 f.

Vereinigte Staaten 4 ff., 204

Volkswirtschaitliche Gesamtrechnungen 89,164

Vorsorge, wachstumspolitische 437 ff., 446 ff.·

Wachstumspolitik 436 ff.

'Wachstumsziel 480 H.

Währungspolitik 416 f.

\Vechselkursentwicklung 192

'- Dollar 28

- im Floating-Block 46

- in derEG 26

- reale Bewertung 192,271 ff.

.- und Löhne 305 f.

Welthandel 11

\Vettbewerbsposition gegenüber dem Ausland
268·ff.

Wii-tschaitspolitische Ziele 340 ff., 480 ff.

Zahlungsbilanz 192

- der wichtigsten Industrieländer 27 ff.

Zentralbankgeldmenge

- s. Geldbasis

Zinsen 81,186 f., 307 ff.

Zinsstruktur 186 f., 413

.307


	77_78 1.pdf
	Foliennummer 1




